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Vorwort	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

VORWORT

Am 21.8.2018 trat das neue Bundesvergabegesetz 2018 (BVergG 2018) in Kraft. Damit wurde – über 
zwei Jahre nach Ablauf der Umsetzungsfrist – die aktuelle EU-Vergaberichtlinie (2014/24/EU) auch in 
Österreich vollständig umgesetzt. Zuvor waren Teilbereiche der Richtlinie, insbesondere die Stärkung 
des sogenannten “Bestbieterprinzips”, bereits im Rahmen der BVergG-Novelle 2015/16 umgesetzt 
worden.

Das BVergG 2018 geht jedoch sowohl quantitativ als auch qualitativ über die letzten Novellen des 
Bundesvergabegesetzes hinaus und beinhaltet neben der Kodifikation relevanter (europäischer und 
nationaler) Rechtsprechung auch grundlegende Veränderungen des Rechtsbestandes bis hin zur 
Einführung neuer Verfahrensarten. Diese weitreichende Neufassung des Vergaberechts in Österreich 
haben wir als Anlass für die vorliegende Publikation des BVergG 2018 genommen. Sie soll einen 
einfachen Zugang und Überblick über das neue Bundesvergabegesetz bieten, das im Detail einige 
neue Fragen aufwirft und zudem – trotz des ausgerufenen Ziels der Vereinfachung – auch im Umfang 
wieder deutlich angewachsen ist.
Inhaltlich bringt das BVergG 2018 eine ganze Reihe wesentlicher Änderungen. Besonders hervor- 
zuheben ist dabei die Einführung der sogenannten Innovationspartnerschaft als neue Verfahrensart. 
Sie soll es Auftraggebern ermöglichen, gemeinsam mit Vertragspartnern Produkte bzw Leistungen 
zu entwickeln, die noch gar nicht am Markt verfügbar sind. Wie groß die praktische Relevanz dieser 
neuen Verfahrensart sein wird, werden die kommenden Jahre zeigen.
Praxisnah sind die Lockerungen der Anforderungen für die Wahl des Verhandlungsverfahrens, das 
nunmehr seinen bisherigen “Ausnahmecharakter” weitgehend verliert. Nicht minder wichtig, wenn auch 
bereits durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes vorgegeben, ist die Kodifikation 
der Zulässigkeitsvoraussetzungen nachträglicher Vertragsänderungen. Insbesondere die sogenannte 
“safe harbor”-Klausel, wonach Änderungen unterhalb eines gewissen Umfangs jedenfalls nicht zu einer 
verpflichtenden Neuausschreibung führen, ist für Auftraggeber wie Auftragnehmer höchst interessant.
Neben zahlreichen Verschärfungen, etwa neuen Meldepflichten für Bauaufträge, neuen Straf- 
bestimmungen für die Nicht-Kündigung von vergaberechtswidrig geschlossenen Verträgen und Geld- 
strafen für Verstöße gegen die (erweiterten) Bekanntgabeverpflichtungen, bringt das BVergG 2018  
in vielen Bereichen auch Erleichterungen sowie neue und durchaus hilfreiche Gestaltungsmöglichkeiten. 
Dies betrifft beispielsweise die Einführung von (ausschreibungsfreien) Verwaltungskooperationen, 
die Erweiterung des Einsatzbereiches von Verhandlungsverfahren sowie die Erweiterung von Aus- 
nahmetatbeständen, etwa für Kredit- und Darlehensaufnahmen. Zudem führt das BVergG 2018 die 
Kategorie der “sozialen und besonderen Dienstleistungen” ein. Letztere lösen das bisherige System 
der “prioritären” und “nicht prioritären” Dienstleistungen ab und schaffen für eine sehr umfangreiche 
und vielfältige Art von Dienstleistungen, insbesondere im sozialen, gesundheitlichen und kulturellen 
Bereich, ein – jedenfalls im Unterschwellenbereich – erleichtertes Vergaberegime.
Für die Administration von Vergabeverfahren ist insbesondere die Einführung der verpflichtendene 
Vergabe die wesentliche Neuerung. Ab Oktober 2018 sind grundsätzlich alle Vergabeverfahren 
elektronisch abzuwickeln. Neben technisch-administrativen Herausforderungen, die sich daraus 
gleichermaßen für Auftraggeber wie Bieter ergeben, werfen die neuen Regelungen auch neue rechtliche 
Fragestellungen auf; etwa, ob bei zweistufigen Vergabeverfahren nunmehr tatsächlich bereits mit der 
Bekanntmachung auch die Unterlagen der zweiten Verfahrensstufe vollständig zu publizieren sind.
Wenngleich das neue Bundesvergabegesetz einer zusätzlichen Verkomplizierung des Vergaberechts 
bezichtigt wurde, meinen wir, dass die Vorteile und Möglichkeiten, die das neue Gesetz bietet, 
überwiegen. Für Auftraggeber wie auch für Bieter ist das BVergG 2018 gleichermaßen Herausforderung 
wie Chance. Das Vergaberechtsteam von WOLF THEISS hilft Ihnen jederzeit gerne, sich den 
Herausforderungen zu stellen und die sich bietenden Chancen zu nutzen.
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Regelungsgegenstand und Begriffsbestimmungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

Regelungsgegenstand
§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt insbesondere
1.	 die Verfahren zur Beschaffung von Leis-

tungen (Vergabeverfahren) im öffentlichen 
Bereich, das sind die Vergabe von öffent- 
lichen Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf-
trägen sowie die Durchführung von Wett-
bewerben durch öffentliche Auftraggeber 
und die Vergabe von bestimmten Bau- und 
Dienstleistungsaufträgen, die nicht von 
öffentlichen Auftraggebern vergeben, aber 
von diesen subventioniert werden (2. Teil),

2.	 die Verfahren zur Beschaffung von Leis-
tungen (Vergabeverfahren) im Sektoren-
bereich, das sind die Vergabe von Liefer-, 
Bau- und Dienstleistungsaufträgen durch 
Sektorenauftraggeber sowie die Durch- 
führung von Wettbewerben durch Sekto-
renauftraggeber (3. Teil),

3.	 den Rechtsschutz im Zusammenhang mit 
Vergabeverfahren im Sinne der Z 1 und 2, 
die in den Vollziehungsbereich des Bundes 
fallen (4. Teil), sowie

4.	 die Vorgangsweise im Zusammenhang mit 
der außerstaatlichen Kontrolle von Vergabe- 
verfahren und der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit von Auftraggebern und 
zuständigen Stellen sowie bestimmte zivil-
rechtliche Konsequenzen (5. Teil).

Begriffsbestimmungen
§  2. Im Geltungsbereich dieses Bundesge- 

setzes sind folgende Begriffsbestimmungen maß-
gebend:

1.	 Abänderungsangebot ist ein Angebot  
eines Bieters, das im Hinblick auf die aus- 
geschriebene Leistung eine lediglich ge- 
ringfügige gleichwertige technische Ände-
rung beinhaltet, das von der ausgeschrie-
benen Leistung aber nicht in einem so  
weitgehenden Ausmaß wie ein Alterna-
tivangebot abweicht.

2.	 Alternativangebot ist ein Angebot über 
einen alternativen Leistungsvorschlag des 
Bieters.

3.	 Angebot ist die Erklärung eines Bieters, 
eine bestimmte Leistung gegen Entgelt 
unter Einhaltung festgelegter Bedingungen 
erbringen zu wollen.

4.	 Arbeitsgemeinschaft ist ein Zusammen-
schluss mehrerer Unternehmer, die sich un- 
beschadet der sonstigen Bestimmungen 
des zwischen ihnen bestehenden Innen-
verhältnisses dem Auftraggeber gegenüber 
solidarisch zur vertragsgemäßen Erbrin-
gung einer Leistung verpflichten.

5.	 Auftraggeber (öffentlicher Auftraggeber  
oder Sektorenauftraggeber) ist jeder 
Rechtsträger, der vertraglich an einen  
Auftragnehmer einen Auftrag zur Erbrin-
gung von Leistungen gegen Entgelt erteilt 
oder zu erteilen beabsichtigt.

6.	 Auftragnehmer ist jeder Unternehmer, 
mit dem vertraglich vereinbart wird, dem 
Auftraggeber eine Leistung gegen Entgelt  
zu erbringen.

7.	 Ausschreibung ist die an eine bestimm- 
te oder unbestimmte Zahl von Unter- 
nehmern gerichtete Erklärung des Auftrag-
gebers, in der er festlegt, welche Leistung 
er zu welchen Bedingungen erhalten möch-
te (Bekanntmachung sowie Ausschrei-
bungs- und Wettbewerbsunterlagen).

8.	 Bauwerk ist das Ergebnis einer Gesamt-
heit von Tief- oder Hochbauarbeiten, das 
seinem Wesen nach eine wirtschaftliche 
oder technische Funktion erfüllen soll.

9.	 Beschaffungsdienstleister ist ein Rechts-
träger, der auf dem Markt Nebenbeschaf-
fungstätigkeiten anbietet.

10.	Bewerber ist ein Unternehmer, der sich an 
einem Vergabeverfahren beteiligen will und 
einen Teilnahmeantrag gestellt oder eine 
Aufforderung zur Angebotsabgabe erhalten 
hat.

11.	 Bieter ist ein Unternehmer, der ein Angebot 
übermittelt hat.

12.	Bietergemeinschaft ist ein Zusammen-
schluss mehrerer Unternehmer zum Zweck 
der Übermittlung eines gemeinsamen  
Angebotes.
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13.	Elektronisch ist ein Verfahren, bei dem 
elektronische Geräte (elektronische Mittel) 
für die Verarbeitung (einschließlich digi-
taler Kompression) und Speicherung von 
Daten zum Einsatz kommen und bei dem 
Daten über Kabel, über Funk, mit optischen 
Verfahren oder mit anderen elektromag- 
netischen Verfahren übertragen, weiter- 
geleitet und empfangen werden.

14.	Elektronische Rechnung ist eine Rech-
nung, die in einem strukturierten elek- 
tronischen Format, das ihre automatische 
und elektronische Verarbeitung ermöglicht, 
ausgestellt, übermittelt und empfangen 
wird.

15.	Entscheidung ist jede Festlegung eines 
Auftraggebers im Vergabeverfahren.
a)	 Gesondert anfechtbar sind folgende, 

nach außen in Erscheinung tretende 
Entscheidungen:
aa)	 im offenen Verfahren: die Aus-

schreibung; sonstige Entschei-
dungen während der Angebots-
frist; das Ausscheiden eines An- 
gebotes; die Widerrufsentschei- 
dung; die Zuschlagsentscheidung;

bb)	 im nicht offenen Verfahren mit  
vorheriger Bekanntmachung und 
bei dynamischen Beschaffungs-
systemen: die Ausschreibung; die 
Nicht-Zulassung zur Teilnahme; 
die Aufforderung zur Angebots- 
abgabe; sonstige Entscheidungen 
während der Angebotsfrist; das 
Ausscheiden eines Angebotes; die 
Widerrufsentscheidung; die Zu-
schlagsentscheidung;

cc)	 im nicht offenen Verfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung: die 
Aufforderung zur Angebotsab- 
gabe; die Ausschreibungsunter-
lagen; sonstige Entscheidungen 
während der Angebotsfrist; das 
Ausscheiden eines Angebotes; die 
Widerrufsentscheidung; die Zu- 
schlagsentscheidung;

dd)	 im Verhandlungsverfahren mit  
vorheriger Bekanntmachung und 
bei Innovationspartnerschaften: 
die Ausschreibung; die Nicht-Zu- 
lassung zur Teilnahme; die Auffor-
derung zur Angebotsabgabe; 
sonstige Entscheidungen wäh-
rend der Verhandlungsphase bzw. 

während der Angebotsfrist; das 
Ausscheiden eines Angebotes; die 
Widerrufsentscheidung; die Zu- 
schlagsentscheidung;

ee)	 im Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung: die 
Aufforderung zur Angebotsab-
gabe; die Ausschreibungsunter-
lagen; sonstige Entscheidungen 
während der Verhandlungsphase 
bzw. während der Angebotsfrist; 
das Ausscheiden eines Angebotes; 
die Widerrufsentscheidung; die 
Zuschlagsentscheidung;

ff)	 beim wettbewerblichen Dialog: die 
Ausschreibung; die Nicht-Zulas-
sung zur Teilnahme; die Aufforde-
rung zur Teilnahme; die Nicht- 
berücksichtigung einer Lösung in 
der Dialogphase; der Abschluss 
der Dialogphase; die Aufforderung 
zur Angebotsabgabe; das Aus-
scheiden eines Angebotes; die 
Widerrufsentscheidung; die Zu- 
schlagsentscheidung;

gg)	 bei der Direktvergabe und bei der 
Durchführung von Verfahren 
gemäß Art. 5 Abs. 2, 3a, 4, 4a, 4b, 
5 und 6 der Verordnung (EG)  
Nr. 1370/2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße und zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1191/69 und EWG Nr. 1107/70, 
ABl. Nr. L 315 vom 03.12.2007  
S. 1, in der Fassung der Ver- 
ordnung (EU) 2016/2338 zur 
Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 hinsichtlich der  
Öffnung des Marktes für inlän- 
dische Schienenpersonenver-
kehrsdienste, ABl. Nr. L 354 vom 
23.12.2016 S. 22: die Wahl des 
Vergabeverfahrens;

hh)	 bei der Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung: die 
Bekanntmachung;

ii)	 bei besonderen Dienstleistungs-
aufträgen und bei Dienstleistungs-
aufträgen über öffentliche Per- 
sonenverkehrsdienste auf der 
Schiene oder per Untergrund-
bahn, sofern nicht sublit. aa bis hh 
und jj anwendbar sind: jede nach 
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außen in Erscheinung tretende 
Entscheidung des Auftraggebers;

jj)	 bei der Rahmenvereinbarung: hin-
sichtlich des zum Abschluss der 
Rahmenvereinbarung führenden 
Verfahrens die gesondert anfecht-
baren Entscheidungen gemäß 
sublit.  aa), bb), dd) oder ee) mit  
Ausnahme der Zuschlagsent-
scheidung; die Entscheidung, mit 
welchem Unternehmer bzw. mit 
welchen Unternehmern die Rah-
menvereinbarung abgeschlossen 
werden soll; der erneute Aufruf 
zum Wettbewerb; das Aus- 
scheiden eines Angebotes; die 
Widerrufsentscheidung; die Zu- 
schlagsentscheidung;

kk)	 im offenen Wettbewerb: die Aus
schreibung; die Widerrufsent-
scheidung; die Entscheidung über 
die Zuweisung des Preisgeldes 
bzw. der Zahlungen oder über die 
Nicht-Zulassung zur Teilnahme am  
anschließenden Verhandlungsver- 
fahren;

ll)	 im nicht offenen Wettbewerb: die 
Ausschreibung; die Nicht-Zu- 
lassung zur Teilnahme; die Auf- 
forderung zur Vorlage von Wett-
bewerbsarbeiten; die Widerrufs- 
entscheidung; die Entscheidung 
über die Zuweisung des Preis- 
geldes bzw. der Zahlungen oder 
über die Nicht-Zulassung zur Teil- 
nahme am anschließenden Ver-
handlungsverfahren;

mm)	 im geladenen Wettbewerb: die 
Aufforderung zur Vorlage von 
Wettbewerbsarbeiten; die Wettbe-
werbsunterlagen; die Widerrufs-
entscheidung; die Entscheidung 
über die Zuweisung des Preisgel-
des bzw. der Zahlungen oder über 
die Nicht-Zulassung zur Teilnah-
me am anschließenden Verhand-
lungsverfahren;

nn)	 im Prüfsystem: die Ausschreibung;  
die Ablehnung des Antrages auf 
Aufnahme in das Prüfsystem; die 
Mitteilung über die beabsichtigte 
Aberkennung der Qualifikation.

b)	 Nicht gesondert anfechtbare Entschei-
dungen sind alle übrigen, den gesondert 

anfechtbaren Entscheidungen zeitlich 
vorhergehenden Entscheidungen. Diese 
können nur in dem gegen die ihnen 
nächst folgende gesondert anfechtbare 
Entscheidung gerichteten Nachprü-
fungsantrag angefochten werden.

16.	Europäische technische Bewertung ist 
eine dokumentierte Bewertung der Leistung 
eines Bauproduktes in Bezug auf seine 
wesentlichen Merkmale im Einklang mit dem 
betreffenden Europäischen Bewertungs- 
dokument gemäß der Begriffsbestimmung  
in Art.  2 Z  12 der Verordnung (EU) 
Nr.  305/2011 zur Festlegung harmoni- 
sierter Bedingungen für die Vermarktung 
von Bauprodukten, ABl. Nr.  L  88 vom 
04.04.2011 S. 5.

17.	Geistige Dienstleistungen sind Dienst-
leistungen, die nicht zwingend zum glei-
chen Ergebnis führen, weil ihr wesentlicher 
Inhalt in der Lösung einer Aufgabenstellung 
durch Erbringung geistiger Arbeit besteht. 
Für derartige Leistungen ist ihrer Art nach 
zwar eine Ziel- oder Aufgabenbeschrei-
bung, nicht jedoch eine vorherige eindeu- 
tige und vollständige Beschreibung der 
Leistung (konstruktive Leistungsbeschrei-
bung) möglich.

18.	Gemeinsame technische Spezifikation  
ist eine technische Spezifikation im Be- 
reich der Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien (IKT), die gemäß 
den Art.  13 und 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012 zur europäischen Normung, 
zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG 
und 93/15/EWG sowie der Richtlinien  
94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 
98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 
2009/23/EG und 2009/105/EG und zur  
Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG 
und des Beschlusses Nr.  1673/2006/EG, 
ABl. Nr. L 316 vom 14.11.2012 S. 12, fest-
gelegt wurde.

19.	Gütezeichen ist ein Dokument, ein Zeug-
nis oder eine Bescheinigung, mit dem bzw. 
der bestätigt wird, dass ein Bauwerk, eine 
Ware, eine Dienstleistung, ein Prozess oder 
ein Verfahren bestimmte Anforderungen 
(Gütezeichen-Anforderungen) erfüllt. Diese  
Gütezeichen-Anforderungen sind jene An- 
forderungen, die ein Bauwerk, eine Ware, 
eine Dienstleistung, ein Prozess oder ein 
Verfahren erfüllen muss, um das betref- 
fende Gütezeichen zu erhalten.
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20.	 Innovation ist die Realisierung von neuen 
oder deutlich verbesserten Waren, Dienst- 
leistungen oder Verfahren, insbesonde-
re von Produktions-, Bau- oder Konstruk- 
tionsverfahren, neuen Vermarktungsme-
thoden oder neuen Organisationsverfahren 
betreffend Geschäftsbereichs, Abläufe am 
Arbeitsplatz oder externe Beziehungen.

21.	Konformitätsbewertungsstelle ist eine 
Stelle, die Konformitätsbewertungstätig- 
keiten wie etwa Kalibrierung, Versuche, 
Zertifizierung und Inspektion durchführt 
und gemäß der Verordnung Nr. 764/2008/
EG über die Vorschriften für die Akkreditie- 
rung und Marktüberwachung im Zusam-
menhang mit der Vermarktung von Pro-
dukten und zur Aufhebung der Verord-
nung Nr. 339/93/EWG, ABl. Nr. L 218 vom 
13.08.2008 S. 30, akkreditiert ist.

22.	Kriterien:
a)	 Auswahlkriterien sind die vom Auftrag-

geber in der Reihenfolge ihrer Bedeu-
tung festgelegten, objektiven, nicht dis-
kriminierenden, mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehenden und zu 
diesem verhältnismäßigen unternehmer-
bezogenen Kriterien, nach welchen die 
Qualität der Bewerber beurteilt wird  
und die Auswahl im nicht offenen Ver-
fahren mit vorheriger Bekanntmachung, 
im Verhandlungsverfahren mit vorheri-
ger Bekanntmachung, bei Innovations- 
partnerschaften,bei nicht offenen Wett-
bewerben oder im wettbwerblichen  
Dialog erfolgt.

b)	 Beurteilungskriterien sind die vom 
Auftraggeber in der Reihenfolge ihrer 
Bedeutung festgelegten, nicht diskrimi-
nierenden Kriterien, nach welchen das 
Preisgericht bei Wettbewerben seine 
Entscheidungen trifft.

c)	 Eignungskriterien sind die vom Auf-
traggeber festgelegten, nicht diskrimi-
nierenden, mit dem Auftragsgegenstand 
in Verbindung stehenden und zu diesem 
verhältnismäßigen Mindestanforderun-
gen betreffend die Befugnis, Zuverläs-
sigkeit und Leistungsfähigkeit (Eignung) 
an den Bewerber oder Bieter, die gemäß 
den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes nachzuweisen sind.

d)	 Zuschlagskriterien bzw. Zuschlags- 
kriterium
aa)	 sind bei der Wahl des technisch 

und wirtschaftlich günstigsten An- 
gebotes die niedrigsten Kosten 
oder die vom Auftraggeber im Ver-
hältnis oder ausnahmsweise in 
der Reihenfolge ihrer Bedeutung 
festgelegten, nicht diskriminieren-
den und mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehenden 
Kriterien, nach welchen das für 
den Auftraggeber technisch und 
wirtschaftlich günstigste Angebot 
ermittelt wird; die Zuschlags- 
kriterien dürfen dem Auftraggeber 
keine uneingeschränkte Wahl- 
freiheit übertragen und müssen 
die Möglichkeit eines wirksamen 
Wettbewerbes gewährleisten und 
mit Spezifikationen einhergehen, 
die eine wirksame Überprüfung 
der von den Bietern übermittelten 
Informationen gestatten, damit be-
wertet werden kann, wie gut die 
Angebote die Zuschlagskriterien 
erfüllen, oder

bb)	 ist bei der Wahl des Angebotes mit 
dem niedrigsten Preis der Preis.

Zuschlagskriterien stehen gemäß sub-
lit.  aa mit dem Auftragsgegenstand in 
Verbindung, wenn sie sich in irgendeiner 
Hinsicht und in irgendeinem Stadium des 
Lebenszyklus auf die gemäß dem Auftrag 
zu erbringenden Leistungen beziehen. 
Dies schließt Faktoren ein, die mit dem 
bestimmten Prozess der Herstellung oder 
der Bereitstellung der zu erbringenden 
Leistung oder des Handels damit oder 
einem bestimmten Prozess in Bezug auf 
ein anderes Stadium des Lebenszyklus 
zusammenhängen, auch wenn derartige 
Faktoren sich nicht auf die materiellen 
Eigenschaften des Auftragsgegenstan-
des auswirken.

23.	Lebenszyklus sind alle aufeinander fol-
genden oder miteinander verbundenen 
Stadien, einschließlich der durchzuführen-
den Forschung und Entwicklung, der Pro-
duktion, des Handels und der damit verbun-
denen Bedingungen, des Transportes, der 
Nutzung und Wartung während der Lebens-
dauer einer Ware oder eines Bauwerkes 
oder während der Erbringung einer Dienst-
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leistung, angefangen von der Beschaffung  
der Rohstoffe oder der Erzeugung von 
Ressourcen bis hin zu Entsorgung, Auf- 
räumarbeiten und Beendigung der Dienst-
leistung oder Nutzung.

24.	Nebenbeschaffungstätigkeiten sind Tä- 
tigkeiten zur Unterstützung von Be- 
schaffungstätigkeiten, wie insbesondere
a)	 die Bereitstellung technischer Infra- 

struktur, die es dem Auftraggeber er-
möglicht, Aufträge zu vergeben oder 
Rahmenvereinbarungen über Bau-,  
Liefer- oder Dienstleistungen abzu-
schließen, oder

b)	 die Beratung zur Ausführung oder Pla-
nung von Vergabeverfahren, oder

c)	 die Vorbereitung und Betreuung von 
Vergabeverfahren im Namen des be- 
treffenden Auftraggebers.

25.	Norm ist eine technische Spezifikation, 
die von einer anerkannten Normungsor- 
ganisation zur wiederholten oder ständigen  
Anwendung angenommen wurde, deren 
Einhaltung nicht zwingend vorgeschrieben 
ist und die unter eine der nachstehenden 
Kategorien fällt:
a)	 Europäische Norm: Norm, die von ei-

ner europäischen Normungsorganisa- 
tion angenommen wurde und der Öffent-
lichkeit zugänglich ist.

b)	 Internationale Norm: Norm, die von ei-
ner internationalen Normungsorganisa- 
tion angenommen wurde und der Öffent-
lichkeit zugänglich ist.

c)	 Nationale Norm: Norm, die von einer 
nationalen Normungsorganisation ange- 
nommen wurde und der Öffentlichkeit 
zugänglich ist.

26.	Preis:
a)	 Angebotspreis (Auftragssumme) ist die 

Summe aus Gesamtpreis und Umsatz-
steuer.

b)	 Einheitspreis ist der Preis für die Ein-
heit einer Leistung, die in Stück, Zeit-, 
Masse- oder anderen Maßeinheiten er-
fassbar ist.

c)	 Festpreis ist der Preis, der auch beim 
Eintreten von Änderungen der Preis-
grundlagen (wie insbesondere Kollektiv-
vertragslöhne, Materialpreise) für den 
vereinbarten Zeitraum unveränderlich 
bleibt.

d)	 Gesamtpreis ist die Summe der Posi- 
tionspreise (Menge mal Einheitspreis 

oder Pauschalpreis) unter Berücksich- 
tigung allfälliger Nachlässe und Auf-
schläge. Der Gesamtpreis ist das Ent-
gelt im Sinne des Umsatzsteuer- 
gesetzes  1994 – UStG  1994,  
BGBl Nr.  663/1994, und bildet die Be-
messungsgrundlage für die Um- 
satzsteuer.

e)	 Pauschalpreis ist der für eine Gesamt-
leistung oder Teilleistung in einem Be-
trag angegebene Preis.

f)	 Regiepreis ist der Preis für eine Einheit 
(zB Leistungsstunde oder Material
einheit), welche nach tatsächlichem  
Aufwand abgerechnet wird.

g)	 Veränderlicher Preis ist der Preis, der 
bei Änderung vereinbarter Grundlagen 
geändert werden kann.

27.	Preisangebotsverfahren ist jenes Ver- 
fahren, bei dem die Bieter aufgrund der 
Ausschreibungsunterlagen die Preise für 
vom Auftraggeber beschriebene Leistun-
gen in ihren Angeboten bekannt geben.

28.	Preisaufschlags- und Preisnachlass- 
verfahren ist jenes Verfahren, bei dem vom 
Auftraggeber in den Ausschreibungsunter- 
lagen zusätzlich zu den beschriebenen 
Leistungen auch Bezugspreise bekannt 
gegeben werden, zu denen die Bieter in 
ihren Angeboten – gewöhnlich in Prozent 
ausgedrückt – Aufschläge oder Nachlässe 
angeben.

29.	Qualifizierte elektronische Signatur 
ist eine elektronische Signatur, die den 
Anforderungen von Art. 3 Z 12 der Verord- 
nung (EU) Nr.  910/2014 über elektro- 
nische Identifizierung und Vertrauens- 
dienste für elektronische Transaktionen 
im Binnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 1999/93/EG, ABl. Nr. L 257 vom 
28.08.2014 S. 73, entspricht.

30.	Qualifiziertes elektronisches Siegel ist 
ein elektronisches Siegel, das den An- 
forderungen von Art. 3 Z 27 der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 entspricht. 

31.	Schriftlich bedeutet jede aus Wörtern und 
Ziffern bestehende Darstellung, die ge-
lesen, reproduziert und anschließend mit-
geteilt werden kann, einschließlich elektro-
nisch übermittelter, bereitgestellter bzw. zur 
Verfügung gestellter Informationen.

32.	Sicherstellungen:
a)	 Vadium ist eine Sicherstellung für den 

Fall, dass der Bieter während der Zu-
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schlagsfrist von seinem Angebot zurück
tritt oder der Bieter nach Ablauf der  
Angebotsfrist behebbare wesentliche 
Mängel trotz Aufforderung des Auftrag-
gebers schuldhaft nicht behebt.

b)	 Kaution ist eine Sicherstellung für den 
Fall, dass ein Vertragspartner bestimm-
te, im Vertrag festgelegte besondere 
Pflichten verletzt.

c)	 Deckungsrücklass ist eine Sicherstel-
lung gegen Überzahlungen (Abschlags-
rechnungen oder Zahlung nach Plan), 
denen nur annähernd ermittelte Leis- 
tungen zugrunde liegen. Ferner ist der  
Deckungsrücklass eine Sicherstellung 
für die Vertragserfüllung durch den Auf-
tragnehmer, sofern diese nicht durch 
eine Kaution abgesichert ist.

d)	 Haftungsrücklass ist eine Sicherstel-
lung für den Fall, dass der Auftragnehmer 
die ihm aus der Gewährleistung oder 
aus dem Titel des Schadenersatzes ob-
liegenden Pflichten nicht erfüllt.

33.	Straßenfahrzeug ist ein Fahrzeug, das 
einer der in Tabelle  3 des Anhanges  XIII 
genannten Fahrzeugklassen angehört.

34.	Subunternehmer ist ein Unternehmer, der 
Teile des an den Auftragnehmer erteilten 
Auftrages ausführt. Die bloße Lieferung 
von Waren oder Bestandteilen, die zur Er- 
bringung einer Leistung erforderlich sind, 
ist keine Subunternehmerleistung.

35.	Syntax ist die maschinenlesbare Sprache 
oder der Dialekt einer maschinenlesbaren 
Sprache, die bzw. der für die Darstellung 
der in einer elektronischen Rechnung ent-
haltenen Datenelemente verwendet wird.

36.	Technische Bezugsgröße ist jeder Be- 
zugsrahmen, der keine europäische Norm 
ist und von den europäischen Normungs- 
organisationen nach den an die Bedürf-
nisse des Marktes angepassten Verfahren 
erarbeitet wurde.

37.	Technische Spezifikationen beschrei-
ben die für die Leistung geforderten Merk- 
male. Diese Merkmale können sich auch  
auf den spezifischen Prozess oder die 
spezifische Methode zur Produktion bzw. 
Erbringung der nachgefragten Leistung 
oder auf einen spezifischen Prozess eines 
Lebenszyklus-Stadiums der Leistung be- 
ziehen. Diese Merkmale müssen nicht 
materieller Bestandteil der Leistung sein; 
sie müssen jedenfalls mit dem Auftrags- 

gegenstand in Verbindung stehen und zu 
diesem verhältnismäßig sein. Technische 
Spezifikationen können sein:
a)	 bei Bauaufträgen die Gesamtheit der 

insbesondere in der Ausschreibung ent-
haltenen technischen Beschreibungen, 
in denen die erforderlichen Eigen- 
schaften eines Werkstoffes, eines Pro-
duktes oder einer Lieferung definiert 
sind, damit diese den vom Auftrag- 
geber vorgesehenen Zweck erfüllen. 
Dazu gehören Umwelt‑ und Klima- 
leistungsstufen, die Konzeption für alle 
Anforderungen (einschließlich der Zu-
gänglichkeit für Menschen mit Behinde-
rung) sowie Konformitätsbewertung, 
Performance, Sicherheit oder Abmes-
sungen, einschließlich Qualitätssiche-
rungsverfahren, Terminologie, Symbole, 
Versuchs- und Prüfmethoden, Ver- 
packung, Kennzeichnung und Beschrif-
tung, Gebrauchsanleitungen sowie Pro-
duktionsprozesse und -methoden in  
jeder Phase des Lebenszyklus der  
Bauleistungen. Außerdem gehören dazu 
auch die Vorschriften für die Planung 
und Kostenrechnung, die Bedingungen 
für die Prüfung, Inspektion und Ab- 
nahme von Bauwerken, die Konstruk- 
tionsmethoden oder -verfahren und alle 
anderen technischen Anforderungen, 
die der Auftraggeber für fertige Bauwer-
ke oder der dazu notwendigen Materia- 
lien oder Teile durch allgemeine oder 
spezielle Vorschriften anzugeben in der 
Lage ist;

b)	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
Spezifikationen, die in einem Schrift-
stück enthalten sind, das die erforder- 
lichen Merkmale für ein Erzeugnis oder 
eine Dienstleistung vorschreibt, wie 
Qualitätsstufen, Umwelt‑ und Klimaleis-
tungsstufen, die Konzeption für alle An-
forderungen (einschließlich der Zugäng-
lichkeit für Menschen mit Behinderung) 
sowie Konformitätsbewertung, Perfor
mance, Vorgaben für die Verwendungs-
möglichkeiten, Sicherheit oder Abmes-
sungen des Produktes, einschließlich 
der Vorschriften über Verkaufsbezeich- 
nung, Terminologie, Symbole, Prüfun-
gen und Prüfverfahren, Verpackung, 
Kennzeichnung und Beschriftung,  
Gebrauchsanleitungen, Produktionspro-
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zesse und -methoden in jeder Phase des  
Lebenszyklus der Lieferung oder der 
Dienstleistung sowie über Konformitäts-
bewertungsverfahren.

38.	Unternehmer sind Rechtsträger wie natür- 
liche oder juristische Personen, öffentliche 
Einrichtungen oder Zusammenschlüsse 
dieser Personen bzw. Einrichtungen, ein-
getragene Personengesellschaften oder 
Arbeits- und Bietergemeinschaften, die 
auf dem Markt die Ausführung von Bau- 
leistungen, die Lieferung von Waren oder 
die Erbringung von Dienstleistungen an- 
bieten.

39.	Variantenangebot ist ein Angebot auf-
grund einer Ausschreibungsvariante des 
Auftraggebers.

40.	Verbundene Unternehmen sind Unter- 
nehmen gemäß §  189a Z  8 des Unter-
nehmensgesetzbuches – UGB, dRGBl.  
S  219/1897, deren Jahresabschluss mit 
demjenigen des Auftraggebers, Bewerbers 
oder Bieters konsolidiert ist; ferner gelten 
als verbundene Unternehmen im Sinne  
dieses Bundesgesetzes diejenigen Unter-
nehmen, auf die der Auftraggeber, Be- 
werber oder Bieter unmittelbar oder mittel-
bar einen beherrschenden Einfluss aus-
üben kann oder die einen beherrschen-
den Einfluss auf den Auftraggeber, Bewer-
ber oder Bieter ausüben können oder die 
gemeinsam mit dem Auftraggeber, Bewer-
ber oder Bieter dem beherrschenden Ein-
fluss eines anderen Unternehmens unter- 
liegen, sei es aufgrund der Eigentums- 
verhältnisse, der finanziellen Beteiligung 
oder der für das Unternehmen geltenden 
sonstigen Vorschriften. Ein beherrschender 
Einfluss ist zu vermuten, wenn ein Unter-
nehmen unmittelbar oder mittelbar die 
Mehrheit des gezeichneten Kapitals eines 
anderen Unternehmens hält oder über die 
Mehrheit der mit den Anteilen eines ande-
ren Unternehmens verbundenen Stimm-
rechte verfügt oder mehr als die Hälfte 
der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs-  
oder Aufsichtsorgans eines anderen Unter-
nehmens bestellen kann.

41.	Vergabekontrollbehörden sind die zur 
Kontrolle der Vergabe von diesem Bundes- 
gesetz unterliegenden Leistungen durch 
diesem Bundesgesetz unterliegende Auf-
traggeber berufenen Verwaltungsbehörden 
oder Verwaltungsgerichte.

42.	Vergebende Stelle ist jene Organisations-
einheit oder jener Bevollmächtigte des Auf-
traggebers, die bzw. der das Vergabever-
fahren für den Auftraggeber durchführt.

43.	Wahlposition ist die Beschreibung einer 
Leistung, die vom Auftraggeber als Teil 
einer Variante zur Normalausführung vor-
gesehen ist.

44.	Widerrufsentscheidung ist die an Unter- 
nehmer übermittelte bzw. für diese be- 
reitgestellte nicht verbindliche Absichts- 
erklärung, ein Vergabeverfahren widerrufen 
zu wollen.

45.	Widerrufserklärung (Widerruf) ist die an  
Unternehmer übermittelte bzw. für diese be- 
reitgestellte Erklärung des Auftraggebers,  
ein Vergabeverfahren ohne Zuschlagser- 
teilung bzw. ohne Ermittlung des Ge- 
winners oder der Gewinner bzw. des Teil-
nehmers oder der Teilnehmer zu beenden.

46.	Zeitstempel ist ein qualifizierter elek- 
tronischer Zeitstempel, der den Anforde-
rungen von Art. 3 Z 34 der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 entspricht.

47.	Zentrale Beschaffungsstelle ist ein Auf-
traggeber gemäß den §§  4 Abs.  1 bzw. 
167 bis 169 oder ein Auftraggeber gemäß 
Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2014/24/EU  
über die öffentliche Auftragsvergabe und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG,  
ABl. Nr. L  94 vom 28.03.2014 S.  65,  
bzw. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2014/25/EU 
über die Vergabe von Aufträgen durch Auf-
traggeber im Bereich der Wasser-, Energie 
und Verkehrsversorgung sowie der Post-
dienste und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/17/EG, ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014 
S. 243, mit Sitz in einem anderen Mitglied-
staat der EU oder mit Sitz in einer sonsti-
gen Vertragspartei des EWR-Abkommens, 
der eine zentrale Beschaffungstätigkeit, ge- 
gebenenfalls zusammen mit einer Neben-
beschaffungstätigkeit, ausübt.

48.	Zentrale Beschaffungstätigkeiten sind 
folgende auf Dauer für Auftraggeber gemäß 
den §§ 4 Abs. 1 bzw. 167 bis 169 oder für 
Auftraggeber gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der 
Richtlinie 2014/24/EU bzw. Art. 4 Abs. 1 der  
Richtlinie 2014/25/EU mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz 
in einer sonstigen Vertragspartei des EWR-
Abkommens durchgeführte Tätigkeiten:
a)	 der Erwerb von Waren oder Dienstleis-

tungen oder
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b)	 die Vergabe von Aufträgen oder der Ab-
schluss von Rahmenvereinbarungen.

49.	Zuschlagsentscheidung ist die an Bie-
ter übermittelte bzw. für diese bereitge
stellte nicht verbindliche Absichtser- 
klärung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
werden soll.

50.	Zuschlagserteilung (Zuschlag) ist die an 
den Bieter abgegebene Erklärung, sein 
Angebot anzunehmen.

Verfahren, die unterschiedlichen Regelungen 
unterliegen

§ 3. (1) Für Verfahren, die sowohl Leistungen 
umfassen, die den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes unterliegen, wie auch Leistungen, die 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht 
unterliegen, und deren Leistungsteile objektiv nicht 
trennbar sind, gelten, sofern nicht Abs. 3 Z 2 an- 
zuwenden ist, die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes, wenn die Leistungsteile, die den Be- 
stimmungen dieses Bundesgesetzes unterliegen, 
den Hauptgegenstand des Vergabeverfahrens  
bilden.

(2) Bei Verfahren, deren Leistungsteile objek-
tiv trennbar sind und die sowohl Leistungen um- 
fassen, die den Bestimmungen dieses Bundes- 
gesetzes unterliegen, wie auch Leistungen, die 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes  
nicht unterliegen, kann der Auftraggeber ge- 
trennte Verfahren für die einzelnen Leistungs- 
teile durchführen; in diesem Fall gelten für die 
Verfahren die jeweils anwendbaren gesetzlichen 
Bestimmungen. 

(3) Für Verfahren, die sowohl Leistungen um- 
fassen, die den Bestimmungen dieses Bundes 
gesetzes unterliegen, wie auch Leistungen, die den 
Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes Ver-
teidigung und Sicherheit 2012 – BVergGVS 2012, 
BGBl.  I Nr.  10/2012, unterliegen bzw. auf die 
Art. 346 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) Anwendung findet, 
gilt:

1.	 Sind die einzelnen Leistungsteile objek-
tiv trennbar, so kann der Auftraggeber ge-
trennte Verfahren für die einzelnen Leis-
tungsteile durchführen; in diesem Fall 
gelten für die Verfahren die jeweils anwend- 
baren gesetzlichen Bestimmungen.

2.	 Sind die einzelnen Leistungsteile objektiv 
trennbar und ist die Durchführung eines 
einzigen Verfahrens aus sachlichen Grün-
den gerechtfertigt oder sind die einzel-
nen Leistungsteile objektiv nicht trennbar,  

so unterliegt die Durchführung dieses 
Verfahrens nicht diesem Bundesgesetz. 
Die Entscheidung, ein einziges Verfahren 
durchzuführen, darf jedoch nicht den Zweck 
verfolgen, die Vergabe von Leistungstei-
len von der Anwendung dieses Bundes- 
gesetzes oder des BVergGVS  2012 aus- 
zunehmen.

(4) Bei Verfahren, deren Leistungsteile objek-
tiv trennbar sind und die sowohl Leistungen um- 
fassen, die den Bestimmungen dieses Bundes- 
gesetzes unterliegen, wie auch Leistungen, die 
den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 
Konzessionen 2018 – BVergGKonz 2018 , BGBl. I  
Nr. 65/2018, unterliegen, kann der Auftraggeber 
ein einziges Verfahren nach folgenden Bestim-
mungen durchführen:

1.	 Unterliegt ein Leistungsteil den Bestimmun-
gen des 2. Teiles dieses Bundesgesetzes 
und der andere Leistungsteil den Bestim-
mungen des BVergGKonz 2018, gelten für 
die Durchführung des Verfahrens die Be- 
stimmungen des 2. Teiles dieses Bundes-
gesetzes. 

2.	 Unterliegt ein Leistungsteil den Be- 
stimmungen des 3. Teiles dieses Bundes- 
gesetzes für die Ausübung einer be- 
stimmten Sektorentätigkeit und der an- 
dere Leistungsteil den Bestimmungen des 
BVergGKonz 2018 für die Ausübung der-
selben Sektorentätigkeit, so gelten für  
die Durchführung des Verfahrens die 
Bestimmungen des 3. Teiles dieses  
Bundesgesetzes. 

3.	 Unterliegt ein Leistungsteil den Be- 
stimmungen des 3. Teiles dieses Bun-
desgesetzes für die Ausübung einer be- 
stimmten Sektorentätigkeit und der an 
dere Leistungsteil den Bestimmungen des 
BVergGKonz 2018, so gilt, sofern nicht Z 2 
Anwendung findet: 
a)	 Ist es objektiv möglich festzustellen, wel-

cher Leistungsteil den Hauptgegenstand 
des Verfahrens darstellt, so sind die für 
diesen Leistungsteil geltenden Bestim-
mungen auf die Durchführung des Ver-
fahrens anzuwenden.

b)	 Ist es objektiv nicht möglich festzu
stellen, welcher Leistungsteil den Haupt-
gegenstand des Verfahrens darstellt, so 
ist das Vergabeverfahren nach den Be-
stimmungen des 3.  Teiles dieses Bun-
desgesetzes durchzuführen.
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(5) Für Vergabeverfahren, die sowohl Leis- 
tungen umfassen, die den Bestimmungen des 
3.  Teiles wie auch den Bestimmungen des  
2. Teiles unterliegen, gilt:

1.	 Sind die einzelnen Leistungsteile objektiv 
nicht trennbar und ist es objektiv möglich 
festzustellen, welcher Leistungsteil den 
Hauptgegenstand des Verfahrens dar- 
stellt, so sind die für diesen Leistungsteil 
geltenden Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes auf die Durchführung des Ver-
fahrens anzuwenden. Ist es objektiv nicht 
möglich festzustellen, welcher Leistungs- 
teil den Hauptgegenstand des Vergabe- 
verfahrens darstellt, so gelten die Be- 
stimmungen des 2. Teiles dieses Bundes-
gesetzes für die Durchführung des Ver- 
gabeverfahrens.

2.	 Sind die einzelnen Leistungsteile objektiv  
trennbar, so kann der Auftraggeber ge-
trennte Verfahren für die einzelnen Leis-
tungsteile durchführen; in diesem Fall  
gelten für die Verfahren die jeweils anwend-
baren gesetzlichen Bestimmungen.

3.	 Sind die einzelnen Leistungsteile objek-
tiv trennbar, so kann der Auftraggeber ein 
einziges Verfahren nach folgenden Bestim-
mungen durchführen:
a)	 Ist es objektiv möglich festzustellen, wel-

cher Leistungsteil den Hauptgegenstand 
des Vergabeverfahrens darstellt, so sind 

die für diesen Leistungsteil geltenden 
Bestimmungen auf die Durchführung 
des Verfahrens anzuwenden.

b)	 Ist es objektiv nicht möglich fest- 
zustellen, welcher Leistungsteil den  
Hauptgegenstand des Vergabever- 
fahrens darstellt, so ist das Vergabever-
fahren nach den Bestimmungen des  
2. Teiles dieses Bundesgesetzes durch-
zuführen.

(6) Bei Verfahren, deren Leistungsteile objek-
tiv trennbar sind und die sowohl Leistungen um- 
fassen, die den Bestimmungen des 2. Teiles die-
ses Bundesgesetzes unterliegen, wie auch Leis- 
tungen, die weder den Bestimmungen des  
3. Teiles dieses Bundesgesetzes noch jenen des 
BVergGKonz  2018 oder des BVergGVS  2012  
unterliegen, kann der Auftraggeber ein ein
ziges Verfahren gemäß den Bestimmungen des  
2. Teiles dieses Bundesgesetzes durchführen. 

(7) Bei Verfahren, deren Leistungsteile objek-
tiv trennbar sind und die sowohl Leistungen 
umfassen, die den Bestimmungen des 3.  Teiles 
dieses Bundesgesetzes unterliegen, wie auch 
Leistungen, die weder den Bestimmungen des 
2. Teiles dieses Bundesgesetzes noch jenen des  
BVergGKonz  2018 oder des BVergGVS  2012 
unterliegen, kann der Auftraggeber ein ein
ziges Verfahren gemäß den Bestimmungen des  
3. Teiles dieses Bundesgesetzes durchführen.
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1. Hauptstück  
Geltungsbereich, Grundsätze 

1. Abschnitt  
Persönlicher Geltungsbereich

Öffentliche Auftraggeber und sonstige 
zur Anwendung von Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes verpflichtete Auftraggeber

§ 4. (1) Dieses Bundesgesetz gilt mit Aus- 
nahme seines 3. Teiles für Vergabeverfahren von 
öffentlichen Auftraggebern, das sind

1.	 der Bund, die Länder, die Gemeinden und 
Gemeindeverbände oder

2.	 Einrichtungen, die
a)	 zu dem besonderen Zweck gegründet 

wurden, im Allgemeininteresse liegende 
Aufgaben nicht gewerblicher Art zu er- 
füllen,

b)	 zumindest teilrechtsfähig sind und
c)	 überwiegend von öffentlichen Auftrag- 

gebern gemäß Z  1 oder anderen Ein- 
richtungen im Sinne der Z  2 finanziert 
werden oder die hinsichtlich ihrer Leitung 
der Aufsicht durch diese unterliegen  
oder deren Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgan mehrheitlich aus Mitglie-
dern besteht, die von öffentlichen Auf-
traggebern gemäß Z  1 oder anderen  
Einrichtungen im Sinne der Z 2 ernannt 
worden sind, oder

3.	 Verbände, die aus einem oder mehreren 
öffentlichen Auftraggebern gemäß Z 1 oder 
2 bestehen.

(2) Wenn ein öffentlicher Auftraggeber Bau- 
aufträge über Tiefbauarbeiten im Sinne des  
Anhanges  I oder Bauaufträge im Sinne des 
Anhanges  II oder in Verbindung mit solchen 
Bauaufträgen vergebene Dienstleistungsauf- 
träge einer Einrichtung, die kein öffentlicher  
Auftraggeber im Sinne des Abs.  1 ist, im Ober-
schwellenbereich zu mehr als 50% direkt subven- 
tioniert, so gelten bei der Vergabe dieser Bau- 
und Dienstleistungsaufträge die Bestimmungen  
dieses Bundesgesetzes.

(3) Wenn ein öffentlicher Auftraggeber im 
Namen und auf Rechnung einer Einrichtung, 
die kein öffentlicher Auftraggeber im Sinne des  
Abs. 1 ist, im Oberschwellenbereich Bauaufträge 
über Tiefbauarbeiten im Sinne des Anhanges  I 
oder Bauaufträge im Sinne des Anhanges II oder 
Dienstleistungsaufträge in Verbindung mit solchen 
Bauaufträgen, die der öffentliche Auftraggeber  
jeweils zu mehr als 50% direkt subventioniert,  
vergibt, so gelten bei der Vergabe dieser Bau- 
und Dienstleistungsaufträge die Bestimmungen  
dieses Bundesgesetzes.

(4) Wenn ein öffentlicher Auftraggeber einer 
Einrichtung, die kein Auftraggeber im Sinne des 
Abs. 1 bzw. der §§ 167 bis 169 ist, einen Dienst-
leistungsauftrag über die Erbringung von öffent- 
lichen Personenverkehrsdiensten auf der Straße 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ver-
gibt, so muss in dem Vertrag zwischen öffentlichem 
Auftraggeber und betreffender Einrichtung be- 
stimmt sein, dass letztere beim Kauf von Straßen- 
fahrzeugen im Oberschwellenbereich die Be- 
stimmungen des § 94 sinngemäß anzuwenden 
hat.

2. Abschnitt  
Auftragsarten

Bauaufträge
§ 5. Bauaufträge sind entgeltliche Verträge, die 

einen der folgenden Vertragsgegenstände haben:
1.	 die Ausführung oder die gleichzeitige Aus-

führung und Planung von Bauleistungen im 
Zusammenhang mit einer der in Anhang I 
genannten Tätigkeiten oder

2.	 die Ausführung oder die gleichzeitige Aus-
führung und Planung eines Bauvorhabens 
oder

3.	 die Erbringung einer Bauleistung durch 
Dritte gemäß den vom öffentlichen Auftrag-
geber genannten Erfordernissen, gleich-
gültig mit welchen Mitteln die Erbringung 
erfolgt, sofern der öffentliche Auftraggeber 
einen entscheidenden Einfluss auf die Art 
und die Planung des Vorhabens hat.

2. TEIL  
VERGABEVERFAHREN FÜR  
ÖFFENTLICHE AUFTRAGGEBER
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Lieferaufträge
§  6. Lieferaufträge sind entgeltliche Verträge, 

deren Vertragsgegenstand der Kauf, das Leasing, 
die Miete, die Pacht oder der Ratenkauf von  
Waren, mit oder ohne Kaufoption, einschließlich 
von Nebenarbeiten wie dem Verlegen und der In- 
stallation, ist.

Dienstleistungsaufträge
§  7. Dienstleistungsaufträge sind entgeltliche 

Verträge, die keine Bau- oder Lieferaufträge sind.

Abgrenzungsregelungen
§ 8. (1) Aufträge, die mehr als eine Art von Leis-

tung gemäß den §§ 5 bis 7 (Bauleistung, Lieferung 
oder Dienstleistung) umfassen, sind nach den  
Regelungen jener Leistungsart zu vergeben, die 
den Hauptgegenstand des Auftrages bildet.

(2) Abweichend von Abs.  1 gelten Aufträge, 
die sowohl Lieferungen im Sinne des § 6 als auch 
Dienstleistungen im Sinne des § 7 umfassen, als 
Dienstleistungsaufträge, wenn der geschätzt Wert 
der vom Auftrag erfassten Dienstleistungen höher 
ist als der geschätzte Gesamtwert der Waren. 
Andernfalls gelten derartige Aufträge als Liefer- 
aufträge.

(3) Aufträge, die sowohl Dienstleistungen ge- 
mäß Anhang  XVI als auch andere Dienstleis- 
tungen umfassen, sind nur dann nach den Rege-
lungen für Dienstleistungen gemäß Anhang  XVI 
zu vergeben, wenn der geschätzte Wert der 
Dienstleistungen gemäß Anhang  XVI höher ist  
als derjenige der anderen Dienstleistungen.

3. Abschnitt  
Ausnahmen vom Geltungsbereich, 
gemeinsame Auftragsvergabe

Ausgenommene Vergabeverfahren
§ 9. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für
1.	 Aufträge im Verteidigungs- und Sicherheits-

bereich, die dem BVergGVS  2012 unter-
liegen, sowie für Aufträge, die gemäß § 9 
BVergGVS 2012 vom Geltungsbereich des 
BVergGVS 2012 ausgenommen sind,

2.	 Konzessionsvergabeverfahren, die dem 
BVergGKonz 2018 unterliegen, sowie für 
Konzessionsvergabeverfahren, die gemäß 
§ 8 BVergGKonz 2018 vom Geltungs- 
bereich des BVergGKonz 2018 ausge- 
nommen sind,

3.	 Vergabeverfahren, sofern der Schutz  
wesentlicher Sicherheitsinteressen der Re- 

publik Österreich nicht durch weniger ein-
schneidende Maßnahmen gewährleistet 
werden kann,

4.	 Vergabeverfahren, sofern ein öffentlicher 
Auftraggeber aufgrund der Anwendung der  
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes  
verpflichtet würde, Informationen zu über-
mitteln, deren Offenlegung nach Auffas-
sung der Republik Österreich ihren wesent-
lichen Sicherheitsinteressen zuwiderlaufen 
würde (Art. 346 Abs. 1 lit. a AEUV),

5.	 Vergabeverfahren, deren Durchführung und 
Ausführung aufgrund von bundes- oder  
landesgesetzlichen Bestimmungen für ge- 
heim erklärt werden oder deren Durch- 
führung und Ausführung aufgrund bundes- 
oder landesgesetzlicher Bestimmungen be- 
sondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert 
und die dafür zuständige Behörde fest- 
gestellt hat, dass der Schutz der betreffen-
den wesentlichen Interessen nicht durch 
weniger einschneidende Maßnahmen 
gewährleistet werden kann,

6.	 Vergabeverfahren, deren Durchführung an- 
deren verpflichtenden Verfahrensregeln 
unterliegt und die festgelegt wurden
a)	 durch ein Rechtsinstrument, das völker-

rechtliche Verpflichtungen begründet, 
wie eine im Einklang mit den Verträgen 
geschlossene internationale Überein-
kunft zwischen der Republik Österreich 
und einem oder mehreren Drittstaaten 
über Leistungen für ein von den Vertrags-
parteien gemeinsam zu verwirklichen-
des oder zu nutzendes Projekt, oder

b)	 durch eine internationale Organisation,
7.	 Vergabeverfahren mit Verteidigungs- oder 

Sicherheitsaspekten, deren Durchführung 
anderen verpflichtenden Verfahrensregeln 
unterliegen und die festgelegt wurden
a)	 durch eine im Einklang mit dem AEUV 

geschlossene internationale Überein-
kunft oder Vereinbarung zwischen der 
Republik Österreich und einem oder 
mehreren Drittstaaten über Leistungen 
für ein von den Vertragsparteien gemein- 
sam zu verwirklichendes oder zu nutzen- 
des Projekt, oder

b)	 durch eine internationale, einen be- 
stimmten Unternehmer betreffende 
Übereinkunft oder Vereinbarung im Zu-
sammenhang mit dem Aufenthalt von 
Truppen, oder

c)	 durch eine internationale Organisation,



33

T
E

IL
 2

Vergabeverfahren für öffentliche Auftraggeber	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

8.	 Vergabeverfahren, die ein öffentlicher Auf-
traggeber gemäß den Vergaberegeln einer 
internationalen Organisation oder internatio- 
nalen Finanzierungseinrichtung durchführt,
a)	 sofern das Vergabeverfahren durch  

diese Organisation oder Einrichtung 
vollständig finanziert wird, oder

b)	 sofern das Vergabeverfahren durch die-
se Organisation oder Einrichtung über-
wiegend finanziert wird und die Organi-
sation oder Einrichtung mit dem öffent- 
lichen Auftraggeber die Anwendung der 
Vergabeverfahrensregeln dieser Organi-
sation oder Einrichtung vereinbart hat,

9.	 Dienstleistungsaufträge betreffend
a)	 die Vertretung eines öffentlichen Auf-

traggebers durch einen Rechtsanwalt in
aa)	 einem Schiedsgerichts- oder 

Schlichtungsverfahren in Öster-
reich, in einem anderen Staat oder 
vor einer internationalen Schieds-
gerichts- oder Schlichtungsinstanz 
oder

bb)	 gerichtlichen oder behördlichen 
Verfahren in Österreich, in einem 
anderen Staat oder vor internatio- 
nalen Gerichten oder Einrichtun-
gen, oder

b)	 die Rechtsberatung durch einen Rechts-
anwalt zur Vorbereitung eines unter lit. a 
genannten Verfahrens oder die Rechts-
beratung durch einen Rechtsanwalt, 
wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vor-
liegen und eine hohe Wahrscheinlich- 
keit besteht, dass die Angelegenheit,  
auf die sich die Beratung bezieht, Ge-
genstand eines Verfahrens nach lit.  a 
werden wird, oder

c)	 Beglaubigungs- und Beurkundungs-
dienstleistungen, die von Notaren zu er-
bringen sind, oder

d)	 von Treuhändern oder bestellten Vor-
mündern erbrachte Rechtsdienstleis- 
tungen oder sonstige Rechtsdienstleis-
tungen, deren Erbringer durch ein Ge-
richt bestellt oder durch Gesetz dazu  
bestimmt werden, um bestimmte Auf- 
gaben unter der Aufsicht dieser Gerichte 
wahrzunehmen, oder

e)	 sonstige Rechtsdienstleistungen, die in 
dem betreffenden Mitgliedstaat – wenn 
auch nur gelegentlich – mit der Aus-
übung von hoheitlichen Befugnissen 
verbunden sind,

10.	Verträge über Erwerb, Miete oder Pacht 
von Grundstücken oder vorhandenen Ge- 
bäuden oder anderem unbeweglichen Ver- 
mögen oder Rechten daran, ungeachtet 
deren Finanzierungsmodalitäten,

11.	 Dienstleistungsaufträge an einen öffent- 
lichen Auftraggeber oder an einen öffent- 
lichen Sektorenauftraggeber aufgrund eines 
ausschließlichen Rechtes, das dieser auf-
grund veröffentlichter, mit dem AEUV über-
einstimmender Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften innehat,

12.	Dienstleistungsaufträge über Forschungs- 
und Entwicklungsdienstleistungen mit Aus- 
nahme jener Dienstleistungsaufträge über 
Forschungs- und Entwicklungsdienst-
leistungen, die unter die CPV-Codes 
73000000‑2 bis 73120000‑9, 73300000‑5, 
73420000‑2 und 73430000‑5 des „Gemein-
samen Vokabulars für öffentliche Auf- 
träge“ (CPV) gemäß der Verordnung 
(EG) Nr.  213/2008 zur Änderung der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2195/2002 über das 
Gemeinsame Vokabular für öffentliche 
Aufträge (CPV) und der Vergabericht- 
linien 2004/17/EG und 2004/18/EG im Hin-
blick auf die Überarbeitung des Vokabulars, 
ABl. Nr. L 74 vom 15.03.2008 S. 1, fallen, 
und
a)	 deren Ergebnisse ausschließliches  

Eigentum des öffentlichen Auftragge-
bers für seinen Gebrauch bei der Aus-
übung seiner eigenen Tätigkeit sind und

b)	 die vollständig durch den öffentlichen 
Auftraggeber vergütet werden,

13.	Aufträge über Schiedsgerichts- und 
Schlichtungsdienstleistungen,

14.	Aufträge über Finanzdienstleistungen im  
Zusammenhang mit der Ausgabe, dem 
Verkauf, dem Ankauf oder der Übertragung 
von Wertpapieren oder anderen Finanz- 
instrumenten im Sinne des § 1 Z 4, 6 und 7  
des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007 – 
WAG  2007, BGBl.  I Nr.  60/2007, Dienst-
leistungen der Zentralbanken sowie mit 
der Europäischen Finanzstabilisierungs- 
fazilität und dem Europäischen Stabilitäts-
mechanismus durchgeführte Transaktionen,

15.	Aufträge über Kredite und Darlehen,  
unabhängig davon, ob sie im Zusam-
menhang mit der Ausgabe, dem Verkauf,  
dem Kauf oder der Übertragung von Wert-
papieren oder anderen Finanzinstrumenten 
stehen oder nicht,
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16.	Arbeitsverträge,
17.	Dienstleistungsaufträge im Bereich des 

Katastrophenschutzes, des Zivilschutzes 
und der Gefahrenabwehr, die von gemein-
nützigen Organisationen oder Ver- 
einigungen erbracht werden und die unter die 
folgenden CPV-Codes fallen: 75250000-3 
(Dienstleistungen der Feuerwehr und von 
Rettungsdiensten), 75251000-0 (Dienst-
leistungen der Feuerwehr), 75251100-1 
(Brandbekämpfung), 75251110-4 (Brand-
verhütung), 75251120-7 (Waldbrandbe-
kämpfung), 75252000-7 (Rettungsdienste), 
75222000-8 (Zivilverteidigung), 98113100-9  
(Dienstleistungen im Bereich der nuklearen 
Sicherheit) und 85143000-3 (Einsatz von 
Krankenwagen) mit Ausnahme des Ein- 
satzes von Krankenwagen zur Patienten-
beförderung,

18.	Dienstleistungsaufträge über nichtwirt- 
schaftliche Dienstleistungen von allge- 
meinem Interesse,

19.	Dienstleistungsaufträge an Anbieter von 
audiovisuellen oder Hörfunkmediendiens-
ten über den Erwerb, die Entwicklung, Pro-
duktion oder Koproduktion von Sendema-
terial, das für audiovisuelle Mediendienste 
oder Hörfunkmediendienste bestimmt ist, 
sowie für Aufträge über Ausstrahlungszeit 
oder Bereitstellung von Sendungen, die an 
Anbieter von audiovisuellen oder Hörfunk-
mediendiensten vergeben werden,

20.	Liefer- oder Dienstleistungaufträgen eines 
öffentlichen Auftraggebers an eine zentrale  
Beschaffungsstelle, die öffentlicher Auf- 
traggeber gemäß diesem Bundesgesetz  
ist, oder an eine zentralen Beschaffungs- 
stelle gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 16 der Richt-
linie 2014/24/EU mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz in einer 
sonstigen Vertragspartei des EWR-Ab- 
kommens, die diese Liefer- oder Dienst- 
leistungen zum Zweck der Weiterveräuße-
rung an andere Auftraggeber erworben hat,

21.	Aufträge an einem öffentlichen Auftrag- 
geber gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richt- 
linie 2014/24/EU, der ein gemeinsames  
Vergabeverfahren durchgeführt und sei-
nen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der  
EU oder in einer sonstigen Vertragspartei 
des EWR-Abkommens hat,

22.	Dienstleistungsaufträge an eine zentrale  
Beschaffungsstelle, die öffentlicher Auftrag- 
geber gemäß diesem Bundesgesetz ist, 

oder an eine zentrale Beschaffungsstelle ge- 
mäß Art.  2 Abs.  1 Z  16 der Richtlinie 
2014/24/EU mit Sitz in einem anderen  
Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz in einer 
sonstigen Vertragspartei des EWR-Ab- 
kommens zur Erbringung von zentralen 
Beschaffungstätigkeiten oder von zentra-
len Beschaffungstätigkeiten zusammen mit 
Nebenbeschaffungstätigkeiten,

23.	Dienstleistungsaufträge im Rahmen poli- 
tischer Kampagnen, die unter die  
CPV-Codes 79341400-0, 92111230-3 und 
92111240-6 fallen und von einer politischen 
Partei im Rahmen einer Wahlkampagne 
vergeben werden,

24.	Vergabeverfahren, die hauptsächlich den 
Zweck haben, dem öffentlichen Auf-
traggeber die Bereitstellung oder den 
Betrieb öffentlicher Kommunikations- 
netze gemäß § 3 Z 17 des Telekommuni- 
kationsgesetzes  2003 – TKG  2003,  
BGBl I  Nr.  70/2003, oder die Bereitstel-
lung eines oder mehrerer elektronischer  
Kommunikationsdienste gemäß §  3 Z  9 
in Verbindung mit Z  11 TKG  2003 für die 
Öffentlichkeit zu ermöglichen, 

25.	Vergabeverfahren eines öffentlichen Auf-
traggebers, der Postdienste gemäß § 173 
Abs.  2 erbringt und die der Durchführung 
folgender Tätigkeiten dienen:
a)	 Mehrwertdienste, die mit elektronischen 

Mitteln verknüpft sind und gänzlich mit 
diesen Mitteln erbracht werden, oder

b)	 Finanzdienstleistungen gemäß den CPV- 
Codes 66100000-1 bis 66720000-3, ins-
besondere Postanweisungen und -über-
weisungen, oder

c)	 philatelistische Dienstleistungen, oder
d)	 Dienstleistungen, bei denen die mate- 

rielle Auslieferung oder Lagerung mit  
anderen nicht postalischen Aufgaben 
kombiniert wird (logistische Dienstleis-
tungen), und

26.	Vergabeverfahren zur zulässigen Ände- 
rung von Verträgen und Rahmenverein-
barungen während ihrer Laufzeit gemäß  
§ 365.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat die für die 
Ausnahme vom Geltungsbereich dieses Bundes- 
gesetzes gemäß Abs.  1 maßgeblichen Gründe  
schriftlich festzuhalten und der Europäischen Kom-
mission (Kommission) den Abschluss jeder Über- 
einkunft Übereinkunft oder Vereinbarung gemäß 
Abs. 1 Z 6 lit. a und Z 7 lit. a mitzuteilen.
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Ausgenommene öffentlich-öffentliche  
Verhältnisse

§ 10. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht
1.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Auftrag- 

geber durch einen Rechtsträger erbringen 
lässt,
a)	 über den der öffentliche Auftraggeber 

eine ähnliche Kontrolle wie über seine 
eigenen Dienststellen ausübt,

b)	 mehr als 80% der Tätigkeiten des kon- 
trollierten Rechtsträgers der Ausführung 
der Aufgaben dienen, mit denen er von 
dem die Kontrolle ausübenden öffent- 
lichen Auftraggeber oder von anderen 
von diesem öffentlichen Auftraggeber 
kontrollierten Rechtsträgern betraut  
wurde, und

c)	 keine direkte private Kapitalbeteiligung 
am kontrollierten Rechtsträger besteht, 
mit Ausnahme nicht beherrschender 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbe- 
teiligung ohne Sperrminorität, die jeweils 
in Übereinstimmung mit dem AEUV 
durch gesetzliche Bestimmungen eines 
Mitgliedstaates vorgeschrieben sind  
und keinen ausschlaggebenden Einfluss 
auf den kontrollierten Rechtsträger  
vermitteln.

Eine Kontrolle im Sinne von lit. a liegt vor, 
wenn der öffentliche Auftraggeber einen 
ausschlaggebenden Einfluss sowohl auf 
die strategischen Ziele als auch auf die 
wesentlichen Entscheidungen des kontrol-
lierten Rechtsträgers ausübt. Eine derartige 
Kontrolle kann auch durch einen anderen 
Rechtsträger ausgeübt werden, der vom 
öffentlichen Auftraggeber auf gleiche Weise 
kontrolliert wird.

2.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Auftragge-
ber, der Rechtsträger gemäß Z 1 ist,
a)	 an den ihn kontrollierenden öffentlichen 

Auftraggeber vergibt oder
b)	 an einen anderen von dem ihn kon- 

trollierenden öffentlichen Auftraggeber 
kontrollierten Rechtsträger vergibt, so-
fern an diesem Rechtsträger keine di-
rekte private Kapitalbeteiligung besteht, 
mit Ausnahme nicht beherrschender 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbeteili-
gung ohne Sperrminorität, die jeweils in 
Übereinstimmung mit dem AEUV durch 
gesetzliche Bestimmungen eines Mit-

gliedstaates vorgeschrieben sind und 
keinen ausschlaggebenden Einfluss 
vermitteln.

3.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Auftrag-
geber durch einen Rechtsträger erbringen 
lässt,
a)	 über den der öffentliche Auftraggeber 

gemeinsam mit anderen öffentlichen 
Auftraggebern eine ähnliche Kontrolle 
wie über seine eigenen Dienststellen 
ausübt,

b)	 mehr als 80% der Tätigkeiten des kon- 
trollierten Rechtsträgers der Ausführung 
der Aufgaben dienen, mit denen er von 
den die Kontrolle ausübenden öffent- 
lichen Auftraggebern oder von anderen 
von diesen öffentlichen Auftraggebern 
kontrollierten Rechtsträgern betraut  
wurde, und

c)	 keine direkte private Kapitalbeteiligung 
am kontrollierten Rechtsträger besteht, 
mit Ausnahme nicht beherrschender 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbetei- 
ligung ohne Sperrminorität, die in Über-
einstimmung mit dem AEUV durch ge-
setzliche Bestimmungen eines Mitglied-
staates vorgeschrieben sind und keinen 
ausschlaggebenden Einfluss auf den 
kontrollierten Rechtsträger vermitteln.

(2) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von 
Abs. 1 Z 3 lit. a liegt vor, wenn

1.	 die beschlussfassenden Organe des kon- 
trollierten Rechtsträgers sich aus Vertretern 
sämtlicher beteiligter öffentlicher Auftrag- 
geber zusammensetzen, wobei einzelne 
Vertreter mehrere oder alle beteiligten  
öffentlichen Auftraggeber vertreten können,

2.	 die beteiligten öffentlichen Auftraggeber ge- 
meinsam einen ausschlaggebenden Ein-
fluss sowohl auf die strategischen Ziele als 
auch auf die wesentlichen Entscheidungen 
des kontrollierten Rechtsträgers ausüben 
können und

3.	 der kontrollierte Rechtsträger keine Interes-
sen verfolgt, die denen der kontrollierenden 
öffentlichen Auftraggeber zuwiderlaufen.

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Verträge 
zwischen öffentlichen Auftraggebern, wenn

1.	 der Vertrag eine Zusammenarbeit zwi-
schen den beteiligten öffentlichen Auftrag-
gebern begründet oder implementiert, mit 
der sichergestellt werden soll, dass von den  
beteiligten öffentlichen Auftraggebern zu 
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erbringende öffentliche Dienstleistungen im  
Hinblick auf die Erreichung gemeinsamer 
Ziele ausgeführt werden können,

2.	 die Implementierung dieser Zusammen- 
arbeit ausschließlich durch Überlegungen  
im Zusammenhang mit dem öffentlichen 
Interesse bestimmt wird und

3.	 die beteiligten öffentlichen Auftraggeber  
auf dem offenen Markt weniger als 20%  
der durch die Zusammenarbeit erfassten 
Tätigkeiten erbringen.

(4) Zur Ermittlung des prozentualen Anteiles 
der Tätigkeiten gemäß Abs.  1 Z  1 lit.  b, Abs.  1 
Z 3 lit. b und Abs. 3 Z 3 ist der durchschnittliche 
Gesamtumsatz aller während der letzten drei  
Jahre vor der Vergabe des Auftrages oder dem 
Vertragsschluss erbrachten Leistungen oder ein  
geeigneter alternativer, in Relation zu den jewei-
ligen Tätigkeiten stehender, Wert heranzuziehen. 
Liegen wegen des Gründungszeitpunktes oder 
des Zeitpunktes der Aufnahme der Geschäfts-
tätigkeit für die letzten drei Jahre keine Angaben 
über den Umsatz oder einen geeigneten alter- 
nativen, in Relation zu den jeweiligen Tätigkeiten 
stehender Wert vor oder sind diese Daten auf-
grund einer erfolgten Umstrukturierung nicht mehr 
relevant, so genügt es, wenn die Ermittlung des 
Anteiles der Tätigkeiten etwa durch Prognosen 
über die Geschäftsentwicklung glaubhaft gemacht 
wird.

(5) Die Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 3 sind auch 
auf Sachverhalte anwendbar, bei denen an Stelle  
oder neben einem öffentlichen Auftraggeber ein 
öffentlicher Sektorenauftraggeber oder ein Auf- 
traggeber gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 
2014/24/EU bzw. Art. 4 Abs. 1 lit. a erster Fall der 
Richtlinie 2014/25/EU beteiligt ist.

(6) Der öffentliche Auftraggeber hat die für die 
Ausnahme vom Geltungsbereich dieses Bun-
desgesetzes gemäß Abs.  1 bis 5 maßgeblichen  
Gründe schriftlich festzuhalten.

Gemeinsame grenzüberschreitende Auftrags-
vergabe mehrerer öffentlicher Auftraggeber

§ 11. (1) Öffentliche Auftraggeber, die diesem 
Bundesgesetz unterliegen, können mit öffentlichen 
Auftraggebern gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richt- 
linie 2014/24/EU mit Sitz in einem anderen Mit-
gliedstaat der EU oder mit Sitz in einer sonstigen 
Vertragspartei des EWR-Abkommens verein- 
baren, Vergabeverfahren gemeinsam durchzu-
führen. Sofern dies nicht bereits in einer im Ein-
klang mit dem AEUV geschlossenen internatio-
nalen Übereinkunft oder Vereinbarung zwischen 

der Republik Österreich und anderen beteiligten 
Mitgliedstaaten der EU oder sonstigen Vertrags-
parteien des EWR-Abkommens geregelt ist, ist in 
der Vereinbarung zwischen den beteiligten öffent- 
lichen Auftraggebern jedenfalls festzulegen:

1.	 welcher öffentliche Auftraggeber für die 
Durchführung welchen Teiles des Vergabe-
verfahrens zuständig ist (Zuständigkeiten 
der Parteien),

2.	 die jeweils anwendbaren nationalen Rege-
lungen und

3.	 die interne Organisation des Vergabever- 
fahrens, einschließlich der Durchführung 
des Verfahrens, der Zuständigkeit zum  
Abschluss der Verträge und der Verteilung 
der zu beschaffenden Leistungen.

Die nach Z 1 und 2 festzulegende Verteilung der 
Zuständigkeiten und der jeweils anwendbaren 
nationalen Regelungen sind in der Ausschrei-
bung für die gemeinsam zu vergebenden Auf- 
träge bekannt zu geben.

(2) Wird eine zentrale Beschaffungstätigkeit 
für einen öffentlichen Auftraggeber durch eine  
zentrale Beschaffungsstelle gemäß Art.  2 Abs.  1 
Z 16 der Richtlinie 2014/24/EU mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz in einer 
sonstigen Vertragspartei des EWR-Abkommens 
durchgeführt, so unterliegt

1.	 die Durchführung des Vergabeverfahrens,
2.	 die Vergabe eines Auftrages im Rahmen 

eines dynamischen Beschaffungssystems,
3.	 die Durchführung eines erneuten Aufrufes 

zum Wettbewerb gemäß einer Rahmen- 
vereinbarung und

4.	 im Falle der Vergabe eines Auftrages auf-
grund einer Rahmenvereinbarung ohne er- 
neuten Aufruf zum Wettbewerb die Fest- 
legung, welcher Partei der Rahmenver- 
einbarung der Zuschlag erteilt werden soll,

den Regelungen des Sitzstaates der zentralen 
Beschaffungsstelle.

(3) Gründen öffentliche Auftraggeber mit öffent-
lichen Auftraggebern gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der 
Richtlinie 2014/24/EU mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz in einer sonsti-
gen Vertragspartei des EWR-Abkommens zur ge- 
meinsamen Durchführung von Vergabeverfahren 
einen Rechtsträger, der öffentlicher Auftraggeber 
gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2014/24/EU 
ist, so haben die beteiligten öffentlichen Auftrag- 
geber gemäß den auf den Rechtsträger anwend- 
baren Regelungen die auf den Rechtsträger an- 
wendbaren nationalen Vergaberegelungen eines 
der folgenden Mitgliedstaaten oder einer der fol-
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genden Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
zu vereinbaren:

1.	 die nationalen Vergaberegelungen des  
Sitzstaates des Rechtsträgers oder

2.	 die nationalen Vergaberegelungen jenes 
Mitgliedstaates der EU oder jener Vertrags-
partei des EWR-Abkommens, in dem der 
Rechtsträger seine Tätigkeiten entfaltet.

Diese Vereinbarung gilt, sofern dies im Grün- 
dungsakt des Rechtsträgers festgelegt wurde, un- 
befristet, oder kann auf einen bestimmten Zeit-
raum, auf bestimmte Arten von Aufträgen oder auf 
die Durchführung eines oder mehrerer Vergabe-
verfahren beschränkt werden.

(4) Eine Vereinbarung gemäß Abs. 1 oder eine 
Gründung gemäß Abs.  3 darf nicht den Zweck  
verfolgen, die Anwendung von im Einklang mit 
dem Unionsrecht stehenden verbindlichen öffent-
lich-rechtlichen Regelungen zu umgehen, denen 
die beteiligten öffentlichen Auftraggeber in ihren 
Sitzstaaten unterliegen.

4. Abschnitt  
Schwellenwerte, Berechnung  
des geschätzten Leistungswertes

Schwellenwerte
§  12. (1) Verfahren von öffentlichen Auftrag- 

gebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im 
Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte Auf-
tragswert

1.	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen, 
die von in Anhang  III genannten öffent- 
lichen Auftraggebern vergeben werden, 
mindestens 144  000  Euro beträgt; bei  
Lieferaufträgen, die im Bereich des  
Bundesministeriums für Landesverteidi-
gung vergeben werden, gilt dies nur für 
Aufträge im Verteidigungsbereich be- 
treffend Waren, die in Anhang IV genannt 
sind, oder

2.	 bei Dienstleistungsaufträgen gemäß  
Anhang  XVI mindestens 750  000  Euro  
beträgt, oder

3.	 bei allen übrigen Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen mindestens 211  000  Euro 
beträgt, oder

4.	 bei Bauaufträgen mindestens 
5 548 000 Euro beträgt.

(2) Wettbewerbe von öffentlichen Auftrag- 
gebern erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn 
bei Realisierungswettbewerben der geschätzte  
Auftragswert des Dienstleistungsauftrages unter 

Berücksichtigung etwaiger Preisgelder und  
Zahlungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwett- 
bewerben die Summe der Preisgelder und Zah- 
lungen an Teilnehmer

1.	 bei von in Anhang  III genannten öffent- 
lichen Auftraggebern durchgeführten Wett- 
bewerben mindestens 144  000  Euro be- 
trägt, oder

2.	 bei von anderen als in Anhang  III ge- 
nannten öffentlichen Auftraggebern durch-
geführten Wettbewerben mindestens 
211 000 Euro beträgt.

(3) Verfahren von öffentlichen Auftraggebern 
zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im Unter-
schwellenbereich, wenn der geschätzte Auftrags 
wert die in Abs.  1 genannten Beträge nicht er- 
reicht. Wettbewerbe erfolgen im Unterschwellen-
bereich, wenn der geschätzte Auftragswert unter 
Einrechnung der Preisgelder und Zahlungen oder 
die Summe der Preisgelder und Zahlungen an  
die Teilnehmer die in Abs.  2 genannten Beträge 
nicht erreicht.

Allgemeine Bestimmungen betreffend die 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes

§  13. (1) Grundlage für die Berechnung des 
geschätzten Auftragswertes eines Auftrages ist  
der Gesamtwert ohne Umsatzsteuer, der vom  
öffentlichen Auftraggeber voraussichtlich zu  
zahlen ist. Bei dieser Berechnung ist der geschätz-
te Gesamtwert aller der zum Vorhaben gehöri-
gen Leistungen einschließlich aller Optionen und  
etwaiger Vertragsverlängerungen, die in der  
Ausschreibung ausdrücklich vorgesehen werden 
sollen, zu berücksichtigen.

(2) Sieht der öffentliche Auftraggeber Prä-
mien oder Zahlungen an Bewerber oder Bieter  
vor, so hat er diese bei der Berechnung  
des geschätzten Auftragswertes zu berück- 
sichtigen.

(3) Der geschätzte Auftragswert der auszu-
schreibenden Leistung ohne Umsatzsteuer ist 
vom öffentlichen Auftraggeber vor der Durch- 
führung des Vergabeverfahrens sachkundig zu 
ermitteln. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ermitt-
lung ist der Zeitpunkt der Einleitung des Vergabe-
verfahrens durch den öffentlichen Auftraggeber. 
Bei Vergabeverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung ist dies der Zeitpunkt der Absendung 
der Bekanntmachung, bei Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung die erste nach außen 
in Erscheinung tretende Entscheidung.

(4) Besteht der öffentliche Auftraggeber aus 
mehreren eigenständigen Organisationseinheiten, 
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so ist der geschätzte Auftragswert für alle Organi-
sationseinheiten zu berücksichtigen. Abweichend 
davon kann der Auftragswert auf der Ebene einer 
eigenständigen Organisationseinheit geschätzt 
werden, wenn die betreffende Einheit selbständig 
für ihre Auftragsvergaben oder bestimmte Kate- 
gorien von Auftragsvergaben zuständig ist.

(5) Die Wahl der angewandten Berechnungs-
methode darf nicht den Zweck verfolgen, die An- 
wendung der Vorschriften dieses Bundes- 
gesetzes zu umgehen. Sofern nicht sachliche  
Gründe vorliegen, darf ein Auftrag nicht so unter-
teilt werden, dass er nicht den Vorschriften  
dieses Bundesgesetzes für den Oberschwellen- 
bereich unterliegt.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Bauaufträgen

§ 14. (1) Besteht ein Bauvorhaben aus mehre- 
ren Losen, für die jeweils ein gesonderter Auftrag 
vergeben wird, so ist als geschätzter Auftrags-
wert der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose 
anzusetzen. Als Lose im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten auch gewerbliche Tätigkeiten im 
Sinne des Anhanges I (Gewerke).

(2) Bei der Berechnung des geschätzten Auf-
tragswertes von Bauaufträgen ist neben dem Auf-
tragswert der Bauleistungen auch der geschätz-
te Gesamtwert aller für die Ausführung der Bau- 
leistungen erforderlichen Waren und Dienst- 
leistungen einzubeziehen, die dem Unternehmer  
vom öffentlichen Auftraggeber zur Verfügung 
gestellt werden.

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert 
der Lose den in § 12 Abs. 1 Z 4 genannten Schwel-
lenwert, so gelten die Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. 
Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1  Million  Euro beträgt, 
sofern der kumulierte Wert der vom öffentlichen 
Auftraggeber ausgewählten Lose 20% des kumu-
lierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die 
Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von Bau-
aufträgen im Unterschwellenbereich; für die Wahl 
des Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert 
der Wert des einzelnen Loses.

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert  
der Lose den in § 12 Abs. 1 Z 4 genannten Schwel-
lenwert nicht, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauauf- 
trägen im Unterschwellenbereich für die Vergabe 
aller Lose. Für die Wahl des Verfahrens zur Ver-

gabe von Aufträgen im Unterschwellenbereich gilt 
als geschätzter Auftragswert der Wert des ein- 
zelnen Loses.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Lieferaufträgen

§ 15. (1) Bei Leasing, Miete, Pacht oder Raten-
kauf ist als geschätzter Auftragswert anzusetzen:

1.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Lauf-
zeit von höchstens zwölf Monaten der ge- 
schätzte Gesamtbetrag der während der 
Vertragsdauer voraussichtlich zu leistenden  
Entgelte;

2.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Laufzeit 
von mehr als zwölf Monaten der geschätzte 
Gesamtbetrag der während der Vertrags-
dauer voraussichtlich zu leistenden Ent- 
gelte einschließlich des geschätzten Rest-
wertes;

3.	 bei unbefristeten Aufträgen oder bei un- 
klarer Vertragsdauer das 48fache des  
voraussichtlich zu leistenden Monats- 
entgeltes.

(2) Bei regelmäßig wiederkehrenden Lieferauf- 
trägen sowie bei Lieferaufträgen, die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes verlängert werden 
sollen, ist als geschätzter Auftragswert anzusetzen  
entweder

1.	 der tatsächliche Gesamtwert aller entspre-
chenden aufeinander folgenden Aufträge  
im vorangegangnen Finanz- bzw. Haus- 
haltsjahr oder in den vorangegangenen 
zwölf Monaten, nach Möglichkeit unter Be- 
rücksichtigung der voraussichtlichen Än- 
derungen bei Mengen oder Wert während 
der auf den ursprünglichen Auftrag folgen-
den zwölf Monate, oder

2.	 der geschätzte Gesamtwert der aufeinan-
der folgenden Aufträge, die während der 
auf die erste Lieferung folgenden zwölf 
Monate oder des auf die erste Lieferung 
folgenden Finanz- bzw. Haushaltsjahres, 
soweit dieses länger als zwölf Monate ist, 
vergeben werden sollen.

(3) Besteht eine Lieferung aus der Beschaf-
fung gleichartiger Lieferleistungen in mehreren 
Losen, für die jeweils ein gesonderter Auftrag 
vergeben wird, so ist als geschätzter Auftrags- 
wert der geschätzte Gesamtwert aller dieser  
Lose anzusetzen.

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 ge- 
nannten Schwellenwerte, so gelten die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes für die Ver- 
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gabe von Lieferaufträgen im Oberschwellen- 
bereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt 
nicht für jene Lose, deren geschätzter Auftrags- 
wert weniger als 80  000  Euro beträgt, sofern  
der kumulierte Wert der vom öffentlichen Auf- 
traggeber ausgewählten Lose 20% des kumu- 
lierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für 
die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von  
Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich; für  
die Wahl des Verfahrens gilt als geschätzter Auf-
tragswert der Wert des einzelnen Loses.

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert  
der Lose die in § 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 genannten 
Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätzter  
Auftragswert weniger als 50  000  Euro beträgt, 
können im Wege der Direktvergabe vergeben wer-
den, sofern der kumulierte Wert der vom öffent-
lichen Auftraggeber ausgewählten Lose 50% des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Dienstleistungsaufträgen

§  16. (1) Bei Aufträgen über die folgenden 
Dienstleistungen ist als geschätzter Auftragswert 
anzusetzen:

1.	 bei Versicherungsleistungen die Versiche-
rungsprämie und sonstige Entgelte;

2.	 bei Bankdienstleistungen und anderen  
Finanzdienstleistungen die Gebühren,  
Provisionen und Zinsen sowie sonstige 
Entgelte;

3.	 bei Aufträgen, die Planungsleistungen zum 
Gegenstand haben, die Gebühren, Provi- 
sionen sowie sonstige Entgelte.

(2) Bei Dienstleistungsaufträgen, für die kein 
Gesamtpreis angegeben wird, ist als geschätzter 
Auftragswert anzusetzen:

1.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Lauf-
zeit von höchstens 48  Monaten der ge- 
schätzte Gesamtwert für die Laufzeit des 
Vertrages;

2.	 bei unbefristeten Aufträgen oder Aufträgen 
mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten 
das 48fache des zu leistenden Monatsent-
geltes.

(3) Bei regelmäßig wiederkehrenden Dienst-
leistungsaufträgen sowie bei Dienstleistungs- 
aufträgen, die innerhalb eines bestimmten Zeit- 
raumes verlängert werden sollen, ist als geschätz-
ter Auftragswert anzusetzen entweder

1.	 der tatsächliche Gesamtwert aller ent- 
sprechenden aufeinander folgenden Auf-
träge im vorangegangenen Finanz- bzw. 
Haushaltsjahr oder in den vorange- 
gangenen zwölf Monaten, nach Möglich- 
keit unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen Änderungen bei Mengen oder 
Wert während der auf den ursprünglichen 
Auftrag folgenden zwölf Monate, oder

2.	 der geschätzte Gesamtwert der aufeinan-
der folgenden Aufträge, die während der  
auf die erste Dienstleistungserbringung  
folgenden zwölf Monate oder des auf die 
erste Dienstleistungserbringung folgenden 
Finanz- bzw. Haushaltsjahres, soweit die-
ses länger als zwölf Monate ist, vergeben 
werden sollen.

(4) Besteht eine Dienstleistung aus mehre-
ren Losen, für die jeweils ein gesonderter Auf- 
trag vergeben wird, so ist als geschätzter Auf- 
tragswert der geschätzte Gesamtwert aller dieser 
Lose anzusetzen.

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert 
der Lose die in § 12 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten  
Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen die-
ses Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienst-
leistungsaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene 
Lose, deren geschätzter Auftragswert weniger als 
80  000  Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert 
der vom öffentlichen Auftraggeber ausgewählten 
Lose 20% des kumulierten Wertes aller Lose nicht 
übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die 
Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im Unter-
schwellenbereich; für die Wahl des Verfahrens  
gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des ein-
zelnen Loses.

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert 
der Lose die in § 12 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Schwellenwerte nicht, so gelten die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbe-
reich für die Vergabe aller Lose. Lose, deren ge- 
schätzter Auftragswert weniger als 50  000  Euro 
beträgt, können im Wege der Direktvergabe ver-
geben werden, sofern der kumulierte Wert der  
vom öffentlichen Auftraggeber ausgewählten Lose 
50% des kumulierten Wertes aller Lose nicht  
übersteigt.
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Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Rahmenvereinbarungen und 
bei dynamischen Beschaffungssystemen

§  17. Der geschätzte Auftragswert einer  
Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen 
Beschaffungssystems ist der für ihre gesamte 
Laufzeit geschätzte Gesamtwert aller aufgrund 
dieser Rahmenvereinbarung oder dieses dyna- 
mischen Beschaffungssystems voraussichtlich zu 
vergebenden Aufträge.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Innovationspartnerschaften

§ 18. Der geschätzte Auftragswert einer Inno-
vationspartnerschaft ist der geschätzte Gesamt-
wert der Forschungs- und Entwicklungstätig- 
keiten während sämtlicher Phasen der geplanten 
Innovationspartnerschaft sowie der im Rahmen 
der Innovationspartnerschaft zu entwickelnden 
und in weiterer Folge zu beschaffenden Waren, 
Dienst- oder Bauleistungen.

Änderung der Schwellen- oder Loswerte
§  19. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz kann durch 
Verordnung anstelle der in den §§ 12 Abs. 1 und 
2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 43,  
44, 46 Abs.  2, 47 Abs.  2 sowie 151 Abs.  6  
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit 
dies aufgrund von völkerrechtlichen Verpflich-
tungen Österreichs oder von unionsrechtlichen  
Vorschriften erforderlich bzw. zulässig bzw. im 
Interesse einer einheitlichen oder wirtschaftliche-
ren Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen 
zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte 
festsetzen.

(2) Die Angleichung der Schwellenwerte 
gemäß § 12 Abs. 1 und 2 an die von der Kommis-
sion gemäß dem Verfahren des Art. 6 der Richt- 
linie 2014/24/EU neu festgesetzten Schwellen- 
werte ist vom Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz im Bundes-
gesetzblatt kundzumachen.

5. Abschnitt  
Grundsätze des Vergabeverfahrens 
und allgemeine Bestimmungen

Grundsätze des Vergabeverfahrens
§ 20. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in 

diesem Bundesgesetz vorgesehenen Verfahren, 
unter Beachtung der unionsrechtlichen Grund- 
sätze wie insbesondere der Gleichbehandlung  

aller Bewerber und Bieter, der Nichtdiskrimi- 
nierung, der Verhältnismäßigkeit, der Transparenz 
sowie des freien und lauteren Wettbewerbes und 
unter Wahrung des Grundsatzes der Wirtschaft-
lichkeit durchzuführen. Die Vergabe hat an be- 
fugte, leistungsfähige und zuverlässige (geeig- 
nete) Unternehmer zu angemessenen Preisen zu  
erfolgen.

(2) Die völkerrechtlich zulässige unterschied-
liche Behandlung von Bewerbern und Bietern 
aus Gründen ihrer Staatsangehörigkeit oder des 
Warenursprunges bleibt von Abs. 1 unberührt.

(3) Bei der Durchführung von Vergabever- 
fahren ist eine gebietsmäßige Beschränkung des 
Teilnehmerkreises oder eine Beschränkung der 
Teilnahme auf einzelne Berufsstände, obwohl 
auch andere Unternehmer die Berechtigung zur 
Erbringung der Leistung besitzen, unzulässig.

(4) Verfahren zur Vergabe von Aufträgen und 
Realisierungswettbewerbe sind nur dann durch-
zuführen, wenn die Absicht besteht, die Leistung 
auch tatsächlich zu vergeben. Der öffentliche  
Auftraggeber ist jedoch nicht verpflichtet, ein  
Vergabeverfahren durch Zuschlag zu beenden.

(5) Im Vergabeverfahren ist auf die Umwelt- 
gerechtheit der Leistung Bedacht zu nehmen. 
Dies kann insbesondere durch die Berücksich- 
tigung ökologischer Aspekte (wie etwa Energie- 
effizienz, Materialeffizienz, Abfall- und Emissions- 
vermeidung, Bodenschutz) oder des Tierschutzes  
bei der Beschreibung der Leistung, bei der Fest-
legung der technischen Spezifikationen, durch 
die Festlegung konkreter Zuschlagskriterien oder 
durch die Festlegung von Bedingungen im Leis-
tungsvertrag erfolgen.

(6) Im Vergabeverfahren kann auf die Be- 
schäftigung von Frauen, von Personen im Ausbil- 
dungsverhältnis, von Langzeitarbeitslosen, von 
Menschen mit Behinderung und älteren Arbeit- 
nehmern sowie auf Maßnahmen zur Umset-
zung sonstiger sozialpolitischer Belange Bedacht 
genommen werden. Dies kann insbesondere 
durch die Berücksichtigung derartiger Aspekte  
bei der Beschreibung der Leistung, bei der Fest- 
legung der technischen Spezifikationen, durch 
die Festlegung konkreter Zuschlagskriterien oder  
durch die Festlegung von Bedingungen im Leis-
tungsvertrag erfolgen.

(7) Im Vergabeverfahren kann auf innovative 
Aspekte Bedacht genommen werden. Dies kann 
insbesondere durch deren Berücksichtigung bei 
der Beschreibung der Leistung, bei der Festlegung 
der technischen Spezifikationen oder durch die 
Festlegung konkreter Zuschlagskriterien erfolgen.
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(8) Die Konzeption und Durchführung eines 
Vergabeverfahrens soll nach Möglichkeit so er- 
folgen, dass kleine und mittlere Unternehmen am 
Vergabeverfahren teilnehmen können.

(9) Die Konzeption oder Durchführung eines 
Vergabeverfahrens darf nicht den Zweck ver- 
folgen, das Vergabeverfahren vom Anwendungs-
bereich dieses Bundesgesetzes auszunehmen, 
die Anwendung der Vorschriften dieses Bundes- 
gesetzes zu umgehen oder den Wettbewerb  
künstlich einzuschränken. Eine künstliche Ein-
schränkung des Wettbewerbes liegt jedenfalls  
dann vor, wenn durch die Konzeption oder Durch- 
führung des Vergabeverfahrens bestimmte Unter-
nehmer auf unzulässige Weise bevorzugt oder 
benachteiligt werden.

Allgemeine Bestimmungen  
über Bewerber und Bieter

§ 21. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei des EWR-Ab- 
kommens oder in der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft (Schweiz) ansässig sind und die für 
die Ausübung einer Tätigkeit in Österreich eine 
behördliche Entscheidung betreffend ihre Berufs-
qualifikation einholen müssen, haben ein dar-
auf gerichtetes Verfahren möglichst umgehend,  
jedenfalls aber vor Ablauf der Angebotsfrist ein- 
zuleiten.

(2) Arbeitsgemeinschaften und Bietergemein-
schaften können Angebote oder Teilnahme- 
anträge einreichen, sofern nicht in der Ausschrei- 
bung aus sachlichen Gründen die Teilnahme  
oder die Bildung von Arbeits- oder Bieterge- 
meinschaften für unzulässig erklärt wurde. Der 
öffentliche Auftraggeber kann ferner in der Aus-
schreibung aus sachlichen Gründen eine all- 
fällige Beschränkung der Mitgliederanzahl oder 
der Zusammensetzung von Arbeits- oder Bieter-
gemeinschaften vorsehen. Der öffentliche Auf- 
traggeber darf Arbeits- oder Bietergemein- 
schaften nicht verpflichten, zwecks Einreichens 
eines Angebotes oder eines Teilnahmeantrages 
eine bestimmte Rechtsform anzunehmen. Der 
öffentliche Auftraggeber kann jedoch von einer 
Arbeits- oder Bietergemeinschaft verlangen, dass 
sie eine bestimmte Rechtsform annimmt, wenn 
ihr der Zuschlag erteilt worden ist, sofern dies 
für die ordnungsgemäße Durchführung des Auf- 
trages erforderlich ist. Arbeitsgemeinschaften 
und Bietergemeinschaften sind als solche partei- 
fähig zur Geltendmachung der ihnen durch dieses 
Bundesgesetz eingeräumten Rechte. Im Auftrags-
fall schulden Bietergemeinschaften als Arbeits- 

gemeinschaften dem öffentlichen Auftraggeber die 
solidarische Leistungserbringung.

(3) Unbeschadet des Abs.  2 dürfen Be- 
werber oder Bieter, die gemäß den Rechtsvor- 
schriften der Schweiz oder einer anderen Vertrags-
partei des EWR-Abkommens, in deren Gebiet 
sie ansässig und zur Erbringung der betreffen-
den Leistung berechtigt sind, nicht allein deshalb  
abgelehnt werden, weil sie gemäß den öster- 
reichischen Rechtsvorschriften entweder eine 
natürliche oder juristische Person sein müssten.

(4) Bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen so- 
wie bei Lieferaufträgen, die Dienstleistungen oder 
Verlege- oder Installationsarbeiten umfassen,  
können Bewerber oder Bieter, die keine natür- 
liche Person sind, verpflichtet werden, in ihrem 
Angebot oder in ihrem Teilnahmeantrag die 
Namen und die berufliche Qualifikation jener natür- 
lichen Personen anzugeben, die für die Er- 
bringung der betreffenden Leistung verantwort- 
lich sein sollen.

Gemeinsame Auftragsvergabe  
mehrerer öffentlicher Auftraggeber

§  22. (1) Öffentliche Auftraggeber können 
einzelne Vergabeverfahren gänzlich oder teil-
weise gemeinsam durchführen. Eine gemein- 
same Durchführung eines Vergabeverfahrens 
liegt auch dann vor, wenn ein öffentlicher Auftrag- 
geber das Verfahren in seinem eigenen Namen 
und im Auftrag aller anderen beteiligten öffent- 
lichen Auftraggeber alleine durchführt.

(2) In der Ausschreibung ist anzugeben, ob 
eine gemeinsame Auftragsvergabe erfolgt, welche 
öffentlichen Auftraggeber an der gemeinsamen 
Auftragsvergabe beteiligt sind und gegebenen-
falls welcher öffentliche Auftraggeber im eigenen 
Namen und im Auftrag der anderen beteiligten 
öffentlichen Auftraggeber das Vergabeverfahren 
alleine durchführt. Sofern das Vergabeverfahren 
nur teilweise gemeinsam durchgeführt wird, ist in 
der Ausschreibung anzugeben, welcher öffentliche 
Auftraggeber für welchen Teil des Vergabever- 
fahrens zuständig ist. Erfolgt keine diesbezüg- 
liche Angabe in der Ausschreibung, so gelten alle 
in der Ausschreibung genannten öffentlichen Auf-
traggeber als an der gemeinsamen Durchführung 
des gesamten Verfahrens beteiligt.

Vorbehaltene Aufträge zugunsten  
sozialer und beruflicher Integration

§ 23. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann bei 
Verfahren zur Vergabe von Aufträgen vorsehen, 
dass an diesen Verfahren nur geschützte Werk-
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stätten, integrative Betriebe oder sonstige Unter-
nehmen, deren Hauptzweck die soziale und beruf-
liche Integration von Menschen mit Behinderung 
oder von sonstigen benachteiligten Personen ist,  
teilnehmen können oder dass die Erbringung von  
Aufträgen im Rahmen von Programmen mit 
geschützten Beschäftigungsverhältnissen zu er- 
folgen hat, wobei mindestens 30% der Arbeit- 
nehmer des den Auftrag ausführenden Unterneh-
mens Menschen mit Behinderung oder sonstige 
benachteiligte Arbeitnehmer sein müssen.

(2) Sofern eine Bekanntmachung erfolgt, ist 
auf eine Beschränkung des Teilnehmerkreises 
oder des ausführungsberechtigten Kreises ge- 
mäß Abs. 1 hinzuweisen.

Vorherige Erkundung des Marktes
§  24. Vor Einleitung eines Vergabeverfahrens 

kann ein öffentlicher Auftraggeber zur Vorbe- 
reitung vorherige Markterkundungen durchführen  
und potentiell interessierte Unternehmer über 
seine Pläne und Anforderungen informieren. Im 
Rahmen der Markterkundungen kann sich der 
öffentliche Auftraggeber insbesondere von Dritten  
beraten lassen. Er kann die solcherart eingeholten 
Informationen für die Planung und Durchführung 
des Vergabeverfahrens nutzen, sofern dadurch 
der Wettbewerb nicht verzerrt oder gegen die 
Grundsätze des Vergabeverfahrens verstoßen 
wird.

Vorarbeiten
§ 25. (1) Hat ein Bewerber oder Bieter oder ein 

mit diesen in Verbindung stehendes Unterneh-
men den öffentlichen Auftraggeber beraten oder 
war er auf andere Weise an der Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens beteiligt, so hat der öffentliche 
Auftraggeber alle erforderlichen Maßnahmen zu 
setzen, um sicherzustellen, dass der Wettbewerb 
durch die Teilnahme dieses Bewerbers oder Bie-
ters nicht verzerrt wird. Als Maßnahmen kommen 
insbesondere die Übermittlung oder Bereitstel- 
lung aller Informationen, die im Zusammenhang 
mit den Vorarbeiten ausgetauscht wurden oder  
die aus den Vorarbeiten resultieren, an alle Teil- 
nehmer des Vergabeverfahrens oder die Fest- 
legung angemessener Angebotsfristen in Betracht. 
Die vom öffentlichen Auftraggeber gesetzten Maß- 
nahmen sind im Vergabevermerk festzuhalten.

(2) Bewerber, Bieter sowie mit diesen in Ver-
bindung stehende Unternehmen, die im Sinne des 
Abs. 1 an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
beteiligt waren, sind, soweit durch ihre Teilnahme 
der faire und lautere Wettbewerb unter Beach- 

tung des Grundsatzes der Gleichbehandlung  
verzerrt werden würde, von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren auszuschließen. Vor dem 
Ausschluss ist dem betroffenen Unternehmer  
die Möglichkeit zu geben, nachzuweisen, dass  
seine Beteiligung an der Vorbereitung des  
Vergabeverfahrens den Wettbewerb nicht ver- 
zerren konnte.

Vermeidung von Interessenkonflikten
§  26. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat ge- 

eignete Maßnahmen zur wirksamen Verhinde-
rung, Aufdeckung und Behebung von sich bei der 
Durchführung von Vergabeverfahren ergebenden 
Interessenkonflikten zu treffen, um Wettbewerbs-
verzerrungen zu vermeiden und eine Gleich- 
behandlung aller Unternehmer zu gewährleisten.

(2) Ein Interessenkonflikt liegt jedenfalls dann 
vor, wenn Mitarbeiter eines öffentlichen Auftrag-
gebers oder einer vergebenden Stelle, die an 
der Durchführung des Vergabeverfahrens be- 
teiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang des 
Verfahrens nehmen können, direkt oder indirekt 
ein finanzielles, wirtschaftliches oder sonstiges 
persönliches Interesse haben, das ihre Unpartei- 
lichkeit und Unabhängigkeit im Rahmen des  
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte.

Schutz der Vertraulichkeit, Verwertungsrechte
§ 27. (1) Der öffentliche Auftraggeber und die 

Teilnehmer eines Vergabeverfahrens haben den 
vertraulichen Charakter aller bei der Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ausgetauschten Infor-
mationen zu wahren.

(2) Sofern in diesem Bundesgesetz nicht  
anderes bestimmt ist, darf der öffentliche Auftrag-
geber keine ihm von einem Unternehmer über- 
mittelten und von diesem als vertraulich be- 
zeichneten Informationen weitergeben. Dies 
betrifft insbesondere technische Geheimnisse, 
Betriebsgeheimnisse sowie vertrauliche Aspekte 
der Angebote.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann für die 
Teilnehmern eines Vergabeverfahrens Anforde- 
rungen zum Schutz von Vertraulichkeit von Infor- 
mationen vorschreiben, die ihnen im Rahmen 
eines Vergabeverfahrens zur Verfügung gestellt, 
übermittelt bzw. bereitgestellt werden 

(4) Soweit Schutzrechte oder Geheimhaltungs-
interessen verletzt würden, dürfen sowohl der 
öffentliche Auftraggeber als auch die Teilnehmer 
eines Vergabeverfahrens Ausarbeitungen des  
anderen sowie sonstige zur Verfügung gestell-
te, übermittelte bzw. bereitgestellte Pläne, Zeich- 
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nungen, Entwürfe, Modelle, Proben, Muster,  
Computerprogramme und dergleichen nur mit 
dessen ausdrücklicher Zustimmung für sich ver-
wenden oder an Dritte weitergeben.

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann sich  
vorbehalten, bestimmte von ihm zur Verfügung ge- 
stellte, übermittelte bzw. bereitgestellte Pläne, 
Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, Proben, Muster, 
Computerprogramme und dergleichen, für die keine 
Vergütung verlangt wurde, zurückzufordern.

(6) Die Bewerber oder Bieter können sich vor-
behalten, für den Fall, dass ihnen der Zuschlag 
nicht erteilt wird, die Rückstellung jener besonde-
ren Ausarbeitungen sowie von ihnen übermittelter 
Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, Proben, 
Muster, Computerprogramme und dergleichen zu 
verlangen, für die keine Vergütung vorgesehen 
ist. Dasselbe gilt für besondere Ausarbeitungen 
für Alternativangebote, von denen kein Gebrauch 
gemacht wird.

Gesamt- oder Losvergabe
§ 28. (1) Die Leistungen eines Vorhabens kön-

nen gemeinsam oder getrennt vergeben werden 
(Gesamt- oder Losvergabe). Eine getrennte Ver-
gabe in Losen kann in örtlicher oder zeitlicher Hin-
sicht, nach Menge und Art der Leistung oder im 
Hinblick auf Leistungen verschiedener Gewerbe 
oder Fachrichtungen erfolgen. Für die Gesamt- 
oder Losvergabe sind wirtschaftliche oder tech-
nische Gesichtspunkte, wie zB die Notwendig-
keit einer einheitlichen Ausführung und einer ein- 
deutigen Gewährleistung, maßgebend.

(2) Ein Zuschlag in Teilen einer ausgeschrie-
benen Gesamtleistung ist ebenso wie ein bloßer  
Vorbehalt einer allfälligen Losvergabe unzu- 
lässig. Soll die Möglichkeit für eine Vergabe in 
Losen gewahrt bleiben, sind sowohl die Gesamt-
leistung als auch die allenfalls getrennt zur Ver- 
gabe gelangenden Lose auszuschreiben.

(3) Erfolgt eine Losvergabe, hat der öffentliche 
Auftraggeber

1.	 die Ausschreibung so zu gestalten, dass 
der Bieter Lospreise bilden kann, und

2.	 in der Bekanntmachung oder in der Auf- 
forderung zur Interessensbestätigung an- 
zugeben, ob Angebote nur für ein Los, für 
mehrere Lose oder für alle Lose abge- 
geben werden können sowie eine etwaige 
Höchstzahl der Lose, für die ein einzelner 
Bieter den Zuschlag erhalten kann.

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat für den 
Fall, dass die Anwendung der Zuschlagskriterien 
dazu führen würde, dass ein einzelner Bieter den 

Zuschlag für eine größere Zahl von Losen als die 
gemäß Abs. 3 Z 2 festgelegte Höchstzahl erhalten 
würde, in den Ausschreibungsunterlagen objek- 
tive und nicht diskriminierende Kriterien oder 
Regeln für die Losvergabe festzulegen.

(5) Erfolgt eine Losvergabe, kann der öffent- 
liche Auftraggeber Aufträge über mehrere oder 
alle Lose aufgrund einer gesamthaften Bewer-
tung an einen Bieter vergeben, wenn er sich in 
der Bekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung diese Möglichkeit  
vorbehalten hat, er die Lose oder Losgruppen  
angegeben hat, die kombiniert werden können, 
und die gemeinsame Vergabe der Lose wirt- 
schaftlich günstiger als eine getrennte Vergabe 
der Lose ist.

(6) Erfolgt keine Unterteilung des Auftrages 
in Lose, so hat der öffentliche Auftraggeber bei  
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich dies 
in der Ausschreibung oder im Vergabevermerk zu 
begründen.

Allgemeine Bestimmungen  
betreffend den Preis

§ 29. (1) Der Preis ist nach dem Preisangebots-
verfahren oder nach dem Preisaufschlags- und 
Preisnachlassverfahren zu erstellen.

(2) Zu Einheitspreisen ist auszuschreiben, an- 
zubieten und zuzuschlagen, wenn sich eine  
Leistung nach Art und Güte genau, nach Umfang  
zumindest annähernd bestimmen lässt.

(3) Zu Pauschalpreisen ist auszuschreiben, an- 
zubieten und zuzuschlagen, wenn Art, Güte und 
Umfang einer Leistung sowie die Umstände, unter 
denen sie zu erbringen ist, zur Zeit der Ausschrei-
bung hinreichend genau bekannt sind und mit 
einer Änderung während der Ausführung nicht zu 
rechnen ist.

(4) Eine Vergabe zu Regiepreisen ist nur dann 
durchzuführen, wenn Art, Güte und Umfang der 
Leistung oder die Umstände, unter denen sie  
zu erbringen ist, nicht so genau erfasst werden 
können, dass eine Vergabe nach Einheits- oder 
Pauschalpreis möglich ist und nur nach dem tat- 
sächlichen Stunden- oder Materialaufwand ab- 
gerechnet werden kann.

(5) Zu Festpreisen ist auszuschreiben, anzu-
bieten und zuzuschlagen, wenn den Vertrags- 
partnern nicht durch langfristige Verträge oder 
durch preisbestimmende Kostenanteile, die einer 
starken Preisschwankung unterworfen sind, unzu-
mutbare Unsicherheiten entstehen. In diesem Fall  
ist zu veränderlichen Preisen auszuschreiben,  
anzubieten und zuzuschlagen. Der Zeitraum für 
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die Geltung fester Preise darf grundsätzlich die 
Dauer von zwölf Monaten nicht übersteigen.

Verwendung des CPV
§  30. Bei der Durchführung von Vergabever-

fahren und für die Erstellung von Statistiken hat  
der öffentliche Auftraggeber die jeweils aktuellen 
Bezeichnungen und Codes des CPV zu verwenden.  
Dies gilt insbesondere für die Abgrenzung des 
Anwendungsbereiches dieses Bundesgesetzes, 
für Bekanntmachungen, für die Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes und für die Erstellung des 
Vergabevermerkes.

2. Hauptstück  
Arten und Wahl  
der Vergabeverfahren

1. Abschnitt  
Arten der Vergabeverfahren

Arten der Verfahren zur Vergabe von Aufträgen
§ 31. (1) Die Vergabe von Aufträgen über Leis-

tungen hat im Wege eines offenen Verfahrens, 
eines nicht offenen Verfahrens, eines Verhand-
lungsverfahrens, einer Rahmenvereinbarung,  
eines dynamischen Beschaffungssystems, eines 
wettbewerblichen Dialoges, einer Innovations- 
partnerschaft, einer Direktvergabe oder einer 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung zu 
erfolgen.

(2) Beim offenen Verfahren wird eine unbe-
schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur 
Abgabe von Angeboten aufgefordert.

(3) Beim nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung werden, nachdem eine unbe-
schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur  
Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert  
wurde, ausgewählte geeignete Bewerber zur Ab- 
gabe von Angeboten aufgefordert.

(4) Beim nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung wird eine beschränkte  
Anzahl von geeigneten Unternehmern zur  
Abgabe von Angeboten aufgefordert.

(5) Beim Verhandlungsverfahren mit vorhe-
riger Bekanntmachung werden, nachdem eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öffent-
lich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufge- 
fordert wurde, ausgewählte geeignete Bewerber  
zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Danach 
kann über den Auftragsinhalt verhandelt werden.

(6) Beim Verhandlungsverfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung wird eine beschränkte 
Anzahl von geeigneten Unternehmern zur Abgabe 
von Angeboten aufgefordert. Danach kann über 
den Auftragsinhalt verhandelt werden.

(7) Eine Rahmenvereinbarung ist eine Ver-
einbarung ohne Abnahmeverpflichtung zwischen 
einem oder mehreren öffentlichen Auftraggebern 
und einem oder mehreren Unternehmern, die  
zum Ziel hat, die Bedingungen für die Aufträge, 
die während eines bestimmten Zeitraumes ver-
geben werden sollen, festzulegen, insbesondere 
in Bezug auf den in Aussicht genommenen Preis 
und gegebenenfalls die in Aussicht genommene  
Menge. Aufgrund einer Rahmenvereinbarung 
wird nach Abgabe von Angeboten eine Leistung 
von einer Partei der Rahmenvereinbarung mit  
oder ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb be- 
zogen.

(8) Ein dynamisches Beschaffungssystem ist  
ein vollelektronisches Verfahren für die Beschaf- 
fung von Leistungen, bei denen die allgemein  
auf dem Markt verfügbaren Merkmale den An- 
forderungen des öffentlichen Auftraggebers ge- 
nügen. Bei einem dynamischen Beschaffungssys-
tem wird eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahme- 
anträgen aufgefordert und alle geeigneten Unter-
nehmer sind während seiner Gültigkeitsdauer zur 
Teilnahme am System zuzulassen. Bei einem 
dynamischen Beschaffungssystem wird die Leis-
tung nach einer gesonderten Aufforderung zur 
Angebotsabgabe von einem Teilnehmer am  
dynamischen Beschaffungssystem bezogen. Ein 
dynamisches Beschaffungssystem kann in Kate-
gorien von Waren, Bauleistungen oder Dienst-
leistungen untergliedert werden, die anhand  
von Merkmalen der vorgesehenen Beschaffung  
in der betreffenden Kategorie sachlich definiert 
werden.

(9) Beim wettbewerblichen Dialog führt der  
öffentliche Auftraggeber, nachdem eine unbe- 
schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich 
zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefor-
dert wurde, mit ausgewählten geeigneten Bewer-
bern einen Dialog über alle Aspekte des Auf- 
trages. Ziel des Dialoges ist es, eine oder  
mehrere der Ausschreibung entsprechende 
Lösung oder Lösungen zu ermitteln, auf deren 
Grundlage die jeweiligen Teilnehmer zur Ange-
botsabgabe aufgefordert werden.

(10) Bei einer Innovationspartnerschaft werden, 
nachdem eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahme- 
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anträgen aufgefordert wurde, ausgewählte 
geeignete Bewerber zur Abgabe von Angeboten 
zur Entwicklung einer innovativen Ware, Bau-  
oder Dienstleistung aufgefordert. Danach wird 
über den Auftragsinhalt (Entwicklung und an- 
schließender Erwerb der daraus hervorgehenden 
Leistung) verhandelt.

(11) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung, 
gegebenenfalls nach Einholung von Angeboten 
oder unverbindlichen Preisauskünften von einem 
oder mehreren Unternehmern, formfrei von einem 
ausgewählten geeigneten Unternehmer gegen  
Entgelt bezogen.

(12) Bei der Direktvergabe mit vorheriger Be- 
kanntmachung wird, nachdem einer unbeschränk-
ten Anzahl von Unternehmern die beabsichtigte 
Vergabe eines Auftrages bekannt gemacht wurde,  
und nach Einholung von einem oder mehreren 
Angeboten, eine Leistung formfrei von einem aus-
gewählten geeigneten Unternehmer gegen Ent- 
gelt bezogen.

Arten des Wettbewerbes
§  32. (1) Wettbewerbe können als Ideenwett- 

bewerbe oder als Realisierungswettbewerbe 
durchgeführt werden.

(2) Ideenwettbewerbe sind Verfahren, die dazu 
dienen, dem öffentlichen Auftraggeber insbe- 
sondere auf den Gebieten der Raumplanung, der 
Stadtplanung, der Architektur und des Bauwesens,  
der Werbung oder der Datenverarbeitung einen 
Plan oder eine Planung zu verschaffen, dessen 
oder deren Auswahl durch ein Preisgericht auf-
grund vergleichender Beurteilung erfolgt.

(3) Realisierungswettbewerbe sind Verfahren,  
bei denen im Anschluss an die Durchführung 
eines Ideenwettbewerbes ein Verhandlungsver- 
fahren zur Vergabe eines Dienstleistungsauf- 
trages gemäß § 37 Abs. 1 Z 7 durchgeführt wird.

(4) Die Durchführung von Wettbewerben hat 
im Wege eines offenen, eines nicht offenen oder 
eines geladenen Wettbewerbes zu erfolgen.

(5) Beim offenen Wettbewerb wird eine un- 
beschränkte Anzahl von Unternehmern und Per-
sonen öffentlich zur Vorlage von Wettbewerbs- 
arbeiten aufgefordert.

(6) Beim nicht offenen Wettbewerb werden, 
nachdem eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmern und Personen öffentlich zur Abgabe von  
Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde, ausge-
wählte geeignete Wettbewerbsteilnehmer zur Vor-
lage von Wettbewerbsarbeiten aufgefordert.

(7) Beim geladenen Wettbewerb wird eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Wettbewerbs-

teilnehmern unmittelbar zur Vorlage von Wettbe-
werbsarbeiten aufgefordert.

2. Abschnitt  
Wahl der Vergabeverfahren im  
Ober- und im Unterschwellenbereich 

Wahl des offenen oder des nicht offenen  
Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung

§ 33. Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 
Vergabe von Aufträgen frei zwischen dem offenen 
Verfahren und dem nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung wählen.

Wahl des Verhandlungsverfahrens  
mit vorheriger Bekanntmachung oder  
des wettbewerblichen Dialoges

§ 34. Aufträge können im Wege des Verhand-
lungsverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung 
oder im Wege des wettbewerblichen Dialoges  
vergeben werden, wenn

1.	 die Bedürfnisse des öffentlichen Auftrag- 
gebers nicht ohne die Anpassung bereits 
verfügbarer Lösungen erfüllt werden  
können, oder

2.	 der Auftrag konzeptionelle oder innovative 
Lösungen umfasst, oder

3.	 der Auftrag aufgrund konkreter Umstände, 
die mit seiner Art, Komplexität oder seinen 
rechtlichen oder finanziellen Bedingungen 
oder den damit einhergehenden Risiken  
zusammenhängen, nicht ohne vorherige 
Verhandlungen vergeben werden kann, 
oder

4.	 die technischen Spezifikationen vom öffent-
lichen Auftraggeber nicht mit ausreichender 
Genauigkeit unter Verweis auf eine Norm, 
eine europäische technische Bewertung, 
eine gemeinsame technische Spezifikation 
oder eine technische Bezugsgröße erstellt 
werden können, oder

5.	 im Rahmen eines durchgeführten offe-
nen oder nicht offenen Verfahrens mit vor- 
heriger Bekanntmachung keine ordnungs-
gemäßen Angebote oder nur unannehm- 
bare Angebote abgegeben worden sind.

Im Fall der Z 5 kann bei der Durchführung eines 
Verhandlungsverfahrens von der Bekannt- 
machung Abstand genommen werden, wenn  
der öffentliche Auftraggeber in das betreffende 
Verhandlungsverfahren nur jene Unternehmer  
einbezieht, die im Verlauf des vorangegan- 
genen offenen oder nicht offenen Verfahrens mit 
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vorheriger Bekanntmachung für geeignet befun-
den wurden und die Angebote unterbreitet haben, 
die den Anforderungen der §§  125 bis 129 ent- 
sprochen haben, und die ursprünglichen Bedin-
gungen für den Auftrag nicht wesentlich geändert 
werden.

Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne  
vorherige Bekanntmachung bei Bauaufträgen

§ 35. (1) Bauaufträge können im Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung ver- 
geben werden, wenn

1.	 im Rahmen eines durchgeführten offe-
nen oder nicht offenen Verfahrens mit vor- 
heriger Bekanntmachung kein oder kein  
im Sinne des Abs.  2 geeignetes Angebot 
abgegeben oder kein oder kein im Sinne 
des Abs.  2 geeigneter Teilnahmeantrag 
gestellt worden ist und die ursprünglichen 
Bedingungen für den Bauauftrag nicht 
wesentlich geändert werden, oder

2.	 die Bauleistung nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann, weil 
das Ziel der Auftragsvergabe die Erschaf-
fung oder der Erwerb eines einzigarti-
gen Kunstwerkes oder einer einzigartigen  
künstlerischen Leistung ist, oder

3.	 die Bauleistung nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann, weil
a)	 aus technischen Gründen ein Wettbe-

werb nicht vorhanden ist, oder
b)	 die Bauleistung aufgrund des Schutzes 

von ausschließlichen Rechten, wie etwa 
der Rechte am geistigen Eigentum, nur 
von einem bestimmten Unternehmer  
erbracht werden kann,

und es keine vernünftige Alternative oder 
Ersatzlösung gibt und der mangelnde Wett-
bewerb nicht das Ergebnis einer künst- 
lichen Einschränkung der Anforderungen 
des Vergabeverfahrens ist, oder

4.	 äußerst dringliche, zwingende Gründe, die 
nicht dem Verhalten des öffentlichen Auf- 
traggebers zuzuschreiben sind, im Zu- 
sammenhang mit Ereignissen, die der 
öffentliche Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, es nicht zulassen, die im offenen 
Verfahren, im nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung oder in einem 
gemäß §  34 durchzuführenden Verhand-
lungsverfahren vorgeschriebenen Fristen 
einzuhalten, oder

5.	 neue Bauleistungen in der Wiederholung 
gleichartiger Bauleistungen bestehen, und

a)	 der Auftrag von demselben öffentlichen 
Auftraggeber an den Auftragnehmer, der  
den ursprünglichen Auftrag erhalten hat, 
vergeben wird,

b)	 der ursprüngliche Auftrag im Wege  
eines offenen Verfahrens, eines nicht of-
fenen Verfahrens mit vorheriger Be-
kanntmachung, eines Verhandlungs- 
verfahrens mit vorheriger Bekannt- 
machung, eines wettbewerblichen Dia-
loges oder einer Innovationspartnerschaft 
vergeben wurde,

c)	 die Bauleistungen einem Grundprojekt 
entsprechen und dieses Projekt auch 
Grundlage des ursprünglichen Auftrages 
war,

d)	 die Möglichkeit der Anwendung eines 
derartigen Verhandlungsverfahrens be-
reits in der ersten Ausschreibung vorge-
sehen war,

e)	 der Umfang möglicher zusätzlicher Bau-
leistungen sowie die Bedingungen,  
unter denen sie vergeben werden, in der 
ersten Ausschreibung angegeben war,

f)	 die Vergabe binnen drei Jahren nach 
Abschluss des ursprünglichen Vertrages 
erfolgt und

g)	 der geschätzte Gesamtauftragswert der 
fortgesetzten Bauleistungen bei der Be-
rechnung des geschätzten Auftrags- 
wertes des ursprünglichen Auftrages  
berücksichtigt wurde.

(2) Ein Angebot gilt als ungeeignet, wenn es 
ohne wesentliche Änderungen offensichtlich nicht 
den in der Ausschreibung genannten Bedürfnis-
sen und Anforderungen des öffentlichen Auftrag-
gebers entspricht. Ein Teilnahmeantrag gilt als un- 
geeignet, wenn die Eignung des Unternehmers 
nicht gegeben ist.

(3) Auf Verlangen der Kommission hat der 
öffentliche Auftraggeber einen Bericht über das 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 
in einem bestimmten Verfahren vorzulegen.

Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne  
vorherige Bekanntmachung bei Lieferaufträgen

§  36. (1) Lieferaufträge können im Verhand-
lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
vergeben werden, wenn

1.	 im Rahmen eines durchgeführten offe-
nen oder nicht offenen Verfahrens mit vor- 
heriger Bekanntmachung kein oder kein im 
Sinne des § 35 Abs. 2 geeignetes Angebot 
abgegeben oder kein oder kein im Sinne 
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des §  35 Abs.  2 geeigneter Teilnahmean-
trag gestellt worden ist und die ursprüng-
lichen Bedingungen für den Lieferauftrag 
nicht wesentlich geändert werden, oder

2.	 die Lieferung nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann, weil 
das Ziel der Auftragsvergabe die Erschaf-
fung oder der Erwerb eines einzigartigen 
Kunstwerkes oder einer einzigartigen  
künstlerischen Leistung ist, oder

3.	 die Lieferung nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann, weil
a)	 aus technischen Gründen ein Wettbe-

werb nicht vorhanden ist, oder
b)	 die Lieferung aufgrund des Schutzes 

von ausschließlichen Rechten, wie etwa 
der Rechte am geistigen Eigentum, nur 
von einem bestimmten Unternehmer er-
bracht werden kann,

und es keine vernünftige Alternative oder 
Ersatzlösung gibt und der mangelnde Wett-
bewerb nicht das Ergebnis einer künst- 
lichen Einschränkung der Anforderungen 
des Vergabeverfahrens ist, oder

4.	 äußerst dringliche, zwingende Gründe, die  
nicht dem Verhalten des öffentlichen Auf-
traggebers zuzuschreiben sind, im Zu- 
sammenhang mit Ereignissen, die der  
öffentliche Auftraggeber nicht voraussehen  
konnte, es nicht zulassen, die im offenen  
Verfahren, im nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung oder in einem 
gemäß §  34 durchzuführenden Verhand-
lungsverfahren vorgeschriebenen Fristen 
einzuhalten, oder

5.	 es sich um Waren handelt, die ausschließ-
lich zu Forschungs-, Versuchs-, Unter- 
suchungs- oder Entwicklungszwecken 
hergestellt werden, wobei der Lieferauf-
trag jedoch nicht die Serienfertigung zum 
Nachweis der Marktfähigkeit der Ware 
oder zur Deckung der Forschungs- und 
Entwicklungskosten umfassen darf, oder

6.	 für früher durchgeführte Lieferungen des 
ursprünglichen Unternehmers zusätzliche 
Lieferungen notwendig werden, die entwe-
der zur teilweisen Erneuerung der gelie-
ferten Waren oder Einrichtungen oder zur 
Erweiterung von bestehenden Lieferungen 
oder Einrichtungen bestimmt sind, und ein 
Wechsel des Auftragnehmers dazu führen 
würde, dass der öffentliche Auftraggeber 
Waren mit unterschiedlichen technischen 
Merkmalen kaufen müsste und dies eine 

technische Unvereinbarkeit oder unverhält-
nismäßige technische Schwierigkeiten bei 
Gebrauch und Wartung mit sich bringen 
würde; die Laufzeit dieser Aufträge darf in 
der Regel drei Jahre nicht überschreiten, 
oder

7.	 es sich um die Lieferung von Waren  
handelt, die an Börsen notiert und gekauft 
werden, oder

8.	 es sich um die Lieferung von Waren handelt, 
die zu besonders günstigen Bedingungen 
von einem Unternehmer, der seine Ge- 
schäftstätigkeit endgültig einstellt, oder  
von einem Verwalter oder Liquidator 
im Rahmen eines Insolvenzverfahrens, 
einer Vereinbarung mit Gläubigern oder 
eines in den Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften einer anderen EWR-Vertrags-
partei vorgesehenen gleichartigen Ver- 
fahrens erworben werden.

(2) Auf Verlangen der Kommission hat der 
öffentliche Auftraggeber einen Bericht über das 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 
in einem bestimmten Verfahren vorzulegen.

Wahl des Verhandlungsverfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung  
bei Dienstleistungsaufträgen

§  37. (1) Dienstleistungsaufträge können im 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung vergeben werden, wenn

1.	 im Rahmen eines durchgeführten offe-
nen oder nicht offenen Verfahrens mit vor-
heriger Bekanntmachung kein oder kein 
im Sinne des § 35 Abs. 2 geeignetes An- 
gebot abgegeben oder kein oder kein im 
Sinne des §  35 Abs.  2 geeigneter Teil- 
nahmeantrag gestellt worden ist und die 
ursprünglichen Bedingungen für den 
Dienstleistungsauftrag nicht wesentlich 
geändert werden, oder

2.	 die Dienstleistung nur von einem be- 
stimmten Unternehmer erbracht werden 
kann, weil das Ziel der Auftragsvergabe 
die Erschaffung oder der Erwerb eines  
einzigartigen Kunstwerkes oder einer  
einzigartigen künstlerischen Leistung ist, 
oder

3.	 die Dienstleistung nur von einem be- 
stimmten Unternehmer erbracht werden 
kann, weil
a)	 aus technischen Gründen ein Wettbe-

werb nicht vorhanden ist, oder
b)	 die Dienstleistung aufgrund des  
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Schutzes von ausschließlichen Rech-
ten, wie etwa der Rechte am geistigen 
Eigentum, nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann,

und es keine vernünftige Alternative oder 
Ersatzlösung gibt und der mangelnde Wett-
bewerb nicht das Ergebnis einer künst- 
lichen Einschränkung der Anforderungen 
des Vergabeverfahrens ist, oder

4.	 äußerst dringliche, zwingende Gründe, 
die nicht dem Verhalten des öffentlichen 
Auftraggebers zuzuschreiben sind, im Zu- 
sammenhang mit Ereignissen, die der 
öffentliche Auftraggeber nicht voraussehen 
konnte, es nicht zulassen, die im offenen 
Verfahren, im nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung oder in einem 
gemäß §  34 durchzuführenden Verhand-
lungsverfahren vorgeschriebenen Fristen 
einzuhalten, oder

5.	 es sich um Dienstleistungen handelt, die 
zu besonders günstigen Bedingungen von 
einem Unternehmer, der seine Geschäfts-
tätigkeit endgültig einstellt, oder von einem 
Verwalter oder Liquidator im Rahmen eines 
Insolvenzverfahrens, einer Vereinbarung 
mit Gläubigern oder eines in den Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften einer anderen 
EWR-Vertragspartei vorgesehenen gleich-
artigen Verfahrens erworben werden, 
oder

6.	 neue Dienstleistungen in der Wiederholung 
gleichartiger Dienstleistungen bestehen, 
und
a)	 der Auftrag von demselben öffentlichen 

Auftraggeber an den Auftragnehmer, der 
den ursprünglichen Auftrag erhalten hat, 
vergeben wird,

b)	 der ursprüngliche Auftrag im Wege  
eines offenen Verfahrens, eines nicht  
offenen Verfahrens mit vorheriger Be-
kanntmachung, eines Verhandlungsver-
fahrens mit vorheriger Bekanntmachung, 
eines wettbewerblichen Dialoges oder 
einer Innovationspartnerschaft ver- 
geben wurde,

c)	 die Dienstleistungen einem Grund- 
projekt entsprechen und dieses Projekt 
auch Grundlage des ursprünglichen  
Auftrages war,

d)	 die Möglichkeit der Anwendung eines 
derartigen Verhandlungsverfahrens be-
reits in der ersten Ausschreibung vorge-
sehen war,

e)	 der Umfang möglicher zusätzlicher 
Dienstleistungen sowie die Bedingun- 
gen, unter denen sie vergeben werden, 
in der ersten Ausschreibung angegeben 
war,

f)	 die Vergabe binnen drei Jahren nach 
Abschluss des ursprünglichen Vertrages 
erfolgt und

g)	 der geschätzte Gesamtauftragswert der 
fortgesetzten Dienstleistungen bei der 
Berechnung des geschätzten Auftrags-
wertes des ursprünglichen Auftrages  
berücksichtigt wurde, oder

7.	 im Anschluss an einen durchgeführten  
Wettbewerb der Auftrag gemäß den im  
Wettbewerb festgelegten Bestimmungen 
an den Gewinner oder an einen der Gewin-
ner des Wettbewerbes vergeben werden 
muss. Im letzteren Fall sind alle Gewinner 
des Wettbewerbes zur Teilnahme an den 
Verhandlungen aufzufordern.

(2) Auf Verlangen der Kommission hat der 
öffentliche Auftraggeber einen Bericht über das  
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 
in einem bestimmten Verfahren vorzulegen.

Wahl der elektronischen Auktion
§ 38. Aufträge können im Wege einer elektro-

nischen Auktion vergeben werden, wenn bei der 
Durchführung eines offenen Verfahrens, eines 
nicht offenen Verfahrens, eines Verhandlungs- 
verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung, 
bei der Vergabe von Aufträgen aufgrund einer  
Rahmenvereinbarung gemäß §  155 Abs.  7 oder 
bei der Vergabe von Aufträgen aufgrund eines  
dynamischen Beschaffungssystems die Spezifi- 
kationen des Auftrages in der Ausschreibung  
eindeutig und vollständig beschrieben sind. 
Die Auktion kann sich nur auf Angebotsteile  
beziehen, die in eindeutiger und objektiv nach-
vollziehbarer Weise so quantifizierbar sind, dass 
sie in Zahlen oder in Prozentangaben darstell-
bar sind. Bau- oder Dienstleistungsaufträge, die  
geistige Leistungen – wie etwa die Planung von 
Bauwerken – zum Gegenstand haben, können 
nicht Gegenstand einer elektronischen Auktion 
sein.

Abschluss von Rahmenvereinbarungen  
und Vergabe von Aufträgen aufgrund  
einer Rahmenvereinbarung

§  39. Aufträge können aufgrund einer Rah-
menvereinbarung vergeben werden, sofern die  
Rahmenvereinbarung nach Durchführung eines 
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offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens  
mit vorheriger Bekanntmachung oder eines  
Verhandlungsverfahrens abgeschlossen wurde.

Einrichtung eines dynamischen Beschaffungs- 
systems und Vergabe von Aufträgen aufgrund 
eines dynamischen Beschaffungssystems

§ 40. Aufträge können aufgrund eines dynami- 
schen Beschaffungssystems vergeben werden,  
sofern das dynamische Beschaffungssystem  
gemäß den §§  161 und 162 eingerichtet und  
betrieben wird.

Wahl der Innovationspartnerschaft
§ 41. Aufträge können im Wege einer Innova-

tionspartnerschaft vergeben werden, wenn ein 
Bedarf nach einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung besteht, der nicht durch den Er- 
werb von bereits auf dem Markt verfügbaren 
Waren, Bau- oder Dienstleistungen befriedigt  
werden kann.

Wahl des Wettbewerbes
§ 42. Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 

Durchführung von Wettbewerben frei zwischen 
dem offenen und dem nicht offenen Wettbewerb 
wählen.

3. Abschnitt  
Nur im Unterschwellenbereich  
zugelassene Vergabeverfahren

Wahl des nicht offenen Verfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung

§  43. Aufträge können im Unterschwellenbe-
reich im nicht offenen Verfahren ohne vorheri-
ge Bekanntmachung vergeben werden, sofern 
dem öffentlichen Auftraggeber genügend geeig-
nete Unternehmer bekannt sind, um einen freien  
und lauteren Wettbewerb sicherzustellen, und 
wenn

1.	 bei Bauaufträgen der geschätzte Auftrags-
wert 300 000 Euro nicht erreicht, oder

2.	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
der geschätzte Auftragswert 80  000  Euro 
nicht erreicht.

Zusätzliche Möglichkeiten der Wahl  
des Verhandlungsverfahrens

§  44. (1) Im Unterschwellenbereich können 
Aufträge im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung vergeben werden.

(2) Aufträge können im Unterschwellen- 
bereich im Verhandlungsverfahren ohne vorherige  
Bekanntmachung vergeben werden, wenn

1.	 der geschätzte Auftragswert 80  000  Euro 
nicht erreicht, oder

2.	 aufgrund einer besonders günstigen Gele-
genheit, die sich für einen sehr kurzen 
Zeitraum ergeben hat, Waren oder Dienst- 
leistungen von einem Unternehmer zu 
einem Preis beschafft werden können, der 
erheblich unter den marktüblichen Preisen 
liegt.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Auf- 
träge über geistige Dienstleistungen in einem Ver- 
handlungsverfahren ohne vorherige Bekannt
machung mit nur einem Unternehmer vergeben, 
sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen 
Wettbewerbes aufgrund der Kosten des Be- 
schaffungsvorganges für den öffentlichen Auf-
traggeber wirtschaftlich nicht vertretbar ist und 
der geschätzte Auftragswert 50% des jeweiligen 
Schwellenwertes gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 
nicht erreicht.

Zusätzliche Möglichkeit  
der Wahl des Wettbewerbes

§  45. Sofern dem öffentlichen Auftraggeber  
genügend geeignete Unternehmer bekannt sind, 
ist die Durchführung eines geladenen Wett- 
bewerbes im Unterschwellenbereich zulässig.

Direktvergabe
§ 46. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch 

öffentliche Auftraggeber im Wege der Direkt- 
vergabe gelten ausschließlich der 1.  Teil, die  
§§  4 Abs.  1, 5 bis 10, 13 bis 16, 19 Abs.  1,  
20 Abs.  1 bis 4 und 9, 30, 31 Abs.  11, 66, 100,  
111, der 4.  Teil, die §§  358, 360 Abs.  1 und 5,  
361, 362, 364, 366 Z 2, 369, 370, 372, 373 und  
der 6. Teil sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 4.

(2) Eine Direktvergabe ist ausschließlich  
zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
50 000 Euro nicht erreicht.

(3) Die Eignung des erfolgreichen Bieters muss 
spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vor- 
liegen. An Unternehmer, über deren Vermögen  
ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
kostendeckenden Vermögens kein Insolvenz- 
verfahren eröffnet wurde oder die sich in  
Liquidation befinden oder ihre gewerbliche Tätig-
keit einstellen, können jedoch Aufträge im Wege 
der Direktvergabe vergeben werden, wenn ihre 
Leistungsfähigkeit dazu hinreicht.
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(4) Die bei der Durchführung einer Direkt- 
vergabe gegebenenfalls eingeholten Angebote  
oder unverbindlichen Preisauskünfte sind ent- 
sprechend zu dokumentieren. Der öffentliche 
Auftraggeber hat überdies den Gegenstand und 
Wert des vergebenen Auftrages, den Namen des  
Auftragnehmers sowie, sofern der Dokumenta- 
tionsaufwand wirtschaftlich vertretbar ist, die  
Prüfung der Preisangemessenheit zu dokumen- 
tieren.

Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung
§ 47. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch 

öffentliche Auftraggeber im Wege der Direkt- 
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung gelten  
ausschließlich der 1.  Teil mit Ausnahme des  
§  2 Z  22, die §§  4 Abs.  1, 5 bis 10, 13 bis 16,  
19 Abs.  1, 20 Abs.  1 bis 4 und 9, 30,  
31 Abs.  12, 66, 100, 111, 146 Abs.  1,  
150 Abs.  9, der 4.  Teil, die §§  358,  
360 Abs.  1 und 5, 361, 362, 364, 365 Abs. 1,  
366 Z  2, 369, 370, 372, 373 und der  
6. Teil sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 8.

(2)	 Eine Direktvergabe mit vorheriger Be-
kanntmachung ist ausschließlich zulässig, 
wenn der geschätzte Auftragswert

1.	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
130 000 Euro und

2.	 bei Bauaufträgen 500 000 Euro
nicht erreicht.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat die beab-
sichtigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungsauftrages mittels einer Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung gemäß § 64 Abs. 1 
und 2 bekannt zu machen.

Bis 28.2.2019 gilt folgender Abs. 3:
(3) Der öffentliche Auftraggeber hat die beab-

sichtigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungsauftrages mittels einer Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung gemäß §  64 Abs.  1 
bis 3 bekannt zu machen. Die Bekanntmachung 
hat zumindest folgende Angaben zu enthalten:

1.	 Bezeichnung des öffentlichen Auftrag- 
gebers,

2.	 Gegenstand der Leistung sowie Erfüllungs-
ort und Leistungsfrist,

3.	 Hinweis, wo die Ausschreibungsunterlagen 
verfügbar sind, und

4.	 ausdrückliche Bezeichnung als Direktver-
gabe mit vorheriger Bekanntmachung.

(4) Der öffentliche Auftraggeber muss ob- 
jektive, nicht diskriminierende und mit dem Auf- 
tragsgegenstand zusammenhängende Kriterien  
festlegen, anhand derer die allenfalls vorge- 

sehene Auswahl des Unternehmers bzw. der  
Unternehmer erfolgt, von dem bzw. denen Ange-
bote eingeholt werden, und anhand derer das 
erfolgreiche Angebot bestimmt wird.

(5) Der öffentliche Auftraggeber hat den Unter-
nehmern, die sich um eine Teilnahme am Ver-
fahren zur Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung beworben oder ein Angebot gelegt 
haben, unverzüglich nach Zuschlagserteilung mit- 
zuteilen, welchem Unternehmer der Zuschlag 
erteilt wurde. In dieser Mitteilung ist der Gesamt-
preis anzugeben.

(6) Die Eignung des erfolgreichen Bieters muss 
spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vor- 
liegen. An Unternehmer, über deren Vermögen  
ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels  
kostendeckenden Vermögens kein Insolvenz- 
verfahren eröffnet wurde oder die sich in Liqui-
dation befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit 
einstellen, können jedoch Aufträge im Wege der 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
vergeben werden, wenn ihre Leistungsfähigkeit 
dazu hinreicht.

(7) Der öffentliche Auftraggeber hat die Wider-
rufserklärung den Unternehmern, die sich um eine 
Teilnahme am Verfahren zur Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung beworben oder ein  
Angebot gelegt haben, unverzüglich bereitzu- 
stellen bzw. zu übermitteln.

(8) Der öffentliche Auftraggeber hat alle wesent-
lichen Festlegungen und Vorgänge im Vergabe-
verfahren, den Gegenstand und Wert des ver- 
gebenen Auftrages, den Namen des Auftrag- 
nehmers sowie, sofern der Dokumentationsauf-
wand wirtschaftlich vertretbar ist, die Prüfung der 
Preisangemessenheit zu dokumentieren.

3. Hauptstück  
Bestimmungen für die Durch
führung von Vergabeverfahren

1. Abschnitt  
Wege der Informationsübermittlung, 
Dokumentation

Elektronische Kommunikation
§ 48. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann, so-

fern in den nachfolgenden Absätzen nicht ande-
res bestimmt wird, zwischen der elektronischen 
Kommunikation, der Kommunikation über den 
Postweg oder über einen anderen geeigneten 
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Weg oder einer Kombination dieser Kommuni-
kationswege wählen. Soweit die Kommunikation 
zwischen öffentlichem Auftraggeber und Unter-
nehmer in einem Vergabeverfahren nicht elek- 
tronisch erfolgt, gilt Abs. 7 für minder bedeutsame 
Kommunikation.

(2) Im Oberschwellenbereich hat die Kommu-
nikation zwischen öffentlichem Auftraggeber und 
Unternehmer nach Maßgabe der folgenden Ab- 
sätze elektronisch zu erfolgen. Soweit die Kom- 
munikation zwischen öffentlichem Auftraggeber 
und Unternehmer in einem Vergabeverfahren 
elektronisch erfolgt oder zu erfolgen hat, gelten  
die folgenden Absätze.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2:
(2) Soweit die Kommunikation zwischen öffent-

lichem Auftraggeber und Unternehmer in einem 
Vergabeverfahren elektronisch erfolgt oder zu er- 
folgen hat, gelten die folgenden Absätze.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2a:
(2a) Die Kommunikation zwischen Unter- 

nehmer und zentraler Beschaffungsstelle hat im 
Oberschwellenbereich nach Maßgabe der folgen-
den Absätze elektronisch zu erfolgen.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat unter Be- 
achtung der folgenden Absätze in der Aus- 
schreibung nähere Festlegungen hinsichtlich der 
zu beachtenden Anforderungen an die elektro- 
nische Kommunikation zu treffen.

(4) Der Unternehmer hat Informationen elek- 
tronisch zu übermitteln. Der öffentliche Auftrag- 
geber kann Informationen elektronisch übermitteln 
oder elektronisch bereitstellen; der Unternehmer  
ist von der Bereitstellung unverzüglich zu ver- 
ständigen. Informationen gelten als übermit-
telt, sobald die Daten in den elektronischen Ver- 
fügungsbereich des Empfängers gelangt sind. 
Informationen gelten als bereitgestellt, sobald  
die Daten für den Empfänger abrufbar sind.

(5) Die für die elektronische Kommunikation 
zu verwendenden Kommunikationsmittel sowie 
deren technische Merkmale dürfen keinen dis- 
kriminierenden Charakter haben, müssen all- 
gemein verfügbar sowie mit den allgemein ver- 
breiteten Erzeugnissen der Informations‑ und 
Kommunikationstechnologie kompatibel sein und 
dürfen den Zugang des Unternehmers zum Ver- 
gabeverfahren nicht beschränken.

(6) Die Kommunikation muss insoweit nicht 
elektronisch erfolgen, als

1.	 die Nutzung elektronischer Kommunika- 
tionsmittel aufgrund der besonderen Art  
des Auftrages bzw. des Wettbewerbes  
spezifische Instrumente, Vorrichtungen 

oder Dateiformate erfordern würde, die 
nicht allgemein verfügbar sind oder nicht 
von allgemein verfügbaren Anwendungen 
unterstützt werden, oder

2.	 die für die Kommunikation verwendete  
Anwendung Dateiformate unterstützt, die 
sich für die Beschreibung des Angebotes 
bzw. der Wettbewerbsarbeit eignen, jedoch 
selbst Dateiformate verwendet, die
a)	 nicht mittels anderer allgemein verfüg-

barer Anwendungen verarbeitet werden 
können oder

b)	 durch Lizenzen geschützt sind und nicht 
vom öffentlichen Auftraggeber über- 
mittelt bzw. bereitgestellt werden  
können, oder

3.	 die Nutzung der elektronischen Kommuni- 
kationsmittel spezielle Bürogeräte erfor-
dern würde, die für öffentliche Auftraggeber 
nicht allgemein verfügbar sind, oder

4.	 in den Ausschreibungs- oder Wettbe- 
werbsunterlagen die Einreichung von phy-
sischen oder maßstabsgetreuen Modellen 
verlangt wird, die nicht elektronisch über-
mittelt werden können, oder

5.	 dies aufgrund einer Verletzung der Sicher-
heit der elektronischen Kommunikation 
erforderlich ist oder

6.	 dies zum Schutz besonders sensibler Infor-
mationen erforderlich ist. Diese Informa- 
tionen müssen ein so hohes Schutz- 
niveau erfordern, dass dies durch elek- 
tronische Instrumente und Vorrich-
tungen, die für den Unternehmer all-
gemein verfügbar sind oder diesem 
gemäß Abs.  10 bereitgestellt werden 
können, nicht angemessen gewähr- 
leistet werden kann.

Die Gründe für die Verwendung anderer Kom-
munikationsmittel sind im Vergabevermerk anzu- 
geben.

(7) Die Kommunikation kann mündlich erfol-
gen, soweit diese keine wesentlichen Bestand-
teile des Vergabeverfahrens betrifft und ihr Inhalt 
ausreichend dokumentiert wird. Als wesent- 
liche Bestandteile gelten jedenfalls die Aus- 
schreibungs- oder Wettbewerbsunterlagen, der 
Teilnahmeantrag, die Interessensbestätigung,  
das Angebot und die Wettbewerbsarbeit.

(8) Sofern bei fristgebundenen Kommuni-
kationen der vom öffentlichen Auftraggeber für  
die Durchführung des Vergabeverfahrens ver- 
wendete Server bis zum Zeitpunkt des Ablaufes 
der jeweiligen Frist nicht durchgehend empfangs-
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bereit ist, hat der öffentliche Auftraggeber die 
betreffende Frist erforderlichenfalls entsprechend 
zu verlängern. Jedenfalls ist allen Bewerbern 
oder Bietern eine Verlängerung der Teilnahme- 
antrags- oder Angebotsfrist mitzuteilen. Ist  
dies nicht möglich, so ist die Verlängerung in  
geeigneter Form bekannt zu machen.

(9) Der öffentliche Auftraggeber hat bei 
der gesamten elektronischen Kommunikation  
sicherzustellen, dass die Integrität der Daten in  
seinem elektronischen Verfügungsbereich ge- 
währleistet ist.

(10) Der öffentliche Auftraggeber kann die Ver-
wendung von Instrumenten und Vorrichtungen 
vorschreiben, die nicht allgemein verfügbar sind, 
sofern er dem Unternehmer einen alternativen  
Zugang anbietet. Ein solcher liegt jedenfalls vor, 
wenn der öffentliche Auftraggeber

1.	 ab dem Tag der Veröffentlichung der Be- 
kanntmachung oder dem Tag der Absen-
dung der Aufforderung zur Interessens-
bestätigung einen kostenlosen, direkten, 
uneingeschränkten und vollständigen elek-
tronischen Zugang zu diesen Instrumenten 
und Vorrichtungen anbietet, oder

2.	 gewährleistet, dass ein Unternehmer, der 
aus von ihm nicht zu verantwortenden 
Gründen keinen Zugang zu den Instrumen-
ten und Vorrichtungen und keine Möglich-
keit hat, diese fristgerecht zu besorgen, 
Zugang zum Vergabeverfahren mittels  
provisorischer, unentgeltlicher und online 
verfügbarer Token erhält, oder

3.	 einen alternativen Kanal für die elektroni-
sche Kommunikation unterstützt oder an- 
bietet.

Die Bekanntmachung oder die Aufforderung  
zur Interessensbestätigung muss die Internet‑ 
Adresse, über die die Instrumente und Vorrich- 
tungen gemäß Z 1 zugänglich sind, angeben.

(11) Für die Instrumente und Vorrichtungen zur 
elektronischen Übermittlung und den Empfang von  
Angeboten, Wettbewerbsarbeiten und Teilnahme-
anträgen gilt:

1.	 die Instrumente und Vorrichtungen müssen 
den Anforderungen des Anhanges V ent-
sprechen und

2.	 die Informationen über die Spezifikationen 
für die elektronische Übermittlung der An- 
gebote, Wettbewerbsarbeiten und Teil- 
nahmeanträge, einschließlich Informa- 
tionen über Verschlüsselung und Zeit- 
stempel, müssen dem Unternehmer 
zugänglich sein.

(12) Bei Übermittlung von Ausschreibungs-  
und Wettbewerbsunterlagen, Teilnahmeanträgen,  
Angeboten, Wettbewerbsarbeiten sowie Auftrags-
bestätigungen sind diese mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur, einem qualifizierten elek-
tronischen Siegel oder einer Amtssignatur ge- 
mäß § 19 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes –  
E-GovG, BGBl.  I Nr.  10/2004, zu versehen bzw. 
hat die Übermittlung so zu erfolgen, dass die Voll-
ständigkeit, Echtheit und Unverfälschtheit der 
Datensätze mit einer Qualität gewährleistet ist, die 
mit der Qualität einer qualifizierten elektronischen 
Signatur bzw. eines qualifizierten elektronischen 
Siegels vergleichbar ist.

(13) Der Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz im Einvernehmen  
mit dem Bundesminister für Finanzen und die  
Landesregierungen können, sofern dies einer  
homogeneren Abwicklung von Vergabeverfahren 
dient, für den jeweiligen Vollziehungsbereich bzw. 
Teile des jeweiligen Vollziehungsbereiches durch 
Verordnung jeweils eine bestimmte elektronische  
Kommunikationsplattform festlegen, welche die 
öffentlichen Auftraggeber im jeweiligen Vollzie-
hungsbereich bei der elektronischen Kommuni- 
kation zu nutzen haben. In dieser Verordnung 
sind nähere Festlegungen hinsichtlich des Um- 
fanges der Verpflichtung zur Nutzung einschließ-
lich einer etwaigen Verpflichtung, auch die Aus-
schreibungs- oder Wettbewerbsunterlagen gemäß 
§  89 auf der Kommunikationsplattform zur Ver- 
fügung zu stellen, zu treffen sowie nähere Moda-
litäten zur Nutzung vorzuschreiben. Der Bundes-
minister für Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Finanzen und die Landesregierun-
gen können, sofern dies einer homogeneren Ab- 
wicklung von Vergabeverfahren dient, für den je- 
weiligen Vollziehungsbereich bzw. Teile des je- 
weiligen Vollziehungsbereiches durch Verordnung 
technische Anforderungen zur Sicherstellung  
des Datenaustausches zwischen elektronischen 
Kommunikationsplattformen festlegen.

Dokumentationspflichten
§ 49. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat alle 

wesentlichen Entscheidungen und Vorgänge im 
Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren  
so ausreichend zu dokumentieren, dass sie nach-
vollzogen werden können. Ferner ist jede Mit- 
wirkung von Dritten an der Vorbereitung einer  
Ausschreibung zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation ist für mindestens drei Jahre ab Zuschlags-
erteilung aufzubewahren.
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(2) Sofern Dokumente ausschließlich in elektro-
nischer Form erstellt bzw. übermittelt werden, sind 
sie in jener Form und mit jenem Inhalt, die oder 
den sie zum Zeitpunkt des Verfassens durch den 
öffentlichen Auftraggeber oder des Absendens 
vom bzw. des Einlangens beim öffentlichen Auf-
traggeber aufweisen, so zu kennzeichnen und zu 
speichern, dass ein nachträgliches Verändern des 
Inhaltes sowie des Zeitpunktes des Verfassens, 
des Absendens vom bzw. des Einlangens beim 
öffentlichen Auftraggeber feststellbar ist (Integrität 
der Daten).

2. Abschnitt  
Bekanntmachungen

1. Unterabschnitt  
Allgemeine Bestimmungen  
über Bekanntmachungen

Bekanntmachung der beabsichtigten  
Vergabe von Leistungen

§ 50. (1) Bekannt zu machen sind:
1.	 die beabsichtigte Vergabe eines Bau-,  

Liefer- oder Dienstleistungsauftrages im 
offenen Verfahren, im nicht offenen Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung,  
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, im Rahmen eines wett-
bewerblichen Dialoges oder einer Inno- 
vationspartnerschaft;

2.	 die beabsichtigte Vergabe eines beson- 
deren Dienstleistungsauftrages oder eines 
Dienstleistungsauftrages über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der Schiene 
oder per Untergrundbahn in einem Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung;

3.	 der beabsichtigte Abschluss einer Rahmen- 
vereinbarung, sofern nicht von der Mög-
lichkeit der Anwendung des Verhandlungs- 
verfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung zum Abschluss einer Rahmen-
vereinbarung Gebrauch gemacht wird;

4.	 die beabsichtigte Durchführung eines offe-
nen oder nicht offenen Wettbewerbes;

5.	 die beabsichtigte Einrichtung eines dyna- 
mischen Beschaffungssystems und jede  
Änderung der Gültigkeitsdauer eines dyna- 
mischen Beschaffungssystems, bei Be-
kanntmachungen in Österreich auch die  
Einstellung des dynamischen Be- 
schaffungssystems.

(2) In der Bekanntmachung ist auf das all- 
fällige Erfordernis einer behördlichen Entschei-
dung für die Zulässigkeit der Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung 
gemäß § 21 Abs. 1 ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat in der Be- 
kanntmachung anzugeben, welcher Nachweis 
oder welche Nachweise für die Befugnis, die be- 
rufliche Zuverlässigkeit, die finanzielle und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit und die techni-
sche Leistungsfähigkeit vorzulegen oder auf Auf- 
forderung durch den öffentlichen Auftraggeber 
nachzureichen sind.

(4) Soll das Angebot, dem der Zuschlag 
erteilt werden soll, im Wege einer elektronischen  
Auktion ermittelt werden, so hat die Be- 
kanntmachung gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5 eine 
dahingehende Festlegung zu enthalten.

(5) Soll das Angebot in Form eines elek- 
tronischen Kataloges abgegeben werden oder  
soll das Angebot einen elektronischen Katalog  
beinhalten, so hat die Bekanntmachung gemäß 
Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5 eine dahingehende Fest- 
legung zu enthalten.

(6) Soll ein Realisierungswettbewerb durch-
geführt werden, hat die Bekanntmachung einen 
Hinweis auf die anschließende Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens zur Vergabe eines 
Dienstleistungsauftrages gemäß § 37 Abs. 1 Z 7 
zu enthalten.

(7) In der Bekanntmachung der Einrichtung 
eines dynamischen Beschaffungssystems ist  
dessen Laufzeit bzw. dessen Beginn- und End- 
zeitpunkt anzugeben und – sofern es von einer  
zentralen Beschaffungsstelle eingerichtet wird –  
anzugeben, ob die Möglichkeit der Nutzung des 
dynamischen Beschaffungssystems durch andere 
Auftraggeber besteht.

Zusätzliche Bekanntmachung auf Unionsebene
§  51. Der öffentliche Auftraggeber kann Be-

kanntmachungen, die nicht einer Bekannt- 
machungsverpflichtung gemäß diesem Bundes- 
gesetz unterliegen, dem Amt für Veröffentlichun- 
gen unter Verwendung allenfalls existierender 
einschlägiger Standardformulare für Bekannt- 
machungen bekannt geben.

Berichtigung einer Bekanntmachung
§  52. Ist eine Berichtigung einer Bekannt

machung erforderlich, so ist diese ebenso bekannt 
zu machen wie die ursprüngliche Bekannt- 
machung.
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Veröffentlichung eines Beschafferprofils
§ 53. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann im  

Internet ein Beschafferprofil veröffentlichen.
(2) Das Beschafferprofil kann Bekanntmachun- 

gen, Angaben über laufende Vergabeverfahren, 
geplante Aufträge, vergebene Aufträge, widerrufe-
ne Verfahren sowie alle sonstigen Informationen 
betreffend ein Vergabeverfahren oder Informatio-
nen von allgemeinem Interesse wie Kontaktstelle, 
Telefonnummer, Postanschrift und elektronische 
Adresse enthalten.

Veröffentlichung und Standardisierung  
von Meta- bzw. Kerndaten

§  54. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Bundes-
minister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
durch Verordnung nähere Festlegungen hinsicht-
lich der Standardisierung des Kerndatenformates 
insbesondere in Bezug auf Darstellung, Struk-
tur und Form der Kerndaten gemäß Anhang VIII 
sowie hinsichtlich der Befüllung der Metadaten- 
felder erlassen.

Gilt ab 1.3.2019:
(2) Das Unternehmensserviceportal hat Infor- 

mationen gemäß Anhang VIII in einer für natür- 
liche Personen les- und suchbaren Weise anzu-
bieten, wobei insbesondere die Suche nach ein-
zelnen Kerndatenfeldern und nach einer Kombina-
tion derselben möglich sein muss. Dieser Dienst 
ist vom Unternehmensserviceportal im Internet 
kostenlos, direkt, uneingeschränkt und vollstän-
dig sowie grundsätzlich jederzeit zur Verfügung 
zu stellen. Das Unternehmensserviceportal hat 
die Informationen gemäß Anhang  VIII mindes-
tens einmal täglich aktualisiert anzubieten und die 
Zeitpunkte der Aktualisierungen auf der Internet-
Adresse des Dienstes gemäß dem zweiten Satz  
bekannt zu machen.

2. Unterabschnitt  
Besondere Bekanntmachungsbestim-
mungen für den Oberschwellenbereich

Arten der Bekanntmachung
§  55. (1) Eine Bekanntmachung auf Unions-

ebene hat unter Verwendung des einschlägi-
gen Standardformulars entweder durch eine Be- 
kanntmachung von Aufträgen bzw. Wettbewerben 
oder durch eine Bekanntmachung im Wege einer  
Vorinformation gemäß §  57 Abs.  2 oder 3 zu  
erfolgen.

(2) Eine Bekanntmachung in Österreich hat  
elektronisch entweder durch eine Bekannt- 
machung von Aufträgen bzw. Wettbewerben oder  
durch eine Bekanntmachung im Wege einer  
Vorinformation gemäß §  60 Abs.  2 oder 3 zu  
erfolgen.

Bekanntmachungen auf Unionsebene
§ 56. Der öffentliche Auftraggeber hat Bekannt-

machungen auf Unionsebene gemäß Anhang VII 
zu erstellen und dem Amt für Veröffentlichun- 
gen der Europäischen Union (Amt für Veröffent-
lichungen) unter Verwendung des einschlägigen 
Standardformulars für Bekanntmachungen elek- 
tronisch zu übermitteln. Als Übermittlung gilt auch 
die Zur-Verfügung-Stellung der Daten der Be- 
kanntmachungen und Mitteilungen im Online-Ver- 
fahren. Der öffentliche Auftraggeber muss den Tag 
der Absendung der Bekanntmachung nachweisen 
können. Falls Daten online zur Verfügung gestellt 
werden, gilt als Absendung die Eintragung der 
Daten im Online-System.

Bekanntmachung einer Vorinformation  
auf Unionsebene

§  57. (1) Sofern der öffentliche Auftragge-
ber von der Möglichkeit der Verkürzung der An- 
gebotsfrist gemäß §  73 Gebrauch machen  
möchte, muss er auf Unionsebene eine Vor-
information gemäß §  56 bekanntmachen. Die 
Vorinformation kann überdies im Beschaffer
profil des öffentlichen Auftraggebers veröf-
fentlicht werden. Die Vorinformation darf nicht 
im Beschafferprofil veröffentlicht werden, 
bevor der öffentliche Auftraggeber unter Ver-
wendung des einschlägigen Standardformu- 
lars eine entsprechende Bekanntmachung über  
die Veröffentlichung der Vorinformation an das  
Amt für Veröffentlichungen abgesendet hat. Im 
Beschafferprofil ist das Datum der Absendung der 
Bekanntmachung an das Amt für Veröffentlichun-
gen anzugeben.

(2) Ein nicht in Anhang  III genannter öffent- 
licher Auftraggeber kann bei nicht offenen Ver- 
fahren und bei Verhandlungsverfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung die Bekanntmachung 
einer Vorinformation gemäß §  56 als Bekannt- 
machung der beabsichtigten Vergabe eines Auf-
trages verwenden, sofern die Vorinformation

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen  
bezieht, die Auftragsgegenstand sein  
werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag  
im nicht offenen Verfahren bzw. im Ver- 
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handlungsverfahren mit vorheriger Be-
kanntmachung ohne spätere Veröffent-
lichung einer Bekanntmachung vergeben 
wird,

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und

4.	 spätestens 35  Tage und frühestens  
12  Monate vor der Absendung der Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe abge- 
sendet wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 
Vergabe eines besonderen Dienstleistungsauf- 
trages die Bekanntmachung einer Vorinformation 
gemäß §  56 als Bekanntmachung der beabsich-
tigten Vergabe eines Auftrages verwenden, sofern 
die Vorinformation

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienstleis-
tungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag  
ohne spätere Veröffentlichung einer Be- 
kanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(4) Der von einer Vorinformation gemäß 
Abs. 2 und 3 abgedeckte Zeitraum beträgt höchs-
tens zwölf Monate ab Absendung der Bekannt- 
machung an das Amt für Veröffentlichungen. 
Bei der Vergabe eines besonderen Dienst- 
leistungsauftrages kann ein Zeitraum von mehr 
als zwölf Monaten festgelegt werden, soweit dies 
sachlich gerechtfertigt ist.

Freiwillige Bekanntmachung  
eines Vergabeverfahrens auf Unionsebene

§  58. Sofern der öffentliche Auftraggeber  
der Ansicht ist, dass die Durchführung eines  
Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung im Oberschwellenbereich zulässig ist, 
kann der öffentliche Auftraggeber dem Amt für  
Veröffentlichungen unter Verwendung des ein-
schlägigen Standardformulars für Bekannt- 
machungen die Entscheidung bekannt geben, 
welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll.

Bekanntmachungen in Österreich
§ 59. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

Bekanntmachungen im Oberschwellenbereich 
zu veröffentlichen, indem er die Metadaten der 
Kerndaten von Vergabeverfahren https://www.
data.gv.at/ bereitstellt und darin auf die Informa- 

tionen gemäß dem 1. Abschnitt des An- 
hanges VIII (Kerndaten für Bekanntmachungen) 
verweist. Der öffentliche Auftraggeber hat diese 
Kerndaten in einem offenen und maschinenles-
baren standardisierten Format unter einer freien 
Lizenz vollständig zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Verfügbarkeit der Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren und der Kerndaten 
für Bekanntmachungen muss zumindest bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Weitere Bekanntmachungen in sonsti-
gen geeigneten Publikationsmedien stehen dem 
öffentlichen Auftraggeber frei.

(4) Sofern der öffentliche Auftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Verga-
beverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
im Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der 
öffentliche Auftraggeber die Entscheidung, wel-
chem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, 
bekanntmachen. Die Verfügbarkeit der Meta- 
daten der Kerndaten von Vergabeverfahren und 
der Kerndaten für Bekanntmachungen muss 
zumindest für zehn Tage gewährleistet sein.

(5) Eine Bekanntmachung gemäß Abs. 1, 3 
oder 4 darf nicht vor dem Tag der Veröffentlichung 
durch das Amt für Veröffentlichungen veröffentlicht 
werden. Die Veröffentlichung darf jedoch jeden-
falls dann erfolgen, wenn der öffentliche Auftrag-
geber nicht binnen 48 Stunden nach Bestätigung 
des Einganges der Bekanntmachung beim Amt 
für Veröffentlichungen über die Veröffentlichung 
unterrichtet wurde. Die Bekanntmachung darf  
ausschließlich jene Informationen enthalten,  
die in der an das Amt für Veröffentlichungen ab- 
gesendeten Bekanntmachung enthalten sind oder 
die in einer Vorinformation in einem Beschaffer- 
profil veröffentlicht wurden. Die Bekanntmachung 
hat das Datum der Absendung der Bekannt- 
machung an das Amt für Veröffentlichungen bzw. 
das Datum der Veröffentlichung im Beschaffer- 
profil anzugeben.

Bis 28.2.2019 gilt folgender § 59:
§  59. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz und die  
Landesregierungen haben für den jeweiligen  
Vollziehungsbereich durch Verordnung jeweils ein  
elektronisches Publikationsmedium festzulegen, 
in welchem der öffentliche Auftraggeber Bekannt- 
machungen im Oberschwellenbereich in Öster-
reich zu veröffentlichen hat. In dieser Verordnung 
sind nähere Festlegungen hinsichtlich der Über-
mittlung der Bekanntmachungen an das Publi- 
kationsmedium sowie der im Zuge der Über-
mittlung und der Veröffentlichung der Bekannt- 
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machungen zu beachtenden Modalitäten und zu 
erbringenden Leistungen zu treffen.

(2) Die Verfügbarkeit der Inhalte in den gemäß 
Abs.  1 festgelegten Publikationsmedien muss  
zumindest bis zum Ablauf der Angebotsfrist ge- 
währleistet sein.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Bekannt-
machungen zusätzlich veröffentlichen, indem er 
die Metadaten der Kerndaten von Vergabever- 
fahren https://www.data.gv.at/ bereitstellt und dar-
in auf die Informationen gemäß dem 1. Abschnitt 
des Anhanges  VIII (Kerndaten für Bekannt- 
machungen) verweist. Der öffentliche Auftrag-
geber hat diese Kerndaten in einem offenen und 
maschinenlesbaren standardisierten Format unter 
einer freien Lizenz vollständig zur Verfügung zu 
stellen.

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen 
geeigneten Publikationsmedien stehen dem 
öffentlichen Auftraggeber frei.

(5) Sofern der öffentliche Auftraggeber der  
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Ver- 
gabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung  
im Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der 
öffentliche Auftraggeber die Entscheidung, wel-
chem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, 
bekanntmachen. Die Verfügbarkeit der Inhalte 
einer solchen Bekanntmachung muss zumindest 
für zehn Tage gewährleistet sein.

(6) Eine Bekanntmachung gemäß Abs. 1, 3, 4  
oder 5 darf nicht vor dem Tag der Veröffent- 
lichung durch das Amt für Veröffentlichungen  
veröffenlicht werden. Die Veröffentlichung darf 
jedoch jedenfalls dann erfolgen, wenn der öffent-
liche Auftraggeber nicht binnen 48  Stunden  
nach Bestätigung des Einganges der Bekannt-
machung beim Amt für Veröffentlichungen über 
die Veröffentlichung unterrichtet wurde. Die 
Bekanntmachung darf ausschließlich jene Infor-
mationen enthalten, die in der an das Amt für 
Veröffentlichungen abgesendeten Bekannt- 
machung enthalten sind oder die in einer Vor- 
information in einem Beschafferprofil ver- 
öffentlicht wurden. Die Bekanntmachung hat das  
Datum der Absendung der Bekanntmachung 
an das Amt für Veröffentlichungen bzw. das 
Datum der Veröffentlichung im Beschafferprofil 
anzugeben.

Bekanntmachung einer Vorinformation 
in Österreich

§  60. (1) Sofern der öffentliche Auftraggeber 
von der Möglichkeit der Verkürzung der Ange- 
botsfrist gemäß § 73 Gebrauch machen möchte, 

muss er eine Vorinformation in Österreich gemäß 
§ 59 bekanntmachen. 

(2) Ein nicht in Anhang  III genannter öffent- 
licher Auftraggeber kann bei nicht offenen Ver- 
fahren und bei Verhandlungsverfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung die Bekanntmachung 
einer Vorinformation gemäß §  59 als Bekannt- 
machung der beabsichtigten Vergabe eines Auf-
trages verwenden, sofern die Vorinformation

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen  
bezieht, die Auftragsgegenstand sein  
werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag  
im nicht offenen Verfahren bzw. im Ver- 
handlungsverfahren mit vorheriger Be- 
kanntmachung ohne spätere Veröffent- 
lichung einer Bekanntmachung vergeben 
wird,

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und

4.	 spätestens 35  Tage und frühestens  
12  Monate vor der Absendung der Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe abge- 
sendet wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 
Vergabe eines besonderen Dienstleistungs- 
auftrages die Bekanntmachung einer Vorinfor- 
mation gemäß §  59 als Bekanntmachung der 
beabsichtigten Vergabe eines Auftrages ver- 
wenden, sofern die Vorinformation

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienstleis-
tungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag  
ohne spätere Veröffentlichung einer Be- 
kanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(4) Der von einer Vorinformation gemäß Abs. 2 
und 3 abgedeckte Zeitraum hat mit dem gemäß  
§ 57 Abs. 4 festgelegten Zeitraum übereinzu- 
stimmen.

Bekanntgaben auf Unionsebene
§  61. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
dem Amt für Veröffentlichungen jeden ver- 
gebenen Auftrag, jede abgeschlossene Rah-
menvereinbarung und das Ergebnis jedes 
Ideenwettbewerbes gemäß §  56 bekannt zu 
geben; davon ausgenommen sind Aufträge, die  
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aufgrund von Rahmenvereinbarungen ver- 
geben wurden. Der öffentliche Auftraggeber hat 
überdies dem Amt für Veröffentlichungen eine 
von der in den Ausschreibungsunterlagen fest-
gelegten Gültigkeitsdauer abweichende Ein-
stellung eines dynamischen Beschaffungs-
systems bekannt zu geben. Die Bekannt- 
gabe ist dem Amt für Veröffentlichungen unter 
Verwendung des einschlägigen Standard- 
formulars spätestens 30  Tage nach Zuschlags- 
erteilung, nach Abschluss der Rahmenverein- 
barung, nach Abschluss des Ideenwettbewerbes 
bzw. nach Einstellung des dynamischen Beschaf-
fungssystems zu übermitteln.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
öffentliche Auftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund eines dynamischen 

Beschaffungssystems vergeben worden 
sind,

gebündelt spätestens 30 Tage nach Ende des je- 
weiligen Jahresquartals gemäß Abs.  1 bekannt 
geben.

(3) Hat der öffentliche Auftraggeber eine Be- 
kanntmachung im Wege einer Vorinformation ge- 
mäß § 57 Abs. 2 oder 3 und § 60 Abs. 2 oder 3  
veröffentlicht und beschließt er, auf Grundlage  
dieser Vorinformation während ihrer Gültigkeits-
dauer keine weitere Auftragsvergabe mehr vorzu-
nehmen, so hat er dies in der Bekanntgabe gemäß 
Abs. 1 anzugeben.

(4) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimmte  
Angaben über die Auftragsvergabe oder den Ab- 
schluss von Rahmenvereinbarungen dann nicht 
veröffentlicht werden, wenn deren Bekanntgabe 
die Vollziehung von Gesetzen behindern, dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die berech-
tigten geschäftlichen Interessen eines Unterneh-
mers schädigen oder den freien und lauteren 
Wettbewerb zwischen Unternehmern beeinträch
tigen würde.

Gilt ab 1.3.2019:
Bekanntgaben in Österreich

§ 62. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat nach 
Durchführung eines Vergabeverfahrens jeden 
vergebenen Auftrag, jede abgeschlossene Rah-
menvereinbarung und das Ergebnis jedes Ideen- 
wettbewerbes bekannt zu geben, indem er die 
Metadaten der Kerndaten von Vergabeverfah-
ren https://www.data.gv.at/ bereitstellt und darin  
auf die Informationen gemäß dem 2.  Abschnitt 
des Anhanges  VIII (Kerndaten für Bekannt- 
gaben) verweist; davon ausgenommen sind Auf- 

träge, die aufgrund von Rahmenvereinbarungen  
vergeben wurden und deren Auftragswert  
50 000 Euro nicht erreicht. Der öffentliche Auf- 
traggeber hat die Metadaten der Kerndaten  
von Vergabeverfahren für mindestens 5  Jahre  
bereitzustellen und die Kerndaten für Bekannt-
gaben in einem offenen und maschinenles- 
baren standardisierten Format unter einer freien 
Lizenz vollständig für mindestens 5 Jahre zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Bekanntgabe hat spätes- 
tens 30  Tage nach Zuschlagserteilung, nach 
Abschluss der Rahmenvereinbarung bzw.  
nach Abschluss des Ideen-Wettbewerbes zu  
erfolgen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
öffentliche Auftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund einer Rahmen- 

vereinbarung oder eines dynamischen 
Beschaffungssystems vergeben worden 
sind,

gleichzeitig spätestens 30  Tage nach Ende des 
jeweiligen Jahresquartals gemäß Abs. 1 bekannt 
geben.

(3) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimmte  
Angaben über die Auftragsvergabe oder den Ab- 
schluss von Rahmenvereinbarungen dann nicht 
veröffentlicht werden, wenn deren Bekanntgabe 
die Vollziehung von Gesetzen behindern, dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die be- 
rechtigten geschäftlichen Interessen eines Unter-
nehmers schädigen oder den freien und laute-
ren Wettbewerb zwischen Unternehmern beein- 
trächtigen würde.

3. Unterabschnitt  
Besondere Bekanntmachungsbestim-
mungen für den Unterschwellenbereich

Arten der Bekanntmachung
§  63. Eine Bekanntmachung in Österreich 

hat elektronisch entweder durch eine Bekannt- 
machung von Aufträgen bzw. Wettbewerben oder 
durch eine Bekanntmachung im Wege einer Vor- 
information gemäß §  65 Abs.  2 oder 3 zu er- 
folgen.

Bekanntmachungen in Österreich
§  64. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

Bekanntmachungen im Unterschwellenbereich zu 
veröffentlichen, indem er die Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren https://www.data.
gv.at/ bereitstellt und darin auf die Kerndaten für 
Bekanntmachungen verweist. Der öffentliche Auf-
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traggeber hat diese Kerndaten in einem offenen 
und maschinenlesbaren standardisierten Format 
unter einer freien Lizenz vollständig zur Verfügung 
zu stellen. Eine Bekanntmachung im Beschaf-
ferprofil darf nicht vor Verfügbarkeit der Meta- 
daten der Kerndaten von Vergabeverfahren und 
der Kerndaten für Bekanntmachung erfolgen. Im 
Beschafferprofil ist das Datum der Zur-Verfügung-
Stellung der Kerndaten anzugeben.

(2) Die Verfügbarkeit der Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren und der Kerndaten 
für Bekanntmachungen muss zumindest bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Weitere Bekanntmachungen in sonsti-
gen geeigneten Publikationsmedien stehen dem 
öffentlichen Auftraggeber frei.

(4) Sofern dies aufgrund der unionsrechtlichen 
Grundsätze geboten ist, hat der öffentliche Auf-
traggeber die Vergabe eines besonderen Dienst-
leistungsauftrages bekanntzumachen. Von einer 
Bekanntmachung des Verfahrens kann insbeson-
dere Abstand genommen werden, wenn eine der 
in den §§ 37 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 2 Z 2 genannten 
Voraussetzungen vorliegt.

(5) Sofern der öffentliche Auftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Ver- 
gabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
im Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der 
öffentliche Auftraggeber die Entscheidung, wel-
chem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, 
bekanntmachen. Die Verfügbarkeit der Meta- 
daten der Kerndaten von Vergabeverfahren und 
der Kerndaten für Bekanntmachungen muss zu- 
mindest für zehn Tage gewährleistet sein.

(6) Der öffentliche Auftraggeber hat überdies 
eine vom in der Ausschreibung festgelegten End-
zeitpunkt abweichende Einstellung eines dynami-
schen Beschaffungssystems bekannt zu machen.

Bis 28.2.2019 gilt folgender § 64:
Bekanntmachungen in Österreich

§ 64. (1) Bekanntmachungen im Unterschwel-
lenbereich haben zumindest die in Anhang  XXI 
angeführten Angaben zu enthalten, sofern diese 
Angaben nicht bereits in Ausschreibungsunter- 
lagen gemäß §  89 zur Verfügung gestellt wer-
den. Der öffentliche Auftraggeber hat Bekannt-
machungen jedenfalls in dem gemäß § 59 Abs. 1  
für den jeweiligen Vollziehungsbereich festge- 
legten Publikationsmedium zu veröffentlichen. Eine 
Bekanntmachung im Beschafferprofil darf nicht  
vor Absendung der entsprechenden Bekannt- 
machung an das für den jeweiligen Vollziehungs-
bereich festgelegte Publikationsmedium erfolgen. 

Im Beschafferprofil ist das Datum der Übermittlung 
an das Publikationsmedium anzugeben.

(2) Die Verfügbarkeit der Inhalte von Bekannt-
machungen gemäß Abs.  1 muss zumindest bis 
zum Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Bekannt-
machungen zusätzlich gemäß § 59 Abs. 3 bekannt 
machen.

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen 
geeigneten Publikationsmedien stehen dem öffent- 
lichen Auftraggeber frei.

(5) Sofern dies aufgrund der unionsrechtlichen 
Grundsätze geboten ist, hat der öffentliche Auf-
traggeber die Vergabe eines besonderen Dienst-
leistungsauftrages bekanntzumachen. Von einer 
Bekanntmachung des Verfahrens kann insbeson-
dere Abstand genommen werden, wenn eine der 
in den §§ 37 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 2 Z 2 genannten 
Voraussetzungen vorliegt.

(6) Sofern der öffentliche Auftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Vergabe- 
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der öffent- 
liche Auftraggeber die Entscheidung, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, bekannt-
machen. Die Verfügbarkeit der Inhalte einer  
solchen Bekanntmachung muss zumindest für 
zehn Tage gewährleistet sein.

(7) Der öffentliche Auftraggeber hat über-
dies eine vom in der Ausschreibung festgelegten  
Endzeitpunkt abweichende Einstellung eines  
dynamischen Beschaffungssystems bekannt zu 
machen.

Bekanntmachung einer Vorinformation
§  65. (1) Sofern der öffentliche Auftraggeber 

von der Möglichkeit der Verkürzung der Ange-
botsfrist Gebrauch machen möchte, muss er eine  
Vorinformation gemäß §  64 bekanntmachen. 
Die Vorinformation kann überdies im Beschaffer- 
profil des öffentlichen Auftraggebers veröffentlicht  
werden.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die Be- 
kanntmachung einer Vorinformation gemäß §  64 
als Bekanntmachung der beabsichtigten Vergabe 
eines Auftrages verwenden, sofern die Vorinfor-
mation

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen be- 
zieht, die Auftragsgegenstand sein werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auf- 
trag ohne spätere Veröffentlichung einer  
Bekanntmachung vergeben wird, 

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und



59

T
E

IL
 2

Vergabeverfahren für öffentliche Auftraggeber	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

4.	 spätestens 35  Tage und frühestens  
12  Monate vor der Absendung der Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe abgesen-
det wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann bei der 
Vergabe eines besonderen Dienstleistungsauf-
trages die Bekanntmachung einer Vorinformation 
gemäß §  64 als Bekanntmachung der beabsich-
tigten Vergabe eines Auftrages verwenden, sofern 
die Vorinformation

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienstleis-
tungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auf-
trag ohne spätere Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(4) Der von einer Vorinformation gemäß Abs. 2 
und 3 abgedeckte Zeitraum beträgt höchstens 
zwölf Monate ab Bekanntmachung. Bei der Ver-
gabe eines besonderen Dienstleistungsauftrages 
kann ein Zeitraum von mehr als zwölf Monaten 
festgelegt werden, soweit dies sachlich gerecht-
fertigt ist.

Gilt ab 1.3.2019:
Bekanntgaben in Österreich

§ 66. (1) Ein öffentlicher Auftraggeber im Voll-
ziehungsbereich des Bundes hat nach Durchfüh-
rung eines Vergabeverfahrens, dessen Auftrags-
wert oder Wertumfang oder Summe der Preis-
gelder mindestens 50  000  Euro beträgt, jeden 
vergebenen Auftrag, jede abgeschlossene Rah-
menvereinbarung und das Ergebnis jedes Ideen- 
wettbewerbes bekannt zu geben, indem er die 
Metadaten der Kerndaten von Vergabeverfahren  
https://www.data.gv.at/ bereitstellt und darin auf  
die Kerndaten für Bekanntgaben verweist; davon 
ausgenommen sind Aufträge, die aufgrund von 
Rahmenvereinbarungen vergeben wurden und 
deren Auftragswert 50 000 Euro nicht erreicht. 
Der öffentliche Auftraggeber hat die Metadaten 
der Kerndaten von Vergabeverfahren für mindes-
tens 5  Jahre bereitzustellen und die Kerndaten  
für Bekanntgaben in einem offenen und maschi-
nenlesbaren standardisierten Format unter  
einer freien Lizenz vollständig für mindestens 
5 Jahre zur Verfügung zu stellen. Die Bekanntgabe  
hat spätestens 30  Tage nach Zuschlagser- 
teilung, nach Abschluss der Rahmenvereinbarung 

bzw. nach Abschluss des Ideenwettbewerbes zu 
erfolgen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
öffentliche Auftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund einer Rahmen- 

vereinbarung oder eines dynamischen 
 Beschaffungssystems vergeben worden 
sind,

gleichzeitig spätestens 30  Tage nach Ende des  
jeweiligen Jahresquartals gemäß Abs. 1 bekannt 
geben.

(3) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimmte 
Angaben über die Auftragsvergabe, den Abschluss 
von Rahmenvereinbarungen oder das Ergebnis 
eines Ideenwettbewerbes dann nicht veröffentlicht 
werden, wenn deren Bekanntgabe die Vollziehung 
von Gesetzen behindern, dem öffentlichen Inter-
esse zuwiderlaufen, die berechtigten geschäft- 
lichen Interessen eines Unternehmers schädi-
gen oder den freien und lauteren Wettbewerb  
zwischen Unternehmern beeinträchtigen würde.

3. Abschnitt  
Fristen

1. Unterabschnitt  
Allgemeine Bestimmungen über Fristen

Berechnung der Fristen
§  67. Unbeschadet der auf die Fristen im  

Vergabekontrollverfahren anzuwendenden Be- 
stimmungen des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, 
findet auf Fristen die Verordnung (EWG,  
EURATOM) Nr. 1182/71 zur Festlegung der Regeln 
für die Fristen, Daten und Termine, ABl. Nr. L 124 
vom 08.06.1971 S. 1, Anwendung.

Grundsätze für die Bemessung von Fristen
§  68. Der öffentliche Auftraggeber hat Fristen 

so zu bemessen und festzusetzen, dass den von 
der Fristsetzung betroffenen Unternehmern aus-
reichend Zeit für die Vornahme der entsprechen-
den Handlungen verbleibt. Insbesondere Teil- 
nahmeantrags- und Angebotsfristen und Fristen  
für die Ausarbeitung von Lösungen im wett-
bewerblichen Dialog sind so zu bemessen, dass 
unter Berücksichtigung etwa der Komplexität des 
Leistungsgegenstandes dem Unternehmer hin- 
reichend Zeit zur Erstellung des Teilnahme- 
antrages, des Angebotes bzw. der Lösung ver- 
bleibt.
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Auskunfts- und Verbesserungsfrist
§  69. (1) Sofern das Ersuchen zeitgerecht 

gestellt wird, hat der öffentliche Auftraggeber oder 
die dafür zuständige Stelle zusätzliche Auskünfte  
über die Ausschreibung allen Teilnehmern am  
Vergabeverfahren unverzüglich, jedenfalls aber 
spätestens sechs Tage, bei beschleunigten Ver-
fahren gemäß den §§ 74 und 77 spätestens vier 
Tage, vor Ablauf der Frist für den Eingang der 
Angebote zu übermitteln bzw. bereitzustellen.

(2) Übermittelt der Unternehmer unvollstän- 
dige oder fehlerhafte Unterlagen, hat der öffent- 
liche Auftraggeber, sofern es sich nicht um einen 
unbehebbaren Mangel handelt, diesen unter Ein-
räumung einer angemessenen Frist zur Übermitt-
lung, Ergänzung oder Erläuterung aufzufordern.

2. Unterabschnitt  
Fristen für Vergabeverfahren  
im Oberschwellenbereich

Teilnahmeantragsfrist
§  70. Beim nicht offenen Verfahren mit vor-

heriger Bekanntmachung, beim Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung, beim 
wettbewerblichen Dialog und beim dynamischen 
Beschaffungssystem beträgt die vom öffentlichen 
Auftraggeber festzusetzende Frist für den Ein-
gang der Teilnahmeanträge (Teilnahmeantrags-
frist) mindestens 30 Tage. Sie beginnt mit dem Tag 
der Absendung der Bekanntmachung an das Amt 
für Veröffentlichungen bzw., wenn die Bekannt- 
machung im Wege einer Vorinformation erfolgt  
ist, mit dem Tag der Absendung der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung.

Angebotsfrist
§  71. (1) Beim offenen Verfahren beträgt die 

vom öffentlichen Auftraggeber festzusetzende 
Frist für den Eingang der Angebote (Angebotsfrist) 
mindestens 30 Tage.

(2) Beim nicht offenen Verfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung und beim Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung beträgt 
die von einem öffentlichen Auftraggeber gemäß 
Anhang  III festzusetzende Angebotsfrist min- 
destens 25 Tage.

(3) Ein nicht in Anhang  III genannter öffent- 
licher Auftraggeber kann die Angebotsfrist beim 
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung und beim Verhandlungsverfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung im gegenseitigen 
Einvernehmen mit den ausgewählten Bewerbern 
festlegen, vorausgesetzt, dass allen ausgewählten 

Bewerbern dieselbe Frist eingeräumt wird. Erfolgt 
keine einvernehmliche Festlegung der Ange- 
botsfrist, so hat der öffentliche Auftraggeber 
eine Angebotsfrist festzusetzen, die mindestens 
zehn Tage beträgt.

(4) Beim dynamischen Beschaffungssystem 
beträgt die vom öffentlichen Auftraggeber festzu-
setzende Angebotsfrist mindestens zehn Tage.  
Ein nicht in Anhang III genannter öffentlicher Auf-
traggeber kann einvernehmlich mit allen zuge-
lassenen Teilnehmern eine kürzere Angebotsfrist 
festlegen.

(5) Die gemäß Abs. 1 bis 3 festgesetzte Ange-
botsfrist ist um fünf Tage zu verlängern, falls die 
Ausschreibungsunterlagen nicht gemäß §  89 
Abs. 1 elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 
Eine Verlängerung ist nicht verpflichtend, falls die 
Angebotsfrist wegen Dringlichkeit gemäß § 74 ver-
kürzt wird oder im gegenseitigen Einvernehmen 
gemäß Abs. 3 erster Satz festgelegt wurde.

(6) Die gemäß Abs. 1 bis 3 und 5 festgesetz-
te Angebotsfrist ist um fünf Tage zu verlängern, 
falls Angebote nicht auf elektronischem Weg zu 
übermitteln sind. Eine Verlängerung ist nicht ver- 
pflichtend, falls die Angebotsfrist im gegenseitigen 
Einvernehmen gemäß Abs. 3 erster Satz festge-
legt wurde.

(7) Können Angebote nur nach einer Ortsbe- 
sichtigung oder Einsichtnahme in zusätzliche 
Unterlagen zu den Ausschreibungsunterlagen vor 
Ort erstellt werden, so ist die Angebotsfrist gemäß 
Abs. 1 bis 6 so angemessen zu verlängern, dass 
alle betroffenen Unternehmer von allen für die Er- 
stellung eines Angebotes erforderlichen Informa- 
tionen Kenntnis nehmen können.

(8) Die Angebotsfrist beginnt beim offenen Ver-
fahren mit dem Tag der Absendung der Bekannt-
machung an das Amt für Veröffentlichungen,  
beim nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, beim Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung und beim dyna-
mischen Beschaffungssystem mit dem Tag der 
Absendung der Aufforderung zur Abgabe von 
Angeboten.

Verlängerung der Angebotsfrist bei Be- 
richtigungen und zusätzlichen Auskünften

§  72. (1) Die gemäß §  71 festgesetzte Ange-
botsfrist ist bei einer Berichtigung der Ausschrei-
bung zu verlängern, wenn die Berichtigung 
für die Erstellung der Angebote wesentlich ist. 
Die Verlängerung der Frist muss in einem an- 
gemessenen Verhältnis zur Bedeutung der ge- 
änderten Information stehen. Jede Veränderung 
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der Angebotsfrist ist allen Bewerbern oder Bie-
tern bekannt zu geben. Soweit eine Bekannt- 
gabe nicht möglich ist, ist sie in derselben Art 
bekannt zu machen wie die Bekanntmachung. 

(2) Die gemäß §  71 festgesetzte Angebots-
frist ist zu verlängern, wenn zusätzliche Auskünfte 
nicht innerhalb der Frist gemäß § 69 Abs. 1 erteilt  
worden sind, obwohl das Ersuchen zeitgerecht 
gestellt wurde. Die Verlängerung der Frist muss in 
einem angemessenen Verhältnis zur Bedeutung 
der geänderten Information stehen.

Verkürzte Angebotsfrist im beschleunigten 
Verfahren nach Vorinformation

§ 73. Sofern der öffentliche Auftraggeber min-
destens 35 Tage, höchstens aber 12 Monate vor 
dem Zeitpunkt der Absendung einer Bekanntma-
chung gemäß §  56 eine Vorinformation gemäß 
den §§ 57 Abs. 1 und 60 Abs. 1 bekannt gemacht 
hat und diese Vorinformation alle Angaben ent- 
halten hat, die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der Vorinformation vorlagen, kann der öffentliche 
Auftraggeber

1.	 die Angebotsfrist im offenen Verfahren auf 
15 Tage und

2.	 die Angebotsfrist im nicht offenen Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung und 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung auf 10 Tage

verkürzen.

Verkürzte Teilnahmeantrags- und  
Angebotsfrist im beschleunigten Verfahren 
bei Dringlichkeit

§ 74. Der öffentliche Auftraggeber kann, sofern 
wegen einer vom öffentlichen Auftraggeber hin- 
reichend begründeten Dringlichkeit die Einhaltung 
der Fristen gemäß den §§ 70 bis 73 nicht möglich 
ist, folgende Fristen festsetzen:

1.	 im offenen Verfahren eine Angebotsfrist 
von mindestens 15 Tagen,

2.	 im nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung und im Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
eine Teilnahmeantragsfrist von mindestens 
15 Tagen, und

3.	 im nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung und im Verhandlungs- 
verfahren mit vorheriger Bekanntma-
chung eine Angebotsfrist von mindestens 
10 Tagen.

3. Unterabschnitt  
Fristen für Vergabeverfahren  
im Unterschwellenbereich

Teilnahmeantragsfrist
§ 75. Beim nicht offenen Verfahren mit vorhe-

riger Bekanntmachung, beim Verhandlungsver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung, beim 
wettbewerblichen Dialog und beim dynamischen 
Beschaffungssystem beträgt die vom öffent- 
lichen Auftraggeber festzusetzende Teilnahme- 
antragsfrist mindestens 14 Tage. Sie beginnt mit  
der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekannt- 
machung.

Angebotsfrist
§  76. (1) Beim offenen Verfahren beträgt die 

vom öffentlichen Auftraggeber festzusetzende  
Angebotsfrist mindestens 20 Tage. Die Angebots-
frist beginnt mit der erstmaligen Verfügbarkeit  
der Bekanntmachung.

(2) Beim nicht offenen Verfahren und beim 
Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt-
machung beträgt die vom öffentlichen Auf- 
traggeber festzusetzende Angebotsfrist mindes-
tens zehn  Tage. Sie beginnt mit dem Tag der  
Absendung der Aufforderung zur Abgabe von 
Angeboten.

(3) Beim dynamischen Beschaffungs- 
system beträgt die vom öffentlichen Auftraggeber 
festzusetzende Angebotsfrist mindestens zehn 
Tage. Der öffentliche Auftraggeber kann einver-
nehmlich mit allen zugelassenen Teilnehmern eine 
kürzere Angebotsfrist festlegen.

Verkürzte Teilnahmeantrags- und Angebotsfrist
§ 77. Der öffentliche Auftraggeber kann in be- 

sonders begründeten Fällen, insbesondere aus 
Gründen der Dringlichkeit, bei Bekanntmachung 
einer Vorinformation gemäß §  65 Abs.  1 sowie 
bei Lieferaufträgen über Waren mit allgemein auf  
dem Markt verfügbaren Merkmalen, die regulären 
Teilnahmeantrags- und Angebotsfristen verkürzen. 
Die Gründe für eine Verkürzung sind schriftlich 
festzuhalten.
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4. Abschnitt  
Eignung der Unternehmer

1. Unterabschnitt  
Von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
auszuschließende Unternehmer

Ausschlussgründe
§ 78. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat – un- 

beschadet der Abs. 3 bis 5 – einen Unternehmer 
jederzeit von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
auszuschließen, wenn

1.	 der öffentliche Auftraggeber Kenntnis von 
einer rechtskräftigen Verurteilung des 
Unternehmers hat, die einen der folgen-
den Tatbestände betrifft: Mitgliedschaft bei 
einer kriminellen Vereinigung oder Organi- 
sation (§§  278 und 278a des Strafge- 
setzbuches – StGB, BGBl. Nr.  60/1974), 
Terroristische Vereinigung, Terroristische 
Straftaten oder Terrorismusfinanzierung 
(§§  278b bis 278d StGB), Bestechlich- 
keit, Vorteilsannahme, Bestechung, Vor-
teilszuwendung oder verbotene Interven- 
tion (§§  304 bis 309 StGB und §  10 des  
Bundesgesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb 1984 – UWG,  
BGBl. Nr.  448/1984), Betrug (§§  146  
bis 148 StGB), Untreue (§  153 StGB),  
Geschenkannahme (§  153a StGB), För-
derungsmissbrauch (§  153b StGB), 
Geldwäscherei (§  165 StGB), Sklaverei,  
Menschenhandel oder Grenzüberschrei-
tender Prostitutionshandel (§§  104, 104a  
und 217 StGB) bzw. einen entsprechen-
den Straftatbestand gemäß den Vorschrif-
ten des Landes, in dem der Unternehmer  
seinen Sitz hat, oder

2.	 über das Vermögen des Unternehmers ein 
Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
kostendeckenden Vermögens kein Insol-
venzverfahren eröffnet wurde, oder

3.	 der Unternehmer sich in Liquidation befin-
det oder seine gewerbliche Tätigkeit ein-
stellt oder eingestellt hat, oder

4.	 der öffentliche Auftraggeber über hinrei-
chend plausible Anhaltspunkte dafür ver-
fügt, dass der Unternehmer mit anderen 
Unternehmern für den öffentlichen Auftrag-
geber nachteilige Abreden getroffen hat, 
die gegen die guten Sitten verstoßen oder 
mit anderen Unternehmern Abreden ge- 
troffen hat, die auf eine Verzerrung des 
Wettbewerbes abzielen, oder

5.	 der Unternehmer im Rahmen seiner beruf- 
lichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung,  
insbesondere gegen Bestimmungen des 
Arbeits-, Sozial- oder Umweltrechtes, be- 
gangen hat, die vom öffentlichen Auf- 
trageber auf geeignete Weise nachge- 
wiesen wurde, oder

6.	 der Unternehmer seine Verpflichtungen 
zur Entrichtung der Sozialversicherungs- 
beiträge oder der Steuern und Abgaben in 
Österreich oder nach den Vorschriften des 
Landes, in dem er seinen Sitz hat, nicht 
erfüllt hat und dies
a)	 durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 

Verwaltungsentscheidung in Österreich 
oder gemäß den Vorschriften des  
Landes, in dem der Unternehmer seinen 
Sitz hat, festgestellt wurde, oder

b)	 durch den öffentlichen Auftraggeber auf 
andere geeignete Weise nachgewiesen 
wurde, oder

7.	 ein Interessenkonflikt gemäß §  26 nicht  
durch andere, weniger einschneidende  
Maßnahmen vermieden werden kann 
oder

8.	 aufgrund der Beteiligung des Unter- 
nehmers an der Vorbereitung des Vergabe- 
verfahrens gemäß §  25 der faire und  
lautere Wettbewerb unter Beachtung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung  
verzerrt werden würde oder

9.	 der Unternehmer bei der Erfüllung einer 
wesentlichen Anforderung im Rahmen  
eines früheren Auftrages oder Konzes-
sionsvertrages erhebliche oder dauer-
hafte Mängel erkennen lassen hat, die  
die vorzeitige Beendigung dieses frü-
heren Auftrages oder Konzessionsver- 
trages, Schadenersatz oder andere ver-
gleichbare Sanktionen nach sich gezogen 
haben, oder

10.	der Unternehmer sich bei der Erteilung von 
Auskünften betreffend die Eignung einer 
schwerwiegenden Täuschung schuldig  
gemacht hat, diese Auskünfte nicht erteilt 
hat oder die vom öffentlichen Auftrag- 
geber zum Nachweis der Eignung ge- 
forderten Nachweise bzw. Bescheini- 
gungen nicht vorgelegt, vervollständigt 
oder erläutert hat oder

11.	 der Unternehmer
a)	 versucht hat, die Entscheidungsfindung 

des öffentlichen Auftraggebers in unzu-
lässiger Weise zu beeinflussen oder
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b)	 versucht hat, vertrauliche Informationen 
zu erhalten, durch die er unzulässige 
Vorteile beim Vergabeverfahren er- 
langen könnte, oder

c)	 fahrlässig irreführende Informationen an 
den öffentlichen Auftraggeber über- 
mittelt, die die Entscheidung des öffent- 
lichen Auftraggebers über den Aus-
schluss oder die Auswahl von Unter- 
nehmern oder die Zuschlagserteilung 
erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu 
übermitteln.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat – unbe-
schadet des Abs.  5 – einen Unternehmer, der  
keine natürliche Person ist, von der Teilnahme  
am Vergabeverfahren auszuschließen, wenn

1.	 die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 in Bezug 
auf eine Person erfüllt ist, die Mitglied im 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts- 
organ des Unternehmers ist oder die darin 
Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontroll-
befugnisse hat, oder

2.	 die Voraussetzungen des Abs.  1 Z  4, 5, 
7, 8, 10 oder 11 in Bezug auf eine Per-
son erfüllt sind, die Mitglied im Leitungs-  
oder Aufsichtsorgan des Unternehmers  
ist.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann von  
einem Ausschluss gemäß Abs.  1 Z  2  
oder 3 Abstand nehmen, wenn die Leis-
tungsfähigkeit des Unternehmers für die 
Durchführung des Auftrages ausreicht.

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat von 
einem Ausschluss gemäß Abs. 1 Z 6 Abstand zu  
nehmen, wenn

1.	 er festgestellt hat, dass der Unternehmer 
seinen Verpflichtungen zur Entrichtung 
der Sozialversicherungsbeiträge oder der  
Steuern und Abgaben dadurch nachge-
kommen ist, dass er die Zahlung vorge-
nommen oder eine verbindliche Verein-
barung im Hinblick auf die Entrichtung 
der fälligen Sozialversicherungsbeiträge, 
Steuern oder Abgaben – gegebenenfalls 
einschließlich etwaiger Zinsen oder Straf- 
zahlungen – eingegangen ist, oder

2.	 nur ein geringfügiger Rückstand hinsicht-
lich der Sozialversicherungsbeiträge oder 
der Steuern und Abgaben besteht oder

3.	 der Ausschluss aus anderen Gründen  
offensichtlich unverhältnismäßig wäre.

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann von einem 
Ausschluss gemäß Abs.  1 oder 2 Abstand neh-

men, wenn auf die Beteiligung des Unternehmers 
in begründeten Ausnahmefällen aus zwingenden 
Gründen des Allgemeininteresses nicht verzichtet 
werden kann.

2. Unterabschnitt  
Eignungsanforderungen  
und Eignungsnachweise

Zeitpunkt des Vorliegens der Eignung
§ 79. Unbeschadet des § 21 Abs. 1 muss die 

Eignung spätestens
1.	 beim offenen Verfahren zum Zeitpunkt der 

Angebotsöffnung,
2.	 beim nicht offenen Verfahren mit vor- 

heriger Bekanntmachung zum Zeitpunkt 
des Ablaufes der Teilnahmeantragsfrist,

3.	 beim nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung zum Zeitpunkt  
der Aufforderung zur Angebotsabgabe,

4.	 beim Verhandlungsverfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung, beim wett- 
bewerblichen Dialog und bei der Inno- 
vationspartnerschaft grundsätzlich zum 
Zeitpunkt des Ablaufes der Teilnahme- 
antragsfrist,

5.	 beim Verhandlungsverfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung grundsätzlich zum 
Zeitpunkt der Aufforderung zur Angebots-
abgabe,

6. 	 beim offenen Wettbewerb zum Zeitpunkt 
der Vorlage der Wettbewerbsarbeiten,

7. 	 beim nicht offenen Wettbewerb zum 
Zeitpunkt des Ablaufes der Teilnahme- 
antragsfrist,

8. 	 beim geladenen Wettbewerb zum Zeitpunkt 
der Aufforderung zur Vorlage von Wett- 
bewerbsarbeiten

9.	 bei der Rahmenvereinbarung zum jeweils 
relevanten Zeitpunkt gemäß der gewählten 
Verfahrensart zum Abschluss der Rahmen-
vereinbarung gemäß Z 1 bis 5 sowie zum 
Zeitpunkt der Zuschlagserteilung, und

10.	beim dynamischen Beschaffungssystem 
zum Zeitpunkt der Zulassung zum dyna-
mischen Beschaffungssystem sowie zum 
Zeitpunkt jeder gesonderten Aufforderung 
zur Angebotsabgabe gemäß § 162

vorliegen.

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise 
durch den öffentlichen Auftraggeber

§ 80. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat fest-
zulegen, mit welchen Nachweisen gemäß den 
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§§  81 bis 87 ein Unternehmer, der an einem  
Vergabeverfahren teilnimmt, seine

1.	 berufliche Befugnis,
2.	 berufliche Zuverlässigkeit, 
3.	 finanzielle und wirtschaftliche Leistungs- 

fähigkeit sowie
4.	 technische Leistungsfähigkeit

zu belegen hat. Nachweise dürfen nur so weit 
festgelegt werden, wie es durch den Gegenstand 
des Auftrages sachlich gerechtfertigt ist. Falls er- 
forderlich und sofern dies sachlich gerechtfertigt 
ist, kann der öffentliche Auftraggeber besondere 
Festlegungen treffen, wie Arbeits- und Bieterge-
meinschaften die Anforderungen an die Eignung 
zu erfüllen haben.

(2) Der Bewerber oder Bieter kann seine Eig-
nung sowie gegebenenfalls die Erfüllung der Aus-
wahlkriterien auch durch die Vorlage einer Ein-
heitlichen Europäischen Eigenerklärung gemäß 
der Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 zur 
Einführung des Standardformulars für die Ein-
heitliche Europäische Eigenerklärung, ABl. Nr. L 3 
vom 06.01.2016 S. 16, belegen. Im Unterschwel-
lenbereich ist stattdessen auch die Vorlage einer 
Erklärung darüber, dass der Bewerber oder Bie-
ter die vom öffentlichen Auftraggeber verlangten  
Eignungskriterien erfüllt und die festgelegten 
Nachweise auf Aufforderung unverzüglich bei
bringen kann (Eigenerklärung), zulässig. In einer 
solchen Eigenerklärung sind die Befugnisse an- 
zugeben, über die der Unternehmer konkret ver-
fügt.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann die Vor- 
lage, Vervollständigung bzw. Erläuterung bestimm-
ter Nachweise binnen einer angemessenen Frist  
von bestimmten Bewerbern oder Bietern bzw.  
Parteien der Rahmenvereinbarung verlangen,  
sofern dies zur angemessenen Durchführung  
des Verfahrens erforderlich ist. Bei der Vergabe  
von Aufträgen und beim Abschluss von Rahmen- 
vereinbarungen im Oberschwellenbereich hat 
der öffentliche Auftraggeber vor Zuschlagser-
teilung bzw. vor Abschluss der Rahmenverein- 
barung die Vorlage der festgelegten Nach-
weise vom Zuschlagsempfänger bzw. von der 
bzw. den Parteien der Rahmenvereinbarung  
jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe in  
Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert  
des einzelnen Loses den in § 12 Abs. 1 genannten 
jeweiligen Schwellenwert erreicht.

(4) Im Falle der Angebotslegung durch eine 
Arbeitsgemeinschaft oder eine Bietergemein-
schaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm 
konkret zufallenden Leistungsteil nachzuweisen.

(5) Der Unternehmer muss jene Nachweise 
nicht vorlegen, die der öffentliche Auftraggeber 
direkt über eine für den öffentlichen Auftraggeber 
kostenlos zugängliche Datenbank erhalten kann. 
Enthält ein auf diese Weise verfügbarer Nach- 
weis personenbezogene Daten, muss der Unter-
nehmer der Verwendung seiner Daten zuge-
stimmt haben.

(6) Ein Unternehmer muss im Oberschwellen
bereich jene Nachweise nicht vorlegen, die dem 
öffentlichen Auftraggeber bereits in einem frühe-
ren Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich 
vorgelegt wurden und geeignet sind, die Eig-
nung nachzuweisen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann zum Zweck der Verwaltung und Wiederver- 
wendung der solcherart vorgelegten Nachweise 
eine Datenbank einrichten.

(7) Legt ein Unternehmer mit Sitz in einer ande-
ren Vertragspartei des EWR-Abkommens Nach-
weise vor, so hat der öffentliche Auftraggeber  
zur Überprüfung, ob der vorgelegte Nachweis  
seiner Art nach dem geforderten Nachweis  
entspricht, auf die Online‑Datenbank e‑Certis 
zurückzugreifen.

Nachweis der Befugnis
§  81. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

als Nachweis für das Vorliegen der einschlä- 
gigen Befugnis gemäß §  80 Abs.  1 Z  1 die Vor- 
lage einer Urkunde über die Eintragung des  
Unternehmers im betreffenden in Anhang  IX 
angeführten Berufs- oder Handelsregister des  
Sitzstaates oder die Vorlage der betreffenden 
in Anhang  IX genannten Bescheinigung fest- 
zulegen.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat über-
dies über für die Zuschlagserteilung in Betracht  
kommende Bewerber, Bieter und deren Sub- 
unternehmer eine Auskunft aus der Verwal-
tungsstrafevidenz der Wiener Gebietskranken
kasse als Kompetenzzentrum Lohn- und Sozial
dumpingbekämpfung (Kompetenzzentrum LSDB)  
gemäß §  35 des Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetzes – LSD-BG, BGBl.  I 
Nr.  44/2016, einzuholen, ob diesen eine rechts-
kräftige Entscheidung gemäß §  31 LSD-BG zu- 
zurechnen ist. Diese Auskunft darf nicht älter als 
sechs Monate sein.

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit
§  82. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

Nachweise für die Darlegung der beruflichen  
Zuverlässigkeit gemäß §  80 Abs.  1 Z  2 fest- 
zulegen, die belegen, dass in Bezug auf den 
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Unternehmer kein Ausschlussgrund gemäß §  78  
Abs. 1 vorliegt.

(2) Nachweise gemäß Abs. 1 sind
1.	 hinsichtlich § 78 Abs. 1 Z 1 die Strafregis- 

terbescheinigung gemäß § 10 des Strafre-
gistergesetzes  1968, BGBl. Nr.  277/1968, 
bzw. die Registerauskunft für Verbände 
gemäß §  89m des Gerichtsorganisations-
gesetzes – GOG, RGBl. Nr. 217/1896, oder 
eine gleichwertige Bescheinigung eines 
Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde 
des Sitzstaates des Unternehmers,

2.	 hinsichtlich § 78 Abs. 1 Z 2 die Insolvenz-
datei gemäß § 256 der Insolvenzordnung – 
IO, RGBl. Nr. 337/1914, oder gleichwertige 
Dokumente der zuständigen Behörden des 
Sitzstaates des Unternehmers,

3.	 hinsichtlich §  78 Abs.  1 Z  3 der Firmen-
buchauszug gemäß § 33 des Firmenbuch-
gesetzes, BGBl. Nr. 10/1991, und die Aus- 
kunft aus dem Gewerbeinformationssys- 
tem Austria (GISA) gemäß § 365e Abs.  1 
der Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, 
BGBl. Nr.  194/1994, oder gleichwertige 
Dokumente der zuständigen Behörden des 
Sitzstaates des Unternehmers, und

4.	 hinsichtlich §  78 Abs.  1 Z  6 die letzt- 
gültige Kontobestätigung bzw. Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung des zuständigen 
Sozialversicherungsträgers und die letzt
gültige Rückstandsbescheinigung gemäß 
§  229a der Bundesabgabenordnung – 
BAO, BGBl. Nr. 194/1961, oder gleichwer-
tige Dokumente der zuständigen Behörden 
des Sitzstaates des Unternehmers.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat über für 
die Zuschlagserteilung in Betracht kommende Be- 
werber, Bieter und deren Subunternehmer eine 
Auskunft aus der zentralen Verwaltungsstraf- 
evidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§  28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes – 
AuslBG, BGBl. Nr.  218/1975, und eine Auskunft 
aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompe-
tenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzu- 
holen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den 
§§  28 oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese 
Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein.

(4) Werden die in Abs. 2 genannten Nachweise 
im Herkunftsland des Unternehmers nicht ausge-
stellt oder werden darin nicht alle in § 78 Abs. 1 
Z 1 bis 3 und 6 vorgesehenen Fälle erwähnt, kann 
der öffentliche Auftraggeber eine Bescheinigung 
über eine eidesstattliche Erklärung oder eine ent-

sprechende, vor einer dafür zuständigen Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörde, vor einem Notar oder 
vor einer dafür zuständigen Berufsorganisation 
des Herkunftslandes des Unternehmers abge-
gebene Erklärung des Unternehmers verlangen, 
dass kein Ausschlussgrund gemäß § 78 Abs. 1 Z 1 
bis 3 und 6 vorliegt.

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit
§  83. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat der 

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit des 
Unternehmers insbesondere die gemäß §  82 
Abs. 2 verlangten Nachweise und die gemäß § 82 
Abs. 3 eingeholten Auskünfte zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass 
eine rechtskräftige Gerichts- oder Verwaltungs- 
entscheidung im Sinne des § 78 Abs. 1 Z 1 oder 
6 lit.  a vorliegt oder erlangt der öffentliche Auf-
traggeber auf andere Weise von einem solchen 
Urteil, einer solchen Verfehlung oder vom Vor- 
liegen eines Ausschlussgrundes gemäß §  78 
Abs.  1 oder 2 nachweislich Kenntnis, so ist der 
Unternehmer mangels Zuverlässigkeit vom Ver-
gabeverfahren auszuschließen, es sei denn, die 
Voraussetzungen des §  78 Abs.  3 bis 5 liegen 
vor oder der Unternehmer macht glaubhaft, dass 
er trotz des Vorliegens eines Ausschlussgrundes 
zuverlässig ist.

(2) Zur Glaubhaftmachung im Sinne des Abs. 1 
letzter Satz hat der Unternehmer darzulegen,  
dass er konkrete technische, organisatorische,  
personelle oder sonstige Maßnahmen getroffen 
hat, die geeignet sind, das nochmalige Begehen 
der betreffenden strafbaren Handlungen bzw.  
Verfehlungen zu verhindern. Der Unternehmer 
hat nachzuweisen, dass er folgende Maßnahmen 
getroffen hat:

1.	 er einen Ausgleich für jeglichen durch eine 
Straftat oder eine Verfehlung gegebenen-
falls verursachten Schaden gezahlt oder sich 
zur Zahlung eines Ausgleiches verpflichtet 
hat,

2.	 er umfassend durch eine aktive Zusam-
menarbeit mit den Ermittlungsbehörden an 
der Klärung aller Tatsachen und Umstände 
betreffend die Straftat oder Verfehlung mit-
gewirkt hat, und

3.	 er effektive Maßnahmen wie
a)	 die Einführung eines qualitativ hochwer-

tigen Berichts- und Kontrollwesens, oder
b)	 die Einschaltung eines Organes der  

inneren Revision zur regelmäßigen 
Überprüfung der Einhaltung der maß-
geblichen Vorschriften, oder
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c)	 die Einführung von internen Haftungs- 
und Schadenersatzregelungen zur Ein-
haltung der maßgeblichen Vorschriften

gesetzt hat.
(3) Der öffentliche Auftraggeber hat die vom 

Unternehmer ergriffenen Maßnahmen zu prüfen  
und bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit ins- 
besondere die vom Unternehmer gesetzten Maß-
nahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur 
Schwere der begangenen strafbaren Handlungen 
bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beurteilung 
der Schwere der rechtskräftigen Bestrafung ge- 
mäß §  28 Abs.  1 Z  1 AuslBG ist insbesondere  
die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer und die 
Dauer der illegalen Beschäftigung und bei der  
Beurteilung der Schwere der rechtskräftigen Be- 
strafung gemäß den §§  28 oder 29 LSD-BG ist 
insbesondere das Ausmaß der Unterentlohnung 
zu berücksichtigen. Liegen mehr als zwei rechts-
kräftige Bestrafungen gemäß §  28 Abs.  1 Z  1  
AuslBG oder gemäß den §§ 28 oder 29 LSD-BG 
vor oder erfolgten zwei rechtskräftige Bestra- 
fungen innerhalb der letzten zwölf Monate, ist 
ein strengerer Maßstab anzulegen. Erachtet der 
öffentliche Auftraggeber die Maßnahmen des 
Unternehmers als unzureichend, so hat er diese 
Entscheidung gegenüber dem Unternehmer zu 
begründen.

(4) Ein Unternehmer, der durch eine rechts-
kräftige Entscheidung eines Gerichtes einer  
anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens 
von der Teilnahme an Vergabeverfahren ausge-
schlossen wurde, kann während des in dieser 
Entscheidung festgelegten Ausschlusszeitraumes 
seine Zuverlässigkeit nicht gemäß Abs.  2 und 3 
glaubhaft machen.

(5) Hat ein Unternehmer, bei dem ein Aus-
schlussgrund gemäß § 78 Abs. 1 oder 2 vorliegt, 
keine oder nur unzureichende Maßnahmen gemäß 
Abs. 2 und 3 ergriffen, so darf er – unbeschadet 
des Abs. 4 –

1.	 bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes 
gemäß § 78 Abs. 1 Z 1 höchstens für den 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem Tag der 
rechtskräftigen Verurteilung oder

2.	 bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes 
gemäß § 78 Abs. 1 Z 2 bis 5 und 7 bis 11 
höchstens für den Zeitraum von drei Jahren 
ab dem betreffenden Ereignis

von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausge-
schlossen werden.

Nachweis der finanziellen und  
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

§  84. (1) Als Nachweis für die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gemäß §  80 
Abs.  1 Z  3 kann der öffentliche Auftraggeber  
insbesondere die Nachweise gemäß Anhang  X 
verlangen.

(2) Kann ein Unternehmer aus einem von ihm 
glaubhaft zu machenden berechtigten Grund  
die vom öffentlichen Auftraggeber geforder-
ten Nachweise nicht beibringen, so kann er den  
Nachweis seiner finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit durch Vorlage jedes anderen  
vom öffentlichen Auftraggeber für geeignet 
erachteten Nachweises erbringen.

Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit
§ 85. (1) Als Nachweis für die technische Leis-

tungsfähigkeit gemäß §  80 Abs.  1 Z  4 kann der 
öffentliche Auftraggeber je nach Art, Menge,  
Umfang oder Verwendungszweck der zu lie-
fernden Waren oder der zu erbringenden Bau-  
oder Dienstleistungen die in Anhang  XI ange-
führten Nachweise verlangen. Andere als die 
in Anhang  XI angeführten Nachweise darf der 
öffentliche Auftraggeber nicht verlangen.

(2) Nachweise über erbrachte Leistungen (Re- 
ferenzen) müssen jedenfalls folgende Angaben 
enthalten:

1.	 Name und Sitz des Leistungsempfängers 
sowie Name der Auskunftsperson,

2.	 Wert der Leistung,
3.	 Zeit und Ort der Leistungserbringung und
4.	 Angabe, ob die Leistung ordnungsgemäß 

ausgeführt wurde.
(3) Werden Nachweise über Leistungen vor-

gelegt, die der Unternehmer in Arbeitsgemein- 
schaften erbracht hat, ist der vom Unternehmer er-
brachte Leistungsteil anzugeben.

Nachweis der Eignung  
durch andere Unternehmer

§  86. Zum Nachweis der erforderlichen Leis-
tungsfähigkeit oder Befugnis kann sich ein Unter-
nehmer für einen bestimmten Auftrag auf die 
Kapazitäten anderer Unternehmer ungeachtet 
des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und  
diesen Unternehmern bestehenden Verbin- 
dungen stützen. In Bezug auf die Nachweise 
betreffend Ausbildung und Bescheinigung über  
die berufliche Befähigung gemäß Anhang  XI  
Abs.  2 Z  4 und Abs.  3 Z  5 oder den Nachweis  
über die einschlägige berufliche Erfahrung kann 
ein Unternehmer sich nur auf die Kapazitäten jener 
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Unternehmer stützen, die die Leistung tatsäch-
lich erbringen werden, für die diese Kapazitäten 
benötigt werden. Der Unternehmer kann mit allen 
geeignet Mitteln den Nachweis erbringen, dass 
ihm für die Ausführung des Auftrages die bei  
den anderen Unternehmern im erforderlichen  
Ausmaß vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur 
Verfügung stehen.

Normen für Qualitätssicherung  
und Umweltmanagement

§  87. (1) Verlangt der öffentliche Auftrag- 
geber zum Nachweis dafür, dass der Unter- 
nehmer bestimmte Qualitätssicherungsnormen – 
einschließlich der Normen betreffend den Zugang 
von Menschen mit Behinderung – erfüllt, die  
Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger  
Stellen, so hat er auf Qualitätssicherungssysteme 
Bezug zu nehmen, die den einschlägigen europä-
ischen Normen genügen und von akkreditierten 
Stellen zertifiziert sind. Gleichwertige Beschei-
nigungen von Stellen anderer Vertragsparteien  
des EWR-Abkommens müssen anerkannt werden. 
Der öffentliche Auftraggeber muss andere Nach-
weise von gleichwertigen Qualitätssicherungs-
maßnahmen anerkennen, wenn der Unternehmer 
glaubhaft macht, dass er die betreffenden Be- 
scheinigungen aus Gründen, die ihm nicht zuge-
rechnet werden können, nicht fristgerecht erlangen 
konnte und sofern der Unternehmer nachweist, 
dass die vorgeschlagenen Qualitätssicherungs-
maßnahmen den geforderten Qualitätssiche-
rungsnormen entsprechen.

(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber zum 
Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimm-
te Systeme oder Normen für das Umweltmanage-
ment erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so hat er auf das Gemein-
schaftssystem für das Umweltmanagement und 
die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) der Union ge- 
mäß der Verordnung (EG) Nr.  1221/2009 über 
die freiwillige Teilnahme von Organisationen an 
einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanage-
ment und Umweltbetriebsprüfung, ABl. Nr. L 342 
vom 22.12.2009 S.  1 zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EU) Nr.  517/2013, ABl.  Nr.  L  158 
vom 10.06.2013 S. 1, auf andere gemäß Art. 45 
dieser Verordnung anerkannte Systeme für das 
Umweltmanagement oder auf andere Normen 
für das Umweltmanagement Bezug zu nehmen, 
die auf den einschlägigen europäischen oder 
internationalen Normen beruhen und von akkre- 
ditierten Stellen zertifiziert sind. Gleichwertige 
Bescheinigungen von Stellen anderer Vertrags- 

parteien des EWR-Abkommens müssen anerkannt 
werden. Der öffentliche Auftraggeber muss an- 
dere Nachweise über Umweltmanagementmaß-
nahmen anerkennen, wenn der Unternehmer 
nachweist, dass er keinen Zugang zu den be- 
treffenden Bescheinigungen hatte oder diese 
aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet werden  
können, nicht fristgerecht erlangen konnte und 
dass diese Maßnahmen jenen Maßnahmen  
gleichwertig sind, die gemäß dem einschlägi-
gen System oder der einschlägigen Norm für das 
Umweltmanagement erforderlich sind.

5. Abschnitt  
Die Ausschreibung

1. Unterabschnitt  
Allgemeine Bestimmungen

Grundsätze der Ausschreibung
§ 88. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht 

ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung zur Anwendung kommt, so rechtzeitig 
bekannt gemacht werden, dass die Vergabe nach 
den Verfahren dieses Bundesgesetzes ermöglicht 
wird.

(2) Die Ausschreibungsunterlagen sind so aus-
zuarbeiten, dass die Preise ohne Übernahme  
nicht kalkulierbarer Risiken und ohne unverhält-
nismäßige Ausarbeitungen von den Bietern ermit-
telt werden können. Die Vergleichbarkeit der An- 
gebote muss sichergestellt sein; beim Verhand-
lungsverfahren gilt dies nur für die endgültigen 
Angebote.

(3) Soweit in einem offenen oder nicht offenen 
Verfahren eine konstruktive Leistungsbeschrei- 
bung erfolgt, sind die Beschreibung der Leistung 
und die sonstigen Bestimmungen so abzufassen, 
dass sie in derselben Fassung sowohl für das 
Angebot als auch für den Leistungsvertrag ver-
wendet werden können.

(4) Sieht die Ausschreibung für die ganze Leis-
tung oder für Teile derselben Varianten vor, so ist 
die Ausschreibung so zu gestalten, dass der Bieter 
Variantenangebotspreise bilden kann.

(5) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist 
nur solchen Personen zu übertragen, welche  
die fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. 
Erforderlichenfalls sind unbefangene Sachver-
ständige beizuziehen.

(6) Der öffentliche Auftraggeber hat in der Aus-
schreibung anzugeben, welcher Kommunika- 
tionsweg bzw. welche Kommunikationswege bei 
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der Abgabe von Angeboten zulässig sind, welche 
Form die Angebote aufweisen müssen und wie die 
Angebote zu übermitteln sind.

Zur-Verfügung-Stellen  
der Ausschreibungsunterlagen

§ 89. (1) Wird ein Vergabeverfahren mit vorhe-
riger Bekanntmachung durchgeführt, sind die Aus-
schreibungsunterlagen ausschließlich auf elektro-
nischem Weg kostenlos, direkt, uneingeschränkt 
und vollständig zur Verfügung zu stellen, sobald 
die jeweilige Bekanntmachung erstmalig verfüg-
bar ist oder die Aufforderung zur Interessens- 
bestätigung übermittelt bzw. bereitgestellt wurde. 
In der Bekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung ist die Internet-Adresse  
anzugeben, unter der diese Unterlagen abrufbar 
sind.

(2) Die Verfügbarkeit von elektronisch zur  
Verfügung gestellten Ausschreibungsunterlagen 
muss zumindest bis zum Ablauf der Teilnahme- 
antrags- bzw. Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Abweichend zu Abs. 1 kann der öffentliche  
Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung angeben,  
dass die Ausschreibungsunterlagen ausnahms-
weise nicht elektronisch zur Verfügung gestellt 
werden, sofern

1.	 der öffentliche Auftraggeber gemäß §  48 
Abs.  6 nicht verpflichtet ist, elektronische 
Kommunikationsmittel zu verwenden, oder

2.	 Anforderungen zum Schutz der Vertrau- 
lichkeit von Informationen gemäß §  27 
Abs. 3 vorgeschrieben werden.

Im Fall der Z 1 ist anzugeben, auf welche andere  
geeignete Weise die Ausschreibungsunterlagen 
übermittelt bzw. bereitgestellt werden. Im Fall 
der Z 2 ist anzugeben, welche Maßnahmen zum 
Schutz der Vertraulichkeit der Informationen der 
öffentliche Auftraggeber fordert und wie auf die be- 
treffenden Dokumente zugegriffen werden kann.

(4) Sofern nicht Abs. 3 zur Anwendung kommt, 
darf die Identität der Unternehmer, die die zur 
Verfügung gestellten Ausschreibungsunterlagen 
abgerufen haben, Mitarbeitern des öffentlichen 
Auftraggebers-, oder der vergebenden Stelle, 
die an der Durchführung des Vergabeverfahrens  
beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang des 
Verfahrens nehmen können, nicht preisgegeben 
werden.

Bereitstellung oder Übermittlung  
der Ausschreibungsunterlagen

§ 90. (1) Wird ein Vergabeverfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung durchgeführt, sind jedem 
Unternehmer, der vom öffentlichen Auftragge-
ber zur Angebotsabgabe aufgefordert wurde, die  
Ausschreibungsunterlagen kostenlos elektronisch 
zu übermitteln bzw. bereitzustellen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 muss der öffentliche 
Auftraggeber die Ausschreibungsunterlagen aus-
nahmsweise nicht elektronisch übermitteln bzw.  
bereitstellen, sofern

1.	 der öffentliche Auftraggeber gemäß §  48 
Abs.  6 nicht verpflichtet ist, elektronische 
Kommunikationsmittel zu verwenden, oder

2.	 Anforderungen zum Schutz der Vertraulich-
keit von Informationen gemäß § 27 Abs. 3 
vorgeschrieben werden.

Im Fall der Z  1 hat der öffentliche Auftraggeber 
die Ausschreibungsunterlagen auf andere ge- 
eignete Weise zu übermitteln bzw. bereitzu- 
stellen. Im Fall der Z  2 hat der öffentliche Auf-
traggeber anzugeben, welche Maßnahmen zum 
Schutz der Vertraulichkeit der Informationen er- 
fordert und wie auf die betreffenden Dokumente 
zugegriffen werden kann.

Inhalt der Ausschreibungsunterlagen
§ 91. (1) In den Ausschreibungsunterlagen ist 

der öffentliche Auftraggeber oder sind der öffent- 
liche Auftraggeber und die vergebende Stelle 
genau zu bezeichnen sowie anzugeben, ob die  
Vergabe der ausgeschriebenen Leistung nach 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für 
den Ober- oder den Unterschwellenbereich und 
der dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und  
welche Vergabekontrollbehörde für die Kontrolle 
dieses Vergabeverfahrens zuständig ist.

(2) In den Ausschreibungsunterlagen ist auf 
das allfällige Erfordernis einer behördlichen Ent-
scheidung für die Zulässigkeit der Ausübung  
einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Ver-
pflichtung gemäß §  21 Abs.  1 ausdrücklich hin- 
zuweisen.

(3) In die Ausschreibungsunterlagen sind die 
als erforderlich erachteten Nachweise gemäß  
den §§  80 bis 82, 84, 85 und 87 aufzunehmen, 
soweit sie nicht bereits in der Bekanntmachung 
angeführt waren.

(4) In den Ausschreibungsunterlagen ist anzu-
geben, ob der Zuschlag dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebot oder – sofern der 
Qualitätsstandard der Leistung durch den öffent- 
lichen Auftraggeber in technischer, wirtschaft- 
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licher und rechtlicher Hinsicht klar und eindeutig 
definiert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis erteilt werden soll. Die Ermittlung des aus 
der Sicht des öffentlichen Auftraggebers technisch 
und wirtschaftlich günstigsten Angebotes erfolgt 
aufgrund der Ermittlung des besten Preis-Leis-
tungs-Verhältnisses entweder anhand eines Kos-
tenmodells oder anhand von bekannt gegebenen 
Zuschlagskriterien.

(5) Der Zuschlag ist bei der Vergabe folgender 
Leistungen dem technisch und wirtschaftlich güns-
tigsten Angebot zu erteilen:

1.	 bei Dienstleistungen – insbesondere bei 
geistigen Dienstleistungen – die im Ver-
handlungsverfahren gemäß § 34 Z 2 bis 4 
vergeben werden sollen, oder

2.	 wenn die Beschreibung der Leistung im 
Wesentlichen funktional erfolgt, oder

3.	 bei Bauaufträgen, deren geschätzter Auf-
tragswert mindestens 1  Million  Euro be- 
trägt, oder

4.	 wenn es sich um eine Auftragsvergabe  
im Wege eines wettbewerblichen Dia- 
loges handelt, oder

5.	 wenn es sich um eine Auftragsvergabe  
im Wege einer Innovationspartnerschaft 
handelt.

(6) Bei der Vergabe folgender Leistungen hat 
der öffentliche Auftraggeber qualitätsbezogene 
Aspekte im Sinne des § 20 bei der Beschreibung 
 der Leistung, bei der Festlegung der technischen 
Spezifikationen, der Eignungskriterien oder der 
Zuschlagskriterien oder bei der Festlegung der 
Bedingungen für die Ausführung des Auftrages 
festzulegen und in den Ausschreibungsunterlagen 
gesondert als solche zu bezeichnen:

1.	 bei unmittelbar personenbezogenen beson- 
deren Dienstleistungen im Gesundheits- 
und Sozialbereich gemäß Anhang  XVI, 
oder

2.	 bei Verkehrsdiensten im öffentlichen  
Straßenpersonenverkehr gemäß dem 
Öffentlichen Personennah- und Regional- 
verkehrsgesetz  1999 – ÖPNRV-G 1999, 
BGBl.  I Nr.  204/1999, wobei hier soziale 
Aspekte zu berücksichtigen sind, oder

3.	 bei der Beschaffung von Lebensmitteln, 
oder

4.	 bei Gebäudereinigungs- und Bewachungs-
dienstleistungen.

(7) Zur Ermittlung des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses hat der öffentliche Auftraggeber in 
den Ausschreibungsunterlagen anzugeben:

1.	 das anzuwendende Kostenmodell bzw.
2.	 alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung 

er vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuer-
kannten Bedeutung. Diese Angabe kann 
auch im Wege der Festlegung einer Marge,  
deren größte Bandbreite angemessen 
sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung  
der Zuschlagskriterien im Verhältnis der 
ihnen zuerkannten Bedeutung aus objek-
tiven Gründen nicht möglich, so hat der 
öffentliche Auftraggeber alle Zuschlags-
kriterien, deren Verwendung er vorsieht, 
in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten 
Bedeutung anzugeben.

(8) Die Ausschreibungsunterlagen haben tech-
nische Spezifikationen und erforderlichenfalls  
Bestimmungen betreffend die Übertragung von 
Rechten des geistigen Eigentums zu enthalten.

(9) In den Ausschreibungsunterlagen ist anzu-
geben, ob rechnerisch fehlerhafte Angebote ge- 
mäß § 138 Abs. 7 ausgeschieden werden und ob 
eine Vorreihung infolge der Berichtigung eines 
Rechenfehlers zulässig ist.

Berechnung von Lebenszykluskosten
§ 92. (1) Als Kostenmodell zur Ermittlung des 

besten Preis-Leistungs-Verhältnisses eines An- 
gebotes kann eine Lebenszykluskostenrechnung 
herangezogen werden. Diese kann – ganz oder 
teilweise – folgende Kosten während des ge- 
samten oder eines Teiles des Lebenszyklus einer 
Leistung umfassen:

1.	 die vom öffentlichen Auftraggeber oder 
anderen Nutzern der Leistung getrage-
nen Kosten, wie zB Anschaffungskosten,  
Nutzungskosten, Wartungskosten oder 
Kosten am Ende der Nutzungsdauer,  
und

2.	 Kosten, die durch die externen Effekte der 
Umweltbelastung entstehen, die mit der 
Leistung während ihres Lebenszyklus in 
Verbindung stehen, sofern ihr Wert in Geld 
bestimmt und überprüft werden kann.

(2) Ermittelt der öffentliche Auftraggeber die 
Kosten unter Verwendung einer Lebenszyklus- 
kostenrechnung, so hat er in der Ausschreibung 
das Kostenmodell und die von den Bietern bereit-
zustellenden Daten bekannt zu geben.

(3) Modelle zur Ermittlung der Kosten gemäß 
Abs. 1 Z 2 müssen folgende Bedingungen erfüllen:

1.	 sie beruhen auf objektiv nachprüfbaren und 
nicht diskriminierenden Kriterien; ist das 
Modell nicht für die wiederholte oder kon-
tinuierliche Anwendung konzipiert worden, 
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so darf es insbesondere nicht bestimmte  
Unternehmer auf unzulässige Weise be- 
nachteiligen,

2.	 sie sind allen interessierten Unternehmern 
zugänglich und

3.	 die geforderten Daten lassen sich bei An- 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Unternehmers mit vertretbarem Aufwand 
bereitstellen.

(4) Unionsrechtlich verbindlich vorgeschriebene  
Modelle der Lebenszykluskostenrechnung sind in 
Anhang XII ausgewiesen.

Einhaltung arbeits-, sozial- und  
umweltrechtlicher Bestimmungen

§  93. (1) Bei allen in Österreich durchzu-
führenden Vergabeverfahren sind die sich aus 
den Übereinkommen Nr.  29, 87, 94, 95, 98, 
100, 105, 111, 138, 182 und 183 der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, BGBl. Nr.  228/1950, 
Nr. 20/1952, Nr. 39/1954, Nr. 81/1958, Nr. 86/1961, 
Nr. 111/1973, BGBl. III Nr. 200/2001, Nr. 41/2002 
und Nr. 105/2004 ergebenden Verpflichtungen ein-
zuhalten.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat in der  
Ausschreibung vorzusehen, dass die Erstellung  
des Angebotes für in Österreich zu erbringende  
Leistungen unter Berücksichtigung der in Öster- 
reich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen  
Rechtsvorschriften (insbesondere des Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetzes – ASchG, BGBl.  
Nr.  450/1994, des Arbeitszeitgesetzes – AZG,  
BGBl.  Nr.  461/1969, des Arbeitsruhegesetzes –  
ARG, BGBl Nr.  144/1983, des Arbeits- 
vertragsrechts-Anpassungsgesetzes – AVRAG, 
BGBl. Nr.  459/1993, des Arbeitskräfteüber- 
lassungsgesetzes – AÜG, BGBl. Nr.  196/1988, 
des LSD-BG, des Bundes-Behindertengleich- 
stellungsgesetzes – BGStG, BGBl. I Nr. 82/2005, 
des Behinderteneinstellungsgesetzes – BEinstG, 
BGBl. Nr.  22/1970, und des Gleichbehandlungs-
gesetzes – GlBG, BGBl.  I Nr.  66/2004), der ein-
schlägigen Kollektivverträge sowie der in Öster-
reich geltenden umweltrechtlichen Rechtsvor-
schriften zu erfolgen hat und dass sich der Bieter 
verpflichtet, bei der Durchführung des Auftra-
ges in Österreich diese Vorschriften einzuhalten.  
Diese Vorschriften sind bei der für die Ausfüh-
rung des Auftrages örtlich zuständigen Gliederung  
der gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur Einsicht- 
nahme durch interessierte Bieter und Bewerber 
bereitzuhalten. Hierauf ist in den Ausschreibungs-
unterlagen ausdrücklich hinzuweisen.

Besondere Bestimmungen betreffend  
die Beschaffung von Straßenfahrzeugen

§ 94. (1) Bei Lieferaufträgen über die Beschaf-
fung von Straßenfahrzeugen hat der öffentliche 
Auftraggeber zumindest folgende betriebsbe- 
dingte Energie- und Umweltauswirkungen wäh-
rend der gesamten Lebensdauer zu berück- 
sichtigen:

1.	 den Energieverbrauch,
2.	 die CO2-Emissionen sowie
3.	 die Emission von Stickstoffoxiden (NOx), 

Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen (NMHC) 
und Partikeln.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat
1.	 technische Spezifikationen hinsichtlich aller 

gemäß Abs. 1 zu berücksichtigenden Ener-
gie- und Umweltauswirkungen festzulegen, 
oder

2.	 die Energie- und Umweltauswirkungen 
gemäß Abs.  1 als Zuschlagskriterien fest
zulegen, oder

3.	 die über die gesamte Lebensdauer für den 
Betrieb eines Straßenfahrzeuges anfallen- 
den Kosten des Energieverbrauches, 
der CO2-Emissionen und der Schadstoff- 
emissionen nach der Berechnungs- 
methode gemäß den Abs. 4 bis 7 zu quan-
tifizieren und im Rahmen der Ermittlung  
des technisch und wirtschaftlich günstigs-
ten Angebotes zu berücksichtigen.

(3) Bei der Festsetzung der technischen Spe- 
zifikationen gemäß Abs. 2 Z 1 hat der öffentliche 
Auftraggeber die Höhe der CO2-Emissionen oder 
der Emissionen zumindest eines Schadstoffes 
gemäß Abs. 1 Z 3 so festzulegen, dass die zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Vergabeverfahrens  
geltenden gesetzlichen Emissionsgrenzwerte  
unterschritten werden.

(4) Zur Berechnung der über die gesamte  
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßen-
fahrzeuges anfallenden Kosten des Energiever- 
brauches werden die Gesamtkilometerleistung 
gemäß Abs.  7, der Energieverbrauch je Kilome-
ter und die Kosten je Energieeinheit miteinander  
multipliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften  
der Union über die Typengenehmigung ge- 
normte Testverfahren der Union festgelegt sind, 
ist der Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahr-
zeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfah-
ren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für  
die keine solchen genormten Testverfahren 
der Union bestehen, sind die Ergebnisse allge-
mein anerkannter Verfahren oder für den öffent- 
lichen Auftraggeber durchgeführter Tests oder 
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die Angaben des Herstellers zu verwenden. 
Wenn der Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahr- 
zeuges in anderen Einheiten als Energiever-
brauchseinheiten angegeben ist, wird er gemäß 
den Angaben zum Energiegehalt von Kraftstof-
fen in Tabelle  1 des Anhanges  XIII in Energie-
verbrauchseinheiten je Kilometer umgerechnet. 
Die Kosten einer Energieeinheit entsprechen dem 
jeweils geringeren Wert der Kosten je Energie- 
einheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraftstoff  
vor Steuern, wenn sie als Verkehrskraftstoff  
verwendet werden.

(5) Zur Berechnung der über die gesamte 
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßenfahr-
zeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen  
werden die Gesamtkilometerleistung gemäß 
Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je Kilo-
meter und die Kosten der CO2-Emissionen je 
Kilogramm gemäß Tabelle  2 des Anhanges  XIII 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechts-
vorschriften der Union über die Typengenehmi-
gung genormte Testverfahren der Union festgelegt  
sind, sind die CO2-Emissionen eines Straßenfahr-
zeuges je Kilometer auf Basis dieser Testverfah-
ren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für 
die keine solchen genormten Testverfahren der 
Union bestehen, sind die Ergebnisse allgemein 
anerkannter Verfahren oder für den öffentlichen 
Auftraggeber durchgeführter Tests oder die An- 
gaben des Herstellers zu verwenden.

(6) Zur Berechnung der über die gesamte  
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßen-
fahrzeuges anfallenden Kosten der Schadstoff
emissionen werden die über die gesamte Lebens-
dauer anfallenden Kosten der Emissionen von 
Stickstoffoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstof-
fen und Partikeln addiert. Zur Berechnung der 
über die gesamte Lebensdauer eines Straßen-
fahrzeuges anfallenden Kosten jedes einzelnen 
Schadstoffes werden die Gesamtkilometerleistung 
gemäß Abs. 7, die Emissionen in Gramm je Kilo-
meter und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß 
Tabelle 2 des Anhanges XIII miteinander multipli-
ziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der Union 
über die Typengenehmigung genormte Testver-
fahren der Union festgelegt sind, sind die Schad-
stoffemissionen eines Straßenfahrzeuges je Kilo-
meter auf Basis dieser Testverfahren heranzuzie-
hen. Bei Straßenfahrzeugen, für die keine solchen 
genormten Testverfahren der Union bestehen, sind 
die Ergebnisse allgemein anerkannter Verfahren 
oder für den öffentlichen Auftraggeber durchge-
führter Tests oder die Angaben des Herstellers zu  
verwenden. Abweichend von Tabelle  2 des  

Anhanges  XIII kann der öffentliche Auftragge-
ber höhere Kosten je Gramm berechnen, sofern  
diese Kosten die Werte gemäß Tabelle  2 des 
Anhanges  XIII nicht um mehr als das Doppelte 
übersteigen.

(7) Die Gesamtkilometerleistung eines Straßen- 
fahrzeuges ist Tabelle  3 des Anhanges  XIII  
zu entnehmen. Anstatt der in Tabelle  3 des  
Anhanges  XIII angegebenen Gesamtkilometer-
leistung kann der öffentliche Auftraggeber auch eine 
andere Gesamtkilometerleistung festlegen. Die fest-
gelegte Gesamtkilometerleistung muss sachlich 
gerechtfertigt sein und ist in den Ausschreibungs-
unterlagen anzugeben. Bei gebrauchten Straßen-
fahrzeugen ist die bereits erbrachte Kilometer- 
leistung von der Gesamtkilometerleistung gemäß 
Tabelle  3 des Anhanges  XIII bzw. von der vom 
öffentlichen Auftraggeber festgelegten Kilometer-
leistung abzuziehen.

Besondere Bestimmungen betreffend  
die Energieeffizienz bei Liefer- und Dienst- 
leistungsaufträgen im Oberschwellenbereich

§ 95. (1) Die in Anhang  III genannten öffent- 
lichen Auftraggeber haben bei der Vergabe von 
Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich sicher-
zustellen, dass die beschafften Waren den in 
Anhang  XIV genannten Anforderungen an die 
Energieeffizienz entsprechen, soweit dies mit den 
in §  20 genannten Grundsätzen des Vergabe- 
verfahrens, insbesondere den Grundsätzen des 
freien und lauteren Wettbewerbes und der Ver- 
gabe zu angemessenen Preisen, vereinbar ist.

(2) Die in Anhang  III genannten öffentlichen  
Auftraggeber haben bei der Vergabe von Dienst-
leistungsaufträgen im Oberschwellenbereich 
sicherzustellen, dass bei der Erbringung der betref-
fenden Dienstleistungen ausschließlich Waren ver-
wendet werden, die die in Anhang XIV genannten 
Anforderungen an die Energieeffizienz erfüllen, 
soweit dies mit den in §  20 genannten Grund- 
sätzen des Vergabeverfahrens, insbesondere den 
Grundsätzen des freien und lauteren Wettbewer-
bes und der Vergabe zu angemessenen Preisen, 
vereinbar ist. Diese Anforderung gilt nur für neue 
Waren, die von Dienstleistern ausschließlich oder 
teilweise zur Erbringung der betreffenden Dienst-
leistungen erworben werden.

Alternativ- und Variantenangebote
§ 96. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann Alter-

nativangebote zulassen. Der öffentliche Auftrag-
geber hat in der Ausschreibung ausdrücklich an- 
zugeben, ob und welche Art von Alternativ- 
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angeboten zugelassen sind. Falls der öffentliche 
Auftraggeber keine Angabe über die Zulässigkeit 
von Alternativangeboten gemacht hat, so sind 
Alternativangebote nicht zugelassen.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat in der Aus-
schreibung die Mindestanforderungen, die Alter-
nativangebote im Hinblick auf ihre Vergleichbar- 
keit mit der ausgeschriebenen Leistung erfüllen  
müssen, zu erläutern. Ist die Abgabe von Alter- 
nativangeboten zulässig, so sind, sofern der öffent-
liche Auftraggeber nicht ausdrücklich anderes  
festgelegt hat, Alternativangebote nur neben 
einem ausschreibungsgemäßen Angebot zuläs-
sig. Die Zuschlagskriterien sind so festzulegen, 
dass sie sowohl auf die ausschreibungsgemäßen  
Angebote als auch auf die Alternativangebote 
angewandt werden können. Der öffentliche Auf-
traggeber darf nur jene Alternativangebote im  
Vergabeverfahren berücksichtigen, die die fest- 
gelegten Mindestanforderungen erfüllen.

(3) Ein öffentlicher Auftraggeber, der Alter- 
nativangebote zugelassen hat, darf ein vorge- 
legtes Alternativangebot nicht allein deshalb  
ausscheiden, weil es im Fall des Zuschlages zu 
einem Lieferauftrag statt eines Dienstleistungs- 
auftrages oder zu einem Dienstleistungsauftrag 
statt eines Lieferauftrages führen würde.

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann durch 
Ausschreibungsvarianten Variantenangebote vor-
schreiben. Ist die Abgabe von Variantenangebo-
ten vorgeschrieben, so sind, sofern der öffentliche  
Auftraggeber nicht ausdrücklich anderes festge-
legt hat, Variantenangebote stets neben einem 
ausschreibungsgemäßen Angebot einzureichen. 
Die Zuschlagskriterien sind so festzulegen, dass 
sie sowohl auf die ausschreibungsgemäßen  
Angebote als auch auf die Variantenangebote 
angewandt werden können.

Abänderungsangebote
§  97. Sofern der öffentliche Auftraggeber in 

der Ausschreibung nicht anderes festlegt, sind 
Abänderungsangebote zulässig. Der öffentliche 
Auftraggeber kann die Zulässigkeit von Abände-
rungsangeboten auf bestimmte Positionen be- 
schränken und die Erfüllung bestimmter Min-
destanforderungen vorschreiben. Ist die Abgabe  
von Abänderungsangeboten zulässig, so sind 
Abänderungsangebote, soweit in der Ausschrei-
bung nicht ausdrücklich anderes festgelegt wurde,  
auch ohne Abgabe eines ausschreibungsge- 
mäßen Angebotes zulässig.

Subunternehmerleistungen
§  98. (1) Die Weitergabe des gesamten Auf-

trages ist unzulässig. Ausgenommen hiervon 
sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an ver- 
bundene Unternehmen.

(2) Der Bieter hat alle Teile des Auftrages,  
die er im Wege von Subaufträgen an Subunter- 
nehmer zu vergeben beabsichtigt, sowie die 
jeweils in Frage kommenden Subunternehmer im 
Angebot bekannt zu geben. Abweichend davon 
kann der öffentliche Auftraggeber aus sachlichen 
Gründen in der Ausschreibung festlegen, dass 
nur hinsichtlich der von ihm festgelegten wesent-
lichen Teile des Auftrages, bei denen der Bieter 
Subunternehmer in Anspruch nehmen möchte,  
die jeweils in Frage kommenden Subunternehmer 
im Angebot bekannt zu geben sind.

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages 
oder von Teilen der Leistung ist nur insoweit zu- 
lässig, als der betreffende Subunternehmer die  
für den ihm konkret zufallenden Leistungsteil  
erforderliche Eignung besitzt. Der Subunter- 
nehmer kann seine erforderliche Eignung nach 
Maßgabe des § 80 nachweisen.

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann
1.	 bei Bau- oder Dienstleistungsaufträgen so- 

wie bei Verlege- oder Installationsarbeiten 
im Zusammenhang mit einem Lieferauf- 
trag vorschreiben, dass bestimmte, von ihm 
festgelegte kritische Aufgaben vom Bieter 
selbst, von einem mit diesem verbunde-
nen Unternehmen, oder – im Falle der Teil- 
nahme einer Arbeits- oder Bietergemein-
schaft am Vergabeverfahren – von einem 
Mitglied dieser Arbeits- oder Bietergemein-
schaft ausgeführt werden müssen, oder

2.	 den Rückgriff auf Subunternehmer in der 
Ausschreibung im Einzelfall beschränken, 
sofern dies durch den Auftragsgegen- 
stand sachlich gerechtfertigt und ange- 
messen ist.

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann in der 
Ausschreibung vorsehen, dass – sofern ein Unter-
nehmer zum Nachweis der erforderlichen finan- 
ziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
Subunternehmer in Anspruch nehmen möch-
te – alle betroffenen Unternehmer im Auftragsfall  
dem öffentlichen Auftraggeber die solidarische 
Leistungserbringung schulden.

Arten und Mittel zur Sicherstellung
§ 99. (1) Arten der Sicherstellung sind das Vadi-

um, die Kaution, der Deckungsrücklass und der 
Haftungsrücklass.
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(2) Wird ein Mittel zur Sicherstellung verlangt, 
so kann dies nach Wahl des zur Sicherstellung 
Verpflichteten durch eine Bankgarantie, eine  
entsprechende Rücklassversicherung, Bargeld 
oder Bareinlagen in entsprechender Höhe erfüllt 
werden.

Besondere Bestimmungen  
betreffend den Zahlungsverkehr

§  100. (1) Die Ausschreibung darf keine Be- 
stimmungen über den Zahlungstermin oder die  
Entschädigung für die Betreibungskosten ent- 
halten, die für Unternehmer grob nachteilig im  
Sinne des § 459 Abs. 2 und 5 UGB sind.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann in der 
Ausschreibung eine Zahlungsfrist festlegen.  
Die Zahlungsfrist darf 30 Tage nicht übersteigen, 
außer

1.	 es ist aufgrund der besonderen Natur oder 
Merkmale des Auftrages eine längere Frist 
sachlich gerechtfertigt oder

2.	 die überwiegende Tätigkeit des öffentlichen 
Auftraggebers oder der Organisations- 
einheit, für die das Vergabeverfahren 
durchgeführt wird, besteht in der Bereit- 
stellung von Gesundheitsdienstleistungen.

Die Zahlungsfrist darf jedoch in keinem Fall  
60 Tage übersteigen.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann in der  
Ausschreibung Angaben über die maximale  
Dauer eines gesetzlich oder vertraglich vorge- 
sehenen Abnahme- oder Überprüfungsver- 
fahrens zur Feststellung der vertragsgemäßen 
Leistungserbringung treffen. Die Dauer dieses 
Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens darf 
grundsätzlich 30 Tage ab Erbringung der Leis-
tung nicht übersteigen. Davon abweichende Fest- 
legungen des öffentlichen Auftraggebers sind nur 
zulässig, wenn diese für Unternehmer nicht grob 
nachteilig sind. Für die Beurteilung der groben 
Nachteiligkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, 
inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- 
oder Überprüfungsverfahrens von der Übung des 
redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sach-
lichen Grund für diese Abweichung gibt und um 
welchen Auftragsgegenstand es sich handelt.

(4) Die Ausschreibung darf keine Angaben über 
den frühestmöglichen Zeitpunkt des Einganges  
der Rechnung beim öffentlichen Auftraggeber 
beinhalten.

(5) Der öffentliche Auftraggeber darf in der Aus- 
schreibung keinen Verzugszinssatz festlegen, 
dessen Höhe den in § 456 UGB festgelegten ge- 
setzlichen Zinssatz unterschreitet.

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von 
Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen der  
Abs. 1 bis 5 nicht berührt.

Berichtigung der Ausschreibung
§  101. (1) Werden während der Angebotsfrist 

Änderungen der Ausschreibung erforderlich, so 
sind die Ausschreibungsunterlagen und erforder- 
lichenfalls auch die Bekanntmachung zu be- 
richtigen und die Angebotsfrist erforderlichenfalls 
entsprechend zu verlängern.

(2) Ist eine Berichtigung der Ausschreibungs- 
unterlagen erforderlich, so ist allen Bewerbern  
oder Bietern die Berichtigung zu übermitteln 
bzw. bereitzustellen. Ist dies nicht möglich, so ist  
die Berichtigung in gleicher Weise wie die Aus- 
schreibungsunterlagen zur Verfügung zu stellen, 
zu übermitteln oder bereitzustellen.

Nutzung von elektronischen Katalogen
§  102. In der Ausschreibung ist anzugeben,  

ob Angebote in Form eines elektronischen  
Kataloges abzugeben sind oder ob Angebote 
einen elektronischen Katalog beinhalten müssen.  
Ist dies der Fall, sind in der Ausschreibung  
jedenfalls die technischen Spezifikationen und 
erforderlichen Formate des elektronischen Kata- 
loges anzugeben.

2. Unterabschnitt  
Die Leistungsbeschreibung

Arten der Leistungsbeschreibung
§ 103. (1) Die Beschreibung der Leistung kann 

wahlweise konstruktiv oder funktional erfolgen. 
(2) Bei einer konstruktiven Leistungsbe- 
schreibung ist die Leistung eindeutig und voll- 
ständig zu beschreiben.

(3) Bei einer funktionalen Leistungsbeschrei-
bung ist die Leistung als Aufgabenstellung durch 
Festlegung von Leistungs- oder Funktionsan- 
forderungen zu beschreiben.

Grundsätze der Leistungsbeschreibung
§  104. (1) Die Leistungen sind bei einer kon- 

struktiven Leistungsbeschreibung so eindeu-
tig, vollständig und neutral zu beschreiben, dass 
die Vergleichbarkeit der Angebote gewährleistet 
ist. Eine konstruktive Leistungsbeschreibung hat  
technische Spezifikationen zu enthalten und ist 
erforderlichenfalls durch Pläne, Zeichnungen, 
Modelle, Proben, Muster und dergleichen zu 
ergänzen.
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(2) Bei einer funktionalen Leistungsbeschrei-
bung haben die technischen Spezifikationen das 
Leistungsziel so hinreichend genau und neutral  
zu beschreiben, dass alle für die Erstellung des 
Angebotes maßgebenden Bedingungen und 
Umstände erkennbar sind. Aus der Beschrei-
bung der Leistung müssen sowohl der Zweck 
der fertigen Leistung als auch die an die Leis-
tung gestellten Anforderungen in technischer, 
wirtschaftlicher, gestalterischer und funktions-
bedingter Hinsicht soweit erkennbar sein, dass 
die Vergleichbarkeit der Angebote im Hinblick 
auf die vom öffentlichen Auftraggeber vorge-
gebenen Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen gewährleistet ist. Leistungs- und Funk- 
tionsanforderungen müssen so ausreichend prä-
zisiert werden, dass sie den Bewerbern und  
Bietern eine klare Vorstellung über den Auftrags- 
gegenstand vermitteln und dem öffentlichen  
Auftraggeber die Vergabe des Auftrages er- 
möglichen. Eine funktionale Leistungsbe- 
schreibung hat technische Spezifikationen zu 
enthalten und ist erforderlichenfalls durch Pläne,  
Zeichnungen, Modelle, Proben, Muster und der- 
gleichen zu ergänzen.

(3) In der Beschreibung der Leistung und 
der Aufgabenstellung sind alle Umstände anzu- 
führen (zB örtliche oder zeitliche Umstände oder  
besondere Anforderungen hinsichtlich der Art  
und Weise der Leistungserbringung), die für die 
Ausführung der Leistung und damit für die Er- 
stellung des Angebotes von Bedeutung sind. Dies 
gilt ebenso für besondere Erschwernisse oder 
Erleichterungen.

Erstellung eines Leistungsverzeichnisses
§  105. (1) Bei einer konstruktiven Leistungs-

beschreibung sind umfangreiche Leistungen in  
einem Leistungsverzeichnis aufzugliedern. Der 
Aufgliederung hat eine zusammenfassende Be- 
schreibung der Gesamtleistung voranzugehen.

(2) Bei der Gliederung des Leistungsverzeich-
nisses im Rahmen einer konstruktiven Leistungs-
beschreibung ist darauf Bedacht zu nehmen,  
ob es sich um Leistungen gleicher oder unter- 
schiedlicher Art und Preisbildung handelt. Ferner  
ist festzulegen, inwieweit die Preise zweck- 
entsprechend aufzugliedern sind (zB Lohn, 
Sonstiges, Lieferung, Montage). Soweit es sich 
nicht um Rahmenvereinbarungen oder Rahmen- 
verträge handelt, sind die unter einer Ord-
nungszahl (zB Position) angeführten Leistun-
gen so genau wie möglich mengenmäßig zu  
bestimmen.

(3) Sind für die Beschreibung oder Aufgliede-
rung bestimmter Leistungen geeignete Leitlinien, 
wie ÖNORMEN oder standardisierte Leistungs- 
beschreibungen, vorhanden, so ist auf diese 
 Bedacht zu nehmen.

Technische Spezifikationen
§ 106. (1) Technische Spezifikationen müssen  

allen Bewerbern und Bietern den gleichen Zugang 
zum Vergabeverfahren gewähren und dürfen  
den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise 
behindern.

(2) Unbeschadet verbindlich festgelegter,  
unionsrechtskonformer nationaler technischer 
Vorschriften sind technische Spezifikationen auf 
eine der folgenden Arten festzulegen:

1.	 unter Beachtung nachstehender Rang- 
folge:
a)	 nationale Normen, mit denen euro- 

päische Normen umgesetzt werden,
b)	 europäische technische Bewertungen,
c)	 gemeinsame technische Spezifika

tionen,
d)	 internationale Normen und andere tech-

nische Bezugssysteme, die von den  
europäischen Normungsgremien er- 
arbeitet wurden, oder

e)	 falls solche Normen und Spezifikationen 
fehlen, nationale Normen, nationale 
technische Zulassungen oder nationale 
technische Spezifikationen für die  
Planung, Berechnung und Ausführung 
von Bauleistungen und den Einsatz  
von Waren,

wobei jede Bezugnahme ausnahmslos mit 
dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu ver- 
sehen ist, oder

2.	 in Form von Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen, oder

3.	 in Form von Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen gemäß Z 2 unter Bezugnah-
me auf technische Spezifikationen gemäß 
Z  1 als Mittel zur Vermutung der Konfor- 
mität mit diesen Leistungs- oder Funk- 
tionsanforderungen, oder

4.	 unter Bezugnahme auf technische Spezi- 
fikationen gemäß Z  1 hinsichtlich be
stimmter Merkmale und unter Bezug- 
nahme auf Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen gemäß Z  2 hinsichtlich 
anderer Merkmale.

(3) Werden technische Spezifikationen gemäß 
Abs. 2 Z 1 festgelegt, so darf der öffentliche Auf-
traggeber ein Angebot nicht mit der Begründung 
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ablehnen, die angebotene Leistung entspräche 
nicht den von ihm herangezogenen Spezifika- 
tionen, sofern der Bieter mit geeigneten Mitteln in 
seinem Angebot nachweist, dass die von ihm vor-
geschlagene Lösung den Anforderungen der tech-
nischen Spezifikationen, auf die Bezug genom-
men wurde, gleichermaßen entspricht. Als geeig-
nete Mittel gelten insbesondere die Nachweise 
gemäß § 109.

(4) Werden technische Spezifikationen gemäß 
Abs. 2 Z 2 festgelegt, so darf der öffentliche Auf- 
traggeber ein Angebot, das einer nationalen 
Norm, mit der eine europäische Norm umgesetzt 
wird, einer europäischen technischen Bewertung, 
einer gemeinsamen technischen Spezifikation, 
einer internationalen Norm oder einem techni-
schen Bezugssystem, das von den europäischen  
Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, 
nicht ablehnen, wenn diese Spezifikationen die 
von ihm geforderten Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen betreffen. Der Bieter muss in  
seinem Angebot mit geeigneten Mitteln nach- 
weisen, dass die der Norm entsprechende je- 
weilige Leistung den Leistungs- und Funktions- 
anforderungen des öffentlichen Auftraggebers ent-
spricht. Als geeignete Mittel gelten insbesondere 
die Nachweise gemäß § 109.

(5) Soweit es nicht durch den Auftragsgegen-
stand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spe-
zifikationen nicht auf eine bestimmte Herstellung 
oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren, das 
die von einem bestimmten Unternehmer bereit- 
gestellten Produkte oder Dienstleistungen charak- 
terisiert, oder auf Marken, Patente, Typen, einen 
bestimmten Ursprung oder eine bestimmte Pro- 
duktion verwiesen werden, wenn dadurch bestimm-
te Unternehmer oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise  
sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau 
und allgemein verständlich beschrieben werden 
kann. Sie sind ausnahmslos mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen.

(6) Erfolgt ausnahmsweise die Ausschreibung 
eines bestimmten Erzeugnisses mit dem Zusatz 
„oder gleichwertig“, sind in freien Zeilen (Bieter- 
lücken) des Leistungsverzeichnisses nach der ent-
sprechenden Position vom Bieter Angaben über 
Fabrikat und Type der von ihm gewählten gleich-
wertigen Produkte und, sofern gefordert, sonstige  
diese Produkte betreffende Angaben zu verlan-
gen. Die maßgeblichen Kriterien für die Beurtei-
lung der Gleichwertigkeit sind in der Leistungsbe-
schreibung anzugeben.

Barrierefreiheit
§ 107. (1) Bei der Beschaffung einer Leistung, 

die zur Nutzung durch natürliche Personen vor- 
gesehen ist, sind die technischen Spezifikationen 
so festzulegen, dass die Kriterien der Konzeption 
für alle Anforderungen einschließlich der Zugäng-
lichkeit für Menschen mit Behinderung berück- 
sichtigt werden. Bestehen verpflichtende Zugäng-
lichkeitserfordernisse aufgrund eines Rechts- 
aktes der Europäischen Union, so müssen die 
technischen Spezifikationen darauf Bezug neh-
men, soweit solche Kriterien betroffen sind.

(2) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 kann in 
sachlich begründeten Fällen abgesehen werden. 
Dies ist insbesondere der Fall

1.	 wenn der öffentliche Auftraggeber bei  
Leistungen oder Teilen der Leistung 
davon ausgehen kann, dass keine Nut-
zung der Leistung oder Teilen davon durch  
Menschen mit Behinderung zu erwarten ist, 
oder

2.	 soweit die geschätzten zusätzlichen Kosten 
aufgrund der Berücksichtigung der Kriterien 
unverhältnismäßig sind.

Gütezeichen
§ 108. (1) Will der öffentliche Auftraggeber eine 

Leistung mit spezifischen Merkmalen beschaf-
fen, kann er in den technischen Spezifikationen,  
den Zuschlagskriterien oder den Bedingungen 
für die Ausführung des Auftrages ein bestimm-
tes Gütezeichen als Nachweis dafür verlangen, 
dass die Leistung den geforderten Merkmalen  
entspricht. Dieses Gütezeichen muss folgende 
Bedingungen erfüllen:

1.	 die Anforderungen des Gütezeichens be- 
treffen ausschließlich Kriterien, die mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen 
und für die Beschreibung der Merkmale der 
Leistung geeignet sind,

2.	 die Anforderungen des Gütezeichens  
basieren auf objektiv nachprüfbaren und 
nicht diskriminierenden Kriterien,

3.	 das Gütezeichen wurde im Rahmen eines 
offenen und transparenten Verfahrens 
erstellt, an dem sich alle relevanten inte-
ressierten Kreise wie etwa Verwaltungs- 
behörden, Verbraucher, Sozialpartner,  
Hersteller, Händler und Nichtregierungs- 
organisationen beteiligen konnten,

4.	 das Gütezeichen ist allen interessierten 
Kreisen zugänglich und

5.	 die Anforderungen des Gütezeichens  
werden von einem Dritten festgelegt, auf  
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den der Unternehmer, der das Gütezeichen 
beantragt, keinen ausschlaggebenden  
Einfluss ausüben kann.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann auch die 
Erfüllung nur einzelner Anforderungen eines Güte-
zeichens verlangen.

(3) Erfüllt ein Gütezeichen die Bedingungen 
gemäß Abs.  1 Z  2 bis 5, schreibt aber Anforde- 
rungen vor, die mit dem Auftragsgegenstand 
nicht in Verbindung stehen, darf der öffentliche 
Auftraggeber nicht das Gütezeichen als solches  
verlangen. Er kann aber technische Spezifika- 
tionen unter Verweis auf Spezifikationen dieses 
Gütezeichens festlegen, die mit dem Auftrags- 
gegenstand in Verbindung stehen und geeignet 
sind, diesen zu beschreiben.

(4) Verlangt der öffentliche Auftraggeber ein 
bestimmtes Gütezeichen, muss er alle Güte- 
zeichen anerkennen, die ihre Gleichwertigkeit 
mit den Anforderungen des verlangten Güte- 
zeichens bestätigen.

(5) Hat der Bewerber oder Bieter aus von ihm 
nicht zu verantwortenden Gründen nachweislich 
keine Möglichkeit, das vom öffentlichen Auftrag- 
geber verlangte oder ein gleichwertiges Güte- 
zeichen fristgerecht zu erlangen, muss der öffent-
liche Auftraggeber andere geeignete Nach- 
weise akzeptieren, sofern der Bewerber oder  
Bieter nachweist, dass alle verlangten Anforde- 
rungen des Gütezeichens erfüllt werden.

Testberichte und Zertifizierungen
§  109. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann 

vom Bewerber oder Bieter die Vorlage eines Test-
berichtes einer Konformitätsbewertungsstelle  
oder einer von dieser ausgegebenen Zertifizie-
rung als Nachweis für die Übereinstimmung mit 
den technischen Spezifikationen, den Zuschlags-
kriterien oder den Bedingungen für die Aus- 
führung des Auftrages verlangen. Der öffentli-
che Auftraggeber hat alle Zertifikate anderer ent- 
sprechender Konformitätsbewertungsstellen zu 
akzeptieren.

(2) Hat der Bewerber oder Bieter keinen Zu- 
gang zu den Nachweisen gemäß Abs. 1 oder aus 
von ihm nicht zu verantwortenden Gründen nach-
weislich keine Möglichkeit, diese fristgerecht zu 
erlangen, muss der öffentliche Auftraggeber auch 
andere geeignete Nachweise akzeptieren, sofern 
diese Nachweise die Erfüllung der in den tech-
nischen Spezifikationen, den Zuschlagskriterien 
oder den Bedingungen für die Ausführung des  
Auftrages verlangten Kriterien belegen.

3. Unterabschnitt  
Bestimmungen über den Leistungsvertrag

Vertragsbestimmungen
§ 110. (1) Soweit sich die Vertragsbestimmun-

gen nicht schon aus der Beschreibung der Leis-
tung ergeben, sind sie eindeutig und so umfassend 
festzulegen, dass ein eindeutiger Leistungsvertrag 
zustande kommen kann. Für folgende Angaben 
sind erforderlichenfalls eigene Bestimmungen im 
Leistungsvertrag festzulegen:

1.	 Erfüllungszeiten und allfällige Fixgeschäfte;
2.	 Vertragsstrafen (Pönale);
3.	 Sicherstellungen;
4.	 Arten der Preise; bei veränderlichen Preisen  

sind – sofern entsprechende ÖNORMEN 
nicht vorhanden und für anwendbar er- 
klärt worden sind – die Regeln und Voraus-
setzungen festzulegen, die eine eindeutige 
Preisumrechnung ermöglichen;

5.	 Mehr- oder Minderleistungen;
6.	 Prämien;
7.	 Vorauszahlungen;
8.	 Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand;
9.	 Bestimmungen über Schiedsgerichtsbar-

keit;
10.	Besonderheiten im Zusammenhang mit der 

technischen Ausführung;
11.	 Abweichungen von allgemein anerkannten 

oder üblichen Ausführungsregeln;
12.	Art der Prüfung der Einhaltung bestimmter 

Vorschreibungen, zB hinsichtlich der Güte 
des Materials;

13.	Bedingungen insbesondere wirtschaft-
lichen, innovationsbezogenen, sozialen 
(wie zB frauen-, behinderten-, sozial- und 
beschäftigungspolitische Belange) oder 
ökologischen Inhaltes, die während der Er- 
bringung der Leistungen zu erfüllen sind, 
sofern diese Bedingungen mit dem Auf-
tragsgegenstand in Verbindung stehen 
und bereits in der Ausschreibung bekannt 
gemacht worden sind; besondere Be- 
dingungen für Arbeits- oder Bieter- 
gemeinschaften müssen sachlich gerecht-
fertigt und verhältnismäßig sein;

14.	Material, das im Zuge der Ausführung  
der Leistung anfällt (Eigentumsverhältnis, 
Verbringung, Verwendung, Vergütung);

15.	Verpackung;
16.	Erfüllungsort;
17.	Teil- und Schlussübernahme;
18.	Abrechnung, Rechnungslegung, Zahlung 

und Verzugszinsen;
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19.	Leistungen zu Regiepreisen (zB Zulässig- 
keit, Nachweis);

20.	Rückstellung von Ausschreibungs- oder 
Angebotsunterlagen und von Ausarbeitun-
gen gemäß § 27 Abs. 5 oder 6;

21.	Vergütung von besonderen Ausarbeitun-
gen im Zuge der Angebotserstellung;

22.	Übertragung von Rechten des geistigen 
Eigentums;

23.	Verwertung von Ausarbeitungen gemäß 
§ 27 Abs. 4;

24.	Gewährleistung und Haftung;
25.	Versicherungen;
26.	Voraussetzungen, bei deren Vorliegen der 

Vertrag aufgelöst werden kann bzw. aufge-
löst werden muss.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann weitere  
Festlegungen für den Leistungsvertrag treffen. 
Bestehen für die Vertragsbestimmungen ge- 
eignete Leitlinien, wie ÖNORMEN oder standar- 
disierte Leistungsbeschreibungen, so ist auf diese 
Bedacht zu nehmen.

Besondere Vertragsbestimmungen  
betreffend den Zahlungsverkehr

§  111. (1) Bestimmungen im Leistungsvertrag 
über den Zahlungstermin oder die Entschädigung 
für die Betreibungskosten, die für Unternehmer 
grob nachteilig im Sinne des § 459 Abs. 2 und 5 
UGB sind, sind nichtig.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann im Leis-
tungsvertrag eine Zahlungsfrist festlegen. Die 
Zahlungsfrist darf bei sonstiger Nichtigkeit 30 Tage 
nicht übersteigen, außer

1.	 es ist aufgrund der besonderen Natur oder 
Merkmale des Auftrages eine längere Frist 
sachlich gerechtfertigt oder

2.	 die überwiegende Tätigkeit des öffentlichen 
Auftraggebers oder der Organisationsein- 
heit, für die das Vergabeverfahren durch- 
geführt wird, besteht in der Bereitstellung 
von Gesundheitsdienstleistungen.

Die Zahlungsfrist darf jedoch bei sonstiger Nichtig-
keit in keinem Fall 60 Tage übersteigen.

(3) Der Leistungsvertrag kann Bestimmungen  
über die maximale Dauer eines gesetzlich oder 
vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Über-
prüfungsverfahrens zur Feststellung der vertrags- 
gemäßen Leistungserbringung enthalten. Die 
Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsver-
fahrens darf bei sonstiger Nichtigkeit grundsätz-
lich 30  Tage ab Erbringung der Leistung nicht 
übersteigen. Davon abweichende Vereinbarungen  
sind nur zulässig, wenn diese ausdrücklich in 

allfälligen Ausschreibungsunterlagen festgelegt  
wurden und für den Unternehmer nicht grob nach-
teilig sind. Für die Beurteilung der groben Nach- 
teiligkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, 
inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- 
oder Überprüfungsverfahrens von der Übung des 
redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sach- 
lichen Grund für diese Abweichung gibt und um 
welche Vertragsleistung es sich handelt.

(4) Vereinbarungen im Leistungsvertrag über 
den frühestmöglichen Zeitpunkt des Einganges 
der Rechnung beim öffentlichen Auftraggeber  
sind nichtig.

(5) Die Vereinbarung eines Verzugszins- 
satzes im Leistungsvertrag, dessen Höhe den in  
§  456 UGB festgelegten gesetzlichen Zinssatz 
unterschreitet, ist nichtig.

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von 
Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 5 nicht berührt.

(7) Die in den Abs. 1 bis 5 vorgesehene Nichtig-
keit kann nicht geltend gemacht werden,

1.	 wenn die entsprechende Bestimmung in 
einem Nachprüfungsverfahren vor den  
Vergabekontrollbehörden hätte angefoch-
ten werden können oder

2.	 wenn die zuständige Vergabekontrollbe-
hörde die entsprechende Bestimmung in 
einem Nachprüfungsverfahren als recht- 
mäßig erkannt hat.

6. Abschnitt  
Ablauf einzelner Vergabeverfahren 
und Teilnehmer im Vergabeverfahren

1. Unterabschnitt  
Ablauf des offenen Verfahrens,  
des nicht offenen Verfahrens und  
des Verhandlungsverfahrens

Ablauf des offenen Verfahrens
§  112. (1) Im offenen Verfahren kann jeder 

Unternehmer innerhalb der Angebotsfrist ein 
Angebot einreichen. Dem Angebot sind die 
vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Infor- 
mationen im Hinblick auf die Eignung beizufügen.

(2) Im offenen Verfahren kann der öffentliche 
Auftraggeber die Angebote prüfen, bevor die Eig-
nung des Bieters und der bekannt gegebenen 
Subunternehmer geprüft wird.

(3) Während eines offenen Verfahrens darf mit 
den Bietern über eine Angebotsänderung nicht 
verhandelt werden.
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(4) Anzahl und Namen der Unternehmer, die  
ihr Interesse an der Teilnahme an einem offenen 
Verfahren bekundet haben, sind bis zur Angebots-
öffnung geheim zu halten.

Ablauf des nicht offenen Verfahrens
§  113. (1) Im nicht offenen Verfahren können 

die zur Abgabe von Angeboten aufgeforderten 
Unternehmer innerhalb der Angebotsfrist ihre An- 
gebote einreichen.

(2) Während eines nicht offenen Verfahrens 
darf mit den Bietern über eine Angebotsänderung 
nicht verhandelt werden.

(3) Anzahl und Namen der zur Angebots- 
abgabe aufgeforderten Unternehmer sind bis zur 
Angebotsöffnung geheim zu halten.

Ablauf des Verhandlungsverfahrens
§  114. (1) Im Verhandlungsverfahren hat der 

öffentliche Auftraggeber in den Ausschreibungs-
unterlagen den Auftragsgegenstand anzugeben, 
indem er seine Bedürfnisse und die erforder- 
lichen Eigenschaften der zu erbringenden  
Leistung beschreibt und die Zuschlagskriterien 
 spezifiziert. Der öffentliche Auftraggeber hat 
anzugeben, welche Elemente der Leistungs-
beschreibung die von allen Angeboten einzu-
haltenden Mindestanforderungen darstellen.  
Die Ausschreibungsunterlagen müssen so präzise 
sein, dass ein Unternehmer Art und Umfang der zu 
erbringenden Leistung erkennen und entscheiden 
kann, ob er einen Teilnahmeantrag stellt.

(2) Jeder Unternehmer, der vom öffentlichen 
Auftraggeber zur Angebotsabgabe aufgefordert 
wurde, kann ein Erstangebot abgeben, das die 
Grundlage für die späteren Verhandlungen dar-
stellt. Der öffentliche Auftraggeber hat mit dem 
betreffenden Bieter über das von ihm abge- 
gebene Erstangebot und alle Folgeangebote,  
mit Ausnahme des endgültigen Angebotes ge- 
mäß Abs.  8, zu verhandeln. Die in den Aus-
schreibungsunterlagen vom öffentlichen Auftrag-
geber festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien dürfen nicht Gegenstand von 
Verhandlungen sein.

(3) Abweichend von Abs. 2 kann der öffentliche 
Auftraggeber den Auftrag auf der Grundlage des 
Erstangebotes vergeben, ohne in Verhandlungen 
einzutreten, wenn er in der Bekanntmachung oder 
in der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
angegeben hat, dass er sich diese Möglichkeit 
vorbehält.

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat sicherzu-
stellen, dass alle Bieter bei den Verhandlungen 

gleich behandelt werden. Er darf Informationen 
nicht in diskriminierender Weise weitergeben, so- 
dass bestimmte Bieter gegenüber anderen  
Bietern begünstigt werden können. Der öffent- 
liche Auftraggeber darf vertrauliche Informationen 
eines Bewerbers oder Bieters nicht ohne dessen 
Zustimmung an die anderen Unternehmer weiter-
geben. Diese Zustimmung darf nicht allgemein, 
sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mit- 
teilung bestimmter Informationen erteilt werden.

(5) Der öffentliche Auftraggeber hat alle ver-
bliebenen Bieter über etwaige Änderungen der 
Ausschreibungsunterlagen zu informieren. Er hat 
den Bietern im Anschluss an solche Änderungen 
ausreichend Zeit zu gewähren, ihre Angebote 
gegebenenfalls zu ändern. Die in der Ausschrei-
bung festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien dürfen während des Verhand-
lungsverfahrens nicht geändert werden.

(6) Ein Verhandlungsverfahren kann in ver-
schiedenen aufeinander folgenden Phasen durch-
geführt werden. Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Anzahl der Angebote anhand der Zuschlags- 
kriterien verringern. Der öffentliche Auftrag- 
geber hat jene Bieter, deren Angebote nicht wei-
ter berücksichtigt werden, unverzüglich unter 
Bekanntgabe der Gründe für die Nichtberücksich-
tigung von dieser Entscheidung zu verständigen. 
Die Gründe der Nichtberücksichtigung sind nicht 
bekannt zu geben, soweit die Bekanntgabe dieser  
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unter-
nehmers widersprechen oder dem freien und  
lauteren Wettbewerb schaden würde. Die vom 
öffentlichen Auftraggeber gewählte Vorgangs- 
weise ist in der Ausschreibung oder in der Auf- 
forderung zur Interessensbestätigung bekannt  
zu geben. In der Schlussphase eines Verhand-
lungsverfahrens mit mehreren Bietern müssen, 
sofern eine ausreichende Anzahl von geeigne-
ten Bietern verbleibt, noch so viele Angebote vor- 
liegen, dass ein echter Wettbewerb gewährleistet 
ist.

(7) Der öffentliche Auftraggeber hat jeden ver-
bliebenen Bieter auf dessen Verlangen unver- 
züglich, jedenfalls aber binnen 15  Tagen nach 
Einlangen des Ersuchens, über Verlauf und Fort-
schritt der Verhandlungen zu informieren.

(8) Der öffentliche Auftraggeber hat den ver- 
bliebenen Bietern den beabsichtigten Abschluss 
der Verhandlungen bekannt zu geben und eine 
einheitliche Frist für die Abgabe eines end- 
gültigen Angebotes festzulegen. Von den end- 
gültigen Angeboten, die den Mindestanforderungen 
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entsprechen und nicht auszuscheiden sind,  
hat der öffentliche Auftraggeber das erfolgreiche 
Angebot gemäß den Zuschlagskriterien auszu-
wählen.

(9) Bei der Durchführung von Verhandlungs-
verfahren im Unterschwellenbereich kann sich der 
öffentliche Auftraggeber in den Ausschreibungs- 
unterlagen vorbehalten, dass er im Fall der Ab- 
gabe von vollständig ausgearbeiteten und ver-
gleichbaren Angeboten Verhandlungen nur mit 
dem Bieter des bestgereihten Angebotes führt  
und er mit den übrigen Bietern Verhandlungen 
nur dann führt, wenn die Verhandlungen mit dem  
Bieter des bestgereihten Angebotes nicht erfolg-
reich abgeschlossen werden.

(10) Anzahl und Namen der zur Angebots- 
abgabe aufgeforderten Unternehmer sind bis zur 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung geheim zu 
halten.

2. Unterabschnitt  
Ablauf des wettbewerblichen Dialoges

Ausschreibung des wettbewerblichen Dialoges
§ 115. Der öffentliche Auftraggeber hat in der 

Bekanntmachung des wettbewerblichen Dia- 
loges seine Bedürfnisse und Anforderungen zu 
formulieren. Die Bekanntmachung hat darüber 
hinaus jedenfalls die folgenden Angaben zu ent-
halten:

1.	 die vorgesehene Mindestzahl und gege-
benenfalls auch die Höchstzahl der Teil- 
nehmer,

2.	 die Eignungs- und Auswahlkriterien,
3.	 die Festlegung, ob der Dialog in mehreren 

Phasen abgewickelt wird und ob die Zahl 
der zu erörternden Lösungen reduziert wer-
den soll,

4.	 einen indikativen Zeitrahmen für das Ver-
fahren,

5.	 eine nähere Erläuterung der Bedürfnisse 
und Anforderungen des öffentlichen Auf-
traggebers,

6.	 die Zuschlagskriterien und
7.	 die Festlegung, ob Prämien oder Zah-

lungen für die Teilnehmer am Dialog vor- 
gesehen sind.

Die in den Z 3 bis 7 vorgesehenen Angaben kön-
nen abweichend davon auch in den Ausschrei-
bungsunterlagen enthalten sein.

Dialogphase
§  116. (1) Der öffentliche Auftraggeber führt 

mit den Teilnehmern einen Dialog mit dem Ziel, 

die Lösung oder die Lösungen zu ermitteln, mit der 
oder mit denen seine Bedürfnisse und Anforde- 
rungen am besten erfüllt werden können. Bei 
diesem Dialog kann der öffentliche Auftraggeber 
mit den Teilnehmern alle Aspekte des Auftrages  
erörtern und gegebenenfalls aufgrund der Erör-
terungen seine in der Ausschreibung festgeleg-
ten Bedürfnisse und Anforderungen anpassen. 
Eine Anpassung ist allen Teilnehmern am Dialog 
bekannt zu geben.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat sicher-
zustellen, dass alle Teilnehmer am Dialog gleich 
behandelt werden. Er darf Informationen nicht 
in diskriminierender Weise weitergeben, sodass 
bestimmte Teilnehmer gegenüber anderen Teilneh-
mern begünstigt werden können. Der öffentliche 
Auftraggeber darf Lösungen, Teile von Lösungen 
oder vertrauliche Informationen eines Bewerbers 
oder Teilnehmers nicht ohne dessen Zustimmung 
an die anderen Unternehmer weitergeben. Diese 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in 
Bezug auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt werden.

(3) Der wettbewerbliche Dialog kann in ver-
schiedenen aufeinander folgenden Phasen durch-
geführt werden. Der öffentliche Auftraggeber  
kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der Zuschlagskriterien während der Dia-
logphase verringern. Der öffentliche Auftrag- 
geber hat jene Teilnehmer, deren Lösungen nicht 
weiter berücksichtigt werden, unverzüglich unter 
Bekanntgabe der Gründe für die Nichtberück- 
sichtigung von dieser Entscheidung zu verstän- 
digen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung  
sind nicht bekannt zu geben, soweit die Be- 
kanntgabe dieser Informationen öffentlichen Inte-
ressen oder den berechtigten Geschäftsinter- 
essen eines Unternehmers widersprechen oder 
dem freien und lauteren Wettbewerb schaden  
würde.

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat jeden 
verbliebenen Teilnehmer auf dessen Verlangen  
unverzüglich, jedenfalls aber binnen 15  Tagen 
nach Einlangen des Ersuchens, über Verlauf und 
Fortschritt des Dialoges zu informieren.

(5) Der öffentliche Auftraggeber setzt den  
Dialog so lange fort, bis er die Lösung oder die 
Lösungen ermittelt hat, die zur Erfüllung seiner 
Bedürfnisse und Anforderungen am besten ge- 
eignet ist oder sind. Sofern eine ausreichende  
Anzahl von Lösungen gemäß dem ersten Satz 
vorliegt, müssen in der Schlussphase des  
Dialoges noch so viele Lösungen vorliegen,  
dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist.
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(6) Der öffentliche Auftraggeber hat den Ab- 
schluss der Dialogphase und die Grundzüge der 
ausgewählten Lösung oder Lösungen den ver- 
bliebenen Teilnehmern unverzüglich bekannt zu 
geben.

Aufforderung zur Angebotsabgabe  
und Vergabe des Auftrages

§ 117. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat den 
oder die verbliebenen Teilnehmer aufzufordern, 
auf der Grundlage der vom jeweiligen Teilnehmer 
vorgelegten und in der Dialogphase näher aus- 
geführten Lösung oder Lösungen sein bzw. ihr 
Angebot zu legen.

(2) Ein Angebot muss alle zur Ausführung des 
Vorhabens erforderlichen Elemente enthalten.

(3) Auf Verlangen des öffentlichen Auftrag- 
gebers kann der Bieter sein Angebot klarstellen, 
präzisieren, verbessern und ergänzen, sofern  
dies nicht zu einer Änderung der wesentlichen 
Bestandteile des Angebotes oder der Ausschrei-
bung führt, die den Wettbewerb verfälschen  
oder sich diskriminierend auswirken könnte.

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat gemäß den 
Zuschlagskriterien das technisch und wirtschaft-
lich günstigste Angebot auszuwählen.

(5) Auf Verlangen des öffentlichen Auftrag-
gebers kann der Bieter, dessen Angebot als das 
technisch und wirtschaftlich günstigste ermittelt 
worden ist, bestimmte Elemente seines Angebo-
tes näher erläutern oder darin enthaltene Zusagen 
bestätigen, sofern dies nicht zu einer Änderung 
der wesentlichen Bestandteile des Angebotes 
oder der Ausschreibung führt, die den Wettbewerb 
verfälschen oder sich diskriminierend auswirken 
könnte.

3. Unterabschnitt  
Ablauf der Innovationspartnerschaft

Ziel der Innovationspartnerschaft
§ 118. (1) Ziel der Innovationspartnerschaft ist 

die Entwicklung einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung sowie der anschließende Erwerb 
der daraus hervorgehenden Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen, sofern das Leistungsniveau und 
die Kostenobergrenze eingehalten werden, die 
zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und den 
Partnern der Innovationspartnerschaft vereinbart 
worden sind.

(2) Der geschätzte Wert der Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen darf in Bezug auf die für ihre Ent-
wicklung erforderliche Investition nicht unverhält-
nismäßig sein.

Ausschreibung der Innovationspartnerschaft
§  119. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat in 

der Ausschreibung den Bedarf nach einer innova- 
tiven Ware, Bau- oder Dienstleistung zu beschrei-
ben, der nicht durch den Erwerb von bereits 
auf dem Markt verfügbaren Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen befriedigt werden kann. Der  
öffentliche Auftraggeber hat anzugeben, welche 
Elemente der Leistungsbeschreibung die von 
allen Angeboten einzuhaltenden Mindestanfor- 
derungen darstellen. Die Ausschreibungsunter-
lagen müssen so präzise sein, dass ein Unter-
nehmer Art und Umfang der geforderten Lösung 
erkennen und entscheiden kann, ob er einen Teil-
nahmeantrag stellt.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat in der 
Ausschreibung Auswahlkriterien festzulegen, die  
insbesondere die Fähigkeiten des Bewerbers auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung sowie 
die Ausarbeitung und Umsetzung innovativer 
Lösungen betreffen.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat in der Aus-
schreibung anzugeben, ob die Innovationspartner-
schaft mit einem Partner oder mit mehreren Part-
nern gebildet werden soll.

(4) In der Ausschreibung sind Festlegungen be- 
treffend die Rechte des geistigen Eigentums der 
Partner zu treffen.

Ablauf der Verhandlungen
§ 120. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat ein 

Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung durchzuführen, bei dem jeder Unter- 
nehmer, der vom öffentlichen Auftraggeber zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurde, ein For-
schungs- und Innovationsprojekt (Erstangebot) 
einreichen kann, das auf die Abdeckung der in  
der Ausschreibung genannten Bedürfnisse abzielt 
und das die Grundlage für die späteren Verhand-
lungen darstellt.

(2) Für den Ablauf des Verhandlungsverfahrens 
gilt § 114 mit der Maßgabe, dass

1.	 die Innovationspartnerschaft nicht bereits 
auf der Grundlage des Erstangebotes ge- 
bildet werden kann, ohne in Verhandlungen 
einzutreten,

2.	 es dem öffentlichen Auftraggeber frei steht, 
in der Schlussphase des Verhandlungs- 
verfahrens mit nur einem Bieter zu ver- 
handeln, und

3.	 von den endgültigen Angeboten, die den  
Mindestanforderungen entsprechen und  
nicht auszuscheiden sind, der öffentliche 
Auftraggeber das erfolgreiche Angebot 
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oder die erfolgreichen Angebote gemäß 
den Zuschlagskriterien auszuwählen hat.

Durchführung der Innovationspartnerschaft
§  121. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann 

die Innovationspartnerschaft mit einem Partner 
oder mit mehreren Partnern bilden. Bei einer Inno- 
vationspartnerschaft mit mehreren Partnern 
haben die Partner getrennte Forschungs- und Ent- 
wicklungstätigkeiten durchzuführen.

(2) Die Innovationspartnerschaft ist ent-
sprechend dem Forschungs- und Innovations- 
prozess in aufeinander folgende Phasen zu struk-
turieren und kann die Herstellung der Ware, die 
Erbringung der Dienstleistung oder die Fertig- 
stellung der Bauleistung umfassen. Im Vertrag 
über den Abschluss der Innovationspartnerschaft, 
der aufgrund des Verhandlungsverfahrens gemäß 
§  120 abgeschlossen wird, sind die von dem  
Partner oder den Partnern zu erreichenden  
Zwischenziele sowie die Zahlung einer Vergü-
tung in angemessenen Teilbeträgen festzulegen. 
Auf Grundlage dieser Ziele kann der öffentliche 
Auftraggeber am Ende jeder Phase entscheiden,  
ob er die Innovationspartnerschaft beendet 
oder, im Fall einer Innovationspartnerschaft mit  
mehreren Partnern, die Zahl der Partner durch die 
Kündigung einzelner Verträge reduziert, sofern 
in der Ausschreibung jeweils darauf hingewiesen 
wurde, dass diese Möglichkeit besteht und unter 
welchen Umständen davon Gebrauch gemacht 
werden kann.

(3) Die Struktur der Innovationspartnerschaft, 
insbesondere die Dauer und der Wert der ein-
zelnen Phasen, haben dem Innovationsgrad  
der vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge  
der Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, die  
für die Entwicklung einer auf dem Markt noch nicht 
vorhandenen innovativen Lösung erforderlich 
sind, Rechnung zu tragen.

(4) Bei einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern darf der öffentliche Auftrag-
geber eine vorgeschlagene Lösung oder andere 
von einem Partner im Rahmen der Partnerschaft 
mitgeteilte vertrauliche Informationen nicht ohne 
die Zustimmung des betroffenen Partners an die 
anderen Partner weitergeben. Diese Zustimmung 
darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf  
die beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informa- 
tionen erteilt werden.

(5) Der öffentliche Auftraggeber darf die im 
Rahmen der Innovationspartnerschaft entwickel-
te innovative Ware, Bau- oder Dienstleistung 
nur erwerben, wenn das Leistungsniveau und 

die Kostenobergrenze eingehalten werden, die  
zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und 
dem Partner bzw. den Partnern der Innovations- 
partnerschaft vereinbart worden sind. Im Falle  
einer Innovationspartnerschaft mit mehreren  
Partnern hat der öffentliche Auftraggeber vor 
Beginn der Erwerbsphase aus den verbliebenen  
Lösungen auf Grundlage der in den Verträgen 
hierfür festgelegten objektiven und nicht dis- 
kriminierenden Kriterien die beste Lösung oder, 
sofern in der Ausschreibung darauf hingewiesen 
wurde, dass diese Möglichkeit besteht, die besten 
Lösungen auszuwählen.

4. Unterabschnitt  
Teilnehmer im Vergabeverfahren

Teilnehmer im nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung und im Verhandlungs- 
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung

§ 122. (1) Beim nicht offenen Verfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung und beim Verhand-
lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
hat die Aufforderung zur Angebotsabgabe nur an 
geeignete Unternehmer zu erfolgen.

(2) Die Auswahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer hat in nicht diskriminierender Weise  
stattzufinden. Der öffentliche Auftraggeber hat 
die aufzufordernden Unternehmer so häufig wie 
möglich zu wechseln. Nach Möglichkeit sind ins- 
besondere kleine und mittlere Unternehmer am 
Vergabeverfahren zu beteiligen.

(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer ist entsprechend der Leistung festzulegen 
und darf beim nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung nicht unter drei liegen.  
Beim Verhandlungsverfahren ohne vorherige  
Bekanntmachung darf die Anzahl der aufzu- 
fordernden Unternehmer, sofern nicht die Leistung 
nur von einem bestimmten Unternehmer erbracht 
werden kann oder äußerst dringliche, zwingende  
Gründe vorliegen, bei Existenz einer hin- 
reichenden Anzahl von geeigneten Unternehmern 
nicht unter drei liegen. Die festgelegte Anzahl 
muss einen echten Wettbewerb gewährleis-
ten und hat den besonderen Erfordernissen der  
zur Ausführung gelangenden Leistung Rechnung 
zu tragen. Beim Verhandlungsverfahren ohne  
vorherige Bekanntmachung im Unterschwellen- 
bereich darf die Anzahl der aufzufordernden 
Unternehmer auch aus anderen sachlichen  
Gründen unter drei liegen; die Gründe für diese 
Unterschreitung sind vom öffentlichen Auftrag- 
geber festzuhalten.
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Teilnehmer im nicht offenen Verfahren  
mit vorheriger Bekanntmachung, 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, beim wettbewerblichen  
Dialog und bei Innovationspartnerschaften

§ 123. (1) Teilnahmeanträge haben jene Infor-
mationen zu enthalten, die der öffentliche Auftrag-
geber im Hinblick auf die Eignung und die Auswahl 
der Bewerber verlangt hat.

(2) Unter Bedachtnahme auf die Abs. 4 bis 7 ist 
nur geeigneten Bewerbern, die aufgrund der Be- 
kanntmachung rechtzeitig Teilnahmeanträge ge- 
stellt haben, Gelegenheit zur Beteiligung am Ver-
gabeverfahren zu geben.

(3) Der öffentliche Auftraggeber darf vom Inhalt 
der Teilnahmeanträge erst nach Ablauf der Frist 
für deren Einreichung Kenntnis erhalten. Die Prü-
fung der Teilnahmeanträge ist so zu dokumen- 
tieren, dass alle für die Beurteilung der Teil- 
nahmeanträge wesentlichen Umstände nach- 
vollziehbar sind. Der Bewerber kann die Über-
mittlung oder Bereitstellung des Teiles der Doku-
mentation verlangen, der seinen Teilnahmeantrag 
betrifft.

(4) Die Anzahl der aufzufordernden Unterneh-
mer ist entsprechend der Leistung festzulegen  
und darf nicht unter drei, bei nicht offenen Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung im Ober-
schwellenbereich nicht unter fünf liegen. Die fest-
gelegte Anzahl muss einen echten Wettbewerb 
gewährleisten und ist in der Bekanntmachung oder 
in der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
anzugeben. Bei Verhandlungsverfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung im Unterschwellen-
bereich ist eine Unterschreitung aus sachlichen 
Gründen zulässig. Die Gründe für diese Unter-
schreitung sind vom öffentlichen Auftraggeber 
festzuhalten.

(5) Die Auswahlkriterien haben den besonderen 
Erfordernissen der zur Ausführung gelangenden 
Leistung bzw. des den Gegenstand des Dialoges 
bildenden Vorhabens Rechnung zu tragen und 
sind in der Bekanntmachung oder in der Auffor-
derung zur Interessensbestätigung bekannt zu 
geben.

(6) Langen in der Folge mehr Teilnahmean- 
träge als die vom öffentlichen Auftraggeber festge-
legte Anzahl von aufzufordernden Unternehmern 
ein, so hat der öffentliche Auftraggeber unter den 
geeigneten Bewerbern anhand der Auswahlkri- 
terien die besten Bewerber auszuwählen. Die 
maßgeblichen Gründe für die Auswahl sind fest-
zuhalten. Der öffentliche Auftraggeber hat die 
nicht zur Angebotsabgabe aufgeforderten Bewer-

ber von dieser Entscheidung unverzüglich, jeden-
falls aber eine Woche, bei der Durchführung eines 
beschleunigten Verfahrens gemäß den §§ 74 und 
77 drei Tage nach Abschluss der Auswahl unter 
Bekanntgabe der Gründe für die Nicht-Zulassung 
zu verständigen. Die Gründe der Nicht-Zulassung 
sind nicht bekannt zu geben, sofern die Bekannt-
gabe dieser Informationen öffentlichen Interes-
sen oder den berechtigten Geschäftsinteressen  
eines Unternehmers widersprechen oder dem  
freien und lauteren Wettbewerb schaden würde.

(7) Liegt die Zahl der Teilnahmeanträge von 
geeigneten Bewerbern unter der vom öffentlichen 
Auftraggeber festgelegten Mindestanzahl von auf-
zufordernden Unternehmern, so kann der öffent- 
liche Auftraggeber das Verfahren mit den geeig-
neten Bewerbern fortführen. Im Unterschwellen- 
bereich kann der öffentliche Auftraggeber zusätz-
liche geeignete Unternehmer, die keinen Teil- 
nahmeantrag gestellt haben, in das Vergabever-
fahren einbeziehen.

(8) Der öffentliche Auftraggeber hat die aus-
gewählten Bewerber gleichzeitig zur Angebots- 
abgabe oder – im Fall eines wettbewerblichen 
Dialoges – zur Teilnahme am Dialog aufzufordern.  
Die Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw. zur 
Teilnahme am Dialog hat einen Verweis auf die 
Internet-Adresse zu enthalten, unter der die Aus-
schreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt 
sind. Wenn die Ausschreibungsunterlagen gemäß 
§  89 Abs.  3 ausnahmsweise nicht auf elektroni-
schem Weg kostenlos, direkt, uneingeschränkt 
und vollständig zur Verfügung gestellt wurden und 
diese Unterlagen nicht bereits auf andere Art und  
Weise übermittelt oder zur Verfügung gestellt 
wurden, so sind der Aufforderung zur Angebots-
abgabe bzw. zur Teilnahme am Dialog die Aus-
schreibungsunterlagen sowie allfällige zusätz- 
liche Unterlagen beizufügen. Die Aufforderung zur 
Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme am Dialog 
hat darüber hinaus die in Anhang XV genannten 
Angaben zu enthalten.

Interessensbestätigung im Fall einer Bekannt-
machung im Wege einer Vorinformation

§ 124. Ist die Bekanntmachung der beabsich-
tigten Vergabe eines Auftrages im Wege einer Vor-
information erfolgt, so hat der öffentliche Auftrag-
geber die Unternehmer, die ihr Interesse mitgeteilt 
haben, gleichzeitig zur Interessensbestätigung 
aufzufordern. Die Aufforderung zur Interessens- 
bestätigung hat einen Verweis auf die Internet-
Adresse zu enthalten, unter der die Ausschrei-
bungsunterlagen zur Verfügung gestellt sind. 
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Wenn die Ausschreibungsunterlagen gemäß § 89 
Abs.  3 ausnahmsweise nicht auf elektronischem 
Weg kostenlos, direkt, uneingeschränkt und voll-
ständig zur Verfügung gestellt wurden und diese  
Unterlagen nicht bereits auf andere Art und  
Weise übermittelt oder zur Verfügung gestellt  
wurden, so sind der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung die Ausschreibungsunterlagen 
sowie allfällige zusätzliche Unterlagen beizufügen. 
Die Aufforderung zur Interessensbestätigung hat  
darüber hinaus die in Anhang  XV genannten 
Angaben zu enthalten.

7. Abschnitt  
Das Angebot

Allgemeine Bestimmungen
§ 125. (1) Der Bieter hat sich bei der Erstellung 

des Angebotes an die Ausschreibungsunterlagen 
zu halten. 

(2) Sofern in den Ausschreibungsunterlagen 
nicht ausdrücklich anderes festgelegt wird, ist das 
Angebot mit sämtlichen dazugehörenden Unter- 
lagen (zB Prüfzertifikate) in deutscher Sprache 
und in Euro zu erstellen.

(3) Angebote müssen sich auf die ausgeschrie-
bene Gesamtleistung beziehen, es sei denn, dass 
in der Ausschreibung die Möglichkeit von Losver-
gaben vorgesehen wurde. Ein gemäß der Aus-
schreibung unzulässiges Angebot in Losen ist mit 
einem unbehebbaren Mangel behaftet, Varianten-
angebote müssen sich auf die Ausschreibungs- 
variante beziehen.

(4) Alternativangebote haben die Mindestan-
forderungen zu erfüllen und die Erbringung einer 
gleichwertigen Leistung sicherzustellen. Die  
Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen.  
Alternativangebote können sich auf die Gesamt-
leistung, auf Teile der Leistung, oder auf die wirt-
schaftlichen oder rechtlichen Bedingungen der 
Leistungserbringung beziehen. Alternativange- 
bote sind als solche zu kennzeichnen und in einer 
eigenen Ausarbeitung zu übermitteln. Für jedes 
Alternativangebot, auch wenn es sich nur auf Teile 
der Gesamtleistung bezieht, ist vom Bieter je ein 
Gesamt-Alternativangebotspreis zu bilden.

(5) Abänderungsangebote haben die Er- 
bringung einer gleichwertigen Leistung sicher- 
zustellen. Die Gleichwertigkeit ist vom Bieter nach-
zuweisen. Abänderungsangebote können sich nur 
auf technische Aspekte von Teilen der Leistung 
beziehen. Abänderungsangebote sind als solche 
zu kennzeichnen. Für jedes Abänderungsange-

bot ist vom Bieter je ein Gesamt-Abänderungsan- 
gebotspreis zu bilden.

(6) Ist aus Sicht eines Unternehmers eine 
Berichtigung der Ausschreibung erforderlich, so 
hat er dies umgehend dem öffentlichen Auftrag-
geber mitzuteilen. Der öffentliche Auftraggeber 
hat erforderlichenfalls eine Berichtigung gemäß  
§ 101 durchzuführen.

(7) Erfolgt ausnahmsweise gemäß §  106 
Abs.  5 und 6 die Ausschreibung eines bestimm-
ten Erzeugnisses mit dem Zusatz „oder gleich- 
wertig“, so kann der Bieter in frei befüllbaren  
Feldern (Bieterlücken) des Leistungsverzeichnis-
ses ein gleichwertiges Erzeugnis angeben. Die 
Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen. 
Die in der Ausschreibung als Beispiele genann-
ten Erzeugnisse gelten als angeboten, wenn vom  
Bieter keine anderen Erzeugnisse in die frei  
befüllbaren Felder des Leistungsverzeichnis-
ses eingesetzt wurden. Wenn die vom Bieter ge- 
nannten Erzeugnisse nach sachverständiger 
Prüfung den in der Ausschreibung angeführten  
Kriterien der Gleichwertigkeit nicht entsprechen, 
gilt das ausgeschriebene Erzeugnis nur dann 
als angeboten, wenn der Bieter dies in einer zu  
seinem Angebot gesonderten Erklärung erklärt 
hat.

(8) Während der Angebotsfrist kann der Bie-
ter durch eine zusätzliche Erklärung sein Angebot 
ändern, ergänzen oder von demselben zurück-
treten. Ergibt sich bei der Angebotsänderung 
oder ‑ergänzung ein neuer Gesamtpreis, ist auch 
dieser anzugeben. Die Angebotsänderung oder 
‑ergänzung ist nach den für Angebote geltenden 
Vorschriften dem öffentlichen Auftraggeber zu 
übermitteln und von diesem wie ein Angebot zu 
behandeln. Der Rücktritt ist dem öffentlichen Auf-
traggeber bekannt zu geben.

Form der Angebote
§  126. (1) Angebote müssen die in der Aus-

schreibung vorgeschriebene Form aufweisen.
(2) Angebote sind elektronisch abzugeben, 

wenn
1.	 ein Vergabeverfahren im Oberschwellenbe-

reich durchgeführt wird oder
2.	 eine elektronische Auktion durchgeführt 

wird oder
3.	 ein Auftrag im Wege eines dynamischen Be- 

schaffungssystems vergeben werden soll 
oder

4.	 ein Angebot unter Verwendung eines elek-
tronischen Kataloges abgegeben werden 
soll oder
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5.	 ein Auftrag oder eine Rahmenvereinbarung 
von einer zentralen Beschaffungsstelle ver-
geben bzw. abgeschlossen werden soll.

Im Falle der Z 1 und 5 gilt dies nicht, sofern die 
Kommunikation zwischen öffentlichem Auftrag-
geber und Bieter ausnahmsweise nicht elektro-
nisch erfolgen muss. Im Übrigen ist die Abgabe 
von elektronischen Angeboten zulässig, falls der 
öffentliche Auftraggeber dies in den Ausschrei-
bungsunterlagen nicht ausdrücklich für unzulässig 
erklärt hat.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2:
(2) Angebote sind elektronisch abzugeben, 

wenn eine elektronische Auktion durchgeführt 
wird, ein Angebot unter Verwendung eines elek- 
tronischen Kataloges abzugeben ist oder ein Auf-
trag im Wege eines dynamischen Beschaffungs-
systems vergeben werden soll. Wenn eine zen-
trale Beschaffungsstelle einen Auftrag vergibt 
oder eine Rahmenvereinbarung abschließt, sind 
elektronische Angebote abzugeben, außer die 
Kommunikation zwischen zentraler Beschaffungs- 
stelle und Bieter muss ausnahmsweise nicht 
elektronisch erfolgen. Im Übrigen ist die Ab- 
gabe von elektronischen Angeboten nicht zu- 
lässig, falls der öffentliche Auftraggeber dies in 
den Ausschreibungsunterlagen nicht ausdrücklich 
für zulässig erklärt hat.

(3) Ein Bieter darf nur ein elektronisches Ange-
bot oder ein Angebot in Papierform abgeben.

(4) Angebote sind vollständig sowie frei von 
Zahlen- und Rechenfehlern abzugeben.

(5) Der Bieter hat eigenständige Bestandteile 
des Angebotes mit dem Namen zu versehen, als 
zum Angebot gehörend zu kennzeichnen und mit 
diesem zu übermitteln.

(6) Angebote in Papierform müssen so aus-
gefertigt sein, dass Veränderungen bemerkbar  
oder nachweisbar wären. Korrekturen oder Er- 
gänzungen des Angebotes müssen eindeutig  
und klar erkennbar sein und sind so durchzu- 
führen, dass zweifelsfrei feststeht, dass die  
Korrektur oder Ergänzung vor der Angebotsab- 
gabe erfolgt ist. Sie müssen unter Angabe des 
Datums durch rechtsgültige Unterschrift bestätigt 
werden.

Inhalt der Angebote
§ 127. (1) Jedes Angebot muss insbesondere 

enthalten:
1.	 Name (Firma, Geschäftsbezeichnung) und  

Geschäftssitz des Bieters; bei Arbeits- 
gemeinschaften die Nennung eines zum  
Abschluss und zur Abwicklung des Ver- 

gabeverfahrens und des Vertrages bevoll- 
mächtigten Vertreters unter Angabe  
seiner (elektronischen) Adresse; schließ-
lich die (elektronische) Adresse jener  
Stelle, die zum Empfang der das Vergabe- 
verfahren betreffenden Kommunikation  
berechtigt ist;

2.	 Bekanntgabe aller Subunternehmer, auf 
deren Kapazitäten sich der Bieter zum 
Nachweis seiner Eignung stützt, samt 
Nachweis, dass der Bieter über deren 
Kapazitäten tatsächlich verfügt und der 
öffentliche Auftraggeber die zur Durch- 
führung des Gesamtauftrages erforder- 
lichen Sicherheiten über die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat; Be- 
kanntgabe aller Teile des Auftrages, die 
durch Subunternehmer ausgeführt werden 
sollen, oder – sofern der öffentliche Auf- 
trageber dies aus sachlichen Gründen in  
den Ausschreibungsunterlagen vorge- 
sehen hat – nur hinsichtlich der vom öffent- 
lichen Auftraggeber festgelegten wesent-
lichen Teile des Auftrages, die der Bieter 
im Wege von Subaufträgen an Subunter- 
nehmer zu vergeben beabsichtigt; die in 
Frage kommenden Subunternehmer sind 
bekannt zu geben; die Nennung mehrerer 
Subunternehmer je Leistungsteil ist zu- 
lässig; die Haftung des Auftragnehmers 
wird durch diese Angaben nicht berührt;

3.	 gegebenenfalls den Nachweis, dass ein 
gefordertes Vadium erlegt wurde;

4.	 die Preise samt allen geforderten Aufglie-
derungen und den allenfalls notwendigen 
Erläuterungen; im Leistungsverzeichnis 
sind die Preise an den hierzu bestimmten 
Stellen einzutragen; wird für eine Position 
kein Preis angegeben, so ist dies im An- 
gebot zu erläutern;

5.	 gegebenenfalls bei veränderlichen Preisen 
die nach §  110 Abs.  1 Z  4 erforderlichen 
Angaben;

6.	 sonstige für die Beurteilung des Ange-
botes geforderte Erläuterungen oder Er- 
klärungen;

7.	 die Aufzählung der dem Angebot bei- 
geschlossenen sowie gesondert über- 
mittelten Unterlagen;

8.	 allfällige Alternativ-, Abänderungsange- 
bote oder Variantenangebote;

9.	 bei Angeboten in Papierform Datum und 
rechtsgültige Unterfertigung des Bieters.

(2) Mit der Abgabe seines Angebotes erklärt 
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der Bieter, dass er die Bestimmungen der Aus- 
schreibung kennt, über die erforderlichen Befug-
nisse zur Ausführung des Auftrages verfügt,  
die ausgeschriebene Leistung zu diesen Be- 
stimmungen und den von ihm angegebenen 
Preisen erbringt und sich bis zum Ablauf der 
Zuschlagsfrist an sein Angebot bindet.

Besondere Bestimmungen  
über den Inhalt der Angebote  
bei funktionaler Leistungsbeschreibung

§ 128. (1) Bei einer funktionalen Leistungsbe-
schreibung sind die Angebote so zu erstellen, dass 
Art und Umfang der Leistung eindeutig bestimmt, 
die Erfüllung der Anforderungen der Aufgaben-
stellung nachgewiesen, die Angemessenheit der 
geforderten Preise beurteilt und nach Abschluss 
der Leistung die vertragsgemäße Erfüllung  
zweifelsfrei geprüft werden kann.

(2) Das Angebot hat grundsätzlich ein vom 
Bieter zu erstellendes Leistungsverzeichnis mit 
Mengen- und Preisangaben für alle Teile der funk-
tional beschriebenen Leistung zu umfassen. Die-
sem sind erforderlichenfalls Pläne und sonstige 
Unterlagen gemäß § 104 Abs. 2 samt eingehen- 
der Erläuterung des Leistungsverzeichnisses  
beizufügen.

(3) Das Angebot hat die Erklärung zu ent- 
halten, dass der Bieter die Vollständigkeit seiner  
Angaben, insbesondere die von ihm selbst ermit-
telten Mengen, entweder ohne Einschränkung 
oder in einer in den Ausschreibungsunterlagen an- 
zugebenden Mengentoleranz verantwortet.

(4) Im Angebot sind auch die Annahmen, zu 
denen der Bieter in besonderen Fällen gezwun-
gen ist, weil zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe 
einzelne Teilleistungen nach Art und Menge noch 
nicht bestimmt werden können, erforderlichenfalls 
anhand von Plänen und Mengenermittlungen zu 
begründen.

(5) Abs.  1 bis 4 gelten nicht für Angebote in 
jenen Phasen eines Verhandlungsverfahrens, für 
die der öffentliche Auftraggeber noch kein voll- 
ständig ausgearbeitetes Angebot verlangt.

Einreichen der Angebote
§ 129. Angebote sind innerhalb der Angebots-

frist in der in der Ausschreibung vorgesehenen  
Art und Weise zu übermitteln.

Vergütung für die Ausarbeitung der Angebote
§  130. (1) Angebote sind grundsätzlich ohne 

gesonderte Vergütung zu erstellen. Die Kalkula- 
tion und alle hierzu erforderlichen Vorarbeiten, 

das Ausfüllen des Leistungsverzeichnisses und 
die Erstellung von Alternativ- oder Abänderungs- 
angeboten sind nicht als besondere Aus- 
arbeitungen im Sinne des Abs. 2 anzusehen.

(2) Werden für die Ausarbeitung des Ange- 
botes besondere Ausarbeitungen verlangt, so ist 
hierfür eine angemessene Vergütung vorzusehen. 
Die Vergütung gebührt allen geeigneten Bietern, 
die ein Angebot gelegt haben, das der Ausschrei-
bung entspricht.

(3) Wird ein Vergabeverfahren vor Ablauf der 
Angebotsfrist widerrufen, gebührt die Vergütung 
gemäß Abs.  2 nur jenen Bietern, deren Ange- 
bote bereits vorliegen oder die binnen drei 
Tagen, nachdem die Mitteilung der Widerrufs- 
entscheidung übermittelt bzw. bereitgestellt  
wurde, ihr Angebot oder lediglich den bereits aus-
gearbeiteten Teil übermitteln. Bei Teilausarbei- 
tungen ist die Vergütung anteilsmäßig zu berech-
nen. Wird ein Vergabeverfahren nach Ablauf der 
Angebotsfrist widerrufen, gebührt die Vergütung 
allen geeigneten Bietern, die ein Angebot gelegt 
haben, das der Ausschreibung entspricht.

Zuschlagsfrist
§ 131. (1) Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem 

Ablauf der Angebotsfrist. Sie umfasst den Zeit-
raum, innerhalb dessen die Erteilung des Zu- 
schlages vorgesehen ist. Die Zuschlagsfrist ist 
kurz zu halten. Sie darf fünf Monate nicht über-
schreiten, sofern nicht in Einzelfällen aus zwin-
genden Gründen bereits in der Ausschreibung ein  
längerer Zeitraum angegeben war; dieser darf 
sieben Monate nicht überschreiten. Ist in der  
Ausschreibung keine Zuschlagsfrist angegeben, 
so beträgt sie ein Monat.

(2) Während der Zuschlagsfrist ist der Bieter 
an sein Angebot gebunden. Auf Ersuchen des 
öffentlichen Auftraggebers kann ein Bieter die 
Bindungswirkung seines Angebotes erstrecken. 
Auf Ersuchen eines Bieters, dessen Angebot für 
eine Zuschlagserteilung nicht in Betracht kommt, 
kann der öffentliche Auftraggeber diesen aus der 
Bindung an sein Angebot entlassen. In diesem 
Fall hat der öffentliche Auftraggeber ein allenfalls 
erlegtes Vadium zurückzustellen.

(3) Hat ein Bewerber oder Bieter ein Verfah- 
ren gemäß §  21 Abs.  1 vor Ablauf der Ange-
botsfrist eingeleitet, so hat der öffentliche Auf-
traggeber – sofern es sich um ein Angebot  
handelt, das für eine Zuschlagserteilung in Be- 
tracht kommt – auf begründeten Antrag des Unter-
nehmers die Zuschlagsfrist um einen Monat zu 
verlängern und dem Unternehmer eine ange-
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messene Nachfrist zur Beibringung der behörd-
lichen Entscheidung bzw. zur Beibringung des 
Nachweises, dass er die gemäß der behördlichen 
Entscheidung notwendige Berufsqualifikation 
nachgewiesen hat, zu setzen. Dies gilt nicht für  
Verfahren gemäß den §§ 35 Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 
Z 4, 7 und 8, 37 Abs. 1 Z 4 und 5 und 44 Abs. 2 
Z  2 sowie für beschleunigte Verfahren gemäß 
den §§ 74 und 77. Bei Verfahren im Unterschwel-
lenbereich hat der öffentliche Auftraggeber die 
Zuschlagsfrist angemessen zu verlängern.

(4) Der Fortlauf der Zuschlagsfrist gemäß 
Abs. 1 wird für die Dauer eines Nachprüfungsver-
fahrens gehemmt.

8. Abschnitt  
Das Zuschlagsverfahren

1. Unterabschnitt  
Entgegennahme und  
Öffnung von Angeboten

Entgegennahme der Angebote
§  132. (1) Der Zeitpunkt des Einganges des 

Angebotes eines Bieters ist zu dokumentieren.
(2) Auskünfte über die einlangenden Angebote, 

insbesondere über die Bieter oder über die Anzahl 
der abgegebenen Angebote, dürfen nicht erteilt 
werden.

(3) Die Angebote sind bis zur Öffnung so zu  
verwahren, dass sie für Unbefugte unzugänglich 
sind.

(4) Der öffentliche Auftraggeber darf vom In- 
halt der Angebote erst nach Ablauf der Angebots- 
frist Kenntnis erhalten.

Öffnung der Angebote
§ 133. (1) Angebote sind nach Ablauf der An- 

gebotsfrist zu öffnen. Die Öffnung von Papieran- 
geboten hat beim offenen und beim nicht offe-
nen Verfahren durch eine Kommission zu er- 
folgen, die aus mindestens zwei sachkundigen 
Vertretern des öffentlichen Auftragebers besteht. 
Bei Verhandlungsverfahren ist das Ergebnis der 
Öffnung geheim zu halten.

(2) Vor dem Öffnen eines Angebotes ist fest- 
zustellen, ob

1.	 das Angebot fristgerecht eingelangt ist und
2.	 kein unbefugter Zugriff erfolgte bzw. bei 

Papierangeboten, ob es ungeöffnet ist.
Nach Ablauf der Angebotsfrist eingelangte An- 
gebote sind als verspätet eingelangt zu kenn- 
zeichnen und, ausgenommen dies ist zur Fest- 

stellung der Identität des Bieters für die Ver- 
ständigung gemäß § 141 Abs. 3 erforderlich, nicht 
zu öffnen.

(3) Die geöffneten Angebote sind auf ihre Voll-
ständigkeit und die Erfüllung der sonstigen Form- 
erfordernisse gemäß den Anforderungen in 
der Ausschreibung zu prüfen. Bei Papieran- 
geboten sind alle bei der Öffnung des Angebotes 
vorliegenden Teile während der Angebotsöffnung 
von der Kommission so eindeutig zu kennzeich-
nen, dass ein nachträgliches Auswechseln fest-
stellbar wäre.

(4) Der öffentliche Auftraggeber beim offe-
nen und beim nicht offenen Verfahren kann eine 
Öffnung der Angebote unter Beteiligung der Bie-
ter vornehmen. In diesem Fall ist allen Bietern 
die Möglichkeit zu bieten, an der Öffnung teil- 
zunehmen:

(5) Der öffentliche Auftraggeber hat über die 
Öffnung der Angebote ein Protokoll zu verfassen, 
das folgende Angaben zu den einzelnen Ange- 
boten zu enthalten hat:

1.	 Name und Geschäftssitz des Bieters,
2.	 der Gesamtpreis oder der Angebots-

preis mit Angabe des Ausmaßes allfälli-
ger Nachlässe und Aufschläge und, wenn 
die Vergabe in Teilen oder für die ganze  
Leistung oder für Teile derselben Varian- 
ten vorgesehen waren, auch die Teil- 
gesamtpreise oder Teilangebotspreise so- 
wie die Variantenangebotspreise,

3.	 wesentliche Erklärungen des Bieters,
4.	 sonstige im Hinblick auf andere Zu- 

schlagskriterien als dem Preis relevante in 
Zahlen ausgedrückte Bieterangaben, deren 
Bekanntgabe in den Ausschreibungsunter-
lagen angekündigt wurde,

5.	 Vermerke über offensichtliche Angebots-
mängel und

6.	 Geschäftszahl des Verfahrens sowie ge- 
gebenenfalls die Namen der Kommissions-
mitglieder.

Das Protokoll ist jedem Bieter zu übermitteln bzw. 
bereitzustellen.

(6) Nach Abschluss der Öffnung sind die An- 
gebote so zu verwahren, dass sie Unbefugten 
unzugänglich sind.
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2. Unterabschnitt 
Prüfung der Angebote und  
Ausscheiden von Angeboten

Allgemeine Bestimmungen
§  134. Die Prüfung und Beurteilung eines 

Angebotes ist nur solchen Personen zu über- 
tragen, welche die fachlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllen. Erforderlichenfalls sind unbe- 
fangene und von den Bietern unabhängige Sach-
verständige beizuziehen.

Vorgehen bei der Prüfung
§  135. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt 

in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht nach  
den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien.

(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlags- 
erteilung in Betracht kommen, ist im Einzelnen zu 
prüfen:

1.	 ob den in § 20 Abs. 1 angeführten Grund-
sätzen entsprochen wurde;

2.	 nach Maßgabe der §§  80 bis 87 die  
Eignung des Bieters bzw. – bei der Weiter- 
gabe von Leistungen – der namhaft ge- 
machten Subunternehmer hinsichtlich des 
diese betreffenden Auftragsteiles;

3.	 ob das Angebot rechnerisch richtig ist;
4.	 die Angemessenheit der Preise;
5.	 ob das Angebot den sonstigen Bestim-

mungen der Ausschreibung entspricht, ins- 
besondere ob es formrichtig und voll- 
ständig ist.

Zweifelhafte Preisangaben
§ 136. (1) Stimmt bei Angeboten mit Einheits

preisen der Positionspreis mit dem aufgrund 
der Menge und des Einheitspreises feststell- 
baren Preis nicht überein, so gelten die ange- 
gebene Menge und der angebotene Einheitspreis. 
Bestehen zwischen den angebotenen Einheits-
preisen und einer allenfalls vorliegenden Preis-
aufgliederung Abweichungen, so gelten die an- 
gebotenen Einheitspreise.

(2) Bei Angeboten mit Pauschalpreisen gelten 
ausschließlich diese ohne Rücksicht auf eine etwa 
angegebene Preisaufgliederung.

Prüfung der Angemessenheit der Preise  
und vertiefte Angebotsprüfung

§  137. (1) Die Angemessenheit der Preise ist 
in Bezug auf die ausgeschriebene oder alter- 
nativ angebotene Leistung und unter Berücksich-
tigung aller Umstände, unter denen sie zu er- 
bringen sein wird, zu prüfen. Dabei ist von ver-

gleichbaren Erfahrungswerten, von sonst vor- 
liegenden Unterlagen und von den jeweils rele- 
vanten Marktverhältnissen auszugehen.

(2) Der öffentliche Auftraggeber muss Auf- 
klärung über die Positionen des Angebotes ver- 
langen und gemäß Abs. 3 vertieft prüfen, wenn

1.	 Angebote einen im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrigen Gesamtpreis auf-
weisen, oder

2.	 Angebote zu hohe oder zu niedrige Ein-
heitspreise in wesentlichen Positionen auf-
weisen, oder

3.	 nach der Prüfung gemäß Abs.  1 begrün-
dete Zweifel an der Angemessenheit von 
Preisen bestehen.

(3) Bei einer vertieften Angebotsprüfung ist zu 
prüfen, ob die Preise betriebswirtschaftlich erklär- 
und nachvollziehbar sind. Geprüft werden kann 
insbesondere, ob

1.	 im Preis von Positionen alle direkt zu- 
ordenbaren Personal-, Material-, Geräte-, 
Fremdleistungs- und Kapitalkosten ent- 
halten sind und ob die Aufwands- und 
Verbrauchsansätze sowie die Personal- 
kosten, diese insbesondere im Hinblick  
auf die dem Angebot zugrunde gelegten 
Kollektivverträge, nachvollziehbar sind,

2.	 der Einheitspreis (Pauschalpreis, Regie-
preis) für höherwertige Leistungen grund-
sätzlich höher angeboten wurde als für 
geringerwertige Leistungen, und

3.	 die gemäß §  105 Abs.  2 geforderte oder 
vom Bieter gemäß §  128 Abs.  2 vor-
genommene Aufgliederung der Preise 
oder des Gesamtpreises (insbesondere  
der Lohnanteile) aus der Erfahrung erklär-
bar ist.

Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote
§  138. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der 

Angebote Unklarheiten über das Angebot oder 
über die geplante Art der Durchführung der  
Leistung oder werden Mängel festgestellt, so ist, 
sofern die Unklarheiten für die Beurteilung der 
Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine 
verbindliche Aufklärung zu verlangen. Die vom 
Bieter übermittelten Auskünfte bzw. die vom Bieter 
allenfalls vorgelegten Nachweise sind der Doku-
mentation über die Prüfung der Angebote beizu-
schließen.

(2) Die durch die erfolgte Aufklärung allen-
falls veranlasste weitere Vorgangsweise darf die 
Grundsätze der §§  20 Abs.  1, 112 Abs.  3, 113 
Abs. 2 und 139 nicht verletzen.
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(3) Ergeben sich bei der Prüfung der Eignung 
von Subunternehmern, die für den Nachweis 
der Eignung des Bieters nicht erforderlich sind,  
Mängel, die nicht durch eine Aufklärung gemäß 
Abs.  1 und 2 behoben werden können, so hat  
der öffentliche Auftraggeber den betreffenden 
Subunternehmer abzulehnen.

(4) Weist ein Angebot solche Mängel auf, dass 
eine Bearbeitung nicht zumutbar ist, so ist es aus-
zuscheiden.

(5) Stellt der öffentliche Auftraggeber im Rah-
men einer vertieften Angebotsprüfung fest, dass 
die angebotenen Preise nicht angemessen 
sind, so hat er vom Bieter eine verbindliche Auf- 
klärung zu verlangen. Der öffentliche Auftrag- 
geber darf das Angebot nur ausscheiden, wenn 
trotz des Vorbringens des Bieters die Preise für 
den öffentlichen Auftraggeber nicht betriebswirt-
schaftlich erklär- und nachvollziehbar sind. Er 
hat das Angebot jedenfalls auszuscheiden, wenn  
die Prüfung ergibt, dass der Bieter die in §  93 
genannten Bestimmungen nicht berücksichtigt 
hat. Die Prüfung hat unter Berücksichtigung des 
gesamten Vorbringens des Bieters zu erfolgen. 
Die vom Bieter erteilten Auskünfte sind in die 
Dokumentation der Prüfung der Angebote auf- 
zunehmen.

(6) Stellt der öffentliche Auftraggeber bei einem 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich fest, 
dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leis-
tung ungewöhnlich niedrig ist, weil der betref-
fende Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat,  
so darf er das Angebot allein aus diesem Grund  
nur dann ausscheiden, wenn der Bieter nach Auf-
forderung durch den öffentlichen Auftraggeber 
nicht innerhalb einer vom öffentlichen Auftrag- 
geber festgesetzten angemessenen Frist nach-
weisen kann, dass die betreffende Beihilfe im  
Sinne des Art.  107 AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar war. Sofern der öffentliche Auftraggeber 
aus diesem Grund ein Angebot ausscheidet, hat  
er dies der Kommission bekannt zu geben.

(7) Rechnerisch fehlerhafte Angebote sind, so- 
fern dies in der Ausschreibung festgelegt wurde, 
dann nicht weiter zu berücksichtigen, wenn die 
Summe der Absolutbeträge aller Berichtigungen – 
erhöhend oder vermindernd – 2% oder mehr des 
ursprünglichen Gesamtpreises beträgt. Berich- 
tigungen von Seitenüberträgen der Zwischen- 
summen im Angebot (Übertragungsfehler), mit 
denen nicht weitergerechnet wurde, bleiben  
dabei unberücksichtigt. Eine Vorreihung infolge  
der Berichtigung eines Rechenfehlers ist, ausge- 
nommen der öffentliche Auftraggeber hat in der 

Ausschreibung ausdrücklich anderes festgelegt, 
unzulässig.

Aufklärungen und Erörterungen
§  139. (1) Während eines offenen oder eines 

nicht offenen Verfahrens sind nur Aufklärun-
gen zum Einholen von Auskünften über die Eig-
nung sowie von Auskünften, die zur Prüfung der 
Preisangemessenheit, der Erfüllung der Mindest- 
anforderungen und der Gleichwertigkeit von Alter- 
nativ- oder Abänderungsangeboten erforderlich 
sind, zulässig.

(2) Bei Alternativ- und Abänderungsangeboten 
sind Erörterungen, die unumgängliche technische 
Änderungen geringen Umfanges und sich daraus 
ergebende geringfügige Änderungen der Preise  
betreffen, unter Wahrung der Grundsätze des  
§ 20 Abs. 1 zulässig.

(3) Aufklärungen und Erörterungen können
1.	 als Gespräche in kommissioneller Form 

oder
2.	 schriftlich

durchgeführt werden. Gründe und Ergebnisse sind 
in der Dokumentation festzuhalten.

Dokumentation der Angebotsprüfung
§  140. (1) Die Prüfung der Angebote ist so 

zu dokumentieren, dass alle für die Beurteilung 
wesentlichen Umstände nachvollziehbar sind.

(2) Über die Gesamtpreise, die sich nach  
Prüfung der Angebote ergeben – bei Teilvergabe 
auch über die betreffenden Teilgesamtpreise –, 
ist jedem verbliebenen Bieter Auskunft zu geben, 
sofern das Ergebnis der Angebotsöffnung nicht 
geheim ist. Jeder Bieter kann von seinem allen-
falls berichtigten Angebot oder der Durchrechnung 
seines Angebotes Kenntnis nehmen.

(3) Der Bieter kann die Übermittlung oder 
Bereitstellung des Teiles der Dokumentation ver-
langen, der sein Angebot betrifft.

Ausscheiden von Angeboten
§ 141. (1) Vor der Wahl des Angebotes für die 

Zuschlagsentscheidung hat der öffentliche Auf-
traggeber aufgrund des Ergebnisses der Prüfung 
folgende Angebote auszuscheiden:

1.	 Angebote von Bietern, die von der Teil- 
nahme am Vergabeverfahren gemäß § 25 
auszuschließen sind, oder

2.	 Angebote von Bietern, deren Eignung nicht 
gegeben ist, oder

3.	 Angebote, die eine – durch eine vertiefte  
Angebotsprüfung festgestellte – nicht plau-
sible Zusammensetzung des Gesamt- 
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preises (zB spekulative Preisgestaltung) 
aufweisen, oder

4.	 Angebote, bei denen der Bieter keine  
Preise angibt, sondern nur erklärt, das  
billigste Angebot um einen bestimmten  
Prozentsatz oder Wert zu unterbieten, oder

5.	 Angebote, bei denen ein Vadium verlangt 
wurde, dessen Nachweis bei Angebots- 
öffnung jedoch fehlt, oder

6.	 verspätet eingelangte Angebote, oder
7.	 den Ausschreibungsbestimmungen wider- 

sprechende Angebote, Teil-, Alternativ- 
Varianten- und Abänderungsangebote, 
wenn sie nicht zugelassen wurden, nicht 
gleichwertige Alternativ- oder Abände-
rungsangebote und Alternativangebote, 
die die Mindestanforderungen nicht er- 
füllen, sowie fehlerhafte oder unvollstän-
dige Angebote, wenn deren Mängel nicht 
behoben wurden oder nicht behebbar sind, 
oder

8.	 rechnerisch fehlerhafte Angebote, die ge- 
mäß den Festlegungen in der Ausschrei-
bung nicht weiter zu berücksichtigen sind, 
oder

9.	 Angebote von nicht aufgeforderten Bietern, 
oder

10.	Angebote von Bietern, die nachweislich 
Interessen haben, die die Ausführung des 
Auftrages beeinträchtigen können, oder

11.	 Angebote von Bietern, bei denen dem 
öffentlichen Auftraggeber im Zeitpunkt  
der Zuschlagsentscheidung bzw. des Ab- 
laufes der gemäß § 131 Abs. 3 gesetzten 
Nachfrist
a)	 keine für die Zulässigkeit der Ausübung 

einer Tätigkeit in Österreich erforder- 
liche behördliche Entscheidung, oder

b)	 kein Nachweis darüber, dass die gemäß 
einer Entscheidung nach lit.  a not- 
wendige Berufsqualifikation erworben 
wurde, oder

c)	 kein Nachweis darüber, dass vor Ablauf 
der Angebotsfrist ein auf Einholung einer 
Entscheidung nach lit.  a gerichtetes  
Verfahren eingeleitet worden ist, oder

d)	 eine behördliche Entscheidung, die die 
Zulässigkeit der Ausübung einer Tätig-
keit in Österreich ausschließt,

vorliegt.
(2) Vor der Wahl des Angebotes für die Zu- 

schlagsentscheidung kann der öffentliche Auftrag-
geber Angebote von Bietern ausscheiden, die es 
unterlassen haben, innerhalb der ihnen gestellten  

Frist die verlangten Aufklärungen zu geben oder 
deren Aufklärungen einer nachvollziehbaren Be- 
gründung entbehren. Von einem Bieter, der im Ge- 
biet einer anderen Vertragspartei des EWR-Ab- 
kommens oder in der Schweiz ansässig ist, können 
auch Aufklärungen über die Zulässigkeit der Aus-
übung der Tätigkeit in Österreich verlangt werden.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat den Bie-
ter vom Ausscheiden seines Angebotes unter An- 
gabe des Grundes zu verständigen.

3. Unterabschnitt  
Der Zuschlag

Wahl des Angebotes für den Zuschlag
§ 142. (1) Von den Angeboten, die nach dem 

Ausscheiden übrig bleiben, ist der Zuschlag ge- 
mäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
oder dem Angebot mit dem niedrigsten Preis zu 
erteilen.

(2) Die Gründe für die Zuschlagsentscheidung 
sind zu dokumentieren.

Mitteilung der Zuschlagsentscheidung
§ 143. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat den 

im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mit- 
zuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
werden soll. In dieser Mitteilung sind den ver- 
bliebenen Bietern das jeweilige Ende der Still- 
haltefrist, die Gründe für die Ablehnung ihres 
Angebotes, der Gesamtpreis sowie die Merkmale 
und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unterneh-
mers widersprechen oder dem freien und lauteren 
Wettbewerb schaden würde.

(2) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung besteht nicht, wenn

1.	 der Zuschlag dem einzigen bzw. dem ein- 
zigen im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bieter erteilt werden soll, oder

2.	 ein Verhandlungsverfahren gemäß den 
§§ 35 Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 Z 4, 7 oder 8, 
37 Abs. 1 Z 4 oder 5 oder 44 Abs. 2 Z 2 
 durchgeführt wurde, oder

3.	 eine Leistung aufgrund einer Rahmenver-
einbarung oder eines dynamischen Be- 
schaffungssystems vergeben werden soll.

Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung
§  144. (1) Der öffentliche Auftraggeber darf 

den Zuschlag bei sonstiger absoluter Nichtig- 
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keit nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist erteilen. Die  
Stillhaltefrist beginnt mit der Übermittlung bzw. 
Bereitstellung der Mitteilung der Zuschlagsent- 
scheidung. Sie beträgt bei einer Übermittlung bzw. 
Bereitstellung auf elektronischem Weg 10  Tage, 
bei einer Übermittlung über den Postweg oder 
einen anderen geeigneten Weg 15 Tage.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den zum 
Zeitpunkt der Zuschlagserteilung im Vergabever- 
fahren verbliebenen Bietern mitteilen, welchem  
Bieter der Zuschlag erteilt wurde. In dieser Mit-
teilung sind den verbliebenen Bietern die Gründe  
für die Ablehnung ihres Angebotes, die Auftrags- 
summe sowie die Merkmale und Vorteile des er- 
folgreichen Angebotes bekannt zu geben, sofern 
nicht die Bekanntgabe dieser Informationen 
öffentlichen Interessen oder den berechtigten  
Geschäftsinteressen eines Unternehmers wider- 
sprechen oder dem freien und lauteren Wett- 
bewerb schaden würde.

Zeitpunkt und Form des Vertragsabschlusses
§ 145. (1) Während der Zuschlagsfrist kommt 

das Vertragsverhältnis zu dem Zeitpunkt zu- 
stande, zu dem der Bieter die schriftliche Verstän-
digung von der Annahme seines Angebotes erhält. 
Wird die Zuschlagsfrist überschritten, so entsteht 
das Vertragsverhältnis erst mit der schriftlichen  
Erklärung des Bieters, dass er den Auftrag 
annimmt. Zur Abgabe dieser Erklärung ist dem 
Bieter eine angemessene Frist zu setzen.

(2) Der Zuschlag ist durch Auftragsschreiben,  
Bestellschein oder Schlussbrief zu erteilen. 
Der öffentliche Auftraggeber kann vom Auftrag- 
nehmer eine Auftragsbestätigung (Gegenschluss-
brief) verlangen.

(3) Sofern sich der Inhalt des Vertrages außer 
aus dem Angebot auch aus anderen Schrift- 
stücken, die Zusatzvereinbarungen enthalten, er- 
gibt, sind sämtliche Schriftstücke im Auftrags-
schreiben, Bestellschein oder Schlussbrief und, 
wenn eine Auftragsbestätigung verlangt wurde, 
auch in dieser anzuführen.

9. Abschnitt  
Beendigung des Vergabeverfahrens

Allgemeine Bestimmungen
§ 146. (1) Das Vergabeverfahren endet mit dem 

Zustandekommen des Leistungsvertrages oder 
mit dem Widerruf des Vergabeverfahrens.

(2) Unmittelbar nach Abschluss des Verfah-
rens sind, außer im Fall eines noch nicht rechts-

kräftig entschiedenen Vergabekontrollverfahrens, 
aufgrund eines entsprechenden Antrages jenen  
Bietern, denen der Zuschlag nicht erteilt wurde, 
bzw. im Falle des Widerrufes allen Bewerbern 
oder Bietern die zurückzustellenden Ausarbei- 
tungen zurückzugeben.

Vergabevermerk
§  147. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 

einen Vergabevermerk über jeden vergebenen 
Auftrag, über jede abgeschlossene Rahmenver-
einbarung und über jedes eingerichtete dynami-
sche Beschaffungssystem bzw. einen Vermerk 
über den Widerruf eines Vergabeverfahrens zu 
erstellen, der mindestens Folgendes umfasst:

1.	 den Namen und die Anschrift des öffent- 
lichen Auftraggebers,

2.	 Gegenstand und Wert des Auftrages, der 
Rahmenvereinbarung oder des dynami-
schen Beschaffungssystems,

3.	 die Namen der berücksichtigten Bewerber 
oder Bieter und die Gründe für ihre Aus-
wahl,

4.	 die Namen der ausgeschlossenen Be- 
werber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Ablehnung, sowie die Namen der Bieter, 
deren Angebote ausgeschieden wurden 
und die Gründe für das Ausscheiden,

5.	 den Namen des erfolgreichen Bieters und 
die Gründe für die Auswahl seines An- 
gebotes sowie – falls bekannt – den Anteil  
des Auftrages bzw. den Anteil an der  
Rahmenvereinbarung, den der erfolg- 
reiche Bieter an Dritte weiterzugeben  
beabsichtigt, und gegebenenfalls, soweit 
zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver- 
gabevermerkes bekannt, die Namen der 
Subunternehmer,

6.	 die Begründung für die Durchführung eines 
Verhandlungsverfahrens, eines wettbe-
werblichen Dialoges oder eines nicht offe-
nen Verfahrens ohne vorherige Bekannt-
machung,

7.	 gegebenenfalls die Gründe, aus denen 
der öffentliche Auftraggeber auf die Ver- 
gabe eines Auftrages, den Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung oder die Einrichtung 
eines dynamischen Beschaffungssystems 
verzichtet hat,

8.	 gegebenenfalls die Gründe, aus denen an- 
dere als elektronische Kommunikations- 
mittel für die Einreichung der Angebote  
verwendet wurden, 

9.	 gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten 
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Interessenkonflikten und getroffenen Ab- 
hilfemaßnahmen und

10.	gegebenenfalls Angaben zu Unternehmen 
die Vorarbeiten erbracht haben und allen-
falls getroffenen Maßnahmen zur Verhinde-
rung einer Verzerrung des Wettbewerbes.

(2) Die Erstellung eines Vergabevermerkes 
gemäß Abs. 1 ist bei Aufträgen, die auf Grundlage 
von Rahmenvereinbarungen gemäß § 155 Abs. 3 
oder 4 Z 1 vergeben wurden, nicht erforderlich.

(3) Soweit die Informationen gemäß Abs.  1 
bereits in einer Bekanntgabe gemäß §  61 ent-
halten sind, kann im Vergabevermerk auf diese 
Bezug genommen werden.

(4) Bei Vergabeverfahren im Oberschwellen- 
bereich hat der öffentliche Auftraggeber den Ver-
gabevermerk gemäß Abs. 1 oder dessen wesent- 
lichen Inhalt dem Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz auf dessen 
Anfrage unverzüglich zu übermitteln.

(5) Bei Vergabeverfahren im Unterschwellen-
bereich kann der öffentliche Auftraggeber von der 
Erstellung eines Vergabevermerkes oder eines 
Vermerkes über den Widerruf eines Vergabever-
fahrens gemäß Abs.  1 Abstand nehmen, sofern 
die Angaben gemäß Abs. 1 ohne großen Aufwand 
aus der Vergabedokumentation ersichtlich sind.

Gründe für den Widerruf eines Vergabe
verfahrens vor Ablauf der Angebotsfrist

§ 148. (1) Vor Ablauf der Angebotsfrist ist ein 
Vergabeverfahren zu widerrufen, wenn Um- 
stände bekannt werden, die, wären sie schon 
vor Einleitung des Vergabeverfahrens bekannt 
gewesen, eine Ausschreibung ausgeschlossen 
oder zu einer inhaltlich wesentlich anderen Aus- 
schreibung geführt hätten.

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann ein Ver-
gabeverfahren widerrufen, wenn dafür sachliche 
Gründe bestehen.

Gründe für den Widerruf eines Vergabe
verfahrens nach Ablauf der Angebotsfrist

§ 149. (1) Nach Ablauf der Angebotsfrist ist ein 
Vergabeverfahren zu widerrufen, wenn

1.	 Umstände bekannt werden, die, wären 
sie schon vor Einleitung des Vergabever- 
fahrens bekannt gewesen, eine Ausschrei-
bung ausgeschlossen hätten, oder

2.	 Umstände bekannt werden, die, wären 
sie schon vor Einleitung des Vergabe- 
verfahrens bekannt gewesen, zu einer 
inhaltlich wesentlich anderen Ausschrei-
bung geführt hätten, oder

3.	 kein Angebot eingelangt ist, oder
4.	 nach dem Ausscheiden von Angeboten  

kein Angebot im Vergabeverfahren ver-
bleibt.

(2) Ein Vergabeverfahren kann widerrufen wer-
den, wenn

1.	 nur ein Angebot eingelangt ist, oder
2.	 nach dem Ausscheiden von Angeboten nur 

ein Angebot verbleibt, oder
3.	 dafür sachliche Gründe bestehen.

Mitteilung der Widerrufsentscheidung,  
Stillhaltefrist, Unwirksamkeit des Widerrufes

§  150. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat 
mitzuteilen, dass er beabsichtigt, das Vergabe- 
verfahren zu widerrufen,

1.	 im Fall des § 149 Abs. 1 Z 1 und 2 und des 
§ 149 Abs. 2 Z 3 allen Bietern,

2.	 im Fall des § 149 Abs. 1 Z 4 und des § 149 
Abs.  2 Z  2 allen Bietern, deren Ange- 
bote zwar ausgeschieden wurden, die  
Ausscheidensentscheidung jedoch noch 
nicht rechtskräftig ist,

3.	 im Fall des § 149 Abs. 2 Z 1 dem Bieter, 
dessen Angebot als einziges eingelangt 
 ist, und

4.	 im Fall des § 149 Abs. 2 Z 2 dem Bieter, 
dessen Angebot als einziges verblieben ist.

In dieser Mitteilung sind den Bietern das je- 
weilige Ende der Stillhaltefrist gemäß Abs.  4  
sowie die Gründe für den beabsichtigten Widerruf 
bekannt zu geben.

(2) Im Fall des §  148 ist die Widerrufsent-
scheidung in derselben Art bekannt zu machen 
wie die Bekanntmachung. Der öffentliche Auf-
traggeber hat überdies Bewerbern, Unterneh-
mern, die eine Interessenbestätigung übermittelt 
haben und Bietern mitzuteilen, dass er beabsich-
tigt, das Vergabeverfahren zu widerrufen. Nach 
Ablauf der Teilnahmeantragsfrist in einem nicht 
offenen Verfahren oder einem Verhandlungs- 
verfahren kann der öffentliche Auftraggeber von 
einer Bekanntmachung der Widerrufsentschei-
dung gemäß dem ersten Satz absehen und die 
Widerrufsentscheidung den im Verfahren ver- 
bliebenen Unternehmern mitteilen. In der Bekannt-
machung und in der Mitteilung sind die Gründe  
für den beabsichtigten Widerruf und das jewei- 
lige Ende der Stillhaltefrist bekannt zu geben.

(3) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Wider-
rufsentscheidung besteht nicht, falls kein Ange- 
bot eingelangt ist oder kein Bieter im Vergabe- 
verfahren verblieben ist.



92

(4) Der öffentliche Auftraggeber darf den Wider-
ruf bei sonstiger Unwirksamkeit nicht vor Ablauf 
der Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt 
im Fall des Abs. 1 mit der Übermittlung bzw. Be- 
reitstellung der Mitteilung der Widerrufsent- 
scheidung und im Fall des Abs.  2 mit der erst- 
maligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung bzw. 
Mitteilung der Widerrufsentscheidung. Sie beträgt 
bei einer Übermittlung bzw. Bereitstellung auf 
elektronischem Weg 10 Tage, bei einer Übermitt-
lung über den Postweg oder einen anderen geeig-
neten Weg 15 Tage.

(5) Vor Ablauf der Stillhaltefrist darf ein neu-
es Vergabeverfahren über den gleichen Auf-
tragsgegenstand nicht eingeleitet werden, soweit 
die Beschaffung nicht aus äußerst dringlichen,  
zwingenden Gründen erforderlich ist. Zum wider-
rufenen Verfahren bereits eingelangte Angebote  
dürfen nach der Mitteilung oder der Bekannt- 
machung der Widerrufsentscheidung nicht ge- 
öffnet werden.

(6) Nach Ablauf der Stillhaltefrist hat der öffent-
liche Auftraggeber die Widerrufserklärung in der-
selben Art wie die Widerrufsentscheidung mitzu- 
teilen oder, sofern dies nicht möglich ist, bekannt 
zu machen.

(7) Im Unterschwellenbereich kann der öffent- 
liche Auftraggeber von der Vorgangsweise gemäß 
den Abs.  1 bis 6 absehen und den Widerruf un- 
mittelbar und ohne Abwarten einer Stillhaltefrist 
erklären. Der öffentliche Auftraggeber hat die im 
Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer, 
unverzüglich zu verständigen oder, sofern dies 
nicht möglich ist, die Widerrufserklärung bekannt 
zu machen.

(8) Mit der Erklärung des Widerrufes gewin-
nen der öffentliche Auftraggeber und die Bieter 
ihre Handlungsfreiheit wieder. Bereits eingelang-
te Angebote sind auf Verlangen zurückzustellen. 
Der Zeitpunkt der Erklärung des Widerrufes ist zu 
dokumentieren.

(9) Wird durch eine Vergabekontrollbehörde 
rechtskräftig festgestellt, dass nach erheblicher 
Überschreitung der Zuschlagsfrist und entgegen 
dem Ersuchen des Bieters um Fortführung des 
Verfahrens der öffentliche Auftraggeber ein Ver-
fahren zur Vergabe eines Auftrages weder durch 
eine Widerrufserklärung oder Zuschlagserteilung 
beendet noch das Verfahren in angemessener 
Weise fortgeführt hat, so gilt dies als Erklärung des 
Widerrufes im Sinne dieses Bundesgesetzes.

4. Hauptstück  
Bestimmungen für  
besondere Aufträge und  
für besondere Verfahren

1. Abschnitt  
Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen und Dienst- 
leistungsaufträgen über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der 
Schiene oder per Untergrundbahn

Verfahren
§  151. (1) Für die Vergabe von besonderen 

Dienstleistungsaufträgen gemäß Anhang  XVI 
gelten ausschließlich die Bestimmungen dieses 
Abschnittes, der 1.  Teil, die §§  4 Abs.  1, 7 bis 
11, 12 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3, 13, 16 bis 18, 19 
Abs. 1, 20 Abs. 1 bis 4 und 9, 21 bis 23, 30, 48 bis 
68, 78, 79, 80 Abs. 1 bis 5, 81 bis 90, 91 Abs. 1 
bis 8, 93, 98, 100, 106, 111, 142, 146 Abs.  1,  
150 Abs.  9, der 4.  Teil, der 5.  Teil mit Aus- 
nahme des §  367 sowie der 6.  Teil dieses  
Bundesgesetzes.

(2) Für die Vergabe von Dienstleistungsauf- 
trägen über öffentliche Personenverkehrsdienste 
auf der Schiene oder per Untergrundbahn gelten 
ausschließlich die Abs. 3 bis 5 und 7 bis 9 sowie 
der 1. Teil, die §§ 4 Abs. 1, 7, 8, 12 Abs. 1 Z 1 und 3  
und Abs. 3, 13 Abs. 1 bis 3 und 5, 19,  
20 Abs. 1 bis 4 und 9, 21 bis 23, 30, 50 Abs. 1 Z 2,  
52, 56, 61 Abs. 1, 67, 68, 78, 79, 80 Abs. 1 
bis 5, 81 bis 86, 88, 91 Abs. 1 bis 8, 93, 142,  
146 Abs. 1, 150 Abs. 9, der 4. Teil, 358, 362,  
364, 366, 369 bis 374 und der 6. Teil dieses  
Bundesgesetzes. Die Anwendbarkeit des Art. 5  
Abs. 2, 3a, 4, 4a, 4b, 5 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 bleibt unberührt; bei Durch-
führung eines Verfahrens gemäß den genannten  
Bestimmungen sind ausschließlich die §§ 1, 2,  
61 Abs. 1, der 4. Teil sowie die §§ 358 und 366 
dieses Bundesgesetzes anwendbar.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann das 
Verfahren zur Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen und von Dienstleistungsauf-
trägen über öffentliche Personenverkehrsdienste 
auf der Schiene oder per Untergrundbahn grund-
sätzlich frei gestalten. Der öffentliche Auftrag- 
geber kann bei der Vergabe von besonderen 
Dienstleistungsaufträgen die Qualität, Kontinui-
tät, Zugänglichkeit, Leistbarkeit und Verfügbarkeit  
der Dienstleistungen bzw. den Umfang des  
Leistungsangebotes berücksichtigen. Ebenso  
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kann er dabei den spezifischen Bedürfnissen 
verschiedener Nutzerkategorien, einschließlich 
benachteiligter und schutzbedürftiger Gruppen, 
der Einbeziehung und Ermächtigung der Nutzer 
der Dienstleistungen und dem Aspekt der Innova-
tion Rechnung tragen

(4) Im Oberschwellenbereich sind besondere 
Dienstleistungsaufträge, sofern nicht eine der in 
§  37 Abs.  1 genannten Voraussetzungen erfüllt 
ist, und Dienstleistungsaufträge über öffentliche  
Personenverkehrsdienste auf der Schiene oder 
per Untergrundbahn in einem Verfahren mit  
vorheriger Bekanntmachung mit mehreren Unter-
nehmern zu vergeben.

(5) Im Unterschwellenbereich sind besondere  
Dienstleistungsaufträge und Dienstleistungsauf-
träge über öffentliche Personenverkehrsdienste  
auf der Schiene oder per Untergrundbahn 
grundsätzlich in einem Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung mit mehreren Unternehmern zu 
vergeben. Von einer Bekanntmachung kann abge-
sehen werden, sofern im Hinblick auf die spe- 
zifischen Merkmale des Dienstleistungsauftrages 
kein eindeutiges grenzüberschreitendes Interesse 
besteht.

(6) Besondere Dienstleistungsaufträge können 
im Wege einer Direktvergabe gemäß § 46 bis zu 
einem geschätzten Auftragswert von 100 000 Euro 
und im Wege einer Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung gemäß §  47 bis zu 
einem geschätzten Auftragswert von 150 000 Euro  
vergeben werden.

(7) Der öffentliche Auftraggeber hat den im 
Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mit- 
zuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt wer-
den soll. In dieser Mitteilung sind den verblie- 
benen Bietern das jeweilige Ende der Stillhalte- 
frist gemäß Abs.  8, die Gründe für die Ab- 
lehnung ihres Angebotes, der Gesamtpreis sowie 
die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen An- 
gebotes bekannt zu geben, sofern nicht die 
Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäfts- 
interessen eines Unternehmers widersprechen  
oder dem freien und lauteren Wettbewerb  
schaden würde. Eine Verpflichtung zur Mitteilung 
der Zuschlagsentscheidung besteht nicht, wenn

1.	 der Zuschlag dem einzigen bzw. dem ein- 
zigen im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bieter erteilt werden soll, oder

2.	 wenn aufgrund der in §  37 Abs.  1 Z  4 
genannten Voraussetzungen von einer  
Bekanntmachung des Verfahrens Abstand 
genommen wurde.

(8) Der öffentliche Auftraggeber darf den Zu- 
schlag bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht  
vor Ablauf der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhalte-
frist beginnt mit der Übermittlung bzw. Bereit- 
stellung der Mitteilung der Zuschlagsentschei-
dung. Sie beträgt bei einer Übermittlung bzw. 
Bereitstellung auf elektronischem Weg 10  Tage, 
bei einer Übermittlung über den Postweg oder 
einen anderen geeigneten Weg 15 Tage. Für eine 
freiwillige Bekanntmachung gelten die §§ 58 und 
64 Abs. 6 sinngemäß.

(9) Der öffentliche Auftraggeber kann ein Ver-
gabeverfahren widerrufen, wenn dafür sachliche 
Gründe bestehen. Der öffentliche Auftraggeber hat 
die Widerrufsentscheidung den im Vergabever- 
fahren verbliebenen Unternehmern unverzüg-
lich mitzuteilen oder, sofern dies nicht möglich 
ist, bekannt zu machen. Der öffentliche Auftrag- 
geber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirk- 
samkeit nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist er- 
klären. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Übermitt-
lung bzw. Bereitstellung der Mitteilung der Wider-
rufsentscheidung oder der erstmaligen Verfügbar-
keit der Bekanntmachung der Widerrufsentschei-
dung. Bei einer Übermittlung bzw. Bereitstellung 
auf elektronischem Weg sowie bei einer Bekannt-
machung beträgt die Stillhaltefrist 10  Tage, bei 
einer Übermittlung über den Postweg oder einen 
anderen geeigneten Weg 15 Tage. Im Übrigen gilt 
§ 150 Abs. 6. Im Unterschwellenbereich kann der 
öffentliche Auftraggeber überdies den Widerruf 
unmittelbar und ohne Abwarten einer Stillhalte-
frist erklären. In diesem Fall hat der öffentliche  
Auftraggeber die im Vergabeverfahren verbliebe-
nen Unternehmer unverzüglich zu verständigen 
oder, sofern dies nicht möglich ist, die Widerrufs-
erklärung bekannt zu machen.

Partizipatorischen Organisationen  
vorbehaltene Dienstleistungsaufträge

§ 152. (1) Der öffentliche Auftraggeber kann bei 
Verfahren zur Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen gemäß Anhang  XVII vor- 
sehen, dass nur partizipatorische Organisa- 
tionen teilnehmen können.

(2) Partizipatorische Organisationen im Sinne 
des Abs.  1 sind Rechtsträger, die folgende Vor- 
aussetzungen erfüllen:

1.	 ihr Ziel ist die Erfüllung einer Gemeinwohl-
aufgabe in Verbindung mit Dienstleistun-
gen gemäß Anhang XVII,

2.	 ihre Gewinne werden reinvestiert, um 
das Ziel der Organisation zu erreichen;  
etwaige Gewinnausschüttungen oder -zu- 
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weisungen beruhen auf partizipatorischen 
Überlegungen und

3.	 die Management- oder Eigentümer- 
struktur beruht auf der Eigenverantwor-
tung der Arbeitnehmer oder auf partizipa-
torischen Grundsätzen oder erfordert die 
aktive Mitwirkung der Arbeitnehmer, Nutzer 
oder Interessenträger.

(3) Die Laufzeit der gemäß Abs.  1 vergebenen 
Aufträge darf drei Jahre nicht überschreiten.

(4) Die Organisation, die den Auftrag erhalten 
soll, darf vom selben öffentlichen Auftraggeber in 
den letzten drei Jahren keinen Auftrag über die 
gleichen Dienstleistungen gemäß diesem Para-
graphen erhalten haben.

2. Abschnitt  
Bestimmungen für den Abschluss  
von Rahmenvereinbarungen und  
die Vergabe von Aufträgen aufgrund 
von Rahmenvereinbarungen

Allgemeines
§  153. Öffentliche Aufträge können aufgrund 

einer Rahmenvereinbarung vergeben werden, so- 
fern

1.	 die Rahmenvereinbarung nach Durch- 
führung eines offenen Verfahrens, eines 
nicht offenen Verfahrens mit vorheriger Be- 
kanntmachung oder eines Verhandlungs-
verfahrens gemäß den §§ 34 bis 37 sowie 
44 Abs.  1 ohne Zuschlagserteilung unter 
Beachtung der Bestimmungen des §  154 
abgeschlossen wurde und

2.	 bei der Vergabe des auf der Rahmenver-
einbarung beruhenden öffentlichen Auf- 
trages § 155 beachtet wird.

Abschluss von Rahmenvereinbarungen
§  154. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat in 

der Bekanntmachung oder – sofern ein Verhand-
lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
durchgeführt wird – in der Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe anzugeben, ob eine Rahmen- 
vereinbarung mit einem einzigen oder mit meh-
reren Unternehmern abgeschlossen werden soll. 
Soll eine Rahmenvereinbarung für mehrere öffent-
liche Auftraggeber abgeschlossen werden, so sind 
in der Bekanntmachung oder – sofern ein Ver- 
handlungsverfahren ohne vorherige Bekannt- 
machung durchgeführt wird – in der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe alle abrufberechtigten öffent-
lichen Auftraggeber eindeutig zu identifizieren. 

Nach Möglichkeit sind auch kleine und mittlere 
Unternehmen am Verfahren zum Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung zu beteiligen.

(2) Die Unternehmer, mit denen die Rahmen-
vereinbarung abgeschlossen werden soll, wer-
den nach Durchführung eines offenen Verfahrens,  
eines nicht offenen Verfahrens mit vorheriger Be- 
kanntmachung oder eines Verhandlungsver- 
fahrens gemäß den §§ 34 bis 37 sowie 44 Abs. 1 
ermittelt. Eine Rahmenvereinbarung mit einem 
Unternehmer ist mit jenem Bieter abzuschließen, 
der das gemäß dem oder den bekannt gegebenen 
Zuschlagskriterien am besten bewertete Angebot 
gelegt hat. Eine Rahmenvereinbarung mit meh-
reren Unternehmern ist mit jenen Bietern abzu-
schließen, die die gemäß dem oder den bekannt 
gegebenen Zuschlagskriterien am besten bewer-
teten Angebote gelegt haben. Soll eine Rahmen-
vereinbarung mit mehreren Unternehmern ab- 
geschlossen werden, so müssen mindestens drei 
Unternehmer daran beteiligt sein, sofern eine 
ausreichend große Zahl von Unternehmern die  
Eignungskriterien erfüllt hat und eine ausreichend 
große Zahl von zulässigen Angeboten abgegeben 
wurde. Die maßgeblichen Gründe für die Bewer-
tung der Angebote sind festzuhalten. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat den nicht 
berücksichtigten Bietern den Namen des Unter-
nehmers bzw. die Namen der Unternehmer, mit 
dem bzw. denen die Rahmenvereinbarung ab- 
geschlossen werden soll, mitzuteilen. In dieser 
Mitteilung sind die Gründe der Nichtberücksich- 
tigung sowie die Merkmale und Vorteile des  
erfolgreichen Angebotes bzw. der erfolgreichen 
Angebote bekannt zu geben, sofern nicht die 
Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäfts- 
interessen eines Unternehmers widerspre-
chen oder dem freien und lauteren Wettbewerb  
schaden würde. Eine Verpflichtung zur Mitteilung, 
mit welchem Unternehmer die Rahmenverein- 
barung abgeschlossen werden soll, besteht nicht, 
wenn ein Verhandlungsverfahren gemäß den 
§§ 35 Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 Z 4 oder 7 oder 37 
Abs.  1 Z  4 zum Abschluss der Rahmenverein- 
barung durchgeführt wurde.

(4) Der öffentliche Auftraggeber darf die  
Rahmenvereinbarung bei sonstiger absoluter  
Nichtigkeit nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist 
abschließen. Die Stillhaltefrist beginnt mit der 
Übermittlung bzw. Bereitstellung der Mitteilung, mit 
welchem Unternehmer bzw. mit welchen Unter-
nehmern die Rahmenvereinbarung abgeschlos-
sen werden soll. Sie beträgt bei einer Übermitt-
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lung bzw. Bereitstellung auf elektronischem Weg 
10 Tage, bei einer Übermittlung über den Postweg 
oder einen anderen geeigneten Weg 15 Tage. Für 
eine freiwillige Bekanntmachung gelten die §§ 58 
und 64 Abs. 6 sinngemäß.

(5) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung 
darf vier Jahre nicht überschreiten. Sofern dies 
ausnahmsweise, insbesondere aufgrund des 
Gegenstandes der Rahmenvereinbarung, sach-
lich gerechtfertigt werden kann, darf eine längere 
Laufzeit vorgesehen werden. Die dafür ausschlag-
gebenden Gründe sind festzuhalten.

(6) Auf den Widerruf einer Rahmenverein- 
barung sind die §§ 148 bis 150 sinngemäß anzu-
wenden.

Vergabe von öffentlichen Aufträgen  
aufgrund von Rahmenvereinbarungen

§  155. (1) Bei der Vergabe der auf einer  
Rahmenvereinbarung beruhenden Aufträge  
dürfen die Parteien keine wesentlichen Ände-
rungen an den Bedingungen der Rahmenverein- 
barung vornehmen.

(2) Aufträge, die aufgrund einer gemäß § 154 
abgeschlossenen Rahmenvereinbarung vergeben 
werden sollen, werden gemäß den in Abs. 3 bis 9  
beschriebenen Verfahren vergeben. Diese Ver-
fahren sind nur zwischen dem öffentlichen Auf- 
traggeber bzw. den öffentlichen Auftraggebern und 
jenem Unternehmer bzw. jenen Unternehmern 
zulässig, die von Anfang an Parteien der Rahmen- 
vereinbarung waren und die in der Bekannt- 
machung oder in der Aufforderung zur Angebots- 
abgabe gemäß § 154 Abs. 1 eindeutig identifiziert 
wurden.

(3) Wird eine Rahmenvereinbarung mit einem 
einzigen Unternehmer abgeschlossen, so kann 
der Zuschlag hinsichtlich der auf dieser Rahmen-
vereinbarung beruhenden Aufträge

1.	 unmittelbar dem aufgrund der Bedingungen 
der Rahmenvereinbarung gelegten Ange-
bot nach den in den Ausschreibungsunter-
lagen der Rahmenvereinbarung genannten 
Bedingungen erteilt werden, oder

2.	 der öffentliche Auftraggeber kann den 
Unternehmer zuerst schriftlich auffordern, 
sein Angebot
a)	 auf der Grundlage der ursprünglichen 

Bedingungen der Rahmenvereinbarung 
für die Vergabe der Aufträge oder

b)	 sofern nicht alle Bedingungen für die 
Vergabe der Aufträge in der Rahmen- 
vereinbarung selbst festgelegt sind,  
auf der Grundlage der vervollständigten  

Bedingungen der Rahmenvereinbarung 
für die Vergabe der Aufträge oder

c)	 auf der Grundlage von anderen, in den 
Ausschreibungsunterlagen der Rahmen- 
vereinbarung genannten Bedingungen

erforderlichenfalls zu verbessern, zu ver-
vollständigen oder abzuändern und erst 
danach den Zuschlag nach den in der  
Ausschreibung der Rahmenvereinbarung 
genannten Bedingungen erteilen.

(4) Wird eine Rahmenvereinbarung mit meh-
reren Unternehmern abgeschlossen, so kann der 
Zuschlag für die auf dieser Rahmenvereinbarung 
beruhenden Aufträge

1.	 unmittelbar aufgrund der Bedingungen der 
Rahmenvereinbarung ohne erneuten Auf-
ruf zum Wettbewerb, oder

2.	 nach erneutem Aufruf der Parteien zum 
Wettbewerb oder

3.	 teilweise ohne erneuten Aufruf zum Wett-
bewerb und teilweise nach erneutem Aufruf 
der Parteien zum Wettbewerb

erteilt werden.
(5) Sofern alle Bedingungen für die Vergabe  

eines Auftrages in der Rahmenvereinbarung 
selbst festgelegt sind, kann der Zuschlag ohne 
erneuten Aufruf zum Wettbewerb einer Partei  
der Rahmenvereinbarung erteilt werden. In der  
Ausschreibung für eine derartige Rahmenver- 
einbarung sind die Zuschlagskriterien für die auf 
dieser Rahmenvereinbarung beruhenden Auf- 
träge festzulegen. Sollen Aufträge gemäß  
Abs.  4 Z  3 teilweise ohne und teilweise nach 
erneutem Aufruf zum Wettbewerb vergeben  
werden, so sind in den Ausschreibungsunterlagen 
der Rahmenvereinbarung darüber hinaus

1.	 die Möglichkeit der Inanspruchnahme der 
Zuschlagserteilung gemäß Abs. 4 Z 3,

2.	 die objektiven Kriterien, die der Entschei-
dung zugrunde liegen, ob bestimmte Leis-
tungen teilweise ohne und teilweise nach 
erneutem Aufruf zum Wettbewerb ver- 
geben werden und

3.	 jene Bedingungen der Rahmenverein- 
barung, welche einem erneuten Aufruf  
zum Wettbewerb unterliegen können,

festzulegen. Die Möglichkeit der Vergabe teil- 
weise ohne und teilweise nach erneutem Aufruf 
zum Wettbewerb gemäß Abs. 4 Z 3 besteht auch 
für jene Lose einer Rahmenvereinbarung, für 
deren Vergabe alle Bedingungen in der Rahmen-
vereinbarung festgelegt sind, ungeachtet dessen, 
ob alle Bedingungen für andere Lose derselben 
Rahmenvereinbarung festgelegt wurden.
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(6) Sofern nicht alle Bedingungen für die Ver-
gabe eines Auftrages in der Rahmenvereinbarung 
selbst festgelegt sind, kann der erneute Aufruf  
der Parteien zum Wettbewerb gemäß Abs. 4 Z 2

1.	 auf der Grundlage der ursprünglichen und 
nunmehr vervollständigten Bedingungen 
der Rahmenvereinbarung für die Vergabe 
der Aufträge, oder

2.	 auf der Grundlage von anderen, in der 
Ausschreibung der Rahmenvereinbarung 
genannten Bedingungen

erfolgen.
(7) Bei einem erneuten Aufruf der Parteien 

zum Wettbewerb gemäß Abs. 4 Z 2 oder 3 kann 
der öffentliche Auftraggeber, sofern Abs. 8 und 9 
nicht zur Anwendung kommen, den Zuschlag ent- 
weder nach Durchführung einer elektronischen 
Auktion oder nach Durchführung des nachfolgen-
den Verfahrens erteilen:

1.	 Vor der Vergabe jedes Einzelauftrages 
konsultiert der öffentliche Auftraggeber 
schriftlich jene Parteien der Rahmenverein- 
barung, die in der Lage sind, die konkret 
nachgefragte Leistung zu erbringen.

2.	 Der öffentliche Auftraggeber setzt eine 
angemessene Frist für die Abgabe neu-
er Angebote für jeden Einzelauftrag fest; 
dabei hat der öffentliche Auftraggeber ins-
besondere die Komplexität des Auftrags-
gegenstandes und die für die Übermittlung  
der Angebote und der sonstigen Unter- 
lagen erforderliche Zeit zu berücksichtigen.

3.	 Die Angebote sind schriftlich einzureichen 
und dürfen bis zum Ablauf der Angebotsfrist 
nicht geöffnet werden.

4.	 Der Zuschlag ist dem gemäß dem oder 
den auf Grundlage der Ausschreibungs-
unterlagen der Rahmenvereinbarung fest- 
gelegten Zuschlagskriterium bzw. Zu- 
schlagskriterien am besten bewerteten  
Angebot zu erteilen. Die Gründe für die  
Zuschlagsentscheidung sind schriftlich  
festzuhalten. Hinsichtlich des Zuschlages 
gelten die §§ 143 bis 145.

(8) Wurde mit einer oder mehreren Parteien 
eine Rahmenvereinbarung aufgrund von Ange- 
boten in Form elektronischer Kataloge abge-
schlossen, so kann der öffentliche Auftraggeber 
vorschreiben, dass der erneute Aufruf dieser Par-
teien zum Wettbewerb gemäß Abs. 4 Z 2 oder 3  
auf der Grundlage aktualisierter Kataloge erfolgt. 
In diesem Fall kann der Zuschlag für die auf dieser 
Rahmenvereinbarung beruhenden Aufträge ent-
weder

1.	 nach Aufforderung an die Parteien der 
Rahmenvereinbarung, ihre elektronischen 
Kataloge an die Anforderungen des Auf- 
trages anzupassen und erneut einzu- 
reichen oder

2.	 – sofern diese Vorgangsweise in der Aus-
schreibung der Rahmenvereinbarung be- 
kannt gegeben wurde – nach Unterrichtung 
der Parteien darüber, dass der öffentliche 
Auftraggeber beabsichtigt, den bereits ein-
gereichten elektronischen Katalogen jene 
Informationen zu entnehmen, die erforder-
lich sind, um Angebote zu erstellen, die den 
Anforderungen des Auftrages entsprechen,

erfolgen.
(9) Bei einem erneuten Aufruf der Parteien 

zum Wettbewerb gemäß Abs. 8 Z 2 hat der öffent- 
liche Auftraggeber den betreffenden Parteien 
der Rahmenvereinbarung den Tag und den Zeit-
punkt bekannt zu geben, zu dem jene Informa- 
tionen den eingereichten elektronischen Kata-
logen entnommen werden sollen, die zur Erstel-
lung der Angebote, die den Anforderungen des 
Auftrages entsprechen, notwendig sind. Mit  
dieser Bekanntgabe hat der öffentliche Auftrag-
geber den Parteien eine angemessene Frist ein- 
zuräumen, um vor dem bekannt gegebenen Zeit-
punkt entweder ihren Katalog entsprechend zu 
aktualisieren oder die Erstellung eines Ange- 
botes auf diese Weise abzulehnen. Der öffentliche  
Auftraggeber hat vor der Erteilung des Zuschla-
ges dem in Aussicht genommenen Zuschlags-
empfänger die aus dessen elektronischen Kata-
log entnommenen Informationen zu übermitteln 
bzw. bereitzustellen und eine angemessene Frist 
festzusetzen, binnen der der in Aussicht ge- 
nommene Zuschlagsempfänger gegen das sol-
cherart erstellte Angebot Einspruch erheben kann, 
weil das Angebot Fehler enthält, oder binnen  
der zu bestätigen ist, dass das Angebot fehlerfrei 
ist.

(10) Auf den Widerruf eines Verfahrens gemäß 
Abs. 3 bis 9 sind die §§ 148 bis 150 sinngemäß 
anzuwenden.

3. Abschnitt  
Bestimmungen betreffend die Durch-
führung von elektronischen Auktionen

Allgemeines
§ 156. (1) Eine elektronische Auktion ist ein ite-

ratives, ausschließlich elektronisches Verfahren 
zur Ermittlung des Angebotes, dem der Zuschlag 
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erteilt werden soll. Hierbei werden nach einer  
ersten vollständigen Bewertung der Angebote  
jeweils neue, nach unten korrigierte Preise bzw. 
neue, auf bestimmte Komponenten der An- 
gebote abstellende Werte vorgelegt, sodass auf-
grund einer automatischen Klassifikation dieser 
neuen Angebote die Zuweisung einer Rangfolge 
ermöglicht wird.

(2) Sofern ein offenes Verfahren, ein nicht 
offenes Verfahren oder ein Verhandlungsver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung durch- 
geführt wird oder Aufträge aufgrund einer Rahmen- 
vereinbarung gemäß § 155 Abs. 7 oder aufgrund 
eines dynamischen Beschaffungssystems gemäß 
§  162 vergeben werden sollen, kann das An- 
gebot, dem der Zuschlag erteilt werden soll, auch 
im Wege einer elektronischen Auktion ermittelt 
werden.

(3) Der Durchführung von Auktionen ist eine 
Auktionsordnung zugrunde zu legen, die Teil der 
Ausschreibungsunterlagen ist und zumindest  
folgenden Inhalt aufzuweisen hat:

1.	 Registrierungs- und Identifizierungserfor- 
dernisse,

2.	 alle relevanten Angaben zur verwendeten  
elektronischen Vorrichtung, mit der die  
Auktion durchgeführt werden soll, sowie 
zu den technischen Modalitäten und den 
Merkmalen der Anschlussverbindung,

3.	 die Komponenten (Preis, sonstige An- 
gebotsteile), deren Werte Gegenstand der 
Auktion sind,

4.	 gegebenenfalls die sich aus den Spezifi- 
kationen des Auftragsgegenstandes er- 
gebenden Obergrenzen der zu auktionie-
renden Werte,

5.	 alle notwendigen Angaben zum Ablauf der 
Auktion, insbesondere die Bedingungen, 
unter denen die Bieter Angebote abgeben 
können, und die Mindestabstände, die bei 
der Angebotsabgabe gegebenenfalls ein-
zuhalten sind,

6.	 den Zeitpunkt des Beginns und die Modali-
tät der Beendigung der Auktion,

7.	 gegebenenfalls Ausscheidensgründe,
8.	 gegebenenfalls Termine,
9.	 die Internetadresse, auf der das aktuell 

niedrigste Angebot bzw. bei einer sonstigen 
elektronischen Auktion die aktuelle Rei-
hung der Teilnehmer während der Auktion 
bekannt gegeben wird,

10.	eine Beschreibung der Informationen, die 
den Bietern während der Auktion über-
mittelt oder zur Verfügung gestellt werden  

sowie gegebenenfalls der Zeitpunkt bzw. 
die Phase der Auktion, zu der diese Infor-
mationen ihnen zur Verfügung gestellt  
werden, und

11.	 gegebenenfalls das Vadium.
(4) Vor der Durchführung der Auktion sind die 

im vorangehenden Vergabeverfahren eingereich-
ten Angebote zu prüfen und anhand des bekannt 
gegebenen Zuschlagskriteriums oder anhand  
der bekannt gegebenen Zuschlagskriterien einer 
ersten Angebotsbewertung zu unterziehen.

(5) Bietern, deren Angebote nicht ausgeschie- 
den wurden, ist Gelegenheit zur Teilnahme an der 
Auktion zu geben.

Allgemeine Bestimmungen betreffend die 
Durchführung von elektronischen Auktionen

§  157. (1) Alle Bieter, die in dem der Auk- 
tion gemäß §  156 Abs.  2 vorangegangenen  
Verfahren für geeignet befunden wurden und die 
Angebote unterbreitet haben, die den Anforde- 
rungen der §§  125 bis 129 entsprochen haben, 
sind gleichzeitig aufzufordern, gemäß den Fest-
legungen in der Ausschreibung neue Preise bzw. 
neue Werte für die zu auktionierenden Kompo-
nenten vorzulegen. Ab diesem Zeitpunkt ist die 
Verbindung gemäß den Angaben in der Auktions- 
ordnung betreffend die elektronische Vorrichtung 
zu nutzen. Der Aufforderung ist das Ergebnis 
der ersten Angebotsbewertung des betreffenden  
Bieters anzuschließen. Der öffentliche Auftragge-
ber hat allen zur Auktion zugelassenen Bietern 
ab dem Zeitpunkt der Absendung der Auffor- 
derung zur Teilnahme an der Auktion alle die  
Auktion betreffenden Unterlagen gemäß § 89 zur 
Verfügung zu stellen. Eine elektronische Auktion 
darf frühestens zwei Arbeitstage nach Absendung 
der Aufforderung zur Teilnahme an einer Auktion 
beginnen und kann mehrere aufeinander folgende 
Phasen umfassen.

(2) Die Identität der Teilnehmer an der Auktion ist  
bis zum Abschluss der Auktion geheim zu halten.

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann eine elek-
tronische Auktion beenden

1.	 zu einem in der Aufforderung zur Teilnahme 
an der Auktion fixierten Zeitpunkt (Angabe 
des Datums und der Uhrzeit), oder

2.	 wenn binnen einer bestimmten, in der Auf- 
forderung zur Teilnahme an der Auktion 
festgelegten Zeitspanne keine neuen An- 
gebote, die das Minimum der Angebots- 
stufen erreichen oder übersteigen, abge- 
geben werden, mit Ablauf dieser Zeit- 
spanne, oder
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3.	 mit Abschluss der letzten in der Auffor- 
derung zur Teilnahme an der Auktion fest-
gelegten Auktionsphase, oder

4.	 wenn sachliche Gründe den Abbruch der 
Auktion rechtfertigen.

Falls eine Vorgangsweise gemäß Z 3, gegebenen-
falls kombiniert mit einer Vorgangsweise gemäß 
Z 2, gewählt wird, so legt der öffentliche Auftrag- 
geber in der Aufforderung zur Teilnahme an der 
Auktion den Zeitplan für jede Auktionsphase fest.

(4) Bei einer Vorgangsweise gemäß Abs.  3 
Z 2 kann der öffentliche Auftraggeber nach jeder 
Auktionsphase die Angebote jener Teilnehmer 
ausscheiden, die keine neuen Angebote oder 
nur Angebote abgegeben haben, die das ge- 
gebenenfalls festgelegte Minimum der Angebots- 
stufen nicht erreicht oder überstiegen haben. Der 
öffentliche Auftraggeber hat die Teilnehmer, deren 
Angebote ausgeschieden wurden, unverzüglich  
zu verständigen.

(5) Der öffentliche Auftraggeber hat sicherzu-
stellen, dass Teilnehmer, deren Angebote gemäß  
Abs.  4 ausgeschieden wurden, an der weiteren 
Auktion nicht mehr teilnehmen können.

(6) Nach Beendigung einer Auktion ist unver-
züglich der Name des erfolgreichen Bieters samt 
Auftragssumme unter der in der Auktionsordnung 
festgelegten Internetadresse bekannt zu geben. 
Im Falle der Durchführung einer sonstigen elektro- 
nischen Auktion sind den nicht erfolgreichen 
Bietern unverzüglich und gleichzeitig überdies  
die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes 
mitzuteilen, sofern diese Gründe nicht bereits auf- 
grund der gemäß der Auktionsordnung zu  
übermittelnden bzw. bereitzustellenden Informa- 
tionen unmittelbar ersichtlich sind. Die Bekannt- 
gabe bzw. Mitteilung gilt als Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung im Sinne des §  143. Als 
Zeitpunkt der Übermittlung bzw. Bereitstellung im 
Sinne des § 144 gilt der Zeitpunkt der erstmaligen 
Verfügbarkeit der Information gemäß dem ersten 
Satz im Internet bzw. der Zeitpunkt der Übermitt-
lung bzw. Bereitstellung der Mitteilung gemäß dem 
zweiten Satz.

(7) Der Abbruch einer Auktion gilt als Widerruf 
im Sinne des § 149. § 150 gilt sinngemäß mit der 
Maßgabe, dass

1.	 bei der Mitteilung der Widerrufsentschei-
dung die für den Abbruch ausschlag- 
gebenden Gründe den Bietern unter der in 
der Auktionsordnung festgelegten Internet- 
adresse bekannt zu geben sind, und

2.	 als Zeitpunkt der Absendung der Wider- 
rufsentscheidung der Zeitpunkt der erst- 

maligen Verfügbarkeit der Information ge- 
mäß Z 1 im Internet gilt.

Besondere Bestimmungen für die Durchfüh-
rung von einfachen elektronischen Auktionen

§  158. (1) Bei einfachen elektronischen Auk- 
tionen sind nur Angebote betreffend den Preis 
zulässig.

(2) Während der Auktion ist jedem Bieter vom 
öffentlichen Auftraggeber unverzüglich jedenfalls 
der aktuell niedrigste Preis und die aktuelle Positi-
onierung aller Angebote unter der in der Auktions- 
ordnung festgelegten Internetadresse bekannt 
zu geben. Darüber hinaus können auch andere 
Informationen als der aktuell niedrigste Preis, wie 
etwa die Anzahl der Teilnehmer an der jeweiligen  
Auktionsphase, unter der in der Auktionsordnung 
festgelegten Internetadresse bekannt gegeben 
werden.

(3) Der Zuschlag ist unter Berücksichtigung der 
zuletzt abgegebenen Angebote der zuletzt an der 
Auktion beteiligten Bieter dem Angebot mit dem 
niedrigsten Preis zu erteilen.

Besondere Bestimmungen für 
die Durchführung von sonstigen  
elektronischen Auktionen

§ 159. (1) In der Aufforderung zur Teilnahme an 
der Auktion hat der öffentliche Auftraggeber jene 
mathematische Formel anzugeben, nach der bei 
der elektronischen Auktion die automatische Neu-
reihung entsprechend den vorgelegten neuen 
Werten (betreffend Preis oder sonstige Angebots-
teile) vorgenommen wird. Aus dieser Formel hat 
auch die Gewichtung aller in der Ausschreibung 
festgelegten Zuschlagskriterien für die Ermittlung 
des technisch und wirtschaftlich günstigsten An- 
gebotes hervorzugehen. Die Zuschlagskriterien 
sind in fixen Werten vorab festzulegen; die An- 
gabe von Zuschlagskriterien im Wege der Fest-
legung einer Marge, innerhalb der sich das Krite-
rium befindet, ist, ebenso wie die bloße Reihung 
der Bedeutung der Zuschlagskriterien, unzu- 
lässig. Wurden zulässigerweise Alternativan- 
gebote eingereicht, so muss für jedes Alternativ- 
angebot eine eigene mathematische Formel an- 
gegeben werden.

(2) Während der Auktion ist jedem Bieter vom 
öffentlichen Auftraggeber unverzüglich die aktu-
elle Positionierung seines Angebotes unter der 
in der Auktionsordnung festgelegten Internetad-
resse bekannt zu geben. Darüber hinaus können 
auch andere Informationen wie etwa der aktuell 
niedrigste Preis oder die Anzahl der Teilnehmer  
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an der jeweiligen Auktionsphase unter der in der  
Auktionsordnung festgelegten Internetadresse be- 
kannt gegeben werden.

(3) Der Zuschlag ist unter Berücksichtigung 
der zuletzt abgegebenen Angebote der zuletzt an  
der Auktion beteiligten Bieter dem technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebot zu erteilen.

4. Abschnitt  
Bestimmungen über das Einrichten 
und den Betrieb eines und die Ver
gabe von Aufträgen aufgrund eines 
dynamischen Beschaffungssystems

Allgemeines
§  160. (1) Aufträge können aufgrund eines 

dynamischen Beschaffungssystems vergeben 
werden, sofern

1.	 das dynamische Beschaffungssystem unter 
Beachtung der Bestimmungen des §  161 
eingerichtet wurde und

2.	 bei der Vergabe des auf dem dynamischen 
Beschaffungssystem beruhenden Auf- 
trages § 162 beachtet wird.

(2) Ein dynamisches Beschaffungssystem 
darf ausschließlich auf elektronischem Weg ein- 
gerichtet und betrieben werden. Die gesamte 
Kommunikation hat ausschließlich auf elektroni-
schem Weg zu erfolgen.

Einrichten und Betrieb eines  
dynamischen Beschaffungssystems

§ 161. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat ein 
dynamisches Beschaffungssystem nach Durch-
führung eines nicht offenen Verfahrens mit vorhe-
riger Bekanntmachung ohne Zuschlagserteilung 
einzurichten. Er kann Aufträge bereits im Zuge  
der Einrichtung des dynamischen Beschaffungs-
systems gemäß § 162 vergeben.

(2) Der öffentliche Auftraggeber hat den kosten- 
losen, direkten, uneingeschränkten und voll- 
ständigen elektronischen Zugang zu den Aus-
schreibungsunterlagen und allen sonstigen für 
das dynamische Beschaffungssystem relevanten 
Unterlagen während der gesamten Laufzeit des 
dynamischen Beschaffungssystems zu gewähr-
leisten. In den Ausschreibungsunterlagen sind 
jedenfalls festzulegen:

1.	 der Gegenstand und der voraussicht- 
liche Umfang der in Aussicht genommenen 
Leistungen, die Gegenstand des dynami-
schen Beschaffungssystems sind,

2.	 alle erforderlichen Informationen betreffend 

das dynamische Beschaffungssystem,  
insbesondere seine Funktionsweise und 
Gültigkeitsdauer, die verwendete elektro-
nische Ausrüstung sowie die technischen 
Vorkehrungen und Merkmale der Ver- 
bindung,

3.	 gegebenenfalls jede Einteilung in nach 
sachlichen Merkmalen definierte Kate- 
gorien von Waren, Bauleistungen oder 
Dienstleistungen; in diesem Fall sind die  
notwendigen Nachweise gemäß den §§ 80 
bis 82, 84, 85 und 87 für jede Kategorie ge- 
sondert festzulegen,

4.	 die allfällige Verwendung von elektroni-
schen Katalogen gemäß § 102,

5.	 das allfällige Erfordernis, dem Teilnahme-
antrag einen elektronischen Katalog bei- 
zufügen, und

6.	 die allfällige Verwendung von elektro
nischen Katalogen für die Abgabe eines 
Angebotes. In diesem Fall hat der öffent-
liche Auftraggeber überdies anzugeben, ob 
er beabsichtigt, von bereits eingereichten 
elektronischen Katalogen jene Informati-
onen zu entnehmen, die erforderlich sind, 
um Angebote zu erstellen, die den Anforde-
rungen eines Auftrages entsprechen.

(3) Sobald die erste gesonderte Aufforderung 
zur Angebotsabgabe im Rahmen des dynami-
schen Beschaffungssystems übermittelt bzw. 
bereitgestellt worden ist, kann während der ge- 
samten Laufzeit eines dynamischen Beschaf-
fungssystems jeder Unternehmer jederzeit einen 
Teilnahmeantrag stellen. Der öffentliche Auf- 
traggeber hat binnen einer Frist von 10 Arbeits- 
tagen ab Einlangen des Teilnahmeantrages fest- 
zustellen, ob es sich um einen gemäß der Aus-
schreibung geeigneten Bieter handelt. In begrün-
deten Fällen kann der öffentliche Auftraggeber  
diese Frist auf 15  Arbeitstage verlängern, ins- 
besondere wenn zusätzliche Unterlagen geprüft  
werden müssen oder auf sonstige Art und  
Weise überprüft werden muss, ob die Eignung 
des Bewerbers vorliegt. Unbeschadet davon  
kann der öffentliche Auftraggeber, solange die  
erste gesonderte Aufforderung zur Angebots- 
abgabe im Rahmen des dynamischen Beschaf-
fungssystems noch nicht übermittelt bzw. bereit-
gestellt wurde, die Frist zur Bewertung der Teil- 
nahmeanträge verlängern. Während dieser 
Frist darf keine gesonderte Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe erfolgen. Der öffentliche Auftrag- 
geber hat die Dauer einer derartigen Fristver- 
längerung in der Ausschreibung festzulegen.
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(4) Der öffentliche Auftraggeber hat alle geeig-
neten Bewerber zum dynamischen Beschaf-
fungssystem zuzulassen. Eine Begrenzung der 
Anzahl der Teilnehmer an einem dynamischen Be- 
schaffungssystem ist unzulässig. Der Bewerber 
ist von der Entscheidung über die Zulassung oder 
Nicht-Zulassung unverzüglich zu verständigen. 
In dieser Mitteilung sind die Gründe für die Nicht-
Zulassung bekannt zu geben.

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann von den 
zum dynamischen Beschaffungssystem zuge-
lassenen Teilnehmern während dessen Laufzeit 
jederzeit die Übermittlung einer aktualisierten 
Eigenerklärung gemäß § 80 Abs. 2 bzw. die Vor- 
lage, Vervollständigung bzw. Erläuterung be- 
stimmter Nachweise gemäß §  80 Abs.  3 binnen 
fünf Arbeitstagen ab Aufforderung verlangen.

(6) Für die Einrichtung, den Betrieb und die 
Teilnahme an einem dynamischen Beschaffungs- 
system darf der öffentliche Auftraggeber den 
Unternehmern keine Kosten verrechnen.

(7) Auf den Widerruf eines dynamischen Be- 
schaffungssystems sind die §§ 148 bis 150 sinn-
gemäß anzuwenden.

Vergabe von Aufträgen aufgrund  
eines dynamischen Beschaffungssystems

§ 162. (1) Aufträge, die aufgrund eines gemäß 
§  161 eingerichteten und betriebenen dynami-
schen Beschaffungssystems vergeben werden 
sollen, können ausschließlich an die zugelasse-
nen Teilnehmer des dynamischen Beschaffungs-
systems gemäß Abs. 2 bis 5 vergeben werden.

(2) Sofern nicht ein Auftrag gemäß Abs. 4 ver- 
geben werden soll, hat für die Vergabe jedes Auf- 
trages eine gesonderte Aufforderung zur Ange-
botsabgabe zu erfolgen.

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat alle zuge- 
lassenen Teilnehmer gleichzeitig aufzufordern, 
Angebote abzugeben. Sofern der öffentliche Auf-
traggeber dies in der Ausschreibung festgelegt 
hat, sind Angebote in Form eines elektronischen 
Kataloges abzugeben. Die Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe hat die in Anhang  XV ange- 
führten Angaben sowie einen Verweis auf die 
elektronische Adresse zu enthalten, unter der 
die Ausschreibungsunterlagen gemäß §  161 
Abs. 2 zur Verfügung gestellt wurden. Wurde das 
dynamische Beschaffungssystem in Kategorien 
von Waren, Bauleistungen oder Dienstleistun-
gen untergliedert, so hat der öffentliche Auftrag- 
geber alle für die entsprechende Kategorie zu- 
gelassenen Unternehmer zur Angebotsabgabe 
aufzufordern.

(4) Sofern der öffentliche Auftraggeber die Ver-
wendung von elektronischen Katalogen für die 
Abgabe eines Angebotes in der Ausschreibung  
vorgesehen hat und dem Teilnahmeantrag ein 
den Anforderungen gemäß § 102 entsprechender  
elektronischer Katalog beigefügt war, kann der 
öffentliche Auftraggeber den betreffenden zuge-
lassenen Teilnehmern gleichzeitig den Tag und 
den Zeitpunkt bekannt geben, zu dem jene Infor- 
mationen den eingereichten elektronischen Kata- 
logen entnommen werden sollen, die zur Er- 
stellung der Angebote, die den Anforderungen  
des Auftrages entsprechen, notwendig sind. Mit 
dieser Bekanntgabe hat der öffentliche Auftrag- 
geber den Teilnehmern eine angemessene Frist 
einzuräumen, um vor dem bekannt gegebenen 
Zeitpunkt entweder ihren Katalog entsprechend 
auszufüllen oder zu aktualisieren oder die Er- 
stellung eines Angebotes auf diese Weise ab- 
zulehnen. Der öffentliche Auftraggeber hat vor  
der Erteilung des Zuschlages jedem betreffen-
den Teilnehmer des dynamischen Beschaffungs-
systems die aus dessen elektronischen Kata-
log entnommenen Informationen zu übermitteln 
bzw. bereitzustellen und eine angemessene Frist 
festzusetzen, binnen der der Teilnehmer gegen 
das solcherart erstellte Angebot Einspruch er- 
heben kann, weil das Angebot Fehler enthält, oder  
binnen der zu bestätigen ist, dass das Angebot 
fehlerfrei ist.

(5) Sofern dies in der Ausschreibung vorge- 
sehen ist, können die festgelegten Zuschlags- 
kriterien in der Aufforderung zur Angebots- 
abgabe präzisiert werden. Der Zuschlag ist dem 
gemäß dem oder den in der Ausschreibung zur  
Einrichtung des dynamischen Beschaffungs-
systems festgelegten Zuschlagskriterium bzw. 
Zuschlagskriterien am besten bewerteten Angebot 
zu erteilen.

(6) Auf den Widerruf der Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe sind die §§  149 und 150 sinn- 
gemäß anzuwenden.

5. Abschnitt  
Bestimmungen über Wettbewerbe

Allgemeines
§  163. Für die Durchführung von Wettbe- 

werben gelten ausschließlich die Bestimmungen 
dieses Abschnittes, der 1. Teil, die §§  4 Abs.  1,  
7 bis 9, 11, 12 Abs. 2 und 3, 13, 16, 20, 21 bis 23, 
26, 27, 30, 32, 42, 45, 48 bis 50, 52, 56, 59, 61, 
62, 64, 66 bis 68, 78 bis 87, 89, 90, 93, der 4. Teil,  
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die §§ 358 bis 362, 364, 369, 370, 372, 373 sowie 
der 6. Teil dieses Bundesgesetzes.

Teilnahme am Wettbewerb
§  164. (1) Der offene Wettbewerb steht allen 

Teilnahmeberechtigten offen.
(2) Beim nicht offenen Wettbewerb ist die An- 

zahl der einzuladenden Teilnehmer entsprechend 
dem Wettbewerbsgegenstand festzulegen. Sie 
darf bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von 
geeigneten Unternehmern jedoch nicht unter drei 
liegen. Die festgelegte Anzahl muss einen echten 
Wettbewerb gewährleisten und ist in der Bekannt-
machung anzugeben. Die Auswahlkriterien haben 
den besonderen Erfordernissen des Wettbewerbs- 
gegenstandes Rechnung zu tragen und sind im 
Vorhinein festzulegen.

(3) Unter Bedachtnahme auf Abs.  5 und 6 ist 
nur geeigneten Bewerbern, die aufgrund der Be- 
kanntmachung rechtzeitig Teilnahmeanträge ge- 
stellt haben, Gelegenheit zur Beteiligung am Wett-
bewerb zu geben.

(4) Die Prüfung der Teilnahmeanträge ist so zu 
dokumentieren, dass alle für die Beurteilung der 
Teilnahmeanträge wesentlichen Umstände nach-
vollziehbar sind. Der Bewerber kann die Über-
mittlung oder Bereitstellung des Teiles der Doku-
mentation verlangen, der seinen Teilnahmeantrag 
betrifft

(5) Langen mehr Teilnahmeanträge als die vom 
öffentlichen Auftraggeber festgelegte Anzahl von 
einzuladenden Teilnehmern ein, so hat der öffent- 
liche Auftraggeber unter den geeigneten Bewer-
bern anhand der Auswahlkriterien die besten 
Bewerber auszuwählen. Die maßgeblichen Grün-
de für die Auswahl sind in nachvollziehbarer Form 
festzuhalten. Der öffentliche Auftraggeber hat  
alle Bewerber von dieser Entscheidung unver- 
züglich, jedenfalls aber acht Tage nach Abschluss 
der Auswahl zu verständigen. Auf Verlangen sind 
den nicht zur Teilnahme am Wettbewerb einge- 
ladenen Bewerbern die Gründe der Nicht-Zu- 
lassung bekannt zu geben, sofern nicht die  
Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäfts- 
interessen eines Unternehmers widersprechen  
oder dem freien und lauteren Wettbewerb scha-
den würde.

(6) Langen weniger Teilnahmeanträge von ge- 
eigneten Unternehmern als die vom öffentlichen 
Auftraggeber festgelegte Anzahl von einzuladen- 
den Teilnehmern ein, so kann der öffentliche  
Auftraggeber zusätzliche geeignete Unternehmer 
in den Wettbewerb einbeziehen.

(7) Zu geladenen Wettbewerben sind mindes-
tens drei Unternehmer einzuladen. Die Aufforde-
rung zur Vorlage von Wettbewerbsarbeiten hat nur 
an geeignete Unternehmer zu erfolgen.

(8) Bei Ideenwettbewerben kann – soweit dies 
aufgrund des Wettbewerbsgegenstandes nicht 
erforderlich ist – auf die Prüfung der Eignung ver-
zichtet werden.
Durchführung von Wettbewerben

§ 165. (1) In der Bekanntmachung eines offe-
nen oder nicht offenen Wettbewerbes sind die Be- 
urteilungskriterien für das Preisgericht in der  
Reihenfolge ihrer Bedeutung anzugeben. Bei  
geladenen Wettbewerben sind den eingeladenen 
Unternehmern die Beurteilungskriterien für das 
Preisgericht in der Reihenfolge ihrer Bedeutung 
vorab bekannt zu geben.

(2) Die auf die Durchführung des Wettbe- 
werbes anwendbaren Bestimmungen sind den 
an der Teilnahme am Wettbewerb Interessierten 
auf Anfrage, den eingeladenen Unternehmern  
bei geladenen Wettbewerben aber jedenfalls, mit-
zuteilen.

(3) Der Durchführung von Wettbewerben ist 
eine Wettbewerbsordnung zugrunde zu legen, die 
zumindest folgenden Inhalt aufzuweisen hat:

1.	 Vorgangsweise des Preisgerichtes,
2.	 Preisgelder und Vergütungen,
3.	 Verwendungs- und Verwertungsrechte,
4.	 Rückstellung von Unterlagen,
5.	 Beurteilungskriterien,
6.	 Angabe, ob ein oder mehrere Gewinner 

des Wettbewerbes ermittelt werden sollen, 
und im letzteren Fall Angabe der Anzahl der 
Gewinner,

7.	 Ausschlussgründe und
8.	 Termine.
(4) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 

bestehen, die von den Teilnehmern des Wett- 
bewerbes unabhängig sind. Wird von den Wett- 
bewerbsteilnehmern eine bestimmte berufliche  
Qualifikation verlangt, muss mindestens ein Drittel  
der Preisrichter über dieselbe oder eine gleich- 
wertige Qualifikation verfügen.

(5) Das Preisgericht und der öffentliche Auf- 
traggeber dürfen erst nach Ablauf der Frist für 
deren Vorlage vom Inhalt der Wettbewerbs- 
arbeiten (Pläne und Entwürfe) Kenntnis erhalten.

(6) Das Preisgericht ist bei der Auswahl des 
oder der Wettbewerbsgewinner unabhängig. Es 
hat diese Auswahl aufgrund von Wettbewerbs- 
arbeiten, die anonym vorgelegt werden, und nur  
aufgrund der Beurteilungskriterien zu treffen. 
Das Preisgericht hat über die Rangfolge der aus- 
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gewählten Projekte eine Dokumentation zu erstel-
len, in der auf die einzelnen Wettbewerbsarbeiten 
einzugehen ist und in die allfällige Bemerkungen  
des Preisgerichtes sowie gegebenenfalls noch  
zu klärende Fragen betreffend einzelne Wettbe- 
werbsarbeiten aufzunehmen sind. Diese Doku-
mentation ist, falls sie nicht in elektronischer 
Form erstellt wird, von den Preisrichtern zu unter- 
fertigen. Die Bewerber können bei Bedarf aufge- 
fordert werden, zur Klärung bestimmter Aspekte  
der vorgelegten Wettbewerbsarbeiten Antworten 
auf Fragen zu erteilen, die das Preisgericht in der 
Dokumentation festgehalten hat. Über den dar- 
über stattfindenden Dialog zwischen den Preis- 
richtern und den Bewerbern ist ein umfassendes 
Protokoll zu erstellen. Die Anonymität der vorge- 
legten Wettbewerbsarbeiten ist bis zur Auswahl 
des Preisgerichtes bzw. bis zum gegebenenfalls 
stattfindenden Dialog zu wahren. Die Auswahl 
des Preisgerichtes ist dem öffentlichen Auftrag- 
geber zur allfälligen weiteren Veranlassung vor- 
zulegen. Die Sitzungen des Preisgerichtes sind 
nicht öffentlich.

(7) Wettbewerbe können ein- oder mehrstufig 
durchgeführt werden.

(8) Abweichend zu § 163 gilt § 48 Abs. 11 und 12  
nicht im Unterschwellenbereich.

(9) Wird im Anschluss an die Durchführung 
eines Wettbewerbes kein Verhandlungsverfahren 
zur Vergabe eines Diensleistungsauftrages 
durchgeführt, so hat der öffentliche Auftragge-
ber die Entscheidung, an welche Wettbewerbs- 
teilnehmer Preisgelder vergeben werden bzw.  
Zahlungen erfolgen sollen, sowie die Zusammen-
setzung des Preisgerichtes allen Wettbewerbs- 
teilnehmern binnen acht Tagen nach seiner  
Entscheidung bekannt zu geben.

(10) Wird im Anschluss an die Durchführung  
eines Wettbewerbes ein Verhandlungsverfahren  
zur Vergabe eines Dienstleistungsauftrages ge- 
mäß §  37 Abs.  1 Z  7 durchgeführt, so hat der 
öffentliche Auftraggeber die Entscheidung über 
die Nicht-Zulassung zur Teilnahme am Verhand-
lungsverfahren sowie die Zusammensetzung  
des Preisgerichtes den nicht zugelassenen Wett-
bewerbsteilnehmern binnen acht Tagen nach  
seiner Entscheidung bekannt zu geben.

(11) Für den Widerruf eines Wettbewerbes  
gelten die §§  148 bis 150 sinngemäß mit der  
Maßgabe, dass § 148 für die Phase vor Vorlage 
der Wettbewerbsarbeiten und § 149 für die Phase 
nach Vorlage der Wettbewerbsarbeiten gilt.
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1. Hauptstück  
Geltungsbereich, Grundsätze

1. Abschnitt  
Persönlicher Geltungsbereich

Sektorenauftraggeber
§  166. Für Vergabeverfahren von Sektoren-

auftraggebern, das sind Auftraggeber nach den 
§§  167 bis 169, gilt dieses Bundesgesetz mit  
Ausnahme seines 2. Teiles.

Öffentliche Auftraggeber  
als Sektorenauftraggeber

§  167. Soweit ein öffentlicher Auftraggeber  
gemäß § 4 Abs. 1 eine Sektorentätigkeit (§§ 170  
bis 175) ausübt, ist er Sektorenauftraggeber  
(öffentlicher Sektorenauftraggeber).

Öffentliche Unternehmen  
als Sektorenauftraggeber

§ 168. (1) Soweit öffentliche Unternehmen eine 
Sektorentätigkeit (§§ 170 bis 175) ausüben, sind 
sie Sektorenauftraggeber.

(2) Ein öffentliches Unternehmen gemäß Abs. 1 
ist jedes Unternehmen, auf das ein öffentlicher  
Auftraggeber gemäß §  4 Abs.  1 oder ein öffent-
licher Sektorenauftraggeber aufgrund der Eigen-
tumsverhältnisse, der finanziellen Beteiligung oder 
der für das Unternehmen geltenden Vorschriften 
unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden  
Einfluss ausüben kann. Die Ausübung eines be- 
herrschenden Einflusses wird vermutet, wenn ein 
öffentlicher Auftraggeber gemäß § 4 Abs. 1 oder 
ein öffentlicher Sektorenauftraggeber unmittelbar 
oder mittelbar

1.	 die Mehrheit des gezeichneten Kapitals  
des Unternehmens hält oder

2.	 über die Mehrheit der mit den Anteilen am 
Unternehmen verbundenen Stimmrechte 
verfügt oder

3.	 mehr als die Hälfte der Mitglieder des Ver-
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
des Unternehmens bestellen kann.

Private Sektorenauftraggeber
§  169. (1) Soweit Rechtsträger, die weder  

öffentliche Sektorenauftraggeber noch öffent- 
liche Unternehmen sind, eine Sektorentätigkeit  
(§§  170 bis 175) ausüben, sind sie Sektoren- 
auftraggeber, wenn sie die genannte Tätigkeit auf 
der Grundlage von besonderen oder ausschließ- 
lichen Rechten ausüben.

(2) Besondere oder ausschließliche Rechte 
gemäß Abs.  1 sind Rechte, die von der zustän- 
digen Behörde im Wege einer Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschrift gewährt wurden, um die  
Ausübung einer Sektorentätigkeit auf einen oder 
mehrere Rechtsträger zu beschränken und dies 
dazu führt, dass die Möglichkeit der Ausübung  
dieser Sektorentätigkeit durch andere Rechts- 
träger wesentlich eingeschränkt wird. Rechte, 
die aufgrund objektiver Kriterien in einem ange-
messen bekannt gemachten Verfahren oder die 
in einem in Anhang XVIII angeführten Verfahren 
gewährt wurden, sind keine besonderen oder aus-
schließliche Rechte gemäß dem ersten Satz.

2. Abschnitt  
Sektorentätigkeiten

Gas, Wärme und Elektrizität
§ 170. (1) Sektorentätigkeiten im Bereich von 

Gas und Wärme sind:
1.	 die Bereitstellung und das Betreiben fester 

Netze zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Erzeugung, der 
Fortleitung und der Abgabe von Gas und 
Wärme, und

2.	 die Einspeisung von Gas oder Wärme in 
diese Netze.

(2) Die Einspeisung von Gas oder Wärme in 
Netze zur Versorgung der Allgemeinheit durch 
einen Rechtsträger, der kein öffentlicher Auftrag-
geber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des 
Abs. 1, sofern

1.	 die Erzeugung von Gas oder Wärme durch 
diesen Rechtsträger sich zwangsläufig 
aus der Ausübung einer Tätigkeit ergibt, 
die nicht unter die Abs. 1 oder 3 oder die 
§§ 171 oder 172 fällt, und

3. TEIL  
VERGABEVERFAHREN  
FÜR SEKTORENAUFTRAGGEBER
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2.	 die Einspeisung in das öffentliche Netz nur 
darauf abzielt, diese Erzeugung wirtschaft-
lich zu nutzen, und bei Zugrundelegung des 
Mittels der letzten drei Jahre einschließlich 
des laufenden Jahres nicht mehr als 20% 
des Umsatzes des Rechtsträgers aus-
macht.

(3) Sektorentätigkeiten im Bereich der Elektri- 
zität sind:

1.	 die Bereitstellung und das Betreiben fester 
Netze zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Erzeugung, der 
Fortleitung und der Abgabe von Elektrizität, 
und

2.	 die Einspeisung von Elektrizität in diese 
Netze.

(4) Die Einspeisung von Elektrizität in feste  
Netze zur Versorgung der Allgemeinheit durch 
einen Rechtsträger, der kein öffentlicher Auftrag-
geber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des 
Abs. 3, sofern

1.	 die Erzeugung von Elektrizität durch diesen 
Rechtsträger erfolgt, weil der Verbrauch 
der erzeugten Elektrizität für die Ausübung 
einer Tätigkeit erforderlich ist, die nicht 
unter die Abs.  1 oder 3 oder die §§  171 
oder 172 fällt, und

2.	 die Einspeisung in das öffentliche Netz nur 
von dem Eigenverbrauch dieses Rechts- 
trägers abhängt und bei Zugrundelegung 
des Mittels der letzten drei Jahre einschließ-
lich des laufenden Jahres nicht mehr als 
30% der gesamten Energieerzeugung des 
Rechtsträgers ausmacht.

(5) Die Einspeisung im Sinne dieser Bestim-
mung umfasst die Erzeugung bzw. die Produktion 
sowie den Groß- und Einzelhandel mit Ausnahme 
der Förderung von Gas.

Wasser
§  171. (1) Sektorentätigkeiten im Bereich  

Wasser sind:
1.	 die Bereitstellung und das Betreiben fester 

Netze zur Versorgung der Allgemeinheit 
im Zusammenhang mit der Gewinnung, 
der Fortleitung und der Abgabe von Trink- 
wasser, und

2.	 die Einspeisung von Trinkwasser in diese 
Netze.

(2) Die Einspeisung von Trinkwasser in feste  
Netze zur Versorgung der Allgemeinheit durch 
einen Rechtsträger, der kein öffentlicher Auftrag-
geber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des 
Abs. 1, sofern

1.	 die Erzeugung von Trinkwasser durch  
diesen Rechtsträger erfolgt, weil der Ver- 
brauch des erzeugten Trinkwassers für die 
Ausübung einer Tätigkeit erforderlich ist, 
die nicht unter die §§ 170 bis 172 fällt, und

2.	 die Einspeisung in das öffentliche Netz nur 
von dem Eigenverbrauch dieses Rechts- 
trägers abhängt und bei Zugrundelegung 
des Mittels der letzten drei Jahre ein- 
schließlich des laufenden Jahres nicht 
mehr als 30% der gesamten Trinkwasserer-
zeugung des Rechtsträgers ausmacht.

(3) Dieses Bundesgesetz gilt mit Ausnah-
me seines 2.  Teiles auch für die Vergabe von  
Aufträgen und die Durchführung von Wett- 
bewerben durch Sektorenauftraggeber, die eine 
Tätigkeit im Sinne des Abs.  1 ausüben, wenn  
diese Aufträge oder Wettbewerbe

1.	 mit Wasserbauvorhaben sowie Be- und 
Entwässerungsvorhaben im Zusammen-
hang stehen und die dabei erzeugte und  
zur Trinkwasserversorgung bestimmte  
Wassermenge mehr als 20% der mit den  
entsprechenden Vorhaben zur Verfügung  
gestellten Gesamtwassermenge aus- 
macht, oder

2.	 mit der Abwasserbeseitigung oder -behand- 
lung im Zusammenhang stehen.

(4) Die Einspeisung im Sinne dieser Bestim-
mung umfasst die Erzeugung bzw. die Produktion 
sowie den Groß- und Einzelhandel.

Verkehrsleistungen
§  172. (1) Sektorentätigkeiten im Verkehrsbe-

reich sind die Bereitstellung oder das Betreiben 
von Netzen zur Versorgung der Allgemeinheit 
mit Verkehrsleistungen per Eisenbahn, mit auto- 
matischen Systemen, Straßenbahn, Bus, Ober- 
leitungsbus oder Seilbahn.

(2) Im Verkehrsbereich liegt ein Netz vor, wenn 
die Verkehrsleistung gemäß den von einer zustän-
digen Behörde festgelegten Bedingungen erbracht 
wird; dazu gehören die Festlegung der Strecken, 
der Transportkapazitäten und der Fahrpläne.

Postdienste
§  173. (1) Sektorentätigkeiten im Bereich der 

Post sind Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Erbringung von Postdiensten und von sonstigen 
Diensten.

(2) Postdienste im Sinne des Abs.  1 sind  
Dienste, die die Abholung, das Sortieren, den 
Transport und die Zustellung von Postsendungen 
betreffen.
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(3) Sonstige Dienste im Sinne des Abs. 1 sind 
Dienstleistungen, die in den folgenden Bereichen 
erbracht werden:

1.	 Managementdienste für Postversand- 
stellen (Dienste vor und nach dem Ver-
sand), und

2.	 Dienste, die andere als die in Abs.  2 ge- 
nannten Postsendungen, wie etwa nicht  
adressierte Postwurfsendungen, betreffen,

sofern diese Dienste von einer Einrichtung erbracht 
werden, die auch Postdienste im Sinne des  
Abs.  2 erbringt, und die Erbringung dieser Post-
dienste nicht auf Märkten mit freiem Zugang  
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist 
(§ 184).

Förderung von Erdöl und Gas und  
Exploration oder Förderung von Kohle  
oder anderen festen Brennstoffen

§ 174. Sektorentätigkeiten sind Tätigkeiten zur 
Nutzung eines geographisch abgegrenzten Ge- 
bietes zum Zweck der Förderung von Erdöl  
oder Gas oder zum Zweck der Exploration oder 
Förderung von Kohle oder anderen festen Brenn-
stoffen.

Häfen und Flughäfen
§  175. Sektorentätigkeiten im Bereich von 

Häfen und Flughäfen sind Tätigkeiten im Zusam-
menhang mit der Nutzung eines geographisch 
abgegrenzten Gebietes zum Zweck der Bereitstel-
lung von Flughäfen, See- oder Binnenhäfen und 
anderen Verkehrsendeinrichtungen für Beförde-
rungsunternehmen im Luft-, See- oder Binnen-
schifffahrtsverkehr.

Vergabeverfahren,  
die mehrere Sektorentätigkeiten betreffen

§ 176. Bei Vergabeverfahren zur Durchführung 
mehrerer Sektorentätigkeiten kann der Sektoren-
auftraggeber

1.	 getrennte Verfahren für die Zwecke jeder 
einzelnen Sektorentätigkeit durchführen; 
in diesem Fall gelten für die Verfahren die 
jeweils anwendbaren Vorschriften betref-
fend die jeweilige Sektorentätigkeit, oder

2.	 ein einziges Verfahren durchführen, auf  
das – unbeschadet des §  177 – die Vor-
schriften für jene Sektorentätigkeit anzu-
wenden sind, die den Hauptgegenstand 
darstellt.

3. Abschnitt  
Auftragsarten

Auftragsarten
§  177. Für Sektorenauftraggeber gelten die 

Bestimmungen über Auftragsarten (§§ 5 bis 8) des 
2. Teiles dieses Bundesgesetzes.

4. Abschnitt  
Ausnahmen und Freistellungen  
vom Geltungsbereich,  
gemeinsame Auftragsvergabe

Ausgenommene Vergabeverfahren
§ 178. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für
1.	 Aufträge im Verteidigungs- und Sicher- 

heitsbereich, die dem BVergGVS  2012 
unterliegen, sowie für Aufträge, die gemäß 
§ 9 BVergGVS 2012 vom Geltungsbereich 
des BVergGVS 2012 ausgenommen sind,

2.	 Konzessionsvergabeverfahren, die dem 
BVergGKonz 2018 unterliegen, sowie für 
Konzessionsvergabeverfahren, die gemäß 
§ 8 BVergGKonz 2018 vom Geltungs- 
bereich des BVergGKonz 2018 ausge- 
nommen sind,

3.	 Vergabeverfahren, sofern der Schutz  
wesentlicher Sicherheitsinteressen der 
Republik Österreich nicht durch weniger 
einschneidende Maßnahmen gewährleistet 
werden kann,

4.	 Vergabeverfahren, sofern ein Sektorenauf- 
traggeber aufgrund der Anwendung der Be- 
stimmungen dieses Bundesgesetzes ver-
pflichtet würde, Informationen zu übermit-
teln, deren Offenlegung nach Auffassung 
der Republik Österreich ihren wesentlichen 
Sicherheitsinteressen zuwiderlaufen würde 
(Art. 346 Abs. 1 lit. a AEUV),

5.	 Vergabeverfahren, deren Durchführung  
und Ausführung aufgrund von bundes-  
oder landesgesetzlichen Bestimmungen  
für geheim erklärt werden oder deren 
Durchführung und Ausführung aufgrund 
bundes- oder landesgesetzlicher Bestim-
mungen besondere Sicherheitsmaßnah-
men erfordert und die dafür zuständige 
Behörde festgestellt hat, dass der Schutz 
der betreffenden wesentlichen Interessen 
nicht durch weniger einschneidende Maß-
nahmen gewährleistet werden kann,
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6.	 Vergabeverfahren, deren Durchführung an- 
deren verpflichtenden Verfahrensregeln 
unterliegt und die festgelegt wurden
a)	 durch ein Rechtsinstrument, das völker-

rechtliche Verpflichtungen begründet, 
wie eine im Einklang mit den Verträgen 
geschlossene internationale Überein-
kunft zwischen der Republik Österreich 
und einem oder mehreren Drittstaaten 
über Leistungen für ein von den Ver-
tragsparteien gemeinsam zu verwirk- 
lichendes oder zu nutzendes Projekt, 
oder

b)	 durch eine internationale Organisation,
7.	 Vergabeverfahren mit Verteidigungs- oder 

Sicherheitsaspekten, deren Durchführung 
anderen verpflichtenden Verfahrensregeln 
unterliegen und die festgelegt wurden
a)	 durch eine im Einklang mit dem AEUV 

geschlossene internationale Überein-
kunft oder Vereinbarung zwischen der 
Republik Österreich und einem oder 
mehreren Drittstaaten über Leistungen 
für ein von den Vertragsparteien ge-
meinsam zu verwirklichendes oder zu 
nutzendes Projekt, oder

b)	 durch eine internationale, einen be-
stimmten Unternehmer betreffende 
Übereinkunft oder Vereinbarung im Zu-
sammenhang mit dem Aufenthalt von 
Truppen, oder

c)	 durch eine internationale Organisation,
8.	 Vergabeverfahren, die ein Sektorenauf-

traggeber gemäß den Vergaberegeln einer 
internationalen Organisation oder inter- 
nationalen Finanzierungseinrichtung durch-
führt,
a)	 sofern das Vergabeverfahren durch die-

se Organisation oder Einrichtung voll-
ständig finanziert wird, oder

b)	 sofern das Vergabeverfahren durch  
diese Organisation oder Einrichtung 
überwiegend finanziert wird und die Or-
ganisation oder Einrichtung mit dem 
Sektorenauftraggeber die Anwendung 
der Vergabeverfahrensregeln dieser  
Organisation oder Einrichtung verein-
bart hat,

9.	 Dienstleistungsaufträge betreffend
a)	 die Vertretung eines Sektorenauftrag- 

gebers durch einen Rechtsanwalt in
aa)	 einem Schiedsgerichts- oder 

Schlichtungsverfahren in Öster-
reich, in einem anderen Staat oder 

vor einer internationalen Schieds-
gerichts- oder Schlichtungsinstanz 
oder

bb)	 gerichtlichen oder behördlichen 
Verfahren in Österreich, in einem 
anderen Staat oder vor inter- 
nationalen Gerichten oder Einrich-
tungen, oder

b)	 die Rechtsberatung durch einen Rechts-
anwalt zur Vorbereitung eines unter  
lit.  a genannten Verfahrens oder die 
Rechtsberatung durch einen Rechts- 
anwalt, wenn konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen und eine hohe Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass die Ange- 
legenheit, auf die sich die Beratung be-
zieht, Gegenstand eines Verfahrens 
nach lit. a werden wird, oder

c)	 Beglaubigungs- und Beurkundungs-
dienstleistungen, die von Notaren zu er-
bringen sind, oder

d)	 von Treuhändern oder bestellten Vor-
mündern erbrachte Rechtsdienstleis- 
tungen oder sonstige Rechtsdienstleis-
tungen, deren Erbringer durch ein Ge-
richt bestellt oder durch Gesetz dazu 
 bestimmt werden, um bestimmte Auf- 
gaben unter der Aufsicht dieser Ge- 
richte wahrzunehmen, oder

e)	 sonstige Rechtsdienstleistungen, die in 
dem betreffenden Mitgliedstaat – wenn 
auch nur gelegentlich – mit der Aus-
übung von hoheitlichen Befugnissen 
verbunden sind,

10.	Verträge über Erwerb, Miete oder Pacht 
von Grundstücken oder vorhandenen Ge- 
bäuden oder anderem unbeweglichen Ver-
mögen oder Rechten daran, ungeachtet 
deren Finanzierungsmodalitäten,

11.	 Dienstleistungsaufträge an einen öffent- 
lichen Auftraggeber oder an einen öffent- 
lichen Sektorenauftraggeber aufgrund  
eines ausschließlichen Rechtes, das  
dieser aufgrund veröffentlichter, mit dem 
AEUV übereinstimmender Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften innehat,

12.	Dienstleistungsaufträge über Forschungs- 
und Entwicklungsdienstleistungen mit  
Ausnahme jener Dienstleistungsaufträge  
über Forschungs- und Entwicklungs-
dienstleistungen, die unter die CPV-Codes 
73000000‑2 bis 73120000‑9, 73300000‑5, 
73420000‑2 und 73430000‑5 fallen, und
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a)	 deren Ergebnisse ausschließliches  
Eigentum des Sektorenauftraggebers 
für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit sind und

b)	 die vollständig durch den Sektoren- 
auftraggeber vergütet werden,

13.	Aufträge über Schiedsgerichts- und 
Schlichtungsdienstleistungen,

14.	Aufträge über Finanzdienstleistungen im 
Zusammenhang mit der Ausgabe, dem  
Verkauf, dem Ankauf oder der Übertragung 
von Wertpapieren oder anderen Finanz- 
instrumenten im Sinne des §  1 Z  4, 6  
und 7 WAG  2007 und mit der Euro- 
päischen Finanzstabilisierungsfazilität und 
dem Europäischen Stabilitätmechanismus  
durchgeführte Transaktionen,

15.	Aufträge über Kredite und Darlehen, unab-
hängig davon, ob sie im Zusammenhang 
mit der Ausgabe, dem Verkauf, dem Kauf 
oder der Übertragung von Wertpapieren 
oder anderen Finanzinstrumenten stehen 
oder nicht,

16.	Arbeitsverträge,
17.	Dienstleistungsaufträge im Bereich des 

Katastrophenschutzes, des Zivilschutzes  
und der Gefahrenabwehr, die von gemein-
nützigen Organisationen oder Ver- 
einigungen erbracht werden und die  
unter die folgenden CPV-Codes fallen:  
75250000-3 (Dienstleistungen der  
Feuerwehr und von Rettungsdiensten), 
75251000-0 (Dienstleistungen der Feuer-
wehr), 75251100-1 (Brandbekämpfung), 
75251110-4 (Brandverhütung), 75251120-7  
(Waldbrandbekämpfung), 75252000-7  
(Rettungsdienste), 75222000-8 (Zivil- 
verteidigung), 98113100-9 (Dienstleis- 
tungen im Bereich der nuklearen Sicher-
heit) und 85143000-3 (Einsatz von  
Krankenwagen) mit Ausnahme des Ein- 
satzes von Krankenwagen zur Patienten-
beförderung,

18.	Dienstleistungsaufträge über nichtwirt- 
schaftliche Dienstleistungen von allge- 
meinem Interesse,

19.	Aufträge über Ausstrahlungszeit oder Be- 
reitstellung von Sendungen, die an An- 
bieter von audiovisuellen oder Hörfunk- 
mediendiensten vergeben werden,

20.	Liefer- oder Dienstleistungsaufträge eines 
Sektorenauftraggebers an eine zentrale  
Beschaffungsstelle, die Auftraggeber ge- 
mäß diesem Bundesgesetz ist, oder an 

eine zentralen Beschaffungsstelle gemäß 
Art.  2 Z  12 der Richtlinie 2014/25/EU  
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der EU oder mit Sitz in einer sonstigen 
Vertragspartei des EWR-Abkommens, die 
diese Liefer- oder Dienstleistungen zum 
Zweck der Weiterveräußerung an andere 
Sektorenauftraggeber erworben hat,

21.	Aufträge an einen Sektorenauftrag- 
geber gemäß Art.  4 Abs. 1 der Richtlinie 
2014/25/EU, der ein gemeinsamen Ver- 
gabeverfahrens durchführt und seinen Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat der EU 
oder in einer sonstigen Vertragspartei  
des EWR-Abkommens hat,

22.	Dienstleistungsaufträge an eine zentrale 
Beschaffungsstelle, die Auftraggeber ge- 
mäß diesem Bundesgesetz ist, oder an  
eine zentrale Beschaffungsstelle gemäß 
Art.  2 Z  12 der Richtlinie 2014/25/EU  
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat  
der EU oder mit Sitz in einer sonstigen 
Vertragspartei des EWR-Abkommens zur  
Erbringung von zentralen Beschaffungs- 
tätigkeiten oder von zentralen Beschaf-
fungstätigkeiten zusammen mit Neben- 
beschaffungstätigkeiten,

23.	Aufträge, die ein Sektorenauftraggeber 
zum Zweck der Weiterveräußerung oder 
der Vermietung an Dritte vergibt, voraus- 
gesetzt, dass dem Sektorenauftraggeber 
kein besonderes oder ausschließliches 
Recht zum Verkauf oder zur Vermietung 
des Auftragsgegenstandes zusteht und 
dass andere Rechtsträger die Möglichkeit  
haben, ihn unter gleichen Bedingungen 
wie der betreffende Sektorenauftraggeber 
zu verkaufen oder zu vermieten; dies gilt 
nicht für Aufträge, die von einer zentralen 
Beschaffungsstelle zum Zweck der Durch-
führung von zentralen Beschaffungstätig-
keiten vergeben werden,

24.	Vergabeverfahren, die ein Sektorenauf-
traggeber gemäß den §§ 168 oder 169 zu 
anderen Zwecken als der Ausübung seiner 
Sektorentätigkeiten durchführt oder die ein 
Sektorenauftraggeber zur Ausübung von 
Sektorentätigkeiten in einem Staat, der 
nicht Vertragspartei des EWR-Abkommens 
ist, in einer Weise durchführt, die nicht  
mit der physischen Nutzung eines Netzes 
oder geographischen Gebietes im Gebiet 
einer Vertragspartei des EWR-Abkommens 
verbunden ist,



108

25.	Aufträge zum Kauf von Wasser, die von 
Sektorenauftraggebern vergeben werden, 
die eine oder beide der in §  171 Abs.  1 
bezeichneten Sektorentätigkeiten ausüben,

26.	Aufträge zur Lieferung von Energie oder 
von Brennstoffen zur Energieerzeugung, 
die von Sektorenauftraggebern vergeben 
werden, die eine der in § 170 Abs. 1 oder 3  
oder § 174 bezeichneten Tätigkeiten aus-
üben,

27.	Aufträge, die von Sektorenauftraggeber  
vergeben werden und diese in die Lage  
versetzen sollen, in Österreich Strom zu  
erzeugen,

28.	Aufträge, die von Sektorenauftraggebern 
vergeben werden und die die Ausführung 
folgender Dienste in Österreich ermög- 
lichen sollen:
a)	 Geschäftskunden-Standardpaketdienste 

an Geschäftskunden, national und inter- 
national, oder

b)	 Geschäftskunden-Standardpaketdienste 
an Privatkunden, national und inter- 
national, oder

c)	 nationale Expresspaketdienste oder
d)	 Kombifrachtdienste oder 
e)	 Kontraktlogistik oder
f)	 Managementdienste für Poststellen oder
g)	 Mehrwertdienste im Zusammenhang  

mit elektronischen Medien, die gänzlich 
von diesen Medien erbracht werden, 
oder

h)	 Philateliedienste oder
i)	 im eigenen Namen erbrachte Zahlungs-

dienste oder
j)	 Postdienste für adressierte Briefe zwi-

schen Geschäftskunden und zwischen 
Geschäfts- und Privatkunden auf inter-
nationaler Ebene,

29.	Aufträge, die von Sektorenauftraggebern  
vergeben werden und die Bereitstellung 
von Flughafeninfrastruktur für den Fracht- 
verkehr in Österreich ermöglichen sollen, 
und

30.	Vergabeverfahren zur zulässigen Ände- 
rung von Verträgen und Rahmenverein- 
barungen während ihrer Laufzeit gemäß  
§ 365.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat die für die 
Ausnahme vom Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes gemäß Abs.  1 maßgeblichen Gründe 
schriftlich festzuhalten und der Kommission den 
Abschluss jeder Übereinkunft oder Vereinbarung 
gemäß Abs. 1 Z 6 lit. a und Z 7 lit. a mitzuteilen. 

Auf Verlangen der Kommission hat der Sektoren-
auftraggeber Leistungen bzw. Tätigkeiten bekannt 
zu geben, die seiner Auffassung nach unter  
Abs. 1 Z 23 oder 24 fallen.

Ausgenommene  
öffentlich-öffentliche Verhältnisse

§ 179. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht
1.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Sektoren-

auftraggeber durch einen Rechtsträger er- 
bringen lässt,
a)	 über den der öffentliche Sektorenauf-

traggeber eine ähnliche Kontrolle wie 
über seine eigenen Dienststellen aus-
übt,

b)	 mehr als 80% der Tätigkeiten des kon- 
trollierten Rechtsträgers der Ausführung 
der Aufgaben dienen, mit denen er von 
dem die Kontrolle ausübenden öffent- 
lichen Sektorenauftraggeber oder von 
anderen von diesem öffentlichen Sekto-
renauftraggeber kontrollierten Rechts-
trägern betraut wurde, und

c)	 keine direkte private Kapitalbeteiligung 
am kontrollierten Rechtsträger besteht, 
mit Ausnahme nicht beherrschender 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapitalbetei- 
ligung ohne Sperrminorität, die jeweils  
in Übereinstimmung mit dem AEUV 
durch gesetzliche Bestimmungen eines 
Mitgliedstaates vorgeschrieben sind  
und keinen ausschlaggebenden Ein- 
fluss auf den kontrollierten Rechtsträger 
vermitteln.

Eine Kontrolle im Sinne von lit. a liegt vor, 
wenn der öffentliche Sektorenauftraggeber 
einen ausschlaggebenden Einfluss sowohl 
auf die strategischen Ziele als auch auf  
die wesentlichen Entscheidungen des kon-
trollierten Rechtsträgers ausübt. Eine der-
artige Kontrolle kann auch durch einen 
anderen Rechtsträger ausgeübt werden, 
der vom öffentlichen Sektorenauftraggeber 
auf gleiche Weise kontrolliert wird.

2.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Sektoren-
auftraggeber, der Rechtsträger gemäß  
Z 1 ist,
a)	 an den ihn kontrollierenden öffentlichen 

Sektorenauftraggeber vergibt oder
b)	 an einen anderen von dem ihn kontrol-

lierenden öffentlichen Sektorenauftrag-
geber kontrollierten Rechtsträger ver-
gibt, sofern an diesem Rechtsträger  
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keine direkte private Kapitalbeteiligung 
besteht, mit Ausnahme nicht beherr-
schender Formen der privaten Kapital-
beteiligung und Formen der privaten  
Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität, 
die jeweils in Übereinstimmung mit dem 
AEUV durch gesetzliche Bestimmungen 
eines Mitgliedstaates vorgeschrieben 
sind und keinen ausschlaggebenden 
Einfluss vermitteln.

3.	 für Aufträge, die ein öffentlicher Sektoren-
auftraggeber durch einen Rechtsträger er- 
bringen lässt,
a)	 über den der öffentliche Sektorenauf- 

traggeber gemeinsam mit anderen  
öffentlichen Sektorenauftraggebern eine 
ähnliche Kontrolle wie über seine  
eigenen Dienststellen ausübt,

b)	 mehr als 80% der Tätigkeiten des kon- 
trollierten Rechtsträgers der Ausführung 
der Aufgaben dienen, mit denen er  
von den die Kontrolle ausübenden  
öffentlichen Sektorenauftraggebern oder  
von anderen von diesen öffentlichen 
Sektorenauftraggebern kontrollierten 
Rechtsträgern betraut wurde, und

c)	 keine direkte private Kapitalbeteiligung 
am kontrollierten Rechtsträger besteht, 
mit Ausnahme nicht beherrschender 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung 
und Formen der privaten Kapital- 
beteiligung ohne Sperrminorität, die in 
Übereinstimmung mit dem AEUV durch 
gesetzliche Bestimmungen eines Mit-
gliedstaates vorgeschrieben sind und 
keinen ausschlaggebenden Einfluss  
auf den kontrollierten Rechtsträger ver-
mitteln.

(2) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von 
Abs. 1 Z 3 lit. a liegt vor, wenn

1.	 die beschlussfassenden Organe des kont-
rollierten Rechtsträgers sich aus Vertretern 
sämtlicher beteiligter öffentlicher Sektoren-
auftraggeber zusammensetzen, wobei ein-
zelne Vertreter mehrere oder alle beteilig-
ten öffentlichen Sektorenauftraggeber ver-
treten können,

2.	 die beteiligten öffentlichen Sektorenauf- 
traggeber gemeinsam einen ausschlag- 
gebenden Einfluss sowohl auf die strate- 
gischen Ziele als auch auf die wesent- 
lichen Entscheidungen des kontrollierten 
Rechtsträgers ausüben können und

3.	 der kontrollierte Rechtsträger keine Interes-
sen verfolgt, die denen der kontrollierenden 
öffentlichen Sektorenauftraggeber zuwider-
laufen.

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Verträge  
zwischen öffentlichen Sektorenauftraggebern, 
wenn

1.	 der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen 
den beteiligten öffentlichen Sektorenauf-
traggebern begründet oder implementiert, 
mit der sichergestellt werden soll, dass von  
den beteiligten öffentlichen Sektorenauf- 
traggebern zu erbringende öffentliche 
Dienstleistungen im Hinblick auf die Er- 
reichung gemeinsamer Ziele ausgeführt 
werden können,

2.	 die Implementierung dieser Zusammen- 
arbeit ausschließlich durch Überlegungen 
im Zusammenhang mit dem öffentlichen 
Interesse bestimmt wird und

3.	 die beteiligten öffentlichen Sektorenauf-
traggeber auf dem offenen Markt weniger 
als 20% der durch die Zusammenarbeit er- 
fassten Tätigkeiten erbringen.

(4) Zur Ermittlung des prozentualen Anteiles 
der Tätigkeiten gemäß Abs.  1 Z  1 lit.  b, Abs.  1 
Z 3 lit. b und Abs. 3 Z 3 ist der durchschnittliche 
Gesamtumsatz aller während der letzten drei 
Jahre vor der Vergabe des Auftrages oder dem 
Vertragsschluss erbrachten Leistungen oder ein 
geeigneter alternativer, in Relation zu den jewei-
ligen Tätigkeiten stehender Wert heranzuziehen. 
Liegen wegen des Gründungszeitpunktes oder 
des Zeitpunktes der Aufnahme der Geschäfts-
tätigkeit für die letzten drei Jahre keine Angaben 
über den Umsatz oder einen geeigneten alter- 
nativen, in Relation zu den jeweiligen Tätigkeiten  
stehenden Wert vor oder sind diese Daten auf-
grund einer erfolgten Umstrukturierung nicht  
mehr relevant, so genügt es, wenn die Ermittlung 
des Anteiles der Tätigkeiten etwa durch Prog-
nosen über die Geschäftsentwicklung glaubhaft 
gemacht wird.

(5) Die Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 3 sind auch 
auf Sachverhalte anwendbar, bei denen an Stelle 
oder neben einem öffentlichen Sektorenauftrag-
geber ein öffentlicher Auftraggeber oder ein Auf-
traggeber gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 
2014/24/EU bzw. Art. 4 Abs. 1 lit. a erster Fall der 
Richtlinie 2014/25/EU beteiligt ist.

(6) Der öffentliche Sektorenauftraggeber hat 
die für die Ausnahme vom Geltungsbereich die-
ses Bundesgesetzes gemäß Abs. 1 bis 5 maßgeb- 
lichen Gründe schriftlich festzuhalten.
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Gemeinsame grenzüberschreitende Auf- 
tragsvergabe mehrerer Sektorenauftraggeber

§  180. (1) Sektorenauftraggeber, die diesem 
Bundesgesetz unterliegen, können mit Sekto-
renauftraggebern gemäß Art.  4 der Richtlinie  
2014/25/EU mit Sitz in einem anderen Mitglied-
staat der EU oder mit Sitz in einer sonstigen Ver-
tragspartei des EWR-Abkommens vereinbaren, 
Vergabeverfahren gemeinsam durchzuführen. 
Sofern dies nicht bereits in einer im Einklang mit 
dem AEUV geschlossenen internationalen Über-
einkunft oder Vereinbarung zwischen der Repu-
blik Österreich und anderen beteiligten Mitglied- 
staaten der EU oder sonstigen Vertragspar- 
teien des EWR-Abkommens geregelt ist, ist in der 
Vereinbarung zwischen den beteiligten Sektoren
auftraggebern jedenfalls festzulegen:

1.	 welcher Sektorenauftraggeber für die 
Durchführung welchen Teiles des Vergabe-
verfahrens zuständig ist (Zuständigkeiten 
der Parteien),

2.	 die jeweils anwendbaren nationalen Rege-
lungen und

3.	 die interne Organisation des Vergabever-
fahrens, einschließlich der Durchführung 
des Verfahrens, der Zuständigkeit zum  
Abschluss der Verträge und der Verteilung 
der zu beschaffenden Leistungen.

Die nach Z 1 und 2 festzulegende Verteilung der 
Zuständigkeiten und der jeweils anwendbaren 
nationalen Regelungen sind in der Ausschreibung  
für die gemeinsam zu vergebenden Aufträge  
bekannt zu geben.

(2) Wird eine zentrale Beschaffungstätigkeit  
für einen Sektorenauftraggeber durch eine zen- 
trale Beschaffungsstelle gemäß Art.  2 Z  12 der 
Richtlinie 2014/25/EU mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU oder mit Sitz in einer sonsti-
gen Vertragspartei des EWR-Abkommens durch- 
geführt, so unterliegt

1.	 die Durchführung des Vergabeverfahrens,
2.	 die Vergabe eines Auftrages im Rahmen 

eines dynamischen Beschaffungssystems,
3.	 die Durchführung eines erneuten Aufrufes 

zum Wettbewerb gemäß einer Rahmen- 
vereinbarung und

4.	 im Falle der Vergabe eines Auftrages auf-
grund einer Rahmenvereinbarung ohne 
erneuten Aufruf zum Wettbewerb die Fest-
legung, welcher Partei der Rahmenverein-
barung der Zuschlag erteilt werden soll,

den Regelungen des Sitzstaates der zentralen 
Beschaffungsstelle.

(3) Gründen Sektorenauftraggeber mit Sek- 
torenauftraggebern gemäß Art.  4 der Richtli-
nie 2014/25/EU mit Sitz in einem anderen Mit- 
gliedstaat der EU oder mit Sitz in einer sonstigen 
Vertragspartei des EWR-Abkommens zur ge- 
meinsamen Durchführung von Vergabeverfah-
ren einen Rechtsträger, der Sektoreauftrag- 
geber gemäß Art. 4 der Richtlinie 2014/25/EU ist, 
so haben die beteiligten Sektorenauftraggeber 
gemäß den auf den Rechtsträger anwendbaren 
Regelungen die auf den Rechtsträger anwend-
baren nationalen Vergaberegelungen eines der 
folgenden Mitgliedstaaten oder einer der folgen-
den Vertragsparteien des EWR-Abkommens zu 
vereinbaren:

1.	 die nationalen Vergaberegelungen des 
Sitzstaates des Rechtsträgers oder

2.	 die nationalen Vergaberegelungen jenes 
Mitgliedstaates der EU oder jener Vertrags-
partei des EWR-Abkommens, in dem der 
Rechtsträger seine Tätigkeiten entfaltet.

Diese Vereinbarung gilt, sofern dies im Grün-
dungsakt des Rechtsträgers festgelegt wurde, 
unbefristet, oder kann auf einen bestimmten Zeit-
raum, auf bestimmte Arten von Aufträgen oder  
auf die Durchführung eines oder mehrerer Ver- 
gabeverfahren beschränkt werden.

(4) Eine Vereinbarung gemäß Abs. 1 oder eine 
Gründung gemäß Abs.  3 darf nicht den Zweck  
verfolgen, die Anwendung von im Einklang mit 
dem Unionsrecht stehenden verbindlichen öffent-
lich-rechtlichen Regelungen zu umgehen, denen 
die beteiligten Sektorenauftraggeber in ihren Sitz- 
staaten unterliegen.

Aufträge an verbundene bzw.  
gemeinsame Unternehmen

§  181. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für 
Aufträge

1.	 die ein Sektorenauftraggeber an ein mit ihm 
verbundenes Unternehmen vergibt, oder

2.	 die ein gemeinsames Unternehmen, das 
mehrere Sektorenauftraggeber gemäß 
diesem Bundesgesetz bzw. gemäß Art.  4 
der Richtlinie 2014/25/EU ausschließlich  
zur Durchführung von Sektorentätigkeiten 
gebildet haben, an ein Unternehmen ver- 
gibt, das mit einem dieser Sektorenauf- 
traggeber verbunden ist,

sofern die in den Abs. 2 und 3 genannten Umsatz-
ziele erreicht werden.

(2) Die Ausnahmen gemäß Abs. 1 gelten
1.	 für Dienstleistungsaufträge, sofern unter 

Berücksichtigung aller Dienstleistungen, die  
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von dem verbundenen Unternehmen  
während der letzten drei Jahre erbracht 
wurden, mindestens 80% des insgesamt 
erzielten durchschnittlichen Umsatzes  
dieses Unternehmens aus der Erbringung 
von Dienstleistungen für den Sektoren- 
auftraggeber oder andere mit ihm verbun-
dene Unternehmen stammen;

2.	 für Lieferaufträge, sofern unter Berück-
sichtigung aller Lieferungen, die von dem  
verbundenen Unternehmen während der 
letzten drei Jahre erbracht wurden, min- 
destens 80% des insgesamt erzielten 
durchschnittlichen Umsatzes dieses Unter-
nehmens aus der Erbringung von Liefe-
rungen für den Sektorenauftraggeber oder 
andere mit ihm verbundene Unternehmen 
stammen;

3.	 für Bauaufträge, sofern unter Berücksich- 
tigung aller Bauleistungen, die von dem  
verbundenen Unternehmen während der 
letzten drei Jahre erbracht wurden, min-
destens 80% des insgesamt erzielten 
durchschnittlichen Umsatzes dieses Unter-
nehmens aus der Erbringung von Bau- 
leistungen für den Sektorenauftraggeber 
oder andere mit ihm verbundene Unter- 
nehmen stammen.

(3) Liegen für die letzten drei Jahre keine Um- 
satzzahlen vor, weil das verbundene Unterneh-
men gerade gegründet wurde oder erst vor kurzem  
seine Geschäftstätigkeit aufgenommen hat, 
genügt es, wenn das Unternehmen, etwa durch 
Prognosen über die Tätigkeitsentwicklung, glaub-
haft macht, dass die Erreichung des jeweiligen 
in Abs.  2 genannten Umsatzzieles wahrschein-
lich ist. Werden gleiche oder gleichartige Dienst- 
leistungen, Lieferungen oder Bauleistungen von 
mehr als einem mit dem Sektorenauftragge-
ber verbundenen und mit ihm wirtschaftlich zu- 
sammengeschlossenen Unternehmen erbracht, 
so sind die in Abs.  2 genannten Prozentsätze 
unter Berücksichtigung des Gesamtumsatzes 
zu berechnen, den diese verbundenen Unter- 
nehmen mit der Erbringung von Dienstleistungen, 
Lieferungen bzw. Bauleistungen erzielen.

(4) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Aufträge,
1.	 die ein gemeinsames Unternehmen, das 

mehrere Sektorenauftraggeber gemäß  
diesem Bundesgesetz bzw. gemäß Art.  4 
der Richtlinie 2014/25/EU ausschließlich  
zur Durchführung von Sektorentätigkeiten 
gebildet haben, an einen dieser Sektoren-
auftraggeber vergibt, oder

2.	 die ein Sektorenauftraggeber an ein ge- 
meinsames Unternehmen gemäß Z 1 ver-
gibt, an dem er beteiligt ist,

sofern das gemeinsame Unternehmen errichtet 
wurde, um die betreffende Tätigkeit während eines 
Zeitraumes von mindestens drei Jahren durch- 
zuführen, und in dem Rechtsakt zur Gründung 
des gemeinsamen Unternehmens festgelegt  
wurde, dass die dieses Unternehmen bildenden 
Sektorenauftraggeber dem Unternehmen zu- 
mindest während dieses Zeitraumes angehören 
werden.

(5) Die Sektorenauftraggeber haben der  
Kommission auf deren Verlangen

1.	 die Namen der Unternehmen gemäß  
Abs. 1 bzw. 4,

2.	 die Art und den Wert der Aufträge, die  
gemäß den Abs.  1 bzw. 4 vergeben wur-
den, sowie

3.	 die Angaben, die nach Auffassung der 
Kommission erforderlich sind, um zu be- 
legen, dass die Beziehungen zwischen 
dem Sektorenauftraggeber und dem ver-
bundenen oder gemeinsamen Unter- 
nehmen, an das die Aufträge vergeben wer-
den, den Anforderungen der Abs.  1 bis 4  
genügen,

mitzuteilen.

Kauf von Straßenfahrzeugen durch Betreiber 
von öffentlichen Personenverkehrsdiensten

§  182. Wenn ein Sektorenauftraggeber einer 
Einrichtung, die kein Auftraggeber im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 bzw. der §§ 167 bis 169 ist, einen Dienst- 
leistungsauftrag über die Erbringung von öffent- 
lichen Personenverkehrsdiensten auf der Straße 
gemäß der Verordnung (EG) Nr.  1370/2007 ver-
gibt, so muss in dem Vertrag zwischen Sektoren- 
auftraggeber und betreffender Einrichtung 
bestimmt sein, dass letztere beim Kauf von Straßen- 
fahrzeugen im Oberschwellenbereich die Be- 
stimmungen des §  265 sinngemäß anzuwenden 
hat.

Verpflichtungen für Sektorenauftraggeber im 
Bereich der Förderung von Erdöl oder Gas

§  183. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für 
Sektorenauftraggeber, die geographisch ab- 
gegrenzte Gebiete in Österreich zum Zweck der 
Förderung von Erdöl oder Gas im Sinne des § 174 
nutzen. Bei der Vergabe von Aufträgen haben  
diese Sektorenauftraggeber ausschließlich die 
unionsrechtlichen Grundfreiheiten, das Diskri-
minierungsverbot und die Grundsätze des freien 
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und lauteren Wettbewerbes und der Gleichbe-
handlung aller Bewerber und Bieter zu beachten. 
Insbesondere haben diese Sektorenauftraggeber 
den Unternehmern, die ein Interesse an solchen 
Aufträgen haben können, ausreichende und recht- 
zeitige Informationen über die zu vergebenden 
Aufträge zur Verfügung zu stellen. Der Zuschlag 
hat aufgrund objektiver, nicht diskriminierender 
Kriterien zu erfolgen.

(2) Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 
1 haben dem Amt für Veröffentlichungen jeden 
vergebenen Auftrag und jede abgeschlossene 
Rahmenvereinbarung im Oberschwellenbereich 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist dem Amt 
für Veröffentlichungen unter Verwendung des ein-
schlägigen Standardformulars spätestens 48 Tage 
nach Zuschlagserteilung oder nach Abschluss der 
Rahmenvereinbarung zu übermitteln. Der Sek-
torenauftraggeber hat nach Durchführung eines 
Vergabeverfahrens jeden vergebenen Auftrag und 
jede abgeschlossene Rahmenvereinbarung im 
Oberschwellenbereich bekannt zu geben, indem 
er die Metadaten der Kerndaten von Vergabever-
fahren https://www.data.gv.at/ bereitstellt und dar-
in auf die Informationen gemäß dem 2. Abschnitt 
des Anhanges VIII (Kerndaten für Bekanntgaben) 
verweist. Der Sektorenauftraggeber hat die Meta-
daten der Kerndaten von Vergabeverfahren für 
mindestens 5 Jahre bereitzustellen und die Kern-
daten für Bekanntgaben in einem offenen und 
maschinenlesbaren standardisierten Format unter 
einer freien Lizenz vollständig für mindestens  
5 Jahre zur Verfügung zu stellen.

Bis 28.2.2019 gilt folgender Abs. 2:
(2) Sektorenauftraggeber im Sinne des Abs. 1 

haben dem Amt für Veröffentlichungen jeden 
vergebenen Auftrag und jede abgeschlossene 
Rahmenvereinbarung im Oberschwellenbereich 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist dem  
Amt für Veröffentlichungen unter Verwendung 
des einschlägigen Standardformulars spätes-
tens 48 Tage nach Zuschlagserteilung oder nach 
Abschluss der Rahmenvereinbarung zu über- 
mitteln.

Freistellung vom Anwendungsbereich
§  184. (1) Vergabeverfahren von Sektoren-

auftraggebern unterliegen nicht diesem Bundes- 
gesetz, wenn

1.	 eine Sektorentätigkeit in Österreich auf 
einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt ist,

2.	 ein Antrag gemäß den Abs.  4 oder 5 ge- 
stellt wurde und

3.	 die Kommission entweder fristgerecht den  
Durchführungsrechtsakt erlassen hat, mit  
dem die Anwendbarkeit von Art. 34 Abs. 1  
der Richtlinie 2014/25/EU festgestellt wird 
oder den Durchführungsrechtsakt nicht 
fristgerecht erlassen hat.

(2) Der Zugang zu einem Markt gilt als frei,
1.	 wenn die in Anhang  XIX genannten Vor-

schriften des Unionsrechtes in Öster-
reich umgesetzt wurden und angewendet  
werden, oder

2.	 – sofern die Voraussetzungen der Z 1 nicht 
erfüllt sind – wenn der Nachweis erbracht 
wird, dass der Zugang zu diesem Markt 
rechtlich und faktisch frei ist.

(3) Die Beurteilung, ob eine Tätigkeit unmittel-
bar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, erfolgt auf 
der Grundlage von Kriterien, die mit den Wett- 
bewerbsbestimmungen des AEUV in Einklang  
stehen. Dazu zählen insbesondere die Merkma-
le der betreffenden Waren oder Dienstleistungen,  
das Vorhandensein alternativer Waren oder 
Dienstleistungen, die auf der Angebots- oder 
der Nachfrageseite als austauschbar gelten,  
die Preise und das tatsächliche oder mögliche 
Vorhandensein mehrerer Anbieter der betref-
fenden Waren oder Dienstleistungen. Der geo- 
graphisch abgegrenzte Bezugsmarkt, auf dessen 
Grundlage die Wettbewerbssituation bewertet 
wird, umfasst das Gebiet, in dem die betreffen-
den Sektorenauftraggeber an Angebot und Nach- 
frage der Waren oder Dienstleistungen beteiligt 
sind, in dem die Wettbewerbsbedingungen aus- 
reichend homogen sind und das von benach- 
barten Gebieten unterschieden werden kann, 
da insbesondere die Wettbewerbsbedingun-
gen in jenen Gebieten deutlich andere sind. Bei 
der Bewertung wird insbesondere der Art und 
den Merkmalen der betreffenden Waren oder 
Dienstleistungen, dem Vorhandensein von Ein
trittsbarrieren oder Verbraucherpräferenzen, deut- 
lichen Unterschieden bei den Marktanteilen des 
Sektorenauftraggebers zwischen dem betref-
fenden Gebiet und benachbarten Gebieten so- 
wie substantiellen Preisunterschieden Rechnung 
getragen.

(4) Ist der Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort der Ansicht, dass eine 
Tätigkeit gemäß den §§ 170 bis 175 auf Märkten 
mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzt ist, kann er die Erlassung eines ent-
sprechenden Durchführungsrechtsaktes durch  
die Kommission beantragen. Dem Antrag sind 
alle sachdienlichen Informationen, insbesonde-
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re über Gesetze, Verordnungen, Verwaltungs-
vorschriften, Vereinbarungen und Absprachen,  
die Aufschluss darüber geben, ob die in den  
Abs. 2 und 3 genannten Bedingungen erfüllt sind, 
beizufügen. Hat die für die betreffende Sektoren-
tätigkeit zuständige unabhängige Behörde eine 
begründete Stellungnahme abgegeben, ob die 
Tätigkeit auf einem Markt mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, so 
ist diese Stellungnahme dem Antrag beizufügen. 
Der Antrag an die Kommission hat zumindest die 
in Anhang  I des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2016/1804 über die Durchführungsmodalitäten 
für die Anwendung der Art. 34 und 35 der Richt- 
linie 2014/25/EU über die Vergabe von Auf- 
trägen durch Auftraggeber im Bereich der  
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste, ABl. Nr.  L  275 vom 12.10.2016 
S.  39, aufgeführten Angaben zu enthalten. Die 
Einbringung des Antrages bei der Kommission  
hat im Wege des Bundesministers für Europa,  
Integration und Äußeres zur erfolgen. Von einer 
Antragstellung ist der Bundesminister für Ver- 
fassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zu 
informieren.

(5) Ist ein die betreffende Sektorentätigkeit 
ausübender Sektorenauftraggeber der Ansicht, 
dass eine Tätigkeit gemäß den §§  170 bis 175  
in Österreich auf Märkten mit freiem Zugang 
unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, kann 
er die Erlassung eines entsprechenden Durch- 
führungsrechtsaktes durch die Kommission be-
antragen. In diesem Fall hat er den Bundes- 
minister für Digitalisierung und Wirtschaftsstand-
ort über die Antragstellung bei der Kommission 
zu informieren. Der Antrag an die Kommission 
hat zumindest die in Anhang  I des Durchfüh-
rungsbeschlusses (EU) 2016/1804 aufgeführten 
Angaben zu enthalten. Hat die für die betreffen-
de Sektorentätigkeit zuständige unabhängige  
Behörde eine begründete Stellungnahme ab- 
gegeben, ob die Tätigkeit auf einem Markt mit  
freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzt ist, so ist diese Stellungnahme dem  
Antrag beizufügen. Die Einbringung des Antrages 
bei der Kommission hat im Wege des Bundes-
ministers für Europa, Integration und Äußeres zu 
erfolgen. Von einer Antragstellung ist der Bundes-
minister für Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz zu informieren. Der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort teilt, sofern 
die entsprechenden Unterlagen der Kommission  
nicht bereits durch den Antragsteller über- 
mittelt wurden, der Kommission alle sachdien- 

lichen Informationen mit, insbesondere über 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, 
Vereinbarungen und Absprachen, die Aufschluss 
darüber geben, ob die in den Abs.  2 und 3 ge- 
nannten Bedingungen erfüllt sind. Sofern eine 
begründete Stellungnahme der für die betref-
fende Sektorentätigkeit zuständigen unabhän-
gigen Behörde nicht bereits durch den Antrags- 
teller übermittelt wurde, hat der Bundesminister für  
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort diese  
Stellungnahme der Kommission zu übermitteln.

(6) Anträge gemäß den Abs. 4 oder 5 können 
mit Zustimmung der Kommission in wesentlichen 
Punkten, insbesondere hinsichtlich der betreffen-
den Tätigkeiten oder des betreffenden geogra-
phischen Gebiets geändert werden. Ist bereits 
ein Verfahren gemäß den Abs. 4 oder 5 für eine 
bestimmte Sektorentätigkeit anhängig, so gelten  
zeitlich nachfolgende Anträge betreffend die- 
selbe Tätigkeit, die vor Ablauf der Entscheidungs-
frist für die Kommission bei der Kommission ein- 
gehen, nicht als Neuanträge.

(7) Der Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort hat einen von der Kom- 
mission erlassenen Durchführungsrechtsakt oder 
eine Bekanntmachung der Kommission über die 
nicht fristgerechte Erlassung eines Durchführungs-
rechtsaktes der Kommission gemäß Art. 2 Abs. 5 
des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/1804 
betreffend einen Antrag gemäß den Abs. 4 oder 5 
unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

5. Abschnitt  
Schwellenwerte, Berechnung  
des geschätzten Leistungswertes

Schwellenwerte
§  185. (1) Verfahren von Sektorenauftrag- 

gebern zur Vergabe von Aufträgen erfolgen im 
Oberschwellenbereich, wenn der geschätzte 
Auftragswert

1.	 bei Dienstleistungsaufträgen gemäß An- 
hang  XVI mindestens 1  Million  Euro 
beträgt, oder

2.	 bei Lieferaufträgen und allen übrigen 
Dienstleistungsaufträgen mindestens 
443 000 Euro beträgt, oder

3.	 bei Bauaufträgen mindestens 
5 548 000 Euro beträgt.

(2) Wettbewerbe von Sektorenauftraggebern 
erfolgen im Oberschwellenbereich, wenn bei  
Realisierungswettbewerben der geschätzte Auf-
tragswert des Dienstleistungsauftrages unter 
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Berücksichtigung etwaiger Preisgelder und Zah-
lungen an Teilnehmer bzw. bei Ideenwettbe- 
werben die Summe der Preisgelder und Zahlungen 
an Teilnehmer mindestens 443 000 Euro beträgt.

(3) Verfahren von Sektorenauftraggebern zur 
Vergabe von Aufträgen erfolgen im Unterschwel-
lenbereich, wenn der geschätzte Auftragswert  
die in Abs.  1 genannten Beträge nicht erreicht. 
Wettbewerbe erfolgen im Unterschwellenbereich, 
wenn der geschätzte Auftragswert unter Einrech-
nung der Preisgelder und Zahlungen oder die 
Summe der Preisgelder und Zahlungen an die 
Teilnehmer den in Abs. 2 genannten Betrag nicht 
erreicht.

Allgemeine Bestimmungen betreffend die 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes

§ 186. (1) Grundlage für die Berechnung des 
geschätzten Auftragswertes eines Auftrages ist  
der Gesamtwert ohne Umsatzsteuer, der vom 
Sektorenauftraggeber voraussichtlich zu zah-
len ist. Bei dieser Berechnung ist der geschätzte 
Gesamtwert aller der zum Vorhaben gehörigen 
Leistungen einschließlich aller Optionen und  
etwaiger Vertragsverlängerungen, die in der  
Ausschreibung ausdrücklich vorgesehen werden 
sollen, zu berücksichtigen.

(2) Sieht der Sektorenauftraggeber Prämien 
oder Zahlungen an Bewerber oder Bieter vor, so 
hat er diese bei der Berechnung des geschätzten 
Auftragswertes zu berücksichtigen.

(3) Der geschätzte Auftragswert der auszu-
schreibenden Leistung ohne Umsatzsteuer ist 
vom Sektorenauftraggeber vor der Durchführung 
des Vergabeverfahrens sachkundig zu ermitteln. 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ermittlung ist der 
Zeitpunkt der Einleitung des Vergabeverfahrens 
durch den Sektorenauftraggeber. Bei Vergabe- 
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung ist 
dies der Zeitpunkt der Absendung der Bekannt-
machung, bei Vergabeverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung die erste nach außen in Er- 
scheinung tretende Entscheidung.

(4) Besteht der Sektorenauftraggeber aus meh-
reren eigenständigen Organisationseinheiten, so 
ist der geschätzte Auftragswert für alle Organi-
sationseinheiten zu berücksichtigen. Abweichend 
davon kann der Auftragswert auf der Ebene einer 
eigenständigen Organisationseinheit geschätzt 
werden, wenn die betreffende Einheit selbständig 
für ihre Auftragsvergaben oder bestimmte Kate- 
gorien von Auftragsvergaben zuständig ist.

(5) Die Wahl der angewandten Berechnungs-
methode darf nicht den Zweck verfolgen, die 

Anwendung der Vorschriften dieses Bundesge- 
setzes zu umgehen. Sofern nicht sachliche Grün-
de vorliegen, darf ein Auftrag nicht so unterteilt  
werden, dass er nicht den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes für den Oberschwellenbereich 
unterliegt.

Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Bauaufträgen

§ 187. (1) Besteht ein Bauvorhaben aus meh-
reren Losen, für die jeweils ein gesonderter Auf-
trag vergeben wird, so ist als geschätzter Auftrags-
wert der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose 
anzusetzen. Als Lose im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten auch gewerbliche Tätigkeiten im 
Sinne des Anhanges I (Gewerke).

(2) Bei der Berechnung des geschätzten Auf-
tragswertes von Bauaufträgen ist neben dem Auf- 
tragswert der Bauleistungen auch der ge- 
schätzte Gesamtwert aller für die Ausführung der 
Bauleistungen erforderlichen Waren und Dienst-
leistungen einzubeziehen, die dem Unternehmer 
vom Sektorenauftraggeber zur Verfügung gestellt 
werden.

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose den in § 185 Abs. 1 Z 3 genannten  
Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen  
dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für die  
Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als  
1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert 
der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten 
Lose 20% des kumulierten Wertes aller Lose nicht 
übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für 
die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwel-
lenbereich; für die Wahl des Verfahrens gilt als 
geschätzter Auftragswert der Wert des einzelnen 
Loses.

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose den in § 185 Abs. 1 Z 3 genann-
ten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestimmun- 
gen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Bauaufträgen im Unterschwellenbereich für die 
Vergabe aller Lose. Für die Wahl des Verfahrens 
zur Vergabe von Aufträgen im Unterschwellenbe-
reich gilt als geschätzter Auftragswert der Wert 
des einzelnen Loses.

Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Lieferaufträgen

§ 188. (1) Bei Leasing, Miete, Pacht oder Raten-
kauf ist als geschätzter Auftragswert anzusetzen:
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1.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Laufzeit 
von höchstens 12 Monaten der geschätzte 
Gesamtbetrag der während der Vertrags-
dauer voraussichtlich zu leistenden Ent- 
gelte;

2.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Laufzeit 
von mehr als 12  Monaten der geschätzte 
Gesamtbetrag der während der Vertrags-
dauer voraussichtlich zu leistenden Ent- 
gelte einschließlich des geschätzten Rest-
wertes;

3.	 bei unbefristeten Aufträgen oder bei un- 
klarer Vertragsdauer das 48fache des vor-
aussichtlich zu leistenden Monatsentgeltes.

(2) Bei regelmäßig wiederkehrenden Liefer-
aufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes verlängert werden 
sollen, ist als geschätzter Auftragswert anzu- 
setzen entweder

1.	 der tatsächliche Gesamtwert aller ent- 
sprechenden aufeinander folgenden Auf-
träge im vorangegangenen Finanz- bzw. 
Haushaltsjahr oder in den vorangegan- 
genen zwölf Monaten, nach Möglichkeit 
unter Berücksichtigung der voraussicht- 
lichen Änderungen bei Mengen oder Wert 
während der auf den ursprünglichen Auf-
trag folgenden zwölf Monate, oder

2.	 der geschätzte Gesamtwert der aufeinan-
der folgenden Aufträge, die während der 
auf die erste Lieferung folgenden zwölf 
Monate oder des auf die erste Lieferung 
folgenden Finanz- bzw. Haushaltsjahres, 
soweit dieses länger als zwölf Monate ist, 
vergeben werden sollen.

(3) Besteht eine Lieferung aus der Beschaf-
fung gleichartiger Lieferleistungen in mehreren 
Losen, für die jeweils ein gesonderter Auftrag  
vergeben wird, so ist als geschätzter Auftrags- 
wert der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose 
anzusetzen.

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose den in § 185 Abs. 1 Z 2 genann-
ten Schwellenwert, so gelten die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von  
Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich für die  
Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose,  
deren geschätzter Auftragswert weniger als 
80  000  Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert 
der vom Sektorenauftraggeber ausgewählten  
Lose 20% des kumulierten Wertes aller Lose  
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose  
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes  
für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unter-

schwellenbereich; für die Wahl des Verfahrens gilt 
als geschätzter Auftragswert der Wert des einzel-
nen Loses.

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose den in § 185 Abs. 1 Z 2 genann-
ten Schwellenwert nicht, so gelten die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe  
von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich  
für die Vergabe aller Lose. Lose, deren geschätz- 
ter Auftragswert weniger als 75 000 Euro beträgt, 
können im Wege der Direktvergabe vergeben 
werden, sofern der kumulierte Wert der vom  
Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 50%  
des kumulierten Wertes aller Lose nicht  
übersteigt.

Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen

§  189. (1) Bei Aufträgen über die folgenden 
Dienstleistungen ist als geschätzter Auftragswert 
anzusetzen:

1.	 bei Versicherungsleistungen die Versiche-
rungsprämie und sonstige Entgelte;

2.	 bei Bankdienstleistungen und anderen  
Finanzdienstleistungen die Gebühren,  
Provisionen und Zinsen sowie sonstige 
Entgelte;

3.	 bei Aufträgen, die Planungsleistungen zum 
Gegenstand haben, die Gebühren, Pro- 
visionen sowie sonstige Entgelte.

(2) Bei Dienstleistungsaufträgen, für die kein 
Gesamtpreis angegeben wird, ist als geschätzter 
Auftragswert anzusetzen:

1.	 bei befristeten Aufträgen mit einer Laufzeit 
von höchstens 48 Monaten der geschätzte 
Gesamtwert für die Laufzeit des Vertrages;

2.	 bei unbefristeten Aufträgen oder Aufträgen 
mit einer Laufzeit von mehr als 48 Mo- 
naten das 48fache des zu leistenden 
Monatsentgeltes.

(3) Bei regelmäßig wiederkehrenden Dienst-
leistungsaufträgen sowie bei Dienstleistungs- 
aufträgen, die innerhalb eines bestimmten Zeit- 
raumes verlängert werden sollen, ist als geschätz-
ter Auftragswert anzusetzen entweder

1.	 der tatsächliche Gesamtwert aller ent- 
sprechenden aufeinander folgenden Auf-
träge im vorangegangenen Finanz- bzw. 
Haushaltsjahr oder in den vorangegan- 
genen zwölf Monaten, nach Möglichkeit 
unter Berücksichtigung der voraussicht- 
lichen Änderungen bei Mengen oder Wert 
während der auf den ursprünglichen Auf-
trag folgenden zwölf Monate, oder
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2.	 der geschätzte Gesamtwert der aufeinan-
der folgenden Aufträge, die während der 
auf die erste Dienstleistungserbringung  
folgenden zwölf Monate oder des auf  
die erste Dienstleistungserbringung folgen-
den Finanz- bzw. Haushaltsjahres, soweit 
dieses länger als zwölf Monate ist, verge-
ben werden sollen.

(4) Besteht eine Dienstleistung aus mehreren 
Losen, für die jeweils ein gesonderter Auftrag ver-
geben wird, so ist als geschätzter Auftragswert  
der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose an- 
zusetzen.

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte 
Wert der Lose die in § 185 Abs. 1 Z 1 oder 2 ge- 
nannten Schwellenwerte, so gelten die Be- 
stimmungen dieses Bundesgesetzes für die Ver-
gabe von Dienstleistungsaufträgen im Ober- 
schwellenbereich für die Vergabe aller Lose. 
Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätz-
ter Auftragswert weniger als 80  000  Euro 
beträgt, sofern der kumulierte Wert der vom 
Sektorenauftraggeber ausgewählten Lose 20% 
des kumulierten Wertes aller Lose nicht über-
steigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten  
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die 
Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im Unter-
schwellenbereich; für die Wahl des Verfahrens  
gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des  
einzelnen Loses.

(6) Erreicht oder übersteigt der kumulierte  
Wert der Lose die in §  185 Abs.  1 Z  1 oder 2 
genannten Schwellenwerte nicht, so gelten die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die 
Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im Unter-
schwellenbereich für die Vergabe aller Lose. 
Lose, deren geschätzter Auftragswert weniger  
als 75  000  Euro beträgt, können im Wege der  
Direktvergabe vergeben werden, sofern der kumu-
lierte Wert der vom Sektorenauftraggeber aus- 
gewählten Lose 50% des kumulierten Wertes  
aller Lose nicht übersteigt.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Rahmenvereinbarungen und  
bei dynamischen Beschaffungssystemen

§ 190. Der geschätzte Auftragswert einer Rah-
menvereinbarung oder eines dynamischen Be- 
schaffungssystems ist der für ihre gesamte Lauf-
zeit geschätzte Gesamtwert aller aufgrund dieser 
Rahmenvereinbarung oder dieses dynamischen 
Beschaffungssystems voraussichtlich zu ver- 
gebenden Aufträge.

Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
bei Innovationspartnerschaften

§ 191. Der geschätzte Auftragswert einer Inno-
vationspartnerschaft ist der geschätzte Gesamt-
wert der Forschungs- und Entwicklungstätig- 
keiten während sämtlicher Phasen der geplanten 
Innovationspartnerschaft sowie der im Rahmen  
der Innovationspartnerschaft zu entwickelnden 
und in weiterer Folge zu beschaffenden Waren, 
Dienst- oder Bauleistungen.

Änderung der Schwellen- oder Loswerte
§ 192. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz kann durch 
Verordnung anstelle der in den §§ 185 Abs. 1 und 
2, 187 Abs. 3, 188 Abs. 4 und 5, 189 Abs. 5 und 6, 
213 Abs.  2, 214 Abs.  2 sowie 312 Abs.  6 fest- 
gesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit 
dies aufgrund von völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen Österreichs oder von unionsrechtlichen  
Vorschriften erforderlich bzw. zulässig bzw. im 
Interesse einer einheitlichen oder wirtschaft
licheren Vorgangsweise bei der Vergabe von Auf-
trägen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder 
Loswerte festsetzen.

(2) Die Angleichung der Schwellenwerte ge- 
mäß § 185 Abs. 1 und 2 an die von der Kom- 
mission gemäß dem Verfahren des Art. 17 
der Richtlinie 2014/25/EU neu festgesetzten  
Schwellenwerte ist vom Bundesminister für  
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz 
im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

6. Abschnitt  
Grundsätze des Vergabeverfahrens 
und allgemeine Bestimmungen

Grundsätze des Vergabeverfahrens
§ 193. (1) Vergabeverfahren sind nach einem in 

diesem Bundesgesetz vorgesehenen Verfahren, 
unter Beachtung der unionsrechtlichen Grund- 
sätze wie insbesondere der Gleichbehandlung 
aller Bewerber und Bieter, der Nichtdiskriminie-
rung, der Verhältnismäßigkeit, der Transparenz 
sowie des freien und lauteren Wettbewerbes und 
unter Wahrung des Grundsatzes der Wirtschaft-
lichkeit durchzuführen. Die Vergabe hat an geeig-
nete Unternehmer zu angemessenen Preisen zu 
erfolgen.

(2) Die völkerrechtlich zulässige unterschied-
liche Behandlung von Bewerbern und Bietern 
aus Gründen ihrer Staatsangehörigkeit oder des 
Warenursprunges bleibt von Abs. 1 unberührt.
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(3) Bei der Durchführung von Vergabever- 
fahren ist eine gebietsmäßige Beschränkung des 
Teilnehmerkreises oder eine Beschränkung der 
Teilnahme auf einzelne Berufsstände, obwohl  
auch andere Unternehmer die Berechtigung zur 
 Erbringung der Leistung besitzen, unzulässig.

(4) Verfahren zur Vergabe von Aufträgen und 
Realisierungswettbewerbe sind nur dann durch- 
zuführen, wenn die Absicht besteht, die Leistung 
auch tatsächlich zu vergeben. Der Sektoren- 
auftraggeber ist jedoch nicht verpflichtet, ein Ver-
gabeverfahren durch Zuschlag zu beenden.

(5) Im Vergabeverfahren ist auf die Umwelt-
gerechtheit der Leistung Bedacht zu nehmen. 
Dies kann insbesondere durch die Berücksich-
tigung ökologischer Aspekte (wie etwa Energie- 
effizienz, Materialeffizienz, Abfall- und Emis- 
sionsvermeidung, Bodenschutz) oder des Tier-
schutzes bei der Beschreibung der Leistung, bei 
der Festlegung der technischen Spezifikationen, 
durch die Festlegung konkreter Zuschlagskrite- 
rien oder durch die Festlegung von Bedingungen 
im Leistungsvertrag erfolgen.

(6) Im Vergabeverfahren kann auf die Beschäf-
tigung von Frauen, von Personen im Ausbildungs-
verhältnis, von Langzeitarbeitslosen, von Men-
schen mit Behinderung und älteren Arbeitnehmern 
sowie auf Maßnahmen zur Umsetzung sonstiger  
sozialpolitischer Belange Bedacht genommen 
werden. Dies kann insbesondere durch die Be- 
rücksichtigung derartiger Aspekte bei der Be- 
schreibung der Leistung, bei der Festlegung der 
technischen Spezifikationen, durch die Fest- 
legung konkreter Zuschlagskriterien oder durch 
die Festlegung von Bedingungen im Leistungsver
trag erfolgen.

(7) Im Vergabeverfahren kann auf innovative 
Aspekte Bedacht genommen werden. Dies kann 
insbesondere durch deren Berücksichtigung bei 
der Beschreibung der Leistung, bei der Fest- 
legung der technischen Spezifikationen oder durch  
die Festlegung konkreter Zuschlagskriterien er- 
folgen.

(8) Die Konzeption und Durchführung eines 
Vergabeverfahrens soll nach Möglichkeit so er- 
folgen, dass kleine und mittlere Unternehmen am 
Vergabeverfahren teilnehmen können.

(9) Die Konzeption oder Durchführung eines 
Vergabeverfahrens darf nicht den Zweck ver- 
folgen, das Vergabeverfahren vom Anwendungs- 
bereich dieses Bundesgesetzes auszunehmen,  
die Anwendung der Vorschriften dieses Bundes- 
gesetzes zu umgehen oder den Wettbewerb  
künstlich einzuschränken. Eine künstliche Ein-

schränkung des Wettbewerbes liegt jedenfalls  
dann vor, wenn durch die Konzeption oder Durch-
führung des Vergabeverfahrens bestimmte Unter-
nehmer auf unzulässige Weise bevorzugt oder 
benachteiligt werden.

Allgemeine Bestimmungen  
über Bewerber und Bieter

§ 194. (1) Bewerber oder Bieter, die im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei des EWR-Ab- 
kommens oder in der Schweiz ansässig sind und 
die für die Ausübung einer Tätigkeit in Öster-
reich eine behördliche Entscheidung betreffend 
ihre Berufsqualifikation einholen müssen, haben  
ein darauf gerichtetes Verfahren möglichst um- 
gehend, jedenfalls aber vor Ablauf der Angebots-
frist einzuleiten.

(2) Arbeitsgemeinschaften und Bietergemein-
schaften können Angebote oder Teilnahmean- 
träge einreichen, sofern nicht in der Ausschrei-
bung aus sachlichen Gründen die Teilnahme oder 
die Bildung von Arbeits- oder Bietergemeinschaf-
ten für unzulässig erklärt wurde. Der Sektoren- 
auftraggeber kann ferner in der Ausschreibung  
aus sachlichen Gründen eine allfällige Beschrän- 
kung der Mitgliederanzahl oder der Zusammen- 
setzung von Arbeits- oder Bietergemeinschaften  
vorsehen. Der Sektorenauftraggeber darf  
Arbeits- oder Bietergemeinschaften nicht ver-
pflichten, zwecks Einreichens eines Angebotes 
oder eines Teilnahmeantrages eine bestimmte 
Rechtsform anzunehmen. Der Sektorenauftrag-
geber kann jedoch von einer Arbeits- oder Bieter-
gemeinschaft verlangen, dass sie eine bestimmte  
Rechtsform annimmt, wenn ihr der Zuschlag 
erteilt worden ist, sofern dies für die ordnungs- 
gemäße Durchführung des Auftrages erforder- 
lich ist. Arbeitsgemeinschaften und Bietergemein-
schaften sind als solche parteifähig zur Geltend-
machung der ihnen durch dieses Bundesgesetz 
eingeräumten Rechte. Im Auftragsfall schulden 
Bietergemeinschaften als Arbeitsgemeinschaften 
dem Sektorenauftraggeber die solidarische Leis-
tungserbringung.

(3) Unbeschadet des Abs.  2 dürfen Bewerber 
oder Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften 
der Schweiz oder einer anderen Vertragspartei 
des EWR-Abkommens, in deren Gebiet sie an- 
sässig und zur Erbringung der betreffenden Leis-
tung berechtigt sind, nicht allein deshalb abge-
lehnt werden, weil sie gemäß den österreichischen 
Rechtsvorschriften entweder eine natürliche oder 
juristische Person sein müssten.
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(4) Bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen so- 
wie bei Lieferaufträgen, die Dienstleistungen oder 
Verlege- oder Installationsarbeiten umfassen,  
können Bewerber oder Bieter, die keine natürliche 
Person sind, verpflichtet werden, in ihrem Angebot 
oder in ihrem Teilnahmeantrag die Namen und die 
berufliche Qualifikation jener natürlichen Personen 
anzugeben, die für die Erbringung der betreffen-
den Leistung verantwortlich sein sollen.

Gemeinsame Auftragsvergabe  
mehrerer Sektorenauftraggeber

§  195. (1) Sektorenauftraggeber können ein-
zelne Vergabeverfahren gänzlich oder teilweise  
gemeinsam durchführen. Eine gemeinsame Durch- 
führung eines Vergabeverfahrens liegt auch dann 
vor, wenn ein Sektorenauftraggeber das Verfahren  
in seinem eigenen Namen und im Auftrag aller 
anderen beteiligten Sektorenauftraggeber alleine 
durchführt.

(2) In der Ausschreibung ist anzugeben, ob 
eine gemeinsame Auftragsvergabe erfolgt, welche  
Sektorenauftraggeber an der gemeinsamen Auf-
tragsvergabe beteiligt sind und gegebenenfalls 
welcher Sektorenauftraggeber im eigenen Namen 
und im Auftrag der anderen beteiligten Sektoren- 
auftraggeber das Vergabeverfahren alleine durch-
führt. Sofern das Vergabeverfahren nur teilweise  
gemeinsam durchgeführt wird, ist in der Aus-
schreibung anzugeben, welcher Sektorenauftrag- 
geber für welchen Teil des Vergabeverfahrens  
zuständig ist. Erfolgt keine diesbezügliche An- 
gabe in der Ausschreibung, so gelten alle in der 
Ausschreibung genannten Sektorenauftraggeber  
als an der gemeinsamen Durchführung des ge- 
samten Verfahrens beteiligt.

Vorbehaltene Aufträge zugunsten  
sozialer und beruflicher Integration

§ 196. (1) Der Sektorenauftraggeber kann bei 
Verfahren zur Vergabe von Aufträgen vorsehen, 
dass an diesen Verfahren nur geschützte Werk-
stätten, integrative Betriebe oder sonstige Unter-
nehmen, deren Hauptzweck die soziale und beruf-
liche Integration von Menschen mit Behinderung 
oder von sonstigen benachteiligten Personen 
ist, teilnehmen können oder dass die Erbringung 
von Aufträgen im Rahmen von Programmen mit 
geschützten Beschäftigungsverhältnissen zu er- 
folgen hat, wobei mindestens 30% der Arbeit- 
nehmer des den Auftrag ausführenden Unter- 
nehmens Menschen mit Behinderung oder sonstige  
benachteiligte Arbeitnehmer sein müssen.

(2) Sofern eine Bekanntmachung erfolgt, ist 
auf eine Beschränkung des Teilnehmerkreises 
oder des ausführungsberechtigten Kreises gemäß 
Abs. 1 hinzuweisen.

Vorherige Erkundung des Marktes
§ 197. Vor Einleitung eines Vergabeverfahrens 

kann ein Sektorenauftraggeber zur Vorbereitung 
vorherige Markterkundungen durchführen und po- 
tentiell interessierte Unternehmer über seine Pläne  
und Anforderungen informieren. Im Rahmen der 
Markterkundungen kann sich der Sektorenauftrag-
geber insbesondere von Dritten beraten lassen.  
Er kann die solcherart eingeholten Informationen 
für die Planung und Durchführung des Vergabe- 
verfahrens nutzen, sofern dadurch der Wett- 
bewerb nicht verzerrt oder gegen die Grundsätze 
des Vergabeverfahrens verstoßen wird.

Vorarbeiten
§ 198. (1) Hat ein Bewerber oder Bieter oder 

ein mit diesen in Verbindung stehendes Unter-
nehmen den Sektorenauftraggeber beraten oder 
war er auf andere Weise an der Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens beteiligt, so hat der Sektoren-
auftraggeber alle erforderlichen Maßnahmen zu 
setzen, um sicherzustellen, dass der Wettbewerb 
durch die Teilnahme dieses Bewerbers oder Bie-
ters nicht verzerrt wird. Als Maßnahmen kommen 
insbesondere die Übermittlung oder Bereitstel-
lung aller Informationen, die im Zusammenhang 
mit den Vorarbeiten ausgetauscht wurden oder  
die aus den Vorarbeiten resultieren, an alle Teil-
nehmer des Vergabeverfahrens oder die Fest- 
legung angemessener Angebotsfristen in Betracht. 
Die vom Sektorenauftraggeber gesetzten Maß-
nahmen sind im Vergabevermerk festzuhalten.

(2) Bewerber, Bieter sowie mit diesen in Ver-
bindung stehende Unternehmen, die im Sinne des 
Abs. 1 an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
beteiligt waren, sind, soweit durch ihre Teilnahme 
der faire und lautere Wettbewerb unter Beach-
tung des Grundsatzes der Gleichbehandlung  
verzerrt werden würde, von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren auszuschließen. Vor dem Aus-
schluss ist dem betroffenen Unternehmer die 
Möglichkeit zu geben, nachzuweisen, dass seine 
Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabever-
fahrens den Wettbewerb nicht verzerren konnte.

Vermeidung von Interessenkonflikten
§ 199. (1) Der Sektorenauftraggeber hat geeig-

nete Maßnahmen zur wirksamen Verhinderung, 
Aufdeckung und Behebung von sich bei der 
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Durchführung von Vergabeverfahren ergebenden 
Interessenkonflikten zu treffen, um Wettbewerbs-
verzerrungen zu vermeiden und eine Gleich- 
behandlung aller Unternehmer zu gewährleisten.

(2) Ein Interessenkonflikt liegt jedenfalls dann  
vor, wenn Mitarbeiter eines Sektorenauftrag- 
gebers oder einer vergebenden Stelle, die an 
der Durchführung des Vergabeverfahrens be- 
teiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang des  
Verfahrens nehmen können, direkt oder indirekt 
ein finanzielles, wirtschaftliches oder sonstiges 
persönliches Interesse haben, das ihre Unpartei-
lichkeit und Unabhängigkeit im Rahmen des Ver-
gabeverfahrens beeinträchtigen könnte.

Schutz der Vertraulichkeit, Verwertungsrechte
§  200. (1) Der Sektorenauftraggeber und die 

Teilnehmer eines Vergabeverfahrens haben den 
vertraulichen Charakter aller bei der Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ausgetauschten Infor-
mationen zu wahren.

(2) Sofern in diesem Bundesgesetz nicht an- 
deres bestimmt ist, darf der Sektorenauftrag- 
geber keine ihm von einem Unternehmer über- 
mittelten und von diesem als vertraulich bezeich- 
neten Informationen weitergeben. Dies betrifft 
insbesondere technische Geheimnisse, Betriebs- 
geheimnisse sowie vertrauliche Aspekte der 
Angebote.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann für die Teil-
nehmer eines Vergabeverfahrens Anforderun-
gen zum Schutz der Vertraulichkeit von Informa-
tionen vorschreiben, die ihnen im Rahmen eines 
Vergabeverfahrens zur Verfügung gestellt, über- 
mittelt bzw. bereitgestellt werden. Dies gilt auch  
für Bewerber und erfolgreiche Unternehmer im 
Prüfsystem.

(4) Soweit Schutzrechte oder Geheimhaltungs-
interessen verletzt würden, dürfen sowohl der Sek- 
torenauftraggeber als auch die Teilnehmer eines 
Vergabeverfahrens Ausarbeitungen des anderen 
sowie sonstige zur Verfügung gestellte, übermit-
telte bzw. bereitgestellte Pläne, Zeichnungen, 
Entwürfe, Modelle, Proben, Muster, Computer-
programme und dergleichen nur mit dessen aus-
drücklicher Zustimmung für sich verwenden oder 
an Dritte weitergeben.

(5) Der Sektorenauftraggeber kann sich vor- 
behalten, bestimmte von ihm zur Verfügung ge- 
stellte, übermittelte bzw. bereitgestellte Pläne, 
Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, Proben, Muster,  
Computerprogramme und dergleichen, für die  
keine Vergütung verlangt wurde, zurückzu- 
fordern.

(6) Die Bewerber oder Bieter können sich vor-
behalten, für den Fall, dass ihnen der Zuschlag 
nicht erteilt wird, die Rückstellung jener beson- 
deren Ausarbeitungen sowie von ihnen übermit-
telter Pläne, Zeichnungen, Entwürfe, Modelle, 
Proben, Muster, Computerprogramme und der-
gleichen zu verlangen, für die keine Vergütung 
vorgesehen ist. Dasselbe gilt für besondere Aus- 
arbeitungen für Alternativangebote, von denen 
kein Gebrauch gemacht wird.

Gesamt- oder Losvergabe
§ 201. (1) Die Leistungen eines Vorhabens kön-

nen gemeinsam oder getrennt vergeben werden  
(Gesamt- oder Losvergabe). Eine getrennte Ver-
gabe in Losen kann in örtlicher oder zeitlicher  
Hinsicht, nach Menge und Art der Leistung oder 
im Hinblick auf Leistungen verschiedener Ge- 
werbe oder Fachrichtungen erfolgen. Für die 
Gesamt- oder Losvergabe sind wirtschaftliche 
oder technische Gesichtspunkte, wie zB die Not-
wendigkeit einer einheitlichen Ausführung und 
einer eindeutigen Gewährleistung, maßgebend.

(2) Ein Zuschlag in Teilen einer ausge- 
schriebenen Gesamtleistung ist ebenso wie ein  
bloßer Vorbehalt einer allfälligen Losvergabe 
unzulässig. Soll die Möglichkeit für eine Vergabe  
in Losen gewahrt bleiben, sind sowohl die Ge- 
samtleistung als auch die allenfalls getrennt zur 
Vergabe gelangenden Lose auszuschreiben.

(3) Erfolgt eine Losvergabe, hat der Sektoren
auftraggeber

1.	 die Ausschreibung so zu gestalten, dass 
der Bieter Lospreise bilden kann, und

2.	 in der Bekanntmachung, in der Aufforde-
rung zur Interessensbestätigung oder – im 
Fall der Bekanntmachung im Wege einer 
Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems – in der Aufforderung zur  
Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme am 
Dialog anzugeben, ob Angebote nur für 
ein Los, für mehrere Lose oder für alle 
Lose abgegeben werden können, sowie 
eine etwaige Höchstzahl der Lose, für die 
ein einzelner Bieter den Zuschlag erhalten 
kann.

(4) Der Sektorenauftraggeber hat für den 
Fall, dass die Anwendung der Zuschlagskriteri-
en dazu führen würde, dass ein einzelner Bieter 
den Zuschlag für eine größere Zahl von Losen als 
die gemäß Abs. 3 Z 2 festgelegte Höchstzahl er- 
halten würde, in den Ausschreibungsunterlagen 
objektive und nicht diskriminierende Kriterien oder 
Regeln für die Losvergabe festzulegen.
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(5) Erfolgt eine Losvergabe, kann der Sekto-
renauftraggeber Aufträge über mehrere oder alle 
Lose aufgrund einer gesamthaften Bewertung 
an einen Bieter vergeben, wenn er sich in der 
Bekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung diese Möglichkeit vorbe- 
halten hat, er die Lose oder Losgruppen ange-
geben hat, die kombiniert werden können, und 
die gemeinsame Vergabe der Lose wirtschaftlich 
günstiger als eine getrennte Vergabe der Lose  
ist.

Verwendung des CPV
§  202. Bei der Durchführung von Vergabe-

verfahren und für die Erstellung von Statistiken 
hat der Sektorenauftraggeber die jeweils aktuel-
len Bezeichnungen und Codes des CPV zu ver-
wenden. Dies gilt insbesondere für die Abgren-
zung des Anwendungsbereiches dieses Bundes- 
gesetzes, für Bekanntmachungen, für die Be- 
schreibung des Auftragsgegenstandes und für die 
Erstellung des Vergabevermerkes.

2. Hauptstück  
Arten und Wahl  
der Vergabeverfahren

1. Abschnitt  
Arten der Vergabeverfahren

Arten der Verfahren  
zur Vergabe von Aufträgen

§  203. (1) Die Vergabe von Aufträgen über  
Leistungen hat im Wege eines offenen Ver- 
fahrens, eines nicht offenen Verfahrens, eines  
Verhandlungsverfahrens, einer Rahmenverein- 
barung, eines dynamischen Beschaffungs- 
systems, eines wettbewerblichen Dialoges, einer 
Innovationspartnerschaft,einer Direktvergabe  
oder einer Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung zu erfolgen.

(2) Beim offenen Verfahren wird eine unbe- 
schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich zur 
Abgabe von Angeboten aufgefordert.

(3) Beim nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung werden, nachdem eine unbe-
schränkte Anzahl von Unternehmern öffentlich 
zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert  
wurde, ausgewählte geeignete Bewerber zur  
Abgabe von Angeboten aufgefordert.

(4) Beim nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung wird eine beschränkte 
Anzahl von geeigneten Unternehmern zur Abgabe 
von Angeboten aufgefordert.

(5) Beim Verhandlungsverfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung werden, nachdem eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öffent-
lich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufge-
fordert wurde, ausgewählte geeignete Bewerber 
zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Danach 
kann über den Auftragsinhalt verhandelt werden.

(6) Beim Verhandlungsverfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung wird eine beschränkte 
Anzahl von geeigneten Unternehmern zur Abgabe 
von Angeboten aufgefordert. Danach kann über 
den Auftragsinhalt verhandelt werden.

(7) Eine Rahmenvereinbarung ist eine Ver-
einbarung ohne Abnahmeverpflichtung zwischen 
einem oder mehreren Sektorenauftraggebern und 
einem oder mehreren Unternehmern, die zum Ziel 
hat, die Bedingungen für die Aufträge, die während 
eines bestimmten Zeitraumes vergeben werden 
sollen, festzulegen, insbesondere in Bezug auf den 
in Aussicht genommenen Preis und gegebenen-
falls die in Aussicht genommene Menge. Aufgrund 
einer Rahmenvereinbarung wird nach Abgabe  
von Angeboten eine Leistung von einer Partei der 
Rahmenvereinbarung mit oder ohne erneuten  
Aufruf zum Wettbewerb bezogen.

(8) Ein dynamisches Beschaffungssystem ist 
ein vollelektronisches Verfahren für die Beschaf-
fung von Leistungen, bei denen die allgemein  
auf dem Markt verfügbaren Merkmale den An- 
forderungen des Sektorenauftraggebers genügen. 
Bei einem dynamischen Beschaffungssystem wird 
eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmern 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf-
gefordert und alle geeigneten Unternehmer sind 
während seiner Gültigkeitsdauer zur Teilnahme 
am System zuzulassen. Bei einem dynamischen 
Beschaffungssystem wird die Leistung nach einer 
gesonderten Aufforderung zur Angebotsabgabe 
von einem Teilnehmer am dynamischen Beschaf-
fungssystem bezogen. Ein dynamisches Beschaf-
fungssystem kann in Kategorien von Waren, Bau-
leistungen oder Dienstleistungen untergliedert 
werden, die anhand von Merkmalen der vorge- 
sehenen Beschaffung in der betreffenden Kate- 
gorie sachlich definiert werden.

(9) Beim wettbewerblichen Dialog führt der Sek-
torenauftraggeber, nachdem eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmern öffentlich zur Abgabe 
von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde, mit 
ausgewählten geeigneten Bewerbern einen Dialog 
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über alle Aspekte des Auftrages. Ziel des Dialoges 
ist es, eine oder mehrere der Ausschreibung ent-
sprechende Lösung oder Lösungen zu ermitteln, 
auf deren Grundlage die jeweiligen Teilnehmer zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden.

(10) Bei einer Innovationspartnerschaft wer- 
den, nachdem eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmern öffentlich zur Abgabe von Teil- 
nahmeanträgen aufgefordert wurde, ausgewähl-
te geeignete Bewerber zur Abgabe von Angebo-
ten zur Entwicklung einer innovativen Ware, Bau-  
oder Dienstleistung aufgefordert. Danach wird 
über den Auftragsinhalt (Entwicklung und an- 
schließender Erwerb der daraus hervorgehenden 
Leistung) verhandelt.

(11) Bei der Direktvergabe wird eine Leistung, 
gegebenenfalls nach Einholung von Angeboten 
oder unverbindlichen Preisauskünften von einem 
oder mehreren Unternehmern, formfrei von einem 
ausgewählten geeigneten Unternehmer gegen  
Entgelt bezogen.

(12) Bei der Direktvergabe mit vorheriger  
Bekanntmachung wird, nachdem einer unbe-
schränkten Anzahl von Unternehmern die beab-
sichtigte Vergabe eines Auftrages bekannt 
gemacht wurde, und nach Einholung von einem 
oder mehreren Angeboten, eine Leistung form-
frei von einem ausgewählten geeigneten Unter- 
nehmer gegen Entgelt bezogen.

Arten des Wettbewerbes
§ 204. (1) Wettbewerbe können als Ideenwett- 

bewerbe oder als Realisierungswettbewerbe 
durchgeführt werden.

(2) Ideenwettbewerbe sind Verfahren, die  
dazu dienen, dem Sektorenauftraggeber ins- 
besondere auf den Gebieten der Raumplanung, 
der Stadtplanung, der Architektur und des Bau-
wesens, der Werbung oder der Datenverarbei-
tung einen Plan oder eine Planung zu verschaf-
fen, dessen oder deren Auswahl durch ein Preis- 
gericht aufgrund vergleichender Beurteilung 
erfolgt.

(3) Realisierungswettbewerbe sind Verfahren,  
bei denen im Anschluss an die Durchführung  
eines Ideenwettbewerbes ein Verhandlungsver-
fahren zur Vergabe eines Dienstleistungsauf- 
trages gemäß §  206 Abs.  1 Z  11 durchgeführt  
wird.

(4) Die Durchführung von Wettbewerben hat 
im Wege eines offenen, eines nicht offenen oder 
eines geladenen Wettbewerbes zu erfolgen.

(5) Beim offenen Wettbewerb wird eine un- 
beschränkte Anzahl von Unternehmern und  

Personen öffentlich zur Vorlage von Wettbewerbs-
arbeiten aufgefordert.

(6) Beim nicht offenen Wettbewerb werden, 
nachdem eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmern und Personen öffentlich zur Abgabe  
von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde, aus
gewählte geeignete Wettbewerbsteilnehmer zur 
Vorlage von Wettbewerbsarbeiten aufgefordert.

(7) Beim geladenen Wettbewerb wird eine 
beschränkte Anzahl von geeigneten Wettbewerbs-
teilnehmern unmittelbar zur Vorlage von Wett
bewerbsarbeiten aufgefordert.

2. Abschnitt  
Wahl der Vergabeverfahren  
im Oberschwellenbereich

Wahl des offenen Verfahrens, des nicht offenen 
Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung,  
des Verhandlungsverfahrens mit vorheriger 
Bekanntmachung und des wettbewerblichen  
Dialoges

§ 205. Der Sektorenauftraggeber kann bei der 
Vergabe von Aufträgen frei zwischen dem offenen 
Verfahren, dem nicht offenen Verfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung, dem Verhandlungsver-
fahren mit vorheriger Bekanntmachung und dem 
wettbewerblichen Dialog wählen.

Wahl des Verhandlungsverfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung

§  206. (1) Aufträge können im Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung ver- 
geben werden, wenn

1.	 im Rahmen eines durchgeführten Verfah- 
rens mit vorheriger Bekanntmachung kein 
oder kein im Sinne des Abs. 2 geeignetes 
Angebot abgegeben oder kein oder kein 
im Sinne des Abs. 2 geeigneter Teilnahme- 
antrag gestellt worden ist und die ursprüng-
lichen Bedingungen für den Auftrag nicht 
wesentlich geändert werden, oder

2.	 es sich um einen Auftrag handelt, der aus-
schließlich zu Forschungs-, Versuchs-,  
Untersuchungs- oder Entwicklungs- 
zwecken und nicht zum Zweck der Ge- 
winnerzielung oder der Deckung von For-
schungs- und Entwicklungskosten ver- 
geben wird, sofern die Vergabe eines 
derartigen Auftrages einer Bekanntma-
chung für Folgeaufträge, die insbesondere  
dem Zweck der Gewinnerzielung oder  
der Deckung von Forschungs- und Ent- 
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wicklungskosten dienen, nicht vorgreift, 
oder

3.	 die Leistung nur von einem bestimm-
ten Unternehmer erbracht werden kann, 
weil das Ziel der Auftragsvergabe die Er- 
schaffung oder der Erwerb eines einzig
artigen Kunstwerkes oder einer einzig- 
artigen künstlerischen Leistung ist, oder

4.	 die Leistung nur von einem bestimmten 
Unternehmer erbracht werden kann, weil
a)	 aus technischen Gründen ein Wett- 

bewerb nicht vorhanden ist, oder
b)	 die Leistung aufgrund des Schutzes  

von ausschließlichen Rechten, wie etwa 
der Rechte am geistigen Eigentum, nur 
von einem bestimmten Unternehmer  
erbracht werden kann,

und es keine vernünftige Alternative oder 
Ersatzlösung gibt und der mangelnde  
Wettbewerb nicht das Ergebnis einer künst- 
lichen Einschränkung der Anforderungen 
des Vergabeverfahrens ist, oder

5.	 äußerst dringliche, zwingende Gründe, die 
nicht dem Verhalten des Sektorenauftrag-
gebers zuzuschreiben sind, im Zusammen-
hang mit Ereignissen, die der Sektorenauf-
traggeber nicht voraussehen konnte, es 
nicht zulassen, die im offenen Verfahren, im  
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Be- 
kanntmachung oder im Verhandlungsver-
fahren mit vorheriger Bekanntmachung vor- 
geschriebenen Fristen einzuhalten, oder

6.	 für früher durchgeführte Lieferungen des 
ursprünglichen Unternehmers zusätzliche 
Lieferungen notwendig werden, die ent- 
weder zur teilweisen Erneuerung der ge- 
lieferten Waren oder Einrichtungen oder 
zur Erweiterung von bestehenden Liefe- 
rungen oder Einrichtungen bestimmt sind, 
und ein Wechsel des Auftragnehmers da- 
zu führen würde, dass der Sektorenauf- 
traggeber Waren mit unterschiedlichen 
technischen Merkmalen kaufen müsste  
und dies eine technische Unvereinbar-
keit oder unverhältnismäßige technische 
Schwierigkeiten bei Gebrauch und War- 
tung mit sich bringen würde, oder

7.	 neue Bau- oder Dienstleistungen in der 
Wiederholung gleichartiger Bau- oder 
Dienstleistungen bestehen, und
a)	 der Auftrag von demselben Sektoren- 

auftraggeber an den Auftragnehmer,  
der den ursprünglichen Auftrag erhalten 
hat, vergeben wird,

b)	 der ursprüngliche Auftrag im Wege  
eines offenen Verfahrens, eines nicht  
offenen Verfahrens mit vorheriger  
Bekanntmachung, eines Verhandlungs- 
verfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung, eines wettbewerblichen Dia-
loges oder einer Innovationspart
nerschaft vergeben wurde,

c)	 die Bau- oder Dienstleistungen einem 
Grundprojekt entsprechen und dieses 
Projekt auch Grundlage des ursprüng- 
lichen Auftrages war,

d)	 die Möglichkeit der Anwendung eines 
derartigen Verhandlungsverfahrens be-
reits in der ersten Ausschreibung vor- 
gesehen war,

e)	 der Umfang möglicher zusätzlicher Bau- 
oder Dienstleistungen sowie die Be- 
dingungen, unter denen sie vergeben 
werden, in der ersten Ausschreibung  
angegeben war und

f)	 der geschätzte Gesamtauftragswert  
der fortgesetzten Bau- oder Dienstleis-
tungen bei der Berechnung des ge-
schätzten Auftragswertes des ursprüng-
lichen Auftrages berücksichtigt wurde, 
oder

8.	 es sich um die Lieferung von Waren han-
delt, die an Börsen notiert und gekauft  
werden, oder

9.	 es sich um Gelegenheitskäufe handelt, bei 
denen Waren aufgrund einer besonders 
günstigen Gelegenheit, die sich für einen 
sehr kurzen Zeitraum ergeben hat, zu 
einem Preis beschafft werden können, der 
erheblich unter den marktüblichen Preisen 
liegt, oder

10.	es sich um Liefer- oder Dienstleistungen 
handelt, die zu besonders günstigen Be- 
dingungen von einem Unternehmer, der 
seine Geschäftstätigkeit endgültig einstellt, 
oder von einem Verwalter oder Liquidator 
im Rahmen eines Insolvenzverfahrens, 
einer Vereinbarung mit Gläubigern oder 
eines in den Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften einer anderen EWR-Vertrags- 
partei vorgesehenen gleichartigen Ver- 
fahrens erworben werden, oder

11.	 der betreffende Dienstleistungsauftrag im 
Anschluss an einen durchgeführten Wett-
bewerb gemäß den im Wettbewerb fest-
gelegten Bestimmungen an den Gewinner 
oder einen der Gewinner des Wettbewer-
bes vergeben werden muss. Im letzteren 



123

T
E

IL
 3

Vergabeverfahren für Sektorenauftraggeber	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

Fall sind alle Gewinner des Wettbewerbes 
zur Teilnahme an den Verhandlungen auf-
zufordern.

(2) Ein Angebot gilt als ungeeignet, wenn es 
ohne wesentliche Änderungen offensichtlich nicht 
den in der Ausschreibung genannten Bedürfnis-
sen und Anforderungen des Sektorenauftrag- 
gebers entspricht. Ein Teilnahmeantrag gilt als un- 
geeignet, wenn die Eignung des Unternehmers 
nicht gegeben ist.

Wahl der elektronischen Auktion
§ 207. Aufträge können im Wege einer elektro-

nischen Auktion vergeben werden, wenn bei der 
Durchführung eines offenen Verfahrens, eines 
nicht offenen Verfahrens, eines Verhandlungs- 
verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung, 
bei der Vergabe von Aufträgen aufgrund einer 
Rahmenvereinbarung mit erneutem Aufruf zum 
Wettbewerb oder bei der Vergabe von Auf- 
trägen aufgrund eines dynamischen Beschaf-
fungssystems die Spezifikationen des Auftra-
ges in der Ausschreibung eindeutig und vollstän-
dig beschrieben sind. Die Auktion kann sich nur  
auf Angebotsteile beziehen, die in eindeutiger 
und objektiv nachvollziehbarer Weise so quanti- 
fizierbar sind, dass sie in Zahlen oder in Prozent- 
angaben darstellbar sind. Bau- oder Dienstleis-
tungsaufträge, die geistige Leistungen – wie etwa 
die Planung von Bauwerken – zum Gegenstand 
haben, können nicht Gegenstand einer elektro- 
nischen Auktion sein.

Abschluss von Rahmenvereinbarungen  
und Vergabe von Aufträgen aufgrund  
einer Rahmenvereinbarung

§  208. Aufträge können aufgrund einer Rah-
menvereinbarung vergeben werden, sofern die 
Rahmenvereinbarung nach Durchführung eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Ver- 
fahrens mit vorheriger Bekanntmachung oder 
eines Verhandlungsverfahrens abgeschlossen 
wurde.

Einrichtung eines dynamischen  
Beschaffungssystems und Vergabe  
von Aufträgen aufgrund eines  
dynamischen Beschaffungssystems

§ 209. Aufträge können aufgrund eines dyna-
mischen Beschaffungssystems vergeben werden,  
sofern das dynamische Beschaffungssystem  
gemäß den §§  322 und 323 eingerichtet und 
betrieben wird.

Wahl der Innovationspartnerschaft
§  210. Aufträge können im Wege einer Inno-

vationspartnerschaft vergeben werden, wenn ein  
Bedarf nach einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung besteht, der nicht durch den Er- 
werb von bereits auf dem Markt verfügbaren 
Waren, Bau- oder Dienstleistungen befriedigt  
werden kann.

Wahl des Wettbewerbes
§ 211. Der Sektorenauftraggeber kann bei der 

Durchführung von Wettbewerben frei zwischen 
dem offenen und dem nicht offenen Wettbewerb 
wählen.

3. Abschnitt  
Wahl der Vergabeverfahren  
im Unterschwellenbereich

Wahl des Verfahrens  
zur Vergabe von Aufträgen

§  212. Aufträge im Unterschwellenbereich  
sind, unbeschadet der Regelung der §§ 213 und 
214, in einem in §  203 genannten Verfahren  
zu vergeben. Soweit dies aufgrund des Wertes  
und des Gegenstandes des Auftrages erforder- 
lich erscheint, ist eine Verfahrensart zu wählen,  
durch die ein angemessener Grad von Öffent-
lichkeit gewährleistet ist. Von einer Bekannt-
machung eines Verfahrens kann insbesondere  
Abstand genommen werden, wenn eine der in 
§ 206 genannten Voraussetzungen vorliegt.

Direktvergabe
§ 213. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch 

Sektorenauftraggeber im Wege der Direktver- 
gabe gelten ausschließlich der 1. Teil, die  
§§  167 bis 169, 176 bis 179, 181 Abs.  1 bis 4,  
183 Abs. 1, 186 bis 189, 192 Abs. 1, 193 Abs. 1 
bis 4 und 9, 202, 203 Abs. 11, 237, 269, 278, der 
4. Teil, die §§ 358, 360 Abs.  1 und 5, 361, 362, 
364, 366 Z 2, 369, 370, 372, 373 und der 6. Teil 
sowie die Vorschriften der Abs. 2 bis 4.

(2) Eine Direktvergabe ist ausschließlich zu- 
lässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
75 000 Euro nicht erreicht.

(3) Die Eignung des erfolgreichen Bieters muss 
spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vor- 
liegen. An Unternehmer, über deren Vermögen  
ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
kostendeckenden Vermögens kein Insolvenzver-
fahren eröffnet wurde oder die sich in Liquida- 
tion befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit ein- 
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stellen, können jedoch Aufträge im Wege der 
Direktvergabe vergeben werden, wenn ihre Leis-
tungsfähigkeit dazu hinreicht.

(4) Die bei der Durchführung einer Direkt- 
vergabe gegebenenfalls eingeholten Angebote  
oder unverbindlichen Preisauskünfte sind ent-
sprechend zu dokumentieren. Der Sektorenauf- 
traggeber hat überdies den Gegenstand und Wert 
des vergebenen Auftrages, den Name des Auf- 
tragnehmers sowie, sofern der Dokumentations-
aufwand wirtschaftlich vertretbar ist, die Prüfung 
der Preisangemessenheit zu dokumentieren.

Direktvergabe mit  
vorheriger Bekanntmachung

§ 214. (1) Für die Vergabe von Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber im Wege der Direktver- 
gabe mit vorheriger Bekanntmachung gelten  
ausschließlich der 1.  Teil mit Ausnahme des  
§  2 Z  22, die §§  167 bis 169, 176 bis 179,  
181 Abs.  1 bis 4, 183 Abs.  1, 186 bis 189,  
192 Abs.  1, 193 Abs.  1 bis 4 und 9, 202,  
203 Abs.  12, 237, 269, 278, 308 Abs.  1,  
311 Abs.  9, der 4.  Teil, die §§  358, 360 Abs.  1  
und 5, 361, 362, 364, 365 Abs. 1, 366 Z 2, 369, 370, 
372, 373 und der 6. Teil sowie die Vorschriften der  
Abs. 2 bis 8.

(2) Eine Direktvergabe mit vorheriger Bekannt-
machung ist ausschließlich zulässig, wenn der 
geschätzte Auftragswert

1.	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
200 000 Euro und

2.	 bei Bauaufträgen 500  000  Euro nicht 
erreicht.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat die beabsich-
tigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienstleis-
tungsauftrages mittels einer Direktvergabe mit vor-
heriger Bekanntmachung gemäß § 234 Abs. 1 und 
2 bekannt zu machen.

Bis 28.2.2019 gilt folgender Abs. 3:
(3) Der Sektorenauftraggeber hat die beab-

sichtigte Vergabe eines Bau-, Liefer- oder Dienst- 
leistungsauftrages mittels einer Direktvergabe 
mit vorheriger Bekanntmachung gemäß §  234  
Abs.  1 bis 3 bekannt zu machen. Die Bekannt- 
machung hat zumindest folgende Angaben zu  
enthalten:

1.	 Bezeichnung des Sektorenauftraggebers,
2.	 Gegenstand der Leistung sowie Erfüllungs-

ort und Leistungsfrist,
3.	 Hinweis, wo die Ausschreibungsunterlagen 

verfügbar sind, und
4.	 ausdrückliche Bezeichnung als Direkt- 

vergabe mit vorheriger Bekanntmachung.

(4) Der Sektorenauftraggeber muss objek- 
tive, nicht diskriminierende und mit dem Auftrags-
gegenstand zusammenhängende Kriterien fest-
legen, anhand derer die allenfalls vorgesehene  
Auswahl des Unternehmers bzw. der Unternehmer  
erfolgt, von dem bzw. denen Angebote einge- 
holt werden, und anhand derer das erfolgreiche 
Angebot bestimmt wird.

(5) Der Sektorenauftraggeber hat den Unter-
nehmern, die sich um eine Teilnahme am Ver- 
fahren zur Direktvergabe mit vorheriger Be- 
kanntmachung beworben oder ein Angebot gelegt 
haben, unverzüglich nach Zuschlagserteilung 
mitzuteilen, welchem Unternehmer der Zuschlag 
erteilt wurde. In dieser Mitteilung ist der Gesamt-
preis anzugeben.

(6) Die Eignung des erfolgreichen Bieters muss 
spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vor- 
liegen. An Unternehmer, über deren Vermögen ein 
Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels kosten-
deckenden Vermögens kein Insolvenzverfahren 
eröffnet wurde oder die sich in Liquidation be- 
finden oder ihre gewerbliche Tätigkeit ein- 
stellen, können jedoch Aufträge im Wege der 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
vergeben werden, wenn ihre Leistungsfähigkeit 
dazu hinreicht.

(7) Der Sektorenauftraggeber hat die Wider-
rufserklärung den Unternehmern, die sich um 
eine Teilnahme am Verfahren zur Direktvergabe 
mit vorheriger Bekanntmachung beworben oder 
ein Angebot gelegt haben, unverzüglich bereit- 
zustellen bzw. zu übermitteln.

(8) Der Sektorenauftraggeber hat alle wesent- 
lichen Festlegungen und Vorgänge im Vergabe-
verfahren, den Gegenstand und Wert des ver- 
gebenen Auftrages, den Namen des Auftragneh-
mers sowie, sofern der Dokumentationsaufwand 
wirtschaftlich vertretbar ist, die Prüfung der Preis-
angemessenheit zu dokumentieren.

Abschluss von Rahmenvereinbarungen  
und Vergabe von Aufträgen aufgrund  
einer Rahmenvereinbarung

§  215. Aufträge können aufgrund einer  
Rahmenvereinbarung vergeben werden, sofern  
die Rahmenvereinbarung nach Durchführung 
eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen  
Verfahrens oder eines Verhandlungsverfahrens 
abgeschlossen wurde. Soweit im Hinblick auf  
die spezifischen Merkmale der Rahmenverein- 
barung ein eindeutiges grenzüberschreiten-
des Interesse besteht, ist beim Abschluss einer  
Rahmenvereinbarung eine Verfahrensart zu  
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wählen, durch die ein angemessener Grad von 
Öffentlichkeit gewährleistet ist.

Wahl des Wettbewerbes
§  216. (1) Der Sektorenauftraggeber kann  

bei der Durchführung von Wettbewerben frei  
zwischen dem offenen und dem nicht offenen 
Wettbewerb wählen.

(2) Sofern dem Sektorenauftraggeber genü-
gend geeignete Unternehmer bekannt sind, ist 
die Durchführung eines geladenen Wettbewerbes 
zulässig.

3. Hauptstück  
Bestimmungen für  
die Durchführung  
von Vergabeverfahren

1. Abschnitt  
Wege der Informationsübermittlung, 
Dokumentation

Elektronische Kommunikation
§  217. (1) Der Sektorenauftraggeber kann, 

sofern in den nachfolgenden Absätzen nicht an- 
deres bestimmt wird, zwischen der elektronischen 
Kommunikation, der Kommunikation über den 
Postweg oder über einen anderen geeigneten 
Weg oder einer Kombination dieser Kommunika-
tionswege wählen. Soweit die Kommunikation  
zwischen Sektorenauftraggeber und Unter- 
nehmer in einem Vergabeverfahren nicht elektro-
nisch erfolgt, gilt Abs.  7 für minder bedeutsame 
Kommunikation.

(2) Im Oberschwellenbereich hat die Kommuni-
kation zwischen Sektorenauftraggeber und Unter-
nehmer nach Maßgabe der folgenden Absätze 
elektronisch zu erfolgen. Soweit die Kommunika-
tion zwischen Sektorenauftraggeber und Unter-
nehmer in einem Vergabeverfahren elektronisch 
erfolgt oder zu erfolgen hat, gelten die folgenden 
Absätze.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2:
(2) Soweit die Kommunikation zwischen Sek- 

torenauftraggeber und Unternehmer in einem  
Vergabeverfahren elektronisch erfolgt oder zu er- 
folgen hat, gelten die folgenden Absätze.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2a:
(2a) Die Kommunikation zwischen Unterneh-

mer und zentraler Beschaffungsstelle hat im  

Oberschwellenbereich nach Maßgabe der folgen-
den Absätze elektronisch zu erfolgen.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat unter Be- 
achtung der folgenden Absätze in der Ausschrei-
bung nähere Festlegungen hinsichtlich der zu 
beachtenden Anforderungen an die elektronische 
Kommunikation zu treffen.

(4) Der Unternehmer hat Informationen elek- 
tronisch zu übermitteln. Der Sektorenauftrag- 
geber kann Informationen elektronisch übermit-
teln oder elektronisch bereitstellen; der Unterneh-
mer ist von der Bereitstellung unverzüglich zu ver- 
ständigen. Informationen gelten als übermit-
telt, sobald die Daten in den elektronischen Ver- 
fügungsbereich des Empfängers gelangt sind. 
Informationen gelten als bereitgestellt, sobald die 
Daten für den Empfänger abrufbar sind.

(5) Die für die elektronische Kommunikation 
zu verwendenden Kommunikationsmittel sowie 
deren technische Merkmale dürfen keinen dis- 
kriminierenden Charakter haben, müssen all- 
gemein verfügbar sowie mit den allgemein ver- 
breiteten Erzeugnissen der Informations‑ und 
Kommunikationstechnologie kompatibel sein und 
dürfen den Zugang des Unternehmers zum Ver- 
gabeverfahren nicht beschränken.

(6) Die Kommunikation muss insoweit nicht 
elektronisch erfolgen, als

1.	 die Nutzung elektronischer Kommunika- 
tionsmittel aufgrund der besonderen Art 
des Auftrages bzw. des Wettbewerbes spe-
zifische Instrumente, Vorrichtungen oder 
Dateiformate erfordern würde, die nicht  
allgemein verfügbar sind oder nicht von  
allgemein verfügbaren Anwendungen 
unterstützt werden, oder

2.	 die für die Kommunikation verwendete  
Anwendung Dateiformate unterstützt, die 
sich für die Beschreibung des Angebotes 
bzw. der Wettbewerbsarbeit eignen, jedoch 
selbst Dateiformate verwendet, die
a)	 nicht mittels anderer allgemein verfüg-

barer Anwendungen verarbeitet werden 
können oder

b)	 durch Lizenzen geschützt sind und nicht 
vom Sektorenauftraggeber übermittelt 
bzw. bereitgestellt werden können,  
oder

3.	 die Nutzung der elektronischen Kommuni- 
kationsmittel spezielle Bürogeräte erfor-
dern würde, die für Sektorenauftraggeber 
nicht allgemein verfügbar sind, oder

4.	 in den Ausschreibungs- oder Wettbe-
werbsunterlagen die Einreichung von phy- 
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sischen oder maßstabsgetreuen Modellen 
verlangt wird, die nicht elektronisch über-
mittelt werden können, oder

5.	 dies aufgrund einer Verletzung der Sicher-
heit der elektronischen Kommunikation 
erforderlich ist oder

6.	 dies zum Schutz besonders sensibler Infor-
mationen erforderlich ist. Diese Informa- 
tionen müssen ein so hohes Schutzniveau 
erfordern, dass dies durch elektronische 
Instrumente und Vorrichtungen, die für 
den Unternehmer allgemein verfügbar sind 
oder diesem gemäß Abs. 10 bereitgestellt  
werden können, nicht angemessen ge- 
währleistet werden kann.

Die Gründe für die Verwendung anderer Kommuni- 
kationsmittel sind im Vergabevermerk anzugeben.

(7) Die Kommunikation kann mündlich erfol-
gen, soweit diese keine wesentlichen Bestand-
teile des Vergabeverfahrens betrifft und ihr Inhalt 
ausreichend dokumentiert wird. Als wesent- 
liche Bestandteile gelten jedenfalls die Ausschrei-
bungs- oder Wettbewerbsunterlagen, der Teil- 
nahmeantrag, die Interessensbestätigung, das 
Angebot und die Wettbewerbsarbeit.

(8) Sofern bei fristgebundenen Kommuni-
kationen der vom Sektorenauftraggeber für die 
Durchführung des Vergabeverfahrens verwendete  
Server bis zum Zeitpunkt des Ablaufes der je- 
weiligen Frist nicht durchgehend empfangs- 
bereit ist, hat der Sektorenauftraggeber die be- 
treffende Frist erforderlichenfalls entsprechend 
zu verlängern. Jedenfalls ist allen Bewerbern 
oder Bietern eine Verlängerung der Teilnahme- 
antrags- oder Angebotsfrist mitzuteilen. Ist dies 
nicht möglich, so ist die Verlängerung in geeig- 
neter Form bekannt zu machen.

(9) Der Sektorenauftraggeber hat bei der ge- 
samten elektronischen Kommunikation sicherzu- 
stellen, dass die Integrität der Daten in seinem  
elektronischen Verfügungsbereich gewährleistet ist.

(10) Der Sektorenauftraggeber kann die Ver-
wendung von Instrumenten und Vorrichtungen 
vorschreiben, die nicht allgemein verfügbar sind, 
sofern er dem Unternehmer einen alternativen  
Zugang anbietet. Ein solcher liegt jedenfalls vor, 
wenn der Sektorenauftraggeber

1.	 ab dem Tag der Veröffentlichung der Be- 
kanntmachung oder dem Tag der Absen- 
dung der Aufforderung zur Interessens-
bestätigung einen kostenlosen, direkten, 
uneingeschränkten und vollständigen elek-
tronischen Zugang zu diesen Instrumenten 
und Vorrichtungen anbietet, oder

2.	 gewährleistet, dass ein Unternehmer, 
der aus von ihm nicht zu verantwor- 
tenden Gründen keinen Zugang zu den 
Instrumenten und Vorrichtungen und keine 
Möglichkeit hat, diese fristgerecht zu be- 
sorgen, Zugang zum Vergabeverfahren 
mittels provisorischer, unentgeltlicher und 
online verfügbarer Token erhält, oder

3.	 einen alternativen Kanal für die elektro- 
nische Kommunikation unterstützt oder 
anbietet.

Die Bekanntmachung oder die Aufforderung  
zur Interessensbestätigung muss die Internet‑ 
Adresse, über die die Instrumente und Vorrich- 
tungen gemäß Z 1 zugänglich sind, angeben.

(11) Für die Instrumente und Vorrichtungen zur 
elektronischen Übermittlung und den Empfang 
von Angeboten, Wettbewerbsarbeiten und Teil-
nahmeanträgen gilt:

1.	 die Instrumente und Vorrichtungen müssen 
den Anforderungen des Anhanges V ent-
sprechen und

2.	 die Informationen über die Spezifikationen 
für die elektronische Übermittlung der An- 
gebote, Wettbewerbsarbeiten und Teilnah-
meanträge, einschließlich Informationen 
über Verschlüsselung und Zeitstempel, 
müssen dem Unternehmer zugänglich sein.

(12) Bei Übermittlung von Ausschreibungs- 
und Wettbewerbsunterlagen, Teilnahmeanträgen, 
Angeboten, Wettbewerbsarbeiten sowie Auftrags-
bestätigungen sind diese mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur, einem qualifizierten elek-
tronischen Siegel oder einer Amtssignatur gemäß 
§  19 Abs.  1 E-GovG zu versehen bzw. hat die 
Übermittlung so zu erfolgen, dass die Vollstän-
digkeit, Echtheit und Unverfälschtheit der Daten- 
sätze mit einer Qualität gewährleistet ist, die mit 
der Qualität einer qualifizierten elektronischen  
Signatur bzw. eines qualifizierten elektronischen 
Siegels vergleichbar ist.

(13) Der Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen und die  
Landesregierungen können, sofern dies einer 
homogeneren Abwicklung von Vergabeverfahren  
dient, für den jeweiligen Vollziehungsbereich bzw. 
Teile des jeweiligen Vollziehungsbereiches durch 
Verordnung jeweils eine bestimmte elektroni-
sche Kommunikationsplattform festlegen, welche 
die Sektorenauftraggeber im jeweiligen Vollzie-
hungsbereich bei der elektronischen Kommuni- 
kation zu nutzen haben. In dieser Verordnung 
sind nähere Festlegungen hinsichtlich des Um- 
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fanges der Verpflichtung zur Nutzung einschließ-
lich einer etwaigen Verpflichtung, auch die Aus- 
schreibungs- oder Wettbewerbsunterlagen gemäß 
§  260 auf der Kommunikationsplattform zur  
Verfügung zu stellen, zu treffen sowie nähere 
Modalitäten zur Nutzung vorzuschreiben. Der 
Bundesminister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen und die Landes- 
regierungen können, sofern dies einer homoge-
neren Abwicklung von Vergabeverfahren dient, 
für den jeweiligen Vollziehungsbereich bzw. Teile 
des jeweiligen Vollziehungsbereiches durch Ver-
ordnung technische Anforderungen zur Sicher- 
stellung des Datenaustausches zwischen elek- 
tronischen Kommunikationsplattformen festlegen.

Dokumentationspflichten
§  218. (1) Der Sektorenauftraggeber hat alle 

wesentlichen Entscheidungen und Vorgänge im 
Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren so 
ausreichend zu dokumentieren, dass sie nach- 
vollzogen werden können. Ferner ist jede Mit- 
wirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Aus-
schreibung zu dokumentieren. Die Dokumenta- 
tion ist für mindestens drei Jahre ab Zuschlagser- 
teilung aufzubewahren.

(2) Sofern Dokumente ausschließlich in elek- 
tronischer Form erstellt bzw. übermittelt werden, 
sind sie in jener Form und mit jenem Inhalt, die 
oder den sie zum Zeitpunkt des Verfassens durch 
den Sektorenauftraggeber oder des Absendens 
vom bzw. des Einlangens beim Sektorenauf- 
traggeber aufweisen, so zu kennzeichnen und zu 
speichern, dass ein nachträgliches Verändern des 
Inhaltes sowie des Zeitpunktes des Verfassens, 
des Absendens vom bzw. des Einlangens beim 
Sektorenauftraggeber feststellbar ist (Integrität  
der Daten).

2. Abschnitt  
Bekanntmachungen

1. Unterabschnitt  
Allgemeine Bestimmungen  
über Bekanntmachungen

Bekanntmachung der  
beabsichtigten Vergabe von Leistungen

§ 219. (1) Bekannt zu machen sind:
1.	 die beabsichtigte Vergabe eines Bau-,  

Liefer- oder Dienstleistungsauftrages im 
offenen Verfahren, im nicht offenen Ver-

fahren mit vorheriger Bekanntmachung, 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, im Rahmen eines wett-
bewerblichen Dialoges oder einer Inno- 
vationspartnerschaft;

2.	 die beabsichtigte Vergabe eines besonde-
ren Dienstleistungsauftrages oder eines 
Dienstleistungsauftrages über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der Schiene 
oder per Untergrundbahn in einem Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung;

3.	 der beabsichtigte Abschluss einer Rah- 
menvereinbarung, sofern nicht von der 
Möglichkeit der Anwendung nicht offe-
nen Verfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung oder des Verhandlungsver- 
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
zum Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
Gebrauch gemacht wird;

4.	 die beabsichtigte Durchführung eines offe-
nen oder nicht offenen Wettbewerbes;

5.	 die beabsichtigte Einrichtung eines dyna-
mischen Beschaffungssystems und jede  
Änderung der Gültigkeitsdauer eines dyna-
mischen Beschaffungssystems, bei Be- 
kanntmachungen in Österreich auch die  
Einstellung des dynamischen Beschaffungs- 
systems;

6.	 die beabsichtigte Einrichtung eines Prüf-
systems und jede Änderung der Gültigkeits- 
dauer eines Prüfsystems, bei Bekannt- 
machungen in Österreich auch die Ein- 
stellung des Prüfsystems.

(2) In der Bekanntmachung ist auf das all- 
fällige Erfordernis einer behördlichen Entschei-
dung für die Zulässigkeit der Ausübung einer 
Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung 
gemäß § 194 Abs. 1 ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat in der Be- 
kanntmachung anzugeben, welcher Nachweis  
oder welche Nachweise für die Befugnis, die 
berufliche Zuverlässigkeit, die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die tech-
nische Leistungsfähigkeit vorzulegen oder auf  
Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber 
nachzureichen sind.

(4) Soll das Angebot, dem der Zuschlag erteilt 
werden soll, im Wege einer elektronischen Auk- 
tion ermittelt werden, so hat die Bekanntmachung 
gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5 eine dahingehen- 
de Festlegung zu enthalten.

(5) Soll das Angebot in Form eines elektro- 
nischen Kataloges abgegeben werden oder soll  
das Angebot einen elektronischen Katalog bein- 
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halten, so hat die Bekanntmachung gemäß Abs. 1 
Z  1 bis 3 und 5 eine dahingehende Festlegung  
zu enthalten.

(6) Soll ein Realisierungswettbewerb durch-
geführt werden, hat die Bekanntmachung einen 
Hinweis auf die anschließende Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens zur Vergabe eines 
Dienstleistungsauftrages gemäß § 206 Abs. 1 Z 11 
zu enthalten.

(7) In der Bekanntmachung der Einrichtung 
eines dynamischen Beschaffungssystems ist des-
sen Laufzeit bzw. dessen Beginn- und Endzeit-
punkt anzugeben und – sofern es von einer zen- 
tralen Beschaffungsstelle eingerichtet wird – an- 
zugeben, ob die Möglichkeit der Nutzung des 
dynamischen Beschaffungssystems durch andere 
Sektorenauftraggeber besteht.

(8) In der Bekanntmachung über das Bestehen 
eines Prüfsystems ist dessen Laufzeit bzw. dessen  
Beginn- und Endzeitpunkt anzugeben.

Zusätzliche Bekanntmachung  
auf Unionsebene

§  220. Der Sektorenauftraggeber kann Be- 
kanntmachungen, die nicht einer Bekanntma-
chungsverpflichtung gemäß diesem Bundes- 
gesetz unterliegen, dem Amt für Veröffentlichun-
gen unter Verwendung allenfalls existierender 
einschlägiger Standardformulare für Bekannt- 
machungen bekannt geben.

Berichtigung einer Bekanntmachung
§  221. Ist eine Berichtigung einer Bekannt- 

machung erforderlich, so ist diese ebenso bekannt 
zu machen wie die ursprüngliche Bekannt- 
machung.

Veröffentlichung eines Beschafferprofils
§  222. (1) Der Sektorenauftraggeber kann im 

Internet ein Beschafferprofil veröffentlichen.
(2) Das Beschafferprofil kann Bekanntmachun-

gen, Angaben über laufende Vergabeverfahren,  
geplante Aufträge, vergebene Aufträge, wider- 
rufene Verfahren sowie alle sonstigen Informa- 
tionen betreffend ein Vergabeverfahren oder In- 
formationen von allgemeinem Interesse wie Kon-
taktstelle, Telefonnummer, Postanschrift und elek-
tronische Adresse enthalten.

Veröffentlichung und Standardisierung  
von Meta- bzw. Kerndaten

§ 223. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Digitali- 

sierung und Wirtschaftsstandort durch Verord-
nung nähere Festlegungen hinsichtlich der Stan- 
dardisierung des Kerndatenformates insbeson-
dere in Bezug auf Darstellung, Struktur und Form  
der Kerndaten gemäß Anhang VIII sowie hin- 
sichtlich der Befüllung der Metadatenfelder er- 
lassen.

Gilt ab 1.3.2019:
(2) Das Unternehmensserviceportal hat Infor-

mationen gemäß Anhang VIII in einer für natür- 
liche Personen les- und suchbaren Weise anzu-
bieten, wobei insbesondere die Suche nach ein-
zelnen Kerndatenfeldern und nach einer Kom- 
bination derselben möglich sein muss. Dieser  
Dienst ist vom Unternehmensserviceportal im 
Internet kostenlos, direkt, uneingeschränkt und 
vollständig sowie grundsätzlich jederzeit zur Ver-
fügung zu stellen. Das Unternehmensservice 
portal hat die Informationen gemäß Anhang VIII 
mindestens einmal täglich aktualisiert anzubie-
ten und die Zeitpunkte der Aktualisierungen auf  
der Internet-Adresse des Dienstes gemäß dem 
zweiten Satz bekannt zu machen.

2. Unterabschnitt  
Besondere Bekanntmachungsbestim-
mungen für den Oberschwellenbereich

Arten der Bekanntmachung
§ 224. (1) Eine Bekanntmachung auf Unions- 

ebene hat unter Verwendung des einschlä- 
gigen Standardformulars entweder durch eine Be- 
kanntmachung von Aufträgen bzw. Wettbe- 
werben oder durch eine Bekanntmachung im 
Wege einer regelmäßigen nichtverbindlichen Be- 
kanntmachung gemäß § 226 Abs. 2 oder 3 oder 
durch eine Bekanntmachung über das Bestehen 
eines Prüfsystems gemäß §  228 Abs.  1 zu er- 
folgen.

(2) Eine Bekanntmachung in Österreich hat  
elektronisch entweder durch eine Bekannt- 
machung von Aufträgen bzw. Wettbewerben  
oder durch eine Bekanntmachung im Wege 
einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekannt- 
machung gemäß § 230 Abs. 2 oder 3 oder durch 
eine Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems gemäß § 228 Abs. 2 zu erfolgen.

Bekanntmachungen auf Unionsebene
§ 225. Der Sektorenauftraggeber hat Bekannt-

machungen auf Unionsebene gemäß An- 
hang  VII zu erstellen und dem Amt für Ver- 
öffentlichungen unter Verwendung des einschlä- 
gigen Standardformulars für Bekanntmachungen  
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elektronisch zu übermitteln. Als Übermittlung  
gilt auch die Zur-Verfügung-Stellung der Daten der 
Bekanntmachungen und Mitteilungen im Online-
Verfahren. Der Sektorenauftraggeber muss den 
Tag der Absendung der Bekanntmachung nach-
weisen können. Falls Daten online zur Verfügung 
gestellt werden, gilt als Absendung die Eintragung 
der Daten im Online-System.

Bekanntmachung einer regelmäßigen  
nichtverbindlichen Bekanntmachung  
auf Unionsebene

§  226. (1) Sofern der Sektorenauftraggeber  
von der Möglichkeit der Verkürzung der Ange- 
botsfrist gemäß § 245 Gebrauch machen möchte,  
muss er auf Unionsebene eine regelmäßige  
nichtverbindliche Bekanntmachung gemäß § 225  
bekanntmachen. Die regelmäßige nichtverbind- 
liche Bekanntmachung kann überdies im Be- 
schafferprofil des Sektorenauftraggebers ver- 
öffentlicht werden. Die regelmäßige nichtverbind- 
liche Bekanntmachung darf nicht im Beschaffer-
profil veröffentlicht werden, bevor der Sektoren-
auftraggeber unter Verwendung des einschlägi- 
gen Standardformulars eine entsprechende Be- 
kanntmachung über die Veröffentlichung der regel-
mäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung  
an das Amt für Veröffentlichungen abgesendet hat. 
Im Beschafferprofil ist das Datum der Absendung 
der Bekanntmachung an das Amt für Veröffent- 
lichungen anzugeben.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann bei nicht 
offenen Verfahren und bei Verhandlungsver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung die Be- 
kanntmachung einer regelmäßigen nichtverbind- 
lichen Bekanntmachung gemäß §  225 als Be- 
kanntmachung der beabsichtigten Vergabe eines  
Auftrages verwenden, sofern die regelmäßige 
nichtverbindliche Bekanntmachung

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen be- 
zieht, die Auftragsgegenstand sein werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag im 
nicht offenen Verfahren bzw. im Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung ohne spätere Veröffentlichung 
einer Bekanntmachung vergeben wird,

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und

4.	 spätestens 35  Tage und frühestens  
12 Monate vor der Absendung der Auffor-
derung zur Angebotsabgabe abgesendet 
wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann bei der  
Vergabe eines besonderen Dienstleistungs- 
auftrages die Bekanntmachung einer regelmäßi-
gen nicht verbindlichen Bekanntmachung gemäß 
§  225 als Bekanntmachung der beabsichtigten 
Vergabe eines Auftrages verwenden, sofern  
die regelmäßige nichtverbindliche Bekannt- 
machung

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienst- 
leistungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auf- 
trag ohne spätere Veröffentlichung einer  
Bekanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(4) Der von einer regelmäßigen nichtverbind- 
lichen Bekanntmachung gemäß Abs. 2 und 3 ab- 
gedeckte Zeitraum beträgt höchstens zwölf Mo- 
nate ab Absendung der Bekanntmachung an 
das Amt für Veröffentlichungen. Bei der Vergabe 
eines besonderen Dienstleistungsauftrages kann 
ein Zeitraum von mehr als zwölf Monaten fest- 
gelegt werden, soweit dies sachlich gerechtfertigt 
ist.

Freiwillige Bekanntmachung eines  
Vergabeverfahrens auf Unionsebene

§  227. Sofern der Sektorenauftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Ver- 
gabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
im Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der 
Sektorenauftraggeber dem Amt für Veröffent- 
lichungen unter Verwendung des einschlägigen 
Standardformulars für Bekanntmachungen die 
Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der 
Zuschlag erteilt werden soll.

Bekanntmachung über das Bestehen  
eines Prüfsystems

§ 228. (1) Der Sektorenauftraggeber kann bei 
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung, Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, wettbewerblichen Dialogen 
oder Innovationspartnerschaften die Bekannt-
machung über das Bestehen eines Prüfsystems 
auf Unionsebene als Bekanntmachung der beab-
sichtigten Vergabe eines Auftrages verwenden. 
Diese Bekanntmachung hat über den Zweck des 
Prüfsystems und darüber zu informieren, wie die 
Prüfungsregeln zur Verfügung gestellt werden.

(2) Im Falle einer Bekanntmachung gemäß 
Abs. 1 hat der Sektorenauftraggeber die Bekannt-
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machung über das Bestehen eines Prüfsystems 
auch in Österreich gemäß §  229 bekannt zu 
machen.

Bekanntmachungen in Österreich
§ 229. (1) Der Sektorenauftraggeber hat Be- 

kanntmachungen im Oberschwellenbereich zu 
veröffentlichen, indem er die Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren https://www.data.
gv.at/ bereitstellt und darin auf die Informatio-
nen gemäß dem 1. Abschnitt des Anhanges VIII 
(Kerndaten für Bekanntmachungen) verweist. 
Der Sektorenauftraggeber hat diese Kerndaten in 
einem offenen und maschinenlesbaren standardi-
sierten Format unter einer freien Lizenz vollständig 
zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Verfügbarkeit der Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren und der Kerndaten 
für Bekanntmachungen muss zumindest bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen 
geeigneten Publikationsmedien stehen dem Sek-
torenauftraggeber frei.

(4) Sofern der Sektorenauftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Verga-
beverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
im Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der 
Sektorenauftraggeber die Entscheidung, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, bekannt-
machen. Die Verfügbarkeit der Metadaten der 
Kerndaten von Vergabeverfahren und der Kern-
daten für Bekanntmachungen muss zumindest für 
zehn Tage gewährleistet sein.

(5) Eine Bekanntmachung gemäß Abs. 1, 3 
oder 4 darf nicht vor dem Tag der Veröffentlichung 
durch das Amt für Veröffentlichungen veröffentlicht 
werden. Die Veröffentlichung darf jedoch jeden-
falls dann erfolgen, wenn der Sektorenauftrag-
geber nicht binnen 48 Stunden nach Bestätigung 
des Einganges der Bekanntmachung beim Amt 
für Veröffentlichungen über die Veröffentlichung 
unterrichtet wurde. Die Bekanntmachung darf 
ausschließlich jene Informationen enthalten, die 
in der an das Amt für Veröffentlichungen abgesen-
deten Bekanntmachung enthalten sind oder die in 
einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekannt-
machung in einem Beschafferprofil veröffentlicht 
wurden. Die Bekanntmachung hat das Datum der 
Absendung der Bekanntmachung an das Amt für 
Veröffentlichungen bzw. das Datum der Veröffent-
lichung im Beschafferprofil anzugeben.

Bis 28.2.2019 gilt folgender § 229:
§ 229. (1) Der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz und die  
Landesregierungen haben für den jeweiligen Voll- 

ziehungsbereich durch Verordnung jeweils ein 
elektronisches Publikationsmedium festzulegen, 
in welchem der Sektorenauftraggeber Bekannt-
machungen im Oberschwellenbereich in Öster-
reich zu veröffentlichen hat. In dieser Verordnung 
sind nähere Festlegungen hinsichtlich der Über-
mittlung der Bekanntmachungen an das Publika- 
tionsmedium sowie der im Zuge der Übermitt-
lung und der Veröffentlichung der Bekannt-
machungen zu beachtenden Modalitäten und  
zu erbringenden Leistungen zu treffen.

(2) Die Verfügbarkeit der Inhalte in den gemäß 
Abs. 1 festgelegten Publikationsmedien muss zu- 
mindest bis zum Ablauf der Angebotsfrist gewähr-
leistet sein.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann Bekannt-
machungen zusätzlich veröffentlichen, indem er 
die Metadaten der Kerndaten von Vergabever- 
fahren https://www.data.gv.at/ bereitstellt bzw. 
übermittelt und darin auf die Informationen gemäß  
dem 1. Abschnitt des Anhanges VIII (Kerndaten  
für Bekanntmachungen) verweist. Der Sektoren- 
auftraggeber hat diese Kerndaten in einem offenen  
und maschinenlesbaren standardisierten Format 
unter einer freien Lizenz vollständig zur Verfügung 
zu stellen.

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen 
geeigneten Publikationsmedien stehen dem Sek-
torenauftraggeber frei.

(5) Sofern der Sektorenauftraggeber der An- 
sicht ist, dass die Durchführung eines Vergabe- 
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der Sek-
torenauftraggeber die Entscheidung, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, bekannt- 
machen. Die Verfügbarkeit der Inhalte einer  
solchen Bekanntmachung muss zumindest für 
zehn Tage gewährleistet sein.

(6) Eine Bekanntmachung gemäß Abs. 1, 3, 4 
oder 5 darf nicht vor dem Tag der Veröffentlichung 
durch das Amt für Veröffentlichungen veröffent- 
licht werden. Die Veröffentlichung darf jedoch 
jedenfalls dann erfolgen, wenn der Sektoren-
auftraggeber nicht binnen 48  Stunden nach Be- 
stätigung des Einganges der Bekanntmachung 
beim Amt für Veröffentlichungen über die Ver- 
öffentlichung unterrichtet wurde. Die Bekannt- 
machung darf ausschließlich jene Informationen 
enthalten, die in der an das Amt für Veröffent- 
lichungen abgesendeten Bekanntmachung ent- 
halten sind oder die in einer regelmäßigen nichtver-
bindlichen Bekanntmachung in einem Beschaffer- 
profil veröffentlicht wurden. Die Bekanntmachung 
hat das Datum der Absendung der Bekannt- 
machung an das Amt für Veröffentlichungen bzw. 
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das Datum der Veröffentlichung im Beschaffer- 
profil anzugeben.

Bekanntmachung einer regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung in Österreich

§  230. (1) Sofern der Sektorenauftraggeber  
von der Möglichkeit der Verkürzung der An- 
gebotsfrist gemäß §  245 Gebrauch machen  
möchte, muss er eine regelmäßige nichtverbind
liche Bekanntmachung in Österreich gemäß § 229 
bekanntmachen.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann bei nicht 
offenen Verfahren und bei Verhandlungsverfahren  
mit vorheriger Bekanntmachung die Bekannt-
machung einer regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung gemäß §  229 als Bekannt- 
machung der beabsichtigten Vergabe eines Auf-
trages verwenden, sofern die regelmäßige nicht-
verbindliche Bekanntmachung

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen be- 
zieht, die Auftragsgegenstand sein werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag im 
nicht offenen Verfahren bzw. im Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung ohne spätere Veröffentlichung 
einer Bekanntmachung vergeben wird,

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und

4.	 spätestens 35 Tage und frühestens 12 Mo- 
nate vor der Absendung der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe abgesendet wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann bei der  
Vergabe eines besonderen Dienstleistungsauf- 
trages die Bekanntmachung einer regelmäßi-
gen nichtverbindlichen Bekanntmachung gemäß  
§  229 als Bekanntmachung der beabsichtigten 
Vergabe eines Auftrages verwenden, sofern die 
regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienst- 
leistungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag 
ohne spätere Veröffentlichung einer Be- 
kanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(4) Der von einer regelmäßigen nichtverbind- 
lichen Bekanntmachung gemäß Abs.  2 und 3  
abgedeckte Zeitraum hat mit dem gemäß § 226  
Abs. 4 festgelegten Zeitraum übereinzustimmen.

Bekanntgaben auf Unionsebene
§ 231. (1) Der Sektorenauftraggeber hat nach 

Durchführung eines Vergabeverfahrens dem  
Amt für Veröffentlichungen jeden vergebenen 
Auftrag, jede abgeschlossene Rahmenverein- 
barung und das Ergebnis jedes Ideenwettbe-
werbes gemäß §  225 bekannt zu geben; davon 
ausgenommen sind Aufträge, die aufgrund von 
Rahmenvereinbarungen vergeben wurden. Der 
Sektorenauftraggeber hat überdies dem Amt  
für Veröffentlichungen eine von der in den Aus-
schreibungsunterlagen festgelegten Gültigkeits-
dauer abweichende Einstellung eines dynami-
schen Beschaffungssystems bzw. eines Prüf- 
systems bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist 
dem Amt für Veröffentlichungen unter Verwendung 
des einschlägigen Standardformulars spätestens 
30 Tage nach Zuschlagserteilung, nach Abschluss 
der Rahmenvereinbarung, nach Abschluss des 
Ideenwettbewerbes, nach Einstellung des dyna-
mischen Beschaffungssystems bzw. des Prüf- 
systems zu übermitteln.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
Sektorenauftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund eines dynamischen  

Beschaffungssystems vergeben worden 
sind,

gebündelt spätestens 30  Tage nach Ende des 
jeweiligen Jahresquartals gemäß Abs. 1 bekannt 
geben.

(3) Hat der Sektorenauftraggeber eine Be- 
kanntmachung im Wege einer regelmäßigen  
nichtverbindlichen Bekanntmachung gemäß 
§  226 Abs.  2 oder 3 und §  230 Abs.  2 oder 3  
veröffentlicht und beschließt er, auf Grund-
lage dieser regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung während ihrer Gültigkeitsdauer  
keine weitere Auftragsvergabe mehr vorzu- 
nehmen, so hat er dies in der Bekanntgabe gemäß 
Abs. 1 anzugeben.

(4) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimm- 
te Angaben über die Auftragsvergabe oder den  
Abschluss von Rahmenvereinbarungen dann 
nicht veröffentlicht werden, wenn deren Bekannt- 
gabe die Vollziehung von Gesetzen behindern,  
dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die  
berechtigten geschäftlichen Interessen eines 
Unternehmers schädigen oder den freien und  
lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmern 
beeinträchtigen würde.

(5) Bei Dienstleistungsaufträgen auf dem Ge- 
biet der Forschung und Entwicklung können die 
Angaben zu Art und Menge der Dienstleistungen  
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unbeschadet des Abs.  4 auf folgende Angaben  
beschränkt werden:

1.	 die Angabe „FuE-Dienstleistungen“, sofern 
der Auftrag im Wege eines Verhand-
lungsverfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung gemäß §  206 Abs.  1 Z  2 ver- 
geben wurde, oder

2.	 jene Angaben, die in der Bekanntmachung 
enthalten waren.

Gilt ab 1.3.2019:
Bekanntgaben in Österreich

§  232. (1) Der Sektorenauftraggeber hat 
nach Durchführung eines Vergabeverfahrens 
jeden vergebenen Auftrag, jede abgeschlossene  
Rahmenvereinbarung und das Ergebnis jedes  
Ideenwettbewerbes bekannt zu geben, indem er 
die Metadaten der Kerndaten von Vergabever-
fahren https://www.data.gv.at/ bereitstellt bzw. 
übermittelt und darin auf die Informationen gemäß 
dem 2.  Abschnitt des Anhanges  VIII (Kern- 
daten für Bekanntgaben) verweist; davon aus- 
genommen sind Aufträge, die aufgrund von  
Rahmenvereinbarungen vergeben wurden und 
deren Auftragswert 50 000 Euro nicht erreicht. 
Der Sektorenauftraggeber hat die Metadaten der 
Kerndaten von Vergabeverfahren für mindes-
tens 5  Jahre bereitzustellen und die Kerndaten 
für Bekanntgaben in einem offenen und maschi-
nenlesbaren standardisierten Format unter einer  
freien Lizenz vollständig für mindestens 5  Jahre 
zur Verfügung zu stellen. Die Bekanntgabe hat 
spätestens 30  Tage nach Zuschlagserteilung, 
nach Abschluss der Rahmenvereinbarung bzw. 
nach Abschluss des Ideenwettbewerbes zu er- 
folgen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
Sektorenauftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund einer Rahmen- 

vereinbarung oder eines dynamischen Be- 
schaffungssystems vergeben worden  
sind,

gleichzeitig spätestens 30  Tage nach Ende des  
jeweiligen Jahresquartals gemäß Abs. 1 bekannt 
geben.

(3) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimmte  
Angaben über die Auftragsvergabe oder den Ab-
schluss von Rahmenvereinbarungen dann nicht 
veröffentlicht werden, wenn deren Bekanntgabe 
die Vollziehung von Gesetzen behindern, dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die berech-
tigten geschäftlichen Interessen eines Unterneh-
mers schädigen oder den freien und lauteren 

Wettbewerb zwischen Unternehmern beeinträch-
tigen würde.

(4) Bei Dienstleistungsaufträgen auf dem Ge- 
biet der Forschung und Entwicklung können 
die Angaben zu Art und Menge der Dienst- 
leistungen unbeschadet Abs.  3 auf folgende  
Angaben beschränkt werden:

1.	 die Angabe „FuE-Dienstleistungen“, sofern 
der Auftrag im Wege eines Verhand-
lungsverfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung gemäß §  206 Abs.  1 Z  2 ver- 
geben wurde, oder

2.	 jene Angaben, die in der Bekanntmachung 
enthalten waren.

3. Unterabschnitt  
Besondere Bekanntmachungsbestim-
mungen für den Unterschwellenbereich

Arten der Bekanntmachung
§  233. Eine Bekanntmachung in Österreich 

hat elektronisch entweder durch eine Bekannt-
machung von Aufträgen bzw. Wettbewerben  
oder durch eine Bekanntmachung im Wege einer 
regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntma-
chung gemäß §  235 oder durch eine Bekannt-
machung über das Bestehen eines Prüfsystems 
gemäß § 236 zu erfolgen.

Bekanntmachungen in Österreich
§ 234. (1) Der Sektorenauftraggeber hat Be- 

kanntmachungen im Unterschwellenbereich zu 
veröffentlichen, indem er die Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren https://www.data.
gv.at/ bereitstellt und darin auf die Kerndaten für 
Bekanntmachungen verweist. Der Sektorenauf-
traggeber hat diese Kerndaten in einem offenen 
und maschinenlesbaren standardisierten Format 
unter einer freien Lizenz vollständig zur Verfügung 
zu stellen. Eine Bekanntmachung im Beschaf-
ferprofil darf nicht vor Verfügbarkeit der Meta- 
daten der Kerndaten von Vergabeverfahren und 
der Kerndaten für Bekanntmachung erfolgen. Im 
Beschafferprofil ist das Datum der Zur-Verfügung-
Stellung der Kerndaten anzugeben.

(2) Die Verfügbarkeit der Metadaten der Kern-
daten von Vergabeverfahren und der Kerndaten 
für Bekanntmachungen muss zumindest bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen 
geeigneten Publikationsmedien stehen dem Sek-
torenauftraggeber frei.

(4) Sofern dies aufgrund der unionsrechtlichen 
Grundsätze geboten ist, hat der Sektorenauftrag- 
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geber die Vergabe eines besonderen Dienstleis-
tungsauftrages bekanntzumachen. Von einer 
Bekanntmachung des Verfahrens kann insbe-
sondere Abstand genommen werden, wenn 
eine der in § 206 für Dienstleistungsaufträge ge- 
nannten Voraussetzungen für die Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung vorliegt.

(5) Sofern der Sektorenauftraggeber der 
Ansicht ist, dass die Durchführung eines Verga-
beverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
im Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der 
Sektorenauftraggeber die Entscheidung, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, bekannt-
machen. Die Verfügbarkeit der Metadaten der 
Kerndaten von Vergabeverfahren und der Kern-
daten für Bekanntmachungen muss zumindest  
für zehn Tage gewährleistet sein.

(6) Der Sektorenauftraggeber hat überdies 
eine vom in der Ausschreibung festgelegten End-
zeitpunkt abweichende Einstellung eines dynami-
schen Beschaffungssystems

Bis 28.2.2019 gilt folgender § 234
§  234. (1) Bekanntmachungen im Unter-

schwellenbereich haben zumindest die in 
Anhang XXI angeführten Angaben zu enthalten,  
sofern diese Angaben nicht bereits in Ausschrei-
bungsunterlagen gemäß §  260 zur Verfügung 
gestellt werden. Der Sektorenauftraggeber hat 
Bekanntmachungen jedenfalls in dem gemäß  
§  229 Abs.  1 für den jeweiligen Vollziehungsbe- 
reich festgelegten Publikationsmedium zu ver- 
öffentlichen. Eine Bekanntmachung im Beschaffer- 
profil darf nicht vor Absendung der entsprechen- 
den Bekanntmachung an das für den jeweiligen  
Vollziehungsbereich festgelegte Publikations- 
medium erfolgen. Im Beschafferprofil ist das 
Datum der Übermittlung an das Publikations- 
medium anzugeben.

(2) Die Verfügbarkeit der Inhalte von Be- 
kanntmachungen gemäß Abs. 1 muss zumindest 
bis zum Ablauf der Angebotsfrist gewährleistet 
sein.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann Bekannt-
machungen zusätzlich gemäß §  229 Abs.  3 be- 
kannt machen.

(4) Weitere Bekanntmachungen in sonstigen  
geeigneten Publikationsmedien stehen dem Sek-
torenauftraggeber frei.

(5) Sofern dies aufgrund der unionsrechtlichen 
Grundsätze geboten ist, hat der Sektorenauftragge-
ber die Vergabe eines besonderen Dienstleistungs- 
auftrages bekanntzumachen. Von einer Bekannt-
machung des Verfahrens kann insbesondere Ab- 

stand genommen werden, wenn eine der in § 206  
für Dienstleistungsaufträge genannten Voraus- 
setzungen für die Durchführung eines Verhand-
lungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
vorliegt.

(6) Sofern der Sektorenauftraggeber der An- 
sicht ist, dass die Durchführung eines Vergabe- 
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der Sek-
torenauftraggeber die Entscheidung, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, bekannt- 
machen. Die Verfügbarkeit der Inhalte einer  
solchen Bekanntmachung muss zumindest für 
zehn Tage gewährleistet sein.

(7) Der Sektorenauftraggeber hat überdies 
eine vom in der Ausschreibung festgelegten End-
zeitpunkt abweichende Einstellung eines dyna- 
mischen Beschaffungssystems bzw. eines Prüf-
systems bekannt zu machen.

Bekanntmachung einer regelmäßigen  
nichtverbindlichen Bekanntmachung

§ 235. (1) Der Sektorenauftraggeber kann die  
Bekanntmachung einer regelmäßigen nichtver- 
bindlichen Bekanntmachung gemäß §  234 als 
Bekanntmachung der beabsichtigten Vergabe 
eines Auftrages verwenden, sofern die regel- 
mäßige nichtverbindliche Bekanntmachung

1.	 sich ausdrücklich auf jene Leistungen be- 
zieht, die Auftragsgegenstand sein werden,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag  
ohne spätere Veröffentlichung einer Be- 
kanntmachung vergeben wird,

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen, und

4.	 spätestens 35  Tage und frühestens  
12 Monate vor der Absendung der Aufforde- 
rung zur Angebotsabgabe abgesendet wird.

Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann bei der  
Vergabe eines besonderen Dienstleistungsauf-
trages die Bekanntmachung einer regelmäßi-
gen nichtverbindlichen Bekanntmachung gemäß  
§  234 als Bekanntmachung der beabsichtigten  
Vergabe eines Auftrages verwenden, sofern die 
regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung

1.	 die Arten der zu vergebenden Dienstleis-
tungen ausdrücklich anführt,

2.	 den Hinweis enthält, dass dieser Auf-
trag ohne spätere Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung vergeben wird, und

3.	 die Aufforderung an Unternehmer enthält, 
ihr Interesse mitzuteilen.
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Eine zusätzliche Veröffentlichung im Beschaffer-
profil ist zulässig.

(3) Der von einer regelmäßigen nichtverbind- 
lichen Bekanntmachung gemäß Abs.  1 und 2 
abgedeckte Zeitraum beträgt höchstens zwölf 
Monate ab Bekanntmachung. Bei der Vergabe 
eines besonderen Dienstleistungsauftrages kann 
ein Zeitraum von mehr als zwölf Monaten fest- 
gelegt werden, soweit dies sachlich gerechtfertigt 
ist.

Gilt ab 1.3.2019:
Bekanntmachung über das Bestehen  
eines Prüfsystems

§  236. Der Sektorenauftraggeber kann die 
Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüf-
systems gemäß §  234 als Bekanntmachung der 
beabsichtigten Vergabe eines Auftrages ver- 
wenden. Diese Bekanntmachung hat über den 
Zweck des Prüfsystems und darüber zu infor- 
mieren, wie die Prüfungsregeln zur Verfügung 
gestellt werden.

Bekanntgaben in Österreich
§  237. (1) Ein Sektorenauftraggeber im Voll- 

ziehungsbereich des Bundes hat nach Durch- 
führung eines Vergabeverfahrens, dessen Auf- 
tragswert oder Wertumfang oder Summe der  
Preisgelder mindestens 50  000  Euro beträgt, 
jeden vergebenen Auftrag, jede abgeschlossene 
Rahmenvereinbarung und das Ergebnis jedes  
Ideenwettbewerbes bekannt zu geben, indem er 
die Metadaten der Kerndaten von Vergabever- 
fahren https://www.data.gv.at/ bereitstellt und  
darin auf die Kerndaten für Bekanntgaben ver- 
weist; davon ausgenommen sind Aufträge, die 
aufgrund von Rahmenvereinbarungen verge-
ben wurden und deren Auftragswert 50 000 Euro 
nicht erreicht. Der Sektorenauftraggeber hat 
die Metadaten der Kerndaten von Vergabever- 
fahren für mindestens 5  Jahre bereitzustellen  
und die Kerndaten für Bekanntgaben in einem 
offenen und maschinenlesbaren standardisier-
ten Format unter einer freien Lizenz vollständig 
für mindestens 5 Jahre zur Verfügung zu stellen. 
Die Bekanntgabe hat spätestens 30  Tage nach 
Zuschlagserteilung, nach Abschluss der Rahmen-
vereinbarung bzw. nach Abschluss des Ideenwett-
bewerbes zu erfolgen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 letzter Satz kann der 
Sektorenauftraggeber

1.	 besondere Dienstleistungsaufträge und
2.	 Aufträge, die aufgrund einer Rahmen- 

vereinbarung oder eines dynamischen  

Beschaffungssystems vergeben worden 
sind,

gleichzeitig spätestens 30  Tage nach Ende des 
jeweiligen Jahresquartals gemäß Abs. 1 bekannt 
geben.

(3) Abweichend zu Abs.  1 dürfen bestimmte  
Angaben über die Auftragsvergabe, den Ab- 
schluss von Rahmenvereinbarungen oder das 
Ergebnis eines Ideenwettbewerbes dann nicht 
veröffentlicht werden, wenn deren Bekanntgabe 
die Vollziehung von Gesetzen behindern, dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die berech-
tigten geschäftlichen Interessen eines Unter- 
nehmers schädigen oder den freien und laute-
ren Wettbewerb zwischen Unternehmern beein- 
trächtigen würde.

(4) Bei Dienstleistungsaufträgen auf dem 
Gebiet der Forschung und Entwicklung können  
die Angaben zu Art und Menge der Dienst- 
leistungen unbeschadet des Abs.  3 auf folgende 
Angaben beschränkt werden:

1.	 die Angabe „FuE-Dienstleistungen“, so- 
fern der Auftrag im Wege eines Verhand-
lungsverfahrens ohne vorherige Bekannt-
machung gemäß §  206 Abs.  1 Z  2 ver- 
geben wurde, oder

2.	 jene Angaben, die in der Bekanntmachung 
enthalten waren.

3. Abschnitt  
Fristen

1. Unterabschnitt  
Allgemeine Bestimmungen über Fristen

Berechnung der Fristen
§  238. Unbeschadet der auf die Fristen im 

Vergabekontrollverfahren anzuwendenden Be- 
stimmungen des AVG findet auf Fristen die Ver- 
ordnung (EWG, EURATOM) Nr.  1182/71  
Anwendung.

Grundsätze für die Bemessung von Fristen
§  239. Der Sektorenauftraggeber hat Fristen 

so zu bemessen und festzusetzen, dass den von 
der Fristsetzung betroffenen Unternehmern aus-
reichend Zeit für die Vornahme der entsprechen-
den Handlungen verbleibt. Insbesondere Teil- 
nahmeantrags- und Angebotsfristen und Fris-
ten für die Ausarbeitung von Lösungen im wett-
bewerblichen Dialog sind so zu bemessen, dass 
unter Berücksichtigung etwa der Komplexität  
des Leistungsgegenstandes dem Unternehmer 
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hinreichend Zeit zur Erstellung des Teilnahme- 
antrages, des Angebotes bzw. der Lösung ver-
bleibt.

Verbesserungsfrist
§  240. Übermittelt der Unternehmer unvoll- 

ständige oder fehlerhafte Unterlagen, hat der 
Sektorenauftraggeber, sofern es sich nicht um  
einen unbehebbaren Mangel handelt, diesen 
unter Einräumung einer angemessenen Frist zur  
Übermittlung, Ergänzung oder Erläuterung auf- 
zufordern.

2. Unterabschnitt  
Fristen für Vergabeverfahren  
im Oberschwellenbereich

Auskunftsfrist
§  241. Sofern das Ersuchen zeitgerecht ge- 

stellt wird, hat der Sektorenauftraggeber oder  
die dafür zuständige Stelle zusätzliche Auskünf-
te über die Ausschreibung allen Teilnehmern am  
Vergabeverfahren unverzüglich, jedenfalls aber 
spätestens sechs Tage, bei beschleunigten  
offenen Verfahren gemäß §  246 spätestens vier 
Tage vor Ablauf der Frist für den Eingang der 
Angebote zu übermitteln bzw. bereitzustellen.

Teilnahmeantragsfrist
§  242. Beim nicht offenen Verfahren mit vor-

heriger Bekanntmachung, beim Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung, beim 
wettbewerblichen Dialog und beim dynamischen 
Beschaffungssystem beträgt die vom Sektoren-
auftraggeber festzusetzende Teilnahmeantrags-
frist mindestens 15  Tage. Sie beginnt mit dem  
Tag der Absendung der Bekanntmachung an  
das Amt für Veröffentlichungen bzw., wenn die  
Bekanntmachung im Wege einer regelmäßigen  
nichtverbindlichen Bekanntmachung erfolgt ist,  
mit dem Tag der Absendung der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung.

Angebotsfrist
§ 243. (1) Beim offenen Verfahren beträgt die 

vom Sektorenauftraggeber festzusetzende Ange-
botsfrist mindestens 30 Tage.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann die An- 
gebotsfrist beim nicht offenen Verfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung und beim Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
im gegenseitigen Einvernehmen mit den ausge- 
wählten Bewerbern festlegen, vorausgesetzt,  
dass allen ausgewählten Bewerbern dieselbe  

Frist eingeräumt wird. Erfolgt keine einvernehm- 
liche Festlegung der Angebotsfrist, so hat der  
Sektorenauftraggeber eine Angebotsfrist festzu-
setzen, die mindestens zehn Tage beträgt.

(3) Beim dynamischen Beschaffungssystem  
beträgt die vom Sektorenauftraggeber festzu- 
setzende Angebotsfrist mindestens zehn Tage. 
Der Sektorenauftraggeber kann einvernehmlich 
mit allen zugelassenen Teilnehmern eine kürzere 
Angebotsfrist festlegen.

(4) Die gemäß Abs. 1 oder 2 festgesetzte An- 
gebotsfrist ist um fünf Tage zu verlängern, falls 
die Ausschreibungsunterlagen nicht gemäß  
§  260 Abs.  1 elektronisch zur Verfügung gestellt 
werden. Eine Verlängerung ist nicht verpflich- 
tend, falls die Angebotsfrist wegen Dringlichkeit 
gemäß §  246 verkürzt wird oder im gegensei-
tigen Einvernehmen gemäß Abs.  2 erster Satz  
festgelegt wurde.

(5) Die gemäß Abs. 1, 2 und 4 festgesetz-
te Angebotsfrist ist um fünf Tage zu verlängern, 
falls Angebote nicht auf elektronischem Weg zu 
übermitteln sind. Eine Verlängerung ist nicht ver- 
pflichtend, falls die Angebotsfrist im gegenseitigen 
Einvernehmen gemäß Abs. 2 erster Satz festge-
legt wurde.

(6) Können Angebote nur nach einer Ortsbe- 
sichtigung oder Einsichtnahme in zusätzliche 
Unterlagen zu den Ausschreibungsunterlagen vor 
Ort erstellt werden, so ist die Angebotsfrist gemäß 
Abs. 1 bis 5 so angemessen zu verlängern, dass 
alle betroffenen Unternehmer von allen für die 
Erstellung eines Angebotes erforderlichen Infor-
mationen Kenntnis nehmen können.

(7) Die Angebotsfrist beginnt beim offenen Ver-
fahren mit dem Tag der Absendung der Bekannt-
machung an das Amt für Veröffentlichungen, beim 
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung, beim Verhandlungsverfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung und beim dynamischen 
Beschaffungssystem mit dem Tag der Absendung 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe.

Verlängerung der Angebotsfrist bei  
Berichtigungen und zusätzlichen Auskünften

§  244. (1) Die gemäß §  243 festgesetzte 
Angebotsfrist ist bei einer Berichtigung der Aus-
schreibung zu verlängern, wenn die Berichtigung 
für die Erstellung der Angebote wesentlich ist.  
Die Verlängerung der Frist muss in einem ange- 
messenen Verhältnis zur Bedeutung der geän-
derten Information stehen. Jede Veränderung 
der Angebotsfrist ist allen Bewerbern oder Bie-
tern bekannt zu geben. Soweit eine Bekanntgabe 
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nicht möglich ist, ist sie in derselben Art bekannt  
zu machen wie die Bekanntmachung.

(2) Die gemäß §  243 festgesetzte Angebots-
frist ist zu verlängern, wenn zusätzliche Aus- 
künfte nicht innerhalb der Frist gemäß § 241 erteilt 
worden sind, obwohl das Ersuchen zeitgerecht 
gestellt wurde. Die Verlängerung der Frist muss in 
einem angemessenen Verhältnis zur Bedeutung 
der geänderten Information stehen.

Verkürzte Angebotsfrist im beschleunigten 
offenen Verfahren nach regelmäßiger  
nichtverbindlicher Bekanntmachung

§  245. Sofern der Sektorenauftraggeber min-
destens 35  Tage, höchstens aber 12  Monate  
vor dem Zeitpunkt der Absendung einer Bekannt- 
machung gemäß §  224 eine regelmäßige  
nichtverbindliche Bekanntmachung gemäß den  
§§ 226 Abs. 1 und 230 Abs. 1 bekannt gemacht  
hat und diese regelmäßige nichtverbindliche 
Bekanntmachung alle Angaben enthalten hat, 
die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der regel- 
mäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung  
vorlagen, kann der Sektorenauftraggeber die 
Angebotsfrist im offenen Verfahren auf 15  Tage 
verkürzen.

Verkürzte Angebotsfrist im beschleunigten 
offenen Verfahren bei Dringlichkeit

§ 246. Die Angebotsfrist im offenen Verfahren 
kann auf 15 Tage verkürzt werden, sofern wegen 
einer vom Sektorenauftraggeber hinreichend be- 
gründeten Dringlichkeit die Einhaltung der Fristen 
gemäß den §§ 243 bis 245 nicht möglich ist.

3. Unterabschnitt  
Fristen für Vergabeverfahren  
im Unterschwellenbereich

Besondere Vorschriften über  
Fristen im Unterschwellenbereich

§ 247. Bei Verfahren im Unterschwellenbereich 
gelten für die Bemessung und Festsetzung von 
Fristen ausschließlich die §§ 238 bis 240.

4. Abschnitt  
Eignung der Unternehmer

Allgemeine Bestimmungen
§ 248. (1) Der Sektorenauftraggeber hat für die 

Durchführung eines Vergabeverfahrens objektive 
Eignungskriterien festzulegen, die allen interes-
sierten Unternehmern zugänglich sein müssen.

(2) Ein Unternehmer, der die gemäß Abs.  1  
festgelegten Eignungskriterien nicht erfüllt, ist  
vom Vergabeverfahren auszuschließen.

Ausschlussgründe
§ 249. (1) Der Sektorenauftraggeber hat – un- 

beschadet des Abs. 6 – einen Unternehmer jeder-
zeit von der Teilnahme am Vergabeverfahren  
auszuschließen, wenn der Sektorenauftrag- 
geber Kenntnis von einer rechtskräftigen Ver- 
urteilung des Unternehmers hat, die einen der 
folgenden Tatbestände betrifft: Mitgliedschaft 
bei einer kriminellen Vereinigung oder Organisa- 
tion (§§ 278 und 278a StGB), Terroristische Ver- 
einigung, Terroristische Straftaten oder Terro-
rismusfinanzierung (§§  278b bis 278d StGB), 
Bestechlichkeit, Vorteils-annahme, Bestechung, 
Vorteilszuwendung oder verbotene Intervention 
(§§  304 bis 309 StGB und §  10 UWG), Betrug 
(§§  146 bis 148 StGB), Untreue (§  153 StGB), 
Geschenkannahme (§  153a StGB), Förde-
rungsmissbrauch (§  153b StGB), Geldwäsche-
rei (§  165 StGB), Sklaverei, Menschenhandel 
oder Grenzüberschreitender Prostitutionshandel 
(§§  104, 104a und 217 StGB) bzw. einen ent-
sprechenden Straftatbestand gemäß den Vor-
schriften des Landes, in dem der Unternehmer  
seinen Sitz hat. Der Sektorenauftraggeber hat 
einen Unternehmer, der keine natürliche Person 
ist, von der Teilnahme am Vergabeverfahren aus-
zuschließen, wenn die Voraussetzung des ersten 
Satzes in Bezug auf eine Person erfüllt ist, die  
Mitglied im Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf- 
sichtsorgan des Unternehmers ist oder die dar-
in Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbe- 
fugnisse hat.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann – unbe-
schadet der Abs.  4 bis 6 – einen Unternehmer 
jederzeit von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn

1.	 über das Vermögen des Unternehmers ein 
Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
kostendeckenden Vermögens kein Insol-
venzverfahren eröffnet wurde, oder

2.	 der Unternehmer sich in Liquidation be- 
findet oder seine gewerbliche Tätigkeit ein-
stellt oder eingestellt hat, oder

3.	 der Sektorenauftraggeber über hinreichend 
plausible Anhaltspunkte dafür verfügt, dass 
der Unternehmer mit anderen Unterneh-
mern für den Sektorenauftraggeber nach-
teilige Abreden getroffen hat, die gegen 
die guten Sitten verstoßen oder mit ande-
ren Unternehmern Abreden getroffen hat, 
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die auf eine Verzerrung des Wettbewerbes 
abzielen, oder

4.	 der Unternehmer im Rahmen seiner beruf-
lichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung, 
insbesondere gegen Bestimmungen des 
Arbeits-, Sozial- oder Umweltrechtes, be- 
gangen hat, die vom Sektorenauftraggeber 
auf geeignete Weise nachgewiesen wurde, 
oder

5.	 der Unternehmer seine Verpflichtungen 
zur Entrichtung der Sozialversicherungs- 
beiträge oder der Steuern und Abgaben in 
Österreich oder nach den Vorschriften des 
Landes, in dem er seinen Sitz hat, nicht 
erfüllt hat und dies
a)	 durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 

Verwaltungsentscheidung in Österreich 
oder gemäß den Vorschriften des  
Landes, in dem der Unternehmer seinen 
Sitz hat, festgestellt wurde, oder

b)	 durch den Sektorenauftraggeber auf  
andere geeignete Weise nachge- 
wiesen wurde, oder

6.	 ein Interessenkonflikt gemäß §  199 nicht 
durch andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen vermieden werden kann oder

7.	 aufgrund der Beteiligung des Unterneh-
mers an der Vorbereitung des Vergabever-
fahrens gemäß § 198 der faire und lautere 
Wettbewerb unter Beachtung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung verzerrt wer-
den würde oder

8.	 der Unternehmer bei der Erfüllung einer 
wesentlichen Anforderung im Rahmen 
eines früheren Auftrages oder Konzes- 
sionsvertrages erhebliche oder dauerhafte 
Mängel erkennen lassen hat, die die vorzei-
tige Beendigung dieses früheren Auftrages 
oder Konzessionsvertrages, Schadener-
satz oder andere vergleichbare Sanktionen 
nach sich gezogen haben, oder

9.	 der Unternehmer sich bei der Erteilung von 
Auskünften betreffend die Eignung einer 
schwerwiegenden Täuschung schuldig 
gemacht hat, diese Auskünfte nicht erteilt 
hat oder die vom Sektorenauftraggeber 
zum Nachweis der Eignung geforderten 
Nachweise bzw. Bescheinigungen nicht 
vorgelegt, vervollständigt oder erläutert hat 
oder

10.	der Unternehmer
a)	 versucht hat, die Entscheidungsfindung 

des Sektorenauftraggebers in unzulässi-
ger Weise zu beeinflussen oder

b)	 versucht hat, vertrauliche Informationen 
zu erhalten, durch die er unzulässige 
Vorteile beim Vergabeverfahren erlan-
gen könnte, oder

c)	 fahrlässig irreführende Informationen an 
den Sektorenauftraggeber übermittelt, 
die die Entscheidung des Sektoren- 
auftraggebers über den Ausschluss  
oder die Auswahl von Unternehmern 
oder die Zuschlagserteilung erheblich 
beeinflussen könnten, oder versucht 
hat, solche Informationen zu über- 
mitteln.

Legt der Sektorenauftraggeber fest, dass der 
Unternehmer bei Vorliegen eines Ausschluss- 
grundes gemäß den Z 3, 4, 6, 7, 9 oder 10 von der 
Teilnahme am Vergabeverfahren auszuschließen 
ist, so hat er einen Unternehmer, der keine natür-
liche Person ist, von der Teilnahme am Vergabe-
verfahren ausschließen, wenn diese Ausschluss-
gründe in Bezug auf eine Person erfüllt sind, die 
Mitglied im Leitungs- oder Aufsichtsorgan des 
Unternehmers ist.

(3) Der öffentliche Sektorenauftraggeber hat –  
unbeschadet der Abs. 4 bis 6 – einen Unterneh-
mer jederzeit von der Teilnahme am Vergabe- 
verfahren auszuschließen, wenn dieser einen der 
in Abs. 2 angeführten Ausschlussgründe erfüllt.

(4) Der Sektorenauftraggeber kann von einem 
Ausschluss gemäß Abs.  2 Z  1 oder 2 Abstand 
nehmen, wenn die Leistungsfähigkeit des Unter-
nehmers für die Durchführung des Auftrages  
ausreicht.

(5) Der Sektorenauftraggeber hat von einem 
Ausschluss gemäß Abs.  2 Z  5 Abstand zu neh-
men, wenn

1.	 er festgestellt hat, dass der Unternehmer 
seinen Verpflichtungen zur Entrichtung  
der Sozialversicherungsbeiträge oder der 
Steuern und Abgaben dadurch nachge-
kommen ist, dass er die Zahlung vorge-
nommen oder eine verbindliche Verein- 
barung im Hinblick auf die Entrichtung  
der fälligen Sozialversicherungsbeiträge, 
Steuern oder Abgaben – gegebenenfalls 
einschließlich etwaiger Zinsen oder Straf-
zahlungen – eingegangen ist, oder

2.	 nur ein geringfügiger Rückstand hinsicht- 
lich der Sozialversicherungsbeiträge oder 
der Steuern und Abgaben besteht oder

3.	 der Ausschluss aus anderen Gründen 
offensichtlich unverhältnismäßig wäre.

(6) Der Sektorenauftraggeber kann von einem 
Ausschluss aus den in Abs. 1 oder 2 genannten 
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oder gemäß §  248 Abs.  1 festgelegten anderen  
Ausschlussgründen Abstand nehmen, wenn auf 
die Beteiligung des Unternehmers in begründeten 
Ausnahmefällen aus zwingenden Gründen des  
Allgemeininteresses nicht verzichtet werden kann.

Zeitpunkt des Vorliegens der Eignung
§ 250. Unbeschadet des § 194 Abs. 1 muss die 

Eignung spätestens
1.	 beim offenen Verfahren zum Zeitpunkt der 

Angebotsöffnung,
2.	 beim nicht offenen Verfahren mit vorheri-

ger Bekanntmachung zum Zeitpunkt des 
Ablaufes der Teilnahmeantragsfrist,

3.	 beim nicht offenen Verfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung zum Zeitpunkt der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe,

4.	 beim Verhandlungsverfahren mit vorheri-
ger Bekanntmachung, beim wettbewerb-
lichen Dialog und bei der Innovationspart-
nerschaft grundsätzlich zum Zeitpunkt des 
Ablaufes der Teilnahmeantragsfrist,

5.	 beim Verhandlungsverfahren ohne vorhe-
rige Bekanntmachung grundsätzlich zum 
Zeitpunkt der Aufforderung zur Angebots-
abgabe,

6.	 beim offenen Wettbewerb zum Zeitpunkt 
der Vorlage der Wettbewerbsarbeiten,

7.	 beim nicht offenen Wettbewerb zum Zeit-
punkt des Ablaufes der Teilnahmeantrags-
frist,

8.	 beim geladenen Wettbewerb zum Zeitpunkt 
der Aufforderung zur Vorlage von Wettbe-
werbsarbeiten,

9.	 bei der Rahmenvereinbarung zum jeweils 
relevanten Zeitpunkt gemäß der gewählten 
Verfahrensart zum Abschluss der Rahmen-
vereinbarung gemäß Z 1 bis 5 sowie zum 
Zeitpunkt der Zuschlagserteilung, 

10.	beim dynamischen Beschaffungssystem 
zum Zeitpunkt der Zulassung zum dyna-
mischen Beschaffungssystem sowie zum 
Zeitpunkt jeder gesonderten Aufforderung 
zur Angebotsabgabe gemäß § 323,

11.	 beim Prüfsystem zum Zeitpunkt der Auf-
nahme in das Prüfsystem sowie zum Zeit-
punkt der Prüfung der Qualifikation des 
aufgenommenen Unternehmers durch den 
Sektorenauftraggeber und 
a)	 bei der Durchführung eines nicht offe-

nen Verfahrens zum Zeitpunkt der Auf-
forderung zur Angebotsabgabe bzw.

b)	 bei Durchführung eines Verhandlungs-
verfahrens, eines wettbewerblichen Dia-

loges oder einer Innovationspartner-
schaft grundsätzlich zum Zeitpunkt der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe

vorliegen.

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise 
durch den Sektorenauftraggeber

§ 251. (1) Der Sektorenauftraggeber hat fest- 
zulegen, mit welchen Nachweisen ein Unter- 
nehmer, der an einem Vergabeverfahren teil-
nimmt, seine

1.	 berufliche Befugnis,
2.	 berufliche Zuverlässigkeit,
3.	 finanzielle und wirtschaftliche Leistungs- 

fähigkeit sowie
4.	 technische Leistungsfähigkeit

zu belegen hat. Nachweise dürfen nur so weit  
festgelegt werden, wie es durch den Gegenstand 
des Auftrages sachlich gerechtfertigt ist. Falls 
erforderlich und sofern dies sachlich gerechtfer-
tigt ist, kann der Sektorenauftraggeber besonde-
re Festlegungen treffen, wie Arbeits- und Bieter- 
gemeinschaften die Anforderungen an die Eig-
nung zu erfüllen haben.

(2) Der Bewerber oder Bieter kann seine Eig-
nung sowie gegebenenfalls die Erfüllung der  
Auswahlkriterien auch durch die Vorlage einer  
Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung 
gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 
2016/7 belegen. Stattdessen ist auch die Vorlage 
einer Erklärung darüber, dass der Bewerber oder  
Bieter die vom Sektorenauftraggeber verlang-
ten Eignungskriterien erfüllt und die festgelegten 
Nachweise auf Aufforderung unverzüglich bei- 
bringen kann (Eigenerklärung), zulässig. In  
einer solchen Eigenerklärung sind die Befugnisse  
anzugeben, über die der Unternehmer konkret  
verfügt.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann die Vor- 
lage, Vervollständigung bzw. Erläuterung bestimm-
ter Nachweise binnen einer angemessenen Frist 
von bestimmten Bewerbern oder Bietern bzw. Par-
teien der Rahmenvereinbarung verlangen, sofern 
dies zur angemessenen Durchführung des Ver- 
fahrens erforderlich ist. Bei der Vergabe von Auf- 
trägen und beim Abschluss von Rahmenver- 
einbarungen im Oberschwellenbereich hat der 
Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung bzw. 
vor Abschluss der Rahmenvereinbarung die Vor-
lage der festgelegten Nachweise vom Zuschlags-
empfänger bzw. von der bzw. den Parteien der 
Rahmenvereinbarung jedenfalls zu verlangen; 
bei einer Vergabe in Losen gilt dies nur, wenn 
der geschätzte Wert des einzelnen Loses den in 
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§ 185 Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert 
erreicht.

(4) Im Falle der Angebotslegung durch eine 
Arbeitsgemeinschaft oder eine Bietergemein-
schaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm 
konkret zufallenden Leistungsteil nachzuweisen.

(5) Der Unternehmer muss jene Nachweise 
nicht vorlegen, die der Sektorenauftraggeber direkt 
über eine für den Sektorenauftraggeber kosten- 
los zugängliche Datenbank erhalten kann. Enthält  
ein auf diese Weise verfügbarer Nachweis per- 
sonenbezogene Daten, muss der Unternehmer  
der Verwendung seiner Daten zugestimmt haben.

(6) Ein Unternehmer muss im Oberschwellen-
bereich jene Nachweise nicht vorlegen, die dem 
Sektorenauftraggeber bereits in einem früheren 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich vor-
gelegt wurden und geeignet sind, die Eignung 
nachzuweisen. Der Sektorenauftraggeber kann 
zum Zweck der Verwaltung und Wiederverwen-
dung der solcherart vorgelegten Nachweise eine 
Datenbank einrichten. 

(7) Legt ein Unternehmer mit Sitz in einer ande-
ren Vertragspartei des EWR-Abkommens Nach-
weise vor, die den Nachweisen gemäß §  252 
Abs.  1 bzw. §  253 Abs.  2 gleichwertig sind, so  
hat der Sektorenauftraggeber zur Überprüfung, 
ob der vorgelegte Nachweis seiner Art nach 
dem geforderten Nachweis entspricht, auf die 
Online‑Datenbank e‑Certis zurückzugreifen.

Nachweis der Befugnis
§ 252. (1) Der Sektorenauftraggeber kann als 

Nachweis für das Vorliegen der einschlägigen  
Befugnis gemäß §  251 Abs.  1 Z  1 die Vorlage 
einer Urkunde über die Eintragung des Unter- 
nehmers im betreffenden in Anhang  IX ange- 
führten Berufs- oder Handelsregister des Sitz- 
staates oder die Vorlage der betreffenden in 
Anhang IX genannten Bescheinigung festlegen.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat über für die 
Zuschlagserteilung in Betracht kommende Be- 
werber, Bieter und deren Subunternehmer eine 
Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG 
einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Ent-
scheidung gemäß § 31 LSD-BG zuzurechnen ist. 
Diese Auskunft darf nicht älter als sechs Monate 
sein.

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit
§ 253. (1) Der Sektorenauftraggeber hat Nach-

weise für die Darlegung der beruflichen Zuver- 
lässigkeit gemäß §  251 Abs.  1 Z  2 festzulegen,  

die belegen, dass in Bezug auf den Unternehmer 
kein Ausschlussgrund vorliegt.

(2) Nachweise gemäß Abs. 1 sind insbesondere
1.	 hinsichtlich § 249 Abs. 1 die Strafregister-

bescheinigung gemäß §  10 des Strafre- 
gistergesetzes 1968 bzw. die Registeraus-
kunft für Verbände gemäß §  89m GOG 
oder eine gleichwertige Bescheinigung 
eines Gerichtes oder einer Verwaltungs- 
behörde des Sitzstaates des Unter- 
nehmers,

2.	 hinsichtlich §  249 Abs.  2 Z  1 die Insol- 
venzdatei gemäß §  256 IO oder gleich- 
wertige Dokumente der zuständigen Be- 
hörden des Sitzstaates des Unter- 
nehmers,

3.	 hinsichtlich §  249 Abs.  2 Z  2 der Firmen-
buchauszug gemäß §  33 des Firmen-
buchgesetzes und die Auskunft aus dem 
GISA gemäß §  365e Abs.  1 GewO  1994 
oder gleichwertige Dokumente der zu- 
ständigen Behörden des Sitzstaates des 
Unternehmers, und

4.	 hinsichtlich §  249 Abs.  2 Z  5 die letztgül-
tige Kontobestätigung bzw. Unbedenk- 
lichkeitsbescheinigung des zuständigen 
Sozialversicherungsträgers und die letzt-
gültige Rückstandsbescheinigung gemäß 
§ 229a BAO oder gleichwertige Dokumente 
der zuständigen Behörden des Sitzstaates 
des Unternehmers.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat über für die 
Zuschlagserteilung in Betracht kommende Be- 
werber, Bieter und deren Subunternehmer jeden-
falls eine Auskunft aus der zentralen Verwaltungs-
strafevidenz des Bundesministers für Finanzen 
gemäß §  28b AuslBG und eine Auskunft aus  
der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenz- 
zentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, 
ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 
oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese Auskünfte 
dürfen nicht älter als sechs Monate sein.

(4) Werden die vom Sektorenauftraggeber fest- 
gelegten Nachweise im Herkunftsland des Unter-
nehmers nicht ausgestellt oder werden darin 
nicht alle vom Sektorenauftraggeber vorgesehe-
nen Ausschlussgründe erwähnt, kann der Sek- 
torenauftraggeber eine Bescheinigung über eine 
eidesstattliche Erklärung oder eine entspre-
chende, vor einer dafür zuständigen Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörde, vor einem Notar oder 
vor einer dafür zuständigen Berufsorganisation  
des Herkunftslandes des Unternehmers ab- 
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gegebene Erklärung des Unternehmers verlan-
gen, dass keiner der vorgesehenen Ausschluss-
gründe vorliegt.

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit
§  254. (1) Der Sektorenauftraggeber hat der  

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit des 
Unternehmers insbesondere die gemäß §  253  
Abs.  1 bzw. 2 verlangten Nachweise und die  
gemäß §  253 Abs.  3 eingeholten Auskünfte zu- 
grunde zu legen. Ergibt sich aus diesen Be- 
scheinigungen, dass eine rechtskräftige Gerichts- 
oder Verwaltungsentscheidung im Sinne des 
§ 249 Abs. 1 oder 2 Z 5 lit. a vorliegt oder erlangt 
der Sektorenauftraggeber auf andere Weise von 
einem solchen Urteil, einer solchen Verfehlung 
oder vom Vorliegen eines Ausschlussgrundes 
gemäß §  248 Abs.  1 oder §  249 Abs.  1 oder 2 
nachweislich Kenntnis, so ist der Unternehmer 
mangels Zuverlässigkeit vom Vergabeverfahren 
auszuschließen, es sei denn, die Voraussetzun-
gen des §  249 Abs.  4 bis 6 liegen vor oder der 
Unternehmer macht glaubhaft, dass er trotz des 
Vorliegens eines Ausschlussgrundes zuverlässig 
ist.

(2) Zur Glaubhaftmachung im Sinne des Abs. 1  
letzter Satz hat der Unternehmer darzulegen, 
dass er konkrete technische, organisatorische, 
personelle oder sonstige Maßnahmen getroffen 
hat, die geeignet sind, das nochmalige Begehen 
der betreffenden strafbaren Handlungen bzw.  
Verfehlungen zu verhindern. Der Unternehmer 
hat nachzuweisen, dass er folgende Maßnahmen 
getroffen hat:

1.	 er einen Ausgleich für jeglichen durch eine 
Straftat oder eine Verfehlung gegebenen-
falls verursachten Schaden gezahlt oder 
sich zur Zahlung eines Ausgleiches ver-
pflichtet hat,

2.	 er umfassend durch eine aktive Zusam-
menarbeit mit den Ermittlungsbehörden an 
der Klärung aller Tatsachen und Umstände 
betreffend die Straftat oder Verfehlung mit-
gewirkt hat, und

3.	 er effektive Maßnahmen wie
a)	 die Einführung eines qualitativ hoch- 

wertigen Berichts- und Kontrollwesens, 
oder

b)	 die Einschaltung eines Organes der in-
neren Revision zur regelmäßigen Über-
prüfung der Einhaltung der maßgeb- 
lichen Vorschriften, oder

c)	 die Einführung von internen Haftungs- 
und Schadenersatzregelungen zur Ein- 
haltung der maßgeblichen Vorschriften

gesetzt hat.
(3) Der Sektorenauftraggeber hat die vom 

Unternehmer ergriffenen Maßnahmen zu prüfen 
und bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit ins- 
besondere die vom Unternehmer gesetzten Maß-
nahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur 
Schwere der begangenen strafbaren Handlun-
gen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beur-
teilung der Schwere der rechtskräftigen Bestra-
fung gemäß §  28 Abs.  1 Z  1 AuslBG ist ins- 
besondere die Anzahl der betroffenen Arbeit- 
nehmer und die Dauer der illegalen Beschäftigung 
und bei der Beurteilung der Schwere der rechts- 
kräftigen Bestrafung gemäß den §§  28 oder 29 
LSD-BG ist insbesondere das Ausmaß der Unter-
entlohnung zu berücksichtigen. Liegen mehr  
als zwei rechtskräftige Bestrafungen gemäß  
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28  
oder 29 LSD-BG vor oder erfolgten zwei rechts-
kräftige Bestrafungen innerhalb der letzten 
zwölf Monate, ist ein strengerer Maßstab an- 
zulegen. Erachtet der Sektorenauftraggeber die  
Maßnahmen des Unternehmers als unzu- 
reichend, so hat er diese Entscheidung gegenüber 
dem Unternehmer zu begründen.

(4) Ein Unternehmer, der durch eine rechts-
kräftige Entscheidung eines Gerichtes einer ande-
ren Vertragspartei des EWR-Abkommens von der 
Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen 
wurde, kann während des in dieser Entscheidung 
festgelegten Ausschlusszeitraumes seine Zuver-
lässigkeit nicht gemäß Abs.  2 und 3 glaubhaft 
machen.

(5) Hat ein Unternehmer, bei dem ein Aus-
schlussgrund gemäß den §§  248 oder 249 vor-
liegt, keine oder nur unzureichende Maßnahmen 
gemäß Abs. 2 und 3 ergriffen, so darf er – unbe-
schadet des Abs. 4 –

1.	 bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes ge- 
mäß § 249 Abs. 1 höchstens für den Zeit-
raum von fünf Jahren ab dem Tag der 
rechtskräftigen Verurteilung oder

2.	 bei Vorliegen eines sonstigen vom Sektoren-
auftraggeber vorgesehenen Ausschluss- 
grundes höchstens für den Zeitraum von 
drei Jahren ab dem betreffenden Ereignis

von der Teilnahme am Vergabeverfahren aus- 
geschlossen werden.



141

T
E

IL
 3

Vergabeverfahren für Sektorenauftraggeber	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen 
sowie der technischen Leistungsfähigkeit

§  255. (1) Als Nachweis für die finanzielle  
und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gemäß 
§ 251 Abs. 1 Z 3 kann der Sektorenauftraggeber 
insbesondere die Nachweise gemäß Anhang  X 
verlangen.

(2) Kann ein Unternehmer aus einem von ihm 
glaubhaft zu machenden berechtigten Grund die 
vom Sektorenauftraggeber geforderten Nach- 
weise nicht beibringen, so kann er den Nach-
weis seiner finanziellen und wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit durch Vorlage jedes anderen vom  
Sektorenauftraggeber für geeignet erachteten 
Nachweises erbringen.

(3) Als Nachweis für die technische Leistungs-
fähigkeit gemäß § 251 Abs. 1 Z 4 kann der Sek-
torenauftraggeber je nach Art, Menge, Umfang 
oder Verwendungszweck der zu liefernden Waren 
oder der zu erbringenden Bau- oder Dienstleis- 
tungen insbesondere die in Anhang  XI ange- 
führten Nachweise verlangen. Werden Nach- 
weise über Leistungen vorgelegt, die der Unter-
nehmer in Arbeitsgemeinschaften erbracht hat, 
ist der vom Unternehmer erbrachte Leistungsteil 
anzugeben.

Prüfsystem
§ 256. (1) Der Sektorenauftraggeber kann ein 

System zur Prüfung von Unternehmern einrichten 
und betreiben. Er hat dabei sicherzustellen, dass 
sich Unternehmer jederzeit einer Prüfung unter- 
ziehen können.

(2) Das System gemäß Abs. 1 kann verschie-
dene Stufen umfassen. Der Sektorenauftrag- 
geber hat objektive Prüfkriterien und Prüfregeln 
zur Eignung von Unternehmern und zur Funkti-
onsweise des Prüfsystems festzulegen. Sofern 
diese Prüfkriterien und Prüfregeln technische Spe- 
zifikationen umfassen, gilt § 274. Die Prüfkriterien 
und Prüfregeln können bei Bedarf angepasst  
werden.

(3) Bei der Festlegung der Prüfkriterien und 
Prüfregeln sind die §§ 248, 249, 251 Abs. 1, 252 
bis 255 und 258 sinngemäß anzuwenden.

(4) Enthalten die Prüfkriterien und Prüfregeln 
gemäß Abs.  2 Anforderungen an die Leistungs- 
fähigkeit oder die Befugnis, kann sich ein Unter-
nehmer zum Nachweis der geforderten Leis-
tungsfähigkeit bzw. Befugnis auf die Kapazitäten  
anderer Unternehmer ungeachtet des rechtlichen 
Charakters der zwischen ihm und diesen Unter-
nehmern bestehenden Verbindungen stützen. 
In diesem Fall muss er den Nachweis erbringen, 

dass ihm während der gesamten Gültigkeit des 
Prüfsystems die bei den anderen Unternehmern 
im erforderlichen Ausmaß vorhandenen Mittel 
auch tatsächlich zur Verfügung stehen. In Bezug 
auf die Nachweise betreffend Ausbildung und 
Bescheinigung über die berufliche Befähigung 
des Dienstleistungserbringers oder Unterneh-
mers bzw. der Führungskräfte des Unternehmers, 
oder den Nachweis über die einschlägige beruf- 
liche Erfahrung kann ein Unternehmer sich nur 
auf die Kapazitäten jener Unternehmer stützen, 
die die Leistung tatsächlich erbringen werden, 
für die diese Kapazitäten benötigt werden. Der 
Unternehmer kann mit allen geeignet Mitteln den  
Nachweis erbringen, dass ihm für die Ausführung 
des Auftrages die bei den anderen Unternehmern 
im erforderlichen Ausmaß vorhandenen Mittel 
auch tatsächlich zur Verfügung stehen. § 268 ist 
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Prüfkriterien und Prüfregeln gemäß 
Abs. 2 sind interessierten Unternehmern auf An- 
trag zur Verfügung zu stellen. Die Überarbei- 
tung der Prüfkriterien und Prüfregeln ist  
interessierten Unternehmern mitzuteilen. Ent- 
spricht ein Prüfsystem eines anderen Sektoren-
auftraggebers den Anforderungen eines Sektoren- 
auftraggebers, so hat er den interessierten Unter-
nehmern den Namen des betreffenden Sektoren-
auftraggebers mitzuteilen.

(6) Sektorenauftraggeber haben die Bewer-
ber innerhalb einer angemessenen Frist über die 
Entscheidung, die sie zur Qualifikation der An- 
tragsteller getroffen haben, zu unterrichten. Kann 
die Entscheidung über die Qualifikation nicht  
innerhalb von vier Monaten nach Eingang des 
Prüfungsantrags getroffen werden, hat der Sek-
torenauftraggeber dem Bewerber spätestens 
zwei Monate nach Eingang des Prüfungsantrages  
die Gründe für eine längere Bearbeitungszeit mit-
zuteilen und anzugeben, wann über die Annahme 
oder die Ablehnung seines Antrags entschieden 
wird. Der Antragsteller ist über die Entscheidung 
über den Prüfungsantrag jedoch längstens inner-
halb von sechs Monaten nach Eingang des Prü-
fungsantrages zu unterrichten.

(7) Negative Entscheidungen über die Quali- 
fikation sind den Bewerbern unverzüglich, spätes-
tens 15  Tage nach der Entscheidung, unter An- 
gabe der Gründe mitzuteilen. Diese Gründe  
müssen sich auf die in Abs.  2 erwähnten Prüf- 
kriterien beziehen.

(8) Die erfolgreichen Unternehmer sind in ein 
Verzeichnis aufzunehmen, wobei eine Unter- 
gliederung nach Kategorien von Auftragsarten 
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möglich ist, für die die einzelnen Unternehmer 
qualifiziert sind.

(9) Sektorenauftraggeber können einem Unter-
nehmer die Qualifikation nur aus Gründen aber-
kennen, die auf den in Abs.  2 erwähnten Prüf- 
kriterien beruhen. Die beabsichtigte Aberkennung 
ist dem betroffenen Unternehmer mindestens 
15 Tage vor dem für die Aberkennung der Qua-
lifikation vorgesehenen Termin unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen.

(10) Erfolgt die Bekanntmachung im Wege 
einer Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems, so sind die Teilnehmer an einem 
nicht offenen Verfahren, an einem Verhandlungs-
verfahren, an einem wettbewerblichen Dialog oder 
einer Innovationspartnerschaft aus den Unter- 
nehmern auszuwählen, die sich im Rahmen 
des Prüfsystems qualifiziert haben. Bei der Aus-
wahl der Teilnehmer ist § 290 Abs. 3 und 4 anzu- 
wenden.

(11) Etwaige Gebühren, die im Zusammen- 
hang mit Prüfanträgen, der Aktualisierung oder  
der Aufrechterhaltung einer bereits bestehenden 
Qualifikation für das System erhoben werden, 
müssen im Verhältnis zu den angefallenen Kosten 
stehen.

Nachweis der Eignung  
durch andere Unternehmer

§ 257. Zum Nachweis der erforderlichen Leis-
tungsfähigkeit oder Befugnis kann sich ein Unter-
nehmer für einen bestimmten Auftrag auf die 
Kapazitäten anderer Unternehmer ungeachtet des 
rechtlichen Charakters der zwischen ihm und die-
sen Unternehmern bestehenden Verbindungen 
stützen. In Bezug auf die Nachweise betreffend 
Ausbildung und Bescheinigung über die beruf-
liche Befähigung des Dienstleistungserbringers 
oder Unternehmers bzw. der Führungskräfte des 
Unternehmers, oder den Nachweis über die ein-
schlägige berufliche Erfahrung kann ein Unter- 
nehmer sich nur auf die Kapazitäten jener Unter-
nehmer stützen, die die Leistung tatsächlich er- 
bringen werden, für die diese Kapazitäten benö-
tigt werden. Der Unternehmer kann mit allen ge- 
eigneten Mitteln den Nachweis erbringen, dass  
ihm für die Ausführung des Auftrages die bei  
den anderen Unternehmern im erforderlichen  
Ausmaß vorhandenen Mittel auch tatsächlich zur 
Verfügung stehen.

Normen für Qualitätssicherung  
und Umweltmanagement

§  258. (1) Verlangt der Sektorenauftrag- 
geber zum Nachweis dafür, dass der Unterneh-
mer bestimmte Qualitätssicherungsnormen – ein-
schließlich der Normen betreffend den Zugang  
von Menschen mit Behinderung – erfüllt, die Vor-
lage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen, 
so hat er auf Qualitätssicherungssysteme Bezug 
zu nehmen, die den einschlägigen europäischen 
Normen genügen und von akkreditieren Stellen  
zertifiziert sind. Gleichwertige Bescheinigungen  
von Stellen anderer Vertragsparteien des  
EWR‑Abkommens müssen anerkannt werden. 
 Der Sektorenauftraggeber muss andere Nach-
weise von gleichwertigen Qualitätssicherungs-
maßnahmen anerkennen, wenn der Unternehmer 
glaubhaft macht, dass er die betreffenden Be- 
scheinigungen aus Gründen, die ihm nicht zuge-
rechnet werden können, nicht fristgerecht erlan-
gen konnte und sofern der Unternehmer nach- 
weist, dass die vorgeschlagenen Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen den geforderten Qualitätssi-
cherungsnormen entsprechen.

(2) Verlangt der Sektorenauftraggeber zum 
Nachweis dafür, dass der Unternehmer bestimm-
te Systeme oder Normen für das Umweltmanage- 
ment erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen  
unabhängiger Stellen, so hat er auf das Ge- 
meinschaftssystem für das Umweltmanagement  
und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) der  
Union gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009, 
auf andere gemäß Art. 45 dieser Verordnung aner-
kannte Systeme für das Umweltmanagement  
oder auf andere Normen für das Umweltmana- 
gement Bezug zu nehmen, die auf den einschlä-
gigen europäischen oder internationalen Normen 
beruhen und von akkreditierten Stellen zertifiziert 
sind. Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen 
anderer Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
müssen anerkannt werden. Der Sektorenauf- 
traggeber muss andere Nachweise über Umwelt-
managementmaßnahmen anerkennen, wenn 
der Unternehmer nachweist, dass er keinen Zu- 
gang zu den betreffenden Bescheinigungen hatte  
oder diese aus Gründen, die ihm nicht zuge- 
rechnet werden können, nicht fristgerecht er- 
langen konnte und dass diese Maßnahmen jenen 
Maßnahmen gleichwertig sind, die gemäß dem 
einschlägigen System oder der einschlägigen 
Norm für das Umweltmanagement erforderlich 
sind.
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5. Abschnitt  
Die Ausschreibung

1. Unterabschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

Grundsätze der Ausschreibung
§ 259. (1) Die Leistungen müssen, sofern nicht 

ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung zur Anwendung kommt, so rechtzeitig 
bekannt gemacht werden, dass die Vergabe nach 
den Verfahren dieses Bundesgesetzes ermöglicht 
wird.

(2) Die Ausschreibungsunterlagen sind so aus-
zuarbeiten, dass die Preise ohne Übernahme 
nicht kalkulierbarer Risiken und ohne unverhältnis- 
mäßige Ausarbeitungen von den Bietern ermittelt 
werden können. Die Vergleichbarkeit der Angebo-
te muss sichergestellt sein; beim Verhandlungs-
verfahren gilt dies nur für die endgültigen An- 
gebote.

(3) Die Vorbereitung einer Ausschreibung ist 
nur solchen Personen zu übertragen, welche die 
fachlichen Voraussetzungen hierfür erfüllen. Erfor-
derlichenfalls sind unbefangene Sachverständige 
beizuziehen.

(4) Der Sektorenauftraggeber hat in der Aus-
schreibung anzugeben, welcher Kommunikations- 
weg bzw. welche Kommunikationswege bei der 
Abgabe von Angeboten zulässig sind, welche 
Form die Angebote aufweisen müssen und wie  
die Angebote zu übermitteln sind.

Zur-Verfügung-Stellen  
der Ausschreibungsunterlagen

§ 260. (1) Wird ein Vergabeverfahren mit vorhe-
riger Bekanntmachung durchgeführt, sind die Aus-
schreibungsunterlagen ausschließlich auf elek- 
tronischem Weg kostenlos, direkt, uneinge-
schränkt und vollständig zur Verfügung zu stellen, 
sobald die jeweilige Bekanntmachung erstmalig 
verfügbar ist oder die Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung übermittelt bzw. bereitgestellt 
wurde. Erfolgt die Bekanntmachung im Wege 
einer Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems, so sind die Ausschreibungsunter-
lagen so schnell wie möglich, spätestens jedoch 
zum Zeitpunkt der Absendung der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe zur Verfügung zu stellen. In 
der Bekanntmachung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung bzw. zur Angebotsab- 
gabe ist die Internet-Adresse anzugeben, unter 
der diese Unterlagen abrufbar sind.

(2) Die Verfügbarkeit von elektronisch zur 
Verfügung gestellten Ausschreibungsunterlagen 
muss zumindest bis zum Ablauf der Teilnahme- 
antrags- bzw. Angebotsfrist gewährleistet sein.

(3) Abweichend zu Abs.  1 kann der Sekto-
renauftraggeber in der Bekanntmachung oder in  
der Aufforderung zur Interessensbestätigung bzw. 
zur Angebotsabgabe angeben, dass die Aus- 
schreibungsunterlagen ausnahmsweise nicht  
elektronisch zur Verfügung gestellt werden,  
sofern

1.	 der Sektorenauftraggeber gemäß §  217 
Abs.  6 nicht verpflichtet ist, elektronische 
Kommunikationsmittel zu verwenden, oder

2.	 Anforderungen zum Schutz der Vertrau-
lichkeit von Informationen gemäß §  200  
Abs. 3 vorgeschrieben werden.

Im Fall der Z  1 ist anzugeben, auf welche an- 
dere geeignete Weise die Ausschreibungs- 
unterlagen übermittelt bzw. bereitgestellt wer-
den. Im Fall der Z 2 ist anzugeben, welche Maß- 
nahmen zum Schutz der Vertraulichkeit der Infor-
mationen der Sektorenauftraggeber fordert und 
wie auf die betreffenden Dokumente zugegriffen 
werden kann.

(4) Sofern nicht Abs. 3 zur Anwendung kommt, 
darf die Identität der Unternehmer, die die zur Ver- 
fügung gestellten Ausschreibungsunterlagen ab- 
gerufen haben, Mitarbeitern des Sektorenauftrag- 
gebers oder der vergebenden Stelle, die an der 
Durchführung des Vergabeverfahrens beteiligt sind  
oder Einfluss auf den Ausgang des Verfahrens 
nehmen können, nicht preisgegeben werden.

Bereitstellung oder Übermittlung  
der Ausschreibungsunterlagen

§ 261. (1) Wird ein Vergabeverfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung durchgeführt, sind jedem 
Unternehmer, der vom Sektorenauftraggeber zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurde, die Aus-
schreibungsunterlagen kostenlos elektronisch zu 
übermitteln bzw. bereitzustellen.

(2) Abweichend zu Abs. 1 muss der Sektoren
auftraggeber die Ausschreibungsunterlagen aus-
nahmsweise nicht elektronisch übermitteln bzw. 
bereitstellen, sofern

1.	 der Sektorenauftraggeber gemäß §  217 
Abs.  6 nicht verpflichtet ist, elektronische 
Kommunikationsmittel zu verwenden, oder

2.	 Anforderungen zum Schutz der Vertrau-
lichkeit von Informationen gemäß §  200  
Abs. 3 vorgeschrieben werden.

Im Fall der Z 1 hat der Sektorenauftraggeber die 
Ausschreibungsunterlagen auf andere geeignete 
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Weise zu übermitteln bzw. bereitzustellen. Im Fall 
der Z 2 hat der Sektorenauftraggeber anzugeben, 
welche Maßnahmen zum Schutz der Vertrau-
lichkeit der Informationen er fordert und wie auf  
die betreffenden Dokumente zugegriffen werden 
kann.

Inhalt der Ausschreibungsunterlagen
§ 262. (1) In den Ausschreibungsunterlagen ist  

der Sektorenauftraggeber oder sind der Sekto- 
renauftraggeber und die vergebende Stelle genau 
zu bezeichnen sowie anzugeben, ob die Verga-
be der ausgeschriebenen Leistung nach den Be- 
stimmungen dieses Bundesgesetzes für den 
Ober- oder den Unterschwellenbereich und der 
dazu ergangenen Verordnungen erfolgt und  
welche Vergabekontrollbehörde für die Kontrolle 
dieses Vergabeverfahrens zuständig ist.

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die 
als erforderlich erachteten Nachweise gemäß 
den §§ 248, 251 bis 253, 255, 257 und 258 auf- 
zunehmen, soweit sie nicht bereits in der Bekannt-
machung angeführt waren.

(3) In den Ausschreibungsunterlagen ist an- 
zugeben, ob der Zuschlag dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebot oder – sofern der 
Qualitätsstandard der Leistung durch den Sek- 
torenauftraggeber in technischer, wirtschaftlicher 
und rechtlicher Hinsicht klar und eindeutig defi- 
niert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten Preis 
erteilt werden soll. Die Ermittlung des aus der  
Sicht des Sektorenauftraggebers technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebotes erfolgt auf-
grund der Ermittlung des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses entweder anhand eines Kosten-
modells oder anhand von bekannt gegebenen 
Zuschlagskriterien.

(4) Der Zuschlag ist bei der Vergabe folgender 
Leistungen dem technisch und wirtschaftlich güns-
tigsten Angebot zu erteilen:

1.	 bei Bauaufträgen, deren geschätzter Auf-
tragswert mindestens 10 Millionen Euro 
beträgt, oder

2.	 wenn es sich um eine Auftragsvergabe im 
Wege eines wettbewerblichen Dialoges 
handelt, oder

3.	 wenn es sich um eine Auftragsvergabe im 
Wege einer Innovationspartnerschaft handelt.

(5) Bei der Vergabe folgender Leistungen  
hat der Sektorenauftraggeber qualitätsbezogene 
Aspekte im Sinne des § 193 bei der Beschreibung 
der Leistung, bei der Festlegung der technischen 
Spezifikationen, der Eignungskriterien oder der 
Zuschlagskriterien oder bei der Festlegung der 

Bedingungen für die Ausführung des Auftrages 
festzulegen und in den Ausschreibungsunter- 
lagen gesondert als solche zu bezeichnen:

1.	 wenn die Beschreibung der Leistung im 
Wesentlichen funktional erfolgt, oder

2.	 bei unmittelbar personenbezogenen be- 
sonderen Dienstleistungen im Gesundheits- 
und Sozialbereich gemäß Anhang  XVI, 
oder

3.	 bei Verkehrsdiensten im öffentlichen  
Straßenpersonenverkehr gemäß dem 
ÖPNRV-G 1999, wobei hier soziale Aspek-
te zu berücksichtigen sind, oder

4.	 bei der Beschaffung von Lebensmitteln, 
oder

5.	 bei Gebäudereinigungs- und Bewachungs-
dienstleistungen.

(6) Zur Ermittlung des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses hat der Sektorenauftraggeber in  
den Ausschreibungsunterlagen anzugeben:

1.	 das anzuwendende Kostenmodell bzw.
2.	 alle Zuschlagskriterien, deren Verwen-

dung er vorsieht, im Verhältnis der ihnen 
zuerkannten Bedeutung. Diese Angabe 
kann auch im Wege der Festlegung einer  
Marge, deren größte Bandbreite ange- 
messen sein muss, erfolgen. Ist die Fest-
legung der Zuschlagskriterien im Verhält-
nis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
objektiven Gründen nicht möglich, so hat 
der Sektorenauftraggeber alle Zuschlags- 
kriterien, deren Verwendung er vorsieht, 
in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten 
Bedeutung anzugeben.

(7) Die Ausschreibungsunterlagen haben tech-
nische Spezifikationen und erforderlichenfalls  
Bestimmungen betreffend die Übertragung von 
Rechten des geistigen Eigentums zu enthalten.

(8) Der Sektorenauftraggeber kann in die Aus-
schreibungsunterlagen Bedingungen insbesondere 
wirtschaftlichen, innovationsbezogenen, sozialen  
(wie zB frauen-, behinderten-, sozial- und be- 
schäftigungspolitische Belange) oder ökologi-
schen Inhaltes aufnehmen, die während der Er- 
bringung der Leistungen zu erfüllen sind, sofern 
diese Bedingungen mit dem Auftragsgegenstand 
in Verbindung stehen; besondere Bedingungen  
für Arbeits- oder Bietergemeinschaften müssen 
sachlich gerechtfertigt und verhältnismäßig sein.

Berechnung von Lebenszykluskosten
§ 263. (1) Als Kostenmodell zur Ermittlung des 

besten Preis-Leistungs-Verhältnisses eines An- 
gebotes kann eine Lebenszykluskostenrechnung 
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herangezogen werden. Diese kann – ganz oder 
teilweise – folgende Kosten während des ge- 
samten oder eines Teiles des Lebenszyklus einer 
Leistung umfassen:

1.	 die vom Sektorenauftraggeber oder ande-
ren Nutzern der Leistung getragenen  
Kosten, wie zB Anschaffungskosten,  
Nutzungskosten, Wartungskosten oder 
Kosten am Ende der Nutzungsdauer, und

2.	 Kosten, die durch die externen Effekte  
der Umweltbelastung entstehen, die mit  
der Leistung während ihres Lebenszyk-
lus in Verbindung stehen, sofern ihr Wert  
in Geld bestimmt und überprüft werden 
kann.

(2) Ermittelt der Sektorenauftraggeber die  
Kosten unter Verwendung einer Lebenszyklus- 
kostenrechnung, so hat er in der Ausschreibung 
das Kostenmodell und die von den Bietern bereit-
zustellenden Daten bekannt zu geben.

(3) Modelle zur Ermittlung der Kosten gemäß 
Abs.  1 Z  2 müssen folgende Bedingungen er- 
füllen:

1.	 sie beruhen auf objektiv nachprüfbaren und 
nicht diskriminierenden Kriterien; ist das 
Modell nicht für die wiederholte oder kon- 
tinuierliche Anwendung konzipiert worden, 
so darf es insbesondere nicht bestimmte  
Unternehmer auf unzulässige Weise be- 
nachteiligen,

2.	 sie sind allen interessierten Unternehmern 
zugänglich und

3.	 die geforderten Daten lassen sich bei An- 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Unternehmers mit vertretbarem Aufwand 
bereitstellen.

(4) Unionsrechtlich verbindlich vorgeschrie- 
bene Modelle der Lebenszykluskostenrechnung 
sind in Anhang XII ausgewiesen.

Einhaltung arbeits- und sozial- und  
umweltrechtlicher Bestimmungen

§ 264. (1) Bei allen in Österreich durchzufüh-
renden Vergabeverfahren sind die sich aus den 
Übereinkommen Nr. 29, 87, 94, 95, 98, 100, 105, 
111, 138, 182 und 183 der Internationalen Arbeits-
organisation ergebenden Verpflichtungen ein- 
zuhalten.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat in der Aus-
schreibung vorzusehen, dass die Erstellung des 
Angebotes für in Österreich zu erbringende Leis-
tungen unter Berücksichtigung der in Österreich 
geltenden arbeits- und sozialrechtlichen Rechts-
vorschriften (insbesondere des ASchG, des AZG, 

des ARG, des AVRAG, des AÜG, des LSD-BG, 
des BGStG, des BEinstG und des GlBG), der  
einschlägigen Kollektivverträge sowie der in 
Österreich geltenden umweltrechtlichen Rechts-
vorschriften zu erfolgen hat und dass sich der  
Bieter verpflichtet, bei der Durchführung des Auf-
trages in Österreich diese Vorschriften einzu- 
halten. Diese Vorschriften sind bei der für die Aus-
führung des Auftrages örtlich zuständigen Gliede-
rung der gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur Einsicht- 
nahme durch interessierte Bieter und Bewerber 
bereitzuhalten. Hierauf ist in den Ausschreibungs-
unterlagen ausdrücklich hinzuweisen.

Besondere Bestimmungen betreffend  
die Beschaffung von Straßenfahrzeugen  
im Oberschwellenbereich

§ 265. (1) Bei Lieferaufträgen über die Beschaf-
fung von Straßenfahrzeugen im Oberschwellen- 
bereich haben Sektorenauftraggeber zumindest 
folgende betriebsbedingte Energie- und Umwelt-
auswirkungen während der gesamten Lebens- 
dauer zu berücksichtigen:

1.	 den Energieverbrauch,
2.	 die CO2-Emissionen sowie
3.	 die Emission von Stickstoffoxiden (NOx), 

Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen (NMHC) 
und Partikeln.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat
1.	 technische Spezifikationen hinsichtlich aller 

gemäß Abs. 1 zu berücksichtigenden Ener-
gie- und Umweltauswirkungen festzulegen, 
oder

2.	 die Energie- und Umweltauswirkungen  
gemäß Abs.  1 als Zuschlagskriterien fest- 
zulegen, oder

3.	 die über die gesamte Lebensdauer für den 
Betrieb eines Straßenfahrzeuges anfallen- 
den Kosten des Energieverbrauches, der 
CO2-Emissionen und der Schadstoffemis-
sionen nach der Berechnungsmethode ge- 
mäß den Abs. 4 bis 7 zu quantifizieren und 
im Rahmen der Ermittlung des technisch 
und wirtschaftlich günstigsten Angebotes 
zu berücksichtigen.

(3) Bei der Festsetzung der technischen Spe-
zifikationen gemäß Abs. 2 Z 1 hat der Sektoren
auftraggeber die Höhe der CO2-Emissionen oder 
der Emissionen zumindest eines Schadstoffes 
gemäß Abs. 1 Z 3 so festzulegen, dass die zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Vergabeverfahrens  
geltenden gesetzlichen Emissionsgrenzwerte  
unterschritten werden.
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(4) Zur Berechnung der über die gesamte  
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßen-
fahrzeuges anfallenden Kosten des Energiever- 
brauches werden die Gesamtkilometerleistung 
gemäß Abs.  7, der Energieverbrauch je Kilo- 
meter und die Kosten je Energieeinheit mitein- 
ander multipliziert. Sofern in den Rechtsvor-
schriften der Union über die Typengenehmigung 
genormte Testverfahren der Union festgelegt sind, 
ist der Kraftstoffverbrauch eines Straßenfahr- 
zeuges je Kilometer auf Basis dieser Testver- 
fahren heranzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, 
 für die keine solchen genormten Testverfahren der 
Union bestehen, sind die Ergebnisse allgemein 
anerkannter Verfahren oder für den Sektoren- 
auftraggeber durchgeführter Tests oder die Anga-
ben des Herstellers zu verwenden. Wenn der Kraft-
stoffverbrauch eines Straßenfahrzeuges in ande-
ren Einheiten als Energieverbrauchseinheiten an- 
gegeben ist, wird er gemäß den Angaben zum 
Energiegehalt von Kraftstoffen in Tabelle  1 des  
Anhanges  XIII in Energieverbrauchseinheiten je 
Kilometer umgerechnet. Die Kosten einer Energie-
einheit entsprechen dem jeweils geringeren Wert 
der Kosten je Energieeinheit von Ottokraftstoff 
oder Dieselkraftstoff vor Steuern, wenn sie als Ver-
kehrskraftstoff verwendet werden.

(5) Zur Berechnung der über die gesamte 
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßenfahr-
zeuges anfallenden Kosten der CO2-Emissionen  
werden die Gesamtkilometerleistung gemäß 
Abs. 7, die CO2-Emissionen in Kilogramm je Kilo-
meter und die Kosten der CO2-Emissionen je  
Kilogramm gemäß Tabelle  2 des Anhanges  XIII 
miteinander multipliziert. Sofern in den Rechts- 
vorschriften der Union über die Typenge- 
nehmigung genormte Testverfahren der Union 
festgelegt sind, sind die CO2-Emissionen eines  
Straßenfahrzeuges je Kilometer auf Basis dieser 
Testverfahren heranzuziehen. Bei Straßenfahr-
zeugen, für die keine solchen genormten Test-
verfahren der Union bestehen, sind die Ergebnis-
se allgemein anerkannter Verfahren oder für den 
Sektorenauftraggeber durchgeführter Tests oder 
die Angaben des Herstellers zu verwenden.

(6) Zur Berechnung der über die gesamte 
Lebensdauer für den Betrieb eines Straßenfahr- 
zeuges anfallenden Kosten der Schadstoffemis- 
sionen werden die über die gesamte Lebensdauer 
anfallenden Kosten der Emissionen von Stickstoff-
oxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und  
Partikeln addiert. Zur Berechnung der über die 
gesamte Lebensdauer eines Straßenfahrzeuges  
anfallenden Kosten jedes einzelnen Schadstoffes 

werden die Gesamtkilometerleistung gemäß 
Abs.  7, die Emissionen in Gramm je Kilometer  
und die jeweiligen Kosten je Gramm gemäß 
Tabelle  2 des Anhanges  XIII miteinander multi- 
pliziert. Sofern in den Rechtsvorschriften der 
Union über die Typengenehmigung genormte  
Testverfahren der Union festgelegt sind, sind die 
Schadstoffemissionen eines Straßenfahrzeuges 
je Kilometer auf Basis dieser Testverfahren her-
anzuziehen. Bei Straßenfahrzeugen, für die kei-
ne solchen genormten Testverfahren der Union 
bestehen, sind die Ergebnisse allgemein aner-
kannter Verfahren oder für den Sektorenauf- 
traggeber durchgeführter Tests oder die Angaben 
des Herstellers zu verwenden. Abweichend von 
Tabelle 2 des Anhanges XIII kann der Sektoren-
auftraggeber höhere Kosten je Gramm berechnen, 
sofern diese Kosten die Werte gemäß Tabelle  2 
des Anhanges XIII nicht um mehr als das Doppel-
te übersteigen.

(7) Die Gesamtkilometerleistung eines  
Straßenfahrzeuges ist Tabelle  3 des Anhan-
ges  XIII zu entnehmen. Anstatt der in Tabelle  3 
des Anhanges  XIII angegebenen Gesamtkilo- 
meterleistung kann der Sektorenauftraggeber 
auch eine andere Gesamtkilometerleistung fest-
legen. Die festgelegte Gesamtkilometerleis-
tung muss sachlich gerechtfertigt sein und ist in 
den Ausschreibungsunterlagen anzugeben. Bei 
gebrauchten Straßenfahrzeugen ist die bereits 
erbrachte Kilometerleistung von der Gesamtkilo-
meterleistung gemäß Tabelle 3 des Anhanges XIII 
bzw. von der vom Sektorenauftraggeber festge- 
legten Kilometerleistung abzuziehen.

Alternativ- und Variantenangebote
§  266. (1) Der Sektorenauftraggeber kann  

Alternativangebote zulassen. Der Sektorenauf-
traggeber hat in der Ausschreibung ausdrücklich 
anzugeben, ob und welche Art von Alternativan-
geboten zugelassen sind. Falls der Sektoren- 
auftraggeber keine Angabe über die Zulässigkeit 
von Alternativangeboten gemacht hat, so sind 
Alternativangebote nicht zugelassen.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat in der Aus- 
schreibung die Mindestanforderungen, die Alter-
nativangebote im Hinblick auf ihre Vergleichbar- 
keit mit der ausgeschriebenen Leistung erfüllen 
müssen, zu erläutern. Ist die Abgabe von Alter- 
nativangeboten zulässig, so sind, sofern der Sek-
torenauftraggeber nicht ausdrücklich anderes fest-
gelegt hat, Alternativangebote nur neben einem 
ausschreibungsgemäßen Angebot zulässig. Die 
Zuschlagskriterien sind so festzulegen, dass sie 
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sowohl auf die ausschreibungsgemäßen Ange- 
bote als auch auf die Alternativangebote ange-
wandt werden können. Der Sektorenauftragge-
ber darf nur jene Alternativangebote im Vergabe- 
verfahren berücksichtigen, die die festgelegten 
Mindestanforderungen erfüllen.

(3) Ein Sektorenauftraggeber, der Alternativ- 
angebote zugelassen hat, darf ein vorgelegtes 
Alternativangebot nicht allein deshalb ausschei-
den, weil es im Fall des Zuschlages zu einem 
Lieferauftrag statt eines Dienstleistungsauftrages 
oder zu einem Dienstleistungsauftrag statt eines 
Lieferauftrages führen würde.

(4) Der Sektorenauftraggeber kann durch Aus-
schreibungsvarianten Variantenangebote vor-
schreiben. Ist die Abgabe von Variantenangeboten 
vorgeschrieben, so sind, sofern der Sektorenauf-
traggeber nicht ausdrücklich anderes festgelegt 
hat, Variantenangebote stets neben einem aus-
schreibungsgemäßen Angebot einzureichen. 
Die Zuschlagskriterien sind so festzulegen, dass 
sie sowohl auf die ausschreibungsgemäßen An- 
gebote als auch auf die Variantenangebote ange-
wandt werden können.

Abänderungsangebote
§  267. Sofern der Sektorenauftraggeber in 

der Ausschreibung nicht anderes festlegt, sind 
Abänderungsangebote zulässig. Der Sektoren- 
auftraggeber kann die Zulässigkeit von Ab- 
änderungsangeboten auf bestimmte Positio
nen beschränken und die Erfüllung bestimmter 
Mindestanforderungen vorschreiben. Ist die Ab- 
gabe von Abänderungsangeboten zulässig, so  
sind Abänderungsangebote, soweit in der Aus-
schreibung nicht ausdrücklich anderes festgelegt 
wurde, auch ohne Abgabe eines ausschreibungs-
gemäßen Angebotes zulässig.

Subunternehmerleistungen
§ 268. (1) Die Weitergabe des gesamten Auf-

trages ist unzulässig. Ausgenommen hiervon sind 
Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen.

(2) Der Bieter hat alle Teile des Auftrages, 
die er im Wege von Subaufträgen an Subunter- 
nehmer zu vergeben beabsichtigt, sowie die 
jeweils in Frage kommenden Subunternehmer im 
Angebot bekannt zu geben. Abweichend davon 
kann der Sektorenauftraggeber aus sachlichen 
Gründen in der Ausschreibung festlegen, dass 
nur hinsichtlich der von ihm festgelegten wesent-
lichen Teile des Auftrages, bei denen der Bieter 
Subunternehmer in Anspruch nehmen möchte, die 

jeweils in Frage kommenden Subunternehmer im 
Angebot bekannt zu geben sind.

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages 
oder von Teilen der Leistung ist nur insoweit zu- 
lässig, als der betreffende Subunternehmer die für 
den ihm konkret zufallenden Leistungsteil erfor-
derliche Eignung besitzt. Der Subunternehmer 
kann seine erforderliche Eignung nach Maßgabe 
des § 251 nachweisen.

(4) Der Sektorenauftraggeber kann
1.	 bei Bau- oder Dienstleistungsaufträgen so- 

wie bei Verlege- oder Installationsarbeiten 
im Zusammenhang mit einem Lieferauftrag 
vorschreiben, dass bestimmte, von ihm 
festgelegte kritische Aufgaben vom Bieter 
selbst, von einem mit diesem verbunde-
nen Unternehmen, oder – im Falle der Teil- 
nahme einer Arbeits- oder Bietergemein-
schaft am Vergabeverfahren – von einem 
Mitglied dieser Arbeits- oder Bietergemein-
schaft ausgeführt werden müssen, oder

2.	 den Rückgriff auf Subunternehmer in der 
Ausschreibung im Einzelfall beschränken, 
sofern dies durch den Auftragsgegen- 
stand sachlich gerechtfertigt und ange- 
messen ist.

(5) Der Sektorenauftraggeber kann in der Aus-
schreibung vorsehen, dass – sofern ein Unter- 
nehmer zum Nachweis der erforderlichen finan- 
ziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
Subunternehmer in Anspruch nehmen möchte – 
alle betroffenen Unternehmer im Auftragsfall dem 
Sektorenauftraggeber die solidarische Leistungs-
erbringung schulden.

Besondere Bestimmungen  
betreffend den Zahlungsverkehr

§  269. (1) Die Ausschreibung darf keine Be- 
stimmungen über den Zahlungstermin, den Ver-
zugszinssatz oder die Entschädigung für die 
Betreibungskosten enthalten, die für Unternehmer 
grob nachteilig im Sinne des § 459 Abs. 2, 4 und 
5 UGB sind.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann in der Aus-
schreibung eine Zahlungsfrist festlegen. Die Zah-
lungsfrist darf 30 Tage nicht übersteigen, außer

1.	 es ist aufgrund der besonderen Natur oder 
Merkmale des Auftrages eine längere Frist 
sachlich gerechtfertigt,

2.	 der Sektorenauftraggeber ist ein öffent- 
liches Unternehmen gemäß § 168 oder

3.	 ein privater Sektorenauftraggeber gemäß 
§ 169.
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Die Zahlungsfrist darf jedoch in keinem Fall 
60 Tage übersteigen.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann in der Aus-
schreibung Angaben über die maximale Dauer  
eines gesetzlich oder vertraglich vorgesehe-
nen Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens zur  
Feststellung der vertragsgemäßen Leistungser-
bringung treffen. Die Dauer dieses Abnahme- 
oder Überprüfungsverfahrens darf grundsätzlich 
30  Tage ab Erbringung der Leistung nicht über- 
steigen. Davon abweichende Festlegungen des 
Sektorenauftraggebers sind nur zulässig, wenn 
diese für Unternehmer nicht grob nachteilig sind. 
Für die Beurteilung der groben Nachteiligkeit ist 
insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit die 
Dauer des vorgesehenen Abnahme- oder Über-
prüfungsverfahrens von der Übung des redlichen 
Verkehrs abweicht, ob es einen sachlichen Grund 
für diese Abweichung gibt und um welchen Auf-
tragsgegenstand es sich handelt.

(4) Die Ausschreibung darf keine Angaben über 
den frühestmöglichen Zeitpunkt des Einganges 
der Rechnung beim Sektorenauftraggeber be- 
inhalten.

(5) Der öffentliche Sektorenauftraggeber darf in 
der Ausschreibung keinen Verzugszinssatz fest-
legen, dessen Höhe den in §  456 UGB festge- 
legten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet.

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von 
Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 5 nicht berührt.

Berichtigung der Ausschreibung
§  270. (1) Werden während der Angebotsfrist 

Änderungen der Ausschreibung erforderlich, so 
sind die Ausschreibungsunterlagen und erforder-
lichenfalls auch die Bekanntmachung zu berich- 
tigen und die Angebotsfrist erforderlichenfalls  
entsprechend zu verlängern.

(2) Ist eine Berichtigung der Ausschreibungs- 
unterlagen erforderlich, so ist allen Bewerbern 
oder Bietern die Berichtigung zu übermitteln bzw. 
bereitzustellen. Ist dies nicht möglich, so ist die 
Berichtigung in gleicher Weise wie die Ausschrei-
bungsunterlagen zur Verfügung zu stellen, zu 
übermitteln oder bereitzustellen.

Nutzung von elektronischen Katalogen
§  271. In der Ausschreibung oder – für den 

Fall, dass die Bekanntmachung im Wege einer 
Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüf-
systems erfolgt ist – in der Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe ist anzugeben, ob Angebote in 
Form eines elektronischen Kataloges abzugeben 

sind oder ob Angebote einen elektronischen Kata-
log beinhalten müssen. Ist dies der Fall, sind in der 
Ausschreibung jedenfalls die technischen Spezi- 
fikationen und erforderlichen Formate des elek- 
tronischen Kataloges anzugeben.

2. Unterabschnitt  
Die Leistungsbeschreibung  
und besondere Bestimmungen  
über den Leistungsvertrag

Arten der Leistungsbeschreibung
§ 272. (1) Die Beschreibung der Leistung kann 

wahlweise konstruktiv oder funktional erfolgen.
(2) Bei einer konstruktiven Leistungsbeschrei-

bung ist die Leistung eindeutig und vollständig zu 
beschreiben.

(3) Bei einer funktionalen Leistungsbeschrei-
bung ist die Leistung als Aufgabenstellung durch 
Festlegung von Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen zu beschreiben.

Grundsätze der Leistungsbeschreibung
§  273. (1) Die Leistungen sind bei einer kon-

struktiven Leistungsbeschreibung so eindeutig, 
vollständig und neutral zu beschreiben, dass die 
Vergleichbarkeit der Angebote gewährleistet ist. 
Eine konstruktive Leistungsbeschreibung hat  
technische Spezifikationen zu enthalten und ist  
erforderlichenfalls durch Pläne, Zeichnungen,  
Modelle, Proben, Muster und dergleichen zu er- 
gänzen.

(2) Bei einer funktionalen Leistungsbeschrei-
bung haben die technischen Spezifikationen das 
Leistungsziel so hinreichend genau und neutral  
zu beschreiben, dass alle für die Erstellung des  
Angebotes maßgebenden Bedingungen und 
Umstände erkennbar sind. Aus der Beschreibung 
der Leistung müssen sowohl der Zweck der fer-
tigen Leistung als auch die an die Leistung ge- 
stellten Anforderungen in technischer, wirtschaft-
licher, gestalterischer und funktionsbedingter  
Hinsicht soweit erkennbar sein, dass die Ver-
gleichbarkeit der Angebote im Hinblick auf die vom  
Sektorenauftraggeber vorgegebenen Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen gewährleistet ist. 
Leistungs- und Funktionsanforderungen müssen  
so ausreichend präzisiert werden, dass sie den 
Bewerbern und Bietern eine klare Vorstellung 
über den Auftragsgegenstand vermitteln und  
dem Sektorenauftraggeber die Vergabe des Auf-
trages ermöglichen. Eine funktionale Leistungs-
beschreibung hat technische Spezifikationen zu 
enthalten und ist erforderlichenfalls durch Pläne, 
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Zeichnungen, Modelle, Proben, Muster und der-
gleichen zu ergänzen.

(3) In der Beschreibung der Leistung und der 
Aufgabenstellung sind alle Umstände anzufüh-
ren (zB örtliche oder zeitliche Umstände oder be- 
sondere Anforderungen hinsichtlich der Art und 
Weise der Leistungserbringung), die für die  
Ausführung der Leistung und damit für die Er- 
stellung des Angebotes von Bedeutung sind. Dies 
gilt ebenso für besondere Erschwernisse oder 
Erleichterungen.

Technische Spezifikationen
§ 274. (1) Technische Spezifikationen müssen 

allen Bewerbern und Bietern den gleichen Zugang 
zum Vergabeverfahren gewähren und dürfen  
den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise 
behindern.

(2) Unbeschadet verbindlich festgelegter,  
unionsrechtskonformer nationaler technischer 
Vorschriften sind technische Spezifikationen auf 
eine der folgenden Arten festzulegen:

1.	 unter Beachtung nachstehender Rangfolge:
a)	 nationale Normen, mit denen euro- 

päische Normen umgesetzt werden,
b)	 europäische technische Bewertungen,
c)	 gemeinsame technische Spezifika

tionen,
d)	 internationale Normen und andere tech-

nische Bezugssysteme, die von den  
europäischen Normungsgremien er- 
arbeitet wurden, oder

e)	 falls solche Normen und Spezifikationen 
fehlen, nationale Normen, nationale 
technische Zulassungen oder nationale 
technische Spezifikationen für die Pla-
nung, Berechnung und Ausführung  
von Bauleistungen und den Einsatz von 
Waren,

wobei jede Bezugnahme ausnahmslos mit 
dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu ver-
sehen ist, oder

2.	 in Form von Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen, oder

3.	 in Form von Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen gemäß Z  2 unter Bezug- 
nahme auf technische Spezifikationen 
gemäß Z  1 als Mittel zur Vermutung der 
Konformität mit diesen Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen, oder

4.	 unter Bezugnahme auf technische Spezi- 
fikationen gemäß Z 1 hinsichtlich bestimm-
ter Merkmale und unter Bezugnahme auf 
Leistungs- oder Funktionsanforderungen 

gemäß Z  2 hinsichtlich anderer Merk- 
male.

(3) Werden technische Spezifikationen gemäß 
Abs.  2 Z  1 festgelegt, so darf der Sektorenauf- 
traggeber ein Angebot nicht mit der Begründung 
ablehnen, die angebotene Leistung entspräche 
nicht den von ihm herangezogenen Spezifika- 
tionen, sofern der Bieter mit geeigneten Mitteln  
in seinem Angebot nachweist, dass die von ihm 
vorgeschlagene Lösung den Anforderungen 
der technischen Spezifikationen, auf die Bezug 
genommen wurde, gleichermaßen entspricht.  
Als geeignete Mittel gelten insbesondere die 
Nachweise gemäß § 277.

(4) Werden technische Spezifikationen gemäß 
Abs. 2 Z 2 festgelegt, so darf der Sektorenauftrag- 
geber ein Angebot, das einer nationalen Norm, 
mit der eine europäische Norm umgesetzt wird, 
einer europäischen technischen Bewertung, einer 
gemeinsamen technischen Spezifikation, einer  
internationalen Norm oder einem technischen  
Bezugssystem, das von den europäischen  
Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, 
nicht ablehnen, wenn diese Spezifikationen die  
von ihm geforderten Leistungs- oder Funktions- 
anforderungen betreffen. Der Bieter muss in  
seinem Angebot mit geeigneten Mitteln nach- 
weisen, dass die der Norm entsprechende je- 
weilige Leistung den Leistungs- und Funktions-
anforderungen des Sektorenauftraggebers ent-
spricht. Als geeignete Mittel gelten insbesondere 
die Nachweise gemäß § 277.

(5) Soweit es nicht durch den Auftragsgegen-
stand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spe-
zifikationen nicht auf eine bestimmte Herstellung 
oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren, das 
die von einem bestimmten Unternehmer bereit- 
gestellten Produkte oder Dienstleistungen charak-
terisiert, oder auf Marken, Patente, Typen, einen 
bestimmten Ursprung oder eine bestimmte Pro-
duktion verwiesen werden, wenn dadurch be-
stimmte Unternehmer oder bestimmte Produkte 
begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche 
Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, 
wenn der Auftragsgegenstand nicht hinreichend 
genau und allgemein verständlich beschrieben 
werden kann. Sie sind ausnahmslos mit dem 
Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.

(6) Erfolgt ausnahmsweise die Ausschreibung 
eines bestimmten Erzeugnisses mit dem Zusatz 
„oder gleichwertig“, sind in freien Zeilen (Bieter- 
lücken) des Leistungsverzeichnisses nach der 
entsprechenden Position vom Bieter Angaben 
über Fabrikat und Type der von ihm gewählten 
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gleichwertigen Produkte und, sofern gefordert, 
sonstige diese Produkte betreffende Angaben zu  
verlangen. Die maßgeblichen Kriterien für die  
Beurteilung der Gleichwertigkeit sind in der Leis-
tungsbeschreibung anzugeben.

Barrierefreiheit
§ 275. (1) Bei der Beschaffung einer Leistung 

im Oberschwellenbereich, die zur Nutzung durch 
natürliche Personen vorgesehen ist, sind die  
technischen Spezifikationen so festzulegen, dass 
die Kriterien der Konzeption für alle Anforderungen 
einschließlich der Zugänglichkeit für Menschen 
mit Behinderung berücksichtigt werden. Beste-
hen verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse 
aufgrund eines Rechtsaktes der Europäischen  
Union, so müssen die technischen Spezifika- 
tionen darauf Bezug nehmen, soweit solche Kri- 
terien betroffen sind.

(2) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 kann in 
sachlich begründeten Fällen abgesehen werden. 
Dies ist insbesondere der Fall

1.	 wenn der Sektorenauftraggeber bei Leis-
tungen oder Teilen der Leistung davon  
ausgehen kann, dass keine Nutzung der 
Leistung oder Teilen davon durch Men-
schen mit Behinderung zu erwarten ist, 
oder

2.	 soweit die geschätzten zusätzlichen  
Kosten aufgrund der Berücksichtigung der 
Kriterien unverhältnismäßig sind.

Gütezeichen
§ 276. (1) Will der Sektorenauftraggeber eine 

Leistung mit spezifischen Merkmalen beschaffen, 
kann er in den technischen Spezifikationen, den 
Zuschlagskriterien oder den Bedingungen für die 
Ausführung des Auftrages ein bestimmtes Güte-
zeichen als Nachweis dafür verlangen, dass die 
Leistung den geforderten Merkmalen entspricht. 
Dieses Gütezeichen muss im Oberschwellenbe-
reich folgende Bedingungen erfüllen:

1.	 die Anforderungen des Gütezeichens be- 
treffen ausschließlich Kriterien, die mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen 
und für die Beschreibung der Merkmale der 
Leistung geeignet sind,

2.	 die Anforderungen des Gütezeichens  
basieren auf objektiv nachprüfbaren und 
nicht diskriminierenden Kriterien,

3.	 das Gütezeichen wurde im Rahmen eines  
offenen und transparenten Verfahrens  
erstellt, an dem sich alle relevanten  
interessierten Kreise wie etwa Verwal- 

tungsbehörden, Vebraucher, Sozialpartner, 
Hersteller, Händler und Nichtregierungs- 
organisationen beteiligen konnten,

4.	 das Gütezeichen ist allen interessierten 
Kreisen zugänglich und

5.	 die Anforderungen des Gütezeichens  
werden von einem Dritten festgelegt, auf 
den der Unternehmer, der das Gütezeichen  
beantragt, keinen ausschlaggebenden  
Einfluss ausüben kann.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann auch die 
Erfüllung nur einzelner Anforderungen eines Güte-
zeichens verlangen.

(3) Erfüllt ein Gütezeichen die Bedingungen  
gemäß Abs.  1 Z  2 bis 5, schreibt aber Anforde- 
rungen vor, die mit dem Auftragsgegenstand  
nicht in Verbindung stehen, darf der Sektorenauf-
traggeber nicht das Gütezeichen als solches ver-
langen. Er kann aber technische Spezifikationen 
unter Verweis auf Spezifikationen dieses Güte- 
zeichens festlegen, die mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehen und geeignet sind, 
diesen zu beschreiben.

(4) Verlangt der Sektorenauftraggeber ein be- 
stimmtes Gütezeichen, muss er alle Gütezeichen  
anerkennen, die ihre Gleichwertigkeit mit den  
Anforderungen des verlangten Gütezeichens 
bestätigen.

(5) Hat der Bewerber oder Bieter aus von ihm  
nicht zu verantwortenden Gründen nachweis-
lich keine Möglichkeit, das vom Sektorenauftrag- 
geber verlangte oder ein gleichwertiges Güte- 
zeichen fristgerecht zu erlangen, muss der Sek-
torenauftraggeber andere geeignete Nachwei-
se akzeptieren, sofern der Bewerber oder Bieter 
nachweist, dass alle verlangten Anforderungen 
des Gütezeichens erfüllt werden.

Testberichte und Zertifizierungen
§ 277. (1) Der Sektorenauftraggeber kann vom 

Bewerber oder Bieter die Vorlage eines Testbe- 
richtes einer Konformitätsbewertungsstelle oder 
einer von dieser ausgegebenen Zertifizierung 
als Nachweis für die Übereinstimmung mit den 
technischen Spezifikationen, den Zuschlagskri-
terien oder den Bedingungen für die Ausführung 
des Auftrages verlangen. Der Sektorenauftrag-
geber hat alle Zertifikate anderer entsprechender 
Konformitätsbewertungsstellen zu akzeptieren.

(2) Hat der Bewerber oder Bieter keinen Zu- 
gang zu den Nachweisen gemäß Abs.  1 oder  
aus von ihm nicht zu verantwortenden Gründen 
nachweislich keine Möglichkeit, diese fristgerecht 
zu erlangen, muss der Sektorenauftraggeber auch 
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andere geeignete Nachweise akzeptieren, sofern 
diese Nachweise die Erfüllung der in den tech-
nischen Spezifikationen, den Zuschlagskriterien 
oder den Bedingungen für die Ausführung des  
Auftrages verlangten Kriterien belegen.

Besondere Vertragsbestimmungen  
betreffend den Zahlungsverkehr

§ 278. (1) Bestimmungen im Leistungsvertrag 
über den Zahlungstermin, den Verzugszinssatz 
oder die Entschädigung für die Betreibungskosten, 
die für Unternehmer grob nachteilig im Sinne des 
§ 459 Abs. 2, 4 und 5 UGB sind, sind nichtig.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann im Leis-
tungsvertrag eine Zahlungsfrist festlegen. Die 
Zahlungsfrist darf bei sonstiger Nichtigkeit  
30 Tage nicht übersteigen, außer

1.	 es ist aufgrund der besonderen Natur oder 
Merkmale des Auftrages eine längere Frist 
sachlich gerechtfertigt,

2.	 der Sektorenauftraggeber ist ein öffent- 
liches Unternehmen gemäß § 168 oder

3.	 ein privater Sektorenauftraggeber gemäß  
§ 169.

Die Zahlungsfrist darf jedoch bei sonstiger Nichtig-
keit in keinem Fall 60 Tage übersteigen.

(3) Der Leistungsvertrag kann Bestimmungen 
über die maximale Dauer eines gesetzlich oder  
vertraglich vorgesehenen Abnahme- oder Über-
prüfungsverfahrens zur Feststellung der vertrags-
gemäßen Leistungserbringung enthalten. Die 
Dauer dieses Abnahme- oder Überprüfungsver-
fahrens darf bei sonstiger Nichtigkeit grundsätz-
lich 30  Tage ab Erbringung der Leistung nicht 
übersteigen. Davon abweichende Vereinbarungen 
sind nur zulässig, wenn diese ausdrücklich in all- 
fälligen Ausschreibungsunterlagen festgelegt  
wurden und für den Unternehmer nicht grob nach-
teilig sind. Für die Beurteilung der groben Nach- 
teiligkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, 
inwieweit die Dauer des vorgesehenen Abnahme- 
oder Überprüfungsverfahrens von der Übung des 
redlichen Verkehrs abweicht, ob es einen sach- 
lichen Grund für diese Abweichung gibt und um 
welche Vertragsleistungen es sich handelt.

(4) Vereinbarungen im Leistungsvertrag über 
den frühestmöglichen Zeitpunkt des Einganges  
der Rechnung beim Sektorenauftraggeber sind 
nichtig.

(5) Die Vereinbarung eines Verzugszinssatzes 
im Leistungsvertrag mit einem öffentlichen Sekto-
renauftraggeber, dessen Höhe den in § 456 UGB 
festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet, 
ist nichtig.

(6) Die Möglichkeit einer Vereinbarung von 
Ratenzahlungen wird durch die Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 5 nicht berührt.

(7) Die in den Abs. 1 bis 5 vorgesehene Nichtig-
keit kann nicht geltend gemacht werden,

1.	 wenn die entsprechende Bestimmung in 
einem Nachprüfungsverfahren vor den Ver-
gabekontrollbehörden hätte angefochten 
werden können oder

2.	 wenn die zuständige Vergabekontroll- 
behörde die entsprechende Bestimmung 
in einem Nachprüfungsverfahren als recht- 
mäßig erkannt hat.

6. Abschnitt  
Ablauf einzelner Vergabeverfahren  
und Teilnehmer im Vergabeverfahren

1. Unterabschnitt  
Ablauf des offenen Verfahrens,  
des nicht offenen Verfahrens und  
des Verhandlungsverfahrens

Ablauf des offenen Verfahrens
§  279. (1) Im offenen Verfahren kann jeder 

Unternehmer innerhalb der Angebotsfrist ein 
Angebot einreichen. Dem Angebot sind die vom 
Sektorenauftraggeber verlangten Informationen 
im Hinblick auf die Eignung beizufügen.

(2) Im offenen Verfahren kann der Sektoren- 
auftraggeber die Angebote prüfen, bevor die  
Eignung des Bieters und der bekannt gegebenen 
Subunternehmer geprüft wird.

(3) Während eines offenen Verfahrens darf mit 
den Bietern über eine Angebotsänderung nicht 
verhandelt werden.

(4) Anzahl und Namen der Unternehmer, die 
ihr Interesse an der Teilnahme an einem offenen 
Verfahren bekundet haben, sind bis zur Angebots- 
öffnung geheim zu halten.

Ablauf des nicht offenen Verfahrens
§  280. (1) Im nicht offenen Verfahren können  

die zur Abgabe von Angeboten aufgeforderten 
Unternehmer innerhalb der Angebotsfrist ihre An- 
gebote einreichen.

(2) Während eines nicht offenen Verfahrens 
darf mit den Bietern über eine Angebotsänderung 
nicht verhandelt werden.

(3) Anzahl und Namen der zur Angebots- 
abgabe aufgeforderten Unternehmer sind bis zur 
Angebotsöffnung geheim zu halten.
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Ablauf des Verhandlungsverfahrens
§  281. (1) Im Verhandlungsverfahren hat der 

Sektorenauftraggeber in den Ausschreibungs-
unterlagen den Auftragsgegenstand anzugeben, 
indem er seine Bedürfnisse und die erforder- 
lichen Eigenschaften der zu erbringenden Leis-
tung beschreibt und die Zuschlagskriterien spezi-
fiziert. Der Sektorenauftraggeber hat anzugeben, 
welche Elemente der Leistungsbeschreibung die 
von allen Angeboten einzuhaltenden Mindest- 
anforderungen darstellen. Die Ausschreibungs- 
unterlagen müssen so präzise sein, dass ein 
Unternehmer Art und Umfang der zu erbringenden 
Leistung erkennen und entscheiden kann, ob er 
einen Teilnahmeantrag stellt.

(2) Jeder Unternehmer, der vom Sektoren- 
auftraggeber zur Angebotsabgabe aufgefordert 
wurde, kann ein Erstangebot abgeben, das die 
Grundlage für die späteren Verhandlungen dar-
stellt. Der Sektorenauftraggeber hat mit dem be- 
treffenden Bieter über das von ihm abgegebene 
Erstangebot und alle Folgeangebote, mit Aus- 
nahme des endgültigen Angebotes gemäß  
Abs. 8, zu verhandeln. Die in den Ausschreibungs-
unterlagen vom Sektorenauftraggeber festge- 
legten Mindestanforderungen und Zuschlags- 
kriterien dürfen nicht Gegenstand von Verhandlun-
gen sein.

(3) Abweichend von Abs. 2 kann der Sektoren-
auftraggeber den Auftrag auf der Grundlage des 
Erstangebotes vergeben, ohne in Verhandlungen 
einzutreten, wenn er in der Bekanntmachung oder 
in der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
angegeben hat, dass er sich diese Möglichkeit 
vorbehält.

(4) Der Sektorenauftraggeber hat sicherzu- 
stellen, dass alle Bieter bei den Verhandlungen 
gleich behandelt werden. Er darf Informationen 
nicht in diskriminierender Weise weitergeben, 
sodass bestimmte Bieter gegenüber anderen  
Bietern begünstigt werden können. Der Sektoren-
auftraggeber darf vertrauliche Informationen eines 
Bewerbers oder Bieters nicht ohne dessen Zu- 
stimmung an die anderen Unternehmer weiter- 
geben. Diese Zustimmung darf nicht allgemein, 
sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mit- 
teilung bestimmter Informationen erteilt werden.

(5) Der Sektorenauftraggeber hat alle verblie-
benen Bieter über etwaige Änderungen der Aus-
schreibungsunterlagen zu informieren. Er hat 
den Bietern im Anschluss an solche Änderungen 
ausreichend Zeit zu gewähren, ihre Angebote ge- 
gebenenfalls zu ändern. Die in der Ausschrei-
bung festgelegten Mindestanforderungen und Zu- 

schlagskriterien dürfen während des Verhand-
lungsverfahrens nicht geändert werden.

(6) Ein Verhandlungsverfahren kann in ver- 
schiedenen aufeinander folgenden Phasen durch
geführt werden. Der Sektorenauftraggeber kann  
die Anzahl der Angebote anhand der Zuschlags-
kriteren verringern. Der Sektorenauftraggeber hat 
jene Bieter, deren Angebote nicht weiter berück-
sichtigt werden, unverzüglich unter Bekannt- 
gabe der Gründe für die Nichtberücksichtigung 
von dieser Entscheidung zu verständigen. Die 
Gründe der Nichtberücksichtigung sind nicht 
bekannt zu geben, soweit die Bekanntgabe  
dieser Informationen öffentlichen Interessen oder 
den berechtigten Geschäftsinteressen eines 
Unternehmers widersprechen oder dem freien 
und lauteren Wettbewerb schaden würde. Die vom  
Sektorenauftraggeber gewählte Vorgangsweise  
ist in der Ausschreibung oder in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung bekannt zu geben. 
In der Schlussphase eines Verhandlungsver- 
fahrens mit mehreren Bietern kann der Sekto-
renauftraggeber auch mit nur einem Bieter ver- 
handeln.

(7) Der Sektorenauftraggeber hat jeden ver- 
bliebenen Bieter auf dessen Verlangen unver- 
züglich, jedenfalls aber binnen 15  Tagen nach  
Einlangen des Ersuchens, über Verlauf und  
Fortschritt der Verhandlungen zu informieren.

(8) Der Sektorenauftraggeber hat den ver- 
bliebenen Bietern den beabsichtigten Abschluss 
der Verhandlungen bekannt zu geben und eine 
einheitliche Frist für die Abgabe eines endgülti-
gen Angebotes festzulegen. Von den endgültigen  
Angeboten, die den Mindestanforderungen ent- 
sprechen und nicht auszuscheiden sind, hat der 
Sektorenauftraggeber das erfolgreiche Angebot 
gemäß den Zuschlagskriterien auszuwählen.

(9) Der Sektorenauftraggeber kann sich in den 
Ausschreibungsunterlagen vorbehalten, dass 
er im Fall der Abgabe von vollständig ausge- 
arbeiteten und vergleichbaren Angeboten Ver-
handlungen nur mit dem Bieter des bestge-
reihten Angebotes führt und er mit den übrigen  
Bietern Verhandlungen nur dann führt, wenn die 
Verhandlungen mit dem Bieter des bestgereih-
ten Angebotes nicht erfolgreich abgeschlossen  
werden.

(10) Anzahl und Namen der zur Angebots- 
abgabe aufgeforderten Unternehmer sind bis zur 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung geheim zu 
halten.
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2. Unterabschnitt  
Ablauf des wettbewerblichen Dialoges 

Ausschreibung des  
wettbewerblichen Dialoges

§  282. Der Sektorenauftraggeber hat in der 
Bekanntmachung des wettbewerblichen Dialoges 
seine Bedürfnisse und Anforderungen zu formu-
lieren. Die Bekanntmachung hat darüber hinaus 
jedenfalls die folgenden Angaben zu enthalten:

1.	 die vorgesehene Mindestzahl und ge- 
gebenenfalls auch die Höchstzahl der Teil- 
nehmer,

2.	 die Eignungs- und Auswahlkriterien,
3.	 die Festlegung, ob der Dialog in mehreren 

Phasen abgewickelt wird und ob die Zahl 
der zu erörternden Lösungen reduziert  
werden soll,

4.	 einen indikativen Zeitrahmen für das Ver-
fahren,

5.	 eine nähere Erläuterung der Bedürfnisse 
und Anforderungen des Sektorenauftrag-
gebers,

6.	 die Zuschlagskriterien und
7.	 die Festlegung, ob Prämien oder Zahlungen  

für die Teilnehmer am Dialog vorgesehen 
sind.

Die in den Z  3 bis 7 vorgesehenen Angaben  
können abweichend davon auch in den Aus- 
schreibungsunterlagen enthalten sein.

Dialogphase
§ 283. (1) Der Sektorenauftraggeber führt mit 

den Teilnehmern einen Dialog mit dem Ziel, die 
Lösung oder die Lösungen zu ermitteln, mit der 
oder mit denen seine Bedürfnisse und Anfor- 
derungen am besten erfüllt werden können. Bei 
diesem Dialog kann der Sektorenauftraggeber 
mit den Teilnehmern alle Aspekte des Auftrages 
erörtern und gegebenenfalls aufgrund der Er- 
örterungen seine in der Ausschreibung festge- 
legten Bedürfnisse und Anforderungen anpassen. 
Eine Anpassung ist allen Teilnehmern am Dialog 
bekannt zu geben.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat sicherzu- 
stellen, dass alle Teilnehmer am Dialog gleich 
behandelt werden. Er darf Informationen nicht 
in diskriminierender Weise weitergeben, sodass 
bestimmte Teilnehmer gegenüber anderen Teil- 
nehmern begünstigt werden können. Der Sek- 
torenauftraggeber darf Lösungen, Teile von  
Lösungen oder vertrauliche Informationen eines 
Bewerbers oder Teilnehmers nicht ohne dessen 
Zustimmung an die anderen Unternehmer weiter-

geben. Diese Zustimmung darf nicht allgemein, 
sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mit- 
teilung bestimmter Informationen erteilt werden.

(3) Der wettbewerbliche Dialog kann in ver-
schiedenen aufeinander folgenden Phasen durch-
geführt werden. Der Sektorenauftraggeber kann 
die Zahl der zu erörternden Lösungen anhand 
der Zuschlagskriterien während der Dialog- 
phase verringern. Der Sektorenauftraggeber hat 
jene Teilnehmer, deren Lösungen nicht weiter  
berücksichtigt werden, unverzüglich unter Be- 
kanntgabe der Gründe für die Nichtberücksich-
tigung von dieser Entscheidung zu verständi-
gen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung sind 
nicht bekannt zu geben, soweit die Bekanntgabe  
dieser Informationen öffentlichen Interessen oder 
den berechtigten Geschäftsinteressen eines  
Unternehmers widersprechen oder dem freien und 
lauteren Wettbewerb schaden würde.

(4) Der Sektorenauftraggeber hat jeden ver- 
bliebenen Teilnehmer auf dessen Verlangen 
unverzüglich, jedenfalls aber binnen 15  Tagen 
nach Einlangen des Ersuchens, über Verlauf und 
Fortschritt des Dialoges zu informieren.

(5) Der Sektorenauftraggeber setzt den Dialog 
so lange fort, bis er die Lösung oder die Lösun-
gen ermittelt hat, die zur Erfüllung seiner Bedürf-
nisse und Anforderungen am besten geeignet ist 
oder sind. In der Schlussphase des Dialoges kann 
der Sektorenauftraggeber den Dialog auch nur  
mit einem Teilnehmer führen.

(6) Der Sektorenauftraggeber hat den Ab- 
schluss der Dialogphase und die Grundzüge der 
ausgewählten Lösung oder Lösungen den ver-
bliebenen Teilnehmern unverzüglich bekannt zu 
geben.

Aufforderung zur Angebotsabgabe  
und Vergabe des Auftrages

§  284. (1) Der Sektorenauftraggeber hat den 
oder die verbliebenen Teilnehmer aufzufordern, 
auf der Grundlage der vom jeweiligen Teilnehmer 
vorgelegten und in der Dialogphase näher aus- 
geführten Lösung oder Lösungen sein bzw. ihr 
Angebot zu legen.

(2) Ein Angebot muss alle zur Ausführung des 
Vorhabens erforderlichen Elemente enthalten.

(3) Auf Verlangen des Sektorenauftraggebers 
kann der Bieter sein Angebot klarstellen, präzi- 
sieren, verbessern und ergänzen, sofern dies nicht 
zu einer Änderung der wesentlichen Bestand- 
teile des Angebotes oder der Ausschreibung führt, 
die den Wettbewerb verfälschen oder sich dis- 
kriminierend auswirken könnte.
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(4) Der Sektorenauftraggeber hat gemäß den 
Zuschlagskriterien das technisch und wirtschaft-
lich günstigste Angebot auszuwählen.

(5) Auf Verlangen des Sektorenauftraggebers 
kann der Bieter, dessen Angebot als das tech-
nisch und wirtschaftlich günstigste ermittelt wor-
den ist, bestimmte Elemente seines Angebotes 
näher erläutern oder darin enthaltene Zusagen 
bestätigen, sofern dies nicht zu einer Änderung 
der wesentlichen Bestandteile des Angebotes 
oder der Ausschreibung führt, die den Wettbewerb 
verfälschen oder sich diskriminierend auswirken 
könnte.

3. Unterabschnitt  
Ablauf der Innovationspartnerschaft

Ziel der Innovationspartnerschaft
§ 285. (1) Ziel der Innovationspartnerschaft ist 

die Entwicklung einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung sowie der anschließende Erwerb 
der daraus hervorgehenden Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen, sofern das Leistungsniveau 
und die Kostenobergrenze eingehalten werden, 
die zwischen dem Sektorenauftraggeber und den 
Partnern der Innovationspartnerschaft vereinbart 
worden sind.

(2) Der geschätzte Wert der Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen oder Bauleistungen darf in Bezug 
auf die für ihre Entwicklung erforderliche Investi- 
tion nicht unverhältnismäßig sein.

Ausschreibung der Innovationspartnerschaft
§  286. (1) Der Sektorenauftraggeber hat in 

der Ausschreibung den Bedarf nach einer inno- 
vativen Ware, Bau- oder Dienstleistung zu 
beschreiben, der nicht durch den Erwerb von 
bereits auf dem Markt verfügbaren Waren, Bau- 
oder Dienstleistungen befriedigt werden kann. 
Der Sektorenauftraggeber hat anzugeben,  
welche Elemente der Leistungsbeschreibung die 
von allen Angeboten einzuhaltenden Mindest- 
anforderungen darstellen. Die Ausschreibungs- 
unterlagen müssen so präzise sein, dass ein 
Unternehmer Art und Umfang der geforderten 
Lösung erkennen und entscheiden kann, ob er 
einen Teilnahmeantrag stellt.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat in der Aus-
schreibung Auswahlkriterien festzulegen, die ins-
besondere die Fähigkeiten des Bewerbers auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung sowie 
die Ausarbeitung und Umsetzung innovativer 
Lösungen betreffen.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat in der Aus-
schreibung anzugeben, ob die Innovationspart- 
nerschaft mit einem Partner oder mit mehreren 
Partnern gebildet werden soll.

(4) In der Ausschreibung sind Festlegungen 
betreffend die Rechte des geistigen Eigentums der 
Partner zu treffen.

Ablauf der Verhandlungen
§  287. (1) Der Sektorenauftraggeber hat ein 

Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt-
machung durchzuführen, bei dem jeder Unter-
nehmer, der vom Sektorenauftraggeber zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurde, ein For-
schungs- und Innovationsprojekt (Erstangebot)  
einreichen kann, das auf die Abdeckung der in 
der Ausschreibung genannten Bedürfnisse ab- 
zielt und das die Grundlage für die späteren Ver-
handlungen darstellt.

(2) Für den Ablauf des Verhandlungsverfahrens 
gilt § 281 mit der Maßgabe, dass

1.	 die Innovationspartnerschaft nicht bereits 
auf der Grundlage des Erstangebotes ge- 
bildet werden kann, ohne in Verhandlungen 
einzutreten,

2.	 im Oberschwellenbereich Verhandlungen 
gemäß § 281 Abs. 9 nicht zulässig sind und

3.	 von den endgültigen Angeboten, die den  
Mindestanforderungen entsprechen und 
nicht auszuscheiden sind, der Sektoren- 
auftraggeber das erfolgreiche Angebot 
oder die erfolgreichen Angebote gemäß 
den Zuschlagskriterien auszuwählen hat.

Durchführung der Innovationspartnerschaft
§  288. (1) Der Sektorenauftraggeber kann  

die Innovationspartnerschaft mit einem Partner  
oder mit mehreren Partnern bilden. Bei einer 
Innovationspartnerschaft mit mehreren Partnern  
haben die Partner getrennte Forschungs- und  
Entwicklungstätigkeiten durchzuführen.

(2) Die Innovationspartnerschaft ist entspre-
chend dem Forschungs- und Innovationsprozess  
in aufeinander folgende Phasen zu strukturieren 
und kann die Herstellung der Ware, die Erbrin-
gung der Dienstleistung oder die Fertigstellung 
der Bauleistung umfassen. Im Vertrag über den 
Abschluss der Innovationspartnerschaft, der auf-
grund des Verhandlungsverfahrens gemäß § 287 
abgeschlossen wird, sind die von dem Partner 
oder den Partnern zu erreichenden Zwischen- 
ziele sowie die Zahlung einer Vergütung in ange-
messenen Teilbeträgen festzulegen. Auf Grund-
lage dieser Ziele kann der Sektorenauftraggeber  
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am Ende jeder Phase entscheiden, ob er die Inno- 
vationspartnerschaft beendet oder, im Fall einer 
Innovationspartnerschaft mit mehreren Part-
nern, die Zahl der Partner durch die Kündigung  
einzelner Verträge reduziert, sofern in der  
Ausschreibung jeweils darauf hingewiesen wurde, 
dass diese Möglichkeit besteht und unter welchen 
Umständen davon Gebrauch gemacht werden 
kann.

(3) Die Struktur der Innovationspartnerschaft, 
insbesondere die Dauer und der Wert der ein- 
zelnen Phasen, haben dem Innovationsgrad der 
vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge der  
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, die für 
die Entwicklung einer auf dem Markt noch nicht 
vorhandenen innovativen Lösung erforderlich 
sind, Rechnung zu tragen.

(4) Bei einer Innovationspartnerschaft mit meh-
reren Partnern darf der Sektorenauftraggeber eine 
vorgeschlagene Lösung oder andere von einem 
Partner im Rahmen der Partnerschaft mitge- 
teilte vertrauliche Informationen nicht ohne die 
Zustimmung des betroffenen Partners an die an- 
deren Partner weitergeben. Diese Zustimmung 
darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf die 
beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informationen 
erteilt werden.

(5) Der Sektorenauftraggeber darf die im  
Rahmen der Innovationspartnerschaft entwickelte 
innovative Ware, Bau- oder Dienstleistung nur 
erwerben, wenn das Leistungsniveau und die  
Kostenobergrenze eingehalten werden, die zwi-
schen dem Sektorenauftraggeber und dem Partner 
bzw. den Partnern der Innovationspartnerschaft 
vereinbart worden sind. Im Falle einer Innova- 
tionspartnerschaft mit mehreren Partnern hat der  
Sektorenauftraggeber vor Beginn der Erwerbs- 
phase aus den verbliebenen Lösungen auf  
Grundlage der in den Verträgen hierfür festge-
legten objektiven und nicht diskriminierenden Kri-
terien die beste Lösung oder, sofern in der Aus- 
schreibung darauf hingewiesen wurde, dass  
diese Möglichkeit besteht, die besten Lösungen 
auszuwählen.

4. Unterabschnitt  
Teilnehmer im Vergabeverfahren

Teilnehmer im nicht offenen Verfahren  
ohne vorherige Bekanntmachung  
und im Verhandlungsverfahren  
ohne vorherige Bekanntmachung

§ 289. (1) Beim nicht offenen Verfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung und beim Verhand-

lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
hat die Aufforderung zur Angebotsabgabe nur an 
geeignete Unternehmer zu erfolgen.

(2) Die Auswahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer hat in nicht diskriminierender Weise 
stattzufinden. Der Sektorenauftraggeber hat die  
aufzufordernden Unternehmer so häufig wie  
möglich zu wechseln. Nach Möglichkeit sind ins-
besondere kleine und mittlere Unternehmer am 
Vergabeverfahren zu beteiligen.

(3) Die Anzahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer ist entsprechend der Leistung festzulegen 
und soll beim nicht offenen Verfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung und beim Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung nicht 
unter drei liegen. Die festgelegte Anzahl muss 
einen echten Wettbewerb gewährleisten. Liegt  
die Anzahl der vom Sektorenauftraggeber auf- 
geforderten Unternehmer unter drei, so hat er die 
Gründe dafür zu dokumentieren.

Teilnehmer im nicht offenen Verfahren  
mit vorheriger Bekanntmachung,  
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung, beim wettbewerblichen  
Dialog und bei Innovationspartnerschaften

§ 290. (1) Teilnahmeanträge haben jene Infor-
mationen zu enthalten, die der Sektorenauftrag- 
geber im Hinblick auf die Eignung und die  
Auswahl der Bewerber verlangt hat.

(2) Unter Bedachtnahme auf die Abs.  3 bis 7  
ist nur geeigneten Bewerbern, die aufgrund der  
Bekanntmachung rechtzeitig Teilnahmeanträge  
gestellt haben, Gelegenheit zur Beteiligung am 
Vergabeverfahren zu geben.

(3) Die Auswahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer hat anhand der Auswahlkriterien zu 
erfolgen, die allen interessierten Unternehmern 
zugänglich sein müssen. Diese können auf der 
Notwendigkeit für den Sektorenauftraggeber be- 
ruhen, die Zahl der Bewerber so weit zu ver- 
ringern, dass ein angemessenes Verhältnis  
zwischen den Besonderheiten des Vergabever-
fahrens und den zu seiner Durchführung erforder-
lichen Ressourcen sichergestellt ist.

(4) Bei der Auswahl der Teilnehmer darf der 
Sektorenauftraggeber mit seiner Entscheidung 
über die Qualifikation der Bewerber sowie bei der 
Überarbeitung der Kriterien nicht

1.	 bestimmten Unternehmern administrative, 
technische oder finanzielle Verpflichtungen 
auferlegen, die er anderen Unternehmern 
nicht auferlegt, oder
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2.	 Prüfungen oder Nachweise verlangen, die 
sich mit bereits vorliegenden objektiven 
Nachweisen überschneiden.

(5) Die Anzahl der aufzufordernden Unter- 
nehmer ist entsprechend der Leistung festzulegen 
und soll nicht unter drei liegen. Die festgelegte 
Anzahl muss einen echten Wettbewerb gewähr-
leisten und ist in der Bekanntmachung oder in  
der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
anzugeben. Liegt die Anzahl der vom Sektoren-
auftraggeber unter drei, so hat er die Gründe dafür 
zu dokumentieren. Die Prüfung der Teilnahme- 
anträge ist so zu dokumentieren, dass alle für die 
Beurteilung der Teilnahmeanträge wesentlichen 
Umstände nachvollziehbar sind.

(6) Langen in der Folge mehr Teilnahme- 
anträge als die vom Sektorenauftraggeber fest- 
gelegte Anzahl von aufzufordernden Unterneh-
mern ein, so hat der Sektorenauftraggeber unter 
den geeigneten Bewerbern anhand der Auswahl- 
kriterien die besten Bewerber auszuwählen. Die 
maßgeblichen Gründe für die Auswahl sind fest- 
zuhalten. Der Sektorenauftraggeber hat die nicht 
zur Angebotsabgabe aufgeforderten Bewerber  
von dieser Entscheidung unverzüglich, jedenfalls 
aber eine Woche, bei Durchführung eines be- 
schleunigten offenen Verfahrens gemäß §  246 
drei Tage nach Abschluss der Auswahl unter Be- 
kanntgabe der Gründe für die Nicht-Zulassung  
zu verständigen. Die Gründe der Nicht-Zulassung 
sind nicht bekannt zu geben, sofern die Bekannt-
gabe dieser Informationen öffentlichen Interessen 
oder den berechtigten Geschäftsinteressen  
eines Unternehmers widersprechen oder dem  
freien und lauteren Wettbewerb schaden würde.

(7) Liegt die Zahl der Teilnahmeanträge von  
geeigneten Bewerbern unter der vom Sektoren- 
auftraggeber festgelegten Mindestanzahl von  
aufzufordernden Unternehmern, so kann der 
Sektorenauftraggeber das Verfahren mit den ge- 
eigneten Bewerbern fortführen. Im Unter- 
schwellenbereich kann der Sektorenauftraggeber 
zusätzliche geeignete Unternehmer, die keinen 
Teilnahmeantrag gestellt haben, in das Vergabe-
verfahren einbeziehen.

(8) Der Sektorenauftraggeber hat die aus-
gewählten Bewerber gleichzeitig zur Angebots- 
abgabe oder – im Fall eines wettbewerblichen 
Dialoges – zur Teilnahme am Dialog aufzu- 
fordern. Die Aufforderung zur Angebotsabgabe 
bzw. zur Teilnahme am Dialog hat einen Verweis 
auf die Internet-Adresse zu enthalten, unter der  
die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung ge- 
stellt sind. Wenn die Ausschreibungsunter- 

lagen gemäß § 260 Abs. 3 ausnahmsweise nicht 
auf elektronischem Weg kostenlos, direkt, unein-
geschränkt und vollständig zur Verfügung gestellt 
wurden und diese Unterlagen nicht bereits auf 
andere Art und Weise übermittelt oder zur Ver- 
fügung gestellt wurden, so sind der Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme  
am Dialog die Ausschreibungsunterlagen sowie 
allfällige zusätzliche Unterlagen beizufügen. Die  
Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme am Dialog hat darüber hinaus die in 
Anhang XV genannten Angaben zu enthalten.

Interessensbestätigung im Fall einer Bekannt-
machung im Wege einer regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung

§  291. Ist die Bekanntmachung der beab-
sichtigten Vergabe eines Auftrages im Wege 
einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekannt- 
machung erfolgt, so hat der Sektorenauftrag- 
geber die Unternehmer, die ihr Interesse mit- 
geteilt haben, gleichzeitig zur Interessens- 
bestätigung aufzufordern. Die Aufforderung zur 
Interessensbstätigung hat einen Verweis auf die 
Internet-Adresse zu enthalten, unter der die Aus- 
schreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt 
sind. Wenn die Ausschreibungsunterlagen gemäß  
§  260 Abs.  3 ausnahmsweise nicht auf elektro- 
nischem Weg kostenlos, direkt, uneingeschränkt 
und vollständig zur Verfügung gestellt wurden 
und diese Unterlagen nicht bereits auf andere  
Art und Weise übermittelt oder zur Verfügung 
gestellt wurden, so sind der Aufforderung zur  
Interessensbestätigung die Ausschreibungs- 
unterlagen sowie allfällige zusätzliche Unterlagen 
beizufügen. Die Aufforderung zur Interessens- 
bestätigung hat darüber hinaus die in Anhang XV 
genannten Angaben zu enthalten.

7. Abschnitt  
Das Angebot

Allgemeine Bestimmungen
§  292. (1) Der Bieter hat sich bei der Erstel-

lung des Angebotes an die Ausschreibungsunter- 
lagen zu halten. 

(2) Sofern in den Ausschreibungsunterlagen 
nicht ausdrücklich anderes festgelegt wird, ist  
das Angebot mit sämtlichen dazugehörenden  
Unterlagen (zB Prüfzertifikate) in deutscher Spra-
che und in Euro zu erstellen.

(3) Angebote müssen sich auf die ausgeschrie-
bene Gesamtleistung beziehen, es sei denn, dass 
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in der Ausschreibung die Möglichkeit von Los- 
vergaben vorgesehen wurde. Ein gemäß der Aus-
schreibung unzulässiges Angebot in Losen ist mit 
einem unbehebbaren Mangel behaftet. Varianten-
angebote müssen sich auf die Ausschreibungs- 
variante beziehen.

(4) Alternativangebote haben die Mindest- 
anforderungen zu erfüllen und die Erbringung 
einer gleichwertigen Leistung sicherzustellen. Die 
Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen. 
Alternativangebote können sich auf die Gesamt-
leistung, auf Teile der Leistung oder auf die wirt-
schaftlichen oder rechtlichen Bedingungen der 
Leistungserbringung beziehen. Alternativan- 
gebote sind als solche zu kennzeichnen und in 
einer eigenen Ausarbeitung zu übermitteln. Für 
jedes Alternativangebot, auch wenn es sich nur 
auf Teile der Gesamtleistung bezieht, ist vom  
Bieter je ein Gesamt-Alternativangebotspreis zu 
bilden.

(5) Abänderungsangebote haben die Er- 
bringung einer gleichwertigen Leistung sicher- 
zustellen. Die Gleichwertigkeit ist vom Bieter nach-
zuweisen. Abänderungsangebote können sich  
nur auf technische Aspekte von Teilen der Leis-
tung beziehen. Abänderungsangebote sind als  
solche zu kennzeichnen. Für jedes Abänderungs- 
angebot ist vom Bieter je ein Gesamt-Abände-
rungsangebotspreis zu bilden.

(6) Ist aus Sicht eines Unternehmers eine 
Berichtigung der Ausschreibung erforderlich, 
so hat er dies umgehend dem Sektorenauftrag- 
geber mitzuteilen. Der Sektorenauftraggeber hat 
erforderlichenfalls eine Berichtigung gemäß § 270 
durchzuführen.

(7) Erfolgt ausnahmsweise gemäß §  274 
Abs.  5 und 6 die Ausschreibung eines bestimm-
ten Erzeugnisses mit dem Zusatz „oder gleich- 
wertig“, so kann der Bieter in frei befüllbaren  
Feldern (Bieterlücken) des Leistungsverzeichnis-
ses ein gleichwertiges Erzeugnis angeben. Die 
Gleichwertigkeit ist vom Bieter nachzuweisen. 
Die in der Ausschreibung als Beispiele genann-
ten Erzeugnisse gelten als angeboten, wenn 
vom Bieter keine anderen Erzeugnisse in die frei 
befüllbaren Felder des Leistungsverzeichnisses 
eingesetzt wurden. Wenn die vom Bieter genann-
ten Erzeugnisse nach sachverständiger Prüfung 
den in der Ausschreibung angeführten Kriterien 
der Gleichwertigkeit nicht entsprechen, gilt das 
ausgeschriebene Erzeugnis nur dann als ange- 
boten, wenn der Bieter dies in einer zu seinem 
Angebot gesonderten Erklärung erklärt hat.

(8) Während der Angebotsfrist kann der Bie-
ter durch eine zusätzliche Erklärung sein Ange-
bot ändern, ergänzen oder von demselben zu- 
rücktreten. Ergibt sich bei der Angebotsänderung 
oder ‑ergänzung ein neuer Gesamtpreis, ist auch 
dieser anzugeben. Die Angebotsänderung oder 
‑ergänzung ist nach den für Angebote geltenden 
Vorschriften dem Sektorenauftraggeber zu über-
mitteln und von diesem wie ein Angebot zu be- 
handeln. Der Rücktritt ist dem Sektorenauftrag- 
geber bekannt zu geben.

Form der Angebote
§  293. (1) Angebote müssen die in der Aus-

schreibung vorgeschriebene Form aufweisen.
2) Angebote sind elektronisch abzugeben, wenn
1.	 ein Vergabeverfahren im Oberschwellen- 

bereich durchgeführt wird oder
2.	 eine elektronische Auktion durchgeführt 

wird oder
3.	 ein Auftrag im Wege eines dynamischen 

Beschaffungssystems vergeben werden 
soll oder

4.	 ein Angebot unter Verwendung eines elek-
tronischen Kataloges abgegeben werden 
soll oder

5.	 ein Auftrag oder eine Rahmenvereinbarung 
von einer zentralen Beschaffungsstelle ver-
geben bzw. abgeschlossen werden soll.

Im Falle der Z 1 und 5 gilt dies nicht, sofern 
die Kommunikation zwischen Sektorenauftrag- 
geber und Bieter ausnahmsweise nicht elek- 
tronisch erfolgen muss. Im Übrigen ist die Ab- 
gabe von elektronischen Angeboten zulässig,  
falls der Sektorenauftraggeber dies in den Aus-
schreibungsunterlagen nicht ausdrücklich für 
unzulässig erklärt hat.

Bis 17.10.2018 gilt folgender Abs. 2:
(2) Angebote sind elektronisch abzugeben, 

wenn eine elektronische Auktion durchgeführt 
wird, ein Angebot unter Verwendung eines elek- 
tronischen Kataloges abzugeben ist oder ein Auf-
trag im Wege eines dynamischen Beschaffungs-
systems vergeben werden soll. Wenn eine zen- 
trale Beschaffungsstelle einen Auftrag vergibt oder 
eine Rahmenvereinbarung abschließt, sind elekt-
ronische Angebote abzugeben, außer die Kom- 
munikation zwischen zentraler Beschaffungs- 
stelle und Bieter muss ausnahmsweise nicht elek-
tronisch erfolgen. Im Übrigen ist die Abgabe von 
elektronischen Angeboten nicht zulässig, falls 
der Sektorenauftraggeber dies in den Ausschrei-
bungsunterlagen nicht ausdrücklich für zulässig 
erklärt hat.
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(3) Ein Bieter darf nur ein elektronisches An- 
gebot oder ein Angebot in Papierform abgeben.

(4) Angebote sind vollständig sowie frei von 
Zahlen- und Rechenfehlern abzugeben.

(5) Der Bieter hat eigenständige Bestandteile 
des Angebotes mit dem Namen zu versehen, als 
zum Angebot gehörend zu kennzeichnen und mit 
diesem zu übermitteln.

(6) Angebote in Papierform müssen so aus-
gefertigt sein, dass Veränderungen bemerkbar 
oder nachweisbar wären. Korrekturen oder Ergän- 
zungen des Angebotes müssen eindeutig und klar 
erkennbar sein und sind so durchzuführen, dass 
zweifelsfrei feststeht, dass die Korrektur oder 
Ergänzung vor der Angebotsabgabe erfolgt ist.  
Sie müssen unter Angabe des Datums durch 
rechtsgültige Unterschrift bestätigt werden.

Inhalt der Angebote
§ 294. (1) Jedes Angebot muss insbesondere 

enthalten:
1.	 Name (Firma, Geschäftsbezeichnung) und  

Geschäftssitz des Bieters; bei Arbeits-
gemeinschaften die Nennung eines zum 
Abschluss und zur Abwicklung des Ver-
gabeverfahrens und des Vertrages bevoll-
mächtigten Vertreters unter Angabe seiner 
(elektronischen) Adresse; schließlich die 
(elektronische) Adresse jener Stelle, die 
zum Empfang der das Vergabeverfahren 
betreffenden Kommunikation berechtigt  
ist;

2.	 Bekanntgabe aller Subunternehmer, auf 
deren Kapazitäten sich der Bieter zum 
Nachweis seiner Eignung stützt, samt 
Nachweis, dass der Bieter über deren 
Kapazitäten tatsächlich verfügt und der 
Sektorenauftraggeber die zur Durchfüh-
rung des Gesamtauftrages erforderlichen 
Sicherheiten über die finanzielle und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit hat; Be- 
kanntgabe aller Teile des Auftrages, die 
durch Subunternehmer ausgeführt wer-
den sollen, oder – sofern der Sektorenauf-
traggeber dies aus sachlichen Gründen in  
den Ausschreibungsunterlagen vorge- 
sehen hat – nur hinsichtlich der vom Sek- 
torenauftraggeber festgelegten wesent- 
lichen Teile des Auftrages, die der Bieter 
im Wege von Subaufträgen an Subunter- 
nehmer zu vergeben beabsichtigt; die in 
Frage kommenden Subunternehmer sind 
bekannt zu geben; die Nennung mehre- 
rer Subunternehmer je Leistungsteil ist 

zulässig; die Haftung des Auftragnehmers 
wird durch diese Angaben nicht berührt;

3.	 die Preise samt allen geforderten Auf- 
gliederungen und den allenfalls not- 
wendigen Erläuterungen; im Leistungs-
verzeichnis sind die Preise an den hierzu 
bestimmten Stellen einzutragen; wird für 
eine Position kein Preis angegeben, so ist 
dies im Angebot zu erläutern;

4.	 gegebenenfalls bei veränderlichen Prei-
sen die Regeln und Voraussetzungen fest- 
zulegen, die eine eindeutige Preisum- 
rechnung ermöglichen;

5.	 sonstige für die Beurteilung des Angebotes 
geforderte Erläuterungen oder Erklärungen;

6.	 die Aufzählung der dem Angebot beige-
schlossenen sowie gesondert übermittelten 
Unterlagen;

7.	 allfällige Alternativ-, Abänderungs- oder 
Variantenangebote;

8.	 bei Angeboten in Papierform Datum und 
rechtsgültige Unterfertigung des Bieters.

(2) Mit der Abgabe seines Angebotes erklärt der 
Bieter, dass er die Bestimmungen der Ausschrei-
bung kennt, über die erforderlichen Befugnisse 
zur Ausführung des Auftrages verfügt, die aus-
geschriebene Leistung zu diesen Bestimmungen 
und den von ihm angegebenen Preisen erbringt 
und sich bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein 
Angebot bindet.

Besondere Bestimmungen über  
den Inhalt der Angebote bei  
funktionaler Leistungsbeschreibung

§ 295. (1) Bei einer funktionalen Leistungsbe-
schreibung sind die Angebote so zu erstellen, dass 
Art und Umfang der Leistung eindeutig bestimmt, 
die Erfüllung der Anforderungen der Aufgaben-
stellung nachgewiesen, die Angemessenheit  
der geforderten Preise beurteilt und nach 
Abschluss der Leistung die vertragsgemäße Er- 
füllung zweifelsfrei geprüft werden kann.

(2) Abs.  1 gilt nicht für Angebote in jenen  
Phasen eines Verhandlungsverfahrens, für die  
der Sektorenauftraggeber noch kein vollständig 
ausgearbeitetes Angebot verlangt.

Einreichen der Angebote
§ 296. Angebote sind innerhalb der Angebots-

frist in der in der Ausschreibung vorgesehenen  
Art und Weise zu übermitteln.
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Zuschlagsfrist
§ 297. (1) Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem 

Ablauf der Angebotsfrist. Sie umfasst den Zeit-
raum, innerhalb dessen die Erteilung des Zu- 
schlages vorgesehen ist. Die Zuschlagsfrist ist 
kurz zu halten. Sie darf fünf Monate nicht über-
schreiten, sofern nicht in Einzelfällen aus zwin-
genden Gründen bereits in der Ausschreibung ein  
längerer Zeitraum angegeben war; dieser darf 
sieben Monate nicht überschreiten. Ist in der  
Ausschreibung keine Zuschlagsfrist angegeben, 
so beträgt sie zwei Monate.

(2) Während der Zuschlagsfrist ist der Bieter 
an sein Angebot gebunden. Auf Ersuchen des  
Sektorenauftraggebers kann ein Bieter die Bin-
dungswirkung seines Angebotes erstrecken. Auf 
Ersuchen eines Bieters, dessen Angebot für eine 
Zuschlagserteilung nicht in Betracht kommt, kann 
der Sektorenauftraggeber diesen aus der Bindung 
an sein Angebot entlassen.

(3) Hat ein Bewerber oder Bieter ein Verfah-
ren gemäß §  194 Abs.  1 vor Ablauf der Ange-
botsfrist eingeleitet, so hat der Sektorenauf- 
traggeber – sofern es sich um ein Angebot han-
delt, das für eine Zuschlagserteilung in Betracht  
kommt – auf begründeten Antrag des Unter- 
nehmers die Zuschlagsfrist um einen Monat zu 
verlängern und dem Unternehmer eine angemes-
sene Nachfrist zur Beibringung der behördlichen 
Entscheidung bzw. zur Beibringung des Nach-
weises, dass er die gemäß der behördlichen Ent-
scheidung notwendige Berufsqualifikation nach- 
gewiesen hat, zu setzen. Dies gilt nicht für Ver- 
fahren gemäß § 206 Abs. 1 Z 5, 8, 9 und 10 sowie 
für beschleunigte Verfahren gemäß §  246. Bei 
Verfahren im Unterschwellenbereich hat der Sek-
torenauftraggeber die Zuschlagsfrist angemessen 
zu verlängern.

(4) Der Fortlauf der Zuschlagsfrist gemäß 
Abs.  1 wird für die Dauer eines Nachprüfungs- 
verfahrens gehemmt.

8. Abschnitt  
Das Zuschlagsverfahren

1. Unterabschnitt  
Entgegennahme, Öffnung, Prüfung  
und Ausscheiden von Angeboten

Entgegennahme, Verwahrung  
und Öffnung der Angebote

§  298. (1) Der Zeitpunkt des Einganges des 
Angebotes eines Bieters ist zu dokumentieren.

(2) Auskünfte über die einlangenden Angebote, 
insbesondere über die Bieter oder über die Anzahl 
der abgegebenen Angebote, dürfen nicht erteilt 
werden.

(3) Die Angebote sind bis zur Öffnung so zu ver-
wahren, dass sie für Unbefugte unzugänglich sind.

(4) Der Sektorenauftraggeber darf vom Inhalt  
der Angebote erst nach Ablauf der Angebotsfrist 
Kenntnis erhalten.

(5) Bei Vergabeverfahren von Sektorenauf- 
traggebern ist keine formalisierte Öffnung der 
Angebote erforderlich. 

Vorgehen bei der Prüfung der Angebote
§  299. (1) Die Prüfung und Beurteilung eines 

Angebotes ist nur solchen Personen zu über- 
tragen, welche die fachlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllen. Erforderlichenfalls sind unbefan-
gene und von den Bietern unabhängige Sachver-
ständige beizuziehen.

(2) Die Prüfung der Angebote erfolgt in techni-
scher und wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der 
Ausschreibung festgelegten Kriterien.

(3) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagser-
teilung in Betracht kommen, ist im Einzelnen zu  
prüfen:

1.	 ob den in § 193 Abs. 1 angeführten Grund-
sätzen entsprochen wurde;

2.	 nach Maßgabe der §§  248, 251 bis 253, 
255, 257 und 258 die Eignung des Bieters 
bzw. – bei der Weitergabe von Leistungen –  
der namhaft gemachten Subunternehmer 
hinsichtlich des diese betreffenden Auf-
tragsteiles;

3.	 ob das Angebot rechnerisch richtig ist;
4.	 die Angemessenheit der Preise;
5.	 ob das Angebot den sonstigen Bestimmun-

gen der Ausschreibung entspricht, insbe- 
sondere ob es formrichtig und vollständig 
ist.

(4) Die Prüfung der Angebote ist so zu doku-
mentieren, dass alle für die Beurteilung wesent- 
lichen Umstände nachvollziehbar sind.

Prüfung der Angemessenheit  
der Preise und vertiefte Angebotsprüfung

§  300. (1) Die Angemessenheit der Preise ist 
in Bezug auf die ausgeschriebene oder alternativ 
angebotene Leistung und unter Berücksichtigung 
aller Umstände, unter denen sie zu erbringen sein 
wird, zu prüfen.

(2) Der Sektorenauftraggeber muss Aufklärung 
über die Positionen des Angebotes verlangen, 
wenn
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1.	 Angebote einen im Verhältnis zur Leistung 
ungewöhnlich niedrigen Gesamtpreis auf-
weisen, oder

2.	 begründete Zweifel an der Angemessen-
heit von Preisen bestehen.

Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote
§  301. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der 

Angebote Unklarheiten über das Angebot oder  
über die geplante Art der Durchführung der  
Leistung oder werden Mängel festgestellt, so ist, 
sofern die Unklarheiten für die Beurteilung der 
Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine 
verbindliche Aufklärung zu verlangen. Die durch 
die erfolgte Aufklärung allenfalls veranlasste  
weitere Vorgangsweise darf die Grundsätze des 
§ 193 Abs. 1 nicht verletzen.

(2) Ergeben sich bei der Prüfung der Eignung 
von Subunternehmern, die für den Nachweis  
der Eignung des Bieters nicht erforderlich sind, 
Mängel, die nicht durch eine Aufklärung gemäß 
Abs.  1 behoben werden können, so hat der  
Sektorenauftraggeber den betreffenden Sub- 
unternehmer abzulehnen.

(3) Stellt der Sektorenauftraggeber im Rah-
men einer Prüfung gemäß § 300 fest, dass die an- 
gebotenen Preise nicht angemessen sind, so hat 
er vom Bieter eine verbindliche Aufklärung zu  
verlangen. Der Sektorenauftraggeber darf das 
Angebot nur ausscheiden, wenn trotz des Vor- 
bringens des Bieters die Preise für den Sek-
torenauftraggeber nicht betriebswirtschaftlich 
erklär- und nachvollziehbar sind. Er hat das Ange-
bot jedenfalls auszuscheiden, wenn die Prüfung 
ergibt, dass der Bieter die in § 264 genannten Be- 
stimmungen nicht berücksichtigt hat. Die Prüfung 
hat unter Berücksichtigung des gesamten Vor- 
bringens des Bieters zu erfolgen. Die vom Bieter 
erteilten Auskünfte sind in die Dokumentation der 
Prüfung der Angebote aufzunehmen.

(4) Stellt der Sektorenauftraggeber bei einem 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich fest, 
dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leis-
tung ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende  
Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so darf  
er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann  
ausscheiden, wenn der Bieter nach Aufforderung 
durch den Sektorenauftraggeber nicht innerhalb 
einer vom Sektorenauftraggeber festgesetzten 
angemessenen Frist nachweisen kann, dass die 
betreffende Beihilfe im Sinne des Art. 107 AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar war. Sofern ein 
Sektorenauftraggeber aus diesem Grund ein 
Angebot ausscheidet, hat er dies der Kommission 
bekannt zu geben.

Ausscheiden von Angeboten
§  302. (1) Vor der Wahl des Angebotes für 

die Zuschlagsentscheidung hat der Sektorenauf- 
traggeber aufgrund des Ergebnisses der Prüfung 
folgende Angebote auszuscheiden:

1.	 Angebote von Bietern, die von der Teilnah-
me am Vergabeverfahren gemäß §  198 
auszuschließen sind, oder

2.	 Angebote von Bietern, deren Eignung nicht 
gegeben ist, oder

3.	 Angebote, die eine – durch eine Angebots- 
prüfung festgestellte – nicht plausible Zu- 
sammensetzung des Gesamtpreises (zB 
spekulative Preisgestaltung) aufweisen, 
oder

4.	 verspätet eingelangte Angebote, oder
5.	 den Ausschreibungsbestimmungen wider

sprechende Angebote, Teil-, Alternativ-, 
Varianten- und Abänderungsangebote, 
wenn sie nicht zugelassen wurden, nicht 
gleichwertige Alternativ- oder Abände-
rungsangebote und Alternativangebote, 
die die Mindestanforderungen nicht er- 
füllen, sowie fehlerhafte oder unvoll- 
ständige Angebote, wenn deren Mängel 
nicht behoben wurden oder nicht behebbar 
sind, oder

6.	 Angebote von nicht aufgeforderten Bietern, 
oder

7.	 Angebote von Bietern, die nachweislich 
Interessen haben, die die Ausführung des 
Auftrages beeinträchtigen können, oder

8.	 Angebote von Bietern, bei denen dem Sek-
torenauftraggeber im Zeitpunkt der Zu- 
schlagsentscheidung bzw. des Ablaufes 
der gemäß § 297 Abs. 3 gesetzten Nachfrist
a)	 keine für die Zulässigkeit der Ausübung 

einer Tätigkeit in Österreich erforder- 
liche behördliche Entscheidung, oder

b)	 kein Nachweis darüber, dass die gemäß 
einer Entscheidung nach lit. a notwendi-
ge Berufsqualifikation erworben wurde, 
oder

c)	 kein Nachweis darüber, dass vor Ablauf 
der Angebotsfrist ein auf Einholung einer 
Entscheidung nach lit. a gerichtetes Ver-
fahren eingeleitet worden ist, oder

d)	 eine behördliche Entscheidung, die die 
Zulässigkeit der Ausübung einer Tätig-
keit in Österreich ausschließt,

vorliegt.
(2) Vor der Wahl des Angebotes für die Zu- 

schlagsentscheidung kann der Sektorenauftrag-
geber Angebote von Bietern ausscheiden, die es 
unterlassen haben, innerhalb der ihnen gestellten  



161

T
E

IL
 3

Vergabeverfahren für Sektorenauftraggeber	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

Frist die verlangten Aufklärungen zu geben oder  
deren Aufklärungen einer nachvollziehbaren 
Begründung entbehren. Von einem Bieter, der im 
Gebiet einer anderen Vertragspartei des EWR-
Abkommens oder in der Schweiz ansässig ist, 
können auch Aufklärungen über die Zulässigkeit 
der Ausübung der Tätigkeit in Österreich verlangt 
werden.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat den Bieter 
vom Ausscheiden seines Angebotes unter Angabe 
des Grundes zu verständigen.

Ausscheiden von Angeboten,  
die Erzeugnisse aus Drittländern umfassen

§  303. (1) Die Bestimmungen der folgenden 
Absätze gelten für Angebote bei Vergabever- 
fahren im Oberschwellenbereich betreffend Waren 
mit Ursprung in Staaten,

1.	 die nicht Vertragsparteien des EWR-Ab- 
kommens sind (Drittländer) und

2.	 mit denen überdies keine Vereinbarung  
der Union besteht, die Unternehmen mit 
Sitz im Hoheitsgebiet der Union einem der 
Rechtslage nach diesem Bundesgesetz 
vergleichbaren und tatsächlichen Zugang 
zu den Märkten dieser Drittländer gewähr-
leistet.

(2) Als Ware gilt auch Software, die in der Aus-
stattung für Kommunikationsnetze gemäß §  3  
Z 11 TKG 2003 verwendet wird.

(3) Ein im Hinblick auf die Vergabe eines Lie-
ferauftrages eingereichtes Angebot kann nach 
Maßgabe der folgenden Absätze ausgeschieden  
werden, wenn der Anteil der aus Drittländern 
stammenden Waren mehr als 50% des Gesamt-
wertes der in dem Angebot enthaltenen Waren 
beträgt. Der Warenursprung ist nach den in Öster-
reich geltenden zollrechtlichen Vorschriften zu 
beurteilen. Bei der Bestimmung des Anteils der 
aus Drittländern stammenden Waren sind die- 
jenigen Drittländer nicht zu berücksichtigen, für 
welche sich dies aufgrund eines Beschlusses  
des Rates der Union ergibt. Der Bundesminis-
ter für Verfassung, Reformen, Deregulierung und  
Justiz hat solche Drittländer mit Verordnung 
kundzumachen.

(4) Sind zwei oder mehrere Angebote gemäß 
den festgelegten Zuschlagskriterien gleichwertig,  
so sind, vorbehaltlich des Abs.  5, die in Abs.  3 
umschriebenen Angebote auszuscheiden. Die 
Preise solcher Angebote gelten als gleich, sofern 
sie um nicht mehr als 3% voneinander abweichen.

(5) Abs.  4 gilt jedoch nicht, soweit die An- 
nahme eines Angebotes aufgrund dieser Vor-

schrift den Sektorenauftraggeber zum Erwerb von 
Ausrüstungen zwingen würde, die andere tech- 
nische Merkmale als bereits genutzte Aus- 
rüstungen haben und dies zu Inkompatibilität 
oder technischen Schwierigkeiten bei Betrieb und  
Wartung oder zu unverhältnismäßigen Kosten  
führen würde.

(6) Der Sektorenauftraggeber hat den Bieter 
vom Ausscheiden seines Angebotes unter Angabe 
des Grundes zu verständigen.

2. Unterabschnitt  
Der Zuschlag

Wahl des Angebotes für den Zuschlag
§ 304. (1) Von den Angeboten, die nach dem 

Ausscheiden übrig bleiben, ist der Zuschlag ge- 
mäß den Angaben in der Ausschreibung dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot  
oder dem Angebot mit dem niedrigsten Preis zu 
erteilen.

(2) Die Gründe für die Zuschlagsentscheidung 
sind zu dokumentieren.

Mitteilung der Zuschlagsentscheidung
§  305. (1) Der Sektorenauftraggeber hat den 

im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern mit- 
zuteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt wer-
den soll. In dieser Mitteilung sind den verblie- 
benen Bietern das jeweilige Ende der Stillhalte-
frist, die Gründe für die Ablehnung ihres An- 
gebotes, der Gesamtpreis sowie die Merkmale 
und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unterneh-
mers widersprechen oder dem freien und lauteren 
Wettbewerb schaden würde.

(2) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung besteht nicht, wenn

1.	 der Zuschlag dem einzigen bzw. dem ein-
zigen im Vergabeverfahren verbliebenen  
Bieter erteilt werden soll, oder

2.	 ein Verhandlungsverfahren gemäß §  206 
Abs.  1 Z  5, 8, 9 oder 10 durchgeführt  
wurde, oder

3.	 eine Leistung aufgrund einer Rahmen- 
vereinbarung oder eines dynamischen Be- 
schaffungssystems vergeben werden soll.

Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung
§ 306. (1) Der Sektorenauftraggeber darf den 

Zuschlag bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht 
vor Ablauf der Stillhaltefrist erteilen. Die Still- 
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haltefrist beginnt mit der Übermittlung bzw. Bereit-
stellung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. 
Sie beträgt bei einer Übermittlung bzw. Bereit- 
stellung auf elektronischem Weg 10 Tage, bei 
einer Übermittlung über den Postweg oder einen 
anderen geeigneten Weg 15 Tage.

(2) Der Sektorenauftraggeber kann den zum 
Zeitpunkt der Zuschlagserteilung im Vergabe- 
verfahren verbliebenen Bietern mitteilen, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt wurde. In dieser Mit- 
teilung sind den verbliebenen Bietern die Grün-
de für die Ablehnung ihres Angebotes, die Auf-
tragssumme sowie die Merkmale und Vorteile  
des erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben, 
sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informatio-
nen öffentlichen Interessen oder den berechtigten  
Geschäftsinteressen eines Unternehmers wider- 
sprechen oder dem freien und lauteren Wett- 
bewerb schaden würde.

Zeitpunkt und Form des Vertragsabschlusses
§  307. Während der Zuschlagsfrist kommt  

das Vertragsverhältnis zu dem Zeitpunkt zu- 
stande, zu dem der Bieter die schriftliche Ver- 
ständigung von der Annahme seines Angebotes 
erhält. Wird die Zuschlagsfrist überschritten, so 
 entsteht das Vertragsverhältnis erst mit der schrift-
lichen Erklärung des Bieters, dass er den Auftrag 
annimmt. Zur Abgabe dieser Erklärung ist dem 
Bieter eine angemessene Frist zu setzen.

9. Abschnitt  
Beendigung des Vergabeverfahrens

Allgemeine Bestimmungen
§ 308. (1) Das Vergabeverfahren endet mit dem 

Zustandekommen des Leistungsvertrages oder 
mit dem Widerruf des Vergabeverfahrens.

(2) Unmittelbar nach Abschluss des Ver- 
fahrens sind, außer im Fall eines noch nicht  
rechtskräftig entschiedenen Vergabekontrollver- 
fahrens, aufgrund eines entsprechenden An- 
trages jenen Bietern, denen der Zuschlag nicht 
erteilt wurde, bzw. im Falle des Widerrufes  
allen Bewerbern oder Bietern die zurückzu- 
stellenden Ausarbeitungen zurückzugeben.

Vergabevermerk für Vergabeverfahren  
im Oberschwellenbereich

§  309. (1) Der Sektorenauftraggeber hat 
sachdienliche Unterlagen über jedes im Ober- 
schwellenbereich durchgeführte Vergabeverfah-
ren bzw. über den Widerruf eines Verfahrens auf-

zubewahren, die es ihm ermöglichen, die von ihm  
getroffenen Entscheidungen zu begründen. Dies  
betrifft insbesondere Unterlagen über

1.	 die Prüfung und Auswahl der Unternehmer 
sowie die Zuschlagserteilung,

2.	 die Gründe für die Durchführung eines Ver-
handlungsverfahrens ohne vorherige Be- 
kanntmachung gemäß § 206,

3.	 die Gründe für die Inanspruchnahme von 
Ausnahmebestimmungen gemäß den 
§§ 178, 179, 181, 183 und 184,

4.	 gegebenenfalls die Gründe für die Wahl 
nicht elektronischer Kommunikationsmittel 
bei der Einreichung von Angeboten, und 

5. 	 gegebenenfalls Angaben zu Unterneh-
men, die Vorarbeiten erbracht haben,  
und allenfalls getroffenen Maßnahmen  
zur Verhinderung einer Verzerrung des 
Wettbewerbes.

(2) Bei Vergabeverfahren im Oberschwellen- 
bereich hat der Sektorenauftraggeber die Unter- 
lagen gemäß Abs.  1 oder deren wesentlichen 
Inhalt dem Bundesminister für Verfassung, Re- 
formen, Deregulierung und Justiz auf dessen 
Anfrage unverzüglich zu übermitteln.

Gründe für den Widerruf  
eines Vergabeverfahrens

§ 310. Der Sektorenauftraggeber kann ein Ver- 
gabeverfahren widerrufen, wenn dafür sachliche 
Gründe bestehen.

Mitteilung der Widerrufsentscheidung,  
Stillhaltefrist, Unwirksamkeit des Widerrufes

§ 311. (1) Der Sektorenauftraggeber hat allen 
am Vergabeverfahren teilnehmenden und ihm 
bekannten Unternehmern mitzuteilen, dass er be- 
absichtigt, das Vergabeverfahren zu widerrufen. 
In dieser Mitteilung sind den Unternehmern das 
jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß Abs.  4 
sowie die Gründe für den beabsichtigten Widerruf 
bekannt zu geben.

(2) Ist eine Mitteilung gemäß Abs.  1 nicht an 
alle Unternehmer möglich, so ist die Widerrufs-
entscheidung in derselben Art bekannt zu machen 
wie die Bekanntmachung.

(3) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der Wider-
rufsentscheidung besteht nicht, falls kein An- 
gebot eingelangt ist oder kein Bieter im Vergabe-
verfahren verblieben ist.

(4) Der Sektorenauftraggeber darf den Widerruf 
bei sonstiger Unwirksamkeit nicht vor Ablauf der 
Stillhaltefrist erklären. Die Stillhaltefrist beginnt im 
Fall des Abs. 1 mit der Übermittlung bzw. Bereit-
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stellung der Mitteilung der Widerrufsentscheidung 
und im Fall des Abs.  2 mit der erstmaligen Ver-
fügbarkeit der Bekanntmachung der Widerrufs-
entscheidung. Sie beträgt bei einer Übermittlung  
bzw. Bereitstellung auf elektronischem Weg  
10 Tage, bei einer Übermittlung über den Post- 
weg oder einen anderen geeigneten Weg  
15 Tage.

(5) Vor Ablauf der Stillhaltefrist darf ein neu-
es Vergabeverfahren über den gleichen Auf-
tragsgegenstand nicht eingeleitet werden, soweit  
die Beschaffung nicht aus äußerst dringlichen 
zwingenden Gründen erforderlich ist. Zum  
widerrufenen Verfahren bereits eingelangte  
Angebote dürfen nach der Mitteilung oder der 
Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung 
nicht geöffnet werden.

(6) Nach Ablauf der Stillhaltefrist hat der Sek- 
torenauftraggeber die Widerrufserklärung in  
derselben Art wie die Widerrufsentscheidung  
mitzuteilen oder, sofern dies nicht möglich ist, 
bekannt zu machen.

(7) Im Unterschwellenbereich kann der Sek-
torenauftraggeber von der Vorgangsweise gemäß 
den Abs.  1 bis 6 absehen und den Widerruf un- 
mittelbar und ohne Abwarten einer Stillhaltefrist 
erklären. Der Sektorenauftraggeber hat die im  
Vergabeverfahren verbliebenen Unternehmer 
unverzüglich zu verständigen oder, sofern dies 
nicht möglich ist, die Widerrufserklärung bekannt 
zu machen.

(8) Mit der Erklärung des Widerrufes gewin-
nen der Sektorenauftraggeber und die Bieter 
ihre Handlungsfreiheit wieder. Bereits einge- 
langte Angebote sind auf Verlangen zurückzustel-
len. Der Zeitpunkt der Erklärung des Widerrufes  
ist zu dokumentieren.

(9) Wird durch eine Vergabekontrollbehörde 
rechtskräftig festgestellt, dass nach erheblicher 
Überschreitung der Zuschlagsfrist und entge-
gen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung  
des Verfahrens der Sektorenauftraggeber ein  
Verfahren zur Vergabe eines Auftrages weder 
durch eine Widerrufserklärung oder Zuschlags- 
erteilung beendet noch das Verfahren in ange- 
messener Weise fortgeführt hat, so gilt dies 
als Erklärung des Widerrufes im Sinne dieses  
Bundesgesetzes.

4. Hauptstück 
Bestimmungen für  
besondere Aufträge und 
für besondere Verfahren

1. Abschnitt  
Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen und Dienst- 
leistungsaufträgen über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der 
Schiene oder per Untergrundbahn

Verfahren
§  312. (1) Für die Vergabe von besonderen 

Dienstleistungsaufträgen gemäß Anhang  XVI 
gelten ausschließlich die Bestimmungen die-
ses Abschnittes, der 1. Teil, die §§  167 bis 169, 
176 bis 181, 183, 185 Abs. 1 Z1 und Abs. 3, 186, 
189 bis 191, 192 Abs.  1, 193 Abs.  1 bis 4 und 
9, 194 bis 196, 202, 217 bis 239, 248 bis 250,  
251 Abs. 1 bis 5, 252, 262, 264, 268, 269, 274, 278, 
304, 308 Abs. 1, 311 Abs. 9, der 4. Teil, der 5. Teil 
mit Ausnahme des § 367 sowie der 6. Teil dieses  
Bundesgesetzes.

(2) Für die Vergabe von Dienstleistungsauf- 
trägen über öffentliche Personenverkehrsdienste  
auf der Schiene oder per Untergrundbahn gelten  
ausschließlich die Abs. 3 bis 5 und 7 bis 9 
sowie der 1. Teil, §§ 167 bis 169, 172, 176, 177,  
185 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3, 186 Abs. 1 bis 3  
und 5, 192, 193 Abs. 1 bis 4 und 9, 194 bis 
196, 202, 219 Abs. 1 Z 2, 221, 225, 231 Abs. 1,  
238, 239, 248 bis 250, 251 Abs. 1 bis 5,  
252 bis 257, 259, 262, 264, 304, 308 Abs. 1, 311 
Abs. 9, der 4. Teil, 358, 362, 364, 366, 369 bis 
374 und der 6. Teil dieses Bundesgesetzes. Die 
Anwendbarkeit des Art. 5 Abs. 2, 3a, 4, 4a, 4b, 5 
und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bleibt 
unberührt; bei Durchführung eines Verfahrens 
gemäß den genannten Bestimmungen sind aus-
schließlich die §§ 1, 2 und 231 Abs. 1, der 4. Teil 
sowie die §§ 358 und 366 dieses Bundesgesetzes 
anwendbar.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann das Ver-
fahren zur Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen und von Dienstleistungsauf- 
trägen über öffentliche Personenverkehrsdienste 
auf der Schiene oder per Untergrundbahn grund-
sätzlich frei gestalten. Der Sektorenauftraggeber 
kann bei der Vergabe von besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen die Qualität, Kontinuität, Zu- 
gänglichkeit, Leistbarkeit und Verfügbarkeit der 
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Dienstleistungen bzw. den Umfang des Leistungs-
angebotes berücksichtigen. Ebenso kann er dabei 
den spezifischen Bedürfnissen verschiedener  
Nutzerkategorien, einschließlich benachteiligter 
und schutzbedürftiger Gruppen, der Einbeziehung 
und Ermächtigung der Nutzer der Dienstleistun-
gen und dem Aspekt der Innovation Rechnung  
tragen.

(4) Im Oberschwellenbereich sind besondere  
Dienstleistungsaufträge, sofern nicht eine der 
in §  206 genannten Voraussetzungen erfüllt ist, 
und Dienstleistungsaufträge über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der Schiene oder  
per Untergrundbahn in einem Verfahren mit  
vorheriger Bekanntmachung mit mehreren Unter-
nehmern zu vergeben.

(5) Im Unterschwellenbereich sind besondere 
Dienstleistungsaufträge und Dienstleistungsauf-
träge über öffentliche Personenverkehrsdienste  
auf der Schiene oder per Untergrundbahn 
grundsätzlich in einem Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung mit mehreren Unternehmern  
zu vergeben. Von einer Bekanntmachung kann 
abgesehen werden, sofern im Hinblick auf die  
spezifischen Merkmale des Dienstleistungsauf- 
trages kein eindeutiges grenzüberschreitendes 
Interesse besteht.

(6) Besondere Dienstleistungsaufträge können 
im Wege einer Direktvergabe gemäß § 213 bis zu 
einem geschätzten Auftragswert von 150 000 Euro 
und im Wege einer Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung gemäß § 214 bis zu 
einem geschätzten Auftragswert von 200 000 Euro 
vergeben werden.

(7) Der Sektorenauftraggeber hat den im Ver-
gabeverfahren verbliebenen Bietern mitzuteilen, 
welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. 
In dieser Mitteilung sind den verbliebenen Bie-
tern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist gemäß  
Abs.  8, die Gründe für die Ablehnung ihres An- 
gebotes, der Gesamtpreis sowie die Merkmale 
und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unter- 
nehmers widersprechen oder dem freien und lau-
teren Wettbewerb schaden würde. Eine Verpflich-
tung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 
besteht nicht, wenn

1.	 der Zuschlag dem einzigen bzw. dem ein- 
zigen im Vergabeverfahren verbliebenen 
Bieter erteilt werden soll, oder

2.	 wenn aufgrund der in §  206 Abs.  1 Z  5 
genannten Voraussetzungen von einer Be- 

kanntmachung des Verfahrens Abstand 
genommen wurde.

(8) Der Sektorenauftraggeber darf den Zuschlag 
bei sonstiger absoluter Nichtigkeit nicht vor Ab- 
lauf der Stillhaltefrist erteilen. Die Stillhaltefrist 
beginnt mit der Übermittlung bzw. Bereitstellung  
der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung. Sie 
beträgt bei einer Übermittlung bzw. Bereitstel-
lung auf elektronischem Weg 10 Tage, bei einer 
Übermittlung über den Postweg oder einen an- 
deren geeigneten Weg 15  Tage. Für eine frei- 
willige Bekanntmachung gelten die §§  227 und 
234 Abs. 6 sinngemäß.

(9) Der Sektorenauftraggeber kann ein Ver-
gabeverfahren widerrufen, wenn dafür sachliche  
Gründe bestehen. Der Sektorenauftraggeber hat 
die Widerrufsentscheidung den im Vergabever-
fahren verbliebenen Unternehmern unverzüg-
lich mitzuteilen oder, sofern dies nicht möglich, 
ist bekannt zu machen. Der Sektorenauftrag- 
geber darf den Widerruf bei sonstiger Unwirksam-
keit nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist erklären.  
Die Stillhaltefrist beginnt mit der Übermittlung 
bzw. Bereitstellung der Mitteilung der Widerrufs-
entscheidung oder der erstmaligen Verfügbar
keit der Bekanntmachung der Widerrufsent-
scheidung. Bei einer Übermittlung bzw. Bereit-
stellung auf elektronischem Weg sowie bei  
einer Bekanntmachung beträgt die Stillhaltefrist 
10 Tage, bei einer Übermittlung über den Postweg 
oder einen anderen geeigneten Weg 15  Tage. 
Im Übrigen gilt § 311 Abs. 6. Im Unterschwellen- 
bereich kann der Sektorenauftraggeber über- 
dies den Widerruf unmittelbar und ohne Abwar-
ten einer Stillhaltefrist erklären. In diesem Fall hat  
der Sektorenauftraggeber die im Vergabever- 
fahren verbliebenen Unternehmer, soweit dies 
möglich ist, unverzüglich zu verständigen oder, 
sofern dies nicht möglich ist, die Widerrufser- 
klärung bekannt zu machen.

Partizipatorischen Organisationen  
vorbehaltene Dienstleistungsaufträge

§ 313. (1) Der Sektorenauftraggeber kann bei 
Verfahren zur Vergabe von besonderen Dienstleis-
tungsaufträgen gemäß Anhang  XVII vorsehen, 
dass nur partizipatorische Organisationen teilneh-
men können.

(2) Partizipatorische Organisationen im Sinne 
des Abs. 1 sind Rechtsträger, die folgende Voraus-
setzungen erfüllen:

1.	 ihr Ziel ist die Erfüllung einer Gemeinwohl- 
aufgabe in Verbindung mit Dienstleis- 
tungen gemäß Anhang XVII,
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2.	 ihre Gewinne werden reinvestiert, um das 
Ziel der Organisation zu erreichen; etwai-
ge Gewinnausschüttungen oder -zuweisun-
gen beruhen auf partizipatorischen Über- 
legungen und

3.	 die Management- oder Eigentümerstruk-
tur beruht auf der Eigenverantwortung der 
Arbeitnehmer oder auf partizipatorischen 
Grundsätzen oder erfordert die aktive Mit-
wirkung der Arbeitnehmer, Nutzer oder 
Interessenträger.

(3) Die Laufzeit der gemäß Abs.  1 vergebenen 
Aufträge darf drei Jahre nicht überschreiten.

(4) Die Organisation, die den Auftrag erhal-
ten soll, darf vom selben Sektorenauftraggeber 
in den letzten drei Jahren keinen Auftrag über die 
gleichen Dienstleistungen gemäß diesem Para- 
graphen erhalten haben.

2. Abschnitt 
Bestimmungen für den Abschluss  
von Rahmenvereinbarungen und  
die Vergabe von Aufträgen aufgrund 
von Rahmenvereinbarungen

Allgemeines
§ 314. (1)Aufträge können aufgrund einer Rah-

menvereinbarung vergeben werden, sofern
1.	 die Rahmenvereinbarung nach Durchfüh-

rung eines offenen Verfahrens, eines nicht 
offenen Verfahrens – im Oberschwellen-
bereich mit vorheriger Bekanntmachung – 
oder eines Verhandlungsverfahrens ohne 
Zuschlagserteilung unter Beachtung der 
Bestimmungen des §  315 abgeschlossen 
wurde und

2.	 bei der Vergabe des auf der Rahmenver-
einbarung beruhenden Auftrages §  316 
beachtet wird.

(2) Das Instrument der Rahmenvereinbarung 
darf nicht missbräuchlich oder in einer Weise 
angewendet werden, durch die der Wettbewerb 
behindert, eingeschränkt oder verfälscht wird.

Abschluss von Rahmenvereinbarungen
§ 315. (1) Die Unternehmer, mit denen die Rah-

menvereinbarung abgeschlossen werden soll,  
werden nach Durchführung eines offenen Ver- 
fahrens, eines nicht offenen Verfahrens – im 
Oberschwellenbereich mit vorheriger Bekannt- 
machung – oder eines Verhandlungsverfahrens 
ermittelt. Eine Rahmenvereinbarung mit einem 
Unternehmer ist mit jenem Bieter abzuschließen, 

der das gemäß dem oder den bekannt gegebenen 
Zuschlagskriterien am besten bewertete Ange-
bot gelegt hat. Eine Rahmenvereinbarung mit 
mehreren Unternehmern ist mit jenen Bietern ab- 
zuschließen, die die gemäß dem oder den bekannt 
gegebenen Zuschlagskriterien am besten bewer-
teten Angebote gelegt haben. Der Sektoren- 
auftraggeber hat den nicht berücksichtigten  
Bietern den Namen des Unternehmers bzw. die 
Namen der Unternehmer, mit dem bzw. denen 
die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden  
soll, mitzuteilen. In dieser Mitteilung sind die  
Gründe der Nichtberücksichtigung sowie die  
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Ange- 
botes bzw. der erfolgreichen Angebote bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unter-
nehmers widersprechen oder dem freien und  
lauteren Wettbewerb schaden würde. Eine Ver-
pflichtung zur Mitteilung, mit welchem Unter- 
nehmer die Rahmenvereinbarung abgeschlossen 
werden soll, besteht nicht, wenn ein Verhand-
lungsverfahren gemäß §  206 Abs.  1 Z  5 oder 8 
zum Abschluss der Rahmenvereinbarung durch-
geführt wurde.

(2) Der Sektorenauftraggeber darf die Rah-
menvereinbarung bei sonstiger absoluter Nich-
tigkeit nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist abschlie-
ßen. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Über-
mittlung bzw. Bereitstellung der Mitteilung, 
mit welchem Unternehmer bzw. mit welchen 
Unternehmern die Rahmenvereinbarung abge- 
schlossen werden soll. Sie beträgt bei einer Über-
mittlung bzw. Bereitstellung auf elektronischem 
Weg 10  Tage, bei einer Übermittlung über den 
Postweg oder einen anderen geeigneten Weg 
15  Tage. Für eine freiwillige Bekanntmachung  
gelten die §§ 227 und 234 Abs. 6 sinngemäß.

(3) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung 
darf acht Jahre nicht überschreiten. Sofern dies 
ausnahmsweise, insbesondere aufgrund des 
Gegenstandes der Rahmenvereinbarung, sach-
lich gerechtfertigt werden kann, darf eine längere 
Laufzeit vorgesehen werden. Die dafür ausschlag-
gebenden Gründe sind festzuhalten.

(4) Der Sektorenauftraggeber kann ein Ver-
fahren zum Abschluss einer Rahmenverein- 
barung aus sachlichen Gründen widerrufen. Für 
den Widerruf gilt § 311 sinngemäß.



166

Vergabe von Aufträgen aufgrund  
von Rahmenvereinbarungen

§ 316. (1) Auf einer Rahmenvereinbarung be- 
ruhende Aufträge werden nach in der Ausschrei-
bung festzulegenden objektiven Regeln und Kri- 
terien vergeben, wozu auch ein erneuter Aufruf 
zum Wettbewerb der Parteien der Rahmenver-
einbarung gehören kann. Die festgelegten Regeln 
und Kriterien haben die Gleichbehandlung der 
Unternehmer zu gewährleisten, die Parteien der 
Rahmenvereinbarung sind. Bei einem erneuten 
Aufruf zum Wettbewerb hat der Sektorenauftrag-
geber eine hinreichende Frist festzusetzen, damit 
ein Unternehmer, der Partei der Rahmenverein- 
barung ist, für jeden einzelnen zu vergebenden 
Auftrag ein Angebot übermitteln kann. Der Auftrag 
ist an jenen Bieter zu vergeben, der das gemäß 
dem oder den bekannt gegebenen Zuschlagskrite-
rien am besten bewertete Angebot gelegt hat.

(2) Wurde mit einer oder mehreren Parteien 
eine Rahmenvereinbarung aufgrund von Ange- 
boten in Form elektronischer Kataloge abge-
schlossen, so kann der Sektorenauftraggeber 
vorschreiben, dass der erneute Aufruf dieser  
Parteien zum Wettbewerb auf der Grundlage  
aktualisierter Kataloge erfolgt. In diesem Fall kann 
der Zuschlag für die auf dieser Rahmenverein- 
barung beruhenden Aufträge entweder

1.	 nach Aufforderung an die Parteien der 
Rahmenvereinbarung, ihre elektronischen 
Kataloge an die Anforderungen des Auf- 
trages anzupassen und erneut einzu- 
reichen oder

2.	 – sofern diese Vorgangsweise in der Aus-
schreibung der Rahmenvereinbarung be- 
kannt gegeben wurde – nach Unterrich-
tung der Parteien darüber, dass der Sek- 
torenauftraggeber beabsichtigt, den bereits 
eingereichten elektronischen Katalogen 
jene Informationen zu entnehmen, die 
erforderlich sind, um Angebote zu erstellen, 
die den Anforderungen des Auftrages ent-
sprechen,

erfolgen.
(3) Bei einem erneuten Aufruf der Parteien zum 

Wettbewerb hat der Sektorenauftraggeber den be- 
treffenden Parteien der Rahmenvereinbarung 
den Tag und den Zeitpunkt bekannt zu geben,  
zu dem jene Informationen den eingereichten 
elektronischen Katalogen entnommen werden  
sollen, die zur Erstellung der Angebote, die den 
Anforderungen des Auftrages entsprechen, not-
wendig sind. Mit dieser Bekanntgabe hat der  
Sektorenauftraggeber den Parteien eine ange-

messene Frist einzuräumen, um vor dem bekannt 
gegebenen Zeitpunkt entweder ihren Katalog ent-
sprechend zu aktualisieren oder die Erstellung 
eines Angebotes auf diese Weise abzulehnen. 
Der Sektorenauftraggeber hat vor der Erteilung 
des Zuschlages dem in Aussicht genommenen 
Zuschlagsempfänger die aus dessen elektro- 
nischen Katalog entnommenen Informationen 
zu übermitteln bzw. bereitzustellen und eine  
angemessene Frist festzusetzen, binnen der der  
in Aussicht genommene Zuschlagsempfänger 
gegen das solcherart erstellte Angebot Einspruch  
erheben kann, weil das Angebot Fehler enthält, 
oder binnen der zu bestätigen ist, dass das An 
gebot fehlerfrei ist.

(4) Der Sektorenauftraggeber kann ein Ver- 
fahren zur Vergabe eines Auftrages aufgrund 
einer Rahmenvereinbarung aus sachlichen  
Gründen widerrufen. Für den Widerruf gilt §  311 
 sinngemäß.

3. Abschnitt 
Bestimmungen betreffend  
die Durchführung von  
elektronischen Auktionen

Allgemeines
§ 317. (1) Eine elektronische Auktion ist ein ite-

ratives, ausschließlich elektronisches Verfahren 
zur Ermittlung des Angebotes, dem der Zuschlag 
erteilt werden soll. Hierbei werden nach einer  
ersten vollständigen Bewertung der Angebo-
te jeweils neue, nach unten korrigierte Preise  
bzw. neue, auf bestimmte Komponenten der An- 
gebote abstellende Werte vorgelegt, sodass auf-
grund einer automatischen Klassifikation dieser 
neuen Angebote die Zuweisung einer Rangfolge 
ermöglicht wird.

(2) Sofern ein offenes Verfahren, ein nicht 
offenes Verfahren oder ein Verhandlungsver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung durch- 
geführt wird oder Aufträge aufgrund einer Rahmen- 
vereinbarung mit erneutem Aufruf zum Wett- 
bewerb gemäß § 316 oder aufgrund eines dyna- 
mischen Beschaffungssystems gemäß §  323  
vergeben werden sollen, kann das Angebot, dem  
der Zuschlag erteilt werden soll, auch im Wege 
einer elektronischen Auktion ermittelt werden.

(3) Der Durchführung von Auktionen ist eine 
Auktionsordnung zugrunde zu legen, die Teil der 
Ausschreibungsunterlagen ist und zumindest  
folgenden Inhalt aufzuweisen hat:
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1.	 Registrierungs- und Identifizierungserfor-
dernisse,

2.	 alle relevanten Angaben zur verwende-
ten elektronischen Vorrichtung, mit der die  
Auktion durchgeführt werden soll, sowie 
zu den technischen Modalitäten und den 
Merkmalen der Anschlussverbindung,

3.	 die Komponenten (Preis, sonstige Ange-
botsteile), deren Werte Gegenstand der 
Auktion sind,

4.	 gegebenenfalls die sich aus den Spezifi- 
kationen des Auftragsgegenstandes er- 
gebenden Obergrenzen der zu auktionie-
renden Werte,

5.	 alle notwendigen Angaben zum Ablauf der 
Auktion, insbesondere die Bedingungen, 
unter denen die Bieter Angebote abgeben 
können, und die Mindestabstände, die bei 
der Angebotsabgabe gegebenenfalls ein-
zuhalten sind,

6.	 den Zeitpunkt des Beginns und die Moda- 
lität der Beendigung der Auktion,

7.	 gegebenenfalls Ausscheidensgründe,
8.	 gegebenenfalls Termine,
9.	 die Internetadresse, auf der das aktuell 

niedrigste Angebot bzw. bei einer sonstigen 
elektronischen Auktion die aktuelle Rei-
hung der Teilnehmer während der Auktion 
bekannt gegeben wird, und

10.	eine Beschreibung der Informationen, die 
den Bietern während der Auktion über-
mittelt oder zur Verfügung gestellt werden 
sowie gegebenenfalls der Zeitpunkt bzw. 
die Phase der Auktion, zu der diese In- 
formationen ihnen zur Verfügung gestellt 
werden.

(4) Vor der Durchführung der Auktion sind 
die im vorangehenden Vergabeverfahren einge-
reichten Angebote zu prüfen und anhand des 
bekannt gegebenen Zuschlagskriteriums oder an- 
hand der bekannt gegebenen Zuschlagskriterien 
einer ersten Angebotsbewertung zu unterziehen.

(5) Bietern, deren Angebote nicht ausgeschie-
den wurden, ist Gelegenheit zur Teilnahme an der 
Auktion zu geben.

Allgemeine Bestimmungen betreffend die 
Durchführung von elektronischen Auktionen

§  318. (1) Alle Bieter, die in dem der Auktion  
gemäß §  317 Abs.  2 vorangegangenen Ver- 
fahren für geeignet befunden wurden und die 
Angebote unterbreitet haben, die den Anforde-
rungen der §§  292 bis 296 entsprochen haben, 
sind gleichzeitig aufzufordern, gemäß den Fest-

legungen in der Ausschreibung neue Preise bzw. 
neue Werte für die zu auktionierenden Kom- 
ponenten vorzulegen. Ab diesem Zeitpunkt ist  
die Verbindung gemäß den Angaben in der Auk- 
tionsordnung betreffend die elektronische Vor- 
richtung zu nutzen. Der Aufforderung ist das 
Ergebnis der ersten Angebotsbewertung des be- 
treffenden Bieters anzuschließen. Der Sektoren- 
auftraggeber hat allen zur Auktion zugelassenen 
Bietern ab dem Zeitpunkt der Absendung der Auf-
forderung zur Teilnahme an der Auktion alle die 
Auktion betreffenden Unterlagen gemäß §  260 
zur Verfügung zu stellen. Eine elektronische Auk- 
tion darf frühestens zwei Arbeitstage nach Absen-
dung der Aufforderung zur Teilnahme an einer 
Auktion beginnen und kann mehrere aufeinander 
folgende Phasen umfassen.

(2) Die Identität der Teilnehmer an der Auk- 
tion ist bis zum Abschluss der Auktion geheim zu 
halten.

(3) Der Sektorenauftraggeber kann eine elek- 
tronische Auktion beenden

1.	 zu einem in der Aufforderung zur Teilnahme 
an der Auktion fixierten Zeitpunkt (Angabe 
des Datums und der Uhrzeit), oder

2.	 wenn binnen einer bestimmten, in der Auf- 
forderung zur Teilnahme an der Auktion 
festgelegten Zeitspanne keine neuen An- 
gebote, die das Minimum der Angebots- 
stufen erreichen oder übersteigen, abge- 
geben werden, mit Ablauf dieser Zeit- 
spanne, oder

3.	 mit Abschluss der letzten in der Aufforde-
rung zur Teilnahme an der Auktion festge-
legten Auktionsphase, oder

4.	 wenn sachliche Gründe den Abbruch der 
Auktion rechtfertigen.

Falls eine Vorgangsweise gemäß Z 3, gegebenen-
falls kombiniert mit einer Vorgangsweise gemäß 
Z  2, gewählt wird, so legt der Sektorenauftrag- 
geber in der Aufforderung zur Teilnahme an der 
Auktion den Zeitplan für jede Auktionsphase fest.

(4) Bei einer Vorgangsweise gemäß Abs. 3 Z 2 
kann der Sektorenauftraggeber nach jeder Auk-
tionsphase die Angebote jener Teilnehmer aus-
scheiden, die keine neuen Angebote oder nur An- 
gebote abgegeben haben, die das gegebenen-
falls festgelegte Minimum der Angebotsstufen 
nicht erreicht oder überstiegen haben. Der Sekto-
renauftraggeber hat die Teilnehmer, deren Ange- 
bote ausgeschieden wurden, unverzüglich zu ver- 
ständigen.

(5) Der Sektorenauftraggeber hat sicherzu
stellen, dass Teilnehmer, deren Angebote gemäß 
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Abs.  4 ausgeschieden wurden, an der weiteren 
Auktion nicht mehr teilnehmen können.

(6) Nach Beendigung einer Auktion ist unver-
züglich der Name des erfolgreichen Bieters samt 
Auftragssumme unter der in der Auktionsordnung 
festgelegten Internetadresse bekannt zu geben. 
Im Falle der Durchführung einer sonstigen elek-
tronischen Auktion sind den nicht erfolgreichen 
Bietern unverzüglich und gleichzeitig überdies  
die Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes 
mitzuteilen, sofern diese Gründe nicht bereits auf-
grund der gemäß der Auktionsordnung zu über-
mittelnden bzw. bereitzustellenden Informationen 
unmittelbar ersichtlich sind. Die Bekanntgabe 
bzw. Mitteilung gilt als Mitteilung der Zuschlags-
entscheidung im Sinne des §  305. Als Zeitpunkt 
der Übermittlung bzw. Bereitstellung im Sinne des 
§  306 gilt der Zeitpunkt der erstmaligen Verfüg- 
barkeit der Information gemäß dem ersten Satz  
im Internet bzw. der Zeitpunkt der Übermittlung 
bzw. Bereitstellung der Mitteilung gemäß dem 
zweiten Satz.

(7) Der Abbruch einer Auktion gilt als Widerruf 
im Sinne des § 310. § 311 gilt sinngemäß mit der 
Maßgabe, dass

1.	 bei der Mitteilung der Widerrufsentschei-
dung die für den Abbruch ausschlag
gebenden Gründe den Bietern unter  
der in der Auktionsordnung festgelegten 
Internetadresse bekannt zu geben sind, 
und

2.	 als Zeitpunkt der Absendung der Widerrufs-
entscheidung der Zeitpunkt der erstmaligen 
Verfügbarkeit der Information gemäß Z  1 
im Internet gilt.

Besondere Bestimmungen für die Durchfüh-
rung von einfachen elektronischen Auktionen

§  319. (1) Bei einfachen elektronischen  
Auktionen sind nur Angebote betreffend den Preis 
zulässig.

(2) Während der Auktion ist jedem Bieter  
vom Sektorenauftraggeber unverzüglich jeden- 
falls der aktuell niedrigste Preis und die aktuel-
le Positionierung aller Angebote unter der in der  
Auktionsordnung festgelegten Internetadresse 
bekannt zu geben. Darüber hinaus können auch 
andere Informationen als der aktuell niedrigste 
Preis wie etwa die Anzahl der Teilnehmer an der 
jeweiligen Auktionsphase unter der in der Auktions- 
ordnung festgelegten Internetadresse bekannt 
gegeben werden.

(3) Der Zuschlag ist unter Berücksichtigung  
der zuletzt abgegebenen Angebote der zuletzt  

an der Auktion beteiligten Bieter dem Angebot mit 
dem niedrigsten Preis zu erteilen.

Besondere Bestimmungen für die Durchfüh-
rung von sonstigen elektronischen Auktionen

§  320. (1) In der Aufforderung zur Teilnah-
me an der Auktion hat der Sektorenauftraggeber 
jene mathematische Formel anzugeben, nach der  
bei der elektronischen Auktion die automatische 
Neureihung entsprechend den vorgelegten neuen 
Werten (betreffend Preis oder sonstige Angebots-
teile) vorgenommen wird. Aus dieser Formel hat 
auch die Gewichtung aller in der Ausschreibung 
festgelegten Zuschlagskriterien für die Ermittlung 
des technisch und wirtschaftlich günstigsten An- 
gebotes hervorzugehen. Die Zuschlagskriterien 
sind in fixen Werten vorab festzulegen; die An- 
gabe von Zuschlagskriterien im Wege der Fest- 
legung einer Marge, innerhalb der sich das Krite-
rium befindet, ist, ebenso wie die bloße Reihung 
der Bedeutung der Zuschlagskriterien, unzu- 
lässig. Wurden zulässigerweise Alternativange- 
bote eingereicht, so muss für jedes Alternativ- 
angebot eine eigene mathematische Formel ange-
geben werden.

(2) Während der Auktion ist jedem Bieter vom 
Sektorenauftraggeber unverzüglich die aktuelle 
Positionierung seines Angebotes unter der in der 
Auktionsordnung festgelegten Internetadresse  
bekannt zu geben. Darüber hinaus können 
auch andere Informationen wie etwa der aktuell  
niedrigste Preis oder die Anzahl der Teilnehmer 
an der jeweiligen Auktionsphase unter der in der 
Auktionsordnung festgelegten Internetadresse be- 
kannt gegeben werden.

(3) Der Zuschlag ist unter Berücksichtigung 
der zuletzt abgegebenen Angebote der zuletzt an  
der Auktion beteiligten Bieter dem technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebot zu erteilen.

4. Abschnitt 
Bestimmungen über das Einrichten 
und den Betrieb eines und die Vergabe  
von Aufträgen aufgrund eines dyna-
mischen Beschaffungssystems

Allgemeines
§  321. (1) Aufträge können aufgrund eines  

dynamischen Beschaffungssystems vergeben 
werden, sofern

1.	 das dynamische Beschaffungssystem 
unter Beachtung der Bestimmungen des 
§ 322 eingerichtet wurde und
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2.	 bei der Vergabe des auf dem dynamischen 
Beschaffungssystem beruhenden Auf- 
trages § 323 beachtet wird.

(2) Ein dynamisches Beschaffungssystem darf 
ausschließlich auf elektronischem Weg eingerich-
tet und betrieben werden. Die gesamte Kommu- 
nikation hat ausschließlich auf elektronischem 
Weg zu erfolgen.

Einrichten und Betrieb eines  
dynamischen Beschaffungssystems

§  322. (1) Der Sektorenauftraggeber hat ein 
dynamisches Beschaffungssystem nach Durch-
führung eines nicht offenen Verfahrens mit vorhe-
riger Bekanntmachung ohne Zuschlagserteilung 
einzurichten. Er kann Aufträge bereits im Zuge der 
Einrichtung des dynamischen Beschaffungssys-
tems gemäß § 323 vergeben.

(2) Der Sektorenauftraggeber hat den kosten- 
losen, direkten, uneingeschränkten und vollstän- 
digen elektronischen Zugang zu den Ausschrei-
bungsunterlagen und allen sonstigen für das  
dynamische Beschaffungssystem relevanten 
Unterlagen während der gesamten Laufzeit des 
dynamischen Beschaffungssystems zu gewähr-
leisten. In den Ausschreibungsunterlagen sind 
jedenfalls festzulegen:

1.	 der Gegenstand und der voraussicht- 
liche Umfang der in Aussicht genomme-
nen Leistungen, die Gegenstand des dyna- 
mischen Beschaffungssystems sind,

2.	 alle erforderlichen Informationen betreffend 
das dynamische Beschaffungssystem,  
insbesondere seine Funktionsweise und 
Gültigkeitsdauer, die verwendete elek- 
tronische Ausrüstung sowie die techni-
schen Vorkehrungen und Merkmale der 
Verbindung,

3.	 gegebenenfalls jede Einteilung in nach 
sachlichen Merkmalen definierte Katego- 
rien von Waren, Bauleistungen oder  
Dienstleistungen; in diesem Fall sind die  
notwendigen Nachweise gemäß den 
§§ 248, 251 bis 253, 255, 257 und 258 für 
jede Kategorie gesondert festzulegen,

4.	 die allfällige Verwendung von elektroni-
schen Katalogen gemäß § 271,

5.	 das allfällige Erfordernis, dem Teilnahme-
antrag einen elektronischen Katalog bei- 
zufügen, und

6.	 die allfällige Verwendung von elektroni-
schen Katalogen für die Abgabe eines An- 
gebotes. In diesem Fall hat der Sektoren-
auftraggeber überdies anzugeben, ob er 

beabsichtigt, von bereits eingereichten 
elektronischen Katalogen jene Informa- 
tionen zu entnehmen, die erforderlich sind, 
um Angebote zu erstellen, die den Anfor- 
derungen eines Auftrages entsprechen.

(3) Sobald die erste gesonderte Aufforderung 
zur Angebotsabgabe im Rahmen des dynami-
schen Beschaffungssystems übermittelt bzw. be- 
reitgestellt worden ist, kann während der gesam-
ten Laufzeit eines dynamischen Beschaffungs-
systems jeder Unternehmer jederzeit einen Teil-
nahmeantrag stellen. Der Sektorenauftraggeber 
hat binnen einer Frist von 10  Arbeitstagen ab 
Einlangen des Teilnahmeantrages festzustel-
len, ob es sich um einen gemäß der Ausschrei-
bung geeigneten Bieter handelt. In begründeten  
Fällen kann der Sektorenauftraggeber diese Frist 
auf 15  Arbeitstage verlängern, insbesondere  
wenn zusätzliche Unterlagen geprüft werden müs-
sen oder auf sonstige Art und Weise überprüft  
werden muss, ob die Eignung des Bewerbers 
vorliegt. Unbeschadet davon kann der Sektoren- 
auftraggeber, solange die erste gesonderte Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe im Rahmen des 
dynamischen Beschaffungssystems noch nicht 
übermittelt bzw. bereitgestellt wurde, die Frist 
zur Bewertung der Teilnahmeanträge verlängern.  
Während dieser Frist darf keine gesonderte Auf-
forderung zur Angebotsabgabe erfolgen. Der  
Sektorenauftraggeber hat die Dauer einer der- 
artigen Fristverlängerung in der Ausschreibung 
festzulegen.

(4) Der Sektorenauftraggeber hat alle geeig-
neten Bewerber zum dynamischen Beschaf-
fungssystem zuzulassen. Eine Begrenzung der 
Anzahl der Teilnehmer an einem dynamischen  
Beschaffungssystem ist unzulässig. Der Be- 
werber ist von der Entscheidung über die Zulas-
sung oder Nicht-Zulassung unverzüglich zu ver-
ständigen. In dieser Mitteilung sind die Gründe  
für die Nicht-Zulassung bekannt zu geben.

(5) Der Sektorenauftraggeber kann von den 
zum dynamischen Beschaffungssystem zuge-
lassenen Teilnehmern während dessen Laufzeit  
jederzeit die Übermittlung einer aktualisierten 
Eigenerklärung gemäß §  251 Abs.  2 bzw. die 
Vorlage, Vervollständigung bzw. Erläuterung be- 
stimmter Nachweise gemäß §  251 Abs.  3  
binnen fünf Arbeitstagen ab Aufforderung ver- 
langen.

(6) Für die Einrichtung, den Betrieb und die 
Teilnahme an einem dynamischen Beschaffungs- 
system darf der Sektorenauftraggeber den Unter-
nehmern keine Kosten verrechnen.
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(7) Der Sektorenauftraggeber kann die Ein-
richtung eines dynamischen Beschaffungs- 
systems aus sachlichen Gründen widerrufen. Für 
den Widerruf gilt § 311 sinngemäß.

Vergabe von Aufträgen aufgrund eines  
dynamischen Beschaffungssystems

§ 323. (1) Aufträge, die aufgrund eines gemäß 
§  322 eingerichteten und betriebenen dynami-
schen Beschaffungssystems vergeben werden 
sollen, können ausschließlich an die zugelasse-
nen Teilnehmer des dynamischen Beschaffungs-
systems gemäß Abs. 2 bis 5 vergeben werden.

(2) Sofern nicht ein Auftrag gemäß Abs.  4 
vergeben werden soll, hat für die Vergabe jedes  
Auftrages eine gesonderte Aufforderung zur An- 
gebotsabgabe zu erfolgen.

(3) Der Sektorenauftraggeber hat alle zuge-
lassenen Teilnehmer gleichzeitig aufzufordern, 
Angebote abzugeben. Sofern der Sektoren- 
auftraggeber dies in der Ausschreibung festge-
legt hat, sind Angebote in Form eines elektro- 
nischen Kataloges abzugeben. Die Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe hat die in Anhang XV 
angeführten Angaben sowie einen Verweis auf 
die elektronische Adresse zu enthalten, unter 
der die Ausschreibungsunterlagen gemäß §  322 
Abs. 2 zur Verfügung gestellt wurden. Wurde das 
dynamische Beschaffungssystem in Kategorien 
von Waren, Bauleistungen oder Dienstleistun-
gen untergliedert, so hat der Sektorenauftrag- 
geber alle für die entsprechende Kategorie zuge- 
lassenen Unternehmer zur Angebotsabgabe 
aufzufordern.

(4) Sofern der Sektorenauftraggeber die  
Verwendung von elektronischen Katalogen für die 
Abgabe eines Angebotes in der Ausschreibung 
vorgesehen hat und dem Teilnahmeantrag ein  
den Anforderungen gemäß §  271 entsprechen- 
der elektronischer Katalog beigefügt war, kann  
der Sektorenauftraggeber den betreffenden zuge-
lassenen Teilnehmern gleichzeitig den Tag und 
den Zeitpunkt bekannt geben, zu dem jene Infor-
mationen den eingereichten elektronischen Kata- 
logen entnommen werden sollen, die zur Er- 
stellung der Angebote, die den Anforderungen  
des Auftrages entsprechen, notwendig sind. Mit 
dieser Bekanntgabe hat der Sektorenauftraggeber 
den Teilnehmern eine angemessene Frist einzu- 
räumen, um vor dem bekannt gegebenen Zeit-
punkt entweder ihren Katalog entsprechend  
auszufüllen oder zu aktualisieren oder die Er- 
stellung eines Angebotes auf diese Weise ab- 
zulehnen. Der Sektorenauftraggeber hat vor der 

Erteilung des Zuschlages jedem betreffenden  
Teilnehmer des dynamischen Beschaffungs- 
systems die aus dessen elektronischen Kata-
log entnommenen Informationen zu übermitteln 
bzw. bereitzustellen und eine angemessene Frist 
festzusetzen, binnen der der Teilnehmer gegen 
das solcherart erstellte Angebot Einspruch er- 
heben kann, weil das Angebot Fehler enthält, oder  
binnen der zu bestätigen ist, dass das Angebot 
fehlerfrei ist.

(5) Sofern dies in der Ausschreibung vorge- 
sehen ist, können die festgelegten Zuschlags- 
kriterien in der Aufforderung zur Angebotsab- 
gabe präzisiert werden. Der Zuschlag ist dem 
gemäß dem oder den in der Ausschreibung zur 
Einrichtung des dynamischen Beschaffungs-
systems festgelegten Zuschlagskriterium bzw. 
Zuschlagskriterien am besten bewerteten Angebot 
zu erteilen.

(6) Der Sektorenauftraggeber kann ein Ver- 
fahren zur Vergabe eines Auftrages aus sach- 
lichen Gründen widerrufen. Für den Widerruf gilt 
§ 311 sinngemäß.

5. Abschnitt 
Bestimmungen über Wettbewerbe

Allgemeines
§  324. Für die Durchführung von Wettbe- 

werben gelten ausschließlich die Bestimmungen 
dieses Abschnittes, der 1. Teil, die §§ 167 bis 169, 
176 bis 178, 180, 183, 185 Abs.  2 und 3, 186,  
189, 193 bis 196, 199, 200, 202, 204, 211, 216, 
217 bis 219, 225, 229, 231, 232, 234, 237 bis 
239, 248 bis 258, 260, 261, 264, der 4. Teil, die  
§§  358 bis 362, 364, 369, 372, 373 sowie der 
6. Teil dieses Bundesgesetzes.

Teilnahme am Wettbewerb
§  325. (1) Der offene Wettbewerb steht allen 

Teilnahmeberechtigten offen.
(2) Beim nicht offenen Wettbewerb ist die An- 

zahl der einzuladenden Teilnehmer entsprechend 
dem Wettbewerbsgegenstand festzulegen. Sie darf 
bei Existenz einer hinreichenden Anzahl von ge- 
eigneten Unternehmern jedoch nicht unter drei 
liegen. Die festgelegte Anzahl muss einen echten 
Wettbewerb gewährleisten und ist in der Bekannt-
machung anzugeben. Die Auswahlkriterien haben 
den besonderen Erfordernissen des Wettbe- 
werbsgegenstandes Rechnung zu tragen und sind 
im Vorhinein festzulegen.
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(3) Unter Bedachtnahme auf Abs.  5 und 6 ist 
nur geeigneten Bewerbern, die aufgrund der Be- 
kanntmachung rechtzeitig Teilnahmeanträge  
gestellt haben, Gelegenheit zur Beteiligung am 
Wettbewerb zu geben.

(4) Die Prüfung der Teilnahmeanträge ist so zu 
dokumentieren, dass alle für die Beurteilung der 
Teilnahmeanträge wesentlichen Umstände nach-
vollziehbar sind. Der Bewerber kann die Über- 
mittlung oder elektronische Bereitstellung des 
Teiles der seinen Teilnahmeantrag betreffenden 
Dokumentation verlangen.

(5) Langen mehr Teilnahmeanträge als die vom  
Sektorenauftraggeber festgelegte Anzahl von ein-
zuladenden Teilnehmern ein, so hat der Sekto-
renauftraggeber unter den geeigneten Bewerbern 
anhand der Auswahlkriterien die besten Bewerber 
auszuwählen. Die maßgeblichen Gründe für die 
Auswahl sind in nachvollziehbarer Form festzu-
halten. Der Sektorenauftraggeber hat alle Bewer-
ber von dieser Entscheidung unverzüglich, jeden-
falls aber acht Tage nach Abschluss der Auswahl 
zu verständigen. Auf Verlangen sind den nicht 
zur Teilnahme am Wettbewerb eingeladenen Be- 
werbern die Gründe der Nicht-Zulassung bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser 
Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unter- 
nehmers widersprechen oder dem freien und  
lauteren Wettbewerb schaden würde.

(6) Langen weniger Teilnahmeanträge von 
geeigneten Unternehmern als die vom Sekto-
renauftraggeber festgelegte Anzahl von einzu- 
ladenden Teilnehmern ein, so kann der Sektoren- 
auftraggeber zusätzliche geeignete Unter- 
nehmer in den Wettbewerb einbeziehen.

(7) Zu geladenen Wettbewerben sind mindes-
tens drei Unternehmer einzuladen. Die Aufforde-
rung zur Vorlage von Wettbewerbsarbeiten hat  
nur an geeignete Unternehmer zu erfolgen.

(8) Bei Ideenwettbewerben kann – soweit dies 
aufgrund des Wettbewerbsgegenstandes nicht 
erforderlich ist – auf die Prüfung der Eignung  
verzichtet werden.

Durchführung von Wettbewerben
§ 326. (1) In der Bekanntmachung eines offenen 

oder nicht offenen Wettbewerbes sind die Beur- 
teilungskriterien für das Preisgericht in der  
Reihenfolge ihrer Bedeutung anzugeben. Bei 
geladenen Wettbewerben sind den eingeladenen 
Unternehmern die Beurteilungskriterien für das 
Preisgericht in der Reihenfolge ihrer Bedeutung 
vorab bekannt zu geben.

(2) Die auf die Durchführung des Wettbewer-
bes anwendbaren Bestimmungen sind den an  
der Teilnahme am Wettbewerb Interessierten auf 
Anfrage, den eingeladenen Unternehmern bei 
geladenen Wettbewerben aber jedenfalls, mitzu-
teilen.

(3) Der Durchführung von Wettbewerben ist 
eine Wettbewerbsordnung zugrunde zu legen, die 
zumindest folgenden Inhalt aufzuweisen hat:

1.	 Vorgangsweise des Preisgerichtes,
2.	 Preisgelder und Vergütungen,
3.	 Verwendungs- und Verwertungsrechte,
4.	 Rückstellung von Unterlagen,
5.	 Beurteilungskriterien,
6.	 Angabe, ob ein oder mehrere Gewinner des 

Wettbewerbes ermittelt werden sollen, und 
im letzteren Fall Angabe der Anzahl der 
Gewinner,

7.	 Ausschlussgründe und
8.	 Termine.
(4) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern  

bestehen, die von den Teilnehmern des Wett- 
bewerbes unabhängig sind. Wird von den Wett- 
bewerbsteilnehmern eine bestimmte berufli-
che Qualifikation verlangt, muss mindestens ein  
Drittel der Preisrichter über dieselbe oder eine 
gleichwertige Qualifikation verfügen.

(5) Das Preisgericht und der Sektorenauf- 
traggeber dürfen erst nach Ablauf der Frist für 
deren Vorlage vom Inhalt der Wettbewerbs- 
arbeiten (Pläne und Entwürfe) Kenntnis erhalten.

(6) Das Preisgericht ist bei der Auswahl des 
oder der Wettbewerbsgewinner unabhängig. Es 
hat diese Auswahl aufgrund von Wettbewerbs-
arbeiten, die anonym vorgelegt werden, und nur 
aufgrund der Beurteilungskriterien zu treffen. 
Das Preisgericht hat über die Rangfolge der aus- 
gewählten Projekte eine Dokumentation zu er- 
stellen, in der auf die einzelnen Wettbewerbs- 
arbeiten einzugehen ist und in die allfällige Be- 
merkungen des Preisgerichtes sowie gegebe-
nenfalls noch zu klärende Fragen betreffend ein-
zelne Wettbewerbsarbeiten aufzunehmen sind. 
Diese Dokumentation ist, falls sie nicht in elek- 
tronischer Form erstellt wird, von den Preisrich-
tern zu unterfertigen. Die Bewerber können bei 
Bedarf aufgefordert werden, zur Klärung bestimm-
ter Aspekte der vorgelegten Wettbewerbsarbei-
ten Antworten auf Fragen zu erteilen, die das 
Preisgericht in der Dokumentation festgehalten  
hat. Über den darüber stattfindenden Dialog  
zwischen den Preisrichtern und den Bewerbern 
ist ein umfassendes Protokoll zu erstellen. Die  
Anonymität der vorgelegten Wettbewerbsar- 
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beiten ist bis zur Auswahl des Preisgerichtes  
bzw. bis zum gegebenenfalls stattfindenden  
Dialog zu wahren. Die Auswahl des Preisgerich-
tes ist dem Sektorenauftraggeber zur allfälligen  
weiteren Veranlassung vorzulegen. Die Sitzungen 
des Preisgerichtes sind nicht öffentlich.

(7) Wettbewerbe können ein- oder mehrstufig 
durchgeführt werden.

(8) Abweichend zu § 324 gilt § 217 Abs. 11 und 
12 nicht im Unterschwellenbereich.

(9) Wird im Anschluss an die Durchführung 
eines Wettbewerbes kein Verhandlungsver- 
fahren zur Vergabe eines Dienstleistungsauftrages 
durchgeführt, so hat der Sektorenauftraggeber  
die Entscheidung, an welche Wettbewerbsteil- 
nehmer Preisgelder vergeben werden bzw. Zah-
lungen erfolgen sollen, sowie die Zusammen- 

setzung des Preisgerichtes allen Wettbewerbs- 
teilnehmern binnen acht Tagen nach seiner Ent-
scheidung bekannt zu geben.

(10) Wird im Anschluss an die Durchfüh-
rung eines Wettbewerbes ein Verhandlungsver- 
fahren zur Vergabe eines Dienstleistungsauftra-
ges gemäß §  206 Abs.  1 Z  11 durchgeführt, so 
hat der Sektorenauftraggeber die Entscheidung 
über die Nicht-Zulassung zur Teilnahme am Ver-
handlungsverfahren sowie die Zusammensetzung 
des Preisgerichtes den nicht zugelassenen Wett- 
bewerbsteilnehmern binnen acht Tagen nach  
seiner Entscheidung bekannt zu geben.

(11) Der Sektorenauftraggeber kann einen 
Wettbewerb widerrufen, wenn dafür sachliche 
Gründe bestehen. Für den Widerruf gilt § 311 sinn-
gemäß.
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1. Hauptstück 
Zuständigkeit, fachkundige 
Laienrichter, Ausschluss  
und Ablehnung

Zuständigkeit des Bundesverwaltungserichtes
§  327. Das Bundesverwaltungsgericht ist zu- 

ständig zur Entscheidung über Anträge wegen 
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines Auftrag-
gebers in den Angelegenheiten des öffentlichen 
Auftragswesens, soweit es sich um Auftraggeber 
handelt, die gemäß Art. 14b Abs. 2 Z 1 B-VG in den  
Vollziehungsbereich des Bundes fallen.

Senatszuständigkeit und -zusammensetzung
§ 328. (1) Das Bundesverwaltungsgericht ent-

scheidet in den Angelegenheiten des § 327, soweit 
es sich nicht um die Entscheidung über einen An- 
trag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe für die 
Einbringung eines Feststellungsantrags, die Ent-
scheidung über einen Antrag auf Erlassung einer 
einstweiligen Verfügung, die Entscheidung über 
den Gebührenersatz oder die Entscheidung über 
eine Verfahrenseinstellung nach Zurückziehung 
eines Nachprüfungs- oder Feststellungsantrages 
handelt, in Senaten.

(2) Der Senat besteht aus einem Mitglied als 
Vorsitzenden und zwei fachkundigen Laienrich-
tern als Beisitzern. Von den fachkundigen Laien-
richtern muss jeweils einer dem Kreis der Auftrag- 
geber und der andere dem der Auftragnehmer 
angehören.

Fachkundige Laienrichter
§ 329. (1) Die fachkundigen Laienrichter müssen  

eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufs- 
erfahrung oder besondere Kenntnisse des Ver- 
gabewesens in rechtlicher, wirtschaftlicher oder  
technischer Hinsicht besitzen. Es sind ent- 
sprechende Vorkehrungen zu treffen, dass zeit- 
gerecht eine hinreichende Anzahl von fach- 
kundigen Laienrichtern zur Verfügung steht.

(2) Die fachkundigen Laienrichter der Auftrag- 
nehmerseite werden auf Vorschlag der Wirtschafts- 

kammer Österreich und der Bundes-Architekten- 
und Ingenieurkonsulentenkammer bestellt.

(3) Die fachkundigen Laienrichter der Auftrag-
geberseite werden auf Vorschlag des Bundes- 
minister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
und der Bundesarbeitskammer bestellt.

Aufgabe des Vorsitzenden
§ 330. Der Vorsitzende hat den fachkundigen 

Laienrichtern alle entscheidungsrelevanten Doku-
mente unverzüglich zu übermitteln bzw., wenn dies  
untunlich oder zur Wahrung der Vertraulichkeit von  
Dokumenten unbedingt erforderlich ist, diese be- 
reitzuhalten.

Unvereinbarkeit
§ 331. Dem Bundesverwaltungsgericht dürfen  

als fachkundige Laienrichter nicht angehören: 
Der Bundespräsident, Mitglieder der Bundes- 
regierung oder einer Landesregierung, Staats- 
sekretäre, der Präsident des Rechnungshofes, 
Mitglieder der Volksanwaltschaft des Bundes 
oder eines Bundeslandes, Bürgermeister, Amts- 
führende Präsidenten eines Landesschrates  
(Stadtschulrates für Wien), Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments, Mitglieder der Kommission 
sowie Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes 
oder des Verwaltungsgerichtshofes.

Ausschluss fachkundiger Laienrichter  
und Ablehnung durch die Parteien

§ 332. (1) Von der Mitwirkung an einer Entschei-
dung sind die fachkundigen Laienrichter hinsicht-
lich jener Vergabeverfahren ausgeschlossen, die 
eine Auftragsvergabe im Wirkungsbereich jener In- 
stitution betreffen, der sie angehören oder die sie 
gemäß § 329 Abs. 2 oder 3 vorgeschlagen hat.

(2) Die Parteien eines Verfahrens nach diesem 
Teil dieses Bundesgesetzes können Mitglieder 
des Bundesverwaltungsgerichtes und fachkundige 
Laienrichter unter Angabe von Gründen ablehnen. 
Die Entscheidung über den Ablehnungsantrag 
trifft der Präsident. Betrifft der Ablehnungsantrag 
den Präsidenten, so entscheidet über den Ab- 
lehnungsantrag der Vizepräsident. Werden sowohl 
der Präsident als auch der Vizepräsident abge-
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lehnt, so entscheidet über den Ablehnungsantrag 
das an Lebensjahren älteste sonstige Mitglied.

2. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen  
über das Verfahren  
des Bundesverwaltungsgerichtes

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

Anzuwendendes Verfahrensrecht
§ 333. Soweit in diesem Bundesgesetz und im  

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, 
BGBl. I Nr. 33/2013, nichts anderes bestimmt ist, 
sind die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme 
der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles in den Verfahren 
vor dem Bundesverwaltungsgericht nach diesem 
Bundesgesetz sinngemäß anzuwenden.

Zuständigkeit
§ 334. (1) Das Bundesverwaltungsgericht ent-

scheidet nach Maßgabe der Bestimmungen die-
ses Abschnittes über Anträge zur Durchführung 
von Nachprüfungsverfahren (2. Abschnitt), zur Er- 
lassung einstweiliger Verfügungen (3.  Abschnitt) 
und zur Durchführung von Feststellungsverfahren 
(4. Abschnitt). Derartige Anträge sind unmittelbar 
beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen.

(2) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zum 
Widerruf eines Vergabeverfahrens ist das Bundes-
verwaltungsgericht zum Zweck der Beseitigung 
von Verstößen gegen dieses Bundesgesetz und  
die hierzu ergangenen Verordnungen oder von 
Verstößen gegen unmittelbar anwendbares  
Unionsrecht zuständig

1.	 zur Erlassung einstweiliger Verfügungen, so- 
wie

2.	 zur Nichtigerklärung gesondert anfecht- 
barer Entscheidungen des Auftraggebers 
im Rahmen der vom Antragsteller geltend  
gemachten Beschwerdepunkte.

(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Bundes- 
verwaltungsgericht zuständig

1.	 im Rahmen der vom Antragsteller geltend 
gemachten Beschwerdepunkte zur Fest-
stellung, ob wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Bundesgesetz, die hierzu ergange- 
nen Verordnungen oder unmittelbar an- 
wendbares Unionsrecht der Zuschlag nicht 

gemäß den Angaben in der Ausschrei-
bung dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis oder dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt wurde;

2.	 in einem Verfahren gemäß Z 1, 4 und 5 auf 
Antrag des Auftraggebers zur Feststellung, 
ob der Antragsteller auch bei Einhaltung 
der entsprechenden Bestimmungen keine 
echte Chance auf Erteilung des Zuschlages 
gehabt hätte;

3.	 zur Feststellung, ob ein Vergabeverfahren  
rechtswidrigerweise ohne vorherige Be- 
kanntmachung durchgeführt wurde;

4.	 zur Feststellung, ob der Zuschlag rechts- 
widrigerweise ohne Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung erteilt wurde;

5.	 zur Feststellung, ob der Zuschlag bei der 
Vergabe einer Leistung aufgrund einer  
Rahmenvereinbarung oder eines dyna-
mischen Beschaffungssystems wegen 
eines Verstoßes gegen § 155 Abs. 4 bis 9,  
§ 162 Abs. 1 bis 5, § 316 Abs. 1 bis 3 oder 
§ 323 Abs. 1 bis 5 rechtswidrig war;

6.	 in einem Verfahren gemäß den Z  3 bis 5  
zur Nichtigerklärung oder Aufhebung des 
Vertrages;

7.	 in einem Verfahren gemäß den Z  3 bis 5  
zur Verhängung von Sanktionen gemäß 
§ 356 Abs. 9.

(4) Nach Erklärung des Widerrufes eines Ver-
gabeverfahrens ist das Bundesverwaltungsge- 
richt zuständig

1.	 im Rahmen der vom Antragsteller geltend 
gemachten Beschwerdepunkte zur Fest- 
stellung, ob der Widerruf wegen eines 
Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz,  
die hierzu ergangenen Verordnungen oder 
unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
rechtswidrig war;

2.	 in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag 
des Auftraggebers zur Feststellung, ob der 
Antragsteller auch bei Einhaltung der ent-
sprechenden Bestimmungen keine echte  
Chance auf Erteilung des Zuschlages 
gehabt hätte;

3.	 zur Feststellung, ob der Widerruf rechts- 
widrigerweise ohne Mitteilung oder Be- 
kanntmachung der Widerrufsentscheidung 
erklärt wurde;

4.	 in einem Verfahren gemäß Z 1 und 3 zur 
Unwirksamerklärung des Widerrufes gemäß 
§ 357.

(5) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis 
zur Erklärung des Widerrufes eines Vergabe- 
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verfahrens ist das Bundesverwaltungsgericht  
zur Feststellung zuständig, ob der Auftraggeber 
nach erheblicher Überschreitung der Zuschlags-
frist und entgegen dem Ersuchen des Bieters um 
Fortführung des Verfahrens das Verfahren weder 
durch eine Widerrufserklärung oder Zuschlags- 
erteilung beendet noch das Verfahren in ange- 
messener Weise fortgeführt hat.

Verfahrenshilfe
§ 335. (1) Ein Antrag auf Bewilligung der Ver-

fahrenshilfe ist nur für die Einbringung eines Fest-
stellungsantrages zulässig. Der Antrag auf Be- 
willigung der Verfahrenshilfe ist unmittelbar beim 
Bundesverwaltungsgericht einzubringen. Dem 
Antrag sind jene Unterlagen beizulegen, aus 
denen hervorgeht, dass die beabsichtigte Rechts-
verfolgung oder Rechtsverteidigung nicht offen- 
bar mutwillig oder aussichtslos ist. Der Antrag kann 
ab Beginn der in § 354 Abs. 2 festgelegten Frist  
für die Geltendmachung der betreffenden Rechts-
widrigkeit gestellt werden.

(2) §  8a Abs.  7 erster Satz VwGVG gilt mit 
der Maßgabe, dass die Frist für die Einbringung 
des Feststellungsantrages mit dem Zeitpunkt zu  
laufen beginnt, in dem der Beschluss über die 
Bestellung des Rechtsanwaltes zum Vertreter und 
die für die Erfüllung seiner Aufgaben im gericht- 
lichen Verfahren erforderlichen Unterlagen diesem 
zugestellt sind.

(3) § 354 Abs. 3 ist sinngemäß auf den Antrag 
auf Bewilligung der Verfahrenshilfe anzuwenden.

(4) Über einen Antrag auf Bewilligung der Ver-
fahrenshilfe ist unverzüglich zu entscheiden.

Auskunftspflicht
§ 336. (1) Die dem Anwendungsbereich dieses  

Bundesgesetzes unterliegenden Auftraggeber bzw  
vergebenden Stellen haben dem Bundesver- 
waltungsgericht alle für die Erfüllung seiner Auf-
gaben notwendigen Auskünfte zu erteilen und alle 
hierfür erforderlichen Unterlagen in geordneter 
Weise vorzulegen. Gleiches gilt für die an einem 
Vergabeverfahren beteiligten Unternehmer.

(2) Hat ein Auftraggeber, eine vergebende  
Stelle oder ein Unternehmer Unterlagen nicht vor- 
gelegt, Auskünfte nicht erteilt oder eine Auskunft 
zwar erteilt, die Unterlagen des Vergabever- 
fahrens aber nicht vorgelegt, so kann das  
Bundesverwaltungsgericht, wenn der Auftrag- 
geber oder der Unternehmer auf diese Säumnis- 
folge vorher ausdrücklich hingewiesen wurde, 
aufgrund der Behauptungen des nicht säumigen 
Beteiligten entscheiden.

Akteneinsicht
§ 337. Parteien und Beteiligte können bei der 

Vorlage von Unterlagen an das Bundesverwal-
tungsgericht verlangen, dass bestimmte Unter-
lagen oder Bestandteile von Unterlagen zum 
Schutz von technischen oder handelsbezogenen  
Betriebsgeheimnissen von der Akteneinsicht  
ausgenommen werden. Auftraggeber können  
dies darüber hinaus aus zwingenden Gründen 
eines Allgemeininteresses verlangen. Die in 
Betracht kommenden Unterlagen oder Bestand-
teile von Unterlagen sind bei ihrer Vorlage zu 
bezeichnen.

Zustellungen
§  338. Soweit dem Bundesverwaltungs- 

gericht die im Vergabeverfahren bekannt ge- 
gebene elektronische Adresse einer Partei 
bekannt ist oder soweit dem Bundesverwaltungs-
gericht von der betreffenden Partei eine elektro-
nische Adresse bekannt gegeben worden ist, hat 
das Bundesverwaltungsgericht schriftliche Erledi-
gungen an diese Adresse zuzustellen.

Mündliche Verhandlung vor  
dem Bundesverwaltungsgericht

§  339. (1) Soweit dem weder Art.  6 der Kon- 
vention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 
der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, ent-
gegenstehen, kann die Verhandlung ungeachtet 
eines Parteiantrages entfallen, wenn

1.	 der verfahrenseinleitende Antrag zurück
zuweisen ist, oder

2.	 das Bundesverwaltungsgericht einen sons-
tigen verfahrensrechtlichen Beschluss oder 
eine einstweilige Verfügung zu erlassen 
hat, oder

3.	 bereits aufgrund der Aktenlage feststeht, 
dass dem verfahrenseinleitenden Antrag 
stattzugeben oder dass er abzuweisen ist.

(2) Der Antragsteller hat die Durchführung 
einer Verhandlung im Nachprüfungs- oder Fest-
stellungsantrag zu beantragen. Dem Auftrag- 
geber sowie etwaigen Antragsgegnern ist Ge- 
legenheit zu geben, binnen angemessener, eine 
Woche nicht übersteigender Frist einen Antrag auf 
Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein 
Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur 
mit Zustimmung der anderen Parteien wirksam zu- 
rückgezogen werden.
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Gebühren
§  340. (1) Für Anträge gemäß den §§  342 

Abs.  1, 350 Abs.  1 und §  353 Abs.  1 und 2 hat 
der Antragsteller nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen jeweils eine Pauschalgebühr zu 
entrichten:

1.	 Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der 
Bundesregierung durch Verordnung fest- 
zusetzenden Gebührensätzen bei Antrag- 
stellung zu entrichten. Bieter- und Ar- 
beitsgemeinschaften haben die Pauschal- 
gebühr nur einmal zu entrichten. Die Gebüh-
rensätze sind entsprechend dem Verhält- 
nis des durch den Antrag bewirkten Ver- 
fahrensaufwandes zu dem für den Antrag-
steller zu erzielenden Nutzen festzu- 
setzen. Die Gebührensätze sind nach ob- 
jektiven Merkmalen abzustufen. Als objek-
tive Merkmale sind insbesondere der Auf-
tragsgegenstand, die Art des durchge- 
führten Verfahrens, die Tatsache, ob es 
sich um Anträge auf Nachprüfung der Aus- 
schreibung oder um sonstige gesondert 
anfechtbare Entscheidungen bzw. ob es 
sich um ein Vergabeverfahren im Ober-
schwellenbereich oder im Unterschwellen-
bereich handelt, heranzuziehen.

2.	 Die festgesetzten Gebührensätze vermin-
dern oder erhöhen sich jährlich in dem Maß, 
das sich aus der Veränderung des von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich verlaut-
barten Verbraucherpreisindex 2015 oder 
des an seine Stelle tretenden Index gegen-
über der der letzten Festsetzung zugrunde  
gelegten Indexzahl ergibt. Der Bundes- 
minister für Verfassung, Reformen, Dere-
gulierung und Justiz hat nach Verlaut- 
barung der für Juni des laufenden Jahres 
maßgeblichen Indexzahl die neu festge-
setzten Gebührensätze im Bundesgesetz-
blatt kundzumachen. Die neu festgesetzten 
Gebührensätze gelten ab dem der Kund-
machung folgenden Monatsersten.

3.	 Die Pauschalgebühren sind durch Barzah-
lung, durch Einzahlung mit Erlagschein,  
mittels Bankomatkarte oder Kreditkarte  
zu entrichten. Die über die Barzahlung und  
Einzahlung mit Erlagschein hinausgehen-
den zulässigen Entrichtungsarten sind 
durch das Bundesverwaltungsgericht nach 
Maßgabe der vorhandenen technisch-
organisatorischen Voraussetzungen festzu- 
legen und entsprechend bekannt zu 
machen.

4.	 Für Anträge gemäß §  350 Abs.  1 ist eine 
Gebühr in der Höhe von 50% der festge-
setzten Gebühr zu entrichten.

5.	 Hat ein Antragsteller zum selben Vergabe 
verfahren bereits einen Antrag gemäß § 342 
Abs.  1 oder gemäß §  353 Abs.  1 oder 2  
eingebracht, so ist von diesem Antrag- 
steller für jeden weiteren Antrag gemäß 
§  342 Abs.  1 oder gemäß §  353 Abs.  1  
oder 2 eine Gebühr in der Höhe von 80% 
der festgesetzten Gebühr zu entrichten.

6.	 Bezieht sich der Antrag lediglich auf die 
Vergabe eines Loses, dessen geschätzter 
Auftragswert den jeweiligen Schwellenwert 
gemäß den §§ 12 Abs. 1 oder 185 Abs. 1 
nicht erreicht, so ist lediglich die Pauschal-
gebühr für das dem Los entsprechende 
Vergabeverfahren im Unterschwellenbe-
reich zu entrichten.

7.	 Wird ein Antrag vor Durchführung der 
mündlichen Verhandlung oder, wenn keine  
mündliche Verhandlung durchgeführt  
wird, vor Erlassung des Erkenntnisses oder 
Beschlusses zurückgezogen, so ist ledig-
lich eine Gebühr in der Höhe von 75% der 
für den jeweiligen Antrag festgesetzten 
oder gemäß Z 5 reduzierten Gebühr zu ent- 
richten. Bereits entrichtete Mehrbeträge 
sind zurückzuerstatten.

8.	 Die Gebührensätze bzw. Gebühren gemäß 
Z 1 und 2 sowie 4 bis 7 sind kaufmännisch 
auf ganze Euro zu runden.

(2) Für Anträge gemäß Abs.  1 und die Ver- 
fahren vor dem Bundesverwaltungsgericht fallen 
keine Gebühren nach dem Gebührengesetz 1957, 
BGBl. Nr. 267/1957, an.

Gebührenersatz
§ 341. (1) Der vor dem Bundesverwaltungsge-

richt auch nur teilweise obsiegende Antragsteller 
hat Anspruch auf Ersatz seiner gemäß § 340 ent-
richteten Gebühren durch den Auftraggeber. Der 
Antragsteller hat ferner Anspruch auf Ersatz seiner  
gemäß §  340 entrichteten Gebühren, wenn er 
während des anhängigen Verfahrens klaglos 
gestellt wird.

(2) Ein Anspruch auf Ersatz der Gebühren für 
einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen  
Verfügung besteht nur dann, wenn

1.	 dem Nachprüfungsantrag (Hauptantrag) 
stattgegeben wird oder wenn der Antrag-
steller während des anhängigen Ver- 
fahrens klaglos gestellt wird und
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2.	 dem Antrag auf Erlassung einer einstwei-
ligen Verfügung stattgegeben wurde bzw. 
im Falle der Klaglosstellung stattzugeben 
gewesen wäre oder der Antrag auf Er- 
lassung einer einstweiligen Verfügung 
nur wegen einer Interessenabwägung ab- 
gewiesen wurde oder im Falle der Klaglos- 
stellung abzuweisen gewesen wäre.

(3) Über den Gebührenersatz hat das Bundes-
verwaltungsgericht spätestens drei Wochen ab 
jenem Zeitpunkt zu entscheiden, ab dem feststeht, 
dass ein Anspruch auf Gebührenersatz besteht.

2. Abschnitt 
Nachprüfungsverfahren

Einleitung des Verfahrens
§  342. (1) Ein Unternehmer kann bis zur Zu- 

schlagserteilung bzw. bis zur Widerrufserklärung 
die Nachprüfung einer gesondert anfechtbaren 
Entscheidung des Auftraggebers im Vergabe- 
verfahren wegen Rechtswidrigkeit beantragen, 
sofern

1.	 er ein Interesse am Abschluss eines dem 
Anwendungsbereich dieses Bundesge- 
setzes unterliegenden Vertrages behauptet,  
und

2.	 ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit 
ein Schaden entstanden ist oder zu ent- 
stehen droht.

(2) Ist die zwischen dem Zugang der Verständi-
gung über das Ausscheiden und der Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung bzw. der Widerrufsent-
scheidung liegende Zeitspanne kürzer als die in 
§ 343 vorgesehene Frist, ist ein Bieter berechtigt, 
das Ausscheiden gemeinsam mit der Zuschlags-
entscheidung oder der Widerrufsentscheidung in 
einem Antrag innerhalb der für die Anfechtung der 
Zuschlagsentscheidung bzw der Widerrufsent-
scheidung eingeräumten Frist anzufechten.

(3) Dem Antrag auf Nachprüfung kommt keine 
aufschiebende Wirkung für das betreffende Verga-
beverfahren zu.

(4) Wird dieselbe gesondert anfechtbare Ent- 
scheidung von mehreren Unternehmern ange- 
fochten, hat das Bundesverwaltungsgericht die 
Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und  
Entscheidung zu verbinden. Eine getrennte Ver- 
fahrensführung ist zulässig, wenn diese im Inter-
esse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit 
und Kostenersparnis gelegen ist.

Fristen für Nachprüfungsanträge
§ 343. (1) Anträge auf Nachprüfung einer ge- 

sondert anfechtbaren Entscheidung sind bei einer 
Übermittlung bzw. Bereitstellung der Entscheidung 
auf elektronischem Weg sowie bei einer Bekannt-
machung der Entscheidung binnen 10 Tagen ein-
zubringen, bei einer Übermittlung über den Post-
weg oder einen anderen geeigneten Weg binnen 
15 Tagen. Die Frist beginnt mit der Übermittlung 
bzw. Bereitstellung der Entscheidung bzw. der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung.

(2) Bei der Durchführung einer Direktvergabe 
beträgt die Frist 10 Tage ab dem Zeitpunkt, in dem 
der Antragsteller von der gesondert anfechtbaren 
Entscheidung Kenntnis erlangt hat oder erlangen 
hätte können.

(3) Anträge auf Nachprüfung der Ausschrei-
bung – mit Ausnahme der Bekanntmachung bei 
einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntma-
chung – können über den in Abs.  1 genannten 
Zeitraum hinaus bis spätestens 7 Tage vor Ablauf 
der Angebotsfrist, der Frist zur Vorlage der Wett-
bewerbsarbeiten oder der Teilnahmeantragsfrist 
eingebracht werden, sofern diese Frist mehr als 
17 Tage beträgt. Wenn die Ausschreibungs- oder 
Wettbewerbsunterlagen nicht auf elektronischem 
Weg zur Verfügung gestellt, übermittelt bzw. bereit-
gestellt werden, tritt die Verlängerung der Nach- 
prüfungsfrist erst ein, wenn die Angebotsfrist, die 
Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder die 
Teilnahmeantragsfrist mehr als 22 Tage beträgt.

Inhalt und Zulässigkeit  
des Nachprüfungsantrages

§ 344. (1) Ein Antrag gemäß § 342 Abs. 1 hat 
jedenfalls zu enthalten:

1.	 die Bezeichnung des betreffenden Vergabe- 
verfahrens sowie der angefochtenen ge- 
sondert anfechtbaren Entscheidung,

2.	 die Bezeichnung des Auftraggebers, des An- 
tragstellers und gegebenenfalls der ver- 
gebenden Stelle einschließlich deren elek- 
tronischer Adresse,

3.	 eine Darstellung des maßgeblichen Sach-
verhaltes einschließlich des Interesses am  
Vertragsabschluss, insbesondere bei Be- 
kämpfung der Zuschlagsentscheidung die  
Bezeichnung des für den Zuschlag in Aus-
sicht genommenen Bieters,

4.	 Angaben über den behaupteten drohenden 
oder bereits eingetretenen Schaden für den 
Antragsteller,

5.	 die Bezeichnung der Rechte, in denen der 
Antragsteller verletzt zu sein behauptet 
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(Beschwerdepunkte) sowie die Gründe, auf 
die sich die Behauptung der Rechtswidrig-
keit stützt,

6.	 einen Antrag auf Nichtigerklärung der an- 
gefochtenen gesondert anfechtbaren Ent-
scheidung, und

7.	 die Angaben, die erforderlich sind, um zu 
beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig ein- 
gebracht wurde.

(2) Der Antrag ist jedenfalls unzulässig, wenn
1.	 er sich nicht gegen eine gesondert anfecht-

bare Entscheidung richtet, oder
2.	 er nicht innerhalb der in § 343 genannten 

Fristen gestellt wird, oder
3.	 er trotz Aufforderung zur Verbesserung 

nicht ordnungsgemäß vergebührt wurde.
(3) Wird ein Antrag gemäß §  342 Abs.  1 erst 

nach Zuschlagserteilung oder nach dem Wider-
ruf des Vergabeverfahrens gestellt, hat ihn das 
Bundesverwaltungsgericht als Antrag auf Fest-
stellung gemäß § 353 Abs. 1 zu behandeln, wenn 
der Antragsteller von der Zuschlagserteilung oder  
vom Widerruf nicht wissen konnte und der Antrag 
innerhalb der in § 354 Abs. 2 genannten Frist ein-
gebracht wurde. Der Antragsteller hat auf Auf- 
forderung des Bundesverwaltungsgerichtes bin-
nen einer von diesem angemessen gesetzten Frist 
näher zu bezeichnen, welche Feststellung gemäß 
§ 353 Abs. 1 er beantragt. Wird bis zum Ablauf  
dieser Frist keine Feststellung gemäß § 353  
Abs. 1 beantragt, ist der Antrag zurückzuweisen.

(4) Enthält die Ausschreibung eine unrich- 
tige Angabe über die zuständige Vergabekontroll- 
behörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der 
in § 343 genannten Fristen gestellt, wenn er bei 
der in der Ausschreibung angegebenen Vergabe- 
kontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die 
Ausschreibung keine Angabe über die zuständige 
Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann 
innerhalb der in § 343 genannten Fristen gestellt, 
wenn er bei einer nicht offenkundig unzuständigen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde.

Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung 
und einer Verhandlung

§  345. (1) Der Eingang eines Nachprüfungs- 
antrages ist vom Bundesverwaltungsgericht un- 
verzüglich im Internet bekannt zu machen.

(2) Die Bekanntmachung hat jedenfalls zu ent-
halten:

1.	 die Bezeichnung des Auftraggebers und 
gegebenenfalls die Bezeichnung der ver-
gebenden Stelle sowie die Bezeichnung 
des betroffenen Vergabeverfahrens ent-

sprechend den Angaben im Nachprüfungs-
antrag (§ 344 Abs. 1 Z 1 und 2),

2.	 die Bezeichnung der bekämpften gesondert  
anfechtbaren Entscheidung entsprechend 
den Angaben im Nachprüfungsantrag (§ 344 
 Abs. 1 Z 1) und

3.	 den Hinweis auf die Präklusionsfolgen ge- 
mäß § 346 Abs. 3.

(3) Der im Nachprüfungsantrag bezeichnete 
Auftraggeber und gegebenenfalls die vergebende 
Stelle ist vom Vorsitzenden des Senates unver-
züglich vom Eingang des Nachprüfungsantrages 
zu verständigen; diese Verständigung hat die in 
Abs. 2 Z 1 und 2 genannten Angaben zu enthalten.

(4) Im Falle der Bekämpfung einer Zuschlags- 
entscheidung ist jedenfalls der für den Zuschlag 
in Aussicht genommene Bieter vom Vorsitzen- 
den des Senates unverzüglich vom Eingang des 
Nachprüfungsantrages zu verständigen; diese 
Verständigung hat die in Abs.  2 genannten An- 
gaben zu enthalten.

(5) Zudem ist auch die Anberaumung einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung im Internet 
kundzumachen; diese Kundmachung hat jeden-
falls auch die in Abs.  2 vorgesehenen Angaben  
zu enthalten.

(6) Im Falle der Bekämpfung einer Zuschlags- 
entscheidung ist der für den Zuschlag in Aussicht 
genommene Bieter von der Anberaumung einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung zu ver- 
ständigen.

Parteien des Nachprüfungsverfahrens
§  346. (1) Parteien des Nachprüfungsverfah-

rens vor dem Bundesverwaltungsgericht sind 
jedenfalls der Antragsteller und der Auftrag- 
geber. Soweit eine zentrale Beschaffungsstelle  
ein Vergabeverfahren oder Teile eines Vergabe- 
verfahrens als vergebende Stelle durchführt, tritt 
sie als Partei des Nachprüfungsverfahrens an die  
Stelle des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann,  
soweit die zentrale Beschaffungsstelle an  
seine Stelle tritt, dem Nachprüfungsverfahren  
als Nebenintervenient beitreten; §§  17 Abs.  1,  
18 Abs.  1 und 19 Abs.  1 ZPO sind sinngemäß  
anzuwenden. Wird ein Vergabeverfahren von 
mehreren Auftraggebern gemeinsam durchge-
führt, so bilden die in der Ausschreibung genann-
ten Auftraggeber eine Streitgenossenschaft im 
Nachprüfungsverfahren. Die Bestimmungen der 
§§ 14 und 15 ZPO sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Parteien des Nachprüfungsverfahrens 
sind ferner jene Unternehmer, die durch die vom  
Antragsteller begehrte Entscheidung unmittelbar 
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in ihren rechtlich geschützten Interessen nach-
teilig betroffen sein können (Antragsgegner); 
insbesondere ist im Falle der Bekämpfung der 
Zuschlagsentscheidung der für den Zuschlag 
in Aussicht genommene Bieter Partei des 
Nachprüfungsverfahrens.

(3) Der in einer Zuschlagsentscheidung für den 
Zuschlag in Aussicht genommene Bieter verliert 
seine Parteistellung, wenn er seine begründe-
ten Einwendungen gegen die vom Antragsteller 
begehrte Entscheidung nicht binnen zehn Tagen 
ab Zustellung der Verständigung über die Ein- 
leitung des Nachprüfungsverfahrens erhebt.  
Andere Parteien im Sinne des Abs.  2 verlieren  
ihre Parteistellung, wenn sie ihre begründeten  
Einwendungen gegen die vom Antragsteller 
begehrte Entscheidung nicht binnen zehn Tagen 
ab Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung 
nach §  345 Abs.  1 erheben. Sofern eine münd- 
liche Verhandlung vor Ablauf dieser Fristen statt-
findet, können die Einwendungen spätestens in 
der mündlichen Verhandlung erhoben werden. 
§ 42 Abs. 3 AVG gilt sinngemäß.

(4) Haben mehrere Unternehmer dieselbe ge- 
sondert anfechtbare Entscheidung des Auftrag- 
gebers angefochten, so kommt ihnen in allen 
Nachprüfungsverfahren betreffend diese Ent- 
scheidung Parteistellung zu.

Nichtigerklärung von Entscheidungen  
des Auftraggebers

§  347. (1) Das Bundesverwaltungsgericht  
hat eine im Zuge eines Vergabeverfahrens er- 
gangene gesondert anfechtbare Entscheidung 
eines Auftraggebers mit Erkenntnis für nichtig zu 
erklären, wenn

1.	 sie oder eine ihr vorangegangene nicht ge- 
sondert anfechtbare Entscheidung im  
Rahmen der geltend gemachten Be- 
schwerdepunkte rechtswidrig ist und

2.	 die Rechtswidrigkeit für den Ausgang des 
Vergabeverfahrens von wesentlichem Ein-
fluss ist.

(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger Ent-
scheidungen kommt insbesondere auch die Strei-
chung von für Unternehmer diskriminierenden 
Anforderungen hinsichtlich technischer Leistungs-
merkmale sowie hinsichtlich der wirtschaftlichen 
oder finanziellen Leistungsfähigkeit in der Aus-
schreibung in Betracht.

(3) Erklärt das Bundesverwaltungsgericht eine 
gesondert anfechtbare Entscheidung für nichtig, 
ist der Auftraggeber verpflichtet, in dem betref-
fenden Vergabeverfahren mit den ihm zu Gebote 

stehenden Mitteln unverzüglich den der Rechts- 
anschauung des Bundesverwaltungsgerichtes 
entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

Entscheidungsfrist
§  348. Über einen Antrag auf Nichtigerklä-

rung von Entscheidungen eines Auftraggebers 
ist unverzüglich, längstens jedoch binnen sechs 
Wochen nach Einlangen des Antrages zu ent-
scheiden.

Mutwillensstrafen
§  349. Im Nachprüfungsverfahren gilt  

§  35 AVG mit der Maßgabe, dass die Höchst- 
grenze für Mutwillensstrafen ein Prozent des 
geschätzten Auftragswertes, höchstens jedoch 
20  000  Euro, beträgt. Für die Bemessung der  
Mutwillensstrafe ist §  19 des Verwaltungsstraf- 
gesetzes 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991, sinn- 
gemäß anzuwenden.

3. Abschnitt 
Einstweilige Verfügungen

Antragstellung
§  350. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat  

auf Antrag eines Unternehmers, dem die An- 
tragsvoraussetzungen nach §  342 Abs.  1 nicht  
offensichtlich fehlen, durch einstweilige Verfügung 
unverzüglich vorläufige Maßnahmen anzuordnen, 
die nötig und geeignet erscheinen, um eine durch die 
behauptete Rechtswidrigkeit einer gesondert an- 
fechtbaren Entscheidung entstandene oder un- 
mittelbar drohende Schädigung von Interessen 
des Antragstellers zu beseitigen oder zu ver- 
hindern.

(2) Der Antrag auf Erlassung einer einst- 
weiligen Verfügung hat zu enthalten:

1.	 die genaue Bezeichnung des betreffenden 
Vergabeverfahrens, der gesondert anfecht-
baren Entscheidung sowie des Auftragge-
bers, des Antragstellers und gegebenen-
falls der vergebenden Stelle einschließlich 
deren elektronischer Adresse,

2.	 eine Darstellung des maßgeblichen Sach
verhaltes sowie des Vorliegens der in § 342 
Abs. 1 genannten Voraussetzungen,

3.	 die genaue Bezeichnung der behaupteten 
Rechtswidrigkeit,

4.	 die genaue Darlegung der unmittelbar dro-
henden Schädigung der Interessen des 
Antragstellers und eine Glaubhaftmachung 
der maßgeblichen Tatsachen,
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5.	 die genaue Bezeichnung der begehrten vor- 
läufigen Maßnahme und

6.	 die Angaben, die erforderlich sind, um zu 
beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig ein- 
gebracht wurde.

(3) Wenn noch kein Nachprüfungsantrag zur 
Bekämpfung der geltend gemachten Rechts- 
widrigkeit gestellt wurde, ist der Antrag auf Erlas-
sung einer einstweiligen Verfügung nur zulässig, 
wenn er vor Ablauf der in § 343 genannten Fristen 
für die Geltendmachung der betreffenden Rechts- 
widrigkeit eingebracht wird.

(4) Wird ein Antrag auf Erlassung einer einst-
weiligen Verfügung zwar rechtzeitig gestellt, in 
weiterer Folge aber bis zum Ablauf der in § 343 
genannten Fristen kein Nachprüfungsantrag zur 
Bekämpfung der im Antrag auf Erlassung einer 
einstweiligen Verfügung bezeichneten Rechts- 
widrigkeit gestellt oder ein bereits gestellter Nach-
prüfungsantrag nach Ablauf der Antragsfrist wie-
der zurückgezogen, ist das Verfahren zur Er- 
lassung einer einstweiligen Verfügung formlos 
einzustellen. Eine allenfalls erlassene einstwei- 
lige Verfügung tritt in diesem Fall mit Ablauf der in 
§ 343 genannten Fristen bzw. mit dem Zeitpunkt 
der Zurückziehung des Nachprüfungsantrages 
außer Kraft. Der Antragsteller und der Auftragge-
ber sind vom Außerkrafttreten der einstweiligen 
Verfügung zu verständigen.

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat den Auf-
traggeber und gegebenenfalls die vergebende 
Stelle vom Einlangen eines Antrages auf Erlas- 
sung einer einstweiligen Verfügung, mit dem die 
Untersagung der Erteilung des Zuschlages, die 
Untersagung des Abschlusses einer Rahmenver-
einbarung, die Untersagung der Erklärung des 
Widerrufes oder die Unterlassung der Angebots-
öffnung begehrt wird, unverzüglich zu verständi-
gen. Anträgen auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung, die die Untersagung der Erteilung des 
Zuschlages, die Untersagung des Abschlusses 
einer Rahmenvereinbarung, die Untersagung der 
Erklärung des Widerrufes oder die Unterlassung 
der Angebotsöffnung begehren, kommt ab Zugang 
der Verständigung vom Einlangen des Antrages 
bis zur Entscheidung über den Antrag aufschie-
bende Wirkung zu. Der Auftraggeber bzw. die ver-
gebende Stelle darf bis zur Entscheidung über den 
Antrag

1.	 den Zuschlag nicht erteilen oder die Rah-
menvereinbarung nicht abschließen, bzw.

2.	 das Vergabeverfahren nicht widerrufen, bzw.
3.	 die Angebote nicht öffnen.

(6) Das Bundesverwaltungsgericht hat in der  
Verständigung an den Auftraggeber und 
gegebenenfalls an die vergebende Stelle 
vom Einlangen eines Antrages auf Erlas-
sung einer einstweiligen Verfügung auf die 
Rechtsfolgen der Antragstellung gemäß § 
351 Abs. 2 hinzuweisen.

(7) Ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung ist unzulässig, wenn trotz Aufforderung 
zur Verbesserung der Antrag nicht ordnungsge-
mäß vergebührt wurde.

Erlassung der einstweiligen Verfügung
§  351. (1) Vor der Erlassung einer einstweili-

gen Verfügung hat das Bundesverwaltungsge-
richt die voraussehbaren Folgen der zu treffenden 
Maßnahme für alle möglicherweise geschädigten  
Interessen des Antragstellers, der sonstigen Be- 
werber oder Bieter und des Auftraggebers sowie 
ein allfälliges besonderes öffentliches Interesse 
an der Fortführung des Vergabeverfahrens gegen- 
einander abzuwägen. Ergibt diese Abwägung ein 
Überwiegen der nachteiligen Folgen einer einst-
weiligen Verfügung, ist der Antrag auf Erlassung 
der einstweiligen Verfügung abzuweisen.

(2) Ein entgegen einer Anordnung in einer 
einstweiligen Verfügung erteilter Zuschlag, er- 
folgter Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
bzw. erklärter Widerruf des Vergabeverfahrens ist  
absolut nichtig bzw unwirksam. 

(3) Mit einer einstweiligen Verfügung können 
das gesamte Vergabeverfahren oder einzelne  
Entscheidungen des Auftraggebers bis zur Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über 
eine allfällige Nichtigerklärung vorübergehend 
ausgesetzt oder sonstige geeignete Maßnahmen 
angeordnet werden. Dabei ist die jeweils gelin- 
deste noch zum Ziel führende vorläufige Maß- 
nahme zu verfügen.

(4) In einer einstweiligen Verfügung ist die Zeit, 
für welche diese Verfügung getroffen wird, zu 
bestimmen. Die einstweilige Verfügung tritt nach 
Ablauf der bestimmten Zeit, spätestens jedoch 
mit der Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichtes über den Antrag auf Nichtigerklä- 
rung außer Kraft, in dem die betreffende Rechts-
widrigkeit geltend gemacht wird. Das Bundesver-
waltungsgericht hat die einstweilige Verfügung 
unverzüglich auf Antrag oder von Amts wegen auf-
zuheben, sobald die Voraussetzungen, die zu ihrer 
Erlassung geführt haben, weggefallen sind. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat die einstweilige 
Verfügung unverzüglich auf Antrag oder von Amts 
wegen zu erstrecken, wenn die Voraussetzungen, 
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die zu ihrer Erlassung geführt haben, nach Ablauf 
der bestimmten Zeit fortbestehen.

(5) Einstweilige Verfügungen sind sofort voll-
streckbar.

Verfahrensrechtliche Bestimmungen
§  352. (1) Parteien des Verfahrens zur Erlas-

sung einer einstweiligen Verfügung sind der 
Antragsteller und der Auftraggeber. Soweit eine 
zentrale Beschaffungsstelle ein Vergabeverfahren  
oder Teile eines Vergabeverfahrens als vergeben-
de Stelle durchführt, tritt sie als Partei des Ver- 
fahrens zur Erlassung einer einstweiligen Ver- 
fügung an die Stelle des Auftraggebers. Der Auf-
traggeber kann, soweit die zentrale Beschaf-
fungsstelle an seine Stelle tritt, dem Verfahren 
zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
als Nebenintervenient beitreten; §§  17 Abs.  1, 
18 Abs.  1 und 19 Abs.  1 ZPO sind sinngemäß 
anzuwenden. Wird ein Vergabeverfahren von 
mehreren Auftraggebern gemeinsam durchge-
führt, so bilden die in der Ausschreibung ge- 
nannten Auftraggeber eine Streitgenossenschaft im  
Verfahren zur Erlassung einer einstweiligen  
Verfügung. Die Bestimmungen der §§ 14 und 15 
ZPO sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Über einen Antrag auf Erlassung einer einst-
weiligen Verfügung ist unverzüglich, längstens je- 
doch binnen 10  Tagen nach Einlangen des An- 
trages zu entscheiden. Musste der Antrag zur Ver- 
besserung zurückgestellt werden, ist über ihn 
längstens binnen 15 Tagen zu entscheiden. Die Frist  
ist gewahrt, wenn die Erledigung an alle Parteien 
nachweislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde.

(3) In Verfahren betreffend die Erlassung einer 
einstweiligen Verfügung gilt §  35 AVG mit der 
Maßgabe, dass die Höchstgrenze für Mutwillens- 
strafen ein Prozent des geschätzten Auftrags- 
wertes, höchstens jedoch 20  000  Euro, beträgt. 
Für die Bemessung der Mutwillensstrafe ist  
§ 19 VStG sinngemäß anzuwenden.

4. Abschnitt 
Feststellungsverfahren

Einleitung des Verfahrens
§  353. (1) Ein Unternehmer, der ein Inte- 

resse am Abschluss eines dem Anwendungs- 
bereich dieses Bundesgesetzes unterliegenden 
Vertrages hatte, kann, sofern ihm durch die be- 
hauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden entstan-
den ist oder zu entstehen droht, die Feststellung 
beantragen, dass

1.	 der Zuschlag wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu 
ergangenen Verordnungen oder unmittel-
bar anwendbares Unionsrecht nicht gemäß 
den Angaben in der Ausschreibung dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis oder 
dem technisch und wirtschaftlich günstig- 
sten Angebot erteilt wurde, oder

2.	 die Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ohne vorherige Bekanntmachung wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesge-
setz, die hierzu ergangenen Verordnungen 
oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
rechtswidrig war, oder

3.	 die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung wegen eines Ver-
stoßes gegen dieses Bundesgesetz, die  
hierzu ergangenen Verordnungen oder un-
mittelbar anwendbares Unionsrecht rechts-
widrig war, oder

4.	 der Zuschlag bei der Vergabe einer Leis-
tung aufgrund einer Rahmenvereinbarung 
oder eines dynamischen Beschaffungs-
systems wegen eines Verstoßes gegen  
§ 155 Abs. 5 bis 9, § 162 Abs. 1 bis 5,  
§ 316 Abs. 1 bis 3 oder § 323 Abs. 1 bis 5 
rechtswidrig war, oder

5.	 die Erklärung des Widerrufes eines Ver-
gabeverfahrens wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu 
ergangenen Verordnungen oder unmittel-
bar anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war.

Der Antragsteller kann in einem Antrag mehrere 
Feststellungen gemäß § 334 Abs. 3 Z 1, 3 und 4  
beantragen. Bei einem Antrag auf Feststellung 
gemäß Z 1 und 3 bis 5 kann der Auftraggeber die 
Feststellung beantragen, dass der Antragsteller 
auch bei Einhaltung der entsprechenden Bestim-
mungen keine echte Chance auf Erteilung des 
Zuschlages gehabt hätte. Bei einem Antrag auf 
Feststellung gemäß Z  2 bis 4 kann der Auftrag-
geber beantragen, von der Nichtigerklärung des 
Vertrages abzusehen oder den Vertrag frühestens 
mit dem Zeitpunkt der Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichtes aufzuheben.

(2) Ein Bieter, der ein Interesse am Abschluss 
eines dem Anwendungsbereich dieses Bundes-
gesetzes unterliegenden Vertrages hatte und 
dem durch das Vorgehen des Auftraggebers ein 
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, 
kann die Feststellung beantragen, dass der Auf-
traggeber nach erheblicher Überschreitung der 
Zuschlagsfrist und entgegen dem Ersuchen des  
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Bieters um Fortführung des Verfahrens ein Ver-
fahren weder durch eine Widerrufserklärung oder 
Zuschlagserteilung beendet noch das Verfahren  
in angemessener Weise fortgeführt hat.

(3) Werden hinsichtlich desselben Vergabe-
verfahrens Feststellungsanträge nach Abs. 1 von 
mehreren Unternehmern gestellt, hat das Bundes- 
verwaltungsgericht die Verfahren nach Möglich- 
keit zur gemeinsamen Verhandlung und Entschei-
dung zu verbinden. Eine getrennte Verfahrens- 
führung ist jedenfalls zulässig, wenn dies im  
Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist.

(4) Wird während eines anhängigen Nach- 
prüfungsverfahrens der Zuschlag erteilt oder das 
Vergabeverfahren widerrufen, ist das Verfahren  
vor dem Bundesverwaltungsgericht auf Antrag  
des Unternehmers, der den Nachprüfungsantrag 
gestellt hat, als Feststellungsverfahren weiter- 
zuführen. Dies gilt auch, wenn

1.	 ein Beschluss oder Erkenntnis des Bundes- 
verwaltungsgerichtes über den Antrag auf 
Nichtigerklärung einer Auftraggeberent-
scheidung vom Verfassungsgerichtshof 
oder vom Verwaltungsgerichtshof aufge-
hoben wurde und vor der Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes oder des Ver-
waltungsgerichtshofes der Zuschlag erteilt 
oder das Vergabeverfahren widerrufen wor-
den ist, oder

2.	 eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in  
Bezug auf ein Nachprüfungsverfahren be- 
willigt oder verfügt wurde und vor der  
Entscheidung des Bundesverwaltungsge- 
richtes, des Verfassungsgerichtshofes oder  
des Verwaltungsgerichtshofes der Zu- 
schlag erteilt oder das Vergabeverfahren 
widerrufen worden ist.

Bis zur Stellung eines Antrages gemäß dem ersten 
Satz ruht das Verfahren. Ein solcher Antrag ist bin-
nen sechs Wochen ab dem Zeitpunkt einzubrin-
gen, in dem der Antragsteller vom Zuschlag bzw. 
vom Widerruf Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis 
erlangen hätte können, längstens jedoch innerhalb 
eines Zeitraumes von sechs Monaten, nachdem 
der Zuschlag erteilt oder das Vergabeverfahren 
widerrufen wurde. Die Zeit eines Verfahrens vor 
dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Verwal-
tungsgerichtshof ist in die Frist nicht einzurechnen. 
Wird bis zum Ablauf der Frist kein Antrag im Sinne 
dieses Absatzes gestellt, ist das Verfahren formlos 
einzustellen.

Inhalt und Zulässigkeit  
des Feststellungsantrages

§ 354. (1) Ein Antrag gemäß § 353 Abs. 1, 2 
oder 4 hat jedenfalls zu enthalten:

1.	 die Bezeichnung des betreffenden Vergabe- 
verfahrens,

2.	 die Bezeichnung des Auftraggebers oder 
der vergebenden Stelle und des Antrag-
stellers einschließlich deren elektronischer 
Adresse,

3.	 soweit dies zumutbar ist, die genaue Be- 
zeichnung des allfälligen Zuschlagsem- 
pfängers,

4.	 die Darstellung des maßgeblichen Sach-
verhaltes einschließlich des Interesses am 
Vertragsabschluss,

5.	 Angaben über den behaupteten drohenden  
oder eingetretenen Schaden für den An- 
tragsteller,

6.	 die Bezeichnung der Rechte, in denen der 
Antragsteller verletzt zu sein behauptet 
(Beschwerdepunkte) sowie die Gründe, auf 
die sich die Behauptung der Rechtswidrig-
keit stützt,

7.	 ein bestimmtes Begehren und
8.	 die Angaben, die erforderlich sind, um zu 

beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig einge-
bracht wurde.

(2) Anträge gemäß §  353 Abs.  1 sind binnen 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt einzubringen, 
in dem der Antragsteller vom Zuschlag bzw. vom 
Widerruf Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis er- 
langen hätte können.

(3) Enthält die Ausschreibung eine unrichtige  
Angabe über die zuständige Vergabekontroll- 
behörde, ist der Antrag auch dann innerhalb der 
in den Abs. 2 genannten Frist gestellt, wenn er bei 
der in der Ausschreibung angegebenen Vergabe- 
kontrollbehörde eingebracht wurde. Enthält die 
Ausschreibung keine Angabe über die zuständige 
Vergabekontrollbehörde, ist der Antrag auch dann 
innerhalb der in Abs.  2 genannten Frist gestellt, 
wenn er bei einer nicht offenkundig unzuständigen 
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde.

(4) Ein Antrag auf Feststellung gemäß §  353 
Abs. 1 ist unzulässig, sofern der behauptete Ver
stoß im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens 
hätte geltend gemacht werden können.

(5) Ein Antrag auf Feststellung gemäß §  353 
Abs. 1 oder 2 ist unzulässig, wenn trotz Aufforde-
rung zur Verbesserung der Antrag nicht ordnungs-
gemäß vergebührt wurde.
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Verfahrensrechtliche Bestimmungen
§ 355. (1) Parteien eines Feststellungsverfah-

rens nach § 334 Abs. 3 und 4 sind der Antragsteller, 
der Auftraggeber und ein allfälliger Zuschlagsem- 
pfänger. Parteien eines Feststellungsverfahrens 
nach § 334 Abs. 5 sind der Antragsteller, der Auf-
traggeber und alle im Vergabeverfahren verblie- 
benen Bieter. Wenn eine zentrale Beschaffungs-
stelle ein Vergabeverfahren oder Teile eines Ver- 
gabeverfahrens als vergebende Stelle durchge- 
führt hat, bildet sie mit dem Auftraggeber eine  
Streitgenossenschaft im Feststellungsverfahren. 
Die Anträge gemäß § 356 Abs. 2, 5 und 6 können 
nur vom Auftraggeber gestellt werden. Die Bestim-
mungen der §§ 14 und 15 ZPO sind sinngemäß 
anzuwenden. Wurde ein Vergabeverfahren von 
mehreren Auftraggebern gemeinsam durchge-
führt, so bilden alle am Auftrag beteiligten Auftrag-
geber eine Streitgenossenschaft im Feststellungs-
verfahren. Die Bestimmungen der §§  14 und 15 
ZPO sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Über einen Antrag auf Feststellung gemäß 
§ 353 Abs. 1 und 2 ist unverzüglich, längstens je-
doch binnen sechs Wochen nach Einlangen des 
Antrages zu entscheiden.

Feststellung von Rechtsverstößen, Nichtig
erklärung und Verhängung von Sanktionen

§  356. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat 
eine Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 1 und 5 
und Abs. 4 Z 1 und 3 nur dann zu treffen, wenn die 
Rechtswidrigkeit für den Ausgang des Vergabe- 
verfahrens von wesentlichem Einfluss war.

(2) Soweit in den Abs. 4 und 5 nicht anderes  
bestimmt ist, hat das Bundesverwaltungs- 
gericht im Oberschwellenbereich den Vertrag 
im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 334 
Abs.  3 Z  3 bis 5 für absolut nichtig zu erklären. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat von einer 
Nichtigerklärung des Vertrages gemäß dem ersten 
Satz oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß 
Abs.  4 abzusehen, wenn der Auftraggeber dies 
beantragt hat und zwingende Gründe des Allge-
meininteresses es rechtfertigen, den Vertrag auf-
rechtzuerhalten. Wirtschaftliche Interessen, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem be- 
treffenden Vertrag stehen, können die Aufrecht- 
erhaltung des Vertrages nicht rechtfertigen, ande-
re wirtschaftliche Interessen nur dann, wenn die 
Nichtigerklärung oder die Aufhebung des Ver- 
trages in Ausnahmefällen unverhältnismäßige  
Folgen hätte.

(3) Soweit in den Abs.  4 bis 6 nicht anderes 
bestimmt ist, hat das Bundesverwaltungsgericht im 

Unterschwellenbereich den Vertrag im Anschluss 
an eine Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 
5 für absolut nichtig zu erklären, wenn die fest- 
gestellte Vorgangsweise des Auftraggebers auf-
grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, 
der hierzu ergangenen Verordnungen oder des 
unmittelbar anwendbaren Unionsrechtes offen-
kundig unzulässig war.

(4) Kann die erbrachte Leistung oder ein er- 
brachter Leistungsteil nicht mehr oder nur wert- 
vermindert rückgestellt werden, so hat das Bun-
desverwaltungsgericht, sofern Abs.  5 nicht zur 
Anwendung kommt, im Anschluss an eine Fest- 
stellung gemäß §  334 Abs.  3 Z  3 bis 5 auszu-
sprechen, dass der Vertrag nur soweit aufge- 
hoben wird, als Leistungen noch ausständig oder 
erbrachte Leistungen noch ohne Wertvermin- 
derung rückstellbar sind.

(5) Das Bundesverwaltungsgericht kann im 
Anschluss an eine Feststellung gemäß §  334 
Abs.  3 Z  3 bis 5 aussprechen, dass der Vertrag 
mit dem Zeitpunkt der Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichtes oder einem späteren Zeit-
punkt aufgehoben wird, wenn der Auftraggeber 
dies beantragt hat. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat dafür das Interesse des Auftraggebers an der 
Aufrechterhaltung bestimmter vertraglicher Rech-
te und Pflichten, das Interesse des Antragstellers 
an der Aufhebung des Vertrages sowie allfällige 
betroffene öffentliche Interessen gegeneinander 
abzuwägen.

(6) Das Bundesverwaltungsgericht hat von 
einer Nichtigerklärung des Vertrages gemäß Abs. 3 
oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß den  
Abs.  4 im Unterschwellenbereich abzusehen,  
wenn der Auftraggeber dies beantragt hat und das 
Interesse des Auftraggebers an der Aufrechter- 
haltung des Vertragsverhältnisses das Interesse 
des Antragstellers an der Beendigung des Vertrags- 
verhältnisses – auch unter der Berücksichtigung 
der allfällig betroffenen öffentlichen Interessen – 
überwiegt.

(7) Die Abs. 2 bis 6 gelten nur, wenn der An- 
trag gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 bis 4 binnen sechs 
Monaten ab dem auf die Zuschlagserteilung  
folgenden Tag eingebracht wurde. Abweichend 
vom ersten Satz gelten die Abs. 2 bis 6 nur, wenn

1.	 ein Antrag gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 bis 4 – 
sofern es sich beim Antragsteller um einen 
im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter 
handelt – binnen 30 Tagen ab dem Tag der 
Übermittlung bzw. Bereitstellung der Mittei-
lung gemäß den § 144 Abs. 2 oder § 306 
Abs. 2, bzw.
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2.	 ein Antrag gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 – sofern 
es sich beim Antragsteller nicht um einen 
im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter 
handelt – binnen 30 Tagen ab der erstmali-
gen Verfügbarkeit einer Bekanntgabe
a)	 im Oberschwellenbereich gemäß § 61 

Abs. 1 oder 2 und § 62 Abs. 1 oder 2 
bzw. § 231 Abs. 1 oder 2 und § 232  
Abs. 1 oder 2 bzw.

b)	 im Unterschwellenbereich gemäß § 66 
Abs. 1 oder 2 bzw. § 237 Abs. 1 oder 2

Bis 28.2.2019 gilt folgende Z 2:
2.	 ein Antrag gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 – sofern 

es sich beim Antragsteller nicht um einen  
im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter  
handelt – binnen 30  Tagen ab der erst-
maligen Verfügbarkeit einer Bekanntgabe  
gemäß § 61 Abs. 1 oder 2 bzw. § 231 Abs. 1 
oder 2, 

eingebracht wurde,
(8) Die Abs. 2 bis 7 gelten nicht im Fall eines 

Antrages gemäß § 353 Abs. 1 Z 2, sofern der Auf-
traggeber in zulässiger Weise die entsprechend 
begründete Entscheidung

1.	 im Oberschwellenbereich gemäß § 58 und 
§ 59 Abs. 4 (bis 28.2.2019: § 59 Abs. 5) 
bzw. § 227 und § 229 Abs. 4 (bis 28.2.2019: 
§ 229 Abs. 5) bzw.

2.	 im Unterschwellenbereich gemäß § 64  
Abs. 5 (bis 28.2.2019: § 64 Abs. 6) bzw.  
§ 234 Abs. 5 (bis 28.2.2019: § 234 Abs. 6)

bekannt gemacht hat und der Zuschlag nach 
Ablauf einer Frist von zehn Tagen nach der erst-
maligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung erteilt 
worden ist.

(9) Wenn das Bundesverwaltungsgericht von 
der Nichtigerklärung oder Aufhebung des Ver-
trages abgesehen hat, oder den Vertrag nur teil- 
weise, mit dem Zeitpunkt seiner Entscheidung 
oder zu einem späteren Zeitpunkt aufgehoben 
hat, dann ist eine Geldbuße über den Auftragge-
ber zu verhängen, die wirksam, angemessen und 
abschreckend sein muss. Dasselbe gilt für jene 
Fälle, in denen der Antrag gemäß § 353 Abs. 1  
Z 2 bis 4 nach den in Abs. 7 genannten Fristen ein-

gebracht wurde und das Bundesverwaltungsge-
richt eine Rechtswidrigkeit feststellt. Hat eine zen- 
trale Beschaffungsstelle ein Vergabeverfah-
ren oder Teile eines Vergabeverfahrens als ver-
gebende Stelle durchgeführt, ist die Geldbuße 
abweichend vom ersten Satz über die zentrale 
Beschaffungsstelle zu verhängen, wenn die von 
ihr gesetzten Handlungen für die Feststellung der 
Rechtsverstöße von wesentlichem Einfluss waren.

(10) Die Höchstgrenze für eine Geldbuße 
beträgt 20%, im Unterschwellenbereich 10% der 
Auftragssumme. Wird ein Vertrag trotz festge-
stellter Rechtswidrigkeit nur teilweise, mit dem 
Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichtes oder zu einem späteren Zeitpunkt 
aufgehoben, ist die Höchstgrenze von jenem Teil  
der Auftragssumme des Vertrages zu berech-
nen, der dem Teil des Vertrages entspricht, der 
nicht aufgehoben wurde. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat bei der Verhängung der Geld-
buße die Schwere des Verstoßes, die Vorgangs- 
weise des Auftraggebers sowie sinngemäß die  
Erschwerungs- und Milderungsgründe gemäß  
§ 5 des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes –  
VbVG, BGBl. I Nr. 151/2005, heranzuziehen. 
Geldbußen fließen dem Fonds zur Förderung der  
wissenschaftlichen Forschung (§ 2 des Forschungs-  
und Technologieförderungsgesetzes – FTFG, 
BGBl. Nr. 434/1982) zu.

Unwirksamerklärung des Widerrufes
§  357. Das Bundesverwaltungsgericht hat im 

Anschluss an eine Feststellung gemäß §  334 
Abs. 4 Z 3 sowie bei Verfahren im Unterschwel-
lenbereich im Anschluss an eine Feststellung  
gemäß § 334 Abs. 4 Z 1 den Widerruf für unwirk-
sam zu erklären, wenn

1.	 der Antragsteller dies beantragt hat und
2.	 das Interesse der Bieter an der Fortführung 

des Vergabeverfahrens das Interesse des 
Auftraggebers – auch unter der Berück-
sichtigung der allfälligen betroffenen öffent-
lichen Interessen – an der Beendigung des 
Vergabeverfahrens überwiegt.
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1. Hauptstück 
Außerstaatliche Kontrolle,  
grenzüberschreitende  
Zusammenarbeit,  
statistische Verpflichtungen

Korrekturmechanismus und Verfahren der 
Republik Österreich mit der Kommission

§  358. (1) Wenn die Kommission in Ange
legenheiten des öffentlichen Auftragswesens die 
Republik Österreich zur Stellungnahme auffordert, 
oder die Republik Österreich auffordert, einen ver-
meintlichen Verstoß gegen die im Unionsrecht 
enthaltenen Vergabevorschriften zu beseitigen, so  
ist nach Maßgabe der folgenden Absätze vor- 
zugehen.

(2) Der Bundesminister für Europa, Integration 
und Äußeres hat für die rasche Weiterleitung von 
Informationen im Verkehr zwischen der Republik 
Österreich einerseits und der Kommission ande-
rerseits zu sorgen. Schreiben der Kommission in 
Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens 
sind vom Bundesminister für Europa, Integration 
und Äußeres unverzüglich an den Bundeskanzler  
und den Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz weiterzuleiten. 
Sofern es sich um Auftraggeber handelt, die in 
den Vollziehungsbereich eines Landes fallen, ist 
die jeweilige Landesregierung zu informieren. 
Österreichische Stellungnahmen gegenüber der 
Kommission sind auf der Grundlage der vom Auf-
traggeber und von allenfalls betroffenen Unter-
nehmern vorzulegenden schriftlichen Unterlagen 
des Vergabeverfahrens, gegebenenfalls nach 
Anhörung des Auftraggebers bzw. allfällig betei-
ligter Unternehmer, vom Bundesminister für Ver-
fassung, Reformen, Deregulierung und Justiz und 
vom Bundeskanzler abzugeben.

(3) Soweit der Republik Österreich nach den 
Vorschriften des Unionsrechtes Mitteilungs- 
pflichten gegenüber der Kommission obliegen, 
hat der betroffene Auftraggeber bzw. die ver- 
gebende Stelle oder der betroffene Unterneh-
mer dem Bundesminister für Verfassung, Refor-

men, Deregulierung und Justiz spätestens zehn 
Tage nach Eingang der genannten Aufforderung  
zwecks Weiterleitung an die Kommission folgende 
Unterlagen vorzulegen:

1.	 vollständige Unterlagen betreffend das 
bemängelte Vergabeverfahren und die von 
der Kommission gemäß Abs. 1 behauptete 
oder festgestellte Rechtswidrigkeit, allfälli-
ge sonstige zweckdienliche Unterlagen und

2.	 entweder
a)	 einen Nachweis, dass die Rechtswidrig-

keit beseitigt wurde, oder
b)	 eine ausführliche Begründung dafür, 

weshalb die Rechtswidrigkeit nicht be-
seitigt wurde, oder

c)	 die Mitteilung, dass das betreffende Ver-
gabeverfahren entweder auf Betreiben 
des Auftraggebers oder aber im Rahmen 
eines Nachprüfungsverfahrens aus- 
gesetzt wurde.

(4) In einer Begründung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. b 
kann insbesondere geltend gemacht werden, dass 
die behauptete Rechtswidrigkeit bereits Gegen-
stand eines Nachprüfungsverfahrens ist. In diesem 
Fall hat der Auftraggeber den Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz  
unverzüglich vom Ausgang dieses Verfahrens zu 
unterrichten.

(5) Nach einer Mitteilung gemäß Abs.  3 Z  2 
lit. c hat der Auftraggeber dem Bundesminister für  
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Jus-
tiz gegebenenfalls unverzüglich die Beendigung 
der Aussetzung oder die Eröffnung eines neuen  
Vergabeverfahrens, das sich ganz oder teilweise 
auf das frühere Vergabeverfahren bezieht, bekannt 
zu geben. In einer derartigen neuerlichen Mit- 
teilung ist entweder zu bestätigen, dass die 
behauptete Rechtswidrigkeit beseitigt wurde oder 
eine ausführliche Begründung dafür zu geben, 
weshalb die Rechtswidrigkeit nicht beseitigt  
wurde.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit  
von Auftraggebern und Behörden

§  359. (1) Die zuständigen Behörden und 
die Landeskammern gemäß §  3 Abs.  1 Z  1 des  

5. TEIL  
AUSSERSTAATLICHE KONTROLLE, IMI, STATISTIK, 
VERPFLICHTUNGEN NACH ZUSCHLAGSERTEILUNG 
UND ZIVILRECHTLICHE BESTIMMUNGEN
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Wirtschaftskammergesetzes  1998 – WKG,  
BGBl. I Nr. 103/1998, haben Auftraggebern gemäß  
Art. 2 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2014/24/EU bzw. 
Art.  4 der Richtlinie 2014/25/EU sowie Auf-
traggebern einer sonstigen Vertragspartei des 
EWR‑Abkommens oder der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft im Zusammenhang mit den 
Art.  42, 43, 44, 57, 59, 60, 62, 64 und 69 der  
Richtlinie 2014/24/EU und den Art.  62, 81 und 
84 der Richtlinie 2014/25/EU Hilfe zu leisten. Zu  
diesem Zweck können die zuständigen Be- 
hörden und die Landeskammern das Internal  
Market Information System (IMI) im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwal-
tungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt- 
Informationssystems und zur Aufhebung der 
Entscheidung 2008/49/EG, ABl. Nr.  L  316 vom 
14.11.2012 S. 1, zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2014/67/EU, ABl. Nr. L 159 vom 28.05.2014 
S. 11, nutzen. Die Vertraulichkeit der ausgetausch-
ten Informationen ist sicherzustellen.

(2) Unter Einhaltung der Voraussetzungen des 
Abs. 1 kann das IMI auch von einem Auftraggeber 
für Anfragen an die zuständigen Behörden eines 
anderen Mitgliedstaates der EU oder einer sons-
tigen Vertragspartei des EWR-Abkommens oder 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft genutzt 
werden.

(3) Die Hilfeleistung nach Abs. 1 und Anfragen 
nach Abs. 2 können insbesondere den Austausch 
folgender Informationen betreffend Unternehmer 
und der in den §§ 78 Abs. 2 und 249 Abs. 1 und 2 
genannten Personen umfassen:

1.	 Informationen über technische Spezifika- 
tionen, Gütezeichen, Testberichte und Zer-
tifizierungen,

2.	 Informationen über rechtskräftige straf-
rechtliche Verurteilungen, über Insolvenz, 
Liquidation, Einstellung der gewerblichen 
Tätigkeit sowie über die Entrichtung der 
Sozialversicherungsbeiträge, Steuern und 
Abgaben,

3.	 Informationen über die Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister und

4.	 Informationen über die Einhaltung der 
jeweils geltenden arbeits-, sozial- und um- 
weltrechtlichen Rechtsvorschriften sowie 
der einschlägigen Kollektivverträge.

(4) Verbindungsstelle ist im Vollziehungbe- 
reich des Bundes der Bundesminister für Digi-
talisierung und Wirtschaftsstandort und im Voll- 
ziehungsbereich der Länder die Landesregierung. 
Die Verbindungsstelle hat die Behörden und die 
Auftraggeber bei Schwierigkeiten im Zuge der 

Zusammenarbeit gemäß Abs. 1 und 2 nach Mög-
lichkeit zu unterstützen. § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 2, 
Abs. 3 Z 1 und 3 des Dienstleistungsgesetzes – 
DLG, BGBl.  I Nr.  100/2011, gelten sinngemäß; 
§ 15 Abs. 5 und Abs. 6 DLG sind anzuwenden.

Statistische Verpflichtungen
§  360. (1) Jeder Auftraggeber hat bis zum 

10.  Februar jeden Jahres dem Bundesminister 
für Verfassung, Reformen, Deregulierung und  
Justiz bzw. bei Auftraggebern, die in den Vollzie-
hungsbereich eines Landes fallen, der jeweili-
gen Landesregierung statistische Aufstellungen 
gemäß Abs.  5 über die im vorangegangenen  
Jahr vergebenen Aufträge bzw. Preisgelder zu 
übermitteln.

(2) Der Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz und jede Landes-
regierung haben eine aggregierte Darstellung  
der in den statistischen Aufstellungen gemäß  
Abs. 5 enthaltenen Angaben unter Darlegung der 
Aggregationsmethode und der Anzahl der einbe-
zogenen statistischen Aufstellungen zu erstellen. 
Die Landesregierungen haben bis zum 1.  April  
jeden Jahres dem Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz die aggre- 
gierte Darstellung aus ihrem jeweiligen Voll- 
ziehungsbereich zu übermitteln.

(3) Der Verfassungsgerichtshof, der Verwal-
tungsgerichtshof und das Bundesverwaltungs- 
gericht haben auf der Grundlage der von ihnen im 
vorangehenden Kalenderjahr entschiedenen Ver-
fahren in den Angelegenheiten dieses Bundes- 
gesetzes bis zum 1.  März jeden Jahres dem  
Bundesminister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz einen statistischen Bericht 
mit den nachfolgenden Angaben zu übermitteln:

1.	 Informationen über die häufigsten Ur- 
sachen einer falschen Anwendung oder 
Rechtsunsicherheit,

2.	 Informationen über Fälle von Betrug, Be- 
stechung, Interessenkonflikten und sons-
tigen schwerwiegenden Unregelmäßig- 
keiten,

3.	 durchschnittliche Verfahrensdauer und
4.	 Anzahl und Art der Entscheidungen.
(4) Die Verwaltungsgerichte der Länder haben 

bis zum 1.  März jeden Jahres der jeweiligen  
Landesregierung einen statistischen Bericht 
gemäß Abs.  3 zu übermitteln. Dieser ist von 
der jeweiligen Landesregierung dem Bundes- 
minister für Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz unverzüglich zu übermitteln.

(5) Die statistischen Aufstellungen gemäß 
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Abs. 1 haben die nachfolgenden Angaben zu ent-
halten:

1.	 die Anzahl der Verfahren im Oberschwel- 
lenbereich und der Unternehmer, die in die-
sen Verfahren Angebote bzw Wettbewerbs-
arbeiten abgegeben haben; Anzahl der 
kleinen oder mittleren Unternehmen (KMU) 
im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG  
betreffend die Definition der Kleinst- 
unternehmen sowie der kleinen und mitt-
leren Unternehmen, ABl. Nr.  L  124 vom 
20.05.2003 S. 36, die in diesen Verfahren 
ein Angebot bzw. eine Wettbewerbsarbeit 
abgegeben haben,

2.	 die Anzahl der KMU, die in den Vergabe-
verfahren im Oberschwellenbereich den 
Zuschlag erhalten haben bzw. als Wettbe-
werbsgewinner ermittelt wurden, und

3.	 den Gesamtwert aller in den Anwendungs-
bereich dieses Bundesgesetzes fallenden 
Aufträge und Wettbewerbe im Unterschwel-
lenbereich, wobei eine stichprobenartige 
Schätzung zur Ermittlung dieses Wertes 
zulässig ist.

Der Bundesminister für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz kann durch Verord-
nung nähere Vorschriften hinsichtlich Darstellung,  
Struktur und Form der statistischen Aufstellungen 
erlassen. Soweit die Kommission im dafür vor- 
gesehenen Verfahren festlegt, dass die statis- 
tischen Aufstellungen weitere, gegebenenfalls 
auch den Unterschwellenbereich betreffende 
Angaben zu enthalten haben, hat der Bundes- 
minister für Verfassung, Reformen, Deregulie-
rung und Justiz durch Verordnung nähere Be- 
stimmungen über diese, nach den Festlegungen 
der Kommission erforderlichen, weiteren Angaben 
zu erlassen.

(6) Der Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz hat aufgrund der 
aggregierten Darstellungen gemäß Abs.  2 und 
der Berichte gemäß Abs.  3 und 4 den Über- 
wachungsbericht gemäß Art.  83 Abs.  3 der 
Richtlinie 2014/24/EU bzw. Art.  99 Abs.  3 der 
Richtlinie 2014/25/EU zu erstellen.

Übermittlung von zusätzlichen  
Informationen zu Bekanntmachungen

§  361. Ein Auftraggeber hat Angaben zu Be- 
kanntmachungen bzw. zu statistischen Aufstellun-
gen gemäß § 360 auf Aufforderung unverzüglich 
zu vervollständigen.

Übermittlung von sonstigen Unterlagen
§ 362. Soweit dieses Bundesgesetz, mit Aus-

nahme des §  358, Mitteilungs- oder Berichts- 
pflichten an die Kommission oder Vertragspartei-
en des EWR-Abkommens vorsieht, hat der Auf-
traggeber bei Vergabeverfahren – bei jenen, die  
in den Vollziehungsbereich eines Landes fallen,  
im Wege der jeweiligen Landesregierung – dem 
Bundesminister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz die erforderlichen Unter- 
lagen zur Verfügung zu stellen. Dieser hat die 
Unterlagen an die Kommission und an die ande-
ren Vertragsparteien des EWR-Abkommens  
weiterzuleiten.

2. Hauptstück 
Verpflichtungen nach  
Zuschlagserteilung und  
zivilrechtliche Bestimmungen

Bekanntgabepflichten im  
Zusammenhang mit Subunternehmern

§ 363. (1) Nach Zuschlagserteilung hat der Auf-
tragnehmer jeden beabsichtigten Wechsel eines 
Subunternehmers oder jede beabsichtigte Hin- 
zuziehung eines nicht im Angebot bekannt ge- 
gebenen Subunternehmers dem Auftraggeber 
schriftlich und unter Anschluss aller zur Prüfung 
der Eignung des betreffenden Unternehmers 
erforderlichen Nachweise mitzuteilen. Der Auf- 
traggeber hat Unternehmer, die nicht die erforder-
liche Eignung besitzen, abzulehnen. Der Auftrag-
nehmer hat in diesem Fall gegebenenfalls einen 
anderen Unternehmer bekannt zu geben. Der  
Einsatz dieser Unternehmer bei der Leistungs- 
erbringung darf nur nach vorheriger Zustim-
mung des Auftraggebers erfolgen. Die Zustim-
mung des Auftraggebers gilt als erteilt, sofern  
der Auftraggeber den Subunternehmer nicht  
binnen drei Wochen nach Einlangen der Mit- 
teilung gemäß dem ersten Satz abgelehnt hat. 
Sind der Mitteilung gemäß dem ersten Satz  
die erforderlichen Unterlagen nicht vollständig 
angeschlossen, so hat der Auftraggeber dies dem 
Auftragnehmer unverzüglich mitzuteilen und ihn 
zur Vorlage der ausständigen Unterlagen aufzu- 
fordern. Diese Aufforderung hemmt den Fort- 
lauf der Frist gemäß dem sechsten Satz bis  
zur vollständigen Vorlage der erforderlichen Unter-
lagen.
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(2) Sofern dies nicht bereits aus dem Angebot 
ersichtlich ist, hat der Auftragnehmer dem Auftrag-
geber nach Zuschlagserteilung, spätestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Beginns der Auftragsdurch- 
führung die Kontaktdaten und die vertretungsbe-
fugten Personen der bei der Auftragsdurchführung 
eingesetzten Subunternehmer bekannt zu geben. 
Der Auftragnehmer hat während der Auftrags-
durchführung überdies alle diesbezüglichen Ände-
rungen dem Auftraggeber unverzüglich bekannt 
zu geben.

Aufbewahrungspflichten
§ 364. Der Auftraggeber hat den Vertrag für die 

Dauer seiner Laufzeit aufzubewahren.

Änderungen von Verträgen  
während ihrer Laufzeit

§  365. (1) Wesentliche Änderungen von Ver-
trägen und Rahmenvereinbarungen während ihrer 
Laufzeit sind nur nach einer erneuten Durchführung 
eines Vergabeverfahrens zulässig. Eine Ände- 
rung eines Vertrages oder einer Rahmenver- 
einbarung ist wesentlich, wenn sie dazu führt,  
dass sich der Vertrag oder die Rahmenverein- 
barung erheblich vom ursprünlichen Vertrag bzw. 
der ursprünglichen Rahmenvereinbarung unter- 
scheidet.

(2) Unbeschadet des Abs. 3 ist eine Änderung 
jedenfalls als wesentliche Änderung anzusehen, 
wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:

1.	 mit der Änderung werden Bedingungen ein- 
geführt, die, wenn sie für das ursprüngliche 
Vergabeverfahren gegolten hätten,
a)	 die Zulassung anderer als der ursprüng-

lich ausgewählten Bewerber oder
b)	 die Annahme eines anderen als des ur-

sprünglich angenommenen Angebotes 
ermöglicht hätten oder

c)	 das Interesse weiterer Teilnehmer am 
Vergabeverfahren geweckt hätten, oder

2.	 mit der Änderung wird das wirtschaftli-
che Gleichgewicht des Vertrages oder der  
Rahmenvereinbarung zugunsten des Auf-
tragnehmers in einer Weise verschoben, 
die im ursprünglichen Vertrag bzw. der 
ursprünglichen Rahmenvereinbarung nicht 
vorgesehen war, oder

3.	 mit der Änderung wird der Umfang des  
Vertrages oder der Rahmenvereinbarung  
erheblich ausgeweitet oder verringert, oder

4.	 ein neuer Vertragspartner ersetzt den Auf-
tragnehmer, an den der Auftraggeber den 
Auftrag ursprünglich vergeben hatte, in an- 

deren als den in Abs. 3 Z 3 vorgesehenen 
Fällen.

(3) Folgende Änderungen von Verträgen und 
Rahmenvereinbarungen sind als unwesentliche 
Änderungen anzusehen:

1.	 Änderungen der Auftragssumme, sofern 
sie
a)	 die betreffenden, in §  12 Abs.  1 bzw. 

§ 185 Abs. 1 genannten Schwellenwerte 
und

b)	 10% der ursprünglichen Auftragssumme 
bei Liefer- und Dienstleistungsauf- 
trägen bzw. 15% der ursprünglichen  
Auftragssumme bei Bauaufträgen

nicht übersteigen. Der Gesamtcharakter 
des Vertrages oder der Rahmenverein- 
barung darf sich aufgrund der Änderungen 
nicht verändern. Im Falle mehrerer auf- 
einander folgender Änderungen wird deren 
Wert auf der Grundlage des kumulierten 
Nettowertes der aufeinander folgenden  
Änderungen bestimmt.

2.	 Änderungen, die unabhängig von ihrem 
Wert in den ursprünglichen Ausschrei-
bungsunterlagen in klar, präzise und ein-
deutig formulierten Vertragsänderungs-
klauseln vorgesehen sind. Diese Klauseln 
müssen Angaben zu Umfang und Art der 
möglichen Änderungen oder Optionen 
sowie zu den Bedingungen enthalten, 
unter denen sie zur Anwendung gelangen  
können, und dürfen keine Änderungen 
oder Optionen vorsehen, die den Gesamt- 
charakter des Vertrages oder der Rahmen-
vereinbarung verändern würden.

3.	 Wenn ein neuer Vertragspartner den Auf-
tragnehmer ersetzt, an den der Auftrag- 
geber den Auftrag ursprünglich vergeben 
hatte, aufgrund
a)	 einer eindeutig formulierten Vertragsän-

derungsklausel gemäß Abs. 3 Z 2 oder
b)	 der Tatsache, dass ein anderer Unter-

nehmer, der die ursprünglich festgeleg-
ten Eignungskriterien erfüllt, im Zuge  
einer Unternehmensumstrukturierung – 
einschließlich Übernahme, Fusion, Er-
werb oder Insolvenz – ganz oder teil- 
weise an die Stelle des ursprünglichen 
Auftragnehmers tritt, sofern dies keine 
weiteren wesentlichen Änderungen des 
Vertrages zur Folge hat und nicht dazu 
dient, die Anwendung der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes zu umgehen, 
oder
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c)	 der Tatsache, dass der Auftraggeber 
selbst die Verpflichtungen des Auftrag-
nehmers gegenüber dessen Subunter-
nehmern übernimmt.

4.	 Änderungen, die unabhängig von ihrem 
Wert nicht als wesentliche Änderung im 
Sinne der Abs. 1 und 2 anzusehen sind.

5.	 Zusätzliche Leistungen des ursprüng- 
lichen Auftragnehmers, die erforderlich ge- 
worden sind und nicht in den ursprüng- 
lichen Ausschreibungsunterlagen vorge- 
sehen waren, wenn ein Wechsel des Auf-
tragnehmers
a)	 aus wirtschaftlichen oder technischen 

Gründen nicht erfolgen kann und
b)	 mit erheblichen Schwierigkeiten oder 

beträchtlichen Zusatzkosten für den  
Auftraggeber verbunden wäre.

6.	 Bei Vorliegen folgender Voraussetzungen:
a)	 die Änderung wurde aufgrund von Um-

ständen erforderlich, die ein seiner Sorg-
faltspflicht nachkommender Auftragge-
ber nicht vorhersehen konnte, und

b)	 der Gesamtcharakter des Auftrages ver-
ändert sich aufgrund der Änderung nicht.

Sofern es sich um Verträge und Rahmenverein- 
barungen handelt, die nach Durchführung eines 
Verfahrens gemäß den Bestimmungen des 2. Tei-
les dieses Bundesgesetzes abgeschlossen wur-
den, darf im Fall der Z 5 oder 6 der Gesamtwert der 
zusätzlichen Leistungen überdies 50% des Wer-
tes des ursprünglichen Auftrages nicht überstei-
gen. Werden mehrere aufeinander folgende Ände-
rungen vorgenommen, so gilt dies für den Wert 
jeder einzelnen Änderung. Derartige aufeinander  
folgende Änderungen dürfen nicht mit dem Ziel 
vorgenommen werden, die Anwendung der Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes zu umgehen.

(4) Der Auftraggeber hat im Oberschwellen-
bereich die Änderung eines Vertrages oder einer 
Rahmenvereinbarung gemäß Abs.  3 Z  5 oder 6 
gemäß den §§ 61 und 62 oder 231 und 232 be- 
kanntzugeben.

(5) Enthält der Vertrag eine Indexierungsklau-
sel, so ist für die Berechnung der in Abs. 3 Z 1, 5 
und 6 genannten Auftragssumme bzw. des Wertes 
die angepasste Auftragssumme bzw. der ange-
passte Wert als Referenzwert heranzuziehen. 
Enthält der Vertrag keine Indexierungsklausel, so 
ist für die Berechnung der angepassten Auftrags-
summe bzw. des angepassten Wertes die durch-
schnittliche Inflationsrate in Österreich heranzu-
ziehen.

Verpflichtung zur Beendigung von Verträgen
§  366. Der Auftraggeber hat einen Vertrag 

unverzüglich zu beenden, wenn
1.	 der Auftragnehmer zum Zeitpunkt der 

Zuschlagserteilung gemäß § 78 Abs. 1 Z 1 
bzw. §  249 Abs.  1 vom Vergabeverfahren 
auszuschließen gewesen wäre oder

2.	 der Vertrag aufgrund einer schweren  
Verletzung der Verpflichtungen gemäß  
dem AEUV, der Verordnung (EG)  
Nr. 1370/2007, der Richtlinie 2014/24/EU  
oder der Richtlinie 2014/25/EU, die der 
Gerichtshof der Europäischen Union in 
einem Verfahren nach Art. 258 AEUV fest-
gestellt hat, nicht an den Auftragnehmer 
hätte vergeben werden dürfen.

Gilt ab 1.3.2019:
Meldepflichten bei Bauaufträgen

§  367. (1) Unmittelbar nach Erteilung des 
Zuschlages eines Bauauftrages bzw. der Ver- 
gabe eines Loses eines Bauauftrages, dessen 
Auftragssumme 100 000 Euro übersteigt, hat der 
Auftraggeber elektronisch mittels Webanwen-
dung folgende Daten in die Baustellendatenbank  
(§  31a des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-
gungsgesetzes – BUAG, BGBl. Nr. 414/1972) der  
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse  
einzutragen:

1.	 Name und Anschrift des Auftragnehmers,
2.	 Auftragssumme, Kurzbeschreibung des 

Auftragsgegenstandes, Ausführungort und  
voraussichtlicher Ausführungsbeginn sowie 
voraussichtliche Ausführungsdauer des 
Bauauftrages und

3.	 sofern für einen bestimmten Leistungs-
teil nur ein Subunternehmer im An- 
gebot angegeben wurde, folgende Daten 
hinsichtlich dieses Auftragsteiles: Name 
und Anschrift des bei der Ausführung des  
Auftrages eingesetzten Subunternehmers, 
sowie Kurzbeschreibung des Auftrags- 
gegenstandes.

(2) Auftraggeber haben überdies elektronisch 
mittels Webanwendung folgende Daten in die 
Baustellendatenbank der Bauarbeiter-Urlaubs- 
und Abfertigungskasse einzutragen:

1.	 sofern für einen bestimmten Leistungs-
teil mehrere Subunternehmer im Ange-
bot angegeben wurden, vor Beginn der  
Leistungserbringung: Kennzahl des Auf- 
trages, Name und Anschrift des bei der 
Ausführung des Leistungsteiles tat- 
sächlich eingesetzten Subunternehmers 
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sowie Kurzbeschreibung des Auftrags- 
gegenstandes;

2.	 unmittelbar nach Erteilung der Zustimmung 
des Auftraggebers zum Einsatz eines nicht 
im Angebot des Auftragnehmers bekannt 
gegebenen Subunternehmers: Kenn-
zahl des Auftrages, Name und Anschrift 
des bei der Ausführung des Auftrages tat- 
sächlich eingesetzten Subunternehmers 
sowie Kurzbeschreibung des Auftrags- 
gegenstandes;

3.	 sonstige allfällige Berichtigungen oder 
Ergänzungen.

Gilt ab 18.4.2019 
(für die in Anhang III genannten Auftraggeber) 
bzw ab 18.4.2020 
(für alle übrigen Auftraggeber):
Empfang und Verarbeitung  
elektronischer Rechnungen

§  368. Der Auftraggeber hat bei Vergabever-
fahren im Oberschwellenbereich elektronische 
Rechnungen gemäß der Europäischen Norm  
EN 16931-1:2017 für die elektronische Rech-
nungsstellung, die entweder der Syntax  
„UN/CEFACT Cross Industry Invoice XML  
message gemäß XML Schemas 16B (SCRDM –  
CII)“ oder der Syntax „UBL für Rechnungen  
und Gutschriften gemäß ISO/IEC 19845:2015“ 
entsprechen, entgegenzunehmen und zu ver- 
arbeiten.

Schadenersatzansprüche
§  369. (1) Bei hinreichend qualifiziertem Ver-

stoß gegen dieses Bundesgesetz oder die auf-
grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Ver-
ordnungen durch Organe des Auftraggebers oder  
einer vergebenden Stelle hat ein übergangener 
Bewerber oder Bieter gegen den Auftraggeber, 
dem das Verhalten der Organe zuzurechnen ist, 
Anspruch auf Ersatz der Kosten der Angebots- 
stellung und der Kosten der Teilnahme am Ver- 
gabeverfahren.

(2) Kein Anspruch nach Abs. 1 besteht, wenn 
nach Zuschlagserteilung oder nach Erklärung des 
Widerrufes eines Vergabeverfahrens durch die 
jeweils zuständige Vergabekontrollbehörde fest-
gestellt worden ist, dass der übergangene Bewer-
ber oder Bieter auch bei Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes und der hierzu 
ergangenen Verordnungen keine echte Chance 
auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte oder 

wenn der Geschädigte den Schaden durch Bean-
tragung einer einstweiligen Verfügung sowie durch 
Stellen eines Nachprüfungsantrages hätte ab- 
wenden können.

(3) Alternativ zu dem in Abs.  1 genannten 
Anspruch hat der übergangene Bieter, auf des-
sen Angebot der Zuschlag hätte erteilt werden 
müssen, bei hinreichend qualifiziertem Ver- 
stoß gegen dieses Bundesgesetz oder die auf- 
grund dieses Bundesgesetzes ergangenen Ver- 
ordnungen durch Organe des Auftraggebers oder 
einer vergebenden Stelle gegen den Auftrag- 
geber, dem das Verhalten der Organe zuzu-
rechnen ist, Anspruch auf Ersatz des Erfüllungs- 
interesses.

(4) Kein Anspruch nach Abs. 3 besteht, wenn 
nach Zuschlagserteilung oder nach Erklärung 
des Widerrufes eines Vergabeverfahrens durch 
die jeweils zuständige Vergabekontrollbehörde  
festgestellt worden ist, dass der übergangene  
Bieter auch bei Einhaltung der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes und der hierzu er- 
gangenen Verordnungen keine echte Chance  
auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte oder 
wenn der Geschädigte den Schaden durch 
 Beantragung einer einstweiligen Verfügung sowie 
durch Stellen eines Nachprüfungsantrages hätte 
abwenden können.

Rückgriff gegen den begünstigten Bieter
§  370. Der gemäß §  369 Ersatz leistende  

Auftraggeber kann gegen den begünstigten  
Bieter Rückgriff nehmen, wenn die Rechts- 
verletzung eine gerichtlich strafbare Handlung 
darstellt und sich der Begünstigte oder Per- 
sonen, deren er sich bei der Teilnahme am Ver- 
gabeverfahren bedient hat, daran im Sinne des 
§ 12 StGB beteiligt haben. Diese Person haftet mit 
dem Schuld tragenden Organ des Auftraggebers 
bzw. der vergebenden Stelle solidarisch, soweit 
dieses nach dem Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, 
BGBl. Nr. 80/1965, haftet.

Beendigungsrecht des Auftraggebers 
§  371. Ungeachtet der vertraglich verein-

barten Kündigungsfristen und -termine kann 
der Auftraggeber einen Vertrag beenden, 
wenn der Vertrag während seiner Laufzeit 
ohne Durchführung eines neuen Vergabever- 
fahrens gemäß § 365 Abs. 1 wesentlich geändert 
wurde.
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Verhältnis zu sonstigen Rechtsvorschriften
§  372. Im Übrigen bleiben die nach anderen  

Rechtsvorschriften bestehenden Ersatzan- 
sprüche, Unterlassungsansprüche, sowie Rück-
tritts- und andere Gestaltungsrechte unberührt.

Zuständigkeit und Verfahren
§  373. (1) Zur Entscheidung über Ansprüche  

gemäß den §§ 369 bis 371 ist ohne Rücksicht auf 
den Streitwert in erster Instanz der mit der Aus-
übung der allgemeinen Gerichtsbarkeit in bürger-
lichen Rechtssachen betraute Gerichtshof aus-
schließlich zuständig, in dessen Sprengel der 
Auftraggeber seinen Sitz hat. Fehlt im Inland ein 
solcher Gerichtsstand, so ist das Landesgericht für 
Zivilrechtssachen Wien zuständig.

(2) Eine Schadenersatzklage ist nur zulässig,  
wenn zuvor eine Feststellung der jeweils zu- 
ständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt ist,  
dass

1.	 der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Bundesgesetz, die hierzu ergan-
genen Verordnungen oder unmittelbar an- 
wendbares Unionsrecht nicht gemäß den 
Angaben in der Ausschreibung dem Ange-
bot mit dem niedrigsten Preis oder dem 
technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot erteilt wurde, oder

2.	 die Durchführung eines Vergabeverfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesge-
setz, die hierzu ergangenen Verordnungen 
oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
rechtswidrig war, oder

3.	 die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung wegen eines Ver-
stoßes gegen dieses Bundesgesetz, die  
hierzu ergangenen Verordnungen oder un- 
mittelbar anwendbares Unionsrecht rechts-
widrig war, oder

4.	 der Zuschlag bei der Vergabe einer Leis-
tung aufgrund einer Rahmenvereinbarung 
oder eines dynamischen Beschaffungs- 
systems wegen eines Verstoßes gegen  
§ 155 Abs. 5 bis 9, § 162 Abs. 1 bis 5, 
 § 316 Abs. 1 bis 3 oder § 323 Abs. 1 bis 5 
rechtswidrig war, oder

5.	 die Erklärung des Widerrufes eines Ver-
gabeverfahrens wegen eines Verstoßes 
gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu er- 
gangenen Verordnungen oder unmittelbar 
anwendbares Unionsrecht rechtswidrig 
war, oder

6.	 der Auftraggeber nach erheblicher Über-
schreitung der Zuschlagsfrist und ent- 
gegen dem Ersuchen des Bieters um 
Fortführung des Verfahrens das Ver- 
fahren weder durch eine Widerrufser- 
klärung oder Zuschlagserteilung beendet  
noch das Verfahren in angemessener  
Weise fortgeführt hat.

Dies gilt auch für die in § 369 Abs. 3 genannten 
Ansprüche. Unbeschadet des Abs.  5 sind das 
ordentliche Gericht und die Parteien des Ver- 
fahrens vor einer Vergabekontrollbehörde an eine 
solche Feststellung gebunden.

(3) Abweichend von Abs.  2 ist eine Schaden- 
ersatzklage zulässig, wenn die Erklärung des 
Widerrufes eines Vergabeverfahrens zulässig 
war, aber vom Auftraggeber durch einen hin-
reichend qualifizierten Verstoß gegen ande-
re Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die 
hierzu ergangenen Verordnungen oder gegen  
unmittelbar anwendbares Unionsrecht ver- 
ursacht wurde. Eine derartige Schadenersatz- 
klage ist unzulässig, sofern die behauptete Ver- 
ursachung der Erklärung des Widerrufes in einem 
Verstoß besteht, der im Rahmen eines Nach- 
prüfungsverfahrens geltend gemacht hätte  
werden können.

(4) Die Geltendmachung von Ansprüchen aus 
unlauterem Wettbewerb ist nur zulässig, wenn 
zuvor eine Feststellung der jeweils zuständigen 
Vergabekontrollbehörde gemäß Abs. 2 erfolgt ist, 
es sei denn, der Kläger ist oder war zu einer Ein- 
leitung eines Feststellungsverfahrens gemäß 
§  353 Abs.  1 nicht berechtigt. Unbeschadet  
des Abs.  5 sind das ordentliche Gericht und die 
Parteien des Verfahrens vor einer Vergabe- 
kontrollbehörde an eine solche Feststellung 
gebunden.

(5) Ist die Entscheidung des Rechtsstreites von 
der Frage der Rechtswidrigkeit einer Entschei-
dung einer Vergabekontrollbehörde abhängig und 
hält das ordentliche Gericht die Entscheidung für 
rechtswidrig, so hat es das Verfahren zu unter- 
brechen und beim Verwaltungsgerichtshof mit  
Antrag gemäß Art.  133 Abs.  2 B-VG die Fest- 
stellung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung 
zu begehren. Nach Einlangen des Erkenntnisses 
des Verwaltungsgerichtshofes hat das ordent-
liche Gericht das Verfahren fortzusetzen und  
den Rechtsstreit unter Bindung an die Rechts- 
anschauung des Verwaltungsgerichtshofes zu  
entscheiden.
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Bestimmungen über Schiedsgerichtsbarkeit
§  374. Für die Fälle, in denen ein Schieds- 

gericht vereinbart ist, ist die Geltung der Vor-
schriften des 4. Abschnittes des 6. Teiles der Zivil- 
prozessordnung vorzusehen. Abweichungen zu 
diesen Vorschriften dürfen in der Ausschreibung 

nicht vorgesehen werden. Die Bundesregierung 
kann mit Verordnung unter Wahrung der Grund- 
sätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit nähere Festlegungen hinsicht- 
lich der dabei zugrunde zu legenden Honorar- 
ordnung treffen.
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6. TEIL  
STRAF-, SCHLUSS-  
UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Strafbestimmungen
§ 375. (1) Wer als Auftraggeber, dessen Orga-

ne nicht gemäß Art. 20 B-VG weisungsgebun-
den sind, seine Bekanntmachungs-, Bekannt- 
gabe- Mitteilungs-, oder Auskunftspflichten gemäß 
den §§ 9 Abs. 2, 35 Abs. 3, 36 Abs. 2, 37 Abs. 2, 
50, 52, 56, 57, 59 bis 62, 64 bis 66, 138 Abs. 6,  
178 Abs. 2, 181 Abs. 5, 183 Abs. 2, 219, 221, 225, 
226, 228 bis 232, 234 bis 237, 301 Abs. 4, 360  
bis 362 und 365 Abs. 4 verletzt oder als von einem 
Verfahren zwischen der Republik Österreich und 
der Kommission betroffener Auftraggeber, be- 
troffene vergebende Stelle oder betroffener Unter-
nehmer der Vorlagepflicht gemäß § 358 nicht 
unverzüglich nachkommt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis 
zu 50 000 Euro zu bestrafen.

(2) Wer als Auftraggeber seiner Verpflichtung 
zur Kündigung und Beendigung eines Vertra-
ges nicht unverzüglich nachkommt, begeht eine  
Verwaltungsübertretung und ist 

	 1. im Falle des § 366 Z 1 mit einer Geld- 
strafe bis zu 50 000 Euro und

	 2. im Falle des § 366 Z 2 mit einer Geld- 
strafe bis zu 30% der Auftragssumme

zu bestrafen.
(3) Verwaltungsstrafen gemäß Abs.  1 und 2  

sind von der Bezirksverwaltungsbehörde, im  
Gebiet einer Gemeinde, für das die Landes- 
polizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde ers-
ter Instanz ist, von der Landespolizeidirektion, zu  
verhängen.

Inkrafttretens-, Außerkrafttretens-  
und Übergangsvorschriften

§  376. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Aus-
nahme der Einträge im Inhaltsverzeichnis zu 
den §§  62, 66, 232, 237, 367 und 368 und der  
§§  54 Abs. 2, 66 samt Überschrift, 223 Abs. 2, 
232 samt Überschrift, 237 samt Überschrift, 
367 samt Überschrift, 368 samt Überschrift und 
des 2. Abschnittes von Anhang  VIII samt Über-
schrift mit dem der Kundmachung folgenden  
Tag in Kraft. Zugleich tritt das Bundesvergabege-
setz  2006 – BVergG  2006, BGBl.  I Nr.  17/2006, 
außer Kraft.

(2) Die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu  
den §§  62, 66, 232, 237 und 367 sowie die  
§§  54 Abs. 2, 62 samt Überschrift, 66 samt  
Überschrift, 223 Abs. 2, 232 Abs. 2 samt Über-
schrift, 237 samt Überschrift, 367 samt Überschrift 
und der 2. Abschnitt von Anhang VIII samt Über-
schrift treten mit 1. März 2019 in Kraft.

(3) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu  
§ 368 sowie § 368 samt Überschrift treten für 
die in Anhang  III genannten Auftraggeber mit  
18. April 2019, für alle übrigen Auftraggeber mit 
18. April 2020 in Kraft.

(4) Für das Inkrafttreten der durch das Bun-
desgesetz BGBl.  I Nr.  65/2018 neu gefassten 
Bestimmungen gilt Folgendes: Die im Zeitpunkt 
des In- bzw. Außerkrafttretens gemäß Abs. 1 und 
2 bereits eingeleiteten Vergabeverfahren sind 
nach der zum Zeitpunkt der Einleitung des je- 
weiligen Vergabeverfahrens geltenden Rechts- 
lage zu Ende zu führen. Die im Zeitpunkt des In- 
bzw. Außerkrafttretens gemäß Abs. 1 und 2 beim  
Bundesverwaltungsgericht anhängigen Verfahren  
sind vom Bundesverwaltungsgericht nach der zum 
Zeitpunkt der Einleitung des jeweiligen Vergabe-
verfahrens geltenden Rechtslage fortzuführen.  
Hinsichtlich der Vergabeverfahren, die zum Zeit-
punkt gemäß Abs. 1 und 2 bereits beendet sind, 
richtet sich die Durchführung von Feststellungs-
verfahren nach der zum Zeitpunkt der Einleitung 
des jeweiligen Vergabeverfahrens geltenden 
Rechtslage.

(5) Für das Inkrafttreten der durch Art. 2 des 
Vergaberechtsreformgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 
65/2018, neu gefassten Bestimmungen gilt Fol-
gendes:

1.	 Die §§ 48 Abs. 2, 126 Abs. 2, 217 Abs. 2 
und 293 Abs. 2 treten mit 18. Oktober 2018 
in Kraft; gleichzeitig treten die §§ 48 Abs. 
2a und 217 Abs. 2a außer Kraft.

2.	 Die §§ 47 Abs. 3, 59 samt Überschrift, 64 
samt Überschrift, 183 Abs. 2, 214 Abs. 
3, 229 samt Überschrift, 234 samt Über-
schrift, 356 Abs. 7 Z 2 und Abs. 8 treten mit  
1. März 2019 in Kraft; gleichzeitig treten  
der Eintrag zu Anhang XXI im Inhaltsver-
zeichnis sowie Anhang XXI außer Kraft.
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3.	 Die im Zeitpunkt des In- bzw. Außerkraft-
tretens gemäß Z 1 bereits eingeleiteten 
Vergabeverfahren sind nach der zum Zeit-
punkt der Einleitung des jeweiligen Ver-
gabeverfahrens geltenden Rechtslage zu 
Ende zu führen. Die im Zeitpunkt des In- 
bzw. Außerkrafttretens gemäß Z 1 beim 
Bundesverwaltungsgericht anhängigen  
Verfahren sind vom Bundesverwaltungs- 
gericht nach der zum Zeitpunkt der Ein-
leitung des jeweiligen Vergabeverfahrens 
geltenden Rechtslage fortzuführen. Hin-
sichtlich der Vergabeverfahren, die zum 
Zeitpunkt gemäß Z 1 bereits beendet sind, 
richtet sich die Durchführung von Fest- 
stellungsverfahren nach der zum Zeitpunkt 
der Einleitung des jeweiligen Vergabe- 
verfahrens geltenden Rechtslage.

Erlassung und Inkrafttreten  
von Verordnungen

§  377. Verordnungen und Kundmachungen 
aufgrund dieses Bundesgesetzes in seiner jewei-
ligen Fassung können bereits vom Tag der Kund-
machung des jeweiligen Bundesgesetzes an er- 
lassen, jedoch nicht vor diesem in Kraft gesetzt 
werden.

Anwendbarkeit der Bestimmungen  
dieses Bundesgesetzes

§  378. Soweit in anderen Rechtsvorschrif-
ten des Bundes auf Bestimmungen des Bundes- 
vergabegesetzes  2002 oder des Bundesverga-
begesetzes 2006 verwiesen wird, treten an deren 
Stelle die entsprechenden Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes.

Übereinkommen über das  
öffentliche Beschaffungswesen

§  379. Das Übereinkommen über das öffent- 
liche Beschaffungswesen in der Fassung des Pro-
tokolls zur Änderung des Übereinkommens über 
das öffentliche Beschaffungswesen, ABl. Nr. L 68 
vom 07.03.2014, S 2, bleibt unberührt.

Vollziehung
§ 380. (1) Soweit die Vollziehung der in diesem 

Bundesgesetz geregelten Angelegenheiten nicht 
Landessache ist, ist mit der Vollziehung

1.	 des § 358 Abs. 2 vierter Satz der Bundes-
kanzler und der Bundesminister für Verfas-
sung, Reformen, Deregulierung und Justiz,

2.	 des § 184 Abs. 5 fünfter und sechster Satz 
und des § 358 Abs. 2 erster bis dritter Satz 

der Bundesminister für Europa, Integration 
und Äußeres,

3.	 des § 184 Abs. 4 fünfter und sechster Satz 
der Bundesminister für Europa, Integration 
und Äußeres und der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort,

4.	 des § 184 Abs. 4 erster bis vierter Satz, 
Abs. 5 siebenter und achter Satz und  
Abs. 7 sowie der §§ 329 Abs. 3 und  
359 Abs. 4 der Bundesminister für Digitali-
sierung und Wirtschaftsstandort,

5.	 der §§ 48 Abs. 13 und 217 Abs. 13 der 
Bundesminister für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen,

6.	 der §§ 54 Abs. 2 und 223 Abs. 2 der  
Bundesminister für Finanzen,

7.	 des Abs. 2 und der §§ 19, 59 Abs. 1,  
147 Abs. 4, 192, 229 Abs. 1, 303 Abs. 3, 
309 Abs. 2, 340 Abs. 1 Z 2, 360 Abs. 2, 3, 
5 und 6, 361, 362 und 373 der Bundes- 
minister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz,

8.	 der §§ 54 Abs. 1 und 223 Abs. 1 der Bun-
desminister für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort,

9.	 der übrigen Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes, soweit nur der Wirkungsbereich 
eines Bundesministers betroffen ist, dieser 
Bundesminister und

10.	im Übrigen die Bundesregierung
betraut.

(2) Soweit völkerrechtliche Verpflichtungen 
Österreichs oder die Änderung unionsrechtlicher 
Vorschriften dies erfordern oder dies aufgrund  
unionsrechtlicher Vorschriften zulässig ist, kann 
der Bundesminister für Verfassung, Reformen,  
Deregulierung und Justiz durch Verordnung be- 
stimmen, dass anstelle der Anhänge  I bis XX  
andere Abgrenzungen des Geltungsbereiches 
maßgeblich oder anstelle der aus den Anhängen 
ersichtlichen andere Listen der Berufsbezeich-
nungen oder Unionsvorschriften bzw. Angaben  
für Bekanntmachungen zu verwenden sind oder 
andere Merkmale für die Veröffentlichung bzw.  
andere Anforderungen an die Vorrichtungen 
für die Entgegennahme von elektronisch über- 
mittelten Datensätzen gelten oder andere Daten  
zur Berechnung der über die gesamte Lebens-
dauer anfallenden Kosten von Straßenfahr- 
zeugen heranzuziehen sind oder andere An- 
forderungen an die Energieeffizienz bei der Ver-
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gabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen zu 
beachten sind.

Verweisungen,  
personenbezogene Bezeichnungen

§  381. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz 
auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze ver- 
wiesen wird, ist dies als Verweisung auf die je- 
weils geltende Fassung zu verstehen.

(2) Alle in diesem Bundesgesetz verwende-
ten personenbezogenen Bezeichnungen gelten  
gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen 
als auch männlichen Geschlechts.

Bezugnahme auf Rechtsakte der Union
§  382. Durch dieses Bundesgesetz werden 

folgende Rechtsakte der Union umgesetzt bzw 
berücksichtigt:

1.	 Verordnung (EWG, EURATOM) Nr. 1182/71 
zur Festlegung der Regeln für die Fristen, 
Daten und Termine, ABl. Nr.  L  124 vom 
08.06.1971 S. 1.

2.	 Richtlinie 89/665/EWG zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten für die Anwendung der Nachprüfungs- 
verfahren im Rahmen der Vergabe öffent- 
licher Liefer- und Bauaufträge (Rechts- 
mittelrichtlinie), ABl. Nr.  L  395 vom 
30.12.1989 S.  33, zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 2014/23/EU über die Kon- 
zessionsvergabe, ABl. Nr.  L  94 vom 
28.03.2014 S. 1.

3.	 Richtlinie 92/13/EWG zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Anwendung der Gemeinschafts- 
vorschriften über die Auftragsvergabe 
durch Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie im Telekommunikationssektor (Sek-
torenrechtsmittelrichtlinie), ABl. Nr.  L  76 
vom 23.03.1992 S.  14, zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 2014/23/EU über die 
Konzessionsvergabe, ABl. Nr.  L  94 vom 
28.03.2014 S. 1.

4.	 Richtlinie 94/22/EG über die Erteilung und 
Nutzung von Genehmigungen zur Pro- 
spektion, Exploration und Gewinnung von 
Kohlenwasserstoffen, ABl. Nr.  L  164 vom 
30.06.1994 S. 3.

5.	 Verordnung (EG) Nr.  2195/2002 über das 
Gemeinsame Vokabular für öffentliche  
Aufträge (CPV), ABl. Nr.  L  340 vom  
16.12.2002 S.  1, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EG) Nr.  569/2009 zur 

Anpassung einiger Rechtsakte, für die das 
Verfahren des Artikels  251 des Vertrags 
gilt, an den Beschluss 1999/468/EG in  
Bezug auf das Regelungsverfahren mit 
Kontrolle; Anpassung an das Regelungs-
verfahren mit Kontrolle – Vierter Teil,  
ABl. Nr. L 188 vom 18.07.2009 S. 14.

6.	 Richtlinie 2007/24/EG zur Aufhebung der 
Richtlinie 71/304/EWG zur Aufhebung der 
Beschränkungen des freien Dienstleis-
tungsverkehrs auf dem Gebiet der öffent- 
lichen Bauaufträge und bei öffentlichen Bau-
aufträgen, die an die Auftragnehmer über 
ihre Agenturen oder Zweigniederlassungen  
vergeben werden, ABl. Nr.  L  154 vom 
14.06.2007 S. 22.

7.	 Verordnung (EG) Nr.  1370/2007 über 
öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
(EWG) Nr.  1107/70, ABl. Nr.  L  315 vom 
03.12.2007 S.  1, in der Fassung der Ver-
ordnung (EU) 2016/2338 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr.  1370/2007 hin-
sichtlich der Öffnung des Marktes für inlän- 
dische Schienenpersonenverkehrsdienste, 
ABl. Nr. L 354 vom 23.12.2016 S. 22.

8.	 Entscheidung 2008/585/EG zur Freistel-
lung der Erzeugung von Strom in Öster- 
reich von der Anwendung der Richtlinie  
2004/17/EG zur Koordinierung der Zu- 
schlagserteilung durch Auftraggeber im Be- 
reich der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Postdienste,  
ABl. Nr. L 188 vom 16.07.2008 S. 28.

9.	 Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung 
sauberer und energieeffizienter Straßen-
fahrzeuge, ABl. Nr. L 120 vom 15.05.2009 
S.  5, zuletzt geändert durch die Berich- 
tigung ABl. Nr. L 37 vom 11.02.2011 S. 30.

10.	Richtlinie 2009/52/EG über Mindest- 
standards für Sanktionen und Maßnahmen 
gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsange-
hörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt be- 
schäftigen, ABl. Nr. L 168 vom 30.06.2009 
S.  24, in der Fassung der Berichtigung  
ABl. Nr. L 208 vom 03.08.2012 S. 22.

11.	 Richtlinie 2009/81/EG über die Koordi- 
nierung der Verfahren zur Vergabe be- 
stimmter Bau-, Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge in den Bereichen Verteidi-
gung und Sicherheit und zur Änderung  
der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG, ABl. Nr.  L  216 vom 
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20.08.2009 S.  76, zuletzt geändert durch  
die Verordnung (EU) 2017/2367 zur  
Änderung der Richtlinie 2009/81/EG im Hin- 
blick auf die Schwellenwerte für Auf- 
tragsvergabeverfahren, ABl. Nr.  L  337  
vom 19.12.2017 S. 22.

12.	Beschluss 2010/142/EU zur Ausnahme  
bestimmter Dienste des Postsektors in 
Österreich von der Anwendung der Richt- 
linie 2004/17/EG, ABl. Nr.  L  56 vom 
06.03.2010 S. 8.

13.	Richtlinie 2011/7/EU zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr,  
ABl. Nr. L 48 vom 23.02.2011 S. 1.

14.	Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz,  
zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG  
und 2010/30/EU und zur Aufhebung der  
Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG,  
ABl. Nr.  L  315 vom 14.11.2012 S.  1, in 
der Fassung der Richtlinie 2013/12/EU 
zur Anpassung der Richtlinie 2012/27/EU 
zur Energieeffizienz aufgrund des Beitritts 
der Republik Kroatien, ABl. Nr.  L  141 vom  
28.05.2013 S. 28, in der Fassung der Berich-
tigung ABl. Nr. L 113 vom 25.04.2013S. 24.

15.	Richtlinie 2014/23/EU über die Kon- 
zessionsvergabe, ABl. Nr. L 94 vom 
28.03.2014 S. 1, in der Fassung der Del- 
egierten Verordnung (EU) 2015/2172,  
ABl. Nr. L 307 vom 25.11.2015 S. 9, in 
der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 
114 vom 05.05.2015 S. 24, zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EU) 2017/2366  
zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU 
im Hinblick auf die Schwellenwerte für  
Auftragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 337 
vom 19.12.2017 S. 21.

16.	Richtlinie 2014/24/EU über die öffentli-
che Auftragsvergabe und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/18/EG, ABl. Nr. L  94 
vom 28.03.2014 S.  65, zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EU) 2017/2365 zur  
Änderung der Richtlinie 2014/24/EU im 
Hinblick auf die Schwellenwerte für Auf-
tragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 337 vom 
19.12.2017 S. 19.

17.	Richtlinie 2014/25/EU über Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich 
der Wasser-, Energie- und Verkehrsver- 
sorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG,  
ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014 S. 243, 243, 
zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EU) 2017/2364 zur Änderung der Richt- 

linie 2014/25/EU im Hinblick auf die  
Schwellenwerte für Auftragsvergabe- 
verfahren, ABl. Nr. L 337 vom 19.12.2017 
S. 17.

18.	Richtlinie 2014/55/EU über die elektronische 
Rechnungsstellung bei öffentlichen Auf- 
trägen, ABl. Nr. L 133 vom 06.05.2014 S. 1.

19.	Durchführungsbeschluss 2014/184/EU 
zur Ausnahme bestimmter Dienste des 
Postsektors in Österreich von der Anwen-
dung der Richtlinie 2004/17/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates 
zur Koordinierung der Zuschlagsertei-
lung durch Auftraggeber im Bereich der  
Wasser-, Energie- und Verkehrs-
versorgung sowie der Postdienste, 
ABl. Nr. L 101 vom 04.04.2014 S. 4, 
in der Fassung des Durchführungs- 
beschlusses (EU) 2017/131, ABl. Nr. L 21 
vom 26.01.2017 S 103.

20.	Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 
zur Einführung von Standardformularen  
für die Veröffentlichung von Vergabebe-
kanntmachungen für öffentliche Aufträge 
und zur Aufhebung der Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 842/2011, ABl. Nr. L 296 
vom 12.11.2015 S. 1.

21.	Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 zur 
Einführung des Standardformulars für die 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung, 
ABl. Nr. L 3 vom 06.01.2016 S. 16.

22.	Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1804 
über die Durchführungsmodalitäten für  
die Anwendung der Artikel 34 und 35 der 
Richtlinie 2014/25/EU über die Vergabe 
von Aufträgen durch Auftraggeber im Be- 
reich der Wasser-, Energie- und Verkehrs- 
versorgung sowie der Postdienste,  
ABl. Nr. L 275 vom 12.10.2016 S. 39.

23.	Durchführungsbeschluss (EU) 2017/132 
zur Anwendbarkeit von Artikel 34 der  
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates auf Verträge  
zur Bereitstellung von Flughafeninfra- 
struktur für den Frachtverkehr in Öster-
reich, ABl. Nr. L 21 vom 26.01.2017 S. 105.

24.	Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 
über die Veröffentlichung der Fund- 
stelle der europäischen Norm für die elek-
tronische Rechnungsstellung und die  
Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 
2014/55/EU, ABl. Nr. L 266 vom 17.10.2017 
S. 19.



197

Anhang	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018 	

A
N

H
A

N
G

ANHANG

Anhang I  
Verzeichnis der Tätigkeiten entsprechend  
der Allgemeinen Systematik der Wirtschaftszweige  
gemäß § 5 Z 1 bzw. § 177

NACE1,2

Abschnitt F Baugewerbe CPV Code
Abtei-
lung Gruppe Klasse Gegenstand Bemerkungen

45 Baugewerbe Diese Abteilung umfasst:
�� Neubau, Renovierung und gewöhnliche Instand-

setzung

45000000

45.1 Vorbereitende 
Baustellenarbeiten

45100000

45.11 Abbruch von
Gebäuden,
Erdbewegungs-
arbeiten

Diese Klasse umfasst:
�� Abbruch von Gebäuden und anderen  

Bauwerken
�� Aufräumen von Baustellen
�� Erdbewegungen: Ausschachtung,  

Erdauffüllung, Einebnung und Planierung von 
Baugelände, Grabenaushub, Felsabbau, Spren-
gen usw.

�� Erschließung von Lagerstätten
�� Auffahren von Grubenbauen, Abräumen  

des Deckgebirges und andere Aus- und  
Vorrichtungsarbeiten

Diese Klasse umfasst ferner:
�� Baustellenentwässerung
�� Entwässerung von land- und forst- 

wirtschaftlichen Flächen

45110000

45.12 Test- und
Suchbohrung

Diese Klasse umfasst:
�� Test-, Such- und Kernbohrung für bauliche, geo-

physikalische, geologische oder  
ähnliche Zwecke.

Diese Klasse umfasst nicht:
�� Erdöl- und Erdgasbohrungen zu  

Förderzwecken (s. 11.20)
�� Brunnenbau (s. 45.25)
�� Schachtbau (s. 45.25)
�� Exploration von Erdöl- und Erdgasfeldern,  

geophysikalische, geologische und  
seismische Messungen (s. 74.20)

45120000

1 	 Bei unterschiedlichen Auslegungen zwischen CPV und NACE gilt die CPV‑Nomenklatur.
2 	 Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemein-

schaft, ABl. Nr. L 293 vom 24.10.1990 S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006, ABl. Nr. L 393 vom 
30.12.2006 S. 1.
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NACE1,2

Abschnitt F Baugewerbe CPV Code
45.2 Hoch- und Tiefbau 45200000

45.21 Hochbau, Brücken- 
und Tunnelbau uÄ

Diese Klasse umfasst:
�� Errichtung von Gebäuden aller Art, Errichtung 

von Brücken, Tunneln uÄ
�� Brücken (einschließlich für Hochstraßen),  

Viadukte, Tunnel und Unterführungen
�� Rohrfernleitungen, Fernmelde- und Energie-

übertragungsleitungen
�� städtische Rohrleitungs- und Kabelnetze
�� dazugehörige Arbeiten
�� Herstellung von Fertigteilbauten aus Beton  

auf der Baustelle
Diese Klasse umfasst nicht:
�� Erbringung von Dienstleistungen bei der  

Erdöl- und Erdgasförderung (s. 11.20)
�� Errichtung vollständiger Fertigteilbauten aus 

selbst gefertigten Teilen, soweit nicht aus Beton 
(s. Abteilungen 20, 26 und 28)

�� Bau von Sportplätzen, Stadien, Schwimm 
bädern, Sporthallen und anderen Sportanlagen 
(ohne Gebäude) (s. 45.23)

�� Bauinstallation (s. 45.3)
�� sonstiges Baugewerbe (s. 45.4)
�� Tätigkeiten von Architektur- und Ingenieurbüros 

(s. 74.20)
�� Projektleitung (s. 74.20)

45210000
außer:
45213316
45220000
45231000
45232000

45.22 Dachdeckerei, 
Abdichtung und
Zimmerei/Zimmer-
meister

Diese Klasse umfasst:
�� Errichtung von Dächern
�� Dachdeckung
�� Abdichtung gegen Wasser und Feuchtigkeit

45261000

45.23 Straßenbau und 
Eisenbahnoberbau

Diese Klasse umfasst:
�� Bau von Autobahnen, Straßen und Wegen
�� Bau von Bahnverkehrsstrecken
�� Bau von Rollbahnen
�� Bau von Sportplätzen, Stadien, Schwimm- 

bädern, Tennis- und Golfplätzen (ohne Ge- 
bäude)

�� Markierung von Fahrbahnen und Parkplätzen
Diese Klasse umfasst nicht:
�� Vorbereitende Erdbewegungen (s. 45.11)

45212212 
und DA03
45230000
aus- 
genommen:
45231000
45232000
45234115

45.24 Wasserbau Diese Klasse umfasst:
�� Bau von:
�� Wasserstraßen, Häfen (einschließlich  

Jachthäfen), Flussbauten, Schleusen usw.
�� Talsperren und Deichen
�� Nassbaggerei
�� Unterwasserarbeiten

45240000
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NACE1,2

Abschnitt F Baugewerbe CPV Code
45.25 Spezialbau und

sonstiger Tiefbau
Diese Klasse umfasst:
�� spezielle Tätigkeiten im Hoch- und Tiefbau,  

die besondere Fachkenntnisse bzw. Aus- 
rüstungen erfordern:

�� Herstellen von Fundamenten einschließlich 
Pfahlgründung

�� Brunnen- und Schachtbau
�� Montage von fremdbezogenen Stahlelementen
�� Eisenbiegerei
�� Mauer- und Pflasterarbeiten
�� Auf- und Abbau von Gerüsten und beweglichen 

Arbeitsbühnen einschließlich deren Vermietung
�� Schornstein-/Rauchfangs-, Feuerungs- und 

Industrieofenbau
Diese Klasse umfasst nicht:
�� Vermietung von Gerüsten ohne Auf- und Abbau 

(s. 71.32)

45250000
45262000

45.3 Bauinstallation 45300000

45.31 Elektroinstallation Diese Klasse umfasst:
�� Installation oder Einbau in Gebäuden und  

anderen Bauwerken von:
�� elektrischen Leitungen und Armaturen
�� Kommunikationssystemen
�� Elektroheizungen
�� Rundfunk- und Fernsehantennen  

(für Wohngebäude)
�� Feuermeldeanlagen
�� Einbruchsicherungen
�� Aufzügen und Rolltreppen
�� Blitzableitern usw.

45213316
45310000
außer:
45316000

45.32 Dämmung gegen 
Kälte, Wärme, 
Schall und
Erschütterung

Diese Klasse umfasst:
�� Dämmung gegen Kälte, Wärme, Schall und 

Erschütterung in Gebäuden und anderen  
Bauwerken

Diese Klasse umfasst nicht:
�� Abdichtung gegen Wasser und Feuchtigkeit 

(s. 45.22)

45320000

45.33 Klempnerei/In- 
stallateur, Gas-, 
Wasser-,  
Heizungs- und  
Lüftungsinstallation

Diese Klasse umfasst:
�� Installation oder Einbau in Gebäuden und  

anderen Bauwerken von:
�� Sanitäranlagen sowie Ausführung von  

Klempner-/Installateurarbeiten
�� Gasarmaturen
�� Geräten und Leitungen für Heizungs-, Lüftungs-, 

Kühl- und Klimaanlagen
�� Sprinkleranlagen

Diese Klasse umfasst nicht:
�� Installation von Elektroheizungen (s. 45.31)

45330000

45.34 Sonstige
Bauinstallation

Diese Klasse umfasst:
�� Installation von Beleuchtungs- und Signal- 

anlagen für Straßen, Eisenbahnen, Flughäfen 
und Häfen

�� Installation von Ausrüstungen und Befestigungs-
elementen a.n.g. in Gebäuden und anderen 
Bauwerken

45234115
45316000
45340000
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NACE1,2

Abschnitt F Baugewerbe CPV Code
45.4 Sonstiger Ausbau 45400000

45.41 Anbringen von  
Stuckaturen,  
Gipserei und
Verputzerei

Diese Klasse umfasst:
�� Stuck-, Gips- und Verputzarbeiten einschließlich 

damit verbundener Lattenschalung in und an 
Gebäuden und anderen Bauwerken

45410000

45.42 Bautischlerei und 
‑schlosserei

Diese Klasse umfasst:
�� Einbau von fremdbezogenen Türen, Toren, 

Fenstern, Rahmen und Zargen, Einbauküchen, 
Treppen, Ladeneinrichtungen uÄ aus Holz oder 
anderem Material

�� Einbau von Decken, Wandvertäfelungen, 
beweglichen Trennwänden uÄ Innenausbau- 
arbeiten

Diese Klasse umfasst nicht:
�� Verlegen von Parkett- und anderen Holzböden 

(s. 45.43)

45420000

45.43 Fußboden-,  
Fliesen- und  
Plattenlegerei/
Tapezierer,  
Raumausstattung

Diese Klasse umfasst:
�� Verlegen von:
�� Fußboden und Wandfliesen oder -platten aus 

Keramik, Beton oder Stein
�� Parkett- und anderen Holzböden
�� Teppich- und Bodenbelägen aus Linoleum
�� auch aus Kautschuk oder Kunststoff
�� Terrazzo-, Marmor-, Granit- oder Schie-

fer‑Boden oder -Wandbelägen
�� Tapeten

45430000

45.44 Maler- und
Glasergewerbe/ 
Maler und  
Anstreicher,
Glaser

Diese Klasse umfasst:
�� Innen- und Außenanstrich von Gebäuden
�� Anstrich von Hoch- und Tiefbauten
�� Ausführung von Glaserarbeiten einschließlich 

Einbau von Glasverkleidungen, Spiegeln usw.
Diese Klasse umfasst nicht:
�� Fenstereinbau (s. 45.42)

45440000

45.45 Sonstiger Ausbau 
a.n.g.

Diese Klasse umfasst:
�� Einbau von Swimmingpools
�� Fassadenreinigung
�� Sonstige Baufertigstellung und Ausbauarbeiten 

a.n.g.
Diese Klasse umfasst nicht:
�� Innenreinigung von Gebäuden und anderen 

Bauwerken (s. 74.70)

45212212 
und  
DA04
45450000

45.5 Vermietung von 
Baumaschinen und 
‑geräten mit  
Bedienungs- 
personal

45500000

45.50 Vermietung von 
Baumaschinen  
und ‑geräten mit 
Bedienungs- 
personal

Diese Klasse umfasst nicht:
�� Vermietung von Baumaschinen und ‑geräten 

ohne Bedienungspersonal (s. 71.32)

45500000
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Anhang II  
Bauaufträge nach § 4 Abs. 2 und 3

Errichtung von Krankenhäusern

Sportanlagen

Erholungsanlagen

Freizeitanlagen

Schulen und Hochschulen 

Verwaltungsgebäuden
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Anhang III  
Liste der zentralen öffentlichen Auftraggeber*

.	1.	 Bundeskanzleramt
	2.	 Bundesministerium für öffentlichen Dienst und Sport
	3.	 Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres
	4.	 Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz
	5.	 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung
	6.	 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort
	7.	 Bundesministerium für Finanzen
	8.	 Bundesministerium für Inneres
	9.	 Bundesministerium für Landesverteidigung**)
	10.	Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus
	11.	 Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz
	12.	Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie
	13.	AIT Austrian Institute of Technology GmbH
	14.	Bundesbeschaffung Ges. m. b. H.
	15.	Bundesrechenzentrum Ges. m. b. H

*) 	 Sofern sich aufgrund einer Änderung des Bundesministeriengesetzes  1986 (BMG), BGBl  Nr.  76/1986, Änderungen im 
Zusammenhang mit den nachfolgend aufgeführten Bundesministerien ergeben, so treten an Stelle der im Anhang genannten  
Bundesministerien deren Nachfolger. Sofern sich Änderungen im Zusammenhang mit anderen im Anhang genannten zent-
ralen öffentlichen Auftraggebern ergeben, so treten an deren Stelle ihre Rechtsnachfolger.

**) Vgl. dazu die Warenliste in Anhang IV.
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Anhang IV  
Verzeichnis der in § 12 Abs. 1 Z 1 genannten Waren  
im Bereich der Verteidigung*

Die Klassifikation der Warenbereiche erfolgt gemäß dem Internationalen Übereinkommen über das  
Harmonisierte System zur Bezeichnung und Kodierung der Waren.

Kapitel 25: Salz; Schwefel; Steine und Erden; Gips, Kalk und Zement

Kapitel 26: Metallurgische Erze sowie Schlacken und Aschen

Kapitel 27: Mineralische Brennstoffe, Mineralöle und Erzeugnisse ihrer Destillation; bituminöse Stoffe; Mineralwachse
ausgenommen:
aus 27.10: Spezialtreibstoffe

Kapitel 28: Anorganische chemische Erzeugnisse; anorganische oder organische Verbindungen von Edelmetallen,  
radioaktiven Elementen, Metallen der seltenen Erden und Isotopen
ausgenommen:
aus 28.09
aus 28.13
aus 28.14
aus 28.28
aus 28.32
aus 28.39
aus 28.50
aus 28.51
aus 28.54

Sprengstoffe
Sprengstoffe
Tränengas
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Sprengstoffe

Kapitel 29: Organische chemische Erzeugnisse
ausgenommen:

aus 29.03
aus 29.04
aus 29.07
aus 29.08
aus 29.11
aus 29.12
aus 29.13
aus 29.14
aus 29.15
aus 29.21
aus 29.22
aus 29.23
aus 29.26
aus 29.27
aus 29.29

Sprengstoffe
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Sprengstoffe
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Toxikologische Erzeugnisse
Sprengstoffe
Toxikologische Erzeugnisse
Sprengstoffe

Kapitel 30: Pharmazeutische Erzeugnisse

Kapitel 31: Düngemittel

Kapitel 32: Gerb- und Farbstoffauszüge; Tannine und ihre Derivate; Farbstoffe, Farben, Anstrichfarben; Lacke und 
Färbemittel; Kitte; Tinten

Kapitel 33: Ätherische Öle und Resinoide; zubereitete Riech-, Körperpflege- und Schönheitsmittel

*) 	 Vgl. dazu die Warenliste in Anhang  I, Nummer  3 des Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen,  
ABl. Nr. L 336 vom 23.12.1994 S. 273.
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Kapitel 34: Seifen, organische grenzflächenaktive Stoffe, zubereitete Waschmittel und Waschhilfsmittel,  
zubereitete Schmiermittel, künstliche Wachse, zubereitete Wachse, Schuhcreme, Scheuerpulver  
und dergleichen, Kerzen und ähnliche Erzeugnisse, Modelliermassen und „Dentalwachs“

Kapitel 35: Eiweißstoffe; Klebstoffe; Enzyme

Kapitel 37: Erzeugnisse zu photographischen und kinematographischen Zwecken

Kapitel 38: Verschiedene Erzeugnisse der chemischen Industrie
ausgenommen:

aus 38.19 Toxikologische Erzeugnisse

Kapitel 39: Kunststoffe, Zelluloseäther und -ester, künstliche Resinoide und Waren daraus
ausgenommen:

aus 39.03 Sprengstoffe

Kapitel 40: Kautschuk (Naturkautschuk, synthetischer Kautschuk und Faktis) und Kautschukwaren
ausgenommen:
aus 40.11 kugelsichere Reifen

Kapitel 41: Häute und Felle (andere als Pelzfelle) und Leder

Kapitel 42: Lederwaren, Sattlerwaren, Reiseartikel, Handtaschen und ähnliche Behältnisse, Waren aus Därmen

Kapitel 43: Pelzfelle und künstliches Pelzwerk; Waren daraus

Kapitel 44: Holz, Holzkohle und Holzwaren

Kapitel 45: Kork und Korkwaren

Kapitel 46: Flechtwaren und Korbmacherwaren

Kapitel 47: Ausgangsstoffe für die Papierherstellung

Kapitel 48: Papier und Pappe, Waren aus Papierhalbstoff, Papier oder Pappe

Kapitel 49: Waren des Buchhandels und Erzeugnisse des graphischen Gewerbes

Kapitel 65: Kopfbedeckungen und Teile davon

Kapitel 66: Regenschirme, Sonnenschirme, Gehstöcke, Peitschen, Reitpeitschen und Teile davon

Kapitel 67: Zugerichtete Federn und Daunen und Waren aus Federn oder Daunen; künstliche Blumen; 
Waren aus Menschenhaaren

Kapitel 68: Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stoffen

Kapitel 69: Keramische Waren

Kapitel 70: Glas und Glaswaren

Kapitel 71: Echte Perlen, Edelsteine, Schmucksteine und dergleichen, Edelmetalle, Edelmetallplattierungen,  
Waren daraus; Phantasieschmuck

Kapitel 73: Eisen und Stahl und Waren daraus

Kapitel 74: Kupfer und Waren daraus

Kapitel 75: Nickel und Waren daraus

Kapitel 76: Aluminium und Waren daraus

Kapitel 77: Magnesium und Beryllium und Waren daraus

Kapitel 78: Blei und Waren daraus

Kapitel 79: Zink und Waren daraus

Kapitel 80: Zinn und Waren daraus

Kapitel 81: Andere unedle Metalle und Waren daraus

Kapitel 82: Werkzeuge, Messerschmiedewaren und Essbestecke aus unedlen Metallen
ausgenommen:
aus 82.05
aus 82.07

Werkzeuge

Werkzeugteile

Kapitel 83: Verschiedene Waren aus unedlen Metallen
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Kapitel 84: Kessel, Maschinen, Apparate und mechanische Geräte und Teile davon
ausgenommen:

aus 84.06
aus 84.08
aus 84.45
aus 84.53
aus 84.55
aus 84.59

Motoren
Andere Triebwerke
Maschinen
Automatische Datenverarbeitungsmaschinen
Teile für Maschinen der Tarif‑Nr. 84.53
Kernreaktoren

Kapitel 85: Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte und Teile davon
ausgenommen:
aus 85.13 Telekommunikationsausrüstung

aus 85.15 Sendegeräte

Kapitel 86: Schienenfahrzeuge, ortsfestes Gleismaterial, nicht elektrische mechanische Signalvorrichtungen für Ver-
kehrswege
ausgenommen:

aus 86.02
aus 86.03
aus 86.05
aus 86.06
aus 86.07

gepanzerte Lokomotiven, elektrisch
andere gepanzerte Lokomotiven
gepanzerte Wagen
Werkstattwagen
Wagen

Kapitel 87: Zugmaschinen, Kraftwagen, Krafträder, Fahrräder und andere nicht schienengebundene Landfahr- 
zeuge
ausgenommen:

aus 87.01
aus 87.02
aus 87.03
aus 87.08
aus 87.09
aus 87.14

Zugmaschinen
Militärfahrzeuge
Abschleppwagen
Panzer und andere gepanzerte Fahrzeuge
Krafträder
Anhänger

Kapitel 89: Wasserfahrzeuge und schwimmende Vorrichtungen
ausgenommen:
aus 89.01A Kriegsschiffe

Kapitel 90: Optische, photographische und kinematographische Instrumente, Apparate und Geräte; Mess-,  
Prüf- und Präzisionsinstrumente, ‑apparate und ‑geräte; medizinische und chirurgische Instrumente,  
Apparate und Geräte
ausgenommen:
aus 90.05
aus 90.11
aus 90.13
aus 90.14
aus 90.17
aus 90.18
aus 90.19
aus 90.20
aus 90.28

Ferngläser
Mikroskope
Verschiedene Instrumente, Laser
Entfernungsmesser
Medizinische Instrumente
Apparate und Geräte für Mechanotherapie
Orthopädische Apparate
Röntgenapparate und ‑geräte
Elektrische oder elektronische Messinstrumente

Kapitel 91: Uhrmacherwaren

Kapitel 92: Musikinstrumente, Tonaufnahme- oder Tonwiedergabegeräte, Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte oder 
Bild- und Tonwiedergabegeräte für das Fernsehen, Teile und Zubehör für diese Instrumente und Geräte

Kapitel 94: Möbel; medizinisch-chirurgische Möbel; Bettausstattungen und ähnliche Waren
ausgenommen:
aus 94.01A Sitze für Luftfahrzeuge

Kapitel 95: Bearbeitete Schnitz- und Formstoffe, Waren aus Schnitz- und Formstoffen

Kapitel 96: Besen, Bürsten, Pinsel, Puderquasten und Siebwaren

Kapitel 98: Verschiedene Waren
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Anhang V  
Anforderungen an die Instrumente und Vorrichtungen für die  
elektronische Entgegennahme von Angeboten, Teilnahmeanträgen, 
Prüfanträgen sowie Plänen und Entwürfen für Wettbewerbe

Die Instrumente und Vorrichtungen für die elektronische Entgegennahme von Angeboten, Teilnahme-
anträgen, von Prüfanträgen sowie Plänen und Entwürfen bei Wettbewerben müssen mittels geeigneter 
technischer Mittel und entsprechender Verfahren gewährleisten, dass

1.	 der Zeitpunkt (Datum und Uhrzeit) des Einganges der Angebote, der Teilnahmeanträge, der Prüf-
anträge und der Wettbewerbsarbeiten genau bestimmt werden kann,

2.	 es als sicher gelten kann, dass niemand vor den festgesetzten Terminen Zugang zu den gemäß 
den vorliegenden Anforderungen übermittelten Daten haben kann,

3.	 die Zeitpunkte der Öffnung der eingegangenen Daten ausschließlich von den ermächtigten Per- 
sonen festgelegt oder geändert werden können,

4.	 in den verschiedenen Phasen des Vergabeverfahrens nur die ermächtigten Personen Zugang zu 
allen vorgelegten Daten – bzw. zu einem Teil dieser Daten – haben,

5.	 nur die ermächtigten Personen Zugang zu den übermittelten Daten, und zwar erst nach dem fest-
gesetzten Zeitpunkt, gewähren dürfen,

6.	 die eingegangenen und gemäß den vorliegenden Anforderungen geöffneten Angaben ausschließ-
lich den zur Kenntnisnahme ermächtigten Personen zugänglich bleiben und

7.	 es bei einem Verstoß oder versuchten Verstoß gegen die Zugangsverbote oder -bedingungen 
gemäß den Z 2 bis 6 als sicher gelten kann, dass sich der Verstoß oder versuchte Verstoß ein- 
deutig aufdecken lässt.
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Anhang VI  
In die Bekanntmachung gemäß § 56 und in die Bekanntgabe  
gemäß § 61 aufzunehmende Angaben

Teil A 
In Bekanntmachungen über die Veröffentlichung von  
Vorinformationen in einem Beschafferprofil aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftrag- 
gebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
3.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen 
ist oder vorgesehen werden kann.

4.	 CPV-Codes.
5.	 Internet-Adresse (URL) des „Beschafferprofils“.
6.	 Datum der Absendung der Bekanntmachung der Vorinformation im Beschafferprofil.

Teil B 
In der Vorinformation aufzuführende Angaben

I. Obligatorische Angaben
1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 

NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftrag- 
gebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 E-Mail- oder Internet-Adresse, über die die Ausschreibungsunterlagen unentgeltlich, uneinge- 
schränkt, vollständig und unmittelbar abgerufen werden können. Ist ein unentgeltlicher, unein- 
geschränkter, vollständiger und unmittelbarer Zugang nicht möglich, so ist darauf hinzuweisen, wie 
die Ausschreibungsunterlagen abgerufen werden können.

3.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
4.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen 
ist oder vorgesehen werden kann.

5.	 CPV-Codes. Bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für jedes Los 
anzugeben.

6.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauaufträgen beziehungsweise 
NUTS-Code für den Haupterfüllungsort für Lieferungen und Leistungen bei Liefer- und Dienst- 
leistungsaufträgen. bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für 
jedes Los anzugeben.

7.	 Kurzbeschreibung der Beschaffung: Art und Umfang der Bauarbeiten, Art und Menge beziehungs-
weise Wert der Lieferungen, Art und Umfang der Dienstleistungen.

8.	 Wenn die Vorinformation nicht als Bekanntmachung dient, voraussichtlicher Zeitpunkt der Ver- 
öffentlichung der Auftragsbekanntmachung für den (die) in der Vorinformation genannten Auftrag 
(Aufträge).

9.	 Tag der Absendung der Bekanntmachung.
10.	Sonstige einschlägige Auskünfte.
11.	 Hinweis darauf, ob der Auftrag unter das GPA fällt oder nicht.
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II. Zu erteilende zusätzliche Auskünfte,  
wenn die Vorinformation als Bekanntmachung dient

1.	 Hinweis darauf, dass interessierte Unternehmer dem öffentlichen Auftraggeber ihr Interesse an 
dem Auftrag (den Aufträgen) bekunden sollten.

2.	 Art des Vergabeverfahrens (nichtoffene Verfahren, ob mit oder ohne dynamisches Beschaffungs-
system, oder Verhandlungsverfahren).

3.	 Gegebenenfalls Angaben, ob
a)	 eine Rahmenvereinbarung geschlossen wird;
b)	 ein dynamisches Beschaffungssystem zum Einsatz kommt.

4.	 Soweit bereits bekannt, Zeitrahmen für die Bereitstellung der Produkte beziehungsweise die Aus-
führung der Bauarbeiten oder Dienstleistungen und, soweit möglich, Laufzeit des Auftrags.

5.	 Soweit bereits bekannt, Teilnahmebedingungen, einschließlich
a)	 gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt, der geschützten 

Werkstätten vorbehalten ist, oder bei dem die Ausführung nur im Rahmen von Programmen für 
geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf;

b)	 gegebenenfalls Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist;

c)	 einer Kurzbeschreibung der Eignungskriterien.
6.	 Soweit bereits bekannt, Kurzbeschreibung der Zuschlagskriterien.
7.	 Soweit bereits bekannt, geschätzte Gesamtgrößenordnung des (der) Auftrags (Aufträge); bei 

Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für jedes Los anzugeben.
8.	 Fristen für den Eingang der Interessenbekundungen.
9.	 Anschrift, an die die Interessenbekundungen zu richten sind.
10.	Sprache oder Sprachen, in denen die Teilnahmeanträge beziehungsweise Angebote abzugeben sind.
11.	 Gegebenenfalls Angaben, ob

a)	 eine elektronische Einreichung der Angebote oder Anträge auf Teilnahme gefordert beziehungs-
weise akzeptiert wird;

b)	 Aufträge elektronisch erteilt werden;
c)	 die Rechnungstellung elektronisch erfolgt;
d)	 die Zahlung elektronisch erfolgt.

12.	Angaben darüber, ob der Auftrag mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben be- 
ziehungsweise Programm im Zusammenhang steht.

13.	Name und Anschrift der für Nachprüfungen und gegebenenfalls für Mediationsverfahren zustän-
digen Stelle; genaue Angaben zu den Fristen für Nachprüfungsverfahren oder erforderlichen- 
falls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle, bei der diese 
Informationen erhältlich sind.

Teil C 
In der Auftragsbekanntmachung aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftrag- 
gebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 E-Mail- oder Internet-Adresse, über die die Ausschreibungsunterlagen unentgeltlich, uneinge-
schränkt, vollständig und unmittelbar abgerufen werden können. Ist ein unentgeltlicher, uneinge-
schränkter, vollständiger und unmittelbarer Zugang nicht möglich, so ist darauf hinzuweisen, wie 
die Ausschreibungsunterlagen abgerufen werden können.

3.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
4.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen 
ist.

5.	 CPV-Codes. Bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für jedes Los 
anzugeben.
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6.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauaufträgen beziehungsweise 
NUTS-Code für den Haupterfüllungsort für Lieferungen und Leistungen bei Liefer- und Dienst- 
leistungsaufträgen. bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für 
jedes Los anzugeben.

7.	 Beschreibung der Beschaffung: Art und Umfang der Bauarbeiten, Art und Menge der Lieferungen, 
Art und Umfang der Dienstleistungen. Bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese 
Informationen für jedes Los anzugeben; gegebenenfalls Beschreibung etwaiger Optionen.

8.	 Geschätzte Gesamtgrößenordnung des (der) Auftrags (Aufträge); bei Unterteilung des Auftrags in 
mehrere Lose sind diese Informationen für jedes Los anzugeben.

9.	 Zulässigkeit oder Verbot von Änderungsvorschlägen.
10.	Zeitrahmen für die Bereitstellung beziehungsweise Ausführung der Lieferungen, Bauarbeiten oder 

Dienstleistungen und, soweit möglich, Laufzeit des Auftrags.
11.	 Bei Rahmenvereinbarungen Angabe der vorgesehenen Laufzeit der Vereinbarung, gegebenen-

falls unter Angabe der Gründe für eine etwaige Laufzeit von mehr als vier Jahren. Soweit mög-
lich, Angabe des Werts oder der Größenordnung und der Häufigkeit der zu vergebenden Aufträge 
sowie gegebenenfalls vorgeschlagene Höchstzahl der teilnehmenden Unternehmer.

12.	Bei einem dynamischen Beschaffungssystem Angabe der vorgesehenen Dauer des Bestehens 
dieses Systems. Soweit möglich, Angabe des Werts oder der Größenordnung und der Häufigkeit 
der zu vergebenden Aufträge.

13.	Teilnahmebedingungen, darunter
a)	 gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt, der geschützten 

Werkstätten vorbehalten ist, oder bei dem die Ausführung nur im Rahmen von Programmen für 
geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf;

b)	 gegebenenfalls Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist; Hinweis auf die 
entsprechende Rechts- oder Verwaltungsvorschrift;

c)	 Liste und Kurzbeschreibung der die persönliche Lage der Unternehmer betreffenden Kriterien, 
die zu ihrem Ausschluss führen können, sowie der Eignungskriterien; etwaige einzuhaltende 
Mindeststandards; Angabe der Informationserfordernisse (Eigenerklärungen, Unterlagen).

14.	Art des Vergabeverfahrens; gegebenenfalls Rechtfertigungsgründe für ein beschleunigtes Ver- 
fahren (für offene und nichtoffene Verfahren und Verhandlungsverfahren).

15.	Gegebenenfalls Angaben, ob
a)	 eine Rahmenvereinbarung geschlossen wird;
b)	 ein dynamisches Beschaffungssystem zum Einsatz kommt;
c)	 eine elektronische Auktion stattfindet (bei offenen oder nichtoffenen Verfahren oder Verhand-

lungsverfahren).
16.	Falls der Auftrag in mehrere Lose unterteilt ist, Angabe, ob die Möglichkeit besteht, Angebote für 

eines, mehrere oder alle Lose einzureichen; Angabe einer etwaigen Begrenzung der Zahl der 
Lose, die an einen Bieter vergeben werden können. Wird ein Auftrag nicht in Lose aufgeteilt,  
Angabe der Gründe hierfür, es sei denn, dass diese Information im Vergabevermerk enthalten ist.

17.	Für nichtoffene Verfahren, Verhandlungsverfahren, den wettbewerblichen Dialog oder Innova- 
tionspartnerschaften, falls von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, die Anzahl der Bewerber, 
die zur Abgabe eines Angebots, zu Verhandlungen oder zum Dialog aufgefordert werden sollen, 
zu verringern: Mindestanzahl und gegebenenfalls auch Höchstanzahl der Bewerber und objektive 
Kriterien für die Auswahl der jeweiligen Bewerber.

18.	Bei einem Verhandlungsverfahren, einem wettbewerblichen Dialog oder einer Innovationspartner-
schaft gegebenenfalls Angabe, dass das Verfahren in aufeinander folgenden Etappen abgewickelt 
wird, um die Zahl der zu verhandelnden Angebote beziehungsweise der zu erörternden Lösungen 
schrittweise zu verringern.

19.	Gegebenenfalls zusätzliche Bedingungen für die Ausführung des Auftrags.
20.	Zuschlagskriterien: Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des Preises ermittelt 

wird, geht, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für das technisch und wirtschaftlich güns-
tigste Angebot sowie deren Gewichtung genannt werden, falls sie nicht in den Spezifikationen 
beziehungsweise im Fall des wettbewerblichen Dialogs in der Beschreibung enthalten sind.
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21.	Frist für den Eingang der Angebote (offenes Verfahren) oder der Teilnahmeanträge (nichtoffene 
Verfahren, Verhandlungsverfahren, dynamische Beschaffungssysteme, wettbewerbliche Dialoge, 
Innovationspartnerschaften).

22.	Anschrift, an die die Angebote beziehungsweise Teilnahmeanträge zu richten sind.
23.	Bei offenen Verfahren:

a)	 Bindefrist;
b)	 Datum, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote;
c)	 Personen, die bei der Öffnung anwesend sein dürfen.

24.	Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teilnahmeanträge abzufassen sind.
25.	Gegebenenfalls Angaben, ob

a)	 eine elektronische Einreichung der Angebote oder Anträge auf Teilnahme akzeptiert wird;
b)	 Aufträge elektronisch erteilt werden;
c)	 eine elektronische Rechnungstellung akzeptiert wird;
d)	 die Zahlung elektronisch erfolgt.

26.	Angaben darüber, ob der Auftrag mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben bezie-
hungsweise Programm im Zusammenhang steht.

27.	Name und Anschrift der für Nachprüfungen und gegebenenfalls für Mediationsverfahren zuständig- 
en Stelle; genaue Angaben zu den Fristen für Nachprüfungsverfahren beziehungsweise gegebe-
nenfalls Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle, bei der diese 
Informationen erhältlich sind.

28.	Daten und Angaben zu früheren Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union, die für 
den (die) bekanntgegebenen Auftrag (Aufträge) relevant sind.

29.	Bei wiederkehrenden Aufträgen Angaben zum geplanten Zeitpunkt für die Veröffentlichung weite-
rer Bekanntmachungen.

30.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
31.	Hinweis darauf, ob der Auftrag unter das GPA fällt oder nicht.
32.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

Teil D 
In der Vergabebekanntmachung aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließ- 
lich NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auf-
traggebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
3.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen ist.
4.	 CPV-Codes.
5.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauaufträgen beziehungsweise 

NUTS-Code für den Haupterfüllungsort für Lieferungen und Leistungen bei Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen.

6.	 Beschreibung der Beschaffung: Art und Umfang der Bauarbeiten, Art und Menge der Lieferungen, 
Art und Umfang der Dienstleistungen. Bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese 
Informationen für jedes Los anzugeben; gegebenenfalls Beschreibung etwaiger Optionen.

7.	 Art des Vergabeverfahrens; im Fall von Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung 
Begründung.

8.	 Gegebenenfalls Angaben, ob
a)	 eine Rahmenvereinbarung geschlossen wurde;
b)	 ein dynamisches Beschaffungssystem zum Einsatz gekommen ist.

9.	 Bei der Vergabe des Auftrags beziehungsweise der Aufträge angewandtes Kostenmodell oder 
angewandte Zuschlagskriterien. Gegebenenfalls Angabe, ob eine elektronische Auktion stattge-
funden hat (bei offenen oder nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren).

10.	Datum des Abschlusses des Auftrags (der Aufträge) im Anschluss an dessen (deren) Vergabe 
beziehungsweise Datum der Rahmenvereinbarung(en) im Anschluss an die Entscheidung über 
deren Abschluss.
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11.	 Anzahl der für jede Vergabe eingegangenen Angebote, darunter
a)	 Anzahl der Angebote kleiner und mittlerer Unternehmen,
b)	 Anzahl der Angebote aus einem anderen Mitgliedstaat oder aus einem Drittland,
c)	 Anzahl der elektronisch übermittelten Angebote.

12.	Für jede Zuschlagerteilung Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, Telefon- und Faxnummer, 
E-Mail- und Internet-Adresse des (der) erfolgreichen Bieters (Bieter), darunter
a)	 Angabe, ob der erfolgreiche Bieter ein kleines oder mittleres Unternehmen ist,
b)	 Angabe, ob der Auftrag an eine Gruppe von Unternehmern (gemeinsames Unternehmen, Kon-

sortium oder andere) vergeben wurde.
13.	Wert des (der) erfolgreichen Angebots (Angebote) oder das höchste und das niedrigste Angebot, 

die bei der Vergabe berücksichtigt wurden.
14.	Gegebenenfalls für jede Zuschlagserteilung Wert und Teil des Auftrags, der voraussichtlich an  

Dritte weitervergeben wird.
15.	Angaben darüber, ob der Auftrag mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben be- 

ziehungsweise Programm im Zusammenhang steht.
16.	Name und Anschrift der für Nachprüfungen und gegebenenfalls für Mediationsverfahren zustän-

digen Stelle; genaue Angaben zu den Fristen für die Nachprüfungsverfahren beziehungsweise 
gegebenenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle,  
bei der diese Informationen erhältlich sind.

17.	Daten und Angaben zu früheren Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union, die für 
den (die) bekanntgegebenen Auftrag (Aufträge) relevant sind.

18.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
19.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

Teil E 
In Wettbewerbsbekanntmachungen aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftrag- 
gebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 E-Mail- oder Internet-Adresse, über die die Wettbewerbsunterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt, 
vollständig und unmittelbar abgerufen werden können. Ist ein unentgeltlicher, uneingeschränkter, 
vollständiger und unmittelbarer Zugang nicht möglich, so ist darauf hinzuweisen, wie die Wett- 
bewerbsunterlagen abgerufen werden können.

3.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
4.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen 
ist.

5.	 CPV-Codes. Bei Unterteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für jedes Los 
anzugeben.

6.	 Beschreibung der Hauptmerkmale des Projekts.
7.	 Gegebenenfalls Anzahl und Wert der Preise.
8.	 Art des Wettbewerbs (offen oder nichtoffen).
9.	 Bei einem offenen Wettbewerb Frist für die Einreichung von Projekten.
10.	Bei einem nichtoffenen Wettbewerb:

a)	 gewünschte Teilnehmerzahl;
b)	 gegebenenfalls Namen der bereits ausgewählten Teilnehmer;
c)	 Kriterien für die Auswahl der Teilnehmer;
d)	 Frist für die Einreichung der Teilnahmeanträge.

11.	 Gegebenenfalls Angabe, ob die Teilnahme einem bestimmten Berufsstand vorbehalten ist.
12.	Kriterien für die Bewertung der Projekte.
13.	Angabe, ob die Entscheidung des Preisgerichts für den öffentlichen Auftraggeber bindend ist.
14.	Gegebenenfalls Angabe der an alle Teilnehmer zu leistenden Zahlungen.
15.	Angabe, ob die Aufträge im Anschluss an den Wettbewerb an den/die Gewinner des Wettbewerbs 

vergeben werden können oder nicht.
16.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
17.	Sonstige einschlägige Auskünfte.
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Teil F 
In Bekanntmachungen über die Ergebnisse  
eines Wettbewerbs aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließ-
lich NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auf- 
traggebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Art und Haupttätigkeit des öffentlichen Auftraggebers.
3.	 Gegebenenfalls Hinweis darauf, dass es sich bei dem öffentlichen Auftraggeber um eine zentrale 

Beschaffungsstelle handelt oder dass eine andere Form gemeinsamer Beschaffung vorgesehen 
ist.

4.	 CPV-Codes.
5.	 Beschreibung der Hauptmerkmale des Projekts.
6.	 Wert der Preise.
7.	 Art des Wettbewerbs (offen oder nichtoffen).
8.	 Kriterien für die Bewertung der Projekte.
9.	 Datum der Entscheidung des Preisgerichts.
10.	Anzahl der Teilnehmer

a)	 Anzahl der Teilnehmer, bei denen es sich um KMU handelt;
b)	 Anzahl der ausländischen Teilnehmer.

11.	 Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-
Adresse des Gewinners (der Gewinner) des Wettbewerbs und Angabe dazu, ob es sich beim 
Gewinner (den Gewinnern) um kleine und mittlere Unternehmen handelt.

12.	Angaben darüber, ob der Wettbewerb mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben be- 
ziehungsweise Programm im Zusammenhang steht.

13.	Daten und Angaben zu früheren Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union, die für 
das (die) bekanntgegebene(n) Projekt (Projekte) relevant sind.

14.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
15.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

Teil G 
In Bekanntmachungen von Änderungen eines Auftrags  
während seiner Laufzeit aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftragge-
bers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 CPV-Codes.
3.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauaufträgen beziehungsweise 

NUTS-Code für den Haupterfüllungsort für Lieferungen und Leistungen bei Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen.

4.	 Beschreibung des Auftrags vor und nach der Änderung: Art und Umfang der Bauarbeiten, Art und 
Menge beziehungsweise Wert der Lieferungen, Art und Umfang der Dienstleistungen.

5.	 Die etwaige durch die Änderung bedingte Preiserhöhung.
6.	 Beschreibung der Umstände, die die Änderung erforderlich gemacht haben.
7.	 Tag der Entscheidung über die Auftragsvergabe.
8.	 Gegebenenfalls Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, Telefon- und Faxnummer, E-Mail- 

und Internet-Adresse des (der) neuen Unternehmer(s).
9.	 Angaben darüber, ob der Auftrag mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben be- 

ziehungsweise Programm im Zusammenhang steht.
10.	Name und Anschrift der Aufsichtsstelle und der für Nachprüfungen und gegebenenfalls für Me- 

diationsverfahren zuständigen Stelle. Genaue Angaben zu den Fristen für Nachprüfungsver- 
fahren beziehungsweise gegebenenfalls Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer und E-Mail-
Adresse der Stelle, bei der diese Informationen erhältlich sind.

11.	 Daten und Angaben zu früheren Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union, die für 
den (die) bekanntgegebenen Auftrag (Aufträge) relevant sind.

12.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
13.	Sonstige einschlägige Auskünfte.
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Teil H 
In Bekanntmachungen von Aufträgen für soziale und  
andere besondere Dienstleistungen aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftraggebers.

2.	 NUTS-Code für die Hauptbaustelle bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-Code für den Haupt-
erfüllungsort bei Lieferungen und Dienstleistungen.

3.	 Kurzbeschreibung des betreffenden Auftrags einschließlich der CPV-Codes.
4.	 Teilnahmebedingungen, darunter gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen Auftrag handelt, 

der geschützten Werkstätten vorbehalten ist oder bei dem die Ausführung nur im Rahmen von 
Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf, und gegebenenfalls An- 
gabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist.

5.	 Frist(en) für die Kontaktierung des öffentlichen Auftraggebers im Hinblick auf die Teilnahme.
6.	 Kurzbeschreibung der wichtigsten Merkmale des Vergabeverfahrens.

Teil I 
In Vorinformationen für soziale und  
andere besondere Dienstleistungen aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftraggebers.

2.	 Kurzbeschreibung des betreffenden Auftrags einschließlich des geschätzten Gesamtwerts des 
Auftrags und der beziehungsweise der Code(s) der CPV-Nomenklatur.

3.	 Soweit bereits bekannt:
a)	 NUTS-Code für die Hauptbaustelle bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-Code für den 

Haupterfüllungsort bei Lieferungen und Dienstleistungen.
b)	 Zeitrahmen für die Bereitstellung der Lieferungen beziehungsweise die Ausführung der Bau- 

arbeiten oder Dienstleistungen und, soweit möglich, Laufzeit des Auftrags.
c)	 Teilnahmebedingungen, darunter gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen öffentlichen  

Auftrag handelt, der geschützten Werkstätten vorbehalten ist, oder bei dem die Ausführung nur 
im Rahmen von Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf, und  
gegebenenfalls Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist.

d)	 Kurzbeschreibung der wichtigsten Merkmale des Vergabeverfahrens.
4.	 Hinweis darauf, dass interessierte Unternehmer dem öffentlichen Auftraggeber ihr Interesse an 

dem Auftrag (den Aufträgen) mitteilen müssen, sowie Angabe der Frist für den Eingang der Inter-
essenbekundungen sowie der Anschrift, an die die Interessenbekundungen zu richten sind.

Teil J 
In Bekanntmachungen über die Vergabe von Aufträgen für soziale und  
andere besondere Dienstleistungen aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, E-Mail- und Internet-Adresse des öffentlichen Auftraggebers.

2.	 Kurzbeschreibung des betreffenden Auftrags einschließlich der Nummer(n) der CPV-Nomenklatur.
3.	 NUTS-Code für die Hauptbaustelle bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-Code für den Haupt-

erfüllungsort bei Lieferungen und Dienstleistungen.
4.	 Anzahl der eingegangenen Angebote.
5.	 Gezahlter Preis oder Preisspanne (Minimum/Maximum).
6.	 Für jeden vergebenen Auftrag Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, E-Mail- und Internet-

Adresse des (der) erfolgreichen Unternehmer(s).
7.	 Sonstige einschlägige Auskünfte.
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Anhang VII 
Vorgaben für die Veröffentlichung

1.	 Veröffentlichung der Bekanntmachungen
a)	 Die Standardformulare für Bekanntmachungen sind vom Auftraggeber an das Amt für Veröffent-

lichungen zu übermitteln. Sie werden gemäß den folgenden Bestimmungen veröffentlicht:
aa)	 Die Bekanntmachungen werden vom Amt für Veröffentlichungen oder im Fall der Vor- 

information bzw. einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung in einem 
Beschafferprofil vom Auftraggeber veröffentlicht.

bb)	 Der Auftraggeber kann alle Bekanntmachungen im Internet in einem „Beschafferprofil“ 
gemäß Z 2 lit. b veröffentlichen.

cc)	 Das Amt für Veröffentlichungen stellt dem Auftraggeber eine Bescheinigung über die Ver-
öffentlichung der Bekanntmachung aus.

2.	 Veröffentlichung zusätzlicher bzw. ergänzender Informationen
a)	 Der Auftraggeber veröffentlicht die Ausschreibung vollständig im Internet, sofern nicht ein  

Sonderfall gemäß den §§ 89 Abs. 3 bzw. 260 Abs. 3 vorliegt.
b)	Das Beschafferprofil kann Vorinformationen, regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachun-

gen, Angaben über laufende Ausschreibungen, geplante Aufträge, vergebene Aufträge, wider-
rufene Verfahren sowie alle sonstigen Informationen von allgemeinem Interesse wie Kontakt-
stelle, Telefon- und Faxnummer, Postanschrift und E-Mail-Adresse enthalten. Das Beschaffer-
profil kann ferner Bekanntmachungen im Wege einer Vorinformation bzw. einer regelmäßigen 
nichtverbindlichen Bekanntmachung enthalten.

3.	 Format und Verfahren für die elektronische Übermittlung der Bekanntmachungen
Format und Verfahren für die elektronische Übermittlung von Bekanntmachungen sind unter der 
Internetadresse „http://simap.europa.eu“ abrufbar.
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Anhang VIII  
Kerndaten

1. Abschnitt 
Kerndaten für die Bekanntmachung

1.	 Kerndaten für die Bekanntmachung einer Vorinformation, einer regelmäßigen nichtverbindlichen 
Bekanntmachung oder des Bestehens eines Prüfsystems
a)	 Name des Auftraggebers (alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber und deren Infor-

mationen gemäß lit. b und c sind in dem entsprechenden Kerndatenfeld anzugeben)
b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E‑GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 

vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)
c)	 Kontaktstelle des Auftraggebers (Name bzw Bezeichnung, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
d)	 Angabe, ob die Vorinformation für die Verkürzung der Angebotsfrist genutzt wird
e)	 Angabe, ob die Vorinformation, regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung oder die Be-

kanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems als Bekanntmachung der beabsichtigten 
Vergabe eines Auftrages verwendet wird (gilt als Aufforderung zur Mitteilung des Interesses)

f)	 Angabe, ob Angebote in elektronischer Form zu übermitteln sind (auch bei teilweise elektro- 
nischer Angebotsabgabe zu bejahen)

g)	 gegebenenfalls URL auf Kommunikationsplattform
h)	 URL auf Ausschreibungsunterlagen oder auf Informationen, wie Ausschreibungsunterlagen zur 

Verfügung gestellt werden (soweit bekannt)
i)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
j)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
k)	 Art des Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
l)	 Bezeichnung des Auftrages
m)	Kurze Beschreibung des Auftrages
n)	 NUTS‑Code des Erfüllungsortes bzw. des Hauptortes der Ausführung
o)	 Bei Vorinformation oder regelmäßiger nichtverbindlicher Bekanntmachung: Angabe, ob Auftrag 

in Lose aufgeteilt wird
p)	 Bei Zielschuldverhältnissen: in Aussicht genommener Erfüllungszeitpunkt (TT/MM/JJJJ; An- 

gabe nur, soweit bekannt)
q)	 Bei Dauerschuldverhältnissen: Laufzeit des Vertrages (in Monaten oder Tagen; Angabe nur, 

soweit bekannt)
r)	 Endzeitpunkt des dynamischen Beschaffungssystems bzw. des Prüfsystems (TT/MM/JJJJ; An-

gabe nur, soweit bekannt)
s)	 Angabe des geplanten Ausführungsbeginns (TT/MM/JJJJ; Angabe nur, soweit bekannt)
t)	 Angabe, ob der Auftrag Unternehmen gemäß den §§ 23 bzw. 196 vorbehalten ist bzw. gemäß 

dieser Bestimmung im Rahmen von Programmen mit geschützten Beschäftigungsverhältnissen 
zu erbringen ist

u)	 Angabe, ob am Vergabeverfahren über einen besonderen Dienstleistungsauftrag nur partizipa-
torische Organisationen gemäß den §§ 152 bzw. 313 teilnehmen dürfen

v)	 gegebenenfalls Angabe, ob das Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässig-
keit der Ausübung einer Tätigkeit besteht

w)	Bezeichnung der Verfahrensart (Offenes Verfahren, nicht offenes Verfahren, Verhandlungsver-
fahren, wettbewerblicher Dialog, Innovationspartnerschaft, Besonderer Dienstleistungsauf- 
trag, dynamisches Beschaffungssystem)

x)	 gegebenenfalls Angabe, ob eine Rahmenvereinbarung mit einem Unternehmer oder eine Rah-
menvereinbarung mit mehreren Unternehmern abgeschlossen werden soll

y)	 Bei Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation oder regelmäßigen nichtverbindlichen Be-
kanntmachung: Schlusstermin für den Eingang der Interessensmitteilungen (TT/MM/JJJJ, 
hh:mm)

z)	 Gegebenenfalls URL auf Widerrufsentscheidung
z1) Gegebenenfalls Ende der Stillhaltefrist bei Widerrufsentscheidung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)
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z2) Gegebenenfalls URL auf Widerrufserklärung (TT/MM/JJJJ)
z3) Gegebenenfalls Tag der Absendung der Vorinformation, der regelmäßigen nichtverbindlichen 

Bekanntmachung oder der Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems an das 
Amt für Veröffentlichungen (TT/MM/JJJJ)

z4) Tag der erstmaligen Verfügbarkeit der Vorinformation, der regelmäßigen nichtverbind- 
lichen Bekanntmachung oder der Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems  
(TT/MM/JJJJ)

z5) Angabe des Zeitpunktes der letzten Änderung der Ausschreibung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)
2.	 Kerndaten für die Bekanntmachung von zu vergebenden Aufträgen, Rahmenvereinbarungen und 

die Einrichtung bzw. Einstellung von dynamischen Beschaffungssystemen
a)	 Name des Auftraggebers (alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber und deren Infor-

mationen gemäß lit. c und d sind in den entsprechenden Kerndatenfeldern anzugeben)
b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 

vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)
c)	 Kontaktstelle des Auftraggebers (Name bzw. Bezeichnung, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
d)	 Angabe, ob Angebote in elektronischer Form zu übermitteln sind (auch bei teilweise elektroni-

scher Angebotsabgabe zu bejahen)
e)	 gegebenenfalls URL auf Kommunikationsplattform
f)	 URL auf Ausschreibungsunterlagen oder auf Informationen, wie Ausschreibungsunterlagen zur 

Verfügung gestellt werden
g)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
h)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
i)	 Art des Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
j)	 Bezeichnung des Auftrages
k)	 Kurze Beschreibung des Auftrages
l)	 NUTS‑Code des Erfüllungsortes bzw. des Hauptortes der Ausführung
m)	Angabe, ob Auftrag in Lose aufgeteilt wird
n)	 Bei Zielschuldverhältnissen: in Aussicht genommener Erfüllungszeitpunkt (TT/MM/JJJJ)
o)	 Bei Dauerschuldverhältnissen oder Rahmenvereinbarungen: Laufzeit des Vertrages oder der 

Rahmenvereinbarung (in Monaten oder Tagen)
p)	 Endzeitpunkt des dynamischen Beschaffungssystems (TT/MM/JJJJ)
q)	 Angabe des geplanten Ausführungsbeginns (TT/MM/JJJJ; Angabe nur, soweit bekannt)
r)	 Angabe, ob der Auftrag Unternehmen gemäß den §§ 23 bzw. 196 vorbehalten ist bzw. gemäß 

dieser Bestimmung im Rahmen von Programmen mit geschützten Beschäftigungsverhältnissen 
zu erbringen ist

s)	 Angabe, ob am Vergabeverfahren über einen besonderen Dienstleistungsauftrag nur partizipa-
torische Organisationen gemäß den §§ 152 bzw. 313 teilnehmen dürfen

t)	 gegebenenfalls Angabe, ob das Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässig-
keit der Ausübung einer Tätigkeit besteht

u)	 Bezeichnung der Verfahrensart (Offenes Verfahren, nicht offenes Verfahren, Verhandlungsver-
fahren, wettbewerblicher Dialog, Innovationspartnerschaft, Besonderer Dienstleistungsauftrag, 
dynamisches Beschaffungssystem)

v)	 gegebenenfalls Angabe, ob eine Rahmenvereinbarung mit einem Unternehmer oder eine  
Rahmenvereinbarung mit mehreren Unternehmern abgeschlossen werden soll

w)	Schlusstermin für den Eingang der Angebote oder Teilnahmeanträge (TT/MM/JJJJ, hh:mm)
x)	 Gegebenenfalls URL auf Widerrufsentscheidung
y)	 Gegebenenfalls Ende der Stillhaltefrist bei Widerrufsentscheidung (TT/MM/JJJJ)
z)	 Gegebenenfalls URL auf Widerrufserklärung
z1) Gegebenenfalls Tag der Absendung der Bekanntmachung an das Amt für Veröffentlichungen 

(TT/MM/JJJJ)
z2) Tag der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)
z3) Angabe des Zeitpunktes der letzten Änderung der Ausschreibung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)
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3.	 Kerndaten für die Bekanntmachung von Wettbewerben
a)	 Name des Auftraggebers (alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber und deren Infor-

mationen gemäß lit. b und c sind in den entsprechenden Kerndatenfeldern anzugeben)
b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E‑GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 

vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl) 
c)	 Kontaktstelle des Auftraggebers (Name bzw. Bezeichnung, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
d)	 Angabe, ob Wettbewerbsarbeiten in elektronischer Form zu übermitteln sind (auch bei teil- 

weiser elektronischer Abgabe der Wettbewerbsarbeiten zu bejahen)
e)	 gegebenenfalls URL auf Kommunikationsplattform
f)	 URL auf Wettbewerbsunterlagen oder auf Informationen, wie Wettbewerbsunterlagen zur Ver-

fügung gestellt werden
g)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
h)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
i)	 Bezeichnung des Wettbewerbes
j) Kurze Beschreibung des Wettbewerbes
k)	 Bezeichnung der Verfahrensart (offener Ideenwettbewerb, offener Realisierungswettbewerb, 

nicht offener Ideenwettbewerb, nicht offener Realisierungswettbewerb)
l)	 Schlusstermin für den Eingang der Wettbewerbsarbeiten oder Teilnahmeanträge (TT/MM/JJJJ, 

hh:mm)
m)	Gegebenenfalls URL auf Widerrufsentscheidung
n)	 Gegebenenfalls Ende der Stillhaltefrist bei Widerrufsentscheidung (TT/MM/JJJJ)
o)	 Gegebenenfalls URL auf Widerrufserklärung
p)	 Gegebenenfalls Tag der Absendung der Bekanntmachung an das Amt für Veröffentlichungen 

(TT/MM/JJJJ)
q)	 Tag der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung (TT/MM/JJJJ)
r)	 Angabe des Zeitpunktes der letzten Änderung der Ausschreibung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)

4.	 Kerndaten für die freiwillige Bekanntmachung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekannt-
machung
a)	 Name des Auftraggebers (alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber und deren Infor-

mationen gemäß lit. b und c sind in dem entsprechenden Kerndatenfeld anzugeben)
b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E‑GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 

vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)
c)	 Kontaktstelle des Auftraggebers (Name bzw. Bezeichnung, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
d)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
e)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
f)	 Art des Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
g)	 NUTS‑Code des Erfüllungsortes bzw. des Hauptortes der Ausführung
h)	 Bezeichnung des Auftrages
i)	 Kurze Beschreibung des Auftrages
j)	 Bei Zielschuldverhältnissen: in Aussicht genommener Erfüllungszeitpunkt (TT/MM/JJJJ)
k)	 Bei Dauerschuldverhältnissen: Laufzeit des Vertrages (in Monaten oder Tagen)
l)	 Name des Bieters, welchem der Zuschlag erteilt werden soll
m)	Beschreibung der maßgeblichen Gründe für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 

vorherige Bekanntmachung oder URL auf eine solche Beschreibung
n)	 Gegebenenfalls Tag der Absendung der Bekanntmachung an das Amt für Veröffentlichungen 

(TT/MM/JJJJ)
o)	 Tag der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung (TT/MM/JJJJ)
p)	 Angabe des Zeitpunktes der letzten Änderung der Ausschreibung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)

5.	 Kerndaten für die Bekanntmachung einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung
a)	 Name des Auftraggebers (alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber und deren Infor-

mationen gemäß lit. b und c sind in dem entsprechenden Kerndatenfeld anzugeben)
b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E‑GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 

vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)
c)	 Kontaktstelle des Auftraggebers (Name bzw. Bezeichnung, Telefonnummer, E-Mail-Adresse)
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d)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
e)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
f)	 Art des Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
g)	 NUTS‑Code des Erfüllungsortes bzw. des Hauptortes der Ausführung
h)	 Bezeichnung des Auftrages
i)	 Kurze Beschreibung des Auftrages
j)	 Angabe des geplanten Ausführungsbeginns (TT/MM/JJJJ; Angabe nur, soweit bekannt)
k)	 URL auf bzw. Informationen über den Zugang zu Ausschreibungsunterlagen
l)	 Tag der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung (TT/MM/JJJJ)
m)	Angabe des Zeitpunktes der letzten Änderung der Ausschreibung (TT/MM/JJJJ, hh:mm)

Gilt ab 1.3.2019:
2. Abschnitt 
Kerndaten für die Bekanntgabe

1.	 Kerndaten für die Bekanntgabe von vergebenen Aufträgen und abgeschlossenen Rahmenverein-
barungen
a)	 Bei Aufträgen im Sektorenbereich: Angabe, ob mit dieser Bekanntgabe die Vergabe von Dienst-

leistungsaufträgen auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung bekannt gegeben wird und 
dabei die Angaben beschränkt werden

b)	 Name des Auftraggebers, der die Leistung beschafft bzw. die Rahmenvereinbarung abge-
schlossen hat (alle Auftraggeber, die die Leistung beschafft bzw. die Rahmenvereinbarung ab-
geschlossen haben, und deren Information gemäß lit.  c und d sind in dem entsprechenden 
Kerndatenfeld anzugeben)

c)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E‑GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 
vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)

d)	 Angabe des Vollziehungsbereiches, dem der Auftraggeber zuzurechnen ist (Bund, Bgld, Ktn, 
NÖ, OÖ, Sbg, Stmk, T, Vbg, W)

e)	 Angabe, ob der geschätzte Auftragswert im Ober- oder im Unterschwellenbereich lag (OSB, 
USB)

f)	 Name des Auftragnehmers oder der Partei der Rahmenvereinbarung 
g)	 Stammzahl des Auftragnehmers oder der Partei der Rahmenvereinbarung gemäß § 6 E GovG 

(wenn vorhanden; nicht anzugeben bei natürlichen Personen)
h)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
i)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
j)	 Art des Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
k)	 Bezeichnung des Auftrages bzw. der Rahmenvereinbarung l)	
l)	 Kurze Beschreibung des Auftrages bzw. der Rahmenvereinbarung
m)	Auftragswert des Auftrages bzw. Wertumfang der Rahmenvereinbarung ohne Umsatzsteuer in 

Euro
n)	 Tag des Vertragsabschlusses bzw. des Abschlusses der Rahmenvereinbarung (TT/MM/JJJJ)
o)	 Bei Zielschuldverhältnissen: in Aussicht genommener Erfüllungszeitpunkt (TT/MM/JJJJ)
p)	 Bei Dauerschuldverhältnissen oder Rahmenvereinbarungen: Laufzeit des Vertrages bzw. Lauf-

zeit des Vertrages bzw. Laufzeit der Rahmenvereinbarung (in Monaten oder Tagen)
q)	 Bezeichnung der Verfahrensart (offenes Verfahren, nicht offenes Verfahren mit vorheriger  

Bekanntmachung, nicht offenes Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung, Verhandlungs- 
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung, Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung, wettbewerblicher Dialog, Innovationspartnerschaft, besonderer Dienstleistungs- 
auftrag mit vorheriger Bekanntmachung, besonderer Dienstleistungsauftrag ohne vorherige  
Bekanntmachung, dynamisches Beschaffungssystem, Direktvergabe mit vorheriger Bekannt-
machung, Direktvergabe)

r)	 Angabe, ob es sich bei der Bekanntgabe um die Bekanntgabe des Abschlusses einer Rahmen-
vereinbarung handelt

s)	 Anzahl der eingegangenen Angebote 
t)	 Im Oberschwellenbereich: Anzahl der Klein- und Mittelunternehmen (KMU) gemäß der Empfeh-

lung 2003/361/EG, die Angebote abgegeben haben (einschließlich KMU in Arbeits- oder Bieter-
gemeinschaften)

u)	 Angabe, ob der bzw. zumindest ein Auftragnehmer ein KMU ist 
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2.	 Kerndaten für die Bekanntgabe von Wettbewerben
a)	 Name des Auftraggebers, der den Wettbewerb durchgeführt hat (alle Auftraggeber, die den 

Wettbewerb durchgeführt haben, und deren Information gemäß lit. b und c sind in dem entspre- 
chenden Kerndatenfeld anzugeben)

b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 
vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)

c)	 Angabe des Vollziehungsbereiches, dem der Auftraggeber zuzurechnen ist (Bund, Bgld, Ktn, 
NÖ, OÖ, Sbg, Stmk, T, Vbg, W)

d)	 Angabe, ob der geschätzte Auftragswert bzw. die Summe der Preisgelder und Zahlungen im 
Ober- oder im Unterschwellenbereich lag (OSB, USB)

e)	 Name des Gewinners des Wettbewerbes
f)	 Stammzahl des Gewinners gemäß § 6 E GovG (wenn vorhanden; nicht anzugeben bei natür- 

lichen Personen)
g)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile
h)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile (sofern vorhanden)
i)	 Bezeichnung des Wettbewerbes
j)	 Kurze Beschreibung des Wettbewerbes
k)	 Preisgeld bzw. Summe der Preisgelder ohne Umsatzsteuer in Euro
l)	 Bezeichnung der Verfahrensart (offener Ideenwettbewerb, offener Realisierungswettbewerb, 

nicht offener Ideenwettbewerb, nicht offener Realisierungswettbewerb, geladener Ideenwettbe-
werb, geladener Realisierungswettbewerb)

m)	Anzahl der Teilnehmer am Wettbewerb
n)	 Im Oberschwellenbereich: Anzahl der beteiligten KMU
o)	 Angabe, ob der bzw. zumindest ein Gewinner ein KMU ist 

3.	 Kerndaten für die Bekanntgabe der Änderung von vergebenen Aufträgen und abgeschlossenen 
Rahmenvereinbarungen gemäß § 365 Abs. 4
a)	 Name des Auftraggebers, der die Leistung beschafft bzw. die Rahmenvereinbarung abge-

schlossen hat (alle Auftraggeber, die die Leistung beschafft bzw. die Rahmenvereinbarung ab-
geschlossen haben, und deren Information gemäß lit.  b sind in dem entsprechenden Kern- 
datenfeld anzugeben)

b)	 Stammzahl des Auftraggebers gemäß § 6 E GovG sowie eine eindeutige, vom Auftraggeber 
vergebene Geschäftszahl des Vergabeverfahrens (Stammzahl-Geschäftszahl)

c)	 Name des Auftragnehmers oder der Partei der Rahmenvereinbarung der zusätzlichen bzw. der 
geänderten Leistung

d)	 Stammzahl des Auftragnehmers oder der Partei der Rahmenvereinbarung gemäß § 6 E GovG 
(wenn vorhanden; nicht anzugeben bei natürlichen Personen)

e)	 CPV-Code Hauptteil bzw. Hauptteile der zusätzlichen bzw. der geänderten Leistung
f)	 CPV-Code Zusatzteil bzw. Zusatzteile der zusätzlichen bzw. der geänderten Leistung (sofern 

vorhanden)
g)	 Art des zusätzlichen bzw. geänderten Auftrages (Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag)
h)	 Bezeichnung des Auftrages bzw. der Rahmenvereinbarung und der zusätzlichen bzw. 

geänderten Leistungen
i)	 Kurze Beschreibung des Auftrages bzw. der Rahmenvereinbarung und der zusätzlichen 

bzw. geänderten Leistungen
j)	 Beschreibung der Gründe für die Notwendigkeit zusätzlicher bzw. geänderter Leistungen
k)	 Auftragswert des Auftrages bzw. Wertumfang der Rahmenvereinbarung ohne Umsatz-

steuer in Euro, vor der Änderung
l)	 Auftragswert der zusätzlichen bzw. der geänderten Leistung
m)	 Angabe, ob der bzw. zumindest ein Auftragnehmer der zusätzlichen bzw. geänderten 

Leistung ein KMU ist
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Anhang IX 
Liste der einschlägigen Berufs- oder Handelsregister,  
Bescheinigungen oder Erklärungen*

Die einschlägigen Berufs- oder Handelsregister, Bescheinigungen oder Erklärungen sind:
�� für Belgien das „Registre du Commerce“ – „Handelsregister“ und bei Dienstleistungsaufträgen 

die „Ordres professionels“ – „Beroepsorden“;
�� für Bulgarien das „Τърговски регистър“;
�� für die Tschechische Republik das „obchodní rejstřík“;
�� für Dänemark das „Erhvervsstyrelsen“;
�� für Deutschland das „Handelsregister“, die „Handwerksrolle“ und bei Dienstleistungsaufträgen 

das Vereinsregister, das „Partnerschaftsregister“ und die „Mitgliederverzeichnisse der Berufs-
kammern der Länder“;

�� für Estland das „Registrite ja Infosüsteemide Keskus“;
�� 	im Fall Irlands kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine Bescheinigung des „Registrar of 

Companies“ oder des „Registrar of Friendly Societies“ oder andernfalls eine Bescheinigung über 
die von dem Betreffenden abgegebene eidesstattliche Erklärung vorzulegen, dass er den betref-
fenden Beruf in dem Land, in dem er niedergelassen ist, an einem bestimmten Ort unter einer 
bestimmten Firma ausübt;

�� für Griechenland bei Bauaufträgen das „Μητρώο Εργοληπτικών Επιχειρήσεων – MEEΠ“ des 
Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und öffentliche Arbeiten (ΥΠΕΧΩΔΕ), bei Lieferauf- 
trägen das „Βιοτεχνικό ή Εμπορικό ή Βιομηχανικό Επιμελητήριο“ und das „Μητρώο Κατασκευαστών 
Αμυντικού Υλικού“; bei Dienstleistungsaufträgen kann von dem Unternehmer eine vor einem 
Notar abgegebene eidesstattliche Erklärung über die Ausübung des betreffenden Berufes ver-
langt werden; in den von den geltenden nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Fällen bei 
der Erbringung von Forschungsdienstleistungen das Berufsregister „Μητρώο Μελετητών“ sowie 
das „Μητρώο Γραφείων Μελετών“;

�� für Spanien bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen das „Registro Oficial de Licitadores y 
Empresas Clasificadas del Estado“ und bei Lieferaufträgen das „Registro Mercantil“ oder im Falle  
nicht eingetragener natürlicher Personen eine Bescheinigung über eine von dem Betreffenden 
abgegebene eidesstattliche Erklärung, dass er den betreffenden Beruf ausübt;

�� für Frankreich das „Registre du commerce et des sociétés“ und das „Répertoire des métiers“;
�� für Kroatien das „Sudski registar“ und das „Obrtni registar“ oder bei bestimmten Tätigkeiten eine 

Bescheinigung, dass die betreffende Person zur Ausübung der betreffenden beruflichen oder 
geschäftlichen Tätigkeit zugelassen ist;

�� für Italien das „Registro della Camera di commercio, industria, agricoltura e artigianato“; bei Bau- 
oder Dienstleistungsaufträgen das „Albo nazionale dei gestori ambientali“; bei Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen auch das „Registro delle commissioni provinciali per l’artigianato“ und bei 
Dienstleistungsaufträgen neben den bereits erwähnten Registern das „Consiglio nazionale degli 
ordini professionali“;

�� im Fall Zyperns kann der Unternehmer bei Bauaufträgen aufgefordert werden, gemäß dem  
„Registration and Audit of Civil Engineering and Building Contractors Law“ eine Bescheinigung des 
„Council for the Registration and Audit of Civil Engineering and Building Contractors“ („Συμβούλιο 
Εγγραφής και Ελέγχου Εργοληπτών Οικοδομικών και Τεχνιών Έργων“) vorzulegen; bei  
Liefer- und Dienstleistungsaufträgen kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine Beschei-
nigung des „Registrar of Companies and Official Receiver“ („Έφορος Εταιρειών και Επίσημος 
Παραλήπτης“) vorzulegen oder andernfalls eine Bescheinigung über eine von ihm abgegebene 
eidesstattliche Erklärung beizubringen, dass er den betreffenden Beruf in dem Land, in dem er 
niedergelassen ist, an einem bestimmten Ort unter einer bestimmten Firma ausübt;

*) 	 Für die Zwecke der §§ 81 Abs. 1 und 252 Abs. 1 gelten als „Berufs- oder Handelsregister“ die in diesem Anhang auf-
geführten Register sowie für den Fall, dass auf innerstaatlicher Ebene Änderungen vorgenommen werden, die an ihre 
Stelle tretenden Register.
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�� für Lettland das „Uzņēmumu reģistrs“;
�� für Litauen das „Juridinių asmenų registras“;
�� für Luxemburg das „Registre aux firmes“ und die „Rôle de la Chambre des métiers“;
�� für Ungarn das „Cégnyilvántartás“, das „egyéni vállalkozók jegyzői nyilvántartása“ und bei 

Dienstleistungsaufträgen einige „szakmai kamarák nyilvántartása“ oder bei bestimmten Tätigkei-
ten eine Bescheinigung, dass die betreffende Person zur Ausübung der betreffenden beruflichen 
oder geschäftlichen Tätigkeit zugelassen ist;

�� in Malta erhält der Unternehmer eine „numru ta‘ registrazzjoni tat‑Taxxa tal‑Valur Miżjud (VAT) 
u n‑numru tal‑licenzja ta‘ kummerc“ und im Fall von Personengesellschaften oder Unternehmen 
eine Eintragungsnummer der „Malta Financial Services Authority“;

�� für die Niederlande das „Handelsregister“;
�� für Österreich das „Firmenbuch“, das „Gewerbeinformationssystem Austria – GISA“, die „Mitglie-

derverzeichnisse der Landeskammern“;
�� für Polen das „Krajowy Rejestr Sądowy“;
�� für Portugal das „Instituto da Construção e do Imobiliário“ (INCI) bei Bauaufträgen und das 

„Registro Nacional das Pessoas Colectivas“ bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen;
�� für Rumänien das „Registrul Comerţului“;
�� für Slowenien das „sodni register“ und das „obrtni register“;
�� für die Slowakei das „Obchodný register“;
�� für Finnland das „Kaupparekisteri“ – „Handelsregistret“;
�� für Schweden das „aktiebolags-, handels- eller föreningsregistren“;
�� im Fall des Vereinigten Königreichs kann der Unternehmer aufgefordert werden, eine Bescheini-

gung des „Registrar of Companies“ vorzulegen, aus der hervorgeht, dass er „incorporated“ oder 
„registered“ ist, oder anderenfalls eine Bescheinigung über eine von dem Betreffenden abgege-
bene eidesstattliche Erklärung, dass er den betreffenden Beruf an einem bestimmten Ort unter 
einer bestimmten Firma ausübt;

�� Island die „Firmaskrá“;
�� Liechtenstein das „Gewerberegister“;
�� Norwegen das „Foretaksregisteret“.
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Anhang X 
Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

(1) Als Nachweis für die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gemäß §§ 80 Abs. 1 Z 3 bzw. 
251 Abs. 1 Z 3 kann der Auftraggeber insbesondere verlangen:

1.	 eine entsprechende Bankerklärung (Bonitätsauskunft),
2.	 den Nachweis einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherung in geeigneter Höhe,
3.	 die Vorlage von Jahresabschlüssen oder Auszügen aus diesen, sofern deren Offenlegung im Sitz-

staat des Unternehmers gesetzlich vorgeschrieben ist, gegebenenfalls unter Angabe des Verhält-
nisses etwa zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten, sofern der Auftraggeber die transparenten, 
objektiven und nicht diskriminierenden Methoden und Kriterien für die Ermittlung dieses Verhält- 
nisses spezifiziert hat,

4.	 eine Erklärung über die solidarische Leistungserbringung von Subunternehmern gegenüber dem 
Auftraggeber, falls sich der Unternehmer zum Nachweis seiner finanziellen und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit auf die Kapazitäten von Subunternehmern stützt,

5.	 eine Erklärung über den Gesamtumsatz und gegebenenfalls über den Umsatz für den Tätigkeits-
bereich, in den die gegenständliche Vergabe fällt, höchstens für die letzten drei Geschäftsjahre 
oder für einen kürzeren Tätigkeitszeitraum, falls das Unternehmen noch nicht so lange besteht,

6.	 eine Einstufung der Bonität des Unternehmers gemäß einem anerkannten Ratingsystem oder
7.	 den Nachweis eines Mindestgesamtjahresumsatzes und gegebenenfalls eines Mindestjahres- 

umsatzes für den Tätigkeitsbereich, in den die gegenständliche Vergabe fällt.
(2) Der gemäß Abs. 1 Z 7 verlangte Mindestgesamtjahresumsatz darf nicht das Zweifache des ge- 

schätzten Auftragswertes überschreiten, außer in hinreichend begründeten Fällen, die mit den speziellen 
Risiken zusammenhängen, die die Wesensart der Leistung betreffen. Der Auftraggeber hat die wichtigs-
ten Gründe für eine solche Überschreitung in der Ausschreibung oder im Vergabevermerk anzugeben.

(3) Der gemäß Abs. 1 Z 7 verlangte Mindestgesamtjahresumsatz bzw. Mindestjahresumsatz kann für 
Gruppen von Losen festgelegt werden, sofern der erfolgreiche Bieter den Zuschlag für mehrere Lose 
erhält, die gleichzeitig auszuführen sind.

(4) Bei einer Rahmenvereinbarung ist der höchstzulässige Gesamtjahresumsatz gemäß Abs. 2 auf 
Grundlage

1.	 des geschätzten Wertes des größten aufgrund der Rahmenvereinbarung zu vergebenden Auf- 
trages oder

2.	 der Summe der geschätzten Werte der aufgrund der Rahmenvereinbarung zu vergebenden Auf-
träge, die voraussichtlich gleichzeitig ausgeführt werden,

zu berechnen. Ist keiner dieser Wert bekannt, so ist als Grundlage der geschätzte Wert der Rahmenver-
einbarung heranzuziehen.

(5) Bei einem dynamischen Beschaffungssystem ist der höchstzulässige Gesamtjahresumsatz gemäß 
Abs. 2 auf Grundlage des geschätzten Wertes des größten aufgrund des dynamischen Beschaffungs- 
systems zu vergebenden Auftrages zu berechnen.
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Anhang XI 
Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit

(1) Als Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit können bei Lieferaufträgen verlangt werden:
1.	 Referenzen über die wesentlichen, in den letzten drei Jahren erbrachten Lieferungen; soweit dies 

zur Sicherstellung eines ausreichenden Wettbewerbes erforderlich ist, kann der Auftraggeber 
einen längeren Zeitraum festlegen,

2.	 eine Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen des Unternehmers zur Qualitäts-
sicherung und seiner Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten,

3.	 die Angabe der technischen Fachkräfte oder technischen Stellen, unabhängig davon, ob diese 
dem Unternehmen angehören, und zwar insbesondere derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle 
beauftragt sind,

4.	 Muster, Beschreibungen und Fotografien der zu liefernden Waren, deren Echtheit auf Verlangen 
des Auftraggebers nachweisbar sein muss,

5.	 Bescheinigungen, die von zuständigen Instituten oder amtlichen Stellen für Qualitätskontrolle aus-
gestellt wurden und mit denen bestätigt wird, dass die durch entsprechende Bezugnahmen genau 
bezeichneten Waren bestimmten Spezifikationen oder Normen entsprechen,

6.	 bei Waren komplexer Art oder bei Waren, die ausnahmsweise einem besonderen Zweck dienen 
sollen, eine Kontrolle, die vom Auftraggeber oder in dessen Namen von einer zuständigen amt- 
lichen Stelle im Herkunftsland des Unternehmers durchgeführt wird; Diese Kontrolle betrifft die 
Produktionskapazitäten und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten 
des Unternehmers sowie die von diesem für die Qualitätskontrolle getroffenen Vorkehrungen,

7.	 die Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Unternehmer bei der Ausführung des 
Auftrages anwenden wird,

8.	 die Angabe von allfälligen Subunternehmern,
9.	 bei Lieferaufträgen, für die Verlege- oder Installationsarbeiten erforderlich sind, die Bescheinigung, 

dass der Unternehmer auch die für Verlege- oder Installationsarbeiten erforderliche Fachkunde, 
Effizienz und Erfahrung besitzt, und

10.	die Angabe des Lieferantenmanagement- und -überwachungssystems, das dem Unternehmer zur 
Vertragserfüllung zur Verfügung steht.

(2) Als Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit können bei Bauaufträgen verlangt werden:
1.	 Referenzen über die wesentlichen, in den letzten fünf Jahren erbrachten Bauleistungen; soweit 

dies zur Sicherstellung eines ausreichenden Wettbewerbes erforderlich ist, kann der Auftraggeber 
einen längeren Zeitraum festlegen,

2.	 eine Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen des Unternehmers zur Qualitäts-
sicherung und seiner Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten,

3.	 die Angabe der technischen Fachkräfte oder technischen Stellen, unabhängig davon, ob diese 
dem Unternehmen angehören, und zwar insbesondere derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle 
beauftragt sind oder über die der Unternehmer für die Ausführung des Bauvorhabens verfügen 
wird,

4.	 Ausbildungsnachweise und Bescheinigungen über die berufliche Befähigung des Unternehmers 
bzw. der Führungskräfte des Unternehmers,

5.	 die Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Unternehmer bei der Ausführung des 
Auftrages anwenden wird,

6.	 eine Erklärung, aus der hervorgeht, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche tech- 
nische Ausrüstung der Unternehmer für die Ausführung des Auftrages verfügen wird,

7.	 eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel der vom Unternehmer in den letzten drei Jahren  
Beschäftigten und die Anzahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich sind,

8.	 die Angabe von allfälligen Subunternehmern,
9.	 die Bescheinigung, dass der Unternehmer die für die Erbringung der Bauleistung erforderliche 

Fachkunde, Effizienz und Erfahrung besitzt, und
10.	die Angabe des Lieferantenmanagement- und -überwachungssystems, das dem Unternehmer zur 

Vertragserfüllung zur Verfügung steht.
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(3) Als Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit können bei Dienstleistungsaufträgen verlangt 
werden:

1.	 Referenzen über die wesentlichen, in den letzten drei Jahren erbrachten Dienstleistungen; soweit 
dies zur Sicherstellung eines ausreichenden Wettbewerbes erforderlich ist, kann der Auftraggeber 
einen längeren Zeitraum festlegen,

2.	 eine Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen des Unternehmers zur Qualitäts-
sicherung und seiner Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten,

3.	 die Angabe der technischen Fachkräfte oder technischen Stellen, unabhängig davon, ob diese 
dem Unternehmen angehören, und zwar insbesondere derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle 
beauftragt sind,

4.	 bei Dienstleistungen komplexer Art oder bei Dienstleistungen, die ausnahmsweise einem beson-
deren Zweck dienen sollen, eine Kontrolle, die vom Auftraggeber oder in dessen Namen von einer 
zuständigen amtlichen Stelle im Herkunftsland des Unternehmers durchgeführt wird; Diese Kont-
rolle betrifft die technische Leistungsfähigkeit und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und For-
schungsmöglichkeiten des Unternehmers sowie die von diesem für die Qualitätskontrolle getroffe-
nen Vorkehrungen,

5.	 Ausbildungsnachweise und Bescheinigungen über die berufliche Befähigung des Unternehmers 
bzw. der Führungskräfte des Unternehmers,

6.	 die Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Unternehmer bei der Ausführung des 
Auftrages anwenden wird,

7.	 eine Erklärung, aus der hervorgeht, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche techni-
sche Ausrüstung der Unternehmer für die Ausführung des Auftrages verfügen wird,

8.	 eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel der vom Unternehmer in den letzten drei Jahren 
Beschäftigten und die Anzahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich sind,

9.	 die Angabe von allfälligen Subunternehmern,
10.	die Bescheinigung, dass der Unternehmer die für die Erbringung der Dienstleistung erforderliche 

Fachkunde, Effizienz und Erfahrung besitzt, und
11.	 die Angabe des Lieferantenmanagement- und -überwachungssystems, das dem Unternehmer zur 

Vertragserfüllung zur Verfügung steht.
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Anhang XIII 
Daten zur Berechnung bestimmter über die gesamte Lebensdauer 
anfallenden externen Kosten von Straßenfahrzeugen

Tabelle 1: Energiegehalt von Kraftstoffen

Kraftstoff Energiegehalt

Dieselkraftstoff 36 MJ/Liter

Ottokraftstoff 32 MJ/Liter

Erdgas 33-38 MJ/Nm3

LPG 24 MJ/Liter

Ethanol 21 MJ/Liter

Biodiesel 33 MJ/Liter

Emulsionskraftstoff 32 MJ/Liter

Wasserstoff 11 MJ/Nm3

Tabelle 2: Emissionskosten im Straßenverkehr (Preise von 2007)

CO2 NOx Nichtmethan-Kohlenwasserstoffe Partikel

0,03-0,04 EUR/kg 0,0044 EUR/g 0,001 EUR/g 0,087 EUR/g

Tabelle 3: Gesamtkilometerleistung von Straßenfahrzeugen

Fahrzeugklasse
Klassen M und N gemäß der Richtlinie 2007/46/EG bzw. Kraftfahrgesetz 1967 – 
KFG 1967, BGBl Nr. 267/1967 Gesamtkilometerleistung

Personenkraftwagen (M1) 200 000 km

Leichte Nutzfahrzeuge (N1) 250 000 km

Schwere Nutzfahrzeuge (N2, N3) 1 000 000 km

Busse (M2, M3) 800 000 km
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Anforderungen an die Energieeffizienz gemäß § 95

Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sind folgende Anforderungen zu beachten:
a)	 Soweit Waren von einem der folgenden Rechtsakte erfasst werden, sind Waren zu beschaffen, 

die das Kriterium der Zugehörigkeit zur höchstmöglichen Energieeffizienzklasse erfüllen:
aa)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1059/2010 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 

Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltsgeschirrspülern in Bezug auf den Energie-
verbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.11.2010 S. 1, idF der Delegierten Verordnung (EU)  
Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Pro-
dukte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU)  
Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

bb)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1060/2010 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltskühlgeräten in Bezug auf den Energie- 
verbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010 S. 17, idF der Delegierten Verordnung (EU)  
Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und (EU)  
Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Produkte 
im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung  
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

cc)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1061/2010 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltswaschmaschinen in Bezug auf den  
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010 S. 47, idF der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, 
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter 
Produkte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

dd)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Fernsehgeräten in Bezug auf den Energieverbrauch, 
ABl. Nr. L 314 vom 30.10.2010 S. 64, idF der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 518/2014 
zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, 
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und (EU) Nr. 812/2013 im  
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Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Produkte im Internet, 
ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung (EU) 2017/254  
zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010,  
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) Nr. 812/2013,  
(EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und  
(EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

ee)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 626/2011 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Luftkonditionierern in Bezug auf den Energie- 
verbrauch; ABl. Nr. L 178 vom 06.07.2011 S. 1, idF der Delegierten Verordnung  
(EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Pro-
dukte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, 
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, 
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

ff)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 392/2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltswäschetrocknern in Bezug auf den Ener-
gieverbrauch, ABl. Nr. L 123 vom 09.05.2012 S. 1, idF der Delegierten Verordnung  
(EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter  
Produkte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

gg)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 874/2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU  
im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von elektrischen Lampen und 
Leuchten, ABl. Nr. L 258 vom 26.09.2012 S. 1, idF der Delegierten Verordnung  
(EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Pro-
dukte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

hh)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 665/2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Staubsaugern, ABl. Nr. L 192 vom 
13.07.2013 S. 1, idF der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der 
delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, 
(EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012,  
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(EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und (EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kenn-
zeichnung energieverbrauchsrelevanter Produkte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 
17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung (EU) 2017/254 zur Änderung der Dele-
gierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010,  
(EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012,  
(EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014,  
(EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf 
die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

ii)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 811/2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Energiekennzeichnung von Raumheizgeräten, Kombiheizgeräten, Ver-
bundanlagen aus Raumheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen sowie 
von Verbundanlagen aus Kombiheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen, 
ABl. Nr. L 239 vom 06.09.2013 S. 1, idF der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 518/2014 
zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, 
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und (EU) Nr. 812/2013  
im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Produkte im Internet, 
ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung (EU) 2017/254 zur 
Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010,  
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) Nr. 812/2013,  
(EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und  
(EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren,  
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

jj)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 812/2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im 
Hinblick auf die Energieeffizienzkennzeichnung von Warmwasserbereitern, Warm- 
wasserspeichern und Verbundanlagen aus Warmwasserbereitern und Solareinrichtun-
gen, ABl. Nr. L 239 vom 06.09.2013 S. 83, idF der Delegierten Verordnung  
(EU) Nr. 518/2014 zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und  
(EU) Nr. 812/2013 im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter  
Produkte im Internet, ABl. Nr. L 147 vom 17.05.2014 S. 1, und der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

kk)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 65/2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im Hin-
blick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Haushaltsbacköfen und -dunstab-
zugshauben, ABl. Nr. L 29 vom 31.01.2014 S. 1, idF der Delegierten Verordnung  
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

ll)	 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1254/2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU  
im Hinblick auf die Kennzeichnung von Wohnraumlüftungsgeräten in Bezug auf den  
Energieverbrauch, ABl. Nr. L 337 vom 25.11.2014 S. 27, idF der Delegierten Verordnung 
(EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010,  
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
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und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

mm)	 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1094 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im  
Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von gewerblichen Kühllagerschrän-
ken, ABl. Nr. L 177 vom 08.07.2015 S. 2, idF der Delegierten Verordnung (EU) 2017/254 
zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, 
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) Nr. 812/2013,  
(EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und  
(EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

nn)	 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1186 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im  
Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Einzelraumheizgeräten,  
ABl. Nr. L 193 vom 21.07.2015 S. 20, idF der Delegierten Verordnung (EU) 2017/254 zur 
Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010,  
(EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012,  
(EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) Nr. 812/2013,  
(EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und  
(EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren,  
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1;

oo)	 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1187 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU im  
Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Festbrennstoffkesseln und  
Verbundanlagen aus einem Festbrennstoffkessel, Zusatzheizgeräten, Temperaturreglern 
und Solareinrichtungen, ABl. Nr. L 193 vom 21.07.2015 S. 43, idF der Delegierten Verord-
nung (EU) 2017/254 zur Änderung der Delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, 
(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011,  
(EU) Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013,  
(EU) Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 
und (EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 38 vom 15.02.2017 S. 1.

b)	 Soweit Waren, die nicht unter lit. a fallen, von einer der folgenden Durchführungsmaßnahmen 
gemäß der Richtlinie 2009/125/EG zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von An- 
forderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte,  
ABl. Nr. L 285 vom 21.10.2009 S. 10, erfasst werden, sind Waren zu beschaffen, die die in der 
jeweiligen Durchführungsmaßnahme festgelegten Referenzwerte für die Energieeffizienz  
erfüllen:
aa)	 Verordnung (EU) Nr. 1194/2012 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 

auf die Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Lampen mit gebündeltem 
Licht, LED-Lampen und dazugehörigen Geräten, ABl. Nr. L 342 vom 14.12.2012 S. 1,  
idF der Verordnung (EU) 2015/1428 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 244/2009 im  
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 
Haushaltslampen mit ungebündeltem Licht und der Verordnung (EG) Nr. 245/2009 im 
Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung  
von Leuchtstofflampen ohne eingebautes Vorschaltgerät, Hochdruckentladungslampen 
sowie Vorschaltgeräte und Leuchten zu ihrem Betrieb und zur Aufhebung der Richtlinie 
2000/55/EG und der Verordnung (EU) Nr. 1194/2012 im Hinblick auf die Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung von Lampen mit gebündeltem Licht, LED-Lampen und 
dazugehörigen Geräten, ABl. Nr. L 224 vom 27.08.2015 S 1;

bb)	 Verordnung (EU) Nr. 617/2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Computern 
und Computerservern, ABl. Nr. L 175 vom 27.06.2013 S. 13, idF der Verordnung  
(EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, 
(EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009,  
(EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011,  
(EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013,  
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(EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014,  
(EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, 
(EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei 
Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

cc)	 Verordnung (EU) Nr. 666/2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Staub- 
saugern, ABl. Nr. L 192 vom 13.07.2013 S. 24, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, 
(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009,  
(EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012,  
(EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013,  
(EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014,  
(EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 
und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

dd)	 Verordnung (EU) Nr. 813/2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Raumheiz-
geräten und Kombiheizgeräten, ABl. Nr. L 239 vom 06.09.2013 S. 136, idF der Verord-
nung (EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008,  
(EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009,  
(EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010,  
(EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012,  
(EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013,  
(EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095,  
(EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick  
auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016  
S. 51;

ee)	 Verordnung (EU) Nr. 814/2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Warm- 
wasserbereitern und Warmwasserspeichern, ABl. Nr. L 239 vom 06.09.2013 S. 162, idF 
der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, 
(EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009,  
(EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010,  
(EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012,  
(EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013,  
(EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095,  
(EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick  
auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016  
S. 51;

ff)	 Verordnung (EU) Nr. 66/2014 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick 
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Haushalts-
backöfen, -kochmulden und -dunstabzugshauben, ABl. Nr. L 29 vom 31.01.2014 S. 33, 
idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, 
(EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009,  
(EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010,  
(EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012,  
(EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013,  
(EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095,  
(EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick  
auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016  
S. 51;

gg)	 Verordnung (EU) Nr. 548/2014 zur Umsetzung der Richtlinie 2009/125/EG hinsichtlich 
Kleinleistungs-, Mittelleistungs- und Großleistungstransformatoren, ABl. Nr. L 152 vom 
22.05.2014 S. 1, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009,  
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(EG)  Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010,  
(EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012,  
(EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013,  
(EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014,  
(EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 
im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 
20.12.2016 S. 51;

hh)	 Verordnung (EU) Nr. 1253/2014 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG hinsichtlich 
der Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Lüftungsanlagen,  
ABl. Nr. L 337 vom 25.11.2014 S. 8, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009,  
(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009,  
(EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012,  
(EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 
813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, 
(EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 
im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 
20.12.2016 S. 51;

ii)	 Verordnung (EU) 2015/1095 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von gewerblichen 
Kühllagerschränken, Schnellkühlern/-frostern, Verflüssigungssätzen und Prozesskühlern, 
ABl. Nr. L 177 vom 08.07.2015 S 19, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009,  
(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009,  
(EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012,  
(EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013,  
(EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014,  
(EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 
und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

jj)	 Verordnung (EU) 2015/1185 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Festbrennstoff-
Einzelraumheizgeräten, ABl. Nr. L 193 vom 21.07.2015 S. 1, idF der Verordnung  
(EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, 
(EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009,  
(EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011,  
(EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013,  
(EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014,  
(EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, 
(EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei 
Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

kk)	 Verordnung (EU) 2015/1188 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick  
auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Einzel-
raumheizgeräten, ABl. Nr. L 193 vom 21.07.2015 S. 76, idF der Verordnung  
(EU) 2016/2282 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, 
(EG) Nr. 278/2009, (EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009,  
(EG) Nr. 643/2009, (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011,  
(EU) Nr. 206/2012, (EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013,  
(EU) Nr. 666/2013, (EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014,  
(EU) Nr. 548/2014, (EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, 
(EU) 2015/1189 und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei 
Prüfverfahren, ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

ll)	 Verordnung (EU) 2015/1189 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG im Hinblick auf 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Festbrennstoff-
kesseln, ABl. Nr. L 193 vom 21.07.2015 S. 100, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur 
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Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, 
(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, 
 (EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012,  
(EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013,  
(EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014,  
(EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 
und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51;

mm)	 Verordnung (EU) 2016/2281 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG zur Schaffung 
eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung 
energieverbrauchsrelevanter Produkte im Hinblick auf Luftheizungsprodukte, Kühlungs-
produkte, Prozesskühler mit hoher Betriebstemperatur und Gebläsekonvektoren,  
ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 1, idF der Verordnung (EU) 2016/2282 zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009,  
(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009,  
(EU) Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012,  
(EU) Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013,  
(EU) Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014,  
(EU) Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 
und (EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren, 
ABl. Nr. L 346 vom 20.12.2016 S. 51.

c)	 Soweit Bürogeräte von einem der folgenden Rechtsakte erfasst sind, sind Bürogeräte zu be-
schaffen, die zumindest jene Energieeffizienzanforderungen erfüllen, die in den folgenden 
Rechtsakten aufgeführt sind:
aa)	 Beschluss zur Festlegung des Standpunkts der Europäischen Union für einen Beschluss 

der nach dem Abkommen zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Europäischen Union über die Koordinierung von Kennzeichnungsprogrammen 
für Strom sparende Bürogeräte eingesetzten Verwaltungsorgane zur Aufnahme von  
Spezifikationen für Computerserver und die unterbrechungsfreie Stromversorgung in 
Anhang C des Abkommens und zur Überarbeitung der Spezifikationen für Displays und 
bildgebende Geräte in Anhang C des Abkommens (2014/202/EU), ABl. Nr. L 114 vom 
16.04.2014 S. 68;

bb)	 Beschluss (EU) 2015/1402 zur Festlegung des Standpunkts der Europäischen Union in 
Bezug auf einen Beschluss der nach dem Abkommen zwischen der Regierung der  
Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Koordinierung  
von Kennzeichnungsprogrammen für stromsparende Bürogeräte eingesetzten Ver- 
waltungsorgane über die Änderung der Spezifikationen für Computer in Anhang C des 
Abkommens, ABl. Nr. L 217 vom 18.08.2015 S. 9;

cc)	 Beschluss (EU) 2016/1756 zur Festlegung des Standpunkts der Europäischen Union in 
Bezug auf einen Beschluss der nach dem Abkommen zwischen der Regierung der  
Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Koordinierung  
von Kennzeichnungsprogrammen für Strom sparende Bürogeräte eingesetzten Ver- 
waltungsorgane über die Änderung der Spezifikationen für Displays in Anhang C des 
Abkommens, ABl. Nr. L 268 vom 01.10.2016 S. 90.

d)	 Es sind Reifen zu beschaffen, die das Kriterium der Zugehörigkeit zur höchsten Energie- 
effizienzklasse gemäß der Festlegung durch die Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 über die Kenn-
zeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter, 
ABl. Nr. L 342 vom 22.12.2009 S. 46, idF der Verordnung (EU) Nr. 228/2011 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 in Bezug auf die Prüfmethode für die Nasshaftung von Reifen 
der Klasse C1, ABl. Nr. L 62 vom 09.03.2011 S. 1 und der Verordnung (EU) Nr. 1235/2011  
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 im Hinblick auf die Klassifizierung von  
Reifen hinsichtlich ihrer Nasshaftungseigenschaften, die Messung des Rollwiderstands und das 
Überprüfungsverfahren, ABl. Nr. L 317 vom 30.11.2011 S. 17, erfüllen. Die in Anhang III  
genannten öffentlichen Auftraggeber können jedoch auch Reifen mit den besten Nasshaftungs-
eigenschaften oder dem geringsten Abrollgeräusch beschaffen, sofern dies aus Gründen der 
Sicherheit oder der öffentlichen Gesundheit gerechtfertigt ist.
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Anhang XV 
Inhalt der Aufforderung zur Angebotsabgabe, zur Teilnahme  
am Dialog oder zur Interessensbestätigung

1.	 Die Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Teilnahme am Dialog gemäß § 123 Abs. 8 hat 
zumindest folgende Angaben zu enthalten:
a)	 einen Hinweis auf die veröffentlichte Bekanntmachung,
b)	 den Tag, bis zu dem die Angebote bzw. Lösungsvorschläge eingehen müssen, die Anschrift 

bzw. die elektronische Adresse der Stelle, bei der sie einzureichen sind, sowie die Sprache, in 
der sie abzufassen sind,

c)	 beim wettbewerblichen Dialog den Termin und den Ort des Beginns der Dialogphase sowie die 
verwendete Sprache,

d)	 die Bezeichnung der Unterlagen, die gegebenenfalls zum Nachweis der Eignung oder der  
Anforderungen gemäß § 87 noch beizufügen sind und

e)	 die im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung festgelegten oder gegebenenfalls gereihten 
Zuschlagskriterien, falls sie nicht in der Ausschreibung oder in der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung enthalten sind.

2.	 Die Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Teilnahme am Dialog gemäß § 290 Abs. 8 hat 
zumindest folgende Angaben zu enthalten:
a)	 einen Hinweis auf die veröffentlichte Bekanntmachung,
b)	 den Tag, bis zu dem die Angebote bzw. Lösungsvorschläge eingehen müssen, die Anschrift 

bzw. die elektronische Adresse der Stelle, bei der sie einzureichen sind, sowie die Sprache, in 
der sie abzufassen sind,

c)	 beim wettbewerblichen Dialog den Termin und den Ort des Beginns der Dialogphase sowie die 
verwendete Sprache,

d)	 die Bezeichnung der Unterlagen, die gegebenenfalls beizufügen sind,
e)	 die im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung festgelegten oder gegebenenfalls gereihten 

Zuschlagskriterien, falls sie nicht in der Ausschreibung, in der Bekanntmachung über das Beste-
hen eines Prüfsystems oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung enthalten sind, und

f)	 für den Fall, dass die Bekanntmachung im Wege einer Bekanntmachung über das Bestehen 
eines Prüfsystems erfolgt ist, gegebenenfalls Angabe, ob das Angebot, dem der Zuschlag erteilt 
werden soll, im Wege einer elektronischen Auktion ermittelt werden soll bzw. Angabe, ob das 
Angebot in Form eines elektronischen Kataloges abgegeben werden oder das Angebot einen 
elektronischen Katalog beinhalten soll.

3.	 Die Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 124 bzw. § 291 hat zumindest folgende 
Angaben zu enthalten:
a)	 Art und Umfang des Auftrages, einschließlich aller Optionen auf zusätzliche Aufträge, und, so-

fern möglich, eine Einschätzung der Frist für die Ausübung dieser Optionen; bei wiederkehren-
den Aufträgen Art und Umfang auch, sofern möglich, das voraussichtliche Datum der Veröffent-
lichung zukünftiger Bekanntmachungen für diese Leistungen,

b)	 die Art des Verfahrens (nicht offenes Verfahren oder Verhandlungsverfahren),
c)	 gegebenenfalls den Zeitpunkt, zu dem die Erbringung der Leistung beginnt bzw. abgeschlossen 

werden soll,
d)	 gegebenenfalls Angabe, ob das Angebot, dem der Zuschlag erteilt werden soll, im Wege einer 

elektronischen Auktion ermittelt werden soll bzw. Angabe, ob das Angebot in Form eines elek- 
tronischen Kataloges abgegeben werden oder das Angebot einen elektronischen Katalog be- 
inhalten soll,

e)	 Anschrift bzw. elektronische Adresse des Auftraggebers,
f)	 alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen, finanziellen Sicherheiten und Angaben, 

die von den Unternehmern verlangt werden,
g)	 die Art des Auftragsgegenstandes
h)	 die im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung festgelegten oder gegebenenfalls gereihten 

Zuschlagskriterien, falls sie nicht in der Ausschreibung enthalten sind.
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Anhang XVI 
Besondere Dienstleistungsaufträge gemäß den §§ 151 und 312*

A. Dienstleistungen des Gesundheits‑ und Sozialwesens und zugehörige Dienstleistungen
1. 75200000-8 Kommunale Dienstleistungen
2. 75231200-6 Mit Strafvollzug und Rehabilitierung verbundene Dienstleistungen
3. 75231240-8 Bewährungshilfe
4. 79611000-0 Arbeitsvermittlungsdienste
5. 79622000-0 Überlassung von Haushaltshilfen
6. 79625000-1 Überlassung von medizinischem Personal
7. 85000000-9 Dienstleistungen des Gesundheits- und Sozialwesens
8. 85100000-0 Dienstleistungen des Gesundheitswesens
9. 85110000-3 Dienstleistungen von Krankenhäusern und zugehörige Leistungen
10. 85111000-0 Dienstleistungen von Krankenhäusern
11. 85111100-1 Chirurgische Eingriffe im Krankenhaus
12. 85111200-2 Ärztliche Versorgung im Krankenhaus
13. 85111300-3 Gynäkologische Versorgung im Krankenhaus
14. 85111310-6 Künstliche Befruchtung
15. 85111320-9 Geburtshilfe im Krankenhaus
16. 85111400-4 Rehabilitationsmaßnahmen im Krankenhaus
17. 85111500-5 Psychiatrische Versorgung im Krankenhaus
18. 85111600-6 Dienstleistungen im Bereich Orthopädie
19. 85111700-7 Sauerstofftherapiedienste
20. 85111800-8 Pathologiedienste
21. 85111810-1 Blutuntersuchungen
22. 85111820-4 Bakteriologische Untersuchungen
23. 85111900-9 Dialysedienste von Krankenhäusern
24. 85112000-7 Unterstützung von Krankenhäusern
25. 85112100-8 Dienstleistungen im Bereich der Krankenhausbettwäsche
26. 85112200-9 Ambulante Behandlungen
27. 85120000-6 Dienstleistungen von Arztpraxen und zugehörige Dienstleistungen
28. 85121000-3 Dienstleistungen von Arztpraxen
29. 85121100-4 Dienstleistungen von praktischen Ärzten
30. 85121200-5 Dienstleistungen von Fachärzten
31. 85121210-8 Dienstleistungen von Gynäkologen oder Geburtshelfern
32. 85121220-1 Dienstleistungen von Nephrologen oder Neurologen
33. 85121230-4 Dienstleistungen von Kardiologen oder Lungenspezialisten
34. 85121231-1 Dienstleistungen von Kardiologen
35. 85121232-8 Dienstleistungen von Lungenspezialisten
36. 85121240-7 Dienstleistungen von HNO oder Audiologen
37. 85121250-0 Dienstleistungen von Gastroenterologen und Geriatrie-Spezialisten
38. 85121251-7 Dienstleistungen von Gastroenterologen
39. 85121252-4 Dienstleistungen von Geriatrie-Spezialisten
40. 85121270-6 Dienstleistungen von Psychiatern oder Psychologen
41. 85121271-3 Dienstleistungen von Einrichtungen für psychisch Kranke
42. 85121280-9 Dienstleistungen von Ophtalmologen, Dermatologen oder Orthopäden
43. 85121281-6 Dienstleistungen von Ophtalmologen
44. 85121282-3 Dienstleistungen von Dermatologen
45. 85121283-0 Dienstleistungen von Orthopäden
46. 85121290-2 Dienstleistungen von Kinderärzten oder Urologen
47. 85121291-9 Dienstleistungen von Kinderärzten
48. 85121292-6 Dienstleistungen von Urologen
49. 85121300-6 Dienstleistungen von Chirurgen
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50. 85130000-9 Dienstleistungen von Zahnarztpraxen und zugehörige Dienstleistungen
51. 85131000-6 Dienstleistungen von Zahnarztpraxen
52. 85131100-7 Dienstleistungen im Bereich Kieferorthopädie
53. 85131110-0 Chirurgische Behandlung in der Kieferorthopädie
54. 85140000-2 Diverse Dienstleistungen im Gesundheitswesen
55. 85141000-9 Dienstleistungen von medizinischem Personal
56. 85141100-0 Dienstleistungen von Hebammen
57. 85141200-1 Dienstleistungen von Krankenpflegepersonal
58. 85141210-4 Medizinische Hausbehandlung
59. 85141211-1 Hausdialysebehandlung
60. 85141220-7 Beratungsleistungen von Krankenpflegepersonal
61. 85142000-6 Dienstleistungen von nichtärztlichem Personal
62. 85142100-7 Physiotherapiedienste
63. 85142200-8 Dienstleistungen von Homöopathen
64. 85142300-9 Hygienedienste
65. 85142400-0 Hauszustellung von Inkontinenzartikeln
66. 85143000-3 Einsatz von Krankenwagen
67. 85144000-0 Dienstleistungen von Krankenanstalten
68. 85144100-1 Dienstleistungen von Pflegeeinrichtungen
69. 85145000-7 Dienstleistungen von medizinischen Laboratorien
70. 85146000-4 Dienstleistungen von Blutbanken
71. 85146100-5 Dienstleistungen von Spermabanken
72. 85146200-6 Dienstleistungen von Organbanken
73. 85147000-1 Betriebliche Gesundheitsfürsorge
74. 85148000-8 Medizinische Analysedienste
75. 85149000-5 Dienstleistungen im pharmazeutischen Bereich
76. 85150000-5 Dienstleistungen im Bereich medizinische Bildverarbeitung
77. 85160000-8 Dienstleistungen von Optikern
78. 85170000-1 Dienstleistungen in den Bereichen Akupunktur und Chiropraktik
79. 85171000-8 Dienstleistungen im Bereich Akupunktur
80. 85172000-5 Dienstleistungen im Bereich Chiropraktik
81. 85200000-1 Dienstleistungen des Veterinärwesens
82. 85210000-3 Haustierzuchten
83. 85300000-2 Dienstleistungen des Sozialwesens und zugehörige Dienstleistungen
84. 85310000-5 Dienstleistungen des Sozialwesens
85. 85311000-2 Dienstleistungen im Sozialwesen in Verbindung mit Heimen
86. 85311100-3 Altenfürsorgeleistungen
87. 85311200-4 Behindertenfürsorgeleistungen
88. 85311300-5 Kinder- und Jugendfürsorgeleistungen
89. 85312000-9 Dienstleistungen der Sozialfürsorge, ohne Unterbringung
90. 85312100-0 Betreuung in Tagesstätten
91. 85312110-3 Betreuungsleistungen in Kinderkrippen
92. 85312120-6 Betreuungsleistungen für behinderte Kinder und Jugendliche in Tagesheimen
93. 85312200-1 Lebensmittel-Hauslieferungen
94. 85312300-2 Orientierungs- und Beratungsdienste
95. 85312310-5 Orientierungsdienste
96. 85312320-8 Beratungsdienste
97. 85312330-1 Familienplanung
98. 85312400-3 Nicht in Heimen erbrachte Fürsorgeleistungen
99. 85312500-4 Rehabilitation
100. 85312510-7 Berufliche Wiedereingliederung

*) Die Vergabe der im Anhang angeführten Dienstleistungen unterliegt nicht dem Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes, 
wenn sie als nichtwirtschaftliche Dienstleistungen von allgemeinem Interesse organisiert sind oder unter eine andere Aus- 
nahmebestimmung dieses Bundesgesetzes fallen.
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101. 85320000-8 Dienstleistungen im Sozialwesen
102. 85321000-5 Verwaltungsdienste im Sozialwesen
103. 85322000-2 Kommunales Aktionsprogramm
104. 85323000-9 Kommunaler Gesundheitsdienst
105. 98133100-5 Verbesserung und Unterstützung der Verwaltungs- und Gemeinschaftseinrichtungen
106. 98133000-4 Dienstleistungen sozialer Interessenverbände
107. 98200000-5 Beratung in Sachen Chancengleichheit
108. 98500000-8 Privathaushalte mit Hausangestellten
109. 98513000-2 Bereitstellung von Arbeitskräften für private Haushalte
110. 98513100-3 Vermittlung von Arbeitskräften für private Haushalte
111. 98513200-4 Bereitstellung von Bürokräften für private Haushalte
112. 98513300-5 Bereitstellung von Zeitarbeitskräften für private Haushalte
113. 98513310-8 Dienstleistungen von Haushaltshilfen
114. 98514000-9 Haushaltungsdienste

B. Administrative Dienstleistungen im Sozial‑, Bildungs‑, Gesundheits‑ und kulturellen Bereich
1. 85321000-5 Verwaltungsdienste im Sozialwesen

2. 85322000-2 Kommunales Aktionsprogramm

3. 75000000-6 Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung

4. 75121000-0 Administrative Dienste im Bildungswesen

5. 75122000-7 Administrative Dienste im Gesundheitswesen

6. 75124000-1 Administrative Dienste in den Bereichen Freizeit, Kultur und Religion

7. 79995000-5 Bibliotheksverwaltung

8. 79995100-6 Archivierung

9. 79995200-7 Katalogisierung

10. 80000000-4 Allgemeine und berufliche Bildung

11. 80100000-5 Grundschulunterricht

12. 80110000-8 Vorschulunterricht

13. 80200000-6 Unterricht im Sekundarbereich

14. 80210000-9 Unterricht in technischen und berufsbildenden weiterführenden Schulen

15. 80211000-6 Unterricht in technischen weiterführenden Schulen

16. 80212000-3 Unterricht in berufsbildenden weiterführenden Schulen

17. 80300000-7 Dienstleistungen von Hochschulen

18. 80310000-0 Jugendbildung

19. 80320000-3 Ausbildung im medizinischen Bereich

20. 80330000-6 Ausbildung im Bereich Sicherheit

21. 80340000-9 Sonderausbildung

22. 80400000-8 Erwachsenenbildung und sonstiger Unterricht

23. 80410000-1 Verschiedene Unterrichts- und Ausbildungsdienste

24. 80411000-8 Ausbildung in Fahrschulen

25. 80411100-9 Abnahme der Fahrprüfung

26. 80411200-0 Erteilung von Fahrstunden

27. 80412000-5 Ausbildung in Flugschulen

28. 80413000-2 Ausbildung in Segelschulen

29. 80414000-9 Ausbildung in Tauchschulen

30. 80415000-6 Skikurse

31. 80420000-4 E-Learning

32. 80430000-7 Erwachsenenbildung auf Hochschulebene

33. 80490000-5 Betrieb einer Bildungseinrichtung

34. 80500000-9 Ausbildung

35. 80510000-2 Spezialausbildung
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36. 80511000-9 Ausbildung des Personals

37. 80512000-6 Hundeschulung

38. 80513000-3 Reitunterricht

39. 80520000-5 Ausbildungseinrichtungen

40. 80521000-2 Mit Ausbildungsprogrammen verbundene Dienstleistungen

41. 80522000-9 Schulungsseminare

42. 80530000-8 Berufsausbildung

43. 80531000-5 Industrielle und technische Ausbildung

44. 80531100-6 Fachausbildung

45. 80531200-7 Technische Ausbildung

46. 80532000-2 Managementausbildung

47. 80533000-9 Einführung und Ausbildung im Umgang mit Computern

48. 80533100-0 Ausbildung im Umgang mit Computern

49. 80533200-1 Computerkurse

50. 80540000-1 Ausbildung im Umweltschutz

51. 80550000-4 Sicherheitsausbildung

52. 80560000-7 Ausbildung in Gesundheitsschutz und erster Hilfe

53. 80561000-4 Ausbildung in Gesundheitsschutz

54. 80562000-1 Ausbildung in erster Hilfe

55. 80570000-0 Ausbildung in der Persönlichkeitsentwicklung

56. 80580000-3 Veranstaltung von Sprachkursen

57. 80590000-6 Tutorendienste

58. 80600000-0 Schulung für Verteidigungsgüter und Sicherheitsausrüstung

59. 80610000-3 Schulung und Simulation für Sicherheitsausrüstung

60. 80620000-6 Schulung und Simulation für Feuerwaffen und Munition

61. 80630000-9 Schulung und Simulation für Militärfahrzeuge

62. 80640000-2 Schulung und Simulation für Kriegsschiffe

63. 80650000-5 Schulung und Simulation für Luftfahrzeuge, Raketen und Raumfahrzeuge

64. 80660000-8 Schulung und Simulation für militärischen Zwecken dienende elektronische Systeme

65. 92000000-1 Dienstleistungen in den Bereichen Erholung, Kultur und Sport

66. 92100000-2 Dienstleistungen im Bereich Film und Videofilm

67. 92110000-5 Film- und Videofilmherstellung und verbundene Dienstleistungen

68. 92111000-2 Film- und Videofilmherstellung

69. 92111100-3 Herstellung von Lehrfilmen und -videofilmen

70. 92111200-4 Herstellung von Werbe-, Reklame- und Informationsfilmen und -videofilmen

71. 92111210-7 Herstellung von Werbefilmen

72. 92111220-0 Herstellung von Werbevideofilmen

73. 92111230-3 Herstellung von Reklamefilmen

74. 92111240-6 Herstellung von Reklamevideofilmen

75. 92111250-9 Herstellung von Informationsfilmen

76. 92111260-2 Herstellung von Informationsvideofilmen

77. 92111300-5 Herstellung von Unterhaltungsfilmen und -videofilmen

78. 92111310-8 Herstellung von Unterhaltungsfilmen

79. 92111320-1 Herstellung von Unterhaltungsvideofilmen

80. 92112000-9 Dienstleistungen im Zusammenhang mit Film- und Videofilmherstellung

81. 92120000-8 Verleih von Filmen und Videofilmen

82. 92121000-5 Verleih von Videofilmen

83. 92122000-2 Verleih von Filmen

84. 92130000-1 Filmvorführungen
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85. 92140000-4 Videofilmvorführung

86. 92200000-3 Dienstleistungen in Verbindung mit Rundfunk- und Fernsehprogrammen

87. 92210000-6 Rundfunkdienste

88. 92211000-3 Produktion von Rundfunksendungen

89. 92213000-7 Rundfunksysteme kleinen Maßstabs

90. 92214000-4 Dienstleistungen im Zusammenhang mit Rundfunkstudios oder -ausstattung

91. 92215000-1 GMRS-Funkdienste (General Mobile Radio Services)

92. 92216000-8 FRS-Funkdienste (Family Radio Services)

93. 92217000-5 GMRS-Funkdienste/FRS-Funkdienste

94. 92220000-9 Fernsehdienste

95. 92221000-6 Produktion von Fernsehsendungen

96. 92222000-3 Videoüberwachung (CCTS)

97. 92224000-7 Digitales Fernsehen

98. 92225000-4 Interaktives Fernsehen

99. 92225100-7 Filmabruf über das Fernsehen

100. 92226000-1 Fernsehprogrammierung

101. 92230000-2 Kabelrundfunk und -fernsehen

102. 92231000-9 Internationale bilaterale Dienste und internationale private Mietleitungen

103. 92232000-6 Kabelfernsehen

104. 92300000-4 Unterhaltungsdienste

105. 92310000-7 Künstlerische und schriftstellerische Tätigkeiten und Darbietungen

106. 92311000-4 Kunstwerke

107. 92312000-1 Künstlerische Dienstleistungen

108. 92312100-2 Unterhaltungsdienstleistungen von Theaterregisseuren, Chören, Musikkapellen und Orchestern

109. 92312110-5 Unterhaltungsdienstleistungen von Theaterregisseuren

110. 92312120-8 Unterhaltungsdienstleistungen von Chören

111. 92312130-1 Unterhaltungsdienstleistungen von Musikkapellen

112. 92312140-4 Unterhaltungsdienstleistungen von Orchestern
113. 92312200-3 Dienstleistungen von Schriftstellern, Komponisten, Bildhauern, Entertainern und sonstigen 

Künstlern

114. 92312210-6 Dienstleistungen von Verfassern

115. 92312211-3 Dienstleistungen von Schreibbüros

116. 92312212-0 Mit der Erstellung von Ausbildungshandbüchern verbundene Dienstleistungen

117. 92312213-7 Erstellung von technischen Unterlagen

118. 92312220-9 Dienstleistungen von Komponisten

119. 92312230-2 Dienstleistungen von Bildhauern

120. 92312240-5 Dienstleistungen von Entertainern

121. 92312250-8 Dienstleistungen von einzelnen Künstlern

122. 92312251-5 Dienstleistungen von Diskjockeys

123. 92320000-0 Betrieb von kulturellen Einrichtungen

124. 92330000-3 Dienstleistungen in Verbindung mit Erholungsgebieten

125. 92331000-0 Dienstleistungen in Verbindung mit Jahrmärkten und Vergnügungsparks

126. 92331100-1 Dienstleistungen in Verbindung mit Jahrmärkten

127. 92331200-2 Dienstleistungen in Verbindung mit Vergnügungsparks

128. 92331210-5 Kinderanimation

129. 92332000-7 Dienstleistungen an Stränden

130. 92340000-6 Unterhaltungsdienste im Bereich Tanz und sonstige Aufführungen

131. 92341000-3 Zirkusvorstellungen

132. 92342000-0 Dienstleistungen von Tanzschulen
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133. 92342100-1 Unterricht in Gesellschaftstänzen

134. 92342200-2 Unterricht in Diskotänzen

135. 92350000-9 Dienstleistungen des Spiel- und Wettbetriebs

136. 92351000-6 Dienstleistungen von Spiel- und Wetteinrichtungen

137. 92351100-7 Dienstleistungen von Lotterien

138. 92351200-8 Dienstleistungen von Spielkasinos

139. 92352000-3 Dienstleistungen von Wetteinrichtungen

140. 92352100-4 Betrieb von Totalisatoren

141. 92352200-5 Buchmacherdienste

142. 92360000-2 Dienstleistungen im pyrotechnischen Bereich

143. 92370000-5 Dienstleistungen von Tontechnikern

144. 92400000-5 Dienstleistungen des Nachrichten- und Pressedienstes

145. 92500000-6 Dienstleistungen von Bibliotheken, Archiven, Museen und anderen kulturellen Einrichtungen

146. 92510000-9 Dienstleistungen von Bibliotheken und Archiven

147. 92511000-6 Dienstleistungen von Bibliotheken

148. 92512000-3 Dienstleistungen von Archiven

149. 92512100-4 Archivzerstörung

150. 92520000-2 Dienstleistungen von Museen und zugehörige Dienste

151. 92521000-9 Dienstleistungen von Museen

152. 92521100-0 Museumsausstellungen

153. 92521200-1 Konservierung von Exponaten und Ausstellungsobjekten

154. 92521210-4 Konservierung von Exponaten

155. 92521220-7 Konservierung von Ausstellungsobjekten

156. 92522000-6 Dienstleistungen im Bereich Denkmalschutz

157. 92522100-7 Maßnahmen zur Erhaltung von historisch bedeutsamen Stätten

158. 92522200-8 Maßnahmen zur Erhaltung von historischen Gebäuden

159. 92530000-5 Dienstleistungen von botanischen und zoologischen Gärten sowie Naturschutzgebieten

160. 92531000-2 Dienstleistungen von botanischen Gärten

161. 92532000-9 Dienstleistungen von zoologischen Gärten

162. 92533000-6 Dienstleistungen von Naturschutzgebieten

163. 92534000-3 Dienstleistungen von Tierschutzgebieten

164. 92600000-7 Dienstleistungen im Sport

165. 92610000-0 Betrieb von Sportanlagen

166. 92620000-3 Sportbezogene Dienstleistungen

167. 92621000-0 Förderung von Sportveranstaltungen

168. 92622000-7 Organisation von Sportveranstaltungen

169. 92700000-8 Dienstleistungen von Internet-Cafés

170. 79950000-8 Veranstaltung von Ausstellungen, Messen und Kongressen

171. 79951000-5 Veranstaltung von Seminaren

172. 79952000-2 Event-Organisation

173. 79952100-3 Organisation von Kulturveranstaltungen

174. 79953000-9 Organisation von Festivals

175. 79954000-6 Organisation von Parties

176. 79955000-3 Organisation von Modenschauen

177. 79956000-0 Organisation von Messen und Ausstellungen

C. Dienstleistungen im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung
1. 75300000-9 Dienstleistungen im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung
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D. Beihilfen, Unterstützungsleistungen und Zuwendungen
1. 75310000-2 Beihilfen, Unterstützungsleistungen und Zuwendungen

2. 75311000-9 Krankenkassenleistungen

3. 75312000-6 Mutterschaftsbeihilfe

4. 75313000-3 Unterstützung bei Erwerbsunfähigkeit

5. 75313100-4 Unterstützung bei zeitweiliger Erwerbsunfähigkeit

6. 75314000-0 Arbeitslosenunterstützung

7. 75320000-5 Pensionsregelung für öffentliche Bedienstete

8. 75330000-8 Familienbeihilfen

9. 75340000-1 Kindergeld

E. Sonstige gemeinschaftliche, soziale und persönliche Dienstleistungen,  
einschließlich Dienstleistungen von Organisationen

1. 98000000-3 Sonstige gemeinschaftliche, soziale und persönliche Dienste

2. 98120000-0 Dienstleistungen von Gewerkschaften

3. 98132000-7 Dienstleistungen von politischen Organisationen

4. 98133110-8 Dienstleistungen von Jugendverbänden

5. 98130000-3 Diverse Dienstleistungen von Organisationen und Vereinen

F. Dienstleistungen von religiösen Vereinigungen
1. 98131000-0 Dienstleistungen von religiösen Vereinigungen

G. Gaststätten und Beherbergungsgewerbe
1. 55100000-1 Dienstleistungen von Hotels

2. 55110000-4 Hotel-Übernachtungen

3. 55120000-7 Sitzungs- und Konferenzdienstleistungen von Hotels

4. 55130000-0 Sonstige Hotel-Dienstleistungen

5. 55200000-2 Campingplätze und andere Unterkünfte (außer Hotels)

6. 55210000-5 Dienstleistungen von Jugendherbergen

7. 55220000-8 Dienstleistungen von Campingplätzen

8. 55221000-5 Dienstleistungen in Verbindung mit Stellplätzen für Wohnwagen

9. 55240000-4 Dienstleistungen in Verbindung mit Ferienzentren und Ferienwohnungen

10. 55241000-1 Dienstleistungen von Ferienzentren

11. 55242000-8 Dienstleistungen in Verbindung mit Ferienwohnungen

12. 55243000-5 Dienstleistungen von Kinderferienlagern

13. 55250000-7 Vermietung von möblierten Unterkünften für Kurzaufenthalte

14. 55260000-0 Dienstleistungen in Verbindung mit Schlafwagen

15. 55270000-3 Dienstleistungen von Frühstückspensionen

16. 55300000-3 Restaurant- und Bewirtungsdienste

17. 55310000-6 Restaurantbedienung

18. 55311000-3 Bedienung in nicht öffentlichen Restaurants

19. 55312000-0 Bedienung in öffentlichen Restaurants

20. 55320000-9 Servieren von Mahlzeiten

21. 55321000-6 Zubereitung von Mahlzeiten

22. 55322000-3 Kochen von Mahlzeiten

23. 55330000-2 Dienstleistungen von Cafeterias

24. 55400000-4 Servieren von Getränken

25. 55410000-7 Ausschankdienste

26. 55521000-8 Verpflegungsdienste für Privathaushalte

27. 55521100-9 Essen auf Rädern

28. 55521200-0 Auslieferung von Mahlzeiten
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29. 55520000-1 Verpflegungsdienste

30. 55522000-5 Verpflegungsdienste für Transportunternehmen

31. 55523000-2 Verpflegungsdienste für sonstige Unternehmen oder andere Einrichtungen

32. 55524000-9 Verpflegungsdienste für Schulen

33. 55510000-8 Dienstleistungen von Kantinen

34. 55511000-5 Dienstleistungen von Kantinen und anderen nicht öffentlichen Cafeterias

35. 55512000-2 Betrieb von Kantinen

36. 55523100-3 Auslieferung von Schulmahlzeiten

H. Dienstleistungen im juristischen Bereich,  
sofern sie nicht nach den §§ 9 Abs. 1 Z 9 bzw. 178 Abs. 1 Z 9 ausgeschlossen sind

1. 79100000-5 Dienstleistungen im juristischen Bereich

2. 79110000-8 Juristische Beratung und Vertretung

3. 79111000-5 Rechtsberatung

4. 79112000-2 Vertretung vor Gericht

5. 79112100-3 Interessenvertretung

6. 79120000-1 Patent- und Urheberrechtsberatung

7. 79121000-8 Urheberrechtsberatung

8. 79121100-9 Software-Urheberrechtsberatung

9. 79130000-4 Rechtliche Dokumentations- und Beglaubigungsdienste

10. 79131000-1 Dokumentationsdienste

11. 79132000-8 Beglaubigungsdienste

12. 79132100-9 Zertifizierungsdienste elektronischer Signaturen

13. 79140000-7 Rechtsberatung und -auskunft

14. 75231100-5 Verwaltungsdienstleistungen bei Gericht

I. Sonstige Dienstleistungen der Verwaltung und für die öffentliche Verwaltung
1. 75100000-7 Dienstleistungen der Verwaltung

2. 75110000-0 Dienstleistungen der allgemeinen öffentlichen Verwaltung

3. 75111000-7 Dienstleistungen der Exekutive und Legislative

4. 75111100-8 Dienstleistungen der Exekutive

5. 75111200-9 Dienstleistungen der Legislative

6. 75112000-4 Verwaltungsdienstleistungen für Unternehmenstätigkeit

7. 75112100-5 Mit Entwicklungsprojekten verbundene Verwaltungsdienstleistungen

8. 75120000-3 Dienstleistungen von öffentlichen Behörden

9. 75123000-4 Administrative Dienste im Wohnungswesen

10. 75125000-8 Administrative Dienste im Bereich Fremdenverkehr

11. 75131000-3 Dienstleistungen für die öffentliche Verwaltung

J. Kommunale Dienstleistungen
1. 75200000-8 Kommunale Dienstleistungen

2. 75210000-1 Dienstleistungen im Bereich auswärtige Angelegenheiten und sonstige Dienstleistungen

3. 75211000-8 Dienstleistungen im Bereich auswärtige Angelegenheiten

4. 75211100-9 Dienstleistungen im diplomatischen Bereich

5. 75211110-2 Konsulatsdienste

6. 75211200-0 Wirtschaftshilfe an das Ausland

7. 75211300-1 Militärhilfe an das Ausland

8. 75220000-4 Verteidigung

9. 75221000-1 Militärische Verteidigung

10. 75222000-8 Zivilverteidigung
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11. 75230000-7 Dienstleistungen im Justizwesen

12. 75231000-4 Juristische Dienste

K. Dienstleistungen für Haftanstalten, Dienstleistungen im Bereich öffentliche Sicherheit und  
Rettungsdienste, sofern sie nicht nach den §§ 9 Abs. 1 Z 17 bzw. 178 Abs. 1 Z 17 ausgeschlossen 
sind

1. 75231210-9 Strafvollzugsdienste

2. 75231220-2 Begleitung bei Gefangenentransporten

3. 75231230-5 Dienstleistungen für Haftanstalten

4. 75240000-0 Mit öffentlicher Sicherheit und Ordnung verbundene Dienstleistungen

5. 75241000-7 Dienstleistungen im Bereich öffentliche Sicherheit

6. 75241100-8 Dienstleistungen der Polizei

7. 75242000-4 Dienstleistungen im Bereich öffentliches Recht und öffentliche Ordnung

8. 75242100-5 Dienstleistungen im Bereich öffentliche Ordnung

9. 75242110-8 Gerichtsvollzieherdienste

10. 75250000-3 Dienstleistungen der Feuerwehr und von Rettungsdiensten

11. 75251000-0 Dienstleistungen der Feuerwehr

12. 75251100-1 Brandbekämpfung

13. 75251110-4 Brandverhütung

14. 75251120-7 Waldbrandbekämpfung

15. 75252000-7 Rettungsdienste

16. 79430000-7 Krisenmanagement

17. 98113100-9 Dienstleistungen im Bereich der nuklearen Sicherheit

L. Dienstleistungen von Detekteien und Sicherheitsdiensten
1. 79700000-1 Dienstleistungen von Detekteien und Sicherheitsdiensten

2. 79710000-4 Dienstleistungen von Sicherheitsdiensten

3. 79711000-1 Überwachung von Alarmanlagen

4. 79713000-5 Bewachungsdienste

5. 79714000-2 Überwachungsdienste

6. 79714100-3 Dienstleistungen in Verbindung mit Suchsystemen

7. 79714110-6 Fahndung nach Flüchtigen

8. 79715000-9 Streifendienste

9. 79716000-6 Ausgabe von Mitarbeiterausweisen

10. 79720000-7 Ermittlungsdienste

11. 79721000-4 Dienstleistungen von Detekteien

12. 79722000-1 Dienstleistungen von Grafologen

13. 79723000-8 Abfallanalyse

M. Internationale Dienstleistungen
1. 98900000-2 Von extraterritorialen Organisationen und Körperschaften erbrachte Leistungen

2. 98910000-5 Dienstleistungen von internationalen Organisationen und Körperschaften

N. Postdienste
1. 64000000-6 Post- und Fernmeldedienste

2. 64100000-7 Post- und Kurierdienste

3. 64110000-0 Postdienste

4. 64111000-7 Postdienste im Zusammenhang mit Zeitungen und Zeitschriften

5. 64112000-4 Briefpostdienste

6. 64113000-1 Paketpostdienste
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7. 64114000-8 Post-Schalterdienste

8. 64115000-5 Vermietung von Postfächern

9. 64116000-2 Dienste im Zusammenhang mit postlagernden Sendungen

10. 64122000-7 Interne Bürobotendienste

O. Verschiedene Dienstleistungen
1. 50116510-9 Reifenrunderneuerung

2. 71550000-8 Schmiedearbeiten
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Anhang XVII 
Dienstleistungsaufträge, die gemäß den §§ 152 Abs. 1 oder 313 Abs. 1 
partizipatorischen Organisationen vorbehalten werden können

1. 75121000-0 Administrative Dienste im Bildungswesen
2. 75122000-7 Administrative Dienste im Gesundheitswesen
3. 75123000-4 Administrative Dienste im Wohnungswesen
4. 79622000-0 Überlassung von Haushaltshilfen
5. 79624000-4 Überlassung von Pflegepersonal
6. 79625000-1 Überlassung von medizinischem Personal
7. 80110000-8 Vorschulunterricht
8. 80300000-7 Dienstleistungen von Hochschulen
9. 80420000-4 E-Learning
10. 80430000-7 Erwachsenenbildung auf Hochschulebene
11. 80511000-9 Ausbildung des Personals
12. 80520000-5 Ausbildungseinrichtungen
13. 80590000-6 Tutorendienste
14. 85000000-9 Dienstleistungen des Gesundheits- und Sozialwesens
15. 85100000-0 Dienstleistungen des Gesundheitswesens
16. 85110000-3 Dienstleistungen von Krankenhäusern und zugehörige Leistungen
17. 85111000-0 Dienstleistungen von Krankenhäusern
18. 85111100-1 Chirurgische Eingriffe im Krankenhaus
19. 85111200-2 Ärztliche Versorgung im Krankenhaus
20. 85111300-3 Gynäkologische Versorgung im Krankenhaus
21. 85111310-6 Künstliche Befruchtung
22. 85111320-9 Geburtshilfe im Krankenhaus
23. 85111400-4 Rehabilitationsmaßnahmen im Krankenhaus
24. 85111500-5 Psychiatrische Versorgung im Krankenhaus
25. 85111600-6 Dienstleistungen im Bereich Orthopädie
26. 85111700-7 Sauerstofftherapiedienste
27. 85111800-8 Pathologiedienste
28. 85111810-1 Blutuntersuchungen
29. 85111820-4 Bakteriologische Untersuchungen
30. 85111900-9 Dialysedienste von Krankenhäusern
31. 85112000-7 Unterstützung von Krankenhäusern
32. 85112100-8 Dienstleistungen im Bereich der Krankenhausbettwäsche
33. 85112200-9 Ambulante Behandlungen
34. 85120000-6 Dienstleistungen von Arztpraxen und zugehörige Dienstleistungen
35. 85121000-3 Dienstleistungen von Arztpraxen
36. 85121100-4 Dienstleistungen von praktischen Ärzten
37. 85121200-5 Dienstleistungen von Fachärzten
38. 85121210-8 Dienstleistungen von Gynäkologen oder Geburtshelfern
39. 85121220-1 Dienstleistungen von Nephrologen oder Neurologen
40. 85121230-4 Dienstleistungen von Kardiologen oder Lungenspezialisten
41. 85121231-1 Dienstleistungen von Kardiologen
42. 85121232-8 Dienstleistungen von Lungenspezialisten
43. 85121240-7 Dienstleistungen von HNO oder Audiologen
44. 85121250-0 Dienstleistungen von Gastroenterologen und Geriatrie-Spezialisten
45. 85121251-7 Dienstleistungen von Gastroenterologen
46. 85121252-4 Dienstleistungen von Geriatrie-Spezialisten
47. 85121270-6 Dienstleistungen von Psychiatern oder Psychologen
48. 85121271-3 Dienstleistungen von Einrichtungen für psychisch Kranke
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49. 85121280-9 Dienstleistungen von Ophtalmologen, Dermatologen oder Orthopäden
50. 85121281-6 Dienstleistungen von Ophtalmologen
51. 85121282-3 Dienstleistungen von Dermatologen
52. 85121283-0 Dienstleistungen von Orthopäden
53. 85121290-2 Dienstleistungen von Kinderärzten oder Urologen
54. 85121291-9 Dienstleistungen von Kinderärzten
55. 85121292-6 Dienstleistungen von Urologen
56. 85121300-6 Dienstleistungen von Chirurgen
57. 85130000-9 Dienstleistungen von Zahnarztpraxen und zugehörige Dienstleistungen
58. 85131000-6 Dienstleistungen von Zahnarztpraxen
59. 85131100-7 Dienstleistungen im Bereich Kieferorthopädie
60. 85131110-0 Chirurgische Behandlung in der Kieferorthopädie
61. 85140000-2 Diverse Dienstleistungen im Gesundheitswesen
62. 85141000-9 Dienstleistungen von medizinischem Personal
63. 85141100-0 Dienstleistungen von Hebammen
64. 85141200-1 Dienstleistungen von Krankenpflegepersonal
65. 85141210-4 Medizinische Hausbehandlung
66. 85141211-1 Hausdialysebehandlung
67. 85141220-7 Beratungsleistungen von Krankenpflegepersonal
68. 85142000-6 Dienstleistungen von nichtärztlichem Personal
69. 85142100-7 Physiotherapiedienste
70. 85142200-8 Dienstleistungen von Homöopathen
71. 85142300-9 Hygienedienste
72. 85142400-0 Hauszustellung von Inkontinenzartikeln
73. 85143000-3 Einsatz von Krankenwagen
74. 85144000-0 Dienstleistungen von Krankenanstalten
75. 85144100-1 Dienstleistungen von Pflegeeinrichtungen
76. 85145000-7 Dienstleistungen von medizinischen Laboratorien
77. 85146000-4 Dienstleistungen von Blutbanken
78. 85146000-4 Dienstleistungen von Spermabanken
79. 85146200-6 Dienstleistungen von Organbanken
80. 85147000-1 Betriebliche Gesundheitsfürsorge
81. 85148000-8 Medizinische Analysedienste
82. 85149000-5 Dienstleistungen im pharmazeutischen Bereich
83. 85150000-5 Dienstleistungen im Bereich medizinische Bildverarbeitung
84. 85160000-8 Dienstleistungen von Optikern
85. 85170000-1 Dienstleistungen in den Bereichen Akupunktur und Chiropraktik
86. 85171000-8 Dienstleistungen im Bereich Akupunktur
87. 85172000-5 Dienstleistungen im Bereich Chiropraktik
88. 85200000-1 Dienstleistungen des Veterinärwesens
89. 85210000-3 Haustierzuchten
90. 85300000-2 Dienstleistungen des Sozialwesens und zugehörige Dienstleistungen
91. 85310000-5 Dienstleistungen des Sozialwesens
92. 85311000-2 Dienstleistungen im Sozialwesen in Verbindung mit Heimen
93. 85311100-3 Altenfürsorgeleistungen
94. 85311200-4 Behindertenfürsorgeleistungen
95. 85311300-5 Kinder- und Jugendfürsorgeleistungen
96. 85312000-9 Dienstleistungen der Sozialfürsorge, ohne Unterbringung
97. 85312100-0 Betreuung in Tagesstätten
98. 85312110-3 Betreuungsleistungen in Kinderkrippen
99. 85312120-6 Betreuungsleistungen für behinderte Kinder und Jugendliche in Tagesheimen
100. 85312200-1 Lebensmittel-Hauslieferungen
101. 85312300-2 Orientierungs- und Beratungsdienste
102. 85312310-5 Orientierungsdienste
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103. 85312320-8 Beratungsdienste
104. 85312330-1 Familienplanung
105. 85312400-3 Nicht in Heimen erbrachte Fürsorgeleistungen
106. 85312500-4 Rehabilitation
107. 85312510-7 Berufliche Wiedereingliederung
108. 85320000-8 Dienstleistungen im Sozialwesen
109. 85321000-5 Verwaltungsdienste im Sozialwesen
110. 85322000-2 Kommunales Aktionsprogramm
111. 85323000-9 Kommunaler Gesundheitsdienst
112. 92500000-6 Dienstleistungen von Bibliotheken, Archiven, Museen und anderen kulturellen Einrichtungen
113. 92600000-7 Dienstleistungen im Sport
114. 98133000-4 Dienstleistungen sozialer Interessenverbände
115. 98133110-8 Dienstleistungen von Jugendverbänden
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Anhang XVIII  
Verzeichnis der Verfahren, in welchen keine besonderen oder  
ausschließlichen Rechte gemäß § 169 Abs. 2 zuerkannt werden

1.	 Erteilung einer Genehmigung für den Betrieb von Erdgasanlagen nach den in Art. 4 der Richtlinie 
2009/73/EG über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003/55/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 94, bzw. nach den in den entsprechenden 
Umsetzungsakten festgelegten Verfahren;

2.	 Genehmigung oder Aufforderung zur Angebotsabgabe für den Bau neuer Stromerzeugungsan- 
lagen gemäß der Richtlinie 2009/72/EG über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnen-
markt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 55, bzw. 
gemäß den entsprechenden Umsetzungsakten;

3.	 Erteilung von Genehmigungen in Bezug auf Postdienste, die nicht reserviert sind oder nicht reser-
viert werden dürfen, nach den in Art. 9 der Richtlinie 97/67/EG über gemeinsame Vorschriften für 
die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der 
Dienstequalität, ABl. Nr. L 15 vom 21.01.1998 S 14, zuletzt geändert durch Richtlinie 2008/6/EG, 
ABl. Nr. L 52 vom 27.02.2008 S. 3, festgelegten Verfahren bzw. gemäß den in den entsprechenden 
Umsetzungsakten festgelegten Verfahren;

4.	 Verfahren zur Genehmigung von Tätigkeiten, die mit der Nutzung von Kohlenwasserstoffen ver-
bunden sind, gemäß der Richtlinie 94/22/EG bzw. gemäß den in den entsprechenden Umset-
zungsakten festgelegten Verfahren;

5.	 öffentliche Dienstleistungsaufträge im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für die Bereitstel-
lung von Personenverkehrsdiensten mit Bussen, Straßenbahnen, Eisenbahnen oder Untergrund-
bahnen, die auf der Grundlage eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens gemäß Art. 5 Abs. 3 der 
Verordnung vergeben wurden und deren Laufzeit nicht den in Art. 4 Abs. 3 oder 4 der Verordnung 
genannten Zeitraum übersteigt;

6.	 Erteilung von Rechten aufgrund eines Vergabeverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung gemäß 
den Richtlinien 2009/81/EG, 2014/23/EU, 2014/24/EU und 2014/25/EU bzw. gemäß den in den 
entsprechenden Umsetzungsakten festgelegten Vergabefahren mit vorheriger Bekanntmachung.
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Anhang XIX 
Liste der Unionsvorschriften gemäß § 184 Abs. 2 Z 1

A	 FORTLEITUNG ODER ABGABE VON GAS UND WÄRME
Richtlinie 2009/73/EG über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Auf- 
hebung der Richtlinie 2003/55/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 94.

B	 ERZEUGUNG, FORTLEITUNG ODER ABGABE VON ELEKTRIZITÄT
Richtlinie 2009/72/EG über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABl. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 55.

C	 GEWINNUNG, FORTLEITUNG ODER ABGABE VON TRINKWASSER

D	 AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER EISENBAHNDIENSTE
Schienengüterverkehr
Richtlinie 2012/34/EU zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums,  
ABl. Nr.  L  343 vom 14.12.2012 S.  32, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr.  L  63 vom  
12.03.2015 S. 32.
Grenzüberschreitender Schienenpersonenverkehr
Richtlinie 2012/34/EU zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums,  
ABl. Nr.  L  343 vom 14.12.2012 S.  32, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr.  L  63 vom 
12.03.2015 S. 32.
Nationaler Schienenpersonenverkehr

E	 AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER STÄDTISCHEN EISENBAHN-, STRASSENBAHN-, OBER-
LEITUNGSBUS- ODER BUSDIENSTE

F	 AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER POSTDIENSTE
Richtlinie 97/67/EG über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der 
Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität, ABl. Nr.  L  15 vom 
21.01.1998 S 14, zuletzt geändert durch Richtlinie 2008/6/EG, ABl. Nr. L 52 vom 27.02.2008 S. 3.

G	 GEWINNUNG VON ERDÖL ODER GAS
Richtlinie 94/22/EG über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion, Explo-
ration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen, ABl. Nr. L 164 vom 30.06.1994 S. 3.

H	 AUFSUCHUNG UND GEWINNUNG VON KOHLE UND ANDEREN FESTEN BRENNSTOFFEN

I	 AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER SEEHAFEN- ODER BINNENHAFEN- ODER SONSTIGEN 
TERMINALEINRICHTUNGEN

J	 AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER FLUGHAFENDIENSTE
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Anhang XX 
In die Bekanntmachung gemäß § 225 und  
in die Bekanntgabe gemäß § 231 aufzunehmende Angaben

Kapitel A

Teil A 
In regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachungen 
aufzuführende Angaben

I. Obligatorische Angaben
1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 

NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Bei

a)	 Lieferaufträgen: Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen beziehungsweise zu liefern-
den Waren (CPV-Code(s)).

b)	 Bauaufträgen: Art und Umfang der Leistungen, allgemeine Merkmale des Bauwerks oder der 
Baulose (CPV- Code(s)).

c)	 Dienstleistungsaufträgen: Voraussichtliches Gesamtvolumen der Aufträge in den einzelnen 
Dienstleistungskategorien (CPV-Code(s)).

4.	 Tag der Absendung der Bekanntmachung oder der Ankündigung der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung über das Beschafferprofil.

5.	 Sonstige einschlägige Auskünfte.

II. Zusätzlich aufzuführende Angaben, wenn die regelmäßige nichtverbindliche Bekannt- 
machung als Bekanntmachung dient oder eine Verkürzung der Fristen für die Einreichung  
der Angebote beinhaltet

6.	 Hinweis darauf, dass interessierte Unternehmer dem Sektorenauftraggeber ihr Interesse an dem 
Auftrag beziehungsweise den Aufträgen bekunden sollten.

7.	 E-Mail- oder Internet-Adresse, über die die Ausschreibungsunterlagen mit den Spezifikationen 
unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und unmittelbar abgerufen werden können. Ist ein un- 
entgeltlicher, uneingeschränkter, vollständiger und unmittelbarer Zugang nicht möglich, so ist 
anzugeben, wie die Ausschreibungsunterlagen abgerufen werden können.

8.	 Gegebenenfalls Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob  
seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.

9.	 Frist für den Eingang der Anträge auf Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung.
10.	Art und Umfang der zu liefernden Waren oder allgemeine Merkmale der Bauleistung oder Dienst-

leistungskategorie und entsprechende Bezeichnung, sowie die Angabe, ob eine oder mehrere 
Rahmenvereinbarung/en geplant ist/sind. Insbesondere Angaben über Optionen auf zusätzliche 
Aufträge und die veranschlagte Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gegebenenfalls 
Angaben zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen auch Angaben zu 
der veranschlagten Frist für spätere Bekanntmachungen. Angaben darüber, ob es sich um Kauf, 
Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kombination davon handelt.

11.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-
Code für den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und 
Dienstleistungen; bei Aufteilung des Auftrags in mehrere Lose sind diese Informationen für jedes 
Los anzugeben.

12.	Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Auftrags und, soweit möglich, Tag des Fristbeginns.
13.	Anschrift der Stelle, bei der die interessierten Unternehmen ihre Interessenbekundung schriftlich 

einreichen müssen.
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14.	Frist für den Eingang der Interessenbekundungen.
15.	Sprache oder Sprachen, in denen die Teilnahmeanträge beziehungsweise Angebote abzugeben 

sind.
16.	Wirtschaftliche und technische Anforderungen, finanzielle und technische Sicherheiten, die von 

den Lieferanten verlangt werden.
17.	Sofern bekannt, voraussichtliches Datum der Einleitung der Vergabeverfahren;
18.	Art des Vergabeverfahrens (nichtoffenes Verfahren, gleich ob mit dynamischem oder ohne dyna-

misches Beschaffungssystem, oder Verhandlungsverfahren).
19.	Gegebenenfalls besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags.
20.	Gegebenenfalls Angaben, ob

a)	 eine elektronische Einreichung der Angebote oder Anträge auf Teilnahme gefordert bezie- 
hungsweise akzeptiert wird;

b)	 Aufträge elektronisch erteilt werden;
c)	 die Rechnungstellung elektronisch erfolgt;
d)	 die elektronische Zahlung akzeptiert wird.

20.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Mediationsverfahren 
zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes,  
bei dem diese Informationen erhältlich sind.

21.	Sofern bekannt, die Zuschlagskriterien: Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des 
Preises ermittelt wird, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für die Bestimmung des tech-
nisch und wirtschaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die 
nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien genannt werden, falls sie nicht in 
den Spezifikationen enthalten oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung oder in der Auf-
forderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung angegeben sind.

Teil B 
In Bekanntmachungen über die Veröffentlichung regelmäßiger  
nichtverbindlicher Bekanntmachungen in einem Beschafferprofil, 
die nicht als Bekanntmachung dienen, aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 CPV-Codes.
4.	 Internet-Adresse (URL) des Beschafferprofils.
5.	 Datum der Absendung der Bekanntmachung der Vorabinformation zum Beschafferprofil.

Kapitel B 
In der Bekanntmachung über das Bestehen  
eines Prüfsystems aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Gegebenenfalls Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob  

seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.
4.	 Zweck des Prüfsystems (Beschreibung der Waren, Dienstleistungen oder Bauleistungen oder 

der entsprechenden Kategorien, die unter Anwendung dieses Systems beschafft werden sollen –  
CPV-Codes). NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten be- 
ziehungsweise NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei 
Lieferungen und Dienstleistungen.
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5.	 Anforderungen, die die Unternehmer im Hinblick auf ihre Qualifikation entsprechend dem System 
erfüllen müssen, sowie Methoden, mit denen die Erfüllung der einzelnen Anforderungen überprüft 
wird. Ist die Beschreibung dieser Anforderungen und Prüfmethoden sehr ausführlich und basiert sie 
auf Unterlagen, die für die interessierten Unternehmer zugänglich sind, reichen eine Zusammen- 
fassung der wichtigsten Bedingungen und Methoden und ein Verweis auf diese Unterlagen aus.

6.	 Dauer der Gültigkeit des Prüfsystems und Formalitäten für seine Verlängerung.
7.	 Angabe darüber, ob die Bekanntmachung als Aufruf zum Wettbewerb dient.
8.	 Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Auskünfte und Unterlagen über das Prüfsystem verfügbar 

sind (wenn es sich um eine andere als die unter Nummer 1 genannten Anschriften handelt).
9.	 Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Mediationsverfahren 

zuständigen Organs. Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen bezie-
hungsweise erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse 
der Stelle, bei der diese Informationen erhältlich sind.

10.	Sofern bekannt, die Zuschlagskriterien. Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des 
Preises ermittelt wird, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für die Bestimmung des tech-
nisch und wirtschaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die 
nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien genannt werden, wenn sie nicht in 
den Spezifikationen oder in der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung enthalten 
sind.

11.	 Gegebenenfalls Angaben, ob
a)	 eine elektronische Einreichung der Angebote oder Anträge auf Teilnahme gefordert beziehungs-

weise akzeptiert wird;
b)	 Aufträge elektronisch erteilt werden;
c)	 die Rechnungstellung elektronisch erfolgt;
d)	 die elektronische Zahlung akzeptiert wird.

12.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

Kapitel C 
In Auftragsbekanntmachungen aufzuführende Angaben

A. Offene Verfahren

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Ggf. Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob seine Ausfüh-

rung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.
4.	 Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls ist anzugeben, ob 

es sich um eine Rahmenvereinbarung oder ein dynamisches Beschaffungssystem handelt), 
Beschreibung (CPV-Codes). Gegebenenfalls Angaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf,  
Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kombination davon eingeholt werden.

5.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-
Code für den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und 
Dienstleistungen.

6.	 Bei Liefer- und Bauaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu liefernden Waren (CPV-Codes), einschließlich der Optionen auf zusätz- 

liche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn 
möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der Bekannt- 
machungen späterer Ausschreibungen für die benötigten Waren beziehungsweise Angaben zu 
Art und Umfang der Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks (CPV-
Codes).
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Werden das Bauvorhaben oder der Bauauftrag in mehrere Lose aufgeteilt, Angabe der Größen-
ordnung der verschiedenen Lose und der Möglichkeit, für ein Los, für mehrere oder sämtliche 
Lose Angebote zu unterbreiten.

b)	 Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/oder die Gesamtheit der 
gewünschten Waren abzugeben.

c)	 Bei Bauaufträgen: Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Bauauftrags, wenn dieser  
außerdem die Erstellung von Entwürfen vorsieht.

7.	 Bei Dienstleistungsaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu liefernden Waren, einschließlich der Optionen auf zusätzliche Aufträge 

und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gege- 
benenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn möglich, 
auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der Bekanntmachungen  
späterer Ausschreibungen für die benötigten Dienstleistungen.

b)	 Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist.

c)	 Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften.
d)	Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Perso-

nen angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistungen verantwortlich 
sein sollen.

e)	 Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der Dienstleistungen unterbreiten  
können.

8.	 Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Alternativangeboten zulässig ist oder nicht.
9.	 Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrags und, soweit möglich, Tag des 

Fristbeginns.
10.	E-Mail- oder Internet-Adresse, über die die Ausschreibungsunterlagen unentgeltlich, uneinge-

schränkt, vollständig und unmittelbar abgerufen werden können. Ist ein unentgeltlicher, uneinge-
schränkter, vollständiger und unmittelbarer Zugang nicht möglich, so ist anzugeben, wie die Aus-
schreibungsunterlagen abgerufen werden können.

11.	 Frist für den Eingang der Angebote, samt der Anschrift, an die sie zu richten sind und der Sprache(n), 
in der(denen) sie abzufassen sind.

12.	Gegebenenfalls Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend sein dürfen.
13.	Tag, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote.
14.	Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten.
15.	Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf Vorschriften, in denen 

sie enthalten sind.
16.	Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag erteilt wird, haben 

muss.
17.	Wirtschaftliche und technische Mindestanforderungen, die der Unternehmer, an den der Auftrag ver- 

geben wird, erfüllen muss.
18.	Zeitraum, während dessen der Bieter sein Angebot aufrechterhalten muss (Bindefrist).
19.	Gegebenenfalls besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags.
20.	Zuschlagskriterien: Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des Preises ermittelt 

wird, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für die Bestimmung des technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach ihrer Bedeu-
tung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien genannt werden, wenn sie nicht in den Spezifika- 
tionen enthalten sind.

21.	Gegebenenfalls Zeitpunkt(e) und Hinweis(e) im Hinblick auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder die Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Wege eines Beschafferprofils, auf die sich der Auftrag bezieht.

22.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Mediationsverfahren 
zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle, 
bei der diese Informationen erhältlich sind.

23.	Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Sektorenauftraggeber.
24.	Sonstige einschlägige Auskünfte.
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B. Nichtoffene Verfahren 

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Ggf. Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob seine Ausfüh-

rung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.
4.	 Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls ist anzugeben, ob es 

sich um eine Rahmenvereinbarung handelt). Beschreibung (CPV-Codes). Gegebenenfalls An- 
gaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf, Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kom-
bination davon eingeholt werden.

5.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten beziehungsweise NUTS-
Code für den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und 
Dienstleistungen.

6.	 Bei Liefer- und Bauaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu liefernden Waren (CPV-Codes), einschließlich der Optionen auf zusätzli-

che Aufträge und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, 
wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der Bekannt-
machungen späterer Ausschreibungen für die benötigten Waren beziehungsweise Angaben zu 
Art und Umfang der Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks (CPV-
Codes). Werden das Bauvorhaben oder der Bauauftrag in mehrere Lose aufgeteilt, Angabe der 
Größenordnung der verschiedenen Lose und der Möglichkeit, für ein Los, für mehrere oder 
sämtliche Lose Angebote zu unterbreiten.

b)	 Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/oder die Gesamtheit der 
gewünschten Waren abzugeben.

c)	 Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Bauauftrags, wenn dieser außerdem die Erstel-
lung von Entwürfen vorsieht.

7.	 Bei Dienstleistungsaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu liefernden Waren, einschließlich der Optionen auf zusätzliche Aufträge 

und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gegebe-
nenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn möglich, 
auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der Bekanntmachungen spä-
terer Ausschreibungen für die benötigten Dienstleistungen.

b)	 Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist.

c)	 Hinweis auf die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften.
d)	Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Perso-

nen angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistungen verantwortlich 
sein sollen.

e)	 Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der Dienstleistungen unterbreiten kön-
nen.

8.	 Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Alternativen zulässig ist oder nicht.
9.	 Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Auftrags und, soweit möglich, Tag des Fristbeginns.
10.	Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag erteilt wird, haben 

muss.
11.	 Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge samt der Anschrift, an die sie zu richten sind und der 

Sprache(n), in der(denen) sie abzufassen sind
12.	Frist für die Absendung der Aufforderungen zur Angebotsabgabe.
13.	Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten.
14.	Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf Vorschriften, in 

denen sie enthalten sind.
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15.	Angaben über die besondere Lage des Unternehmers sowie wirtschaftliche oder technische Min-
destanforderungen, die er erfüllen muss.

16.	Zuschlagskriterien: Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des Preises ermittelt 
wird, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für die Bestimmung des technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach ihrer Be- 
deutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien genannt werden, wenn sie nicht in den Spezifi- 
kationen oder in der Aufforderung zur Angebotsabgabe enthalten sind.

17.	Gegebenenfalls besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags.
18.	Gegebenenfalls Zeitpunkt(e) und Hinweis(e) im Hinblick auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder die Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Wege eines Beschafferprofils, auf die sich der Auftrag bezieht.

19.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Mediationsverfahren 
zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Diens-
tes, bei dem diese Informationen erhältlich sind.

20.	Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Sektorenauftraggeber.
21.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

C. Verhandlungsverfahren 

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.

3.	 Ggf. Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob seine Ausfüh-
rung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.

4.	 Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls ist anzugeben, ob es 
sich um eine Rahmenvereinbarung handelt). Beschreibung (CPV-Codes). Gegebenenfalls An- 
gaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf, Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kom-
bination davon eingeholt werden.

5.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten bzw. NUTS-Code für den 
Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und Dienstleistungen.

6.	 Bei Liefer- und Bauaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu liefernden Waren (CPV-Codes), einschließlich der Optionen auf zusätz- 

liche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Auf- 
trägen, wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der 
Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die benötigten Waren bzw. Angaben zu Art 
und Umfang der Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks (CPV-Codes). 
Werden das Bauvorhaben oder der Bauauftrag in mehrere Lose aufgeteilt, Angabe der Größen-
ordnung der verschiedenen Lose und der Möglichkeit, für ein Los, für mehrere oder sämtliche 
Lose Angebote zu unterbreiten.

b)	 Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/oder die Gesamtheit der 
gewünschten Waren abzugeben.

c)	 Bei Bauaufträgen: Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Bauauftrags, wenn dieser  
außerdem die Erstellung von Entwürfen vorsieht.

7.	 Bei Dienstleistungsaufträgen:
a)	 Art und Menge der zu erbringenden Dienstleistungen einschließlich der Optionen auf zusätz- 

liche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, 
wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffentlichung der Bekannt-
machungen späterer Ausschreibungen für die benötigten Dienstleistungen.
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b)	 Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist.

c)	 Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften.
d)	Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche Qualifikation der Per- 

sonen angeben müssen, die für die Ausführung der betreffenden Dienstleistungen verantwort-
lich sein sollen.

e)	 Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der Dienstleistungen unterbreiten  
können.

8.	 Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Alternativangeboten zulässig ist oder nicht.
9.	 Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Auftrags und, soweit möglich, Tag des Fristbeginns.
10.	Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag erteilt wird, haben 

muss.
11.	 Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge samt der Anschrift, an die sie zu richten sind und der 

Sprache(n), in der(denen) sie abzufassen sind
12.	Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten.
13.	Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf Vorschriften, in 

denen sie enthalten sind.
14.	Angaben über die besondere Lage des Unternehmers sowie wirtschaftliche oder technische Min-

destanforderungen, die er erfüllen muss.
15.	Zuschlagskriterien: Sofern nicht das erfolgreiche Angebot allein aufgrund des Preises ermittelt 

wird, müssen das Kostenmodell oder die Kriterien für die Bestimmung des technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach ihrer Bedeu-
tung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien genannt werden, wenn sie nicht in den Spezifika- 
tionen oder in der Aufforderung zur Verhandlung enthalten sind.

16.	Gegebenenfalls Name und Anschrift der vom Sektorenauftraggeber bereits ausgewählten Unter-
nehmer.

17.	Gegebenenfalls besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags.
18.	Gegebenenfalls Zeitpunkt(e) und Hinweis(e) im Hinblick auf die Veröffentlichung der regelmäßigen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder die Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Wege eines Beschafferprofils, auf die sich der Auftrag bezieht.

19.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Mediationsverfah-
ren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen  
oder erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des 
Dienstes, bei dem diese Informationen erhältlich sind.

20.	Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Sektorenauftraggeber.
21.	Sonstige einschlägige Auskünfte.

Kapitel D 
In der Vergabebekanntmachung aufzuführende Angaben

I. Informationen zur Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; CPV-Codes; gegebenenfalls ist anzu-

geben, ob es sich um eine Rahmenvereinbarung handelt).
4.	 Zumindest eine Zusammenfassung der Art und des Umfangs bzw. der Menge der Erzeugnisse, 

Bauarbeiten oder Dienstleistungen.
5.	 Art der Bekanntmachung (Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems, regelmäßi-

ge nichtverbindliche Bekanntmachung, Aufruf zur Angebotsabgabe), Zeitpunkt(e) und Hinweis(e) 
im Hinblick auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union; 
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bei ohne vorherige Bekanntmachung vergebenen Aufträgen Angabe der anzuwendenden Be- 
stimmung gemäß § 206.

6.	 Vergabeverfahren (offenes oder nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungsverfahren).
7.	 Anzahl der eingegangenen Angebote unter Angabe

a)	 der Anzahl der Angebote der KMU,
b)	 der Anzahl der Angebote aus dem Ausland,
c)	 der Anzahl der elektronisch übermittelten Angebote.

Bei der Vergabe mehrerer Aufträge (Lose, mehrere Rahmenvereinbarungen) sind diese Anga-
ben für jede Zuschlagserteilung zu machen.

8.	 Datum des Abschlusses des Auftrags (der Aufträge) im Anschluss an dessen (deren) Vergabe bzw. 
Datum der Rahmenvereinbarung(en) im Anschluss an die Entscheidung über deren Abschluss.

9.	 Für Gelegenheitskäufe nach § 206 Abs. 1 Z 9 gezahlter Preis.
10.	Für jede Zuschlagerteilung Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, Telefon- und Faxnummer, 

E-Mail- und Internet-Adresse des/der erfolgreichen Bieter(s), darunter
a)	 Angabe, ob der erfolgreiche Bieter ein KMU ist,
b)	 Angabe, ob der Auftrag an ein Konsortium vergeben wurde.

11.	 Gegebenenfalls Angabe, ob der Auftrag als Unterauftrag vergeben wurde bzw. vergeben werden 
könnte.

12.	Gezahlter Preis oder niedrigster und höchster Preis der bei der Zuschlagserteilung berücksich- 
tigten Angebote.

13.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Vermittlungsverfahren 
zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Diens-
tes, bei dem diese Informationen erhältlich sind.

14.	Fakultative Angaben sind Angaben von Wert und Teil des Auftrags, der als Unterauftrag an Dritte 
vergeben wurde oder vergeben werden könnte und die Zuschlagskriterien.

II. Nicht zur Veröffentlichung bestimmte Angaben

15.	Zahl der vergebenen Aufträge (wenn ein Auftrag zwischen mehreren Auftragnehmern aufgeteilt 
wurde).

16.	Wert jedes vergebenen Auftrags.
17.	Ursprungsland der Ware oder der Dienstleistung (Gemeinschaftsursprung oder Nichtgemein-

schaftsursprung; im letzten Fall nach Drittländern aufgeschlüsselt).
18.	Welche Zuschlagskriterien wurden angewandt?
19.	Wurde der Auftrag an einen Bieter vergeben, der einen Änderungsvorschlag angeboten hat?
20.	Wurden Angebote nicht gewählt, weil sie außergewöhnlich niedrig waren?
21.	Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Sektorenauftraggeber.

Die Informationen der Ziffern 6, 9 und 11 werden als nicht zur Veröffentlichung gedacht eingestuft, wenn 
der Sektorenauftraggeber der Meinung ist, dass ihre Veröffentlichung wirtschaftliche Interessen beein-
trächtigen könnte.

Kapitel E 
In Bekanntmachungen von Aufträgen über  
besondere Dienstleistungen aufzuführende Angaben

I. Auftragsbekanntmachung

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließ- 
lich NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftrag- 
gebers und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
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3.	 Beschreibung der Dienstleistungen oder ihrer Kategorien und gegebenenfalls im Rahmen der 
Dienstleistung zu beschaffende Bauarbeiten und Lieferungen unter Angabe der betreffenden  
Mengen und Werte und der CPV-Codes.

4.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Dienstleistungen.
5.	 Ggf. Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert oder ob seine Aus- 

führung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse vorbehalten ist.
6.	 Die wichtigsten, von den Unternehmern zu erfüllenden Teilnahmebedingungen oder gegebenen-

falls die elektronische Anschrift, unter der genaue Informationen abgerufen werden können.
7.	 Frist(en) für die Kontaktierung des Sektorenauftraggebers im Hinblick auf die Teilnahme.
8.	 Sonstige einschlägige Auskünfte.

II. Regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers.

2.	 Kurzbeschreibung des betreffenden Auftrags einschließlich der CPV-Codes.
3.	 Soweit bereits bekannt:

a)	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten bzw. NUTS-Code für 
den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und Dienst- 
leistungen,

b)	 Zeitrahmen für die Bereitstellung der Lieferungen bzw. die Ausführung der Bauarbeiten oder 
Dienstleistungen und, soweit möglich, Laufzeit des Auftrags,

c)	 Teilnahmebedingungen, darunter gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen Auftrag handelt, 
der geschützten Werkstätten vorbehalten ist oder bei dem die Ausführung nur im Rahmen von 
Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf, und gegebenenfalls der 
Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist,

d)	 Kurzbeschreibung der wichtigsten Merkmale des Vergabeverfahrens.
4.	 Hinweis darauf, dass interessierte Unternehmer dem Sektorenauftraggeber ihr Interesse an dem 

Auftrag (den Aufträgen) mitteilen müssen, sowie Angabe der Frist für den Eingang der Interessen-
bekundungen sowie der Anschrift, an die die Interessenbekundungen zu richten sind.

III. Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers.

2.	 Kurzbeschreibung des betreffenden Auftrags einschließlich der CPV-Codes.
3.	 Soweit bereits bekannt:

a)	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauarbeiten bzw. NUTS-Code für 
den Haupterfüllungsort der Lieferungen oder Dienstleistungen bei Lieferungen und Dienstleis-
tungen,

b)	 Zeitrahmen für die Bereitstellung der Lieferungen bzw. die Ausführung der Bauarbeiten oder 
Dienstleistungen und, soweit möglich, Laufzeit des Auftrags,

c)	 Teilnahmebedingungen, darunter gegebenenfalls Angabe, ob es sich um einen Auftrag handelt, 
der geschützten Werkstätten vorbehalten ist oder bei dem die Ausführung nur im Rahmen von 
Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse erfolgen darf, und gegebenenfalls  
der Angabe, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften einem besonderen Berufsstand vorbehalten ist,

d)	 Kurzbeschreibung der wichtigsten Merkmale des Vergabeverfahrens.
4.	 Hinweis darauf, dass interessierte Unternehmer dem Sektorenauftraggeber ihr Interesse an dem 

Auftrag (den Aufträgen) mitteilen müssen, sowie Angabe der Frist für den Eingang der Interessen-
bekundungen sowie der Anschrift, an die die Interessenbekundungen zu richten sind.

5.	 Dauer der Gültigkeit des Prüfsystems und Formalitäten für seine Verlängerung.
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IV. Bekanntgabe

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse dem Sektorenauftraggeber 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Zumindest eine Zusammenfassung der Art und des Umfangs der Dienstleistungen und gegebe-

nenfalls der im Rahmen dieser Dienstleistungen anfallenden Bauarbeiten und Lieferungen.
4.	 Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union.
5.	 Anzahl der eingegangenen Angebote.
6.	 Name und Anschrift der/des Unternehmer(s).
7.	 Sonstige einschlägige Auskünfte.

Kapitel F 
In Wettbewerbsbekanntmachungen aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Beschreibung des Projekts (CPV-Codes).
4.	 Art der Wettbewerbe: offen oder nichtoffen.
5.	 Bei offenen Wettbewerben: Schlusstermin für den Eingang der Projektvorschläge.
6.	 Bei nichtoffenen Wettbewerben:

a)	 voraussichtliche Zahl der Teilnehmer oder Marge
b)	 gegebenenfalls Namen der bereits ausgewählten Teilnehmer
c)	 Kriterien für die Auswahl der Teilnehmer
d)	 Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmeanträge.

7.	 Gegebenenfalls Angabe, ob die Teilnahme einem bestimmten Berufsstand vorbehalten ist.
8.	 Kriterien für die Bewertung der Projekte.
9.	 Gegebenenfalls Namen der Mitglieder des Preisgerichts.
10.	Angabe darüber, ob die Entscheidung des Preisgerichts für die Behörde verbindlich ist.
11.	 Gegebenenfalls Anzahl und Wert der Preise.
12.	Gegebenenfalls Angabe der Zahlungen an alle Teilnehmer.
13.	Angabe, ob die Preisgewinner zu Folgeaufträgen zugelassen sind.
14.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Vermittlungsverfahren 

zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes, 
bei dem diese Informationen erhältlich sind.

15.	Tag der Absendung der Bekanntmachung.
16.	Sonstige einschlägige Angaben.
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Kapitel G 
In Bekanntmachungen über die Ergebnisse von Wettbewerben aufzuführende 
Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit.
3.	 Beschreibung des Projekts (CPV-Codes).
4.	 Gesamtzahl der Teilnehmer.
5.	 Zahl ausländischer Teilnehmer.
6.	 Gewinner des Wettbewerbs.
7.	 Gegebenenfalls Preis/e.
8.	 Sonstige Auskünfte.
9.	 Referenz der Bekanntmachung der Wettbewerbe.
10.	Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für Vermittlungsverfahren 

zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
erforderlichenfalls Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Diens-
tes, bei dem diese Informationen erhältlich sind.

11.	 Tag der Absendung der Bekanntmachung.

Kapitel H 
In Bekanntmachungen von Änderungen eines Auftrags  
während seiner Laufzeit aufzuführende Angaben

1.	 Name, Identifikationsnummer (soweit nach nationalem Recht vorgesehen), Anschrift einschließlich 
NUTS-Code, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail- und Internet-Adresse des Sektorenauftraggebers 
und, falls abweichend, der Dienststelle, bei der weitere Informationen erhältlich sind.

2.	 Ausgeübte Haupttätigkeit
3.	 CPV-Codes.
4.	 NUTS-Code für den Haupterfüllungsort der Bauarbeiten bei Bauaufträgen beziehungsweise 

NUTS-Code für den Haupterfüllungsort für Lieferungen und Leistungen bei Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen.

5.	 Beschreibung des Auftrags vor und nach der Änderung: Art und Umfang der Bauarbeiten, Art und 
Menge beziehungsweise Wert der Lieferungen, Art und Umfang der Dienstleistungen.

6.	 Die etwaige durch die Änderung bedingte Preiserhöhung oder Preisverminderung.
7.	 Beschreibung der Umstände, die die Änderung erforderlich gemacht haben.
8.	 Tag der Entscheidung über die Auftragsvergabe.
9.	 Gegebenenfalls Name, Anschrift einschließlich NUTS-Code, Telefon- und Faxnummer, E-Mail- 

und Internet-Adresse des (der) neuen Unternehmer(s).
10.	Angaben darüber, ob der Auftrag mit einem aus Mitteln der Union finanzierten Vorhaben bezie-

hungsweise Programm im Zusammenhang steht.
11.	 Name und Anschrift der Aufsichtsstelle und der für Nachprüfungen und gegebenenfalls für Medi-

ationsverfahren zuständigen Stelle. Genaue Angaben zu den Fristen für Nachprüfungsverfahren 
beziehungsweise gegebenenfalls Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer und E-Mail-Adresse 
der Stelle, bei der diese Informationen erhältlich sind.
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Gilt bis 28.2.2019:

Anhang XXI 
Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren  
im Unterschwellenbereich

A.	 Im offenen Verfahren hat die Bekanntmachung folgende Angaben zu enthalten:
1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Kategorie (Bauleistung, Lieferung, Dienstleistung) sowie Gegenstand der Leistung mit möglichst 

genauer Angabe von Art und Umfang der Leistung sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist; Um- 
stände, die eine besondere Eignung erfordern.

3.	 Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der  
Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß §  21 Abs.  1  bzw.  
§ 194 Abs. 1.

4.	 Angabe, wo die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt werden bzw. wie diese bereit- 
gestellt oder übermittelt werden;

5.	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote;
6.	 Angaben zur elektronischen Kommunikation.

B.	 Im nicht offenen, im Verhandlungsverfahren und bei der Innovationspartnerschaft hat die Bekanntma-
chung folgende Angaben zu enthalten:

1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Kategorie (Bauleistung, Lieferung, Dienstleistung) sowie Gegenstand der Leistung mit möglichst 

genauer Angabe von Art und Umfang der Leistung sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist; Um- 
stände, die eine besondere Eignung erfordern.

3.	 Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der  
Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß §  21 Abs.  1 bzw. 
§ 194 Abs. 1.

4.	 Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmeanträge;
5.	 Angaben, welche Unterlagen dem Teilnahmeantrag beizuschließen sind (insbesondere Eignungs-

nachweise);
6.	 Angabe, wo die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt werden bzw. wie diese bereitge-

stellt oder übermittelt werden;
7.	 Begrenzung der Anzahl der auszuwählenden Bewerber;
8.	 Angaben zur elektronischen Kommunikation.

C.	 Bei der vorherigen Bekanntmachung von Wettbewerben hat die Bekanntmachung folgende Angaben 
zu enthalten:

1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Art des Wettbewerbes (Ideen- oder Realisierungswettbewerb);
3.	 Beschreibung der Leistung mit möglichst genauer Angabe von Art und Umfang der Leistung sowie 

gegebenenfalls Erfüllungsort und Leistungsfrist; Umstände, die eine besondere Eignung er- 
fordern.

4.	 Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der  
Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß §  21 Abs.  1 bzw.  
§ 194 Abs. 1.

5.	 Bei offenen Wettbewerben: Schlusstermin für den Eingang der Wettbewerbsarbeiten;
6.	 Bei nicht offenen Wettbewerben (Wettbewerben mit beschränkter Teilnehmerzahl):

Begrenzung der Anzahl der auszuwählenden Teilnehmer;
Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmeanträge;

7.	 Teilnahmeberechtigung;
8.	 Angabe, wo die Wettbewerbsunterlagen zur Verfügung gestellt werden bzw. wie diese bereitgestellt  

oder übermittelt werden;
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9.	 Angabe, ob die Teilnehmer Anspruch auf Kostenerstattung haben;
10.	Angaben zur elektronischen Kommunikation.

D.	 Beim wettbewerblichen Dialog hat die Bekanntmachung folgende Angaben zu enthalten:
1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Erläuterung der Bedürfnisse und Anforderungen des Auftraggebers.
3.	 Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der  

Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß §  21 Abs.  1 bzw.  
§ 194 Abs. 1.

4.	 Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmeanträge;
5.	 Angaben, welche Unterlagen dem Teilnahmeantrag beizuschließen sind (insbesondere Eignungs-

nachweise);
6.	 Angabe, wo die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt werden bzw. wie diese bereit- 

gestellt oder übermittelt werden;
7.	 Begrenzung der Anzahl der Teilnehmer am Dialog;
8.	 Angaben zur elektronischen Kommunikation.

E.	 Bei Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung hat die freiwillige Be- 
kanntmachung folgende Angaben zu enthalten:

1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Kategorie (Bauleistung, Lieferung, Dienstleistung) sowie Gegenstand der Leistung mit möglichst 

genauer Angabe von Art und Umfang der Leistung sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist;
3.	 Bezeichnung des Bieters, welchem der Zuschlag erteilt werden soll (Name und Anschrift);
4.	 Angabe der maßgeblichen Gründe für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige 

Bekanntmachung.

F.	 Bei Durchführung eines Vergabeverfahrens zur Vergabe von besonderen Dienstleistungsaufträgen 
mit vorheriger Bekanntmachung:

1.	 Bezeichnung des Auftraggebers (Name und Anschrift);
2.	 Gegenstand der Dienstleistung mit möglichst genauer Angabe von Art und Umfang der Leistung 

sowie Erfüllungsort und Leistungsfrist;
3.	 Hinweis auf das allfällige Erfordernis einer behördlichen Entscheidung für die Zulässigkeit der  

Ausübung einer Tätigkeit in Österreich sowie auf die Verpflichtung gemäß §  21 Abs.  1 bzw.  
§ 194 Abs. 1;

4.	 Angabe, wo die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt werden bzw. wie diese bereit- 
gestellt oder übermittelt werden;

5.	 Angabe zum Verfahren;
6.	 Angabe, ob die Teilnahme am Verfahren partizipatorischen Organisationen vorbehalten ist;
7.	 Angaben zur elektronischen Kommunikation.
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Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

A. Allgemeiner Teil

1. Ausgangslage und Zielsetzung
1.1		  Mit dem am 28. März 2014 publizierten Legislativpaket 

der Europäischen Union wird das gemeinschaftliche 
Vergaberecht auf eine neue rechtliche Basis gestellt. 
Dieses Legislativpaket besteht aus drei Richtlinien  
(RL 2014/23/EU, 2014/24/EU und 2014/25/EU), die das  
bisherige Regelungswerk ablösen. Die Umsetzungs-
frist für die genannten Richtlinien ist am 18. April 2016 
abgelaufen. Inhaltliche Schwerpunkte des Legislativ-
paketes sind die Modernisierung und Adaptierung des 
rechtlichen Rahmens für die Vergabe von Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber und Sektorenauftrag-
geber. Dazu zählen unter anderem die Einführung 
neuer Vergabeverfahren; die Berücksichtigung neuer 
Formen der Beschaffung in den Mitgliedstaaten, unter 
anderem in Form der grenzüberschreitenden gemein-
samen Auftragsvergaben; die Möglichkeit der ver-
stärkten Berücksichtigung ökologischer, sozialer und 
innovativer Aspekte bei der Durchführung von Ver-
gabeverfahren; die Verpflichtung zur elektronischen 
Durchführung von Vergabeverfahren und die Berück-
sichtigung bestimmter Ausnahmen gemäß der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH). 
Die Verordnung 1370/2007 verlangt für die Vergabe 
der der Verordnung unterliegenden Dienstleistungen 
die Einrichtung eines den Vergaberechtsmittelricht- 
linien vergleichbaren Rechtsschutzes.

1.2.		  Aufgrund der Vielzahl der erforderlichen Adaptionen 
wurde einer Totalisieren der Vorzug vor einer Einzelno-
vellierung gegeben. Ziel der Revision des Gesetzes ist 
die Anpassung an das neu gestaltete Sekundärrecht 
auf Unionsebene und die Modernisierung des Ver-
gabewesens in Österreich, unter gleichzeitiger Aus- 
nutzung des größtmöglichen Regelungsfreiraumes 
zur Reduktion der Transaktionskosten bei Wahrung 
des Niveaus an Rechtssicherheit.

2. Abstimmung mit den Ländern
2.1.		  Aufgrund des Art. 14b Abs. 4 B-VG hat der Bund den 

Ländern Gelegenheit zu geben, an der Vorbereitung 
von Gesetzesvorhaben in den Angelegenheiten des 
öffentlichen Auftragswesens mitzuwirken (vgl. dazu 
auch die Erläuterungen in AB 1118 BlgNR XXI. GP). 
Dies erfolgt in Form der bereits seit dem Jahr 2002  
eingerichteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe. Es fan-
den daher auch bei der Erstellung des vorliegen-
den Entwurfes über Einladung des Bundeskanzler- 
amtes bzw. des Bundesministeriums für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz mehrfach Ge-
spräche zwischen Vertretern des Bundes und der 
Länder statt.

2.2.		  Das Ergebnis dieser Bemühungen stellt der vorliegen-
de Entwurf dar. 

3. Regelungstechnik und Inhalt
3.1.		  Der vorliegende Entwurf setzt die Regelungen der  

RL 2014/24/EU und 2014/25/EU unter Wahrung  
eigenständiger Wesenszüge des österreichischen 
Rechtssystems in das innerstaatliche Recht um. 
Entsprechend dem geltenden Bundesvergabege-
setz 2006 – BVergG 2006, BGBl. I Nr. 17/2006, ist  
weiterhin im Oberschwellenbereich eine grundsätz- 
liche Beschränkung der bundesgesetzlichen Rege-
lung auf die Umsetzung von Unionsrecht vorgese-
hen (Vermeidung von „gold-plating“; vgl. dazu auch 
das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes-Ver-
fassungsdienst [BKA-VD], GZ 600.824/011-V/2/01,  
Art. 1 § 1 Abs. 1 des Deregulierungsgesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. 151/2001 und § 1 Abs. 4 des Deregulie-
rungsgrundsätzegesetzes, BGBl. I Nr. 45/2017).

3.2.		  Eine derartige Vorgangsweise bringt es mit sich, 
dass Begriffe, die aus dem Unionsrecht übernommen 
wurden, nicht nach dem österreichischen Rechts-
verständnis, sondern vielmehr „autonom“, dh. unter  
Berücksichtigung der Ziele des Gemeinsamen 
Marktes und unter Heranziehung der authentischen 
Sprachfassungen des jeweiligen Rechtsaktes, aus- 
gelegt werden müssen (siehe dazu etwa schon  
EuGH Rs C-287/98, Linster, Rz 43).

3.2.1.	 Obwohl dies zu Rechtsunsicherheiten führen kann, 
lehnte sich das BVergG (bereits seit dem ers-
ten Stammgesetz, dem Bundesvergabegesetz,  
BGBl Nr. 462/1993) stets eng an den Text der um-
zusetzenden Richtlinien vor allem aus folgenden  
Gründen an: Österreich war schon aufgrund des  
Art. 6 EWRA verpflichtet, EG-Rechtsakte „im Einklang 
mit den einschlägigen Entscheidungen“ auszulegen, 
„die der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten vor dem Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses 
Abkommens erlassen hat“. Seit dem Beitritt zur Euro- 
päischen Union ist für Österreich die gesamte ein- 
schlägige Judikatur des EuGH unmittelbar von Be-
deutung. Die Verwendung einer vom Wortlaut der 
Unions-Richtlinien abweichenden Terminologie würde 
jedoch gerade in wichtigen Abgrenzungsfragen dazu 
führen, dass Aussagen des EuGH zur Interpreta- 
tion von Richtlinienbegriffen für Österreich entweder  
häufige Novellierungen des Umsetzungsaktes erfor-
derlich machen würden oder den Gesetzeswortlaut 
europarechtlich problematisch erscheinen ließen  
(vgl. dazu § 10 Z 7 und § 175 Z 6 BVergG 2006 und 
die Judikatur des EuGH zur sog. „in-house“ – Aus- 
nahme, insbesondere Rs C-26/03, Stadt Halle, 
C-231/03, CONAME, und C-458/03, Parking Brixen). 
Eine abweichende Terminologie könnte sogar dazu 
führen, dass der Umsetzungsakt nachträglich als  
lückenhaft anzusehen wäre, mit der Konsequenz, 
dass die Richtlinienbestimmungen unmittelbar an- 
zuwenden wären (vgl. dazu VfSlg. 15.311/1998). Im 
Übrigen hat auch der Verfassungsgerichtshof (VfGH) 
festgehalten, dass die österreichischen Begriffe im 
Lichte der einschlägigen Rechtsprechung auszule-
gen sind. Ferner hat gerade im Bereich des Vergabe- 
rechts der innerstaatliche Gesetzgeber sehr oft  

ERLÄUTERUNGEN
Zu Art. 1 Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG 2018
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keinen Spielraum für die inhaltliche Gestaltung  
der nationalen Regelung, sodass die Übernahme 
der unionsrechtlichen Terminologie bzw. Syste- 
matik die einzig verbleibende Möglichkeit darstellt 
(vgl. VfSlg. 18.642/2008, VfGH vom 15. Juni 2016,  
G 25/2016, VfGH vom 2. Dezember 2016,  
G 497/2015).

3.2.2.	 Darüber hinaus belegt die bisherige Erfahrung, dass 
die Europäische Kommission (Kommission) bei der 
Konformitätsprüfung aus naheliegenden Gründen am 
Wortlaut des Unionsaktes anknüpft. Für eine an der 
unionsrechtlichen Terminologie orientierte Umsetzung 
sprachen und sprechen daher auch Praktikabilitäts- 
erwägungen.

3.3.		  Der VfGH hält in ständiger Rechtsprechung (vgl. be- 
reits VfSlg. 16.027/2000) fest, dass es dem Gleich-
heitssatz widerspricht, das bei der Vergabe öffent- 
licher Aufträge einzuhaltende Verfahren nur im Ober-
schwellenbereich in umfassender Weise zu regeln. 
Das Fehlen von außenwirksamen gesetzlichen Re-
gelungen, durch die unmittelbare subjektive Rechts-
positionen auf Einhaltung vergabegesetzlicher Vor-
schriften eingeräumt würden, könne nicht dadurch 
substituiert werden, dass die zivilgerichtliche Judika-
tur ohnehin auch bei Fehlen gesetzlicher Regelungen 
unter bestimmten Voraussetzungen Ansprüche von 
Bewerbern und Bietern anerkannt habe. Es liegt da-
her nach Ansicht des VfGH nicht im rechtspolitischen 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers festzu- 
setzen, in welchen Bereichen er die Garantien ei-
nes durchnormierten Vergabeverfahrens gewähren  
möchte. Das schließt jedoch nach Auffassung des 
VfGH nicht aus, dass der Gesetzgeber im Unter-
schwellenbereich vereinfachte Vorschriften vorsehen 
und so auf ein aufwendiges Vergabeverfahren ver-
zichten kann. Bietern im Unterschwellenbereich aber 
nicht einmal ein Minimum an gesetzlichen Verfah-
rensgarantien zu gewährleisten, ist nach Ansicht des  
VfGH sachlich nicht zu rechtfertigen. Darüber hin-
aus ist es nach Auffassung des VfGH aber auch ver- 
fassungswidrig, einen vergabespezifischen Rechts-
schutz nur oberhalb gewisser Schwellenwerte zur 
Verfügung zu stellen und sich bei wertmäßig kleine-
ren Vergaben mit einem gerichtsförmigen, jedoch 
vergaberechtlich nicht so effektiven Rechtsschutz zu 
begnügen.

3.3.1.	 Aus dieser Judikatur des VfGH folgt, dass – falls der 
Gesetzgeber spezifische vergaberechtliche Regelun-
gen sowohl im materiell-rechtlichen Bereich wie auch 
im Bereich des Rechtsschutzes einführt (im Ober-
schwellenbereich ist dies unionsrechtlich geboten) – 
es verfassungsrechtlich geboten ist, ein, wenn auch 
zulässigerweise vereinfachtes, vergabespezifisches 
Regime für den Unterschwellenbereich zur Verfügung 
zu stellen.

3.3.2.	 Im Unterschwellenbereich gelten nach ständi-
ger Rechtsprechung des EuGH (vgl. dazu etwa  
Rs C-59/00, Bent Mousten Vestergaard, Rz 19 
und 21; Rs C-324/98, Telaustria, Rz 57 und 60 bis 
62 mit Hinweis auf die Rs C-275/98, Rs C-92/00,  
HI Hospital, Rz 45 bis 47) die unionsrechtlichen 
Grundsätze des AEUV. Der EuGH hält dazu fest, 
dass die Grundsätze des AEUV und insbesondere 
das Diskriminierungsverbot eine Verpflichtung zur 
Transparenz einschließen. Kraft dieser Verpflichtung 
zur Transparenz muss der Auftraggeber zugunsten 
potentieller Bieter einen angemessenen Grad von  

Öffentlichkeit sicherstellen, der den betreffenden 
Markt (Lieferungen, Bau- oder Dienstleistungen) 
dem Wettbewerb öffnet und die Nachprüfung ermög-
licht, ob die Vergabeverfahren unparteiisch durchge- 
führt wurden. Aus diesen unionsrechtlichen Verpflich-
tungen resultiert daher bereits ein gewisser Min-
deststandard für Vergabeverfahren im Unterschwel-
lenbereich in Bezug auf Veröffentlichungen, Wahl 
von transparenten Vergabeverfahren, Setzen ange- 
messener Fristen uam. Darüber hinaus sind aber 
auch grundsätzliche Transparenzregelungen für  
Leistungsvergaben iwS erforderlich, um den unions-
rechtlichen Anforderungen Genüge zu tun.

3.4.		  Im Sinne der Transparenz und Übersichtlichkeit der 
Vorschriften, die für die Vergabe öffentlicher Auft- 
räge einschlägig sind und aufgrund der unter Punkt 
3.3. erwähnten Rechtsprechung des VfGH und des 
EuGH, beinhaltet das BVergG 2018 selbst – wie  
bereits bisher – sämtliche in diesem Zusammen-
hang relevanten Regelungen sowohl für den Ober- 
schwellen- wie auch für den Unterschwellenbereich.

3.5.		  Im Lichte der Ergebnisse der im Jahre 2003 erfolgten  
Evaluierung des BVergG 2002 (vgl. dazu die Aus- 
sendung des Bundeskanzleramtes vom 25. April 2003,  
GZ 600.883/029-V/A/8/2003) und der daraus folgen- 
den Neustrukturierung im Rahmen des BVergG 2006  
(vgl. dazu die Ausführungen in 1171 BlgNR XXII. 
GP 5ff.) und angesichts der Überlegung, dass sich 
die diesbezüglichen Grundlagen nicht seitdem ge-
ändert haben, wird die bisherige Struktur und Rege-
lungstechnik des Gesetzes (insbesondere die tun- 
liche Vermeidung von Verweisketten) beibehalten.

3.6.		  Die Anhänge wurden den Richtlinien entsprechend 
gestaltet und zT sprachlich neu gefasst. Darüber  
hinaus wurde in Anhang III die Liste der zentralen  
öffentlichen Auftraggeber (nicht: zentrale Be- 
schaffungsstellen um eine Verwechslung mit den 
unionsrechtlich definierten zentralen Beschaffungs-
stellen im Sinne der Richtlinien zu vermeiden) in ihrer 
derzeit aktuellen Version in das BVergG 2018 auf- 
genommen.

3.7.		  Die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 regelt die Ver-
gabe von „öffentlichen Dienstleistungsaufträgen“ im 
Bereich des öffentlichen Personenverkehrs. Unter 
den Begriff der „öffentlichen Dienstleistungsaufträge“  
gemäß der Verordnung sind aus vergaberecht- 
licher Sicht sowohl die Vergabe von (öffentlichen) 
Dienstleistungsaufträgen wie auch die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionen zu subsumieren. Ab-
weichend von den Regelungen der Vergaberichtlini-
en und der dazu ergangenen Rechtsprechung des  
EuGH erlaubt die Verordnung in einem sehr weitge-
henden Umfang eine unmittelbare Vergabe dieser 
Leistungen. Ferner sind im Vergleich zur Recht- 
sprechung des EuGH betreffend die (quasi) in-house 
Ausnahme (vgl. dazu insbesondere Rs C‑107/98, 
Teckal, und die darauf basierende Judikaturlinie so- 
wie etwa Art. 12 der RL 2014/24/EU) die Anforde-
rungen der Verordnung an den „internen Betreiber“ 
wesentlich gelockert. Für die der Verordnung un-
terliegenden Dienstleistungsaufträge (im vergabe- 
rechtlichen Sinn) ist ein den Vergaberechtsmittel-
richtlinien vergleichbares Rechtsschutzsystem von 
den Mitgliedstaaten bereit zu stellen. Vor diesem  
Hintergrund sollen die einschlägigen Vergaben  
unter uneingeschränkter Beibehaltung der durch 
die Verordnung zulässigen unmittelbaren Vergaben  
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dem Rechtsschutzsystem des BVergG 2018 unter-
stellt werden.

3.8.		  Aufgrund der Vielzahl der neu zu fassenden Be-
stimmungen und zur Wahrung der Übersichtlichkeit 
sieht der vorliegende Entwurf eine Neuerlassung  
des BVergG anstatt einer Einzelnovellierung vor.

3.9.		  Da verschiedene Bestimmungen betreffend die Ver-
pflichtung zur elektronischen Durchführung von Ver-
gabeverfahren erst im Oktober 2018 in Kraft treten, 
werden die entsprechenden Änderungen als Novellie-
rung bereits jetzt als Artikel 2 des vorliegenden Ver- 
gaberechtsreformgesetzes 2018 vorgelegt. Des  
Weiteren ergibt sich ein legistischer Anpassungs-
bedarf im Bundesvergabegesetz Verteidigung und  
Sicherheit – BVergGVS 2012, BGBl. I Nr. 10/2012, 
das in mehreren Bestimmungen auf das BVergG 2006 
verweist. Dieser Anpassungsbedarf findet sich in  
Artikel 3 des vorliegenden Vergaberechtsreform- 
gesetzes 2018.

4. Kompetenzgrundlage
Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der in diesem 
Bundesgesetz enthaltenen zivilrechtlichen Bestimmungen 
ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG. Die Zuständigkeit  
zur Erlassung der übrigen Regelungen dieses Bundesge- 
setzes ergibt sich aus Art. 14b Abs. 1 B-VG sowie – hinsicht-
lich der Gebührenregelungen – aus § 7 Abs. 1 F-VG 1948.

5. Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens
Gemäß Art. 14b Abs. 4 B‑VG bedarf die Kundmachung des 
Gesetzes der Zustimmung der Länder.

6. Umzusetzende bzw. zu berücksichtigende  
EU-Rechtsvorschriften:
6.1.		  Verordnung (EWG, EURATOM) Nr. 1182/71 zur  

Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und  
Termine, ABl. Nr. L 124 vom 08.06.1971 S. 1.

6.2.		  Richtlinie 89/665/EWG zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung  
der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (Rechtsmittel-
richtlinie), ABl. Nr. L 395 vom 30.12.1989 S. 33, zu- 
letzt geändert durch die Richtlinie 2014/23/EU 
über die Konzessionsvergabe, ABl. Nr. L 94 vom 
28.03.2014 S. 1.

6.3.		  Richtlinie 92/13/EWG zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung  
der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftrags- 
vergabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekom-
munikationssektor (Sektorenrechtsmittelrichtlinie),  
ABl. Nr. L 76 vom 23.03.1992 S. 14, zuletzt geändert  
durch die Richtlinie 2014/23/EU über die Kon- 
zessionsvergabe, ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014  
S. 1.

6.4.		  Richtlinie 94/22/EG über die Erteilung und Nutzung 
von Genehmigungen zur Prospektion, Exploration  
und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen, ABl.  
Nr. L 164 vom 30.06.1994 S. 3.

6.5.		  Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 über das Gemein- 
same Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV), ABl. 
Nr. L 340 vom 16.12.2002 S. 1, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EG) Nr. 569/2009 zur Anpassung  
einiger Rechtsakte, für die das Verfahren des  
Artikels 251 des Vertrags gilt, an den Beschluss 
1999/468/EG in Bezug auf das Regelungsver- 
fahren mit Kontrolle; Anpassung an das Regelungs-

verfahren mit Kontrolle – Vierter Teil, ABl. Nr. L 188 
vom 18.07.2009 S. 14.

6.6.		  Richtlinie 2007/24/EG zur Aufhebung der Richtlinie 
71/304/EWG zur Aufhebung der Beschränkungen  
des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet 
der öffentlichen Bauaufträge und bei öffentlichen 
 Bauaufträgen, die an die Auftragnehmer über ihre 
Agenturen oder Zweigniederlassungen vergeben  
werden, ABl. Nr. L 154 vom 14.06.2007 S. 22.

6.7.		  Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße  
und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)  
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70, ABl. Nr. L 315 
vom 03.12.2007 S. 1, in der Fassung der Verordnung 
(EU) 2016/2338 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes 
für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste, 
ABl. Nr. L 354 vom 23.12.2016 S. 22.

6.8.		  Entscheidung 2008/585/EG zur Freistellung der Er-
zeugung von Strom in Österreich von der Anwen-
dung der Richtlinie 2004/17/EG zur Koordinierung der  
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich  
der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung so- 
wie der Postdienste, ABl. Nr. L 188 vom 16.07.2008 
S. 28.

6.9.		  Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung saube-
rer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge, ABl.  
Nr. L 120 vom 15.05.2009 

		  S. 5, zuletzt geändert durch die Berichtigung ABl. Nr. 
L 37 vom 11.02.2011 S. 30.

6.10	 .	 Richtlinie 2009/52/EG über Mindeststandards für 
Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die 
Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufent- 
halt beschäftigen, ABl. Nr. L 168 vom 30.06.2009  
S. 24, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 208 
vom 03.08.2012 S. 22.

6.11.		 Richtlinie 2009/81/EG über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer-  
und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Ver- 
teidigung und Sicherheit und zur Änderung der 
Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG, ABl. Nr.  
L 216 vom 20.08.2009 S. 76, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EU) 2017/2367 zur Änderung der  
Richtlinie 2009/81/EG im Hinblick auf die Schwellen-
werte für Auftragsvergabeverfahren, ABl. Nr. L 337 
vom 19.12.2017 S. 22.

6.12.		 Beschluss 2010/142/EU zur Ausnahme bestimmter 
Dienste des Postsektors in Österreich von der An-
wendung der Richtlinie 2004/17/EG, ABl. Nr. L 56  
vom 06.03.2010 S. 8.

6.13.		 Richtlinie 2011/7/EU zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug im Geschäftsverkehr, ABl. Nr. L 48 vom 
23.02.2011 S. 1.

6.14.		 Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur Ände- 
rung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU 
und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 
2006/32/EG, ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012 S. 1,  
in der Fassung der Richtlinie 2013/12/EU zur An- 
passung der Richtlinie 2012/27/EU zur Energie- 
effizienz aufgrund des Beitritts der Republik Kroati-
en, ABl. Nr. L 141 vom 28.05.2013 S. 28, in der Fas-
sung der Berichtigung ABl. Nr. L 113 vom 25.04.2013  
S. 24.

6.15.		 Richtlinie 2014/23/EU über die Konzessionsvergabe, 
ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014 S. 1, in der Fassung 
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2172, ABl.  
Nr. L 307 vom 25.11.2015 S. 9, in der Fassung der 
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Berichtigung ABl. Nr. L 114 vom 05.05.2015 S. 24, zu-
letzt geändert durch die Verordnung (EU) 2017/2366 
zur Änderung der Richtlinie 2014/23/EU im Hinblick 
auf die Schwellenwerte für Auftragsvergabeverfahren, 
ABl. Nr. L 337 vom 19.12.2017 S. 21.

6.16.		 Richtlinie 2014/24/EU über die öffentliche Auftrags-
vergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG, 
ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014 S. 65, zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EU) 2017/2365 zur  
Änderung der Richtlinie 2014/24/EU im Hinblick auf 
die Schwellenwerte für Auftragsvergabeverfahren, 
ABl. Nr. L 337 vom 19.12.2017 S. 19.

6.17.		 Richtlinie 2014/25/EU über Vergabe von Aufträgen 
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Ener-
gie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdiens-
te und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG,  
ABl. Nr. L 94 vom 28.03.2014 S. 243, zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EU) 2017/2364 zur  
Änderung der Richtlinie 2014/25/EU im Hinblick auf 
die Schwellenwerte für Auftragsvergabeverfahren, 
ABl. Nr. L 337 vom 19.12.2017 S. 17.

6.18.		 Richtlinie 2014/55/EU über die elektronische 
Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen,  
ABl. Nr. L 133 vom 06.05.2014 S. 1

6.19.		 Durchführungsbeschluss 2014/184/EU zur Ausnahme  
bestimmter Dienste des Postsektors in Österreich 
von der Anwendung der Richtlinie 2004/17/EG des  
Europäischen Parlaments und des Rates zur  
Koordinierung der Zuschlagserteilung durch  
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste,  
ABl. Nr. L 101 vom 04.04.2014 S. 4, in der Fassung 
des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/131,  
ABl. Nr. L 21 vom 26.01.2017 S. 103.

6.20.		 Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 zur Ein-
führung von Standardformularen für die Veröffent- 
lichung von Vergabebekanntmachungen für öffent- 
liche Aufträge und zur Aufhebung der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 842/2011, ABl. Nr. L 296 vom 
12.11.2015 S. 1.

6.21.		 Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 zur Ein-
führung des Standardformulars für die Einheitliche  
Europäische Eigenerklärung, ABl. Nr. L 3 vom 
06.01.2016 S. 16.

6.22.		 Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1804 über die 
Durchführungsmodalitäten für die Anwendung der 
Artikel 34 und 35 der Richtlinie 2014/25/EU über die 
Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Be- 
reich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie der Postdienste, ABl. Nr. L 275 vom 12.10.2016 
S. 39.

6.23.		 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/132 zur Anwend-
barkeit von Artikel 34 der Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates auf Ver- 
träge zur Bereitstellung von Flughafeninfrastruktur  
für den Frachtverkehr in Österreich, ABl. Nr. L 21 vom 
26.01.2017 S. 105.

6.24.	 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1870 über die 
Veröffentlichung der Fundstelle der europäischen  
Norm für die elektronische Rechnungsstellung 
und die Liste von Syntaxen gemäß der Richt- 
linie 2014/55/EU, ABl. Nr. L 266 vom 17.10.2017  
S. 19.

Besonderer Teil

Zu § 1 (Regelungsgegenstand):
Die Bestimmung enthält eine allgemeine und program- 
matische Umschreibung des Geltungsbereiches des  
BVergG 2018. Der Begriff „Vergabeverfahren“ im Sinne des  
§ 1 Z 1 und 2 umfasst alle Vorgänge (Verfahren) zur Beschaf-
fung von Leistungen. Er ist insoweit funktional und im Ein-
klang mit dem Unionsrecht auszulegen, als er – falls der 
Vorgang aus mehreren Schritten bestehen sollte – in sei-
ner Gesamtheit und unter Berücksichtigung seiner Ziele zu  
prüfen ist (vgl. Rs C-29/04, Kommission gegen Österreich, 
Rs C-51/15, Remondis): dient er dem Erwerb einer Leistung 
(vgl. Art. 1 Abs. 2 der RL 2014/24/EU), so handelt es sich 
um einen Beschaffungsvorgang, der den Richtlinien und  
dem BVergG unterliegt. Der Begriff des „Erwerbes“ einer 
Leistung ist nach EG 4 der RL 2014/24/EU in einem weiten 
Sinn zu verstehen als Erlangung des Nutzens der jeweiligen 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen und setzt 
nicht unbedingt den Eigentumsübergang auf den Auftrag- 
geber voraus. Der Begriff „Vergabeverfahren“ stellt einen 
Überbegriff für die in der Aufzählung enthaltenen Beschaf-
fungsvorgänge dar und wird in weiterer Folge im Gesetz auch 
mit dieser Bedeutung verwendet.
In Verbindung mit den Bestimmungen der §§ 5 bis 7 folgt 
aus dem bisher Gesagten, dass im Kontext der „Auftrags-
vergabe“ nur synallagmatische Vertragsverhältnisse den 
Regelungsgegenstand des Gesetzes bilden (vgl. dazu  
auch EuGH Rs C-410/14, Falk Pharma, Rs C-51/15,  
Remondis, und die Ausführungen zu den §§ 5 bis 7). Andere  
(alternative) Formen öffentlicher Aufgabenerfüllungen wie 
etwa durch einseitige Rechtsverhältnisse (vgl. dazu etwa  
Rs C-295/05, Asemfo gegen Tragsa), durch die Beleihung 
mit der Durchführung von Leistungen im Wege von Ge- 
setzen oder sonstigen Hoheitsakten (vgl. VfSlg 14.473/1996, 
Verwaltungsgerichtshof [VwGH] vom 13. September 2016, 
Ro 2014/03/0062 und EG 5 der RL 2014/24/EU), durch  
die „Betrauung“ mit der Durchführung bestimmter Leistun-
gen im Wege von Akten der Gerichtsbarkeit (zB Gerichts-
beschlüsse, vgl. § 351 ZPO) oder durch Zuständigkeits-
übertragungen innerhalb der öffentlichen Verwaltung (vgl. 
Rs C-51/15, Remondis) fallen daher ebenso wenig in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes wie Veräußerungen 
durch Auftraggeber (vgl. dazu Rs C-145/08, Loutraki, und  
Rs C-451/08, Helmut Müller) oder (rein einseitige) Förder-
zusagen oder andere Formen der reinen Finanzierung (vgl. 
dazu „Förderverträge“, die fiskalische Anreize zur Setzung 
eines gewünschten Verhaltens darstellen und bei denen 
sich die Verpflichtung auf Seiten des Förderungsempfän-
gers typischerweise auf die Vorlage bestimmter Urkunden 
und die Rückzahlung der Förderung im Fall der Nicht-Set-
zung des geförderten Verhaltens beschränkt wie etwa eine 
Förderung zum Einbau alternativer Heizungen oder von 
Stromgewinnungsanlagen bei Eigenheimen; vgl. dazu EG 4 
der RL 2014/24/EU). Ferner umfasst das Konzept der „Auf-
tragsvergabe“ auch nicht jene Fälle, in denen alle Unter- 
nehmer, die bestimmte Voraussetzungen erfüllen, zur Wahr-
nehmung einer bestimmten Aufgabe bzw. zur Erbringung 
einer bestimmten Leistung – ohne irgendeine Selektivität –  
berechtigt sind, wie beispielsweise bei einer Auswahl durch  
den Kunden- und bei Dienstleistungsgutscheinsystemen; 
diese sind als einfache Zulassungssysteme zu qualifi- 
zieren (siehe EG 4 der RL 2014/24/EU und EuGH Rs C 410/14,  
Falk Pharma).
Unter Zuständigkeitsübertragungen innerhalb der öffent- 
lichen Verwaltung versteht der EuGH insbesondere behörd-
lich angeordnete Kompetenzverlagerungen oder freiwillige 
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Kompetenzübertragungen zwischen öffentlichen Stellen, 
die zur Folge haben, dass eine zuvor zuständige Stelle von  
ihrer Pflicht zur Erfüllung einer bestimmten öffentlichen  
Aufgabe entlastet wird bzw. ihr Recht darauf verliert oder  
sich selbst davon entlastet bzw. darauf verzichtet, während 
fortan einer anderen Stelle diese Pflicht obliegt und dieses 
Recht zusteht (vgl. Rs C-51/15, Remondis). Eine derartige  
Zuständigkeitsübertragung schließt nicht aus, dass sie in  
der Zukunft wieder rückgängig gemacht werden oder an  
andere öffentliche Stellen weiter übertragen werden kann. 
Notwendige Voraussetzung ist, dass durch eine Zuständig-
keitsübertragung nicht nur die mit der übertragenen Kompe-
tenz verbundenen Zuständigkeiten, u.a. die Verpflichtung, 
den mit dieser Kompetenz verbundenen Aufgaben nach- 
zukommen, sondern auch die damit einhergehenden Befug-
nisse übertragen werden. Hierfür ist es erforderlich, dass 
die öffentliche Stelle, der eine Kompetenz übertragen wird, 
befugt ist, die Erfüllung der sich aus dieser Kompetenz er- 
gebenden Aufgaben zu organisieren und den diese Auf- 
gaben betreffenden rechtlichen Rahmen zu schaffen.  
Weiter muss sie über eine finanzielle Unabhängigkeit ver-
fügen, die es ihr erlaubt, die Finanzierung dieser Aufgaben 
sicherzustellen. Dies ist nach der Rechtsprechung nicht der 
Fall, wenn die ursprünglich zuständige Stelle die Haupt- 
verantwortung für diese Aufgaben behält, sich die finan- 
zielle Kontrolle über diese Aufgaben (bzw. deren Erfüllung) 
vorbehält oder den Entscheidungen, die die von ihr hinzu-
gezogene Einrichtung treffen möchte, vorab zustimmen  
muss. Die (nunmehr zuständige) Stelle muss daher von 
ihrer neuen Zuständigkeit selbständig und eigenverant-
wortlich Gebrauch machen können (vgl. dazu Rs C-51/15,  
Remondis). Dies schließt nicht aus, dass die bisher zu- 
ständige Stelle noch ein gewisses Überwachungsrecht  
hinsichtlich der übertragenen Aufgabe behält, sofern jede 
Einmischung in die konkreten Modalitäten der Aufgaben- 
erfüllung durch die nunmehr zuständige Stelle ausge- 
schlossen ist.
Art. 1 Abs. 2 der RL 2014/24/EU definiert idS den An- 
wendungsbereich der RL wie folgt: „Auftragsvergabe im  
Sinne dieser Richtlinie bezeichnet den im Wege eines öffent-
lichen Auftrags erfolgenden Erwerb von Bauleistungen,  
Lieferungen oder Dienstleistungen durch einen oder mehrere 
öffentliche Auftraggeber von Wirtschaftsteilnehmern, die von 
diesen öffentlichen Auftraggebern ausgewählt werden, un- 
abhängig davon, ob diese Bauleistungen, Lieferungen oder 
Dienstleistungen für einen öffentlichen Zweck bestimmt 
sind oder nicht.“ Deswegen werden „Vereinbarungen, Be- 
schlüsse oder andere Rechtsinstrumente, die die Über- 
tragung von Befugnissen und Zuständigkeiten für die Aus-
führung öffentlicher Aufgaben zwischen öffentlichen Auftrag-
gebern oder Gruppen von öffentlichen Auftraggebern regeln 
und die keine Vergütung für vertragliche Leistungen vor- 
sehen, … als Angelegenheit der internen Organisation des 
betreffenden Mitgliedstaats betrachtet und als solche nicht 
von dieser Richtlinie berührt“ (so Art. 1 Abs. 6 der RL).
Durch das Wort „insbesondere“ in der Einleitung zu § 1 wird 
zum Ausdruck gebracht, dass die Umschreibung des Rege-
lungsgegenstandes in den nachfolgenden Z 1 bis 4 nicht 
abschließend ist (vgl. etwa die Regelung des § 4 Abs. 3). 
Auch ergibt sich aus der Aufzählung nicht, dass alle darin 
genannten Verfahren in gleicher Weise bzw. gleicherma-
ßen dem BVergG unterliegen. Durch die Unterteilung in vier  
Ziffern sollen die vier wesentlichen Teile (so genannter  
klassischer Teil, Sektorenteil, Rechtsschutzteil, Außerstaat- 
liche Kontrolle und zivilrechtliche Bestimmungen) klar 
erkennbar sein.

Da das BVergG – neben den Bestimmungen des BVergGVS 
und des Bundesgesetzes über die Vergabe von Konzes- 
sionsverträgen (BVergGKonz) – explizit der umfassenden 
Umsetzung der VergabeRL der Union dient (und deswe-
gen auch gemäß dem Verfahren des Art. 14b B-VG zu be- 
schließen ist), unterliegen alle Sachverhalte, die als  
Leistungsvergaben gemäß § 1 zu qualifizieren sind, aus-
schließlich den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes; für 
(verfassungskonforme) Spezialregelungen außerhalb dieses 
Bundesgesetzes besteht sohin kein Raum.

Zu § 2 (Definitionen):
Diese Bestimmung entspricht im Wesentlichen § 2  
BVergG 2006. Sie setzt insbesondere auch die einschlägi-
gen Definitionen in Art. 2 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 der  
RL 2014/25/EU um. Da die Begriffsbestimmungen für den  
2. und 3. Teil gleichermaßen maßgeblich sind, werden die 
Definitionen in den allgemeinen 1. Teil aufgenommen. Wie 
bereits bisher sind die Definitionen alphabetisch gereiht. 
Durch den umfassenden Definitionskatalog wird eine mög-
lichst exakte Begriffsbestimmung und damit ein möglichst 
genaues (und einheitliches) Begriffsverständnis und mittel-
bar dadurch ein einheitlicherer Vollzug durch die Auftragge-
ber (aber auch die Unternehmer) erzielt.
Der Definitionskatalog des § 2 BVergG 2006 wird um einige  
Definitionen ergänzt. Zusätzliche Neuerungen ergeben sich  
durch die Übernahme einiger Definitionselemente aus den 
Richtlinien und der Adaption bestehender Definitionen.  
Die Definitionen der Verfahrensarten, der besonderen und 
ausschließlichen Rechte bzw. der öffentlichen Unternehmen 
finden sich wie bisher im 2. und 3. Teil (vgl. dazu die §§ 31, 
168 Abs. 2, 169 Abs. 2 und 203).
Zu Z 1: Bei Abänderungsangeboten handelt es sich um 
Angebote, die von der ausgeschriebenen Leistung in tech-
nischer Hinsicht in einem sehr geringem Ausmaß abweichen 
und deswegen (noch) keine Alternativangebote im Sinne  
des Gesetzes darstellen. Sie sollen einem Unternehmer 
eine gewisse Flexibilität und die Chance auf Angebots- 
legung eröffnen (etwa mit dem bereits beim Unternehmer 
vorhandenen Material). Voraussetzung ist, dass die ange- 
botene Leistung mit der vom Auftraggeber verlangten tech-
nisch gleichwertig ist. Gleichwertig bedeutet in diesem Zu- 
sammenhang, dass das Abänderungsangebot in technischer 
Hinsicht zumindest die gleichen (Leistungs-)Anforderungen 
erfüllt wie die ausgeschriebene Leistung. Es ist daher auch 
möglich, dass Abänderungsangebote die Leistungsanfor-
derungen übererfüllen (zB höhere Korrosionsbeständigkeit 
aufgrund eines anderen Materials bei gleicher Verformungs-
festigkeit). Da Abänderungsangebote Abweichungen nicht  
in einem Ausmaß beinhalten dürfen, wie sie bei Alternativ- 
angeboten zulässig sind, ist für die Prüfung, ob es sich bei 
einem konkreten Angebot noch um ein Abänderungsangebot 
oder bereits um ein Alternativangebot handelt, ein strenger 
Maßstab anzulegen. Es ist eine Einzelfallbetrachtung anzu-
stellen, wobei in die Bewertung qualitative und quantitative 
Kriterien einzufließen haben (wie viele Positionen und welche  
Positionsebene ist betroffen – in der Regel findet sich diese 
Änderung auf der Positionsebene eines Leistungsverzeich-
nisses –, beinhaltet das Abänderungsangebot ein anderes 
technisches Lösungskonzept als die Amtsvariante usw.). 
Die Annahme von Abänderungsangeboten darf daher nicht 
dazu führen, dass der Auftraggeber zu Änderungen in seiner  
Planung (zB bei Anschlüssen) gezwungen wird. Abände-
rungsangebote betreffen typischerweise nur einzelne Posi- 
tionen (zB runde statt eckige Schächte für die Kabel- 
führung, andere Rohrformen, andere Materialwahl zB bei 
Aufhängungen). Da Abänderungsangebote aufgrund der 
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Definition nur Abweichung in technischer Hinsicht erfassen,  
sind Angebote mit Abweichungen wirtschaftlicher oder  
rechtlicher Art als Alternativangebote zu qualifizieren.
Zu Z 2: Ein „Alternativangebot“ ist ein Vorschlag über eine 
alternative Leistungserbringung (zB Ausführung) oder  
Lieferung eines Bieters. Ein Alternativangebot ist ein vom 
ausgeschriebenen Vertragsinhalt abweichendes Angebot. 
Dies kann alternative Leistungen, Zahlungsmodalitäten  
(zB Ratenzahlung) oder sonstige Konditionen (zB Leistungs- 
oder Gewährleistungsfristen) betreffen. Die Abgrenzung  
zum nicht genehmigungsfähigen aliud bzw. zum Abän-
derungsangebot (Z 1) kann nur im Einzelfall an Hand der  
konkreten Festlegungen des Auftraggebers bzw. dem Ab- 
änderungsangebot getroffen werden.
Zu Z 3: Dem vergaberechtlichen Angebot entspricht in der 
Terminologie des Zivilrechtes der „Antrag“ gemäß § 862 
ABGB. Ein „Antrag“ ist eine empfangsbedürftige Willenser-
klärung, die dem Auftraggeber gegenüber abzugeben ist. 
Kein Angebot – mangels Bindungswillen des Erklärenden – 
ist ein „freibleibend“ gestelltes Angebot oder eine unverbind-
liche Preisauskunft.
Zu Z 4: Arbeitsgemeinschaften sind Gelegenheitsgesellschaf-
ten, die nicht auf den Betrieb eines bestimmten Geschäfts-
zweiges, sondern auf ein bestimmtes Geschäft gerichtet 
sind. In der gesetzlichen Typologie ist eine ARGE als Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (GesBR) im Sinne des § 1175 
ABGB zu qualifizieren. Sind die Gesellschafter Handelsleute 
(Kaufmänner) – dies ist im Bereich des Vergaberechts regel-
mäßig der Fall – so haften sie kraft gesetzlicher Anordnung 
solidarisch, falls nicht anderes mit dem Vertragspartner ver-
einbart wird (vgl. § 1203 ABGB, Art. 8 N. 1 EVHGB; OGH 
7. Februar 1989, 4 Ob 513/89, 13. Mai 1993, 2 Ob 608/92). 
Hinzuweisen ist im Zusammenhang mit dieser Definition auf 
§ 21 Abs. 2, wonach Arbeitsgemeinschaften – ebenso wie 
Bietergemeinschaften – in gewissem Umfang Parteifähig-
keit und somit Rechtsfähigkeit (ausschließlich nach BVergG) 
zukommt (vgl. dazu auch die Erläuterungen zu § 21 Abs. 2). 
Im Gegensatz zur bisherigen Definition, aber ohne inhalt- 
liche Änderung, wird in der Definition selbst nicht mehr darauf 
abgestellt, dass sich Arbeitsgemeinschaften zur Erbringung 
einer Leistung „auf dem Gebiet gleicher oder verschiedener 
Fachrichtungen“ verpflichten.
Zu Z 5: Der Begriff „Auftraggeber“ umfasst in weiterer Folge  
sowohl den Begriff des „öffentlichen Auftraggebers“ (vgl. 
dazu § 4 Abs. 1) wie auch den Begriff des „Sektorenauf- 
traggebers“ (vgl. dazu die §§ 166 bis 169). Die Auftraggeber-
eigenschaft richtet sich allein danach, wer zivilrechtlicher Ver-
tragspartner werden soll. Tritt daher eine vergebende Stelle 
(zB die X-AG) „namens und auftrags“ bzw. „in Vertretung“ 
eines anderen Rechtsträgers (zB eines Landes) und nicht in 
eigenem Namen und auf eigene Rechnung auf, so wird der 
(vertretene) Rechtsträger gemäß § 1017 ABGB durch den 
von der vergebenden Stelle geschlossenen Vertrag berech-
tigt und verpflichtet. Die Tätigkeit der vergebenden Stelle für 
den „dahinter stehenden“ Rechtsträger ist als rechtsgeschäft-
liche Stellvertretung zu qualifizieren und eben dieser Rechts-
träger ist daher als Auftraggeber anzusehen. Deshalb wird in 
das Gesetz zur Klarstellung und Unterscheidung auch eine 
Definition der „vergebenden Stelle“ aufgenommen (vgl. Z 42). 
Obwohl bereits seit dem BVergG 2002 der Auftraggeber und 
die vergebende Stelle getrennt definiert und die Unterschie-
de in den EB – vgl. AB 1118 BlgNR XXI. GP – hinreichend 
erläutert worden sind, gab und gibt es in der Praxis immer 
wieder Probleme aufgrund unklarer Ausschreibungen. Des-
wegen und zur Offenlegung des Innenverhältnisses bei ver-
schiedenen agierenden Stellen und Auftraggebern ist daher 
an verschiedenen Stellen des Gesetzes vorgesehen, dass 

der Auftraggeber und – sofern vorhanden – die vergebende 
Stelle bzw. die Rolle der in die Durchführung eines Vergabe-
verfahrens involvierten Auftraggeber in den Ausschreibungs-
unterlagen oder in der Bekanntmachung genau zu bezeich-
nen ist (vgl. dazu etwa § 11 Abs. 1 und § 91 Abs. 1).
Zu Z 6: Als Unternehmer und daher auch Auftragnehmer im 
Sinne der Z 6 gelten eine EWIV (Europäische Wirtschaftliche 
Interessenvereinigung) oder eine SE (Societas Europea). 
Die rechtliche Basis für EWIV bilden die Verordnung (EWG)  
Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 und das dazu 
in Österreich ergänzend erlassene EWIV-Ausführungs- 
gesetz, BGBl. Nr. 521/1985. Vgl. dazu auch die Mitteilung der 
Kommission „Beteiligung von Europäischen Wirtschaftlichen 
Interessenvereinigungen (EWIV) an öffentlichen Aufträgen 
und öffentlich finanzierten Programmen“, ABl. Nr. C 285 vom  
20. September 1997, S. 17. Die EWIV ist voll rechtsfähig. 
Zum Begriff des Unternehmers ist auf die Definition der  
Z 38 und auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl.  
Rs C-389/92, Ballast Nedam I) hinzuweisen.
Zu Z 7: Der Begriff „Ausschreibung“ ist ein weiter. Er stellt 
einen Überbegriff über verschiedene Unterlagen im Kon-
text eines Vergabeverfahrens dar, die ihrerseits einen unter-
schiedlichen Konkretisierungsgrad und einen unterschied-
lichen Umfang aufweisen können; die Genauigkeit, mit der 
ein Auftraggebers festlegt, welche Leistung er zu welchen 
Bedingungen erhalten möchte, sind bei einer Ausschrei-
bung mit konstruktiver Leistungsbeschreibung und etwa bei 
einer Beschreibung beim wettbewerblichen Dialog höchst 
unterschiedlich. Der Begriff umfasst alle Bekanntmachungen 
sowie Ausschreibungs- und Wettbewerbsunterlagen. Damit 
sind auch alle sonstigen, für die Durchführung des Verga-
beverfahrens erforderlichen Unterlagen wie Auktionsordnun-
gen oder Wettbewerbsordnungen sowie die Informationen  
über die zu vergebende Leistung sowie über den weiteren 
Verfahrensablauf bei der Direktvergabe mit vorheriger Be- 
kanntmachung inkludiert. Hinsichtlich des wettbewerblichen 
Dialoges wird die Terminologie der Richtlinien (und des  
bisherigen Wortlautes des BVergG) im Kontext der Aus- 
schreibungsunterlagen („Beschreibung der Bedürfnisse  
und Anforderungen beim wettbewerblichen Dialog“) nicht 
mehr übernommen und es wird im Gesetz einheitlich – 
auch im Kontext des wettbewerblichen Dialoges – von Aus- 
schreibungsunterlagen gesprochen. Im Übrigen setzt diese 
Definition auch Art. 2 Z 13 der Richtlinie 2014/24/EU um.
Zu Z 8: Die Definition gibt die Definition des Art. 2 Abs. 1 Z 7 
der RL 2014/24/EU bzw. des Art. 2 Z 3 der RL 2014/25/EU 
wieder.
Zu Z 9: Die Definition gibt die Definition des Art. 2 Abs. 1 Z 17 
der RL 2014/24/EU bzw. des Art. 2 Z 13 der RL 2014/25/EU  
wieder. Zur Definition der „Nebenbeschaffungstätigkeiten“  
vgl. Z 24. Die Definition des „Beschaffungsdienstleis-
ters“ kann sich mit der Definition der „vergebenden Stelle“ 
überschneiden. Anders als die vergebende Stelle (das ist 
jene Organisationseinheit oder jener Bevollmächtigter des  
Auftraggebers, die bzw. der das gesamte Vergabeverfahren 
im Namen und für Rechnung eines Auftraggebers durch-
führt), kann die Tätigkeit des Beschaffungsdienstleisters  
eingeschränkt sein (zB nur Beratung oder Vorbereitung)  
bzw. andere Aspekte (Bereitstellung der technischen Infra-
struktur) umfassen.
Zu Z 10: Die Definition entspricht – in sprachlich klarerer 
Form – Art. 2 Abs. 1 Z 12 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 8 
der RL 2014/25/EU. Dass auch „Zusammenschlüsse von 
Unternehmern“ Bewerber sein können ergibt sich aus der 
Definition des „Unternehmers“ (vgl. Z 38). Der Begriff „Ver- 
gabeverfahren“ ist als Oberbegriff im Sinne des § 1 zu ver- 
stehen und umfasst demgemäß auch Wettbewerbe. Zum 
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Begriff des Unternehmers ist auf die Definition der Z 38 und 
auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. Rs C 389/92, 
Ballast Nedam I) hinzuweisen. Unternehmer, die ihr Interesse  
mitgeteilt haben, sind noch keine „Bewerber“, da auch in  
diesem Fall der Unternehmer einen Teilnahmeantrag zu  
stellen hat; letzteres wird – abhängig von den Festlegungen 
des Auftraggebers (vgl. dazu etwa auch die Erläuterungen zu 
§ 124) – in der Regel mit bzw. im Rahmen der Übermittlung 
der Interessenbestätigung erfolgen.
Zu Z 11: Die Definition entspricht inhaltlich Art. 2 Abs. 1 Z 11 
der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 7 der RL 2014/25/EU. Dass 
auch „Zusammenschlüsse von Unternehmern“ Bieter sein 
können ergibt sich aus der Definition des „Unternehmers“ 
(vgl. Z 38). Anders als bisher wird im Rahmen dieser Defini-
tion nicht (nochmals) auf den „Zusammenschluss von Unter-
nehmern“ abgestellt, da die Definition des „Unternehmers“ 
(vgl. Z 38) derartige Zusammenschlüsse schon unter den 
Unternehmerbegriff subsumiert.
Zu Z 12: Hinzuweisen ist auf die Regelung in § 21 Abs. 2, 
wonach Bietergemeinschaften – ebenso wie Arbeitsgemein-
schaften – in gewissem Umfang Parteifähigkeit und somit 
Rechtsfähigkeit zukommt. Dass Zusammenschlüsse von 
Unternehmern sich sowohl auf homogene (gleichartige) als 
auch auf heterogene (unterschiedliche) Leistungsgegen- 
stände erstrecken können, ist evident (vgl. dazu schon die 
Ausführungen zu Z 4) und bedarf, ebenso wie bei der Defini- 
tion der Arbeitsgemeinschaften, keiner expliziten Regelung. 
Im Übrigen wird auch auf die Regelung des § 80 Abs. 4  
verwiesen (zu deren Vorgeschichte vgl. das Erkenntnis  
des VfGH vom 21. Juni 2004, B 531/02 8 und 1171  
BlgNR XXII. GP).
Zu Z 13: Die Definition gibt die Definition des Art. 2 Abs. 1 Z 
19 der RL 2014/24/EU bzw. des Art. 2 Z 15 der RL 2014/25/
EU wieder. Der in den RL verwendete Begriff „elektronische  
Mittel“ wird ohne inhaltliche Änderung durch den Begriff 
„elektronisch“ ersetzt, da dieser der englischen Fassung der 
RL („electronic means“) inhaltlich besser entspricht.
Zu Z 14: Die Definition der elektronischen Rechnung gibt  
die Definition des Art. 2 Z 1 der RL 2014/55/EU wieder und ist 
vor dem Kontext der Bestimmung des § 368 zu sehen.
Zu Z 15: Die Regelung basiert auf dem bisherigen Rege-
lungssystem mit marginalen Adaptionen. Generell ist anzu-
merken, dass sich das System der gesondert anfechtbaren 
und nicht gesondert anfechtbaren Entscheidungen in der 
Praxis bewährt hat, vom EuGH implizit für zulässig erach-
tet worden ist (siehe EuGH Rs C 214/00, Kommission gegen 
Spanien; vgl. ferner Rs C 391/15, Marina del Mediterráneo 
u.a., sowie die SA von GA Bobek in dieser Rs) und daher 
beibehalten werden soll. Da die Festlegung der gesondert 
und nicht gesondert anfechtbaren Entscheidungen auch  
für die Ausgestaltung des Rechtsschutzsystems von erheb- 
licher Bedeutung ist, soll die Definition der gesondert und  
der nicht gesondert anfechtbaren Entscheidungen weiter- 
hin für die jeweiligen Verfahrenstypen gesondert aufgelistet 
werden.
Durch die Unterscheidung zwischen gesondert und nicht 
gesondert anfechtbaren Entscheidungen (des Auftrag-
gebers) soll eine Strukturierung des Vergabeverfahrens  
und eine effiziente Abwicklung von Rechtsschutzverfahren 
erreicht werden. Letzterem Ziel dienen auch die flankie-
renden Bestimmungen betreffend die Fristen und die Prä-
klusionsregelung (zur Zulässigkeit derartiger Regelungen  
vgl. ua. EuGH Rs C-470/99, Universale Bau, Rs C 327/00, 
Santex). Durch die gesondert anfechtbaren Entscheidun-
gen wird ein Vergabeverfahren in verschiedene Abschnitte  
unterteilt. Jeder Abschnitt endet mit einer gesondert 
anfechtbaren Entscheidung, die – wie Z 15 lit a klarstellt – 

nach außen in Erscheinung tritt. Dadurch wird auch der  
Judikatur des VfGH Rechnung getragen, wonach blo-
ße Beschlüsse im Rahmen der internen Willensbildung 
des Auftraggebers keinesfalls Gegenstand eines Nach- 
prüfungsverfahrens sein können (vgl. VfSlg. 16.462/2002: 
„… kann die den Gegenstand eines Rechtsschutzantra-
ges bildende Nichtigerklärung keinesfalls bloße Beschlüs-
se im Rahmen der internen Willensbildung des Auftragge-
bers betreffen. Vielmehr geht es um die nach außen in Er- 
scheinung tretenden Teilakte des vergebenden Organs 
im Vergabeverfahren und damit stets um die Nichtigerklä-
rung privatrechtlicher Willenserklärungen“). Danach ist das 
Unterlassen einer Entscheidung zumindest grundsätzlich 
kein bekämpfbarer Akt. Der EuGH (Rs C-26/03, Stadt Halle,  
Rz 34) hat die dem vergabespezifischen Rechtsschutz- 
system unterliegenden „Entscheidungen“ in ähnlicher Weise 
definiert: „Angesichts … der Ziele, der Systematik und des 
Wortlauts der Richtlinie 89/665 und um die praktische Wirk-
samkeit dieser Richtlinie zu wahren, stellt also jede Maß- 
nahme eines öffentlichen Auftraggebers, die im Zusammen-
hang mit einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag getroffen 
wird, der in den sachlichen Anwendungsbereich der Richt- 
linie 92/50 fällt, und die Rechtswirkungen entfalten kann, eine 
nachprüfbare Entscheidung im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 
der Richtlinie 89/665 dar, unabhängig davon, ob diese Maß-
nahme außerhalb eines förmlichen Vergabeverfahrens oder 
im Rahmen eines solchen Verfahrens getroffen wurde.“  
Alle der gesondert anfechtbaren Entscheidung vorangegan-
genen (nicht gesondert anfechtbaren) Entscheidungen sind 
zusammen mit dieser anzufechten. Die Wahl des Vergabe-
verfahrenstypus kann gemäß diesem System daher, je nach 
Verfahrensart, entweder mit der Ausschreibung oder bei der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe bekämpft werden.
Dieses System entspricht dem derzeitigen Stand des Uni-
onsrechtes und den Vorgaben der Rechtsmittelrichtlinien 
nach einem effektiven Rechtsschutz. Aufgrund der Rechts-
mittelrichtlinien und einiger EUGH-Judikate sind bestimmte  
Entscheidungen jedenfalls als gesondert anfechtbare Ent-
scheidungen auszugestalten; dies betrifft insbesondere das 
Ausscheiden eines Angebotes (vgl. dazu die verb. Rs C 21/03 
und C 34/03, Fabricom), die Zuschlagsentscheidung (vgl.  
Rs C-81/98, Alcatel), sowie den Widerruf des Verfahrens 
(vgl. Rs C 92/00, Hospital Ingenieure, Rs C 15/04, Koppen- 
steiner).
Hinzuweisen ist schließlich darauf, dass die für das Verhand-
lungsverfahren ausdrücklich vorgesehene Möglichkeit, die 
Anzahl der Bieter in der Verhandlungsphase zu reduzieren, 
jedenfalls eine „sonstige Festlegung während der Verhand-
lungsphase“ darstellt und deshalb aus diesem Grund ge- 
sondert anfechtbar ist.
Ferner ist klarzustellen, dass das sog. „short-listing“, das ist 
die Reduktion der Bewerberanzahl anhand der Auswahlkrite-
rien (bzw. beim Wettbewerb anhand der Beurteilungskriteri-
en) keine Ausscheidensentscheidung ist, sondern gemäß der 
Terminologie des BVergG die Entscheidung über „die Nicht-
Zulassung zur Teilnahme“.
Darüber hinaus ist im Zusammenhang mit einzelnen sublit. 
auf Folgendes hinzuweisen:
Da das dynamische Beschaffungssystem neu strukturiert  
ist, wird es unter einem mit dem nicht offenen Verfahren  
geregelt.
Da die Innovationspartnerschaft als Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung durchzuführen ist (vgl. § 120 
Abs. 1 bzw. § 287 Abs. 1) werden die gesondert anfechtbaren 
Entscheidungen unter einem geregelt.
Für den wettbewerblichen Dialog ist darauf hinzuweisen, 
dass die Nicht-Berücksichtigung einer Lösung eines Be- 
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werbers im Zuge der Dialogphase – da es sich beim Dialog 
um einen weitgehend formfreien Vorgang handelt, bei dem 
der Auftraggeber über einen großen Gestaltungsspielraum 
verfügt – als gesondert anfechtbar festgelegt wird, da sich 
die Dialogphase über einen unter Umständen sehr langen 
Zeitraum erstrecken kann (zB bei der Ausarbeitung von PPP-
Modellen) und es den nicht berücksichtigten Unternehmern 
nicht zugemutet werden kann mit der Bekämpfung zuwar-
ten zu müssen, bis der Dialog abgeschlossen ist. Auch der 
Abschluss der Dialogphase ist bekämpfbar.
Die sublit. hh normiert als gesondert anfechtbare Entschei-
dungen bei einer Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung nur die Bekanntmachung. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass bei einer Direktvergabe mit vorheriger Bekannt-
machung die Wahl des Vergabeverfahrens nicht anfecht- 
bar wäre. Die Wahl des Verfahrens der Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung ist selbstverständlich ebenso 
bekämpfbar, sie ist nur keine gesondert anfechtbare Ent-
scheidung, sondern – entsprechend der allgemeinen Sys-
tematik der Z 15 (vgl. dazu bereits oben) – mit der nächst-
folgenden gesondert anfechtbaren Entscheidung, in diesem 
Fall mit der Bekanntmachung, zu bekämpfen. Dies ent- 
spricht auch der Regelung der anderen Verfahrensarten: 
so ist etwa auch beim Verhandlungsverfahren die Wahl des  
Verfahrens keine gesondert anfechtbare Entscheidung, 
sondern kann erst mit der Ausschreibung bekämpft wer-
den. Die diesbezügliche Sonderregelung bei der „klassi-
schen Direktvergabe“ (Wahl des Vergabeverfahrens als 
gesondert anfechtbare Entscheidung sowie eigene Fristen- 
regelung in § 343 Abs. 2) ist der Tatsache geschuldet, dass 
bei diesem Verfahren danach keine gesondert anfecht- 
bare Entscheidung existiert und die Wahl des Verfahrens 
damit gänzlich unanfechtbar würde. Da bei der Direktver- 
gabe mit vorheriger Bekanntmachung jedoch die Bekannt-
machung als gesondert anfechtbare Entscheidung normiert 
ist, kann die Wahl des Verfahrens auch mit dieser ange-
fochten werden. Die Möglichkeit der gesonderten Anfech-
tung der Wahl der Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung würde im Gegenteil zu dem unerwünschten Er- 
gebnis führen, dass eine (aufgrund der Überschreitung  
der einschlägigen Schwellenwerte) unzulässige Direkt- 
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung unter Umständen 
bereits vor Veröffentlichung einer Bekanntmachung bekämpft 
werden müsste. Neben der Wahl des Vergabeverfahrens 
sind die Festlegungen über den Leistungsgegenstand, den  
Erfüllungsort und die Leistungsfrist wegen eines Ver- 
stoßes gegen die Grundsätze gemäß den §§ 20 Abs. 1 bzw.  
193 Abs. 1 anfechtbar (vgl. dazu die in den §§ 47 Abs. 3 bzw. 
214 Abs. 3 angeführten Bekanntmachungselemente; eine 
Anfechtung der Bezeichnung des Auftraggebers, der Be- 
zeichnung des Verfahrens bzw. des Hinweises, wo nähere 
Informationen über das weitere Verfahren verfügbar sind, 
kommt nicht in Betracht). Nach der Bekanntmachung ist  
keine gesondert anfechtbare Entscheidung mehr vorge- 
sehen (so gibt es bei der Direktvergabe mit vorheriger Be- 
kanntmachung insbesondere auch keine Zuschlagsent- 
scheidung, die angefochten werden könnte). Verstößt der 
Auftraggeber im weiteren Verfahren etwa gegen die vom  
ihm festgelegten objektiven, nicht diskriminierenden und mit 
dem Auftragsgegenstand zusammenhängenden Kriterien 
gemäß den §§ 47 Abs. 4 bzw. 214 Abs. 4, kann ein Unterneh-
mer nach Zuschlagserteilung gemäß § 353 Abs. 1 Z 1 die Fest- 
stellung beantragen, dass der Zuschlag nicht gemäß den 
Angaben in der Ausschreibung dem Angebot mit dem  
niedrigsten Preis oder dem technisch und wirtschaftlich  
günstigen Angebot erteilt wurde.

Bei besonderen Dienstleistungsaufträgen und bei der Ver- 
gabe von Dienstleistungsaufträgen über öffentliche Per- 
sonenverkehrsdienste auf der Schiene oder per Untergrund-
bahn sind, sofern nicht gemäß den Festlegungen des Auf-
traggebers ein im BVergG geregelter Verfahrenstypus zur 
Vergabe dieses Auftrages zur Anwendung kommt, alle (nach 
außen in Erscheinung tretenden) Entscheidung des Auftrag-
gebers anfechtbar. Durch den Begriff „sofern“ soll verdeutlicht 
werden, dass nicht nur Konstellationen erfasst werden, in 
denen ein Verfahrenstyp der zitierten sublit. zur Gänze durch-
geführt wird, sondern auch jene Fälle, in denen der Auftrag-
geber eine Kombination von in den zitierten sublit. genann-
ten Verfahren durchführt. Im zuletzt genannten Fall, hat der 
Auftraggeber freilich transparent festzulegen, welche Phasen  
er gemäß welchem Verfahrenstypus durchführen wird (zB 
offenes Verfahren bis Angebotsöffnung danach Verhand-
lungsverfahren mit zwei Verhandlungsrunden).
Da die Rahmenvereinbarung nur aufgrund bestimmter Ver-
fahrenstypen abgeschlossen werden kann, ergeben sich die 
gesondert anfechtbaren Entscheidungen aus dem jeweiligen 
Verfahrenstypus mit Ausnahme der Zuschlagsentscheidung. 
Für die Auftragsvergabe aufgrund einer Rahmenverein- 
barung ist der Aufruf zum Wettbewerb naturgemäß nur  
dann anfechtbar, wenn eine Rahmenvereinbarung mit meh-
reren Unternehmern abgeschlossen wurde und nicht eine 
Auftragsvergabe ohne einen erneuten Aufruf zum Wett- 
bewerb gemäß § 155 Abs. 4 Z 1 oder 3 oder § 316 erfolgt.
Bei den Wettbewerben ist darauf hinzuweisen, dass in der 
Praxis von den beiden zuletzt genannten Entscheidungen  
(Zuweisung des Preisgeldes bzw. der Zahlungen, Nicht-
Zulassung zur Teilnahme am anschließenden Verhand- 
lungsverfahren) in der Regel nur eine maßgeblich sein wird. 
Gemäß den §§ 165 Abs. 8 und 326 Abs. 8 ist bei Ideen- 
wettbewerben die Entscheidung, an welche Teilnehmer 
Preisgelder vergeben werden, bekannt zu geben; gemäß 
den §§ 165 Abs. 9 und 326 Abs. 9 bei Realisierungswettbe-
werben hingegen die Entscheidung, welche Wettbewerbs- 
teilnehmer nicht zur Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
eingeladen werden. Die Tatsache, dass bei Ideenwettbe- 
werben die erfolgreichen Teilnehmer, bei Realisierungs-
wettbewerben hingegen die nicht erfolgreichen Teilnehmer 
bekannt gegeben werden, resultiert daraus, dass die Teil- 
nehmer an einem – auf einen Realisierungswettbewerb  
folgenden – Verhandlungsverfahren geheim zu halten sind. 
Wird im Anschluss an einen Wettbewerb ein Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung gemäß den  
§§ 37 Abs. 1 Z 7 und 206 Abs. 1 Z 11 durchgeführt, sind  
für dieses ohnehin die Entscheidungen nach sublit. ee maß-
geblich.
Zu Z 16: Die Regelung setzt Z 3 in Anhang VII der  
RL 2014/24/EU bzw. Anhang VIII der RL 2014/25/EU  
um. Hingewiesen wird darauf, dass Art. 42 Abs. 6 der  
RL 2014/24/EU und Art. 60 Abs. 6 der RL 2014/25/EU noch 
den Begriff der „europäischen technischen Zulassung“  
verwenden (vgl. dazu die etwa Vorgängerdefinition in  
Anhang VI der RL 2004/18). Es handelt sich dabei offen-
kundig um Redaktionsversehen, weshalb die Definition im 
Gesetz (wie auch sonst die RL 2014/24/EU und 2014/25/EU) 
auf die neue Bezeichnung abstellt.
Zu Z 17: Der Begriff „geistige Dienstleistungen“ enger aus-
zulegen ist als der in Österreich gelegentlich noch verwen-
dete Begriff der „immateriellen Leistung“ (vgl. dazu schon  
die Erläuterungen zu § 20 Z 17 in AB 1118 BlgNR XXI. GP).  
Die Definition der „geistigen Dienstleistungen“ ist im Kontext 
des Gesetzes für die Wahl des Vergabeverfahrens (siehe die 
Ausführungen zu § 34, § 44 Abs. 3), im Zusammenhang mit 
dem Verbot von Auktionen für geistige (Dienst-)Leistungen 
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(siehe § 38 und § 207) und bei der Verpflichtung zur Anwendung 
des Bestangebotsprinzips (vgl. dazu die Ausführungen zu  
§ 91 Abs. 5 Z 1) von Bedeutung. Es ist zu betonen, dass diese  
Definition keinesfalls auf Ingenieurleistungen beschränkt 
werden darf, sondern insbesondere auch andere Dienstleis-
tungen betreffen kann. Wesentliches Element der geistigen 
Dienstleistung ist ihr originäres und kreatives Element des 
Lösungsansatzes. Geistige Dienstleistungen können dahin-
gehend umschrieben werden, dass wesentlicher Leistungs-
inhalt nicht die Herstellung oder Lieferung einer körperlichen 
Sache oder die Verrichtung von Arbeiten an einer solchen 
ist, ebenso wenig das Setzen eines standardisierten Ver- 
haltens. Leistungsinhalt ist vielmehr eine gedanklich kon-
zeptive Tätigkeit, ungeachtet ob sie der geistig Schaffende 
in Form eines körperlichen Werkes zugänglich macht (zB in 
einem Plan, einem Forschungsbericht oder einem schrift- 
lichen Gutachten). Als geistige Dienstleistungen können da- 
her gelten: Planungs- und Forschungsleistungen, Software- 
entwicklung (IT-Lösungen), Werbekonzepte usw.
Zu Z 18: Die Regelung setzt Z 4 in Anhang VII der  
RL 2014/24/EU bzw. Z 4 Anhang VIII der RL 2014/25/EU  
um.
Zu Z 19: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 2 Abs. 2 
Z 23 und 24 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 19 und 20 der 
RL 2014/25/EU um.
Zu Z 20: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 2 Abs. 2 
Z 22 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 18 der RL 2014/25/EU 
um. Die durch die solcherart definierten innovativen Waren, 
Dienstleistungen oder Verfahren dienen unter anderem  
dem Ziel, zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforde- 
rungen beizutragen oder die Strategie Europa 2020 für  
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum zu 
unterstützen.
Zu Z 21: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 44 Abs. 1 
dritter UAbs. der RL 2014/24/EU bzw. Art. 62 Abs. 1 dritter 
UAbs. der RL 2014/25/EU um.
Zu Z 22: Auswahlkriterien sind rein unternehmerbezogene 
(und daher nicht auftragsgegenstandsbezogene) Kriterien 
für das sog. „short-listing“, die – anders als Eignungskri- 
terien – einer qualitativ-quantitativen Wertung zugänglich  
sein müssen; mit anderen Worten: ein Unternehmer kann 
die vom Auftraggeber festgelegten Auswahlkriterien besser 
erfüllen als ein Mitbewerber (und wäre daher in die zweite 
Stufe des Verfahrens einzubeziehen, vgl. etwa § 123 Abs. 
6). Durch den Wortlaut der Definition wird auch eindeutig 
klargestellt, dass vom Gesetz keine Gewichtung, sondern 
bloß eine Reihung der Auswahlkriterien vorgeschrieben wird.  
Derartige Kriterien dürfen nur in dem Ausmaß verlangt  
werden, wie dies durch den Gegenstand des Auftrages 
gerechtfertigt ist. Sie müssen ferner mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehen, das heißt die Kriterien müssen 
einen Bezug zu diesem haben.
Beurteilungskriterien sind die im Kontext eines Wettbewer-
bes für die Beurteilung der Wettbewerbsarbeiten festgelegten 
Kriterien. Sie müssen sich auf den Wettbewerbsgegenstand 
beziehen, müssen sachlich gerechtfertigt und dürfen nicht 
diskriminierend sein. Durch den Wortlaut der Definition wird 
auch eindeutig klargestellt, dass vom Gesetz keine Gewich-
tung sondern bloß eine Reihung der Beurteilungskriterien 
vorgeschrieben wird.
Eignungskriterien sind rein unternehmerbezogene (und 
daher nicht auftragsgegenstandsbezogene) so genannte 
„K.O.“-Kriterien (vgl. dazu den Wortlaut „Mindestanforderun-
gen“). Ein Bewerber oder Bieter kann sie nur erfüllen oder 
nicht erfüllen. Derartige Kriterien dürfen nur in dem Ausmaß 
verlangt werden, wie dies durch den Gegenstand des Auf- 
trages gerechtfertigt ist. Sie müssen ferner mit dem  

Auftragsgegenstand in Verbindung stehen, das heißt die Kri-
terien müssen einen Bezug zu diesem haben.
Hinzuweisen ist darauf, dass nach der Judikatur des EuGH 
und des EuG Auswahl- bzw. Eignungskriterien weder mit 
Zuschlagskriterien vermischt werden noch Auswahl- bzw. 
Eignungskriterien für die Angebotsbewertung als Zuschlags-
kriterien herangezogen bzw. (sofern dies überhaupt möglich 
wäre) „doppelt“ verwendet werden dürfen (vgl. EuGH Rs 
31/87, Beentjes, C-315/01, GAT, C-532/06, Lianakis, und 
EuG Rs T-169/00, Esedra gegen Kommission, T 148/04, TQ3 
Travel Solutions, uam.).
Hinsichtlich der Zuschlagskriterien ist im Zusammenhang mit 
dem Zuschlagsprinzip auf das technisch und wirtschaftlich 
günstigste Angebot anhand mehrerer Zuschlagskriterien auf 
Folgendes hinzuweisen:
Der EuGH hat in einer Vielzahl von Judikaten (vgl. dazu etwa 
Rs 31/87, Beentjes, C-470/99, Universale Bau, C 513/99, 
Concordia Bus Finland, C-19/00, SIAC, C-448/01, EVN 
Wienstrom, Rs C-247/02, Sintesi, Rs C-234/03, Contse,  
Rs C-532/06, Lianakis, C-368/10, Kommission gegen  
Niederlande) nähere Aussagen über die Anforderungen 
an und die Schranken bei der Festlegung von Zuschlags- 
kriterien im Zusammenhang mit dem Zuschlagsprinzip  
„technisch und wirtschaftlich günstigstes Angebot“ getroffen. 
Der Gerichtshof hat folgende Grundsätze ausformuliert (vgl. 
für das Folgende etwa auch die Erwägungsgründe 89ff der 
RL 2014/24/EU):
Der Auftraggeber ist, sofern das technisch und wirtschaftlich 
günstigste Angebot gewählt werden soll, grundsätzlich frei, 
die Kriterien für die Zuschlagserteilung festzulegen. Die Kri- 
terien müssen lediglich der Ermittlung des wirtschaftlich 
günstigsten Angebotes für den konkreten Auftraggeber  
dienen, müssen die allgemeinen Grundsätze des Unions- 
rechtes respektieren, müssen einen wirksamen und  
fairen Wettbewerb ermöglichen und verifizierbar (dh. effek-
tiv überprüfbar) sein. Aus letzterem folgt, dass im Zweifelsfall 
die Auftraggeber eine wirksame/effektive Überprüfung der 
Richtigkeit der von den Bietern beigebrachten Informationen 
und Nachweisen vorzunehmen haben. Zuschlagskriterien 
müssen eine Ausübung des dem Auftraggeber zustehenden 
Beurteilungsermessens nach objektiven Gesichtspunkten 
ermöglichen, einen objektiven Vergleich des relativen Wer-
tes der Angebote sicherstellen und dürfen kein willkürliches 
Auswahlelement enthalten. Das vom Auftraggeber festge-
legte System der Zuschlagskriterien muss stets eine Preis- 
oder Kostenkomponente beinhalten (vgl. etwa EG 90 der  
RL 2014/24/EU) und muss eine vergleichende Beurteilung 
des Leistungsniveaus der vorgelegten Angebote gemessen 
am Auftragsgegenstand ermöglichen.
Ein Rückgriff auf ein Sachverständigengutachten bei der 
Angebotsbewertung kann zulässig sein, wenn dieses Gut-
achten auf objektive, für die Bewertung geeignete Fakto-
ren gestützt ist. Die Auftraggeber sind aber nicht nur bei der  
Auswahl der Zuschlagskriterien grundsätzlich frei, sondern 
auch bei deren Gewichtung, sofern diese eine Gesamt- 
würdigung der Kriterien ermöglicht, die der Ermittlung des 
wirtschaftlich günstigsten Angebotes dienen. Die Zuschlags-
kriterien müssen in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen genannt werden. Die unions-
rechtlichen Publizitätsvorschriften und die wesentlichen 
Grundsätze des Unionsrechtes sollen verhindern, dass  
nationalen Anbietern oder Bewerbern eine bevorzug-
te Behandlung zukommt. Deswegen können unter ande-
rem Zuschlagskriterien nicht durch Verweisung festgelegt  
werden. Die Kriterien müssen geeignet sein, das gemäß  
den Festlegungen in der Bekanntmachung oder in den Aus-
schreibungsunterlagen vorteilhafteste Angebot festzustellen. 
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Die Kriterien müssen einen engen Bezug zum Auftrags- 
gegenstand haben und so festgelegt sein, dass alle durch-
schnittlich fachkundigen Bieter sie bei Anwendung der  
üblichen Sorgfalt in gleicher Weise auslegen können. 
Zuschlagskriterien, die nicht mit Anforderungen verbunden 
sind, die eine effektive Kontrolle der Richtigkeit der Bieter-
angaben ermöglichen, verstoßen gegen die Grundsätze 
des Unionsrechtes. Die Zuschlagskriterien sind bei der An- 
gebotsbewertung objektiv und einheitlich auf alle Angebote  
anzuwenden.
Im Zusammenhang mit Z 22 lit. d ist noch auf Folgendes 
hinzuweisen: Die Regelungen betreffend die Zuschlags- 
kriterien wurden im Rahmen des unionsrechtlichen Gesetz-
gebungsprozesses diskutiert. Hintergrund der Diskussion  
war die Frage der Zulässigkeit von ökologischen bzw. sozi-
alen Zuschlagskriterien (konkret: die Abgrenzung zwischen 
zulässigen und unzulässigen Kriterien) vor dem Hintergrund 
der Aussagen des EuGH in der Rs C-368/10. In dieser Ent-
scheidung bezog sich der Gerichtshof auf den nach dem 
Unionsrecht erforderlichen „Zusammenhang“ der Zuschlags-
kriterien mit dem konkreten Auftragsgegenstand. Diese 
Aussagen des EuGH bilden den Hintergrund der Neurege-
lung der Art. 67 Abs. 3 bzw. Art. 83 Abs. 3 der RL 2014/24/EU 
bzw. 2014/25/EU (siehe dazu deren Umsetzung in Z 22 lit. d 
Schlussteil).
Die Vergaberichtlinien nennen demonstrativ einige zulässige 
Zuschlagskriterien (vgl. dazu auch EG 97 der RL 2014/24/EU):  
Qualität, Preis, technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßig-
keit, Design für Alle (Barrierefreiheit), soziale, ökologische 
und innovative Eigenschaften, fair trade („Handel sowie  
die damit verbundenen Bedingungen“), Kosten (zB Betriebs-
kosten), Kundendienst und technische Hilfe, Lieferzeit-
punkt und Lieferungs- bzw. Ausführungsfrist, Organisation,  
Qualifikation und Erfahrung des mit der Auftragsaus- 
führung betrauten Personals („Schlüsselpersonal“). Wei-
tere denkbare Zuschlagskriterien bei Bauvorhaben wären 
etwa das Ausmaß der Verwendung von Recyclingbaustoffen 
oder die Energieeffizienz des Bauwerkes. Aus der Neurege-
lung der RL folgt überdies, dass Faktoren des Herstellungs- 
prozesses (zB Emissionen) ebenfalls ein zulässiges 
Zuschlagskriterium bilden können, auch wenn sie selbst  
keinen Niederschlag in der nachgefragten Leistung finden. 
Bei dieser Art von Zuschlagskriterien (dh. Kriterien, die sich 
nicht auf die materiellen Eigenschaften der nachgefragten 
Leistung beziehen) gilt es insbesondere zu beachten, dass 
nach den RL die vom Auftraggeber gewählten Zuschlags-
kriterien die Möglichkeit eines wirksamen Wettbewerbes 
gewährleisten müssen und die Grundsätze des Unions- 
rechtes (insbesondere das Verhältnismäßigkeitsgebot und 
das Diskriminierungsverbot) respektieren müssen. Zu- 
schlagskriterien müssen sich, wie bereits mehrfach betont, 
auf den zu vergebenden Auftrag beziehen und geeignet 
sein, das für den Auftraggeber „beste“ Angebot zu ermitteln. 
Allerdings muss nicht jedes Zuschlagskriterium, das der Auf- 
traggeber für die Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten 
Angebotes heranzieht, rein wirtschaftlicher Art sein. Auch 
Faktoren, die nicht rein wirtschaftlicher Art sind, können sich 
auf den Wert des Angebotes auswirken (zB Ästhetik).
Zu Z 23: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 2 Abs. 1  
Z 20 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 16 der RL 2014/25/EU 
um.
Zu Z 24: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 2 Abs. 1  
Z 15 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 11 der RL 2014/25/
EU um. Nebenbeschaffungstätigkeiten sind unterstützende  
Hilfstätigkeiten für (zentrale) Beschaffungstätigkeiten und 
können alle Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Durch- 
führung eines Vergabeverfahrens betreffen (somit die Tätig-

keiten einer vergebenden Stelle) oder nur einen Teil dieses 
Spektrums. Die RL sprechen von „Vorbereitung und Ver- 
waltung“ von Vergabeverfahren. Angesichts der englischen 
 Originalfassung der RL („management“) soll im Gesetz zutref-
fender von „Betreuung“ von Vergabeverfahren gesprochen 
werden. Aus der Definition folgt ferner, dass Tätigkeiten nach 
Zuschlagserteilung (zB Monitoring der Auftragsabwicklung) 
nicht als Nebenbeschaffungstätigkeiten qualifiziert werden 
können. Die Abgrenzung zu den „zentralen Beschaffungs- 
tätigkeiten“ (siehe Z 48) liegt darin, dass Nebenbe- 
schaffungstätigkeiten nicht den Vertragsabschluss „für“ einen 
Auftraggeber umfassen.
Zu Z 25: Die Regelung setzt Z 2 in Anhang VII der  
RL 2014/24/EU bzw. Z 2 Anhang VIII der RL 2014/25/EU  
um.
Zu den Z 26 bis 28: Die Regelungen entsprechen dem bis- 
herigen § 2 Z 26 bis 28 BVergG 2006 und sind inhaltlich 
unverändert.
Zu Z 29: Die Definition verweist auf die entsprechende Defi-
nition der sogenannten eIDAS-Verordnung (vgl. dazu auch 
das Signatur- und Vertragsgegenständliche – SVG, BGBl. I  
Nr. 50/2016). Eine „qualifizierte elektronische Signatur“ ist 
eine fortgeschrittene elektronische Signatur (vgl. dazu Art. 3  
Z 10 und 11 der eIDAS-Verordnung), die von einer quali- 
fizierten elektronischen Signaturerstellungseinheit erstellt 
wurde und auf einem qualifizierten Zertifikat für elektronische  
Signaturen beruht.
Zu Z 30: Die Definition verweist auf die entsprechende Defi-
nition der sogenannten eIDAS-Verordnung (vgl. dazu auch 
das Signatur- und Vertrauensdienstegesetz – SVG, BGBl. 
I Nr. 50/2016). Ein „qualifiziertes elektronisches Siegel“ ist 
ein fortgeschrittenes elektronisches Siegel (vgl. dazu Art. 3  
Z 25 und 26 der eIDAS-Verordnung), das von einer quali-
fizierten elektronischen Siegelerstellungseinheit erstellt  
wird und auf einem qualifizierten Zertifikat für elektronische 
Siegel beruht.
Zu Z 31: Die Regelung setzt die Definitionen in Art. 2 Abs. 
1 Z 18 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 14 der RL 2014/25/
EU um. Dies bedeutet, dass sofern in diesem Bundesgesetz  
das Erfordernis der Schriftlichkeit vorgesehen ist, diesem 
Erfordernis auch durch die elektronische Form entsprochen 
wird.
Zu Z 32: Die Regelung entspricht dem bisherigen § 2 Z 32 
BVergG 2006, ist inhaltlich unverändert und basiert auf den 
einschlägigen Definitionen der ÖNORM A 2050. Die ange-
führten Sicherstellungsmittel dienen vornehmlich der Siche-
rung der Ansprüche des Auftraggebers, können aber auch –  
wie zB die Kaution – dem Auftragnehmer zur Verfügung  
stehen.
Das Vadium soll für zwei Fallkonstellationen eine Sicher- 
stellung bilden: dass der Bieter während der Zuschlags- 
frist von seinem Angebot zurücktritt und dass der Bie-
ter bestimmte Mängel nicht behebt. Letztere Möglichkeit 
soll das Problem beseitigen, dass Bieter (ohne Verlust des  
Vadiums) aktiv nach Angebotsöffnung entscheiden können, 
ob ihr Angebot im Wettbewerb verbleiben soll oder nicht  
(die Möglichkeit des Vorgehens des Auftraggebers gemäß 
den §§ 141 Abs. 2 bzw. 302 Abs. 3 bleibt dadurch unbe- 
rührt). Durch Einbau behebbarer Mängel in ihr Angebot sollen 
Bieter durch das bewusste Nichtbeheben des Mangels nicht 
die Möglichkeit haben, je nach ihrer Interessenlage ihr An- 
gebot ausscheiden zu lassen. Da Angebote, die mit un- 
wesentlichen Mängeln behaftet sind, weiter im Verfahren  
verbleiben, erfolgt eine Einschränkung auf wesentliche  
Mängel.
Zu Z 33: Die Definition des Begriffs Straßenfahrzeug dient 
der Umsetzung von Art. 4 Z 3 in Verbindung mit Tabelle 3  
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des Anhanges der Richtlinie 2009/33/EG („clean car Richt- 
linie“). Letztere verweist auf die Kategorien M und N der 
Richtlinie 2007/46/EG. Gemäß Anhang II dieser Richtlinie 
fallen darunter folgende Fahrzeugtypen (vgl. dazu auch § 3 
Abs. 1 Z 2 KFG 1967, BGBl Nr. 267 idgF):
Klasse M: Für die Personenbeförderung ausgelegte und 
gebaute Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Rädern.
Klasse M1: Für die Personenbeförderung ausgelegte und 
gebaute Kraftfahrzeuge mit höchstens acht Sitzplätzen  
außer dem Fahrersitz.
Klasse M2: Für die Personenbeförderung ausgelegte und 
gebaute Kraftfahrzeuge mit mehr als acht Sitzplätzen außer 
dem Fahrersitz und einer zulässigen Gesamtmasse bis zu 
5 Tonnen.
Klasse M3: Für die Personenbeförderung ausgelegte und 
gebaute Kraftfahrzeuge mit mehr als acht Sitzplätzen außer 
dem Fahrersitz und einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 5 Tonnen.
Klasse N: Für die Güterbeförderung ausgelegte und gebaute 
Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Rädern.
Klasse N1: Für die Güterbeförderung ausgelegte und ge- 
baute Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 
zu 3,5 Tonnen.
Klasse N2: Für die Güterbeförderung ausgelegte und gebaute 
Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr 
als 3,5 Tonnen bis zu 12 Tonnen.
Klasse N3: Für die Güterbeförderung ausgelegte und ge- 
baute Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 12 Tonnen.
Zu Z 34: Die Definition des Begriffes „Subunternehmer“ 
findet ihre Grundlage im Werkvertragsrecht. Kennzeich-
nend für diese Vertragsverhältnisse ist, dass die Her- 
stellung eines bestimmten Werkes bzw. Erfolges geschul-
det ist (vgl. dazu die §§ 1151 und 1165 ABGB). Eine Be- 
teiligung an der „Ausführung“ eines Auftrages im Sinne 
der Definition des BVergG liegt daher dann vor, wenn ein 
Unternehmer einen Leistungsteil des Auftrages vertraglich 
übernimmt und diesen Leistungsteil in Eigenverantwortung  
selbst (oder mit Gehilfen) ausführt. Zulieferer sind, wie  
schon nach bisheriger Rechtslage, keine Subunternehmer 
im Sinne der Definition (vgl. dazu schon 327 BlgNR XXIV.  
GP 22, mit Hinweis auf AB 1118 BlgNR XXI. GP 47, sowie 
etwa das Urteil des OGH vom 8. März 2005, 10 Ob 74/04m; 
vgl. ferner dazu Art. 71 Abs. 5 vierter UAbs. der RL 2014/24/
EU und Art. 88 Abs. 5 vierter UAbs. der RL 2014/25/EU), 
unabhängig von der Tatsache, ob die vom Zulieferer gelie-
ferten Produkte nach Maß angefertigt wurden oder nicht. 
Daher ist der bloße Lieferant von Beton, Bauteilen und sons-
tigen Komponenten von der Definition nicht erfasst. Hinge-
gen wäre ein Zulieferer, der auch Bauteile selbst einbaut, ein 
Subunternehmer. Ebenfalls kein Subunternehmer im Sinne 
der Definition ist ein Unternehmer, dessen Leistung darin 
besteht, einen Subunternehmer in die Lage zu versetzen, 
einen Leistungsteil des Auftrages erst erbringen zu kön-
nen (wie etwa die Wartung von Maschinen eines Subunter- 
nehmers, die Vermietung von Maschinen und Geräten an 
einen Subunternehmer, die Überlassung von Arbeitskräften 
an einen Subunternehmer).
Die Definition stellt darauf ab, dass ein Unternehmer – in  
welcher Art und in welchem Umfang auch immer – an der 
Ausführung eines erteilten Auftrages beteiligt ist. Unerheb-
lich ist daher, ob er ein direktes Vertragsverhältnis mit dem 
Auftragnehmer hat oder nicht; die Definition erfasst sohin 
die gesamte Subunternehmerkette (somit auch jene Unter-
nehmer, die herkömmlich oft auch als Subsub[…]unter- 
nehmer bezeichnet werden). Mit der Formulierung werden 
daher umfassend jene Unternehmer erfasst, die aufgrund 

eines direkten oder indirekten vertraglichen („Ketten“-)Ver-
hältnisses mit dem Auftragnehmer in die Auftragsdurch- 
führung vertraglich eingebunden werden (bis zum letzten 
Glied dieser „Kette“); erfasst wird somit das gesamte Netz-
werk jener letztlich auf den Auftragnehmer rückverfolgba-
ren Verträge, die auf die Realisierung des Leistungsgegen- 
standes gerichtet sind. Im Gesetz werden alle diese Unter-
nehmen einheitlich als „Subunternehmer“ bezeichnet.
Zur Klarstellung wird hinzugefügt, dass Unternehmen, die 
Teile eines Auftrages von einem mit ihnen verbundenen 
Unternehmen (§ 2 Z 40) vertraglich übernehmen, ebenfalls 
Subunternehmer im Sinne der Definition sind.
Zu Z 35: Diese Definition setzt Art. 2 Z 4 der RL 2014/55/EU 
um und ist im Kontext des § 368 relevant (e-Rechnungen).
Zu Z 36: Diese Definition setzt Z 5 von Anhang VII der  
RL 2014/24/EU bzw. Anhang VIII der RL 2014/25/EU um.
Zu Z 37: Diese Definition setzt Z 1 von Anhang VII der  
RL 2014/24/EU bzw. Anhang VIII der RL 2014/25/EU um. 
In Anlehnung an die RL sollen die technischen Spezifika- 
tionen für Bauleistungen einerseits sowie für Lieferungen  
und Dienstleistungen anderseits getrennt definiert werden. 
Hinzuweisen ist darauf, dass sich der Wortlaut – aufgrund 
einiger Unstimmigkeiten zwischen der deuschen Sprach- 
fassung der genannten Richtliniendefinitionen mit den  
anderen Sprachfassungen der RL 2014/24/EU und auf-
grund von (nicht erklärbaren Divergenzen) zwischen den  
RL 2014/24/EU und 2014/25/EU – an der englischen Sprach-
fassung orientiert. 
Dass die Merkmale nicht materieller Bestandteil der Leistung 
sein müssen, bedeutet, dass die nachgefragten Merkmale 
keinen materiellen Niederschlag in den Leistungsbestand-
teilen bzw. deren physischen Eigenschaften finden müssen 
(zB grüner Strom). Die Technischen Spezifikationen müssen 
jedenfalls mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen 
(vgl. dazu Z 22 lit. d Schlussteil) und zu diesem verhältnis- 
mäßig sein (in den Definitionen der RL wird hinzugefügt,  
dass sie „zu dessen Wert und Zielen [i.e. des Auftrags- 
gegenstandes] verhältnismäßig sein“ müssen; dies wird 
durch Wortlaut der Definition abgedeckt). Die Bezug- 
nahme auf „ein Schriftstück“ in lit. b deckt auch elektronische 
Dokumente ab.
Zu Z 38: Die Regelung setzt Art. 2 Abs. 1 Z 10 der  
RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 6 der RL 2014/25/EU um 
und wurde sprachlich den genannten Regelungen ange- 
glichen bzw. der Begriff „Wirtschaftsteilnehmer“ nicht über-
nommen, sondern stattdessen der schon bisher übliche 
Begriff „Unternehmer“. Unternehmer müssen stets Rechts-
träger sein, die Rechtsform ist hingegen irrelevant (vgl.  
dazu ausführlich EG 14 der RL 2014/24/EU). Die demons-
trative (arg. „wie“) Liste der Rechtsträger dient der Ver-
deutlichung, wer als Unternehmer im Sinne des Gesetzes 
anzusehen ist. Daher fallen auch die Societas Europea 
(SE) oder EWIV unter den Unternehmerbegriff des BVergG. 
Als „Unternehmer“ gelten auch (permanente oder vorüber- 
gehende) Zusammenschlüsse von Unternehmern (vgl.  
EG 15). In der Bestimmung wurde auch inhaltlich eine  
nähere Umschreibung des Unternehmerbegriffes vorge- 
nommen, als das Tätigkeitsbild des Unternehmers (Anbie-
ten von Leistungen auf dem Markt) in die Begriffsbestim-
mung aufgenommen wurde. Zum Begriff des Unternehmers  
ist auch auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl.  
etwa Rs C-389/92, Ballast Nedam I) hinzuweisen. Ferner ist  
im Sinne der stRspr des EuGH darauf aufmerksam zu 
machen, dass jeder Unternehmer als Bieter oder Bewer-
ber in einem Vergabeverfahren auftreten kann (vgl. dazu  
Rs C-305/08, CoNISMa, C 502/11, Vivaio dei Molini, 
C-159/11, Ordine degli Ingegneri della Provincia di Lecce 
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u.a., C-568/13, Data Medical Service, C-203/14, Consorci 
Sanitari del Maresme).
Zu Z 39: Die Regelung entspricht dem bisherigen § 2 Z 39 
BVergG 2006 und ist inhaltlich unverändert.
Zu Z 40: Die Definition setzt Art. 29 Abs. 1 und 2 der  
RL 2014/25/EU um (vgl. dazu auch § 181 und EG 41 der  
RL 2014/25/EU), ist aber auch im Kontext der Subunter- 
nehmerregelungen (vgl. dazu die §§ 98 und 268) von  
Relevanz. Unternehmen gelten als verbunden, wenn ein un- 
mittelbarer oder mittelbarer beherrschender Einfluss  
zwischen dem Auftraggeber, dem Bewerber oder dem  
Bieter und dem betreffenden Unternehmen vorliegt oder 
wenn beide dem beherrschenden Einfluss eines ande-
ren Unternehmens unterliegen; in diesem Zusammen- 
hang ist eine private Beteiligung als solche nicht ausschlag-
gebend. Die Überprüfung, ob ein verbundenes Unter- 
nehmen vorliegt oder nicht, knüpft primär daran an, ob 
der Jahresabschluss der betreffenden Rechtsträger kon- 
solidiert ist. Ist dies nicht der Fall (etwa weil die betreffenden 
Rechtsvorschriften, in Österreich das UGB, nicht anwend- 
bar sind oder weil bestimmte Voraussetzungen hinsicht- 
lich ihrer Rechtsform nicht erfüllt sind), muss geprüft werden, 
ob ein unmittelbarer oder mittelbarer beherrschender Ein-
fluss auf der Grundlage der Eigentumsverhältnisse, der finan- 
ziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden 
sonstigen Vorschriften ausgeübt wird, wobei in bestimmten 
Konstellationen dieser beherrschende Einfluss ex lege ver- 
mutet wird. Eine Konsolidierung des Jahresabschlusses 
gemäß § 189a Z 8 UGB erfasst auch sogenannte „cross-
border“- Fälle; § 189a Z 8 erfasst jedes Unternehmen mit 
Sitz in Österreich, wenn es ein Unternehmen – egal wo – 
beherrscht. Unter den zweiten Tatbestand („ferner gelten als 
verbundene Unternehmen…“) fallen zB verbundene Unter-
nehmen gemäß § 189a Z 8 UGB deren Jahresabschluss 
etwa wegen Unwesentlichkeit (§ 249 UGB) nicht in den 
Konzernabschluss einbezogen ist (und deshalb nicht durch  
den ersten Satzteil der Definition erfasst sind). Der letzte 
Satz der Definition ist ident mit den Voraussetzungen bzw. 
Anforderungen des § 168 Abs. 2 und ident wie dieser aus- 
zulegen (vgl. dazu auch die unionsrechtlichen Grundlagen: 
Verweis von Art. 29 Abs. 2 letzter UAbs. auf Art. 4 Abs. 2 
zweiter UAbs. der RL 2014/25/EU).
Zu Z 41: Der Begriff der Vergabekontrollbehörde umfasst 
sowohl die Vergabekontrollbehörde des Bundes (Bundes- 
verwaltungsgericht – BVwG) wie auch alle Vergabekontroll-
behörden der Länder (Verwaltungsgerichte der Länder), nicht 
jedoch (freiwillige) Schlichtungsorgane oder Einrichtungen 
wie Rechnungshöfe, Ombudsmänner udglm. Die Begriffs- 
bestimmung trägt überdies der durch Art. 130 Abs. 2 Z 2 B-VG 
in der Fassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012  
eröffneten Möglichkeit, eine Zuständigkeit der Verwal-
tungsgerichte zur Entscheidung über Beschwerden wegen  
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines Auftraggebers in 
den Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens vorzu- 
sehen, Rechnung.
Zu Z 42: Eine „vergebende Stelle“ kann sowohl ein unselb-
ständiges Organ des Auftraggebers als auch ein selbständi-
ger Rechtsträger sein, der als Erfüllungsgehilfe des Auftrag-
gebers fungiert. Durch die Wortfolge „für den Auftraggeber“ 
soll klar zum Ausdruck gebracht werden, dass die verge-
bende Stelle in einem konkreten Vergabeverfahren selbst 
nicht Auftraggeber ist, sondern von diesem zu unterscheiden 
ist. Hinzuweisen ist auch auf die Regelungen in den §§ 91  
Abs. 1 und 262 Abs. 1, wonach der Auftraggeber und die 
vergebende Stelle (sofern eine solche vorhanden ist) in den  
Ausschreibungsunterlagen klar zu bezeichnen sind. Im 
Gesetz soll (abgesehen von der Definition sowie der Ver-

pflichtung zur Angabe in den Ausschreibungsunterlagen)  
nur mehr vom Auftraggeber die Rede sein, da (fast) alle ver-
gaberechtlichen Verpflichtungen den Auftraggeber treffen 
bzw. Handlungen diesem zuzurechnen sind (Ausnahmen 
davon bestehen etwa für Auskunftspflichten und im Rechts-
schutzbereich).
Zu Z 43: Dieser Definition kommt eine Bedeutung im Zusam-
menhang mit Ausschreibungsvarianten des Auftraggebers zu 
(vgl. etwa § 88 Abs. 4).
Zu den Z 44 und 45: Aufgrund der Notwendigkeit, die Ent-
scheidung des Auftraggebers, ein Vergabeverfahren zu 
widerrufen, bekämpfbar und gegebenenfalls aufhebbar zu 
machen, ist es erforderlich, auch die entsprechende Begrif-
fe zu definieren. Dabei erfolgt nicht nur hinsichtlich des 
Regelungskonzepts, sondern auch hinsichtlich der Begriff-
lichkeiten eine Anlehnung an das für den Zuschlag beste-
hende Modell. Die Widerrufsentscheidung ist daher eine 
nicht verbindliche Absichtserklärung. Solange der Widerruf  
nicht erklärt ist, kann sich der Auftraggeber daher auch noch 
dafür entscheiden, ein Vergabeverfahren doch weiterzu- 
führen und etwa – wenn die Angebotsfrist noch nicht abge- 
laufen ist – mit einer Berichtigung der Ausschreibung fort- 
zufahren. Die Widerrufsentscheidung ist entsprechend be- 
kannt zu geben bzw. bekannt zu machen, um eine Nach- 
prüfbarkeit zu ermöglichen. Die Widerrufserklärung (Wider-
ruf) ist gewissermaßen das „pendant“ zur Zuschlagserteilung. 
Es ist die Erklärung, mit der das Vergabeverfahren beendet 
wird und die Bieter aus ihrer Bindung entlassen werden.
Zu Z 46: Die Definition verweist auf die entsprechende Defi-
nition des qualifizierten elektronischen Zeitstempels in Art. 3 
Z 34 der eIDAS-Verordnung. Elektronische Zeitstempel (vgl. 
Art. 3 Z 33 eIDAS-Verordnung) bezeichnen Daten in elektro-
nischer Form, die andere Daten in elektronischer Form mit 
einem bestimmten Zeitpunkt verknüpfen und dadurch den 
Nachweis erbringen, dass diese anderen Daten zu diesem 
Zeitpunkt vorhanden waren.
Zu Z 47: In den Mitgliedstaaten entwickelten sich seit Inkraft-
treten der ersten RL im Bereich des öffentlichen Auftrags- 
wesens (1971 Baubereich, 1977 Lieferbereich, 1992 Dienst-
leistungsbereich) verschiedene zentrale Beschaffungs- 
organisationen mit speziellen Beschaffungsverfahren. Die-
se Institutionen haben die Aufgabe, für öffentliche Auftrag- 
geber oder Sektorenauftraggeber Ankäufe zu tätigen oder 
(öffentliche) Aufträge zu vergeben bzw. Rahmenverein- 
barungen zu schließen. In Anbetracht der großen Mengen, 
die beschafft werden, tragen diese Verfahren nach Auf- 
fassung der Kommission und der Mitgliedstaaten (vgl. dazu 
für Österreich bereits RV 486 BlgNR XXI. GP 7) zur Ver-
besserung des Wettbewerbes und zur Rationalisierung des 
Beschaffungswesens bei. Zur Gewährleistung eines ein- 
heitlichen Vorgehens wurde daher bereits in die Vergabe-
RL aus dem Jahr 2004 eine gemeinschaftliche Definition  
der zentralen Beschaffungsstellen aufgenommen.
Z 47 setzt die Definition der Art. 2 Abs. 1 Z 16 der 
RL 2014/24/EU und Art. 2 Z 12 der RL 2014/25/EU unter  
einem um. Die Einleitung zur Definition stellt überdies klar,  
dass auch ausländische (dh. „EU“ und „EWR“) zentrale Be- 
schaffungsstellen in die Definition miteinbezogen werden 
(vgl. dazu auch die §§ 11 Abs. 2 und 180 Abs. 2). In die-
sem Kontext ist auch auf die entsprechenden Ausnahme- 
tatbestände des § 9 bzw. des § 178 zu verweisen, sodass  
bei beiden Beschaffungsformen im Wege einer ausländi-
schen zentralen Beschaffungsstelle (Großhändlermodell 
bzw. Vollmachts- oder Vermittlermodell) die Ausnahmebe-
stimmungen des BVergG Anwendung finden.
Gemäß den Definitionen der Richtlinien und des Gesetzes 
können ausschließlich Auftraggeber (dh. öffentliche Auftrag- 
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geber und Sektorenauftraggeber) als zentrale Beschaffungs-
stellen fungieren. Anders als nach den Vergabe-RL 2004 
können nunmehr alle Arten von Sektorenauftraggebern (dh. 
neben öffentlichen Sektorenauftraggebern auch Sektoren-
auftraggeber, die öffentliche Unternehmen oder Private mit 
besonderen oder ausschließlichen Rechten sind) zentrale 
Beschaffungsstellen sein. Private Einrichtungen können hin-
gegen wie bisher per definitionem keine zentrale Beschaf-
fungsstelle im Sinne des Gesetzes sein. Ein Auftraggeber  
ist (nur) dann eine „zentrale Beschaffungsstelle“, wenn er 
zentrale Beschaffungstätigkeiten gemäß Z 48 entfaltet;  
er ist jedoch nicht darauf beschränkt, nur diese zentralen 
Beschaffungstätigkeiten zu entfalten. Er kann daher auch 
Nebenbeschaffungstätigkeiten (vgl. Z 24) oder sonstige  
Aufgaben wahrnehmen (im Fall der Sektorenauftraggeber 
ist die Entfaltung einer Sektorentätigkeit sogar erforder-
lich). Der Begriff „zentral“ impliziert nicht, dass zentrale Be- 
schaffungsstellen allein auf der Ebene des Mitgliedstaa-
tes (für Österreich: auf Bundesebene) eingerichtet werden  
können. Es ist daher denkbar, dass derartige Beschaffungs- 
stellen auch auf Landesebene oder auf regionaler Ebene 
eingerichtet werden können. Hingewiesen wird darauf, dass  
eine zentrale Beschaffungsstelle nur eine oder auch beide 
der in Z 48 lit. a und b beschriebenen Funktionen ausüben 
kann. Die Entscheidung darüber obliegt der die zentrale Be- 
schaffungsstelle einrichtenden Stelle bzw. kann dies im  
Gründungsakt des Sektorenauftraggebers entsprechend 
festgelegt werden (wobei nachträgliche Änderungen jeder-
zeit zulässig sind).
Die Definition der zentralen Beschaffungsstelle stellt allein 
auf die Tatsache ab, dass Auftraggeber zumindest eine zen-
trale Beschaffungstätigkeit „ausüben“; aus dem Unionsrecht 
und dem BVergG ist daher nicht ableitbar, dass zentrale 
Beschaffungsstellen ausschließlich auf gesetzlicher Grund- 
lage eingerichtet werden können.
Für den Sektorenbereich ist auf folgendes hinzuweisen: 
Beschaffungen, die von einer zentralen Beschaffungsstelle,  
die öffentlicher Auftraggeber ist, zum Zweck zentraler Be- 
schaffungstätigkeiten im Sektorenbereich vorgenommen 
werden, sind als Beschaffungen zur Ausübung einer Sek- 
torentätigkeit anzusehen (vgl. dazu Art. 2 Z 12 zweiter UAbs. 
RL 2014/25/EU). Daraus folgt e contrario, dass derartige 
zentrale Beschaffungsstellen keine weiteren Sektorentätig- 
keiten entfalten müssen.
Zu Z 48: Z 48 setzt die Definition der Art. 2 Abs. 1 Z 14 der  
RL 2014/24/EU und Art. 2 Z 10 der RL 2014/25/EU um. 
Die Definition stellt nunmehr explizit klar, dass eine Tätig-
keit gemäß den lit. a und b nur dann als „zentrale Beschaf-
fungstätigkeit“ zu qualifizieren ist, wenn sie auf Dauer durch- 
geführt wird. Auf Dauer bedeutet in diesem Kontext, dass  
die Tätigkeit auf eine kontinuierliche Entfaltung hin ausge-
richtet ist. Indizien für diese Kontinuität können etwa ent-
sprechende Festlegungen in den Statuten oder anderen 
Dokumenten im Zusammenhang mit der Errichtung und den 
Aufgaben der Einrichtung sein. Einmalige oder gelegent- 
liche ad hoc Beschaffungstätigkeiten für andere Auftrag- 
geber sind daher keinesfalls zentrale Beschaffungstätig- 
keiten im Sinne des Gesetzes.
Zentrale Beschaffungstätigkeiten können in zweifacher Weise  
entfaltet werden: einerseits die Beschaffung von bestimmten 
Leistungen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung  
mit dem Ziel des anschließenden Weiterverkaufs an andere  
Auftraggeber (Großhändlermodell, siehe lit. a und anderer-
seits die Vergabe von Aufträgen in fremdem Namen und 
auf fremde Rechnung bzw. den Abschluss von Rahmenver- 
einbarungen im Namen anderer Auftraggeber (Vollmachts- 
oder Vermittlermodell, siehe lit. b).

Durch die Formulierung der Einleitung im Zusammenhang 
mit dem Wortlaut der lit. b ist klar, dass in beiden angeführ-
ten Konstellationen nach lit. b die zentrale Beschaffungsstelle  
als „Bevollmächtigte“ tätig wird. Darüber hinaus wird darauf 
hingewiesen, dass die Tätigkeiten nach der lit. b insofern  
von den Tätigkeiten nach der lit. a abzugrenzen sind, als die 
zentrale Beschaffungsstelle im Rahmen der lit. b im Namen 
und auf Rechnung eines Dritten handelt, während sie im  
Rahmen der lit. a selbst Waren oder Dienstleistungen „er- 
wirbt“, auch wenn dies insofern zweckgebunden ist, als  
sie dies „für“ einen Auftraggeber (gemeint: mit dem Ziel des 
Weiterverkaufs an einen Auftraggeber) macht. Ferner ist dar-
auf hinzuweisen, dass im Rahmen der lit. a (Großhändler-
modell) der Erwerb von Bauleistungen nicht erfasst ist, lit. b 
(Vollmachts- oder Vermittlermodell) sich hingegen auf Bau-,  
Liefer- oder Dienstleistungen erstreckt.
Zu Z 49: Die Zuschlagsentscheidung ist jene (meist organi- 
sationsintern gefällte) Entscheidung, mit welchem Bieter 
(Unternehmer) der Auftraggeber den Vertrag abzuschließen 
beabsichtigt. Diese Entscheidung ist von dem davon zeit-
lich getrennten „Zuschlag“ (der „Zuschlagserteilung“), der 
zivilrechtlich auch weiterhin als Vertragsschluss zu werten 
ist, zu unterscheiden. Die Zuschlagsentscheidung ist eine 
nicht verbindliche Wissenserklärung des Auftraggebers. Wer  
diese Zuschlagsentscheidung trifft, hängt grundsätzlich 
von den organisationsinternen Vorschriften ab; so könnte 
daher ein Auftraggeber diese Entscheidung einer vergeben-
den Stelle übertragen. Ob eine vergaberechtlich relevan-
te Zuschlagsentscheidung vorliegt oder nicht, ist nach den  
allgemeinen Regeln des Zivilrechts zu beurteilen.
Durch die Wortfolge „nicht verbindliche“ soll verdeutlicht 
werden, dass die Zuschlagsentscheidung lediglich eine 
vorläufige Wissenserklärung darstellt, an welchen Bieter 
die Zuschlagserteilung vorgesehen ist. Diese Wissenser- 
klärung begründet zwar ein rechtliches Interesse (§ 8 des  
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, 
BGBl. Nr. 51/1991) und damit die Parteistellung des (vor- 
läufig) erstgereihten Bieters im Nachprüfungsverfahren vor 
den Vergabekontrollbehörden, da seine prozessuale Aus- 
sicht im Vergabeverfahren auf Erteilung des Zuschlages  
durch deren Entscheidung unmittelbar berührt werden kann, 
jedoch sind aus ihr keine zivilrechtlichen Ansprüche ableit-
bar. Würde man dem in der Zuschlagsentscheidung vorläufig  
erstgereihten Bieter nämlich schon aufgrund der Zuschlags-
entscheidung einen zivilrechtlichen Anspruch auf den Ver-
tragsabschluss zugestehen, müsste der Auftraggeber jeden-
falls dem Erstgereihten den Zuschlag erteilen, und zwar 
selbst dann, wenn sich (etwa im Zuge eines Verfahrens  
beim BVwG) herausstellt, dass der betreffende Bieter nicht 
(mehr) geeignet (befugt, leistungsfähig und zuverlässig) 
ist oder sein Angebot aus anderen Gründen auszuschei-
den gewesen wäre. Eine Richtigstellung dieser zivilrecht- 
lichen Wissenserklärung ist daher bis zur Zuschlagserteilung 
(Vertragsabschluss) zulässig.
Zu Z 50: Bei der Zuschlagserteilung handelt es sich um den 
Akt des Vertragsabschlusses selbst (= Auftragserteilung; vgl. 
dazu auch das Urteil des EuGH in der Rs C-81/98, Alcatel). 
Der Zeitpunkt der Zuschlagserteilung muss, da er von großer  
Bedeutung für das Tätigwerden der Nachprüfungsbehörde  
ist, genau ermittelbar sein. Im Regelfall ist der Zuschlag 
schriftlich (elektronisch) zu erteilen (vgl. die §§ 145 und 307) 
um dessen Nachweisbarkeit sicherzustellen; zu den Aus- 
nahmen davon vgl. die §§ 46, 47, 213 und 214. Auch in  
den letztgenannten Fällen empfiehlt es sich, ab gewissen 
Wertgrenzen ebenfalls die Schriftlichkeit des Zuschlages  
vorzusehen.
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Zu § 3 (Verfahren, die unterschiedlichen  
Regelungen unterliegen):
§ 3 setzt im Wesentlichen Art. 3 und 16 der RL 2014/24/EU 
sowie die Art. 5, 6, 25 und 26 der RL 2014/25/EU um und 
regelt die Frage, unter welchen Umständen Vergabever- 
fahren, die Leistungsteile umfassen die ihrerseits unter- 
schiedlichen Regelungsregimen (zB dem BVergGVS bzw. 
überhaupt keinen Regelungen) unterliegen, nach den 
Bestimmungen des BVergG zu vergeben sind bzw. verge-
ben werden können. Dass sich § 3 grundsätzlich auf Ver-
fahren (Aufträge, Wettbewerbe und Konzessionen) bezieht, 
folgt aus den entsprechenden Regelungen der RL (vgl. dazu  
etwa Art. 3 der RL 2014/24/EU und Art. 80 Abs. 1 leg. cit, 
der den gesamten Titel I der RL und somit auch Art. 3 für 
Wettbewerbe für anwendbar erklärt) und der Terminologie 
des BVergG.
Abs. 1 enthält die Grundregel für jene Situationen, in denen 
nicht alle Leistungsteile eines Gesamtvorhabens dem BVergG 
unterliegen (zB eine Kombination klassischer Auftrag/Sek- 
torenauftrag mit einer Konzessionsvergabe) und darüber 
hinaus die Leistungsteile „objektiv nicht trennbar“ sind. In  
diesem Fall ist das Gesetz (dh. die jeweils einschlägigen Be- 
stimmungen des Gesetzes, siehe dazu sogleich) anwendbar, 
falls die dem BVergG unterliegenden Leistungsteile den Haupt-
gegenstand des Vergabeverfahrens bilden. Dieser Haupt- 
gegenstand ist gemäß der Judikatur des EuGH (vgl. dazu etwa 
Rs C-331/92, Gestión Hotelera Internacional SA, C-411/00, 
Felix Swoboda, C-412/04, Kommission gegen Italien, ver- 
bundene Rs C-145/08 und C-149/08, Loutraki, C-215/09, 
Mehiläinen Oy, C-306/08, Kommission gegen Spanien, 
C-536/07, Kommission gegen Deutschland, C-220/05, Jean 
Auroux, und C-213/13, Impresa Pizzarotti; vgl. dazu etwa 
auch EG 11 der RL 2014/24/EU) nach folgenden Grund- 
sätzen zu ermitteln: der Hauptgegenstand ist im Rahmen einer 
objektiven Prüfung des Gesamtvorhabens zu bestimmen, auf 
das sich das gegenständliche Verfahren bezieht. Dabei ist  
auf die wesentlichen, vorrangigen Verpflichtungen abzu- 
stellen, die den Leistungsgegenstand als solche prägen,  
und nicht auf die Verpflichtungen bloß untergeordneter oder 
ergänzender Art, die zwingend aus dem eigentlichen Leis-
tungsgegenstand folgen. Der jeweilige Wert der dabei er- 
brachten Einzelleistungen ist insoweit nur ein Kriterium unter 
anderen, die bei der Ermittlung des Hauptgegenstands 
zu berücksichtigen sind. Auch die Frage, ob Leistungsteile  
„objektiv trennbar“ sind oder nicht, ist nach den vom EuGH 
entwickelten Grundsätzen zu beantworten (vgl. dazu insbe-
sondere verbundene Rs C-145/08 und C-149/08, Loutraki, 
und C-215/09, Mehiläinen Oy, sowie EG 11 RL 2014/24/EU 
bzw. EG 13 RL 2014/25/EU). Nach dieser Rechtsprechung ist 
zu prüfen, ob der Gegenstand des Verfahrens ein „untrenn-
bares Ganzes bildet“. Es reicht nicht aus, dass die Absicht 
der Parteien, die verschiedenen Leistungsteile als untrennbar 
zu betrachten, zum Ausdruck gebracht oder vermutet wird;  
diese Absicht muss sich vielmehr auf objektive Gesichts-
punkte stützen, die sie rechtfertigen und die Notwendig-
keit begründen, einen einheitlichen Vertrag abzuschließen. 
Es muss daher vom Auftraggeber nachgewiesen werden, 
dass ein einziger Vertragspartner zwingend erforderlich ist, 
anderenfalls das Ziel des Verfahrens nicht realisiert werden 
kann oder dass die Trennung der Leistungsteile (und deren 
getrennte Vergabe) dazu führen würde, dass die Einzelleis-
tungen in technischer oder wirtschaftlicher Hinsicht für den 
Auftraggeber (nahezu oder großteils) wert- oder sinnlos sind. 
Als Beispiel könnte hier die Vergabe der Betriebsführung 
einer Kantine in einem Spital für Mitarbeiter und Patienten 
dienen, die mit einer Dienstleistungskonzession hinsichtlich 
dieser Kantine für Besucher gekoppelt ist.

Abs. 1 bildet die allgemeine Grundregel, sofern ein Leistungs-
teil dem Verteidigungs- oder Sicherheitsbereich zuzurechnen 
ist, gilt jedoch die Spezialregel des Abs. 3 Z 2. Falls eine  
Kombination eines „klassischen“ Leistungsteiles mit einem 
Sektorenleistungsteil und einem „sonstigen“ Leistungsteil  
vorliegt, folgt aus der Grundregel des Abs. 1, dass bei  
Nichttrennbarkeit der Leistungsteile das BVergG anzu-
wenden ist, wenn der „klassische“ Leistungsteil zusammen 
mit dem Sektorenleistungsteil den Hauptgegenstand des 
Gesamtvorhabens ausmacht. In weiterer Folge wäre nach 
den Regelungen des Abs. 5 zu ermitteln, ob die Regelungen 
des 2. oder jene des 3. Teiles des BVergG auf das Gesamt-
vorhaben anzuwenden wären.
Abs. 2 enthält eine grundsätzliche Option, wie ein Auftrag-
geber bei Trennbarkeit der (nur teilweise dem BVergG unter- 
liegenden) Leistungsteile vorgehen kann: Sind die Leis-
tungsteile objektiv trennbar, kann der Auftraggeber getrenn-
te Verfahren für die einzelnen Leistungsteile durchführen; 
in diesem Fall gelten für die Verfahren die jeweils anwend- 
baren gesetzlichen Bestimmungen (gegebenenfalls daher 
auch keine Regelungen). Die allgemeine Grundregel des 
Abs. 2 gilt nicht, sofern ein Leistungsteil dem Verteidigungs- 
oder Sicherheitsbereich zuzurechnen ist; in diesem Fall gilt 
die Spezialregel des Abs. 3 Z 1. Zum Sonderfall der Kom- 
bination von Leistungsteilen die dem BVergG unterliegen  
vgl. Abs. 5 Z 2.
Abs. 3 enthält eine abschließende lex specialis für den 
Fall, dass Leistungsteile eines Gesamtvorhabens dem Ver- 
teidigungs- oder Sicherheitsbereich zuzurechnen sind, 
dh. dem BVergGVS 2012 unterliegen bzw. auf die Art. 346  
AEUV anwendbar ist (vgl. dazu auch die §§ 9 Abs. 1 Z 1, 3 
und 4 und 178 Abs. 1 Z 1, 3 und 4). Klarzustellen ist, dass 
Leistungsteile auch dann den Bestimmungen des BVergGVS 
2012 „unterliegen“, wenn gegebenenfalls dessen Aus- 
nahmebestimmungen anwendbar sind. Die Regelung weicht 
insofern von den einschlägigen RL-Bestimmungen ab, als 
die RL bei derartigen Mischleistungen dem Auftraggeber ein 
Wahlrecht hinsichtlich des anzuwendenden Regimes ein- 
räumen. Eine derartige Wahlfreiheit (zB Anwendung BVergG 
oder BVergGVS) zugunsten des Auftraggebers ist nicht 
nur sachlich schwer zu rechtfertigen und mit schützens-
werten öffentlichen Interessen im Einklang zu bringen son-
dern stößt auch auf praktische Schwierigkeiten (zB „freiwil-
lige“ Anwendung des BVergG im Anwendungsbereich des  
Art. 346 AEUV, Schutz „klassifizierter“ Informationen bei 
Durchführung eines regulären Verfahrens gemäß BVergG). 
Vor diesem Hintergrund wird ein zwingendes gesetzliches 
Regime vorgesehen, das dem Auftraggeber nur begrenzte 
Wahlmöglichkeiten zugesteht.
Sind die Leistungsteile objektiv trennbar, ist folgender Maßen 
vorzugehen: der Auftraggeber kann getrennte Verfahren für 
die einzelnen Leistungsteile durchführen; in diesem Fall gel-
ten gemäß Z 1 für die Durchführung der Verfahren die jeweils 
anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen (gegebenenfalls 
daher auch keine falls – wie bei Art. 346 AEUV der Fall – 
keine entsprechenden gesetzlichen Regelungen existieren). 
Sofern jedoch die Leistungsteile zwar objektiv trennbar sind, 
jedoch die Durchführung eines einzigen Verfahrens sach-
lich gerechtfertigt ist, gelten gemäß Z 2 1. Fall nicht die Be- 
stimmungen des BVergG. Die in der Z 2 1. Fall ange- 
sprochenen „sachlichen Gründe“ sind mit den „objektiven 
Gründen“ gemäß § 2 Abs. 1 BVergGVS 2012 ident (vgl.  
dazu auch den Wortlaut von Art. 16 Abs. 2 3. UA der  
RL 2014/24/EU). Dies bedeutet, dass der Auftraggeber sofern 
objektiv nachvollziehbare Gründe vorliegen, die die Durch-
führung eines einzigen Verfahrens rechtfertigen (zB aus  
technischen oder wirtschaftlichen Gründen oder aus  
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Gründen der Versorgungssicherheit wäre dies besser als 
die Durchführung mehrerer getrennter Verfahren), er dies 
auch tun muss. Aus dieser gesetzlichen Systematik folgt 
implizit, dass der Auftraggeber dazu aufgerufen ist, im 
Zweifelsfall eine Bewertung der alternativen Vorgangs- 
weisen (mehrere Verfahren versus ein Verfahren) durchzu-
führen hat, um die gesetzlich korrekte Vorgangsweise er- 
mitteln zu können. Z 2 2. Fall betrifft die Konstellation, dass 
die Leistungsteile objektiv nicht trennbar sind (vgl. dazu die 
Ausführungen zu Abs. 1); auch in diesem Fall gelten die 
Bestimmungen des BVergG nicht für die Durchführung des 
Verfahrens. In beiden Fällen erschließt sich das anwend-
bare Regime aus der Regelung des § 2 BVergGVS 2012, 
der für diese Fälle die Anwendung des BVergGVS 2012 
vorsieht (dh. etwa: falls zumindest ein Leistungsteil der 
Anwendbarkeit des Art. 346 AEUV, so gelten keine gesetz- 
lichen Regelungen – siehe § 9 Abs. 1 Z 1 BVergGVS 2012). 
Der letzte Satz der Z 2 enthält ein spezielles Umgehungsver-
bot: die Entscheidung, ein einiges Verfahren durchzuführen, 
darf nicht den Zweck der Umgehung gesetzlicher Vorschrif-
ten verfolgen. Der Vorrang der Spezialbestimmungen be- 
treffend den Verteidigungsbereich folgt aus der Untrenn- 
barkeit der Gesamtleistung bzw. aus der sachlichen Recht- 
fertigung der Durchführung eines einzigen Verfahrens und 
dem speziellen Charakter der zu beschaffenden sensib-
len Leistungen. Beispiele wären etwa die Errichtung eines  
Gebäudes (klassischer Auftrag) mit einem Zutrittskontroll- 
system, das klassifizierte Informationen involviert  
(BVergGVS 2012), die Errichtung eines Atomkraftwerkes  
(Sektorenauftrag) das gleichzeitig atomwaffenfähiges Mate-
rial herstellt (Art. 346 AEUV), die Wartung von Fahrer- 
assistenzsystemen (FAS, Advanced Driver Assistance  
Systems – ADAS; vgl. dazu auch Automatisiertes Fahren Ver- 
ordnung – AutomatFahrV, BGBl. II Nr. 402/2016) für Busse  
(Sektorenauftrag) und gepanzerte Truppenfahrzeuge (letz-
teres unter Berücksichtigung klassifizierter Informationen; 
BVergGVS 2012).
Abs. 4 enthält Regelungen für den Fall, dass bei Trennbar- 
keit der Leistungsteile der Auftraggeber nicht eine Vorgangs-
weise gemäß Abs. 2 (getrennte Verfahren) wählt sondern 
ein einziges Verfahren für alle Leistungsteile durchführen 
möchte und es sich um eine Kombination von „klassischen“ 
(öffentlichen) Aufträgen oder Sektorenaufträgen mit Kon- 
zessionsvergaben handelt. In diesem Fall gilt der Grund-
satz des „strengeren Regimes“. Z 1 regelt den Fall, dass 
ein öffentlicher Auftragsteil mit einer Konzessionsvergabe 
kombiniert ist: in diesem Fall gelten für die Durchführung 
des Verfahrens die Bestimmungen des „klassischen Teiles“ 
des BVergG (dh. der 2. Teil des Gesetzes). Z 2 regelt den 
Fall einer Kombination eines Sektorenauftrages mit einer 
Konzessionsvergabe hinsichtlich derselben Sektorentätig-
keit (zB Sektorenauftrag zur Reparatur eines Fernwärme-
netzes gekoppelt mit einer Dienstleistungskonzession zum 
Betrieb dieses Fernwärmenetzes): In diesem Fall gelten 
für die Durchführung des Verfahrens die (für die konkrete  
Sektorentätigkeit) einschlägigen Regelungen des 3. Teiles 
des BVergG. Z 3 regelt den Fall einer Kombination eines 
Sektorenauftrages mit einer Konzessionsvergabe (entweder 
einer Konzession im „klassischen Bereich“ oder einer Kon-
zession für eine andere Sektorentätigkeit als der Sektoren-
auftrag): In diesem Fall wären – falls feststellbar ist, welcher 
Leistungsteil den Hauptgegenstand des Gesamtvorhabens 
bildet (vgl. dazu die Ausführungen zu Abs. 1) – die für diesen 
Leistungsteil geltenden Bestimmungen auf die Durchführung 
des Verfahrens anwendbar; ist hingegen nicht feststellbar, 
welcher Leistungsteil den Hauptgegenstand des Gesamt-
vorhabens bildet, so gelten für die Durchführung des Ver- 

fahrens die für den konkreten Sektorenauftragsteil ein- 
schlägigen Regelungen des 3. Teiles des BVergG. Ein Bei-
spiel wäre etwa die Vergabe eines Bauauftrages für die 
Errichtung/Renovierung eines Flughafenterminals (Sek- 
torenauftrag) der mit einer Dienstleistungskonzession zum 
Betrieb eines Hotels in der Nähe des Flughafens („klassi-
sche“ Dienstleistungskonzession) gekoppelt ist.
Abs. 5 regelt den Fall, dass die verschiedenen Leistungsteile 
dem BVergG selbst unterliegen, einerseits dem klassischen 
Vergaberegime (2. Teil des Gesetzes) und andererseits dem 
Sektorenregime (3. Teil des Gesetzes). Sind die Leistungs-
teile objektiv nicht trennbar (vgl. dazu die Ausführungen zu  
Abs. 1), so gelten gemäß Z 1 jene Regelungen, die auf 
den Hauptgegenstand des Gesamtvorhabens anwendbar 
sind. Ist der Hauptgegenstand hingegen nicht feststellbar, 
so gelten nach dem Grundsatz des „strengeren Regimes“ 
die Regelungen des „klassischen“ Bereiches für die Durch- 
führung des Vergabeverfahrens. Sind die Leistungsteile hin-
gegen trennbar, so stehen dem Auftraggeber folgende Optio-
nen zur Verfügung: Er kann getrennte Verfahren durchführen 
für die die jeweils einschlägigen Bestimmungen des BVergG 
zur Anwendung kommen (Z 2) oder er kann ein einziges Ver- 
fahren durchführen (Z 3). Im zuletzt genannten Fall be- 
stimmt sich das anzuwendende Regime danach, ob der 
Leistungsteil, der den Hauptgegenstand des Gesamtvor- 
habens bildet, feststellbar ist: ist dies möglich, so gelten 
gemäß Z 3 lit. a jene Regelungen des BVergG für die Durch-
führung des Verfahrens, die den Hauptgegenstand bilden  
(dh. entweder der 2. oder der 3. Teil des Gesetzes), ist  
dies nicht möglich, so sind gemäß Z 3 lit. b die Regelungen 
des „klassischen“ Teiles auf das Vergabeverfahren anwend-
bar. Ein Beispiel für ein unter Abs. 5 fallendes Verfahren wäre 
der Bau eines Gebäudes, das einerseits kommunale Dienst-
stellen (zB Gemeindeservice) beherbergt wie auch Räume 
für die Erfüllung einer Sektorenaktivität (Dienstzimmer für 
Fahrer des gemeindeeigenen Busnetzes).
Abs. 6 enthält Regelungen für die Konstellation, dass bei 
Trennbarkeit der Leistungsteile der Auftraggeber nicht eine 
Vorgangsweise gemäß Abs. 2 (getrennte Verfahren) wählen  
sondern ein einziges Verfahren für alle Leistungsteile durch-
führen möchte und die Leistungsteile einerseits dem „klas-
sischen“ Regime unterliegen und andere Leistungsteile 
weder dem Sektorenregime, dem BVergGVS 2012 noch 
dem BVergGKonz. Auch für diesen Fall gilt der Grundsatz 
des „strengeren Regimes“, dh. das Verfahren wäre nach 
den Regelungen für öffentliche Aufträge (2. Teil des BVergG) 
durchzuführen. Dies gilt ungeachtet des Wertes der Leis-
tungsteile, die keinem der genannten gesetzlichen Regime 
unterliegen, und ungeachtet einem allfälligen sonstigen  
rechtlichen Regime dem diese Leistungsteile gegebenen-
falls unterliegen (vgl. dazu auch Art. 3 Abs. 4 2. UA der  
RL 2014/24/EU; aufgrund des Wortlautes des Abs. 6 ist die 
explizite Umsetzung des zweiten Teiles des zitierten UA ent-
behrlich). Falls die zuletzt genannten Leistungsteile daher 
einem innerstaatlichen (zwingenden) gesetzlichen Regime 
unterworfen wären, die mit den Regelungen des BVergG 
nicht in Einklang gebracht werden könnten, stünde die Option 
des Abs. 6 nicht zur Verfügung und der Auftraggeber müsste 
gemäß Abs. 2 (getrennte Verfahren) vorgehen.
Abs. 7 enthält Regelungen für die Konstellation, dass bei 
Trennbarkeit der Leistungsteile der Auftraggeber nicht eine 
Vorgangsweise gemäß Abs. 2 (getrennte Verfahren) wählen 
sondern ein einziges Verfahren für alle Leistungsteile durch-
führen möchte und die Leistungsteile einerseits dem Sek-
torenregime unterliegen und andere Leistungsteile weder 
dem „klassischen“ Regime, dem BVergGVS 2012 noch  
dem BVergGKonz. Auch für diesen Fall gilt der Grundsatz 
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des „strengeren Regimes“, dh. das Verfahren wäre nach  
den Regelungen für die einschlägigen Sektorenaufträge  
(3. Teil des BVergG) durchzuführen. Dies gilt ungeachtet 
des Wertes der Leistungsteile, die keinem der genannten 
gesetzlichen Regime unterliegen, und ungeachtet einem all- 
fälligen sonstigen rechtlichen Regime dem diese Leis-
tungsteile gegebenenfalls unterliegen (vgl. dazu auch Art. 5  
Abs. 4 2.UA der RL 2014/25/EU; aufgrund des Wortlautes 
des Abs. 7 ist die explizite Umsetzung des zweiten Teiles 
des zitierten UA entbehrlich). Falls die zuletzt genannten  
Leistungsteile daher einem innerstaatlichen (zwingenden) 
gesetzlichen Regime unterworfen wären, die mit den Rege-
lungen des BVergG nicht in Einklang gebracht werden  
könnten, stünde die Option des Abs. 7 nicht zur Verfügung 
und der Auftraggeber müsste gemäß Abs. 2 (getrennte Ver-
fahren) vorgehen.

Zu § 4: (Öffentliche Auftraggeber  
und sonstige Verpflichtete):
Zu Abs. 1: Abs. 1 setzt die Definition des Art. 2 Abs. 1 Z 1 
und 4 um und bleibt im Vergleich zur bisherigen Rechtslage  
inhaltlich unverändert (vgl. dazu auch die Ausführungen in 
EG 10 der RL 2014/24/EU).
Die Formulierung des persönlichen Anwendungsbereiches 
des BVergG ist auch vor dem Hintergrund des Art. 14b B-VG 
zu sehen. Das Konzept des BVergG iVm der Regelung des 
B-VG folgt folgendem Ansatz: im B-VG wird abstrakt festge-
legt, welche Rechtsträger als Auftraggeber in den jeweiligen 
Vollzugsbereich der Gebietskörperschaften fallen können. 
Ob es sich hierbei jedoch um öffentliche Auftraggeber oder 
um Sektorenauftraggeber handelt, ergibt sich erst aus der 
Definition des BVergG. Deshalb differenziert § 4 Abs. 1 nicht 
zwischen den im Art. 14b B-VG angeführten Kompetenz- 
bereichen, da das BVergG – mit Ausnahme der Bestimmungen 
betreffend die Nachprüfung – für alle Auftraggeber gleicher-
maßen gilt. Aus diesem Konzept folgt auch, dass der Umfang 
der durch das BVergG erfassten Auftraggeber gegenüber  
der offenen und auf Kompetenzebene gefassten Aufzählung 
der Auftraggeber in Art. 14b B-VG eingeschränkter ist. § 3  
enthält nur einen Teil der von Art. 14b Abs. 2 B-VG er- 
fassten Auftraggeber und zwar jene, deren Einbeziehung in 
das Regime des BVergG unionsrechtlich geboten ist. Dies 
zeigt sich etwa daran, dass das Definitionsmerkmal „Grün-
dung zur Erfüllung im Allgemeininteresse liegender Auf- 
gaben nicht gewerblicher Art“ des Auftraggeberbegriffes der 
Richtlinien (vgl. etwa Art. 2 Abs. 1 Z 4 lit. a der RL 2014/24/EU)  
im Wortlaut des Kompetenztatbestandes des Art. 14b B-VG 
nicht aufscheint.
Abs. 1 beinhaltet den persönlichen Anwendungsbereich des 
BVergG. Es handelt sich dabei um die Definition der vom 
2. Teil des Gesetzes erfassten Auftraggeber (erst aufgrund 
des Verweises auf § 4 Abs. 1 in § 167 erhält die Definition 
auch im Zusammenhang mit dem 3. Teil des Gesetzes Rele-
vanz). Der Auftraggeberbegriff und die genaue Eingrenzung 
des persönlichen Anwendungsbereiches sind von zentraler 
Bedeutung. Die Definition entspricht – abgesehen von margi-
nalen sprachlichen Abweichungen – völlig der Definition der 
Richtlinien. Wie bereits ausgeführt, dient die Übernahme der 
unionsrechtlichen Terminologie unter anderem verwaltungs-
ökonomischen Zielen (Vermeidung häufiger Gesetzesnovel-
lierungen aufgrund von Judikaten des EuGH) und soll einer 
lückenhaften Umsetzung der Vergaberichtlinien vorbeugen. 
Durch die Übernahme der Terminologie des Unionsrechtes 
wird die klare Intention des Gesetzgebers dokumentiert, den 
Anwendungsbereich des BVergG mit jenem der Richtlinien 
deckungsgleich zu gestalten. Daraus folgt ferner zwingend 
eine unionsrechtskonforme Interpretation des § 4. Der EuGH 

hat in seiner Judikatur wesentliche Klarstellungen zum Begriff 
des öffentlichen Auftraggebers getroffen, die demzufolge von 
unmittelbarer Relevanz für das BVergG sind.
Der Gerichtshof betont in seiner ständigen Judikatur (vgl. ua. 
Rs C-237/99), dass der persönliche Anwendungsbereich der 
Richtlinien und somit auch des BVergG vor dem Hintergrund 
des Zieles und des Zweckes der Richtlinien und des Gesetzes 
auszulegen ist. Die Richtlinien sollen Hemmnisse für den frei-
en Dienstleistungs- und Warenverkehr beseitigen und somit 
die Interessen der in einem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Wirtschaftsteilnehmer schützen, die den in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassenen öffentlichen Auftraggebern 
Waren oder Dienstleistungen anbieten möchten (siehe schon 
Rs C 380/98, Cambridge, Rz 16). Folglich besteht der Zweck 
der Richtlinien darin, die Gefahr einer Bevorzugung ein- 
heimischer Bieter oder Bewerber bei der Auftragsvergabe 
durch öffentliche Auftraggeber zu verhindern und zugleich 
die Möglichkeit auszuschließen, dass eine vom Staat, von 
Gebietskörperschaften oder anderen Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts finanzierte oder kontrollierte Stelle sich 
von anderen als wirtschaftlichen Überlegungen leiten lässt  
(Rs C-410/14, Falk Pharma, Rz 35 mwN). Im Licht dieser  
Ziele ist der Begriff des öffentlichen Auftraggebers einschließ- 
lich des Begriffes der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
daher funktionell zu verstehen (siehe etwa Rs C 353/96, Slg. 
1998, I 8565, Rz 36).
Ein Auftraggeber ist stets nur einer der Ziffern des Abs. 1  
zuzuordnen, es handelt sich dabei um einander aus- 
schließende Kategorie von Auftraggebertypen. Zu betonen 
ist, dass Z 3 nur Auffangfunktion hat (vgl. Rs C 360/96).
Die Richtlinie verwendet den Begriff „Staat“. Dieser umfasst 
alle Organe, die die gesetzgebende, die vollziehende und 
die rechtsprechende Gewalt ausüben (vgl. Rs C 323/96). 
Im Gesetz soll – wie schon bisher – klargestellt werden, 
dass darunter der Bund, die Länder, die Gemeinden und  
die Gemeindeverbände (sowie allen diesen zuordenbare  
Entitäten ohne eigene Rechtspersönlichkeit) zu verstehen 
sind. Die gesetzgebenden Einrichtungen des Bundes und der 
Länder fallen daher unter die Z 1. Hat eine (wenn auch Auf-
traggebern gemäß Z 1 zuzurechnende) Entität eigene Rechts- 
persönlichkeit, so fällt sie nicht unter die Z 1, sondern allen-
falls unter die Auftraggeberkategorie der Z 2 (vgl. Rs C 353/96 
und Rs C 306/97). Eine eigenständige Umsetzung des Be- 
griffes „Gebietskörperschaften“ erübrigt sich aufgrund der 
Formulierung der Z 1. Hinzuweisen ist idZ auf Art. 2 Abs. 2 der  
RL 2014/24/EU. Danach umfasst für die Zwecke der Defi-
nitionen der RL der Begriff „Gebietskörperschaft“ alle Be- 
hörden, die nicht erschöpfend gemäß der Bezugnahme der 
Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 über die Schaffung einer 
gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten für die 
Statistik (NUTS), ABl. Nr. L 154 vom 21.06.2003 S. 1, unter 
NUTS 1 und 2 aufgeführt sind, und sämtliche Behörden der 
Verwaltungseinheiten, die unter NUTS 3 fallen, sowie klei-
nere Verwaltungseinheiten im Sinne der Verordnung (EG)  
Nr. 1059/2003. Für Österreich bedeutet dies folgendes (vgl. 
dazu www.statistik.at): Die Ebene NUTS 0 entspricht dem 
Mitgliedstaat. Auf der Ebene NUTS 1 wurde Österreich in  
die drei Einheiten Ostösterreich (Bgl., NÖ., Wien), Süd- 
österreich (Ktn. und Stmk.) und Westösterreich (OÖ., Sbg.,  
Tirol, Vbg.) gegliedert. Die Ebene NUTS 2 wird durch die 
Bundesländer repräsentiert. Die 35 Einheiten der Ebene 
NUTS 3 bestehen aus einer Zusammenfassung von meh-
reren Gemeinden. Jede Gemeinde ist genau einer NUTS-
Einheit zugeordnet. Wien bildet eine eigene NUTS 3-Einheit.  
Die gewählte (am B–VG orientierte) Formulierung der Z 1 
erfasst somit alle unionsrechtlich vorgegebenen Rechts- 
träger.
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Durch Abs. 1 Z 2 soll insbesondere der Begriff „Einrichtungen  
des öffentlichen Rechts“ der Richtlinie (vgl. Art. 2 Abs. 1  
Z 4 der RL 2014/24/EU) umgesetzt werden. Die Gesetzes- 
bestimmung lehnt sich an die deutsche Version der Richt-
linien an. In der Literatur wurde schon vor einiger Zeit dar-
auf hingewiesen (vgl. dazu bereits Hailbronner, Der Begriff 
des öffentlichen Auftraggebers nach den EG-Richtlinien zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge, in: Forum ’95, Öffentliches  
Auftragswesen (1995) 127 ff mwN), dass die deutsche 
Sprachfassung der Definition von der sprachlich un- 
schärferen aber inhaltlich zutreffenderen französischen und 
englischen Fassung abweicht. Die Richtlinie – und somit 
auch das BVergG – gelten für alle Einrichtungen öffentlichen 
oder privaten Rechts, die zur Erfüllung von im Allgemein- 
interesse liegenden Aufgaben gegründet wurden und die 
dem Einfluss öffentlicher Auftraggeber unterliegen bzw. 
unterliegen können, das heißt wenn zu diesen Verbindungen 
im Sinne mindestens eines Punktes des dritten Kriteriums 
(siehe lit. c) bestehen.
Die Richtlinien enthalten keine Definition des Begriffes „All-
gemeininteresse“. Die Richtlinie verweist aber auch nicht 
auf die nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, 
sodass dieser Begriff autonom, dh. unionsrechtlich im Hin-
blick auf Kontext und Zweck der Regelung auszulegen 
ist (vgl. etwa C-283/00, C- 470/99, C-373/00). Unter „im  
Allgemeininteresse liegende Aufgaben“ ist ein gewisser 
Kernbereich von Agenden (etwa im Bereich der Daseins- 
vorsorge) zu verstehen, die im Interesse des Gemein- 
wohles vom Staat als Träger des Interesses der Gesamtheit 
besorgt wird. Im Vordergrund dabei steht nicht ausschließ- 
lich die Förderung von Einzelinteressen sondern die  
Förderung von gemeinsamen Interessen der Gesamt- 
bevölkerung oder von einzelnen Bevölkerungsgruppen. Eine 
diesbezügliche Orientierung bieten etwa Art. 14 und 106  
Abs. 2 AEUV samt einschlägiger Judikatur des EuGH. Dass 
bei der Erfüllung derartiger öffentlicher Aufgaben wirtschaft-
liche Grundsätze zu beachten sind (vgl. etwa Art. 126b  
Abs. 5 B-VG), steht einer Ausrichtung auf das Allgemein- 
interesse nicht entgegen. Handelt der Staat (im weites-
ten, funktionellen Sinne zu verstehen; vgl. EuGH Rs 31/87,  
Beentjes) in privatrechtlichen Formen (Privatwirtschafts-
verwaltung; Art. 17 B-VG), so gilt a priori nicht die Ver- 
mutung, dass diese Handlungen dem Allgemeininteresse 
dienen (umgekehrt hingegen indiziert ein Handeln in hoheit-
licher Rechtsform eine öffentliche Zwecksetzung und damit 
die Verwirklichung eines Allgemeininteresses). Dass der 
mit der (Wirtschafts-)Tätigkeit erzielte Gewinn letztendlich 
dem„Staat“ zugutekommt, reicht für die Annahme eines All-
gemeininteresses alleine ebenfalls nicht aus. Hinzu treten 
muss eine spezifische, von der Zwecksetzung des Kon- 
kurrenten unterscheidbare, originär staatliche Aufgaben- 
setzung, die sich etwa in einer gesetzlichen Aufgabenzu- 
weisung manifestieren kann.
Der EuGH hat in einer Vielzahl von Judikaten diesen Begriff 
näher konkretisiert (jedoch bislang nie abschließend defi-
niert): Das Vorliegen einer Aufgabe im Allgemeininteresse 
wird etwa dann bejaht, wenn der Staat diese Aufgaben aus 
Gründen des Allgemeininteresses selbst erfüllen oder bei 
denen er einen entscheidenden Einfluss behalten möch-
te (C-360/96). Dies trifft etwa bei Aufgaben im Zusammen-
hang mit der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Gesund-
heit, der Hygiene und dem Umweltschutz zu (vgl. dazu etwa 
C-44/96, C-360/96, C-373/00 und C-283/00). Daneben hat 
der EuGH aber auch Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Betriebsansiedlungen als im Allgemeininteresse liegend qua-
lifiziert (vgl. C-18/01), bzw. die gesetzliche Normierung einer 
Subsidiarverpflichtung einer Gebietskörperschaft zur Er- 

bringung einer bestimmten Leistung als Indiz für das Vor- 
liegen einer im Allgemeininteresse liegenden Aufgabe ge- 
wertet (vgl. C-373/00).
Eine weitere, kumulative Voraussetzung für die Qualifika-
tion als „öffentlicher Auftraggeber“ ist die Besorgung von 
„Aufgaben nicht gewerblicher Art“. Die unionsrechtliche 
Wortfolge „gewerbliche Art“ stammt aus der RL und muss 
daher „autonom“ ausgelegt werden. Eine Begriffsdefinition 
anhand des nationalen Rechts (vgl. etwa § 1 GewO 1994,  
BGBl. Nr. 194/1994 idgF) ist daher unzulässig. Aus dem 
Wortlaut des Art. 2 Abs. 1 Z 4 der RL 2014/24/EU in ihren  
verschiedenen Sprachfassungen ergibt sich, dass das Kri-
terium der „nicht gewerblichen Art“ den Begriff der im All- 
gemeininteresse liegenden Aufgaben im Sinne dieser Bestim-
mung präzisieren soll. Das Vorliegen von im Allgemein- 
interesse liegenden Aufgaben nicht gewerblicher Art ist 
objektiv zu beurteilen und die Rechtsform der Bestimmun-
gen, in denen diese Aufgaben genannt sind, ist unerheblich. 
Der Begriff der im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben, 
die nicht gewerblicher Art sind, schließt nicht Aufgaben aus, 
die auch von Privatunternehmen erfüllt werden. Es kommt 
also nicht darauf an, ob diese Aufgaben auch von Privat-
unternehmen erfüllt werden können. Das unionsrechtliche 
Vergaberecht kann daher auf eine bestimmte Stelle ange-
wandt werden, selbst wenn Privatunternehmen die gleichen 
Aufgaben erfüllen oder erfüllen könnten (vgl. etwa EuGH  
Rs C-360/96 und C-223/99).
Das Vorliegen eines entwickelten Wettbewerbes und ins-
besondere der Umstand, dass die betreffende Einrichtung 
auf dem betreffenden Markt im Wettbewerb steht, stellt  
ein Indiz dafür dar, dass es sich um eine Aufgabe gewerb-
licher Art handelt. Es handelt sich aber „nur“ um ein Indiz. 
Auf der anderen Seite ist, wie der Gerichtshof ausgeführt 
hat, aber auch das Fehlen von Wettbewerb keine notwen- 
dige Voraussetzung des Begriffes „Einrichtung des öffent- 
lichen Rechts“.
Hinsichtlich der Beurteilungskriterien der Erfüllung von „Auf-
gaben nicht gewerblicher oder gewerblicher Art“ wird auf eine 
Gesamtbetrachtung abzustellen sein, bei der ua. folgende 
Aspekte zu berücksichtigen sind: Die Tatsache, dass keine 
Gewinnerzielungsabsicht verfolgt wird, ist ein Indiz für das 
Vorliegen einer „Aufgabe nicht gewerblicher Art“, da eine 
„gewerbliche Tätigkeit“ grundsätzlich auf die Erwirtschaftung 
eines unternehmerischen Gewinns ausgerichtet ist. Auch  
ist die Möglichkeit einer Liquidation aus Gründen des öffent-
lichen Interesses mit der Annahme einer Gründung zum 
Zweck der Wahrnehmung „gewerblicher Aufgaben“ schwer 
vereinbar. Bei einer Einrichtung, die Aufgaben mit gewerb-
lichem Charakter wahrnimmt, erfolgt eine Liquidation ent-
weder aus Gründen der Zahlungsunfähigkeit oder weil  
der Inhaber kein Interesse am Fortbestand des Unter- 
nehmens mehr hat. Der erste Fall ist rein wirtschaftlichen 
Erwägungen unterworfen, der zweite eine Folge der Dis- 
positionsbefugnis des Privateigentümers. Auch kann aus  
der Tatsache, dass die fragliche Einrichtung auf einem  
privatrechtlichen Gründungsakt beruht, nicht auf den gewerb-
lichen Charakter der von ihr wahrgenommenen Aufgabe 
geschlossen werden. Da der Begriff des „öffentlichen Auf-
traggebers“ im funktionellen Sinne zu verstehen ist, um dem 
Grundsatz des freien Dienstleistungsverkehrs seine volle 
Wirksamkeit zu sichern, verbietet dies eine Differenzierung 
nach der Rechtsform jener Bestimmungen, durch die die  
Einrichtung geschaffen wird und in der die von ihr zu erfüllen-
den Aufgaben genannt sind. Der privatrechtliche Gründungs-
akt ist damit kein Grund, automatisch von einer Wahrneh-
mung von Aufgaben gewerblicher Art auszugehen (so auch 
EuGH Rs C 214/00, Rs C 84/03).
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Der EuGH hat bei der Beurteilung des Vorliegens des Tat-
bestandsmerkmales „Aufgaben gewerblicher Art“ auf die 
Erbringung einer wirtschaftlichen Tätigkeit abgestellt, die 
auf dem Markt angeboten wird. Für den Gerichtshof offen-
bar besonders bedeutsam ist der Umstand, ob die Einrich-
tung, auch wenn sie keine Gewinnerzielungsabsicht verfolgt, 
doch gemäß ihrer Satzung nach Leistungs-, Effizienz- und 
Wirtschaftlichkeitskriterien arbeitet. Sofern kein Mechanis- 
mus zum Ausgleich etwaiger finanzieller Verluste durch  
die öffentliche Hand vorgesehen ist und die Einrichtung 
daher selbst das wirtschaftliche Risiko ihrer Tätigkeit trägt,  
spricht dies für die Wahrnehmung von Aufgaben gewerb- 
licher Art.
Nach der Judikatur des EuGH (Rs C 283/00, Rs C 18/01) 
kommt es für die Risikotragung nicht allein darauf an, ob es 
einen offiziellen Mechanismus zum Ausgleich etwaiger finan-
zieller Verluste gibt. Ist es unter Berücksichtigung aller erheb-
lichen rechtlichen und tatsächlichen Gesichtspunkte wenig 
wahrscheinlich, dass die beherrschende Gebietskörper-
schaft die Zahlungsunfähigkeit der betreffenden Einrichtung 
hinnehmen würde, so spricht dies für eine Tätigkeit nicht- 
gewerblicher Art. Bei einer Tätigkeit, die einen grundlegenden 
Bestandteil der Strafvollzugspolitik eines Staates darstellt, 
hat es der EuGH als wenig wahrscheinlich angesehen, dass 
der Staat als alleiniger Eigentümer der betreffenden Gesell-
schaft allfällige Verluste nicht übernimmt und die Gesellschaft 
somit vor dem Konkurs rettet.
Unter einer Einrichtung, die Aufgaben „gewerblicher Art“ 
besorgt, ist folglich eine Einrichtung zu verstehen, die in Kon-
kurrenz mit privaten Wirtschaftstreibenden unter den gleichen 
Bedingungen (dh. unter Beachtung der gleichen wirtschaft-
lichen Regeln) wie diese am allgemeinen Wirtschaftsleben 
(Marktwettbewerb) teilnimmt und das wirtschaftliche Risiko 
(Insolvenzrisiko) ihres Handelns trägt. Eine Teilnahme am 
regulären Wirtschaftsleben ist wohl dann nicht anzunehmen, 
wenn eine staatliche Kontrolle oder die Möglichkeit einer 
Einflussnahme auf die Unternehmensgebarung nach staats-
spezifischen Kriterien erfolgen kann, gleichgültig in welcher 
Art diese verwirklicht werden. Die Einflussnahme kann auch 
darin liegen, dass Einrichtungen „vom Staat“ bevorzugt oder 
Schranken für potentielle Mitbewerber errichtet werden, die 
bewirken, dass – wenn auch nur in Teilbereichen – der freie 
Marktwettbewerb verhindert oder eingeschränkt wird. Dies 
kann etwa durch eine Verhinderung oder Beschränkung  
des Anbieterwettbewerbes oder durch die besondere (zB 
gesetzliche) Ausgestaltung von Rahmenbedingungen be- 
treffend die Abwicklung von Aufträgen geschehen, die  
einen bestimmten Anbieter oder eine Gruppe von Anbietern 
bevorzugt.
Daraus folgt für die Frage, ob eine Einrichtung ein „öffent-
licher Auftraggeber“ ist oder nicht, dass auf ihre Nähe zum 
originär staatlichen Tätigkeitsbereich sowie auf die Möglich- 
keit der Einflussnahme und Kontrolle durch den Staat abzu-
stellen ist, wobei entscheidend ist, ob in den richtlinien- 
relevanten Sachverhalten eine – gegenwärtige oder zukünf- 
tige – Entscheidungsbeeinflussung (ex ante) nach spezifisch 
staatsbezogenen Kriterien möglich ist. „Gewerbliche Auf- 
gaben“ würden demnach von einer Einrichtung dann besorgt 
werden, wenn sie sich in ihrem Tätigkeitsbereich (ungeach-
tet ihrer Rechtsform) nicht von anderen privaten Wettbewer-
bern unterscheidet, sie bei der Beschaffung wie ein gewöhnli-
ches Unternehmen im privaten Wirtschaftsverkehr agiert und  
bei der Vergabe von Aufträgen kein staatlicher Einfluss statt-
findet.
Das Erfordernis der Erteilung einer Konzession für die Aus-
übung einer Tätigkeit, die wiederum vom Bedarf abhän-
gig gemacht wird, sowie die behördliche Festlegung von 

Höchsttarifen stellen nach Ansicht des EuGH Indizien für  
das Vorliegen einer Tätigkeit nicht gewerblicher Art dar 
(EuGH Rs C 373/00).
Wie der Gerichtshof in der Rs C-44/96, Mannesmann, fest-
gestellt hat, kommt es nicht darauf an, ob eine Einrichtung 
neben den im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben nicht 
gewerblicher Art noch andere Tätigkeiten ausüben darf. 
Ebenso wenig kommt es darauf an, ob die Erfüllung der  
im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben tatsächlich 
nur einen relativ geringen Teil der Tätigkeiten der Einrich-
tung ausmacht, solange sie weiterhin die Aufgaben wahr-
nimmt, die sie als besondere Pflicht zu erfüllen hat (EuGH  
Rs C-360/96, Arnhem).
Z 2 lit. a stellt wie auch der Wortlaut der RL darauf ab, ob  
die Einrichtung zu dem Zweck „gegründet“ wurde im All- 
gemeininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher 
Art zu erfüllen. Der EuGH hat bereits in der Rs C 470/99,  
Universale Bau AG, festgehalten, dass bei der Beurteilung 
der Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber nicht allein auf 
den Gründungszeitpunkt abzustellen ist, sondern darauf, ob 
zum jeweils fraglichen Zeitpunkt diese Aufgabe tatsächlich 
ausgeübt wird. Deshalb können derartige Aufgaben auch 
erst später übertragen werden, bzw. kann deren Ausübung 
auch eingestellt werden. Unerheblich ist in diesem Kon- 
text, ob die Satzung der Einrichtung an den geänderten Tätig-
keitsbereich angepasst worden ist; entscheidend ist, ob die 
spätere Übertragung derartiger Aufgaben bzw. deren an- 
haltende Ausübung objektiv feststellbar ist.
Ob die geforderte Teilrechtsfähigkeit gemäß Z 2 lit. b ge- 
geben ist, bestimmt sich nach den einschlägigen gesetz- 
lichen Regelungen.
Z 2 lit. c enthält die unionsrechtlich relevanten Beherr-
schungstatbestände. Nach ständiger Rechtsprechung des 
EuGH kommt in allen drei der Z 2 lit. c genannten alterna-
tiven Kriterien eine enge Verbindung mit öffentlichen Stellen 
zum Ausdruck. Eine solche Verbindung kann es nach der 
Rspr. den öffentlichen Stellen nämlich ermöglichen, die Ent- 
scheidungen der betreffenden Einrichtung im Bereich der 
Vergabe öffentlicher Aufträge zu beeinflussen, was die Mög-
lichkeit mit sich bringt, dass andere als wirtschaftliche Über-
legungen diese Entscheidungen leiten, und insbesondere die 
Gefahr, dass einheimische Bieter oder Bewerber bevorzugt 
werden, wodurch die Ziele der Vergaberichtlinien konter- 
kariert werden könnten (vgl. dazu etwa Rs C-237/99 mwN). 
Im Licht dieser Ziele ist daher nach dieser Judikatur jedes 
dieser Kriterien funktionell (vgl. dazu C-237/99, C-337/06) 
und weit (vgl. C-306/97) auszulegen, dh. unabhängig  
von den formellen Modalitäten seiner Anwendung (vgl.  
C 360/96), und muss so verstanden werden, dass es eine 
enge Verbindung mit öffentlichen Stellen schafft.
Das erste Kriterium, die überwiegende Finanzierung durch 
öffentliche Auftraggeber, ist als Transfer von Finanzmit-
teln zu verstehen, der ohne spezifische Gegenleistung mit 
dem Ziel vorgenommen wird, die Tätigkeiten der betreffen-
den Einrichtung zu unterstützen (vgl. C 380/98, C-526/11). 
Da dieses Begriffselement funktionell auszulegen ist, hat 
der EuGH auch eine mittelbare Finanzierungsweise darun-
ter subsumiert. Eine solche Finanzierung kann durch eine 
dem Grundsatz und der Höhe nach gesetzlich vorgesehene 
und auferlegte Gebühr erfolgen, die keine Gegenleistung für  
die tatsächliche Inanspruchnahme der von der betreffen-
den Einrichtung erbrachten Dienstleistungen durch die Ge- 
bührenschuldner darstellt und mittels hoheitlicher Befugnis-
se eingezogen wird (vgl. C-337/06). Dass eine Einrichtung 
die Höhe der Beiträge, aus denen sie sich überwiegend 
finanziert, formal selbst festlegt, schließt das Vorliegen einer 
mittelbaren Finanzierung nicht aus. Dies ist nach der Recht-
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sprechung der Fall, wenn sich Einrichtungen wie gesetzliche 
Sozialversicherungskassen durch die von ihren Mitgliedern 
oder für diese entrichteten Beiträge, denen keine spezifische 
Gegenleistung gegenübersteht, finanzieren, sofern die Mit-
gliedschaft in einer solchen Kasse und die Zahlung dieser 
Beiträge gesetzlich vorgeschrieben sind, sofern der Beitrags-
satz zwar formal von den Kassen selbst festgelegt wird, aber 
zum einen rechtlich vorgegeben ist, wobei das Gesetz die 
von den Kassen erbrachten Leistungen und die damit ver-
bundenen Ausgaben festlegt und den Kassen untersagt, ihre 
Aufgaben mit Gewinnerzielungsabsicht wahrzunehmen, und 
zum anderen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde 
bedarf, und sofern die Beiträge aufgrund öffentlich-recht-
licher Vorschriften zwangsweise eingezogen werden (vgl. 
C-300/07).
Hingegen wird der Tatbestand der mittelbaren Finanzie-
rung nicht bei einer Einrichtung erfüllt, deren Aufgaben zwar 
gesetzlich festgelegt sind, der aber erhebliche Autonomie 
bei der Bestimmung des Wesens, des Umfanges und der 
Durchführungsmodalitäten der von ihr zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben ausgeübten Tätigkeiten zukommt ebenso wie bei der 
Festsetzung des dafür erforderlichen Haushalts und bei der 
Festlegung der Höhe der Mitgliedsbeiträge. In dieser Kon-
stellation ist es auch unerheblich, ob die Regelung, mit der 
die Mitgliedsbeiträge festgelegt werden, der Genehmigung 
einer Aufsichtsbehörde bedarf und die Behörde lediglich 
prüft, ob der Haushalt der betreffenden Einrichtung ausge-
glichen ist, dh., ob die Beiträge ihrer Mitglieder und ihre übri-
gen Ressourcen gewährleisten, dass sie über ausreichende  
Einnahmen zur Deckung aller Betriebskosten nach den 
von ihr selbst festgelegten Modalitäten verfügt (vgl. dazu 
C-526/11). Der Begriff „überwiegend“ ist nach der Recht- 
sprechung des EuGH im Sinne von „zu mehr als der Hälfte“  
zu verstehen (siehe C-380/98, C-337/06, vgl. ebenso EG 
10 der RL 2014/24/EU). Der zeitliche Betrachtungsraum zur  
Prüfung, ob das Kriterium der überwiegenden Finanzierung 
erfüllt ist, ist das Haushaltsjahr in dem das Vergabeverfah-
ren eingeleitet wurde (zum Begriff der Einleitung vgl. die Aus- 
führungen zu § 13 Abs. 3), wobei nach der Rechtsprechung 
diese Berechnung auf der Grundlage der zu Beginn des 
Haushaltsjahres verfügbaren, gegebenenfalls auch nur ver-
anschlagten Zahlen vorzunehmen ist (vgl. C-380/96). Ist das  
Ausmaß der staatlichen Finanzierung nicht gleich bleibend, 
so ist auf der Basis des Budgetjahres in dem das Vergabe- 
verfahren eingeleitet wird zu eruieren, ob die Finanz- 
zuwendungen 50% übersteigen oder nicht. Der Status als 
öffentlicher Auftraggeber besteht für das entsprechende 
Budgetjahr. Wird die Finanzierungsschwelle von 50% über-
schritten, so fallen alle Beschaffungen des betreffenden 
Budgetjahres in den Anwendungsbereich des BVergG. Bei 
Beschaffungsvorgängen, die sich über mehrere Budget- 
perioden (Jahre) erstrecken, hängt die Qualifikation 
als öffentlicher Auftrag davon ab, ob in der Zeitperiode  
(Budgetjahr) in dem das Vergabeverfahren eingeleitet wurde, 
der Auftrag unter das BVergG fiel oder nicht. Die Qualifika- 
tion als öffentlicher Auftrag bleibt bis zum Vertragsab- 
schluss bestehen, selbst wenn sich der Status der Ein-
richtung ändern sollte (weil die Finanzzuwendungen nicht  
mehr als 50% ausmachen; vgl. C-380/96).
Zum zweiten Kriterium, der Aufsicht von öffentlichen Auf-
traggebern über die Leitung, ist darauf hinzuweisen, dass  
in diesem Zusammenhang zu prüfen ist, ob die verschiedenen 
Formen der Aufsicht, denen die Einrichtung allenfalls unter-
liegt, eine Verbindung dieser Einrichtung mit einem öffent- 
lichen Auftraggeber schafft, die es diesem ermöglicht, die  
Entscheidungen dieser Einrichtung im Bereich der öffent- 
lichen Vergabe zu beeinflussen. Daher muss die Aufsicht  

hinsichtlich der Leitung, da sie einer der drei in lit. c genann-
ten alternativen Tatbestandselemente darstellt, eine Ver- 
bindung mit einem öffentlichen Auftraggeber schaffen, die  
der Verbindung gleichwertig ist, die besteht, wenn eines 
der beiden anderen alternativen Merkmale erfüllt ist (vgl. 
C-237/99). Eine begleitende Aufsicht bzw. Kontrolle, die 
Befugnis, auch im Rahmen der Geschäftspolitik Leitungs- 
organe vorläufig ihres Amtes zu entheben und einen vor- 
läufigen Verwalter zu ernennen, die Möglichkeit ein be- 
stimmtes Geschäftsführungsprofil vorgeben und Vor- 
schläge zur Umsetzung von Untersuchungsberichten  
machen zu können (inklusive der Kontrolle von deren Um- 
setzung), stellt in ihrer Gesamtheit eine qualifizierte Kontrolle 
im Sinne der Z 2 lit. c dar (vgl. C-237/99). Hingegen erfüllt 
eine rein nachträgliche Kontrolle dieses Kriterium grund-
sätzlich nicht, da eine solche Kontrolle es den öffentlichen 
Auftraggebern nicht erlaubt, die Entscheidungen der be- 
treffenden Einrichtung im Bereich der Vergabe öffentlicher 
Aufträge zu beeinflussen (vgl. Rs C 373/00). Eine nach-
trägliche allgemeine Rechtmäßigkeitskontrolle durch eine 
Aufsichtsbehörde erfüllt daher diesen Tatbestand ebenso  
wenig wie die Konstellation, dass eine Aufsichtsbehörde  
die Entscheidung einer Einrichtung über die Festlegung der 
Höhe der ihre Finanzierung im Wesentlichen sicherstellen-
den Beiträge genehmigt, und sich dabei auf die Prüfung 
beschränkt, ob der Haushalt der betreffenden Einrichtung 
ausgeglichen ist (so Rs C-526/11). Es ist eine Gesamt- 
betrachtung aller einschlägigen Regelungen vorzunehmen 
und falls sich daraus ergibt, dass die Leitung des Rechts-
trägers einer Aufsicht durch einen öffentlichen Auftragge-
ber untersteht, die es diesem ermöglicht, die Entscheidun-
gen des Rechtsträgers in Bezug auf öffentliche Aufträge zu 
beeinflussen, dann ist dieser Beherrschungstatbestand er- 
füllt (Rs C-237/99). Eine unmittelbare Kontrolle auch der 
laufenden Gebarung in Verbindung mit laufenden Berich-
ten an die Gesellschafter (vgl. dazu etwa die Kontrollkom- 
petenzen des Rechnungshofes und § 2 RHG) geht über eine 
bloß nachprüfende Kontrolle hinaus und begründet somit 
eine richtlinienrelevante Aufsicht.
Zum dritten Kriterium, der mehrheitlichen Ernennung der Mit-
glieder von Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorganen 
durch öffentliche Auftraggeber, ist lediglich ausführen, dass 
der Begriff „mehrheitlich“ ebenfalls im Sinne von „zu mehr als 
der Hälfte“ zu verstehen ist (vgl. C-380/96). Welche Organe 
im konkreten Kontext relevant sind, ergibt sich aus den die 
Einrichtung regelnden Grundlagen.
Wie bereits bisher wird darauf verzichtet, die „Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts des Bundes und der Länder“ demons-
trativ zu umschreiben. Es erübrigt sich somit, den Hauptver-
band der Sozialversicherungsträger und die Sozialversiche-
rungsträger sowie die beruflichen Interessenvertretungen 
(Kammern) explizit zu nennen. Durch die Formulierung der 
Z 2 sollen alle Erscheinungsformen in der österreichischen 
Rechtsordnung, die die Kriterien der „Einrichtung des öffent- 
lichen Rechts“ erfüllen, erfasst werden. Die Z 2 umfasst da- 
her insbesondere auch Verwaltungsfonds, Bundesversuchs-
anstalten sowie die Universitäten und Hochschulen im Rah-
men ihrer Rechtsfähigkeit. Klarzustellen ist ferner, dass als 
„öffentliche Auftraggeber“ im Sinne der RL und des BVergG 
auch privatrechtliche Vereinigungen ohne Gewinnerzielungs-
absicht (sog. „non-profit“-Organisationen) in Frage kom-
men können. Wie der EuGH festgestellt hat, schließt diese 
Eigenschaft für sich nicht aus, dass die in Rede stehende 
Einrichtung eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben kann (vgl.  
Rs C-574/12, Centro Hospitalar de Setúbal EPE). Auch bei 
derartigen Rechtsträgern ist daher gemäß den Kriterien des 
Abs. 1 Z 2 zu prüfen, ob ein öffentlicher Auftraggeber vorliegt 
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oder nicht. Zur Qualifikation des ORF als öffentlicher Auftrag-
geber vgl. VwGH vom 23. November 2016, Ra 2016/04/0021 
(mit weiteren Nachweisen der Rspr des VwGH und des 
EuGH).
Wie bereits oben ausgeführt, kommt der Z 3 eine Auffang-
funktion zu (vgl. Rs C 360/96).
Das Gesetz findet auch auf Vergabeverfahren öffentlicher 
Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 für Standorte im Aus-
land Anwendung (zB Errichtung eines Botschaftsgebäudes  
seitens des Bundesministeriums für Europa, Integration und 
Äußeres).
Hinzuweisen ist ferner auf die Sonderregelung des Art. 14b 
Abs. 2 B-VG betreffend „gemeinsame“ Auftragsvergaben  
von verschiedenen Vollzugsbereichen zuzuordnenden  
Rechtsträgern (vgl. dazu auch § 22 und § 195).
Abs. 2 und 3 setzen Art. 13 der RL 2014/24/EU um. Wie 
schon bisher sind subventionierte Einrichtungen (Abs. 2) 
keine öffentlichen Auftraggeber im Sinne des Abs. 1. Die-
se Einrichtungen sind bei der Vergabe der subventionierten  
Aufträge ex lege zur Einhaltung des BVergG verpflichtet, 
einer Verpflichtungserklärung im jeweiligen Rechtsakt oder 
Vertrag (durch den die Subvention gewährt wird), bedarf  
es nicht mehr. Daher sind auf derartige ‚Auftragsvergaben 
auch die Bestimmungen des 4. Teiles – somit der vergabe-
spezifische Rechtsschutz – anwendbar.
Diese Vorschrift gilt jedoch nur für subventionierte Tiefbauauf-
träge (entsprechend der NACE-Nomenklatur vgl. Anhang I;  
darunter fallen insbesondere Aufträge in den Bereichen  
Allgemeiner Tiefbau, Erdbewegungsarbeiten, Brücken-,  
Tunnel- und Schachtbau, Grundbohrungen, Wasserbau  
[Fluss-, Kanal-, Hafen-,Strom-, Schleusen- und Talsperren- 
bau], Straßenbau [inklusive Bau von Flugplätzen und Lan-
debahnen], Spezialbau für Bewässerung, Entwässerung, 
Ableitung von Abwässern, Kläranlagen, sonstiger Spezial- 
bau für andere Tiefbauarbeiten) und für Bauaufträge, die 
sich auf den Bau von Krankenhäusern, Sport-, Erholungs- 
und Freizeitanlagen, Schulen und Hochschulen sowie Ver- 
waltungsgebäuden bezieht. Unter den – autonom und weit 
auszulegenden – Begriff der Subvention fallen jedenfalls  
„Beihilfen“ im Sinne der einschlägigen Judikatur des Gerichts-
hofes (vgl. etwa Rs C 200/97), somit einseitige, unter Um- 
ständen auch bloß mittelbare Leistungsgewährungen oder 
Belastungsverminderungen durch einen öffentlichen Auf-
traggeber, aber auch andere Formen der Mittelzuwendung  
(vgl. dazu ua. Rs C-380/98). Infolgedessen beschränkt sich 
dieser Begriff nicht auf positive Leistungen und erfasst etwa 
auch Steuernachlässe (vgl. dazu Rs T-488/10, Frankreich 
gegen Kommission, Rz 32ff, und Rs C 115/12 P, Frankreich 
gegen Kommission). Es sind alle Formen von Subventionen 
oder Finanzierungen, einschließlich der Unionsmittel, zu 
berücksichtigen, die unmittelbar für den betreffenden Bau- 
auftrag bestimmt sind. Der Begriff „Sport-, Erholungs- und 
Freizeiteinrichtungen“ ist nach der Rechtsprechung nicht 
auf Einrichtungen beschränkt, die der Allgemeinheit zur Ver- 
fügung stehen (vgl. Rs C-115/12 P). Dies gilt auch für die 
anderen in Anhang II genannten Bauaufträge.
Festzuhalten ist, dass durch die Formulierung des Abs. 2 
(„Wenn … Auftraggeber … direkt subventionieren“) auch 
alle jene Formen der Subvention erfasst werden, die durch 
öffentliche Auftraggeber aus verschiedenen Vollzugs- 
bereichen erfolgen (zB eine zu mehr als 50% erfolgen-
de Finanzierung durch den Bund und ein oder mehrere  
Länder). Die Aufteilung der Vollzugszuständigkeit wird in  
Art. 14b B-VG vorgenommen.
Abs. 3 beinhaltet eine ausdrückliche Regelung für die Fälle, 
in denen ein öffentlicher Auftraggeber als Subventions- 
geber auftritt und zugleich als vergebende Stelle tätig wird. 

Auch wenn der öffentliche Auftraggeber in diesen Fällen 
nicht in eigenem Namen und auf eigene Rechnung (sondern  
als vergebende Stelle) agiert, soll aufgrund der über- 
wiegenden Subventionierung das BVergG (und somit ins-
besondere auch der vergabespezifische Rechtsschutz) 
anwendbar sein. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu 
Abs. 2 verwiesen.
Zu Abs. 4: Dieser setzt Art. 3 lit. b der RL 2009/33/EG  
(sog. „clean car“ – Richtlinie) um. Danach haben Betreiber 
von öffentlichen Personenverkehrsdiensten auf der Straße  
im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages  
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffent-
liche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 
und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70, ABl. Nr. L 315 vom 03.12.2007 
S. 1 idF der Verordnung 2016/2338, ABl Nr. L 354 vom 
23.12.2016 S. 22 (sog. „PSO-VO“) im Oberschwellenbereich 
das Regime der RL 2009/33/EG beim Kauf von Straßen- 
fahrzeugen zu beachten. Wie bereits in den Erläuterun-
gen 327 BlgNR XXIV. GP mehrfach darauf hingewiesen  
wurde, erfasst der Begriff des „öffentlichen Dienstleistungs-
auftrages“ gemäß der Definition des Art. 2 lit. i der PSO-
VO nicht nur Konzessionen und Dienstleistungsaufträge im  
Sinne des BVergG bzw. des BVergGKonz sondern auch  
„Vergaben“ in Form eines Gesetzes oder eines Bescheides. 
Die zuletzt genannten „Vergabeformen“ unterliegen (eben-
so wie Konzessionen, vgl. dazu jedoch das BVergGKonz) 
jedoch nicht dem Anwendungsbereich des BVergG, das  
(wie auch die VergabeRL) auf den Abschluss eines  
„Vertrages“ abstellt (vgl. dazu auch die Ausführungen zu  
§ 1). Demzufolge unterliegen auch andere Erscheinungs- 
formen von staatlichen Interventionen im Personenverkehr 
(wie insbesondere die häufig vorkommenden Zuschussver-
träge ohne einklagbare Leistungsverpflichtung des Verkehrs-
unternehmers) nicht dem BVergG. Der Verpflichtung zur 
Anschaffung von sauberen Straßenfahrzeuge (insbes. daher 
auch von Bussen) ist gemäß Abs. 4 durch eine vertragliche 
(und daher auch einklagbare) Klausel im Vertrag mit dem 
Betreiber der PSO – Dienstleistung nachzukommen.

Zu den §§ 5 bis 7 (Auftragsarten):  
Allgemein zu den §§ 5 bis 7 (Auftragsarten):
In den §§ 5 bis 7 werden die dem Vergaberecht unter- 
legenden Auftragstypen näher geregelt und die Definitionen 
des Art. 2 Abs. 1 Z 5 bis 9 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2  
Z 1 bis 5 der RL 2014/25/EU umgesetzt. Als Aufträge im  
Sinne der RL und des BVergG gelten entgeltliche schrift- 
liche Verträge über bestimmte Leistungen. Es handelt sich 
hierbei um vertragliche Verhältnisse, wobei ein wesentliches 
Element dieses Begriffs in der Begründung rechtlich zwingen-
der, einklagbarer synallagmatischer Verpflichtungen besteht. 
Ein öffentlicher Auftrag ist gekennzeichnet durch einen Aus-
tausch von Leistungen zwischen dem öffentlichen Auftrag- 
geber, der ein Entgelt entrichtet, und dem Zuschlags- 
empfänger, der sich als Gegenleistung für dieses Entgelt  
verpflichtet, bestimmte Leistungen zu erbringen (vgl. SA  
Rs C-451/08, SA Rs C-51/15). Dass ein Vertrag dem öffent- 
lichen Recht unterliegt und die Ausübung hoheitlicher Gewalt 
einschließt, steht dem Vorliegen einer Vertragsbeziehung  
iSd RL nicht entgegen (vgl. C-399/98). Der Begriff des Ent-
geltes ist nach stRspr des EuGH weit zu verstehen und 
umfasst jede geldwerte Gegenleistung (diese kann daher 
auch in einer „Entlastung“ des öffentlichen Auftraggebers 
bestehen, vgl. Rs C-271/08). Dass die Begünstigten des  
vertraglichen Verhältnisses letztendlich Dritte (zB Arbeit-
nehmer) sind, stellt die „Entgeltlichkeit“ für den öffentlichen 
Auftraggeber nicht in Frage (so Rs C-271/08). Auch ein  
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reiner Kostenersatz ist ein „Entgelt“ im Sinne der RL und des 
BVergG (vgl. C-159/11, C-113/13 und C-50/14). Ferner hat 
der EuGH auch betont, dass der Begriff des Vertrages im- 
pliziert, dass der Auftraggeber an der ihm gegenüber er- 
brachten Leistung „ein unmittelbares wirtschaftliches  
Interesse“ haben muss (vgl. Rs C-451/08, Helmut Müller).  
Dieses kann etwa in einem Eigentumserwerb an der Leis-
tung, in einem Verfügungsrecht über die Leistung, in  
Nutzungsrechten an der Leistung oder in Risiken im Zu- 
sammenhang mit der Leistungserbringung bestehen. Es ist 
jedoch nicht erforderlich, dass sich der Leistungsgegenstand 
körperlich manifestiert.
EG 4 der RL 2014/24/EU führt dazu aus, dass die Vorschrif-
ten der Union für die öffentliche Auftragsvergabe nicht alle 
Formen öffentlicher Ausgaben abdecken sollen, sondern 
nur diejenigen, die für den Erwerb von Bauleistungen, Lie-
ferungen oder Dienstleistungen im Wege eines öffentlichen 
Auftrages getätigt werden. Die RL soll klarstellen, dass e 
in solcher Erwerb von Bauleistungen, Lieferungen oder 
Dienstleistungen – ob durch Kauf, Leasing oder andere 
vertragliche Formen – dem Unionsrecht unterliegen. Der 
Begriff „Erwerb“ soll, so der EG, in einem weiteren Sinne ver- 
standen werden als Erlangung des Nutzens der jeweiligen 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen, was nicht 
unbedingt den Eigentumsübergang auf den öffentlichen  
Auftraggeber voraussetzt. Ebenso sind Fälle, in denen alle 
Wirtschaftsteilnehmer, die bestimmte Voraussetzungen er- 
füllen, zur Wahrnehmung einer bestimmten Aufgabe – ohne 
irgendeine Selektivität – berechtigt sind, wie beispiels- 
weise bei einer Auswahl durch den Kunden- und bei  
Dienstleistungsgutscheinsystemen, nicht unter das Konzept 
des „öffentlichen Auftrages“ zu subsumieren, sondern fal-
len als einfache Zulassungssysteme außerhalb des unions- 
rechtlichen Vergaberechts (z. B. Zulassungen für Arznei- 
mittel oder ärztliche Dienstleistungen; vgl. dazu auch  
Rs C-410/14).
Unter den dargestellten Auftragsbegriff fallen auch so 
genannte Rahmenverträge. Dabei handelt es sich um Auf-
träge, die typischer Weise bei der Beschaffung wiederkeh-
render Leistungen eingesetzt werden, wenn die Leistungen 
in einem zeitlich und quantitativ nicht genau vorhersehbaren 
Bedarf während der Laufzeit des Rahmenvertrages abge-
rufen werden sollen. Als Beispiele für derartige Rahmen-
verträge können angeführt werden: witterungsabhängige 
Schneeräumung, Behebung von Gebrechen (Stördienst), 
Durchführung von Nassbaggerarbeiten in Abhängigkeit vom 
Wasserstand. Der wesentliche Unterschied zur Rahmen- 
vereinbarung besteht im beidseitig verbindlichen Charak-
ter des Rahmenvertrages. Als beidseitig verbindlicher Leis-
tungsvertrag mit einer Abnahmeverpflichtung des Auftrag- 
gebers zu festen Konditionen hat der Rahmenvertrag bereits 
alle für den Abschluss des Vertrages erforderlichen Fest- 
legungen zu enthalten. Der Rahmenvertrag ist im System 
des BVergG als Auftrag im Sinne der §§ 5 bis 7 zu quali- 
fizieren und nach den allgemeinen vergaberechtlichen 
Regeln für Aufträge zu vergeben. Eine der Besonder- 
heiten ist, dass der Umfang der Gesamtleistung und/
oder der Erfüllungszeitpunkt im Zeitpunkt des Vertragsab- 
schlusses noch nicht fixiert sind. Kommt es jedoch zu einem 
Bedarf an den im Rahmenvertrag fixierten Leistungen, hat 
der Auftraggeber sämtliche vom Rahmenvertrag erfassten 
Leistungen ausschließlich vom Vertragspartner des Rah-
menvertrages zu den im Rahmenvertrag vereinbarten Kondi- 
tionen zu beziehen. Aufgrund der Ausgestaltung des  
Rahmenvertrages ergeben sich ua. auch folgende Kon- 
sequenzen: im Rahmenvertrag müssen nicht die Abrufzeit-
punkte festgelegt sein; auch müssen die Volumina der ab- 

gerufenen Leistung für die einzelnen Abrufzeitpunkte nicht  
im Vorhinein fixiert werden; bei Rahmenverträgen kön-
nen daher in der Regel für die Positionen eines Leistungs- 
verzeichnisses keine exakten Mengenangaben gemacht 
werden.

Zu § 5 (Bauaufträge):
§ 5 umschreibt die dem Anwendungsbereich des  
BVergG 2018 unterliegenden Bauaufträge entsprechend  
Art. 2 Abs. 1 Z 5 bis 7 der RL 2014/24/EU (bzw. Art. 2 Z 1 bis 
3 der RL 2014/25/EU).
In Anlehnung an die Diktion der RL verwendet § 5 neben 
dem Begriff „Bauauftrag“ die Begriffe „Bauvorhaben“, „Bau-
werk“ und „Bauleistung“ (zur Besonderheit der deutschen 
Sprachfassung vgl. Rs C 451/08, Helmut Müller, Rz 34ff). 
Das „Bauwerk“ ist nach seiner Definition (Art. 2 Abs. 1  
Z 7 der RL 2014/24/EU bzw. Art. 2 Z 3 der RL 2014/25/EU) 
das Ergebnis einer Gesamtheit von Tief- und Hochbau- 
arbeiten, das seinem Wesen nach eine wirtschaftliche  
oder technische Funktion erfüllen soll und daher die Her- 
stellung eines (funktionsfähigen) Ganzen (zB ein Gebäu-
de, eine Straße, ein Bauabschnitt einer Straße, eine Brü-
cke) umfasst, das bis zur letzten Ausbau- und Installations- 
phase vollendet ist (vgl. dazu Rs C 16/98, C 220/05). Die 
zur Herstellung dieses Ganzen erforderlichen Leistungen 
sind die Bauleistungen. Demgegenüber ist der Begriff des 
„Bauvorhabens“ der umfassendere, der neben der Erstel-
lung eines Bauwerkes auch andere Bauleistungen erfasst. 
So stellen etwa Revitalisierungen von Gebäuden, Umbauten, 
Instandsetzungen und Reparaturen Bauvorhaben, nicht aber 
Bauwerke dar. Somit ist jede Erstellung eines Bauwerkes 
ein Bauvorhaben, aber nicht jedes Bauvorhaben identisch  
mit der Erstellung eines Bauwerkes.
EG 8 der RL 2014/24/EU hält dazu fest: „Ein Auftrag sollte  
nur dann als öffentlicher Bauauftrag gelten, wenn er spe- 
ziell die Ausführung der in Anhang II aufgeführten Tätigkeiten 
zum Gegenstand hat, und zwar auch dann, wenn er sich auf 
andere Leistungen erstreckt, die für die Ausführung dieser 
Tätigkeiten erforderlich sind. Öffentliche Dienstleistungsauf-
träge, insbesondere im Bereich der Grundstücksverwaltung, 
können unter bestimmten Umständen Bauleistungen umfas-
sen. Sofern diese Bauleistungen jedoch nur Nebenarbeiten 
im Verhältnis zum Hauptgegenstand des Vertrags darstellen 
und eine mögliche Folge oder eine Ergänzung des letzteren 
sind, rechtfertigt die Tatsache, dass der Vertrag diese Bau-
leistungen umfasst, nicht eine Einstufung des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags als öffentlicher Bauauftrag. Ange-
sichts der für die öffentlichen Bauaufträge kennzeichnenden 
Vielfalt der Aufgaben sollten die öffentlichen Auftraggeber 
jedoch sowohl die getrennte als auch die gemeinsame Ver-
gabe von Aufträgen für die Planung und die Ausführung von 
Bauleistungen vorsehen können. Diese Richtlinie bezweckt 
nicht, eine gemeinsame oder eine getrennte Vergabe vorzu-
schreiben.“
Die (nationale) Bezeichnung oder Qualifikation eines Ver-
tragsverhältnisses ist unbeachtlich. Ob ein „Bauauftrag“  
vorliegt (oder nicht) ist allein nach unionsrechtlichen 
Gesichtspunkten zu beurteilen (vgl. etwa C-399/98, C-536/07 
und C-213/13). Sofern objektiv feststellbar ist, dass das Ziel 
eines Vertrages (somit dessen Hauptgegenstand) letztlich 
die Realisierung eines Bauvorhabens bzw. eines Bauwerkes 
oder die Erbringung von Bauleistungen ist, handelt es sich 
um einen Bauauftrag (vgl. dazu § 8 Abs. 1 und die stRspr 
des EuGH, siehe etwa Rs C-536/07, C-213/13). Ob dieses  
Ziel letztendlich durch Subunternehmer und nicht durch den 
Vertragspartner des öffentlichen Auftraggebers realisiert 
wird, ist irrelevant (vgl. C-220/05, C-451/08).
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Mit der „Erbringung einer Bauleistung durch Dritte“ sind  
die Bauträger-, Mietkauf- oder Leasingverträge ange- 
sprochen, bei denen der öffentliche Auftraggeber nicht selbst 
baut, sondern für seine Zwecke (und nach seinen Vor- 
gaben) bauen lässt. Dies ist der Fall, wenn der öffentliche Auf- 
traggeber Maßnahmen ergriffen hat, um die Merkmale der 
Bauleistung festzulegen oder zumindest entscheidenden 
Einfluss auf die Planung der Bauleistung bzw. des zu errich-
tenden Gebäudes zu nehmen (vgl. C 451/08, C-213/13). 
EG 9 führt dazu aus: „Die Realisierung eines Bauvorhabens 
gemäß den von einem öffentlichen Auftraggeber genannten 
Erfordernissen setzt voraus, dass der betreffende Auftrag- 
geber Maßnahmen zur Definition der Art des Vorhabens 
getroffen oder zumindest einen entscheidenden Einfluss auf 
dessen Planung gehabt haben muss. Ob der Auftragnehmer 
das Bauvorhaben ganz oder zum Teil mit eigenen Mitteln 
durchführt oder dessen Durchführung mit anderen Mitteln 
sicherstellt, sollte nichts an der Einstufung des Auftrags als 
Bauauftrag ändern, solange der Auftragnehmer eine direk-
te oder indirekte rechtswirksame Verpflichtung zur Gewähr- 
leistung der Erbringung der Bauleistungen übernimmt.“

Zu § 6 (Lieferaufträge):
Die Definition setzt Art. 2 Abs. 1 Z 5 iVm Z 8 der RL 2014/24/EU 
und Art. 2 Z 1 iVm Z 4 der RL 2014/25/EU um. Zum Begriff 
der „Waren“ wird auf die einschlägige Rechtsprechung 
des Gerichtshofes verwiesen (vgl. dazu etwa Rs C 7/68,  
C 215/87; zur Abgrenzung zum Begriff der Dienstleistung  
siehe ua. Rs C 155/73). Strom ist daher eine Ware im  
Sinne von § 6 (vgl. Rs C-393/92 und C-158/94). Wie der EuGH 
festgestellt hat, bezieht sich diese Definition auf Geschäf-
te wie beispielsweise Kauf und Miete, die weiter nicht spe- 
zifizierte „Waren“ betreffen, ohne dass danach unterschieden 
würde, ob die fraglichen Waren standardmäßig oder für den 
Einzelfall, dh. nach den konkreten Wünschen und Bedürf- 
nissen des Kunden, hergestellt wurden. Der Warenbegriff, 
auf den die RL und das BVergG abstellen, schließt daher 
auch ein Anfertigungsverfahren ein, unabhängig davon, ob 
die betreffende Ware den Verbrauchern bereits in fertigem 
Zustand zur Verfügung gestellt oder nach deren Anforderun-
gen hergestellt worden ist (vgl. C-300/07). Ein Eigentums-
übergang ist ebenfalls keine notwendige Voraussetzung 
dafür, dass ein Lieferauftrag vorliegt (vgl. dazu insbeson- 
dere die Einbeziehung von Miete, wie auch die Judikatur zB 
C-272/91).

Zu § 7 (Dienstleistungsaufträge):
Die Definition setzt Art. 2 Abs. 1 Z 5 iVm Z 9 der  
RL 2014/24/EU und Art. 2 Z 1 iVm Z 5 der RL 2014/25/EU  
um. Durch die Formulierung soll in Anlehnung an die De- 
finitionen der RL deutlich zum Ausdruck gebracht werden, 
dass der Dienstleistungsauftragsbegriff gegenüber dem  
Bauauftrags- und Lieferauftragsbegriff subsidiär ist und 
ihm somit eine Auffangfunktion zukommt. Zum Begriff der 
Dienstleistung ist auf das Unionsrecht und insbesondere auf 
die Judikatur des Gerichtshofes zu verweisen (vgl. Art. 57 
AEUV und etwa Rs C 155/73, C 279/80, C 352/85, C-113/89,  
C 275/92, C 109/92, C 159/90 und C-384/93).

Zu § 8 (Abgrenzungsregelungen):
§ 8 setzt Art. 3 Abs. 2 der RL 2014/24/EU um (bzw. Art. 5  
Abs. 2 der RL 2014/25/EU). Er regelt die Frage des anwend-
baren Regelungsregimes beim Zusammentreffen von ver-
schiedenen Leistungsarten (Bau-, Liefer- und Dienstleistun-
gen) im Fall eines „gemischten Auftrages“.
Abs. 1 regelt den Fall eines gemischten Auftrages, der 
neben Bauleistungen auch andere Auftragsarten umfasst. In  

diesem Fall bestimmt sich das Regime des Vergabever- 
fahrens nach dem Hauptgegenstand des Auftrages. Dieser 
ist nach den vom EuGH (siehe etwa Rs C-331/92, Gestión  
Hotelera Internacional SA, C-411/00, Felix Swobo-
da, C-412/04, Kommission gegen Italien, verbundene  
Rs C-145/08 und C-149/08, Loutraki, C-215/09, Mehiläinen 
Oy, C-306/08, Kommission gegen Spanien, C-536/07,  
Kommission gegen Deutschland, C-220/05, Jean Auroux, 
und C-213/13, Impresa Pizzarotti) entwickelten Grundsätzen 
zu bestimmen: der Hauptgegenstand ist im Rahmen einer 
objektiven Prüfung des Gesamtvorhabens zu bestimmen, 
auf das sich das gegenständliche Vergabeverfahren bezieht. 
Dabei ist auf die wesentlichen, vorrangigen Verpflichtungen 
abzustellen, die den Leistungsgegenstand als solche prä-
gen, und nicht auf die Verpflichtungen bloß untergeordneter 
oder ergänzender Art, die zwingend aus dem eigentlichen 
Leistungsgegenstand folgen. Der jeweilige Wert der da- 
bei erbrachten Einzelleistungen ist insoweit nur ein Kriteri-
um unter anderen, die bei der Ermittlung des Hauptgegen- 
standes zu berücksichtigen sind.
Abs. 2 enthält eine Ausnahme zur Regel des Abs. 1: im Falle 
eines gemischten Auftrages, der nur Lieferungen und Dienst-
leistungen umfasst, bestimmt sich der Hauptgegenstand 
allein nach dem wertmäßigen Überwiegensprinzip.
Das wertmäßige Überwiegensprinzip gilt nach Abs. 3 auch 
im Fall des Zusammentreffens von „besonderen Dienstleis-
tungen“ (vgl. dazu Anhang XVI sowie die §§ 151 und 152 
bzw. 312 und 313) mit anderen Dienstleistungen. In diesem 
Zusammenhang ist auf die Entscheidung des EuGH, Rs  
C 411/00, hinzuweisen, in der der Gerichtshof ausdrücklich 
festgehalten hat, dass bei einem einheitlichen Leistungs- 
gegenstand, der sowohl prioritäre wie auch nicht priori- 
täre (nunmehr: „besondere“ und „andere“) Dienstleistungen 
umfasst, ein Auftrag nicht getrennt vergeben werden muss, 
nur um zu erreichen, dass die prioritären („anderen“) Dienst-
leistungen unter Anwendung aller Vorgaben der Richtlinien 
vergeben werden. Übersteigt daher bei einem gemischten 
Auftrag der Wert der besonderen Dienstleistungen den- 
jenigen der anderen Dienstleistungen, so können auch letz-
tere, sofern nicht Dienstleistungen unterschiedlicher Art  
in sachlich nicht gerechtfertigter oder gar willkürlicher  
Weise zusammengefasst wurden, unter Einhaltung der ein-
geschränkten Vorgaben gemäß den Vorschriften für beson-
dere Dienstleistungsaufträge vergeben werden.

Zu den §§ 9 bis 10 (Ausnahmen vom Geltungsbereich):
Allgemein zu den §§ 9 und 10:
Festzuhalten ist, dass im Lichte der ständigen Judika-
tur des EuGH (vgl. etwa Rs C-318/94, Kommission gegen 
Bundesrepublik Deutschland, Rs C-26/03, Stadt Halle, Rs 
C-275/08, Kommission gegen Deutschland, Rs C-615/10,  
Insinööritoimisto InsTiimi Oy, Rs C-15/13, Datenlotsen  
Informationssysteme, Rs C-553/15, Undis Servizi, Rs 
C-408/16, Compania Nationala de Administrare a Infra-
structurii Rutiere SA)) alle Ausnahmevorschriften jeden-
falls eng und im Einklang mit dem Unionsrecht auszule-
gen sind; die Beweislast dafür, dass die außergewöhn- 
lichen Umstände, die die Inanspruchnahme der Aus- 
nahmebestimmung rechtfertigen, tatsächlich vorliegen, 
obliegt demjenigen, der sich auf die Bestimmung berufen 
will. Ausnahmetatbestände, welche die Anwendung des  
Unionsrechts ausschließen, sind insbesondere vor dem Hin-
tergrund der dadurch bewirkten Einschränkung der Grund-
freiheiten eng auszulegen. Der Ausschluss unionsrecht- 
licher Verpflichtungen muss daher durch zwingende Er- 
fordernisse gerechtfertigt und geeignet sein, das gewünsch-
te Ergebnis herbeizuführen, sowie die gelindeste Maßnahme  
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im Hinblick auf die Zielerreichung darstellen. Die in § 9 und 10  
enthaltenen Ausnahmetatbestände sind taxativ (sie können  
daher auch – ausgenommen durch die Judikatur des EuGH –  
nicht ergänzt werden; vgl. dazu etwa Rs C-107/98, Teckal, 
C-412/04, Kommission gegen Italien) und nicht analogiefähig 
(vgl. etwa Rs C-340/04, Carbotermo).

Zu § 9 (Ausgenommene Vergabeverfahren):
Zu Z 1: Z 1 setzt Art. 15 Abs. 1 der RL 2014/24/EU um. Ziel 
der Ausnahmebestimmungen ist, dass Aufträge im Anwen-
dungsbereich des BVergGVS nicht (auch) dem Anwendungs-
bereich des BVergG unterliegen und dass vom BVergGVS 
ausgenommene Aufträge nicht (wieder) unter das Regime 
des BVergG fallen. Allgemein ist noch festzuhalten, dass 
jene in Anhang IV genannten Güter, die zugleich auch Militär- 
güter oder sensible Ausrüstung im Sinne des BVergGVS sind 
(vgl. dazu die Definitionen dieser Begriffe in § 3 Z 25 und 30 
iVm Anhang I des BVergGVS), dem Regime des BVergGVS 
unterliegen.
Zu Z 2: Z 2 nimmt Vergaben gemäß dem BVergGKonz 2018 
vom Anwendungsbereich des BVergG aus. Diese Ausnahme 
wird zur Klarstellung in das Gesetz aufgenommen.
Zu Z 3: Z 3 setzt Art. 15 Abs. 2 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU um. Der Begriff der „wesentlichen Sicher-
heitsinteressen“ ist Art. 346 AEUV entlehnt und daher im 
Einklang mit diesem auszulegen: erfasst wird damit sowohl 
die äußere wie auch die innere Sicherheit, er ist aber enger 
als der Begriff der „öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit“ (vgl. etwa Art. 36 AEUV). Es muss sich daher 
um den Schutz von Sicherheitsinteressen handeln, die  
auf den Bestand oder das Funktionieren der Republik Öster-
reich fundamentale Auswirkungen haben. Rein oder über- 
wiegend wirtschaftspolitische Interessen fallen jedenfalls 
nicht darunter, das sicherheitspolitische Element muss  
jedenfalls im Vordergrund stehen.
Dieser Ausnahmetatbestand kann nur als ultima ratio in 
Anspruch genommen werden; die Nicht-Anwendung des 
BVergG muss somit der einzig mögliche Weg sein, den 
Schutz der fraglichen Interessen zu gewährleisten. Stehen  
hingegen gelindere Mittel als die Nicht-Anwendung des 
Gesetzes zur Verfügung (etwa die Durchführung eines  
zweistufigen Verfahrens mit besonderem Selektionspro-
zess), so kann dieser Ausnahmetatbestand nicht zum Tragen 
kommen (vgl. dazu Rs C-615/10, C-284/05). Auf die Beweis-
lastregel (siehe oben die allgemeinen Ausführungen zu den 
§§ 9 und 10) ist zu verweisen. Eine bloß pauschale oder 
nicht näher begründete Berufung auf derartige Sicherheits- 
interessen ist für die Inanspruchnahme der Ausnahme- 
bestimmung unzureichend (vgl. dazu Rs C-615/10, 
 C-284/05).
Anders als Art. 346 AEUV bezieht sich Z 3 nicht auf bestimmte  
Waren (Kriegsmaterial; vgl. dazu die Liste vom 15. April 1958, 
siehe Anhang I Teil A des BVergGVS 2012) und den Han-
del damit. Der Gerichtshof hat aufgrund des „begrenzten  
Charakters“ des Art. 346 AEUV eine extensive Auslegung 
dieser Bestimmung abgelehnt (vgl. Rs C 414/97 zur Vor- 
gängerregelung des Art. 296 EGV). Z 3 ist auf alle Verfah-
ren zur Beschaffung von Leistungen („Vergabeverfahren“, 
vgl. dazu § 1 Z 1) anwendbar, daher auch auf alle Typen von  
Aufträgen (Bau-, Liefer- und Dienstleistungen).
Die Ausnahmebestimmung der Z 3 ist grundsätzlich nicht  
notwendig, da bereits das Primärrecht diese Verfahren vom 
Vergaberegime der Union ausnimmt. Sie wurde nur „zur 
Sicherheit“ in die VergabeRL aufgenommen.
Zu Z 4: Z 4 setzt Art. 15 Abs. 2 zweiter UAbs. der  
RL 2014/24/EU um. Wie der Klammerausdruck verdeutlicht, 
wiederholt er den Ausnahmetatbestand des Art. 346 Abs. 1 

lit. a AEUV; er ist daher auch im Einklang mit diesem aus- 
zulegen. Zum Begriff „Schutz der wesentlichen Sicherheits- 
interessen“ vgl. die Ausführungen zu Z 3. Z 4 stellt eine 
 weitere Schutzklausel zugunsten der wesentlichen Sicher-
heitsinteressen des Mitgliedstaates (dh. der Republik Öster-
reich) dar. Hinzuweisen ist auch auf die Abgrenzung zu Z 1: 
Z 4 kann nur dann in Betracht kommen, wenn das BVergG 
überhaupt anwendbar sein kann. Sind somit klassifizierte 
Informationen in die Durchführung des Vergabeverfahrens 
einbezogen (vgl. dazu die §§ 1 und 3 Z 39 BVergGVS sowie 
die Ausführungen in 1513 BlgNR XXIV. GP 24/25) so sind, 
vorbehaltlich der Regelung des § 3, die Regelungen des 
BVergGVS relevant.
Z 4 ist auf alle Verfahren zur Beschaffung von Leistungen 
(„Vergabeverfahren“, vgl. dazu § 1 Z 1) anwendbar, daher 
auch auf alle Typen von Aufträgen (Bau-, Liefer- und Dienst-
leistungen). Bei der Ausübung des Ermessens („nach Auf- 
fassung“; in der Diktion des Art. 346 Abs. 1 lit. a: „seines Er- 
achtens“) kommt dem betroffenen Auftraggeber zwar ein 
gewisser Spielraum zu (vgl. dazu Rs C 252/01), dieser ist 
aber nicht unbeschränkt (vgl. Rs C-337/05, C-157/06). Der 
Auftraggeber muss somit darlegen können, dass die In- 
anspruchnahme der Ausnahmebestimmung erforderlich ist, 
um die wesentlichen Sicherheitsinteressen der Republik 
Österreich (arg. „ihren“) zu wahren, die anderenfalls durch 
die Preisgabe von Informationen in einem Vergabeverfah-
ren gemäß dem Gesetz gefährdet werden würden. Auch im  
Fall der Z 4 ist zu prüfen, ob dem Bedürfnis, diese wesent- 
lichen Interessen zu wahren, nicht im Rahmen eines Ver-
gabeverfahrens (somit durch gelindere Mittel als die Nicht-
Anwendung des Gesetzes, zB durch die Teilnahmevor- 
aussetzung einer Sicherheitsüberprüfung; Anforderungen 
zum Schutz der Vertraulichkeit von Informationen) Genüge 
getan werden könnte. Dieses Erfordernis (Anwendung der  
Z 4 als ultima ratio; anders als in Z 3 ist dies in der RL und  
im Gesetz nicht explizit vorgesehen) ergibt sich aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. Rs C-615/10, 
C-284/05).
Ebenso wie die Ausnahmebestimmung der Z 3 ist auch die 
Ausnahme gemäß Z 4 grundsätzlich nicht notwendig, da 
bereits das Primärrecht diese Verfahren vom Vergaberegime 
der Union ausnimmt. Sie wurde nur „zur Sicherheit“ in die 
VergabeRL aufgenommen.
Zu Z 5: Z 5 setzt Art. 15 Abs. 3 der RL 2014/24/EU um.  
Den Hintergrund für diese Ausnahmevorschrift bildet die  
Überlegung, dass bestimmte Vergabeverfahren und deren 
Durchführung so sensibel sein können, dass bereits allein 
aufgrund einer Bekanntmachung geheimhaltungsbedürf- 
tige Informationen preisgegeben würden. Anders als die 
Vorgängerregelung (vgl. Art. 14 RL 2004/18/EG) stellt die 
RL 2014/24/EU (und demzufolge auch das BVergG) klar, 
dass sowohl die Durchführung des Vergabeverfahrens als 
auch (kumulativ) die Ausführung eines daraus resultieren-
den Vertrages für geheim erklärt werden müssen bzw. beide  
Phasen besondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert. Hin-
sichtlich der Vergabeverfahren deren Ausführung besondere  
Sicherheitsmaßnahmen erfordert, ist darauf zu achten, dass 
es sich um außergewöhnliche (arg. „besondere“) und spe-
zifische, für die konkrete Leistungserbringung notwendi-
ge Begleitmaßnahmen handeln muss. Die Erklärung eines 
Vergabeverfahrens für geheim bzw. das Erfordernis der be- 
sonderen Sicherheitsmaßnahmen muss aufgrund von  
bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften erfolgen 
bzw. bestehen. Es versteht sich von selbst, dass die damit 
angesprochenen nationalen Regelungen mit dem AEUV 
konform sein müssen (nicht konforme Bestimmungen  
treten in ihrer Anwendung kraft des Anwendungsvor- 



286

ranges des Unionsrechtes zurück und können damit auch 
keine Basis für die Anwendung der Z 5 bilden). Die Er- 
klärung eines konkreten Verfahrens als „geheim“ bzw. 
das Vorschreiben von besonderen Sicherheitsmaßnah-
men kann entweder unmittelbar durch ein Gesetz selbst e- 
rfolgen („Maßnahmengesetz“) oder durch einen Bescheid 
aufgrund dieses Gesetzes. Ein Gesetz kann daher in ab- 
strakter Weise jene Voraussetzungen festlegen, unter 
denen ein Vergabeverfahren für geheim erklärt werden kann  
bzw. Sicherheitsmaßnahmen (vom Auftraggeber) als erfor-
derlich angesehen oder behördlich vorgeschrieben wer-
den können. Die Vollzugszuständigkeit (wer erklärt ein Ver- 
gabeverfahren für geheim, wer schreibt Sicherheitsmaß- 
nahmen vor) und das Verfahren (etwa zur „Geheimer- 
klärung“) ist ebenfalls im Gesetz festzulegen. Kumulativ tritt 
hinzu, dass die zuständige Behörde (welche das ist, ergibt 
sich aus den einschlägigen gesetzlichen Grundlagen, siehe 
oben) mit Bescheid feststellen muss, dass die betreffenden 
Interessen durch weniger einschneidende Maßnahmen als 
die Nicht-Anwendung des BVergG nicht geschützt werden 
können. Daraus folgt, dass die Behörde im Rahmen der Er- 
lassung des Feststellungsbescheides eine Interessenab- 
wägung durchzuführen hat und zum Ergebnis kommen 
muss, dass die Nicht-Anwendung des BVergG das gelin- 
deste (einzige) zum Ziel führende Mittel darstellt. Beispiele  
für gelindere Mittel zum Schutz der betreffenden Interes-
sen sind etwa Sicherheitsüberprüfungen (vgl. dazu etwa die 
Regelungen des SPG bzw. des Info-SiG), Verlässlichkeits-
überprüfungen, besondere Sicherheitskontrollen, Anforde-
rungen an den Schutz der Vertraulichkeit von Informationen 
(Security of Information) u.a.m. Die nach Z 5 Schlussteil 
geforderte Feststellung durch die zuständige Behörde ist in 
jener Konstellation von besonderer Bedeutung, in der keine 
Vorschreibung von besonderen Maßnahmen durch Gesetz 
oder behördlichen Akt erfolgt, sondern das Vorliegen des 
ersten Tatbestandselementes (Erfordernis von besonderen 
Sicherheitsmaßnahmen) auf der Basis gesetzlich fixierter 
Kriterien durch „Selbsteinschätzung“ eines Auftraggebers 
erfolgt.
Ebenso wie bei Z 4 kann Z 5 nur dann in Betracht kom-
men, wenn das BVergG überhaupt anwendbar sein kann. 
Sind somit klassifizierte Informationen in die Durchführung 
des Vergabeverfahrens involviert (vgl. dazu die §§ 1 und 3  
Z 39 BVergGVS sowie die Ausführungen in 1513  
BlgNR XXIV. GP 24/25) so sind, vorbehaltlich der Regelung 
des § 3, die Regelungen des BVergGVS relevant. Ange- 
sichts der Ausnahmen gemäß Z 1, 3 und 4 und der Regelung 
der RL 2009/81/EG (dh. des BVergGVS) wurde diese Be- 
stimmung nur „zur Sicherheit“ in die Vergabe-RL aufge- 
nommen.
Allgemein zu Z 6 und 7: Z 6 setzt Art. 9 Abs. 1 der  
RL2014/24/EU, Z 7 Art. 17 Abs. 1 erster UAbs. leg. cit.  
um. Zur Notifikationspflicht im Kontext der Z 6 und 7 wird auf  
§ 9 Abs. 2 verwiesen. Die Ausnahmeregelungen dienen 
der Vermeidung von völkerrechtlichen Konflikten: unterliegt 
ein Vergabeverfahren aufgrund des Völkerrechts ande-
ren Regelungen, so sollen weder die RL noch das BVergG  
auf dieses anwendbar sein. Dies setzt jedoch voraus, dass 
entsprechende Vergabeverfahrensregelungen (in den be- 
treffenden völkerrechtlichen Instrumenten) existieren und 
dass deren Einhaltung aufgrund völkerrechtlicher Verpflich- 
tungen verbindlich ist. Die angesprochenen „anderen Ver-
fahrensregelungen“ („procurement procedures different 
from those laid down in this Directive“) müssen in dem 
völkerrechtlichen Instrument selbst (insbesondere daher 
etwa in einer internationalen Übereinkunft) festgelegt 
sein und ein „Mindestset“ an zu beachtenden Verfahrens- 

regeln vorsehen (zu international anerkannten Grund- 
sätzen des Vergaberechts vgl. etwa das Government  
Procurement Agreement – GPA, oder das UNCITRAL Model 
Law on Public Procurement). Die Festlegung eines be- 
stimmten Unternehmens zur Erbringung einer Leistung 
bereits im völkerrechtlichen Instrument (somit eine un- 
mittelbare Beauftragung bzw. Direktvergabe) ohne Beach-
tung jeglicher Verfahrensvorschriften genügt dieser Voraus-
setzung jedenfalls nicht. Klarzustellen ist auch, dass weder 
die RL noch das BVergG auf Vergabeverfahren von inter- 
nationalen Organisationen, die in Österreich ihren Sitz  
haben, Anwendung finden (vgl. dazu auch EG 22 der  
RL 2014/24/EU).
Zu Z 6: Die vom Auftraggeber verpflichtend einzuhalten-
den (anderen) Vergaberegelungen müssen gemäß lit. a auf  
verbindlichen völkerrechtlichen Rechtsinstrumenten (Über-
einkommen oder Verträgen) beruhen. Diese Abkommen  
müssen mit dem AEUV im Einklang stehen, dh. mit den 
aus dem AEUV erfließenden Verpflichtungen der Republik  
Österreich vereinbar sein (vgl. dazu auch Art. 351 AEUV). 
Vertragspartner müssen zumindest die Republik Öster-
reich (Bund) einerseits und einer oder mehrere Drittstaaten  
andererseits sein. Dies schließt nicht aus, dass auch ande-
re Mitgliedstaaten der Union Vertragsparteien dieses Ab- 
kommens sind (vgl. dazu den telos der Bestimmung und 
den Wortlaut der RL der dies nicht ausschließt). Sofern  
dies aufgrund der jeweiligen nationalen Rechtslage zuläs-
sig ist, könnten auch Abkommen mit (regionalen) Unterglie-
derungen eines Drittstaates in den Anwendungsbereich der  
Z 6 fallen. Drittstaat im Sinne der Z 6 kann nur ein Staat  
sein, mit dem die Union oder ihre Mitgliedstaaten kein 
Abkommen im Bereich des öffentlichen Auftragswesens 
abgeschlossen haben. Die Z 6 erfasst etwa auch bilaterale 
Entwicklungshilfe-Abkommen im Sinne des Entwicklungs- 
hilfegesetzes, BGBl. Nr. 474/1974, idgF.
Die andere Konstellation ist, dass die verpflichtenden (ande-
ren) Vergaberegelungen durch eine internationale Organi- 
sation festgelegt wurden, wobei als „internationale Organi- 
sation“ im konkreten Kontext nur zwischenstaatliche inter- 
nationale Organisationen (Intergovernmental Organizations 
– IGO) in Betracht kommen. Die Anwendung dieser Aus- 
nahme setzt voraus, dass einerseits der Auftraggeber Mit-
glied dieser internationalen Organisation ist und andererseits, 
dass der Auftraggeber das Vergabeverfahren in eigenem 
Namen und auf eigene Rechnung durchführt (gleichwohl dies 
im Interesse der internationalen Organisation geschieht). 
Handelt der dem BVergG unterliegende Auftraggeber als 
„vergebende Stelle“ der internationalen Organisation, dann 
ist Z 6 nicht anwendbar, da das BVergG – ausgenommen im 
Fall des § 4 Abs. 3 – nicht anwendbar ist.
Zu Z 7: Z 7 stellt die zu Z 6 parallele Ausnahmeregelung  
im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich für jene Vergabe- 
verfahren dar, die nicht der RL 2009/81/EG bzw. dem 
BVergGVS 2012 unterliegen. Das heißt, dass die betreffen-
den Verfahren einen Konnex zu diesen Bereichen aufweisen 
müssen, den der Auftraggeber darzulegen in der Lage sein 
muss.
Zum ersten Tatbestand ist auf die Ausführungen zu Z 6 lit. a 
zu verweisen. Anders als im Fall der Z 6 lit. a ist im Fall der 
Z 7 lit. a die Ausnahme aber auch anwendbar, wenn „Ver-
einbarungen“ die Grundlage von anderen Vergaberegelun-
gen bilden. „Vereinbarungen“ bezeichnen nach der Termino-
logie des unionsrechtlichen Vergaberechts (vgl. dazu etwa 
 Art. 12 lit. a der RL 2009/81/EG) im Gegensatz zu „Überein-
künften“ internationale (völkerrechtliche) Instrumente, die – 
streng für sich genommen – keine wechselseitigen Verpflich-
tungen der Vertragsparteien beinhalten. In diese Kategorie 
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fallen insbesondere „Memoranda of Understanding“ (MoU‘s), 
die ein gemeinsames Verständnis der unterzeichnenden Par-
teien dokumentieren und eine gemeinsame Vorgangsweise 
der Parteien in Aussicht nehmen (wobei beide Seiten von 
einer Selbstverpflichtung der Einhaltung der vereinbarten 
Vorgangsweise ausgehen). Diese MoU’s sind im Verteidi-
gungs- und Sicherheitsbereich sehr gebräuchlich.
Z 7 lit. b betrifft jene Situation, dass aufgrund völkerrecht- 
licher Verpflichtungen im Kontext eines Truppenaufent- 
haltes in Österreich (zB Militärmanöver im Rahmen der  
NATO Partnerschaft für den Frieden – PfP) ein Auftraggeber be- 
sondere Vergabeverfahren anwenden muss, die einen be- 
stimmten Unternehmer betreffen (zB BMLVS hat einen be- 
stimmten Unternehmer als Lieferant von bestimmten Lebens-
mitteln für an einem Manöver in Österreich teilnehmende 
Truppen zu beauftragen). Ferner ist darauf hinzuweisen, dass 
in Anlehnung an das Truppenaufenthaltsgesetz – TrAufG, 
BGBl. I Nr. 57/2001, nicht von der „Stationierung“ (wie in  
Art. 17 Abs. 1 lit. b der RL 2014/24/EU) gesprochen wird,  
sondern vom Aufenthalt von Truppen. In diesem Zusammen-
hang ist ferner auf das Verbot der Errichtung militärischer 
Stützpunkte fremder Staaten auf dem Gebiet der Repub-
lik Österreich hinzuweisen (Art. I Abs. 2 BVG Neutralität,  
BGBl. Nr. 211/1955).
Z 7 lit. c enthält die zu Z 6 lit. b analoge Regelung für den  
Verteidigungs- und Sicherheitsbereich; auf die entsprechen-
den Ausführungen wird verwiesen.
Zu Z 8: Z 8 setzt unter einem die Bestimmungen von Art. 9 
Abs. 2 und Art. 17 Abs. 2 der RL 2014/24/EU um. Auch hier- 
bei handelt es sich um eine völkerrechtliche Kollisions- 
norm (vgl. dazu die allgemeinen Ausführungen zu Z 6 und 7), 
allerdings speziell im Kontext von international finanzierten 
Vorhaben: in vielen Fällen verlangen im Falle einer Kredit- 
gewährung internationale Finanzierungseinrichtungen 
(zB Multilaterale Entwicklungsbanken) bzw. internationale  
(Finanz)Organisationen die Einhaltung spezifischer (im 
Regelfall ihrer eigens entwickelten) Vergabeverfahren (vgl. 
dazu etwa „New World Bank Procurement Framework“ für  
ab dem 1. Juli 2016 von der Weltbank finanzierte Projekte). 
Die Ausnahme erfasst – lege non distinguente – sowohl Ver-
gabeverfahren mit als auch ohne Verteidigungs- oder Sicher-
heitsaspekte.
Zu Z 9: Z 9 setzt die Bestimmung des Art. 10 lit. d der  
RL 2014/24/EU um und nimmt bestimmte von Rechtsan- 
wälten und Notaren erbrachte rechtliche Dienstleistungen 
vom Anwendungsbereich des Gesetzes aus. Dies betrifft 
einerseits die Vertretung eines öffentlichen Auftraggebers 
als Mandant in den in lit. a genannten Verfahren. Auftrag- 
nehmer muss ein „Rechtsanwalt“ sein, bei dem es sich um 
den in der RL 77/249/EWG zur Erleichterung der tatsäch- 
lichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs der 
Rechtsanwälte, ABl. Nr. L 78 vom 26.3.1977 S. 17, um- 
schriebenen Personenkreis handeln muss (siehe dazu Art. 
1 Abs. 2 leg. cit. und vgl. dazu ferner die Rechtsanwalts- 
ordnung – RAO, RGBl. Nr. 96/1868, und das Bundesge-
setz über den freien Dienstleistungsverkehr und die Nieder- 
lassung von europäischen Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälten sowie die Erbringung von Rechtsdienstleistungen 
durch international tätige Rechtsanwältinnen und Rechts- 
anwälte in Österreich – EIRAG, BGBl. I Nr. 27/2000). Es ist 
nicht erforderlich, dass der Rechtsanwalt in Österreich seinen 
Sitz hat oder hier tätig ist. Daher ist auch die Beauftragung  
von Rechtsanwälten im Gebiet des EWR (vgl. etwa die Ver-
tretung der Republik Österreich vor deutschen Gerichten im 
Rahmen der Prozesse betreffend die Hypo-Alpe-Abwicklungs-
anstalt Heta) von der Ausnahmeregelung erfasst. Obwohl die 
RL nur auf Rechtsanwälte „im Sinne der RL 77/249/EWG“ 
Bezug nimmt, werden darunter auch jene Personen in Dritt-

staaten zu subsumieren sein, die dem in der RL angeführten 
Personenkreis gleichzuhalten sind. Dies folgt aus der Über- 
legung, dass in Art. 10 lit. d sublit. i der RL 2014/24/EU  
nicht nur auf Verfahren vor Gerichten oder Behörden der 
Union Bezug genommen wird, sondern auch auf „inter- 
nationale Schiedsgerichts- oder Schlichtungsinstanzen“ 
sowie „Gerichtsverfahren vor Gerichten oder Behörden eines 
Drittstaates“. Deshalb fällt auch die Beauftragung von „vor 
Gerichten, Behörden oder Schiedsgerichts- oder Schlich-
tungsinstanzen vertretungsbefugten Personen“ in Dritt- 
staaten unter die Ausnahme (vgl. etwa die Beauftragung 
von US-Anwälten im Rahmen von Restitutionsprozessen 
vor amerikanischen Gerichten). Unter „gerichtlichen oder  
behördlichen Verfahren“ (vgl. “judicial proceedings before 
the courts, tribunals or public authorities“) sind Verfahren 
vor allen Gerichtstypen (in Österreich: ordentliche Gerichts-
barkeit und Verwaltungsgerichtsbarkeit, Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechts) und allen staatlichen Behörden in  
den EWR-Vertragsparteien und in Drittstaaten zu verstehen 
(zB Internationaler Gerichtshof – IGH; Internationale Ad-hoc 
Strafgerichtshöfe, EuGH, EuG usw.).
Z 9 lit. b nimmt bestimmte Rechtsberatungsdienstleistun-
gen durch einen Rechtsanwalt vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes aus. Diese – restriktiv auszulegende – Bestimmung  
bezieht sich auf Beratungsleistungen in unmittelbarem 
Zusammenhang zu einem in lit. a genannten Verfahren oder 
im Vorfeld einer absehbaren anwaltlichen Vertretung er-
brachte Beratungsleistungen. Für letzteren Fall müssen kon-
krete Anhaltspunkte vorliegen und eine hohe Wahrschein- 
lichkeit dafür besteht, dass sich die drohende Gefahr eines 
Verfahrens gemäß lit. a tatsächlich realisiert. Dies wäre  
etwa der Fall, wenn dem öffentlichen Auftraggeber bekannt 
geworden ist, dass er (zivilrechtlich) verklagt werden soll, 
die Klage ihm aber noch nicht zugestellt worden ist. Abs-
trakte Behauptungen, wonach bei bestimmten Vorgängen, 
Handlungen oder Verfahren typischer Weise und mit hoher  
Wahrscheinlichkeit mit einem behördlichen oder gerichtlichen 
Verfahren zu rechnen sei (zB mit einem Vergabekontroll-
verfahren), rechtfertigen mangels konkreter Anhaltspunkte 
daher nicht die Anwendung dieser Ausnahmevorschrift. Da 
es sich im zweiten Fall um eine ex ante Beurteilung des Auf-
traggebers handelt, ist eine hinreichende Dokumentation der 
konkreten Umstände erforderlich (vgl. dazu auch Abs. 2).
Im Zusammenhang mit den gemäß Z 9 lit. c genannten 
Beglaubigungs- und Beurkundungsdienstleistungen ist her-
vorzuheben, dass diesbezüglich eine gesetzliche Verpflich-
tung bestehen muss, Notare zu beauftragen (vgl. dazu etwa 
die in § 120 Abs. 1 Aktiengesetz – AktG, BGBl. I Nr. 114/1997 
vorgesehene Beurkundungspflicht durch Notare; zur unions- 
rechtlichen Zulässigkeit eines gesetzlichen Vorbehaltes 
einer bestimmten Beglaubigungsdienstleistung zugunsten 
von Notaren vgl. EuGH Rs C-342/15, Piringer). Als Notare 
sind jene, einschlägig in nationalen Gesetzen bezeichnete 
Personen anzusehen, die insbesondere bestimmte Rechts- 
beratungsleistungen und Dienstleistungen der Anfertigung 
und Beglaubigung von rechtlichen Dokumenten erbringen 
und die aufgrund der jeweiligen nationalen Rechtslage eine 
besondere Verbindung zur Ausübung öffentlicher Befugnisse 
aufweisen (vgl. für Österreich § 1 der Notariatsordnung – NO, 
RGBl. Nr. 75/1871). Gleichwohl ist aber auch festzuhalten, 
dass nach ständiger Rechtsprechung des EuGH die Tätig-
keiten eines Notars nicht per se von der Niederlassungs- 
frei-heit ausgenommen sind (vgl. zuletzt etwa Rs C-392/15, 
Kommission gegen Ungarn, mit weiteren Hinweisen auf die 
Vorjudikatur; zur österreichischen Situation vgl. Rs C-53/08), 
insbesondere ist die Beurkundungstätigkeit von Nota-
ren als solche nicht im Sinne von Art. 51 Abs. 1 AEUV mit  
einer unmittelbaren und spezifischen Ausübung öffentlicher 
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Gewalt verbunden (vgl. Rs C 47/08, Kommission gegen  
Belgien).
Z 9 lit. d betrifft neben Rechtsdienstleistungen, die von Treu-
händern („trustees“) oder bestellten Vormündern („appointed 
guardians“) erbracht werden, auch sonstige Rechtsdienst-
leistungen, die unter Aufsicht eines Gerichtes („court or  
tribunal“) durch Personen erbracht werden, die entweder 
durch das Gericht („court or tribunal“) selbst bestellt wer-
den (zB Bestellung eines Masseverwalters für einen öffent- 
lichen Auftraggeber) oder die unmittelbar durch Gesetz 
bestimmt werden. Hintergrund dieser Ausnahme ist, dass 
in beiden Fällen der öffentliche Auftraggeber nicht die Mög- 
lichkeit hat, den Rechtsdienstleister selbst zu bestimmen.
Zu Z 10: Z 10 setzt die Bestimmung des Art. 10 lit. a der 
RL 2014/24/EU um. Wie schon EG 24 der RL 2004/18/EG 
ausführte, weisen Dienstleistungsaufträge, die den Erwerb, 
die Miete oder die Pacht von unbeweglichem Vermögen oder 
Rechten daran betreffen, Merkmale auf, die die Anwendung 
der Vorschriften über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
unangemessen erscheinen lassen. Der Wortlaut der Z 10 
stellt (anders als die RL) auf „Verträge“ und nicht auf Dienst-
leistungsaufträge ab: da Lieferaufträge bzw. Bauaufträge 
im Kontext der Z 10 (Kauf bzw. Anmietung bereits existie-
render Immobilien) ebenso wenig in Frage kommen wie ein 
„Dienstleistungsauftrag“ über den Erwerb (Kauf) derselben, 
besteht keine inhaltliche Abweichung zum Unionsrecht und 
es handelt sich um eine rein terminologische Präzisierung. 
In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass die „An- 
mietung“ oder das „Leasen“ noch nicht existierender, nach 
den Vorstellungen eines öffentlichen Auftraggebers erst 
zu errichtender Gebäude nicht unter diese Ausnahmebe- 
stimmung fällt, da derartige Vertragskonstruktionen als „Bau-
aufträge“ zu qualifizieren sind (vgl. dazu EuGH Rs C-451/08, 
Helmut Müller, Rs C-213/13, Impresa Pizzarotti; zur Uner-
heblichkeit der nationalen Bezeichnung eines Vertragsver-
hältnisses vgl. oben die Ausführungen zu § 5).
Zu Z 11: Z 11 setzt die Ausnahmeregelung des Art. 11 der  
RL 2014/24/EU um. Voraussetzung ist, dass es sich um einen 
Dienstleistungsauftrag sowie um ein Leistungsverhältnis  
zwischen zwei öffentlichen Auftraggebern oder einem öffent- 
lichen Auftraggeber (dies kann gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 auch ein 
Zusammenschluss von mehreren öffentlichen Auftraggebern 
sein) und einem öffentlichen Sektorenauftraggeber (siehe  
§ 167) handelt und die konkrete Dienstleistung aufgrund 
eines ausschließlichen Rechtes (dh. eines Dienstleistungs-
monopols) von einem öffentlichen Auftraggeber an einen 
bestimmten anderen öffentlichen Auftraggeber/öffentlichen 
Sektorenauftraggeber (als Auftragnehmer) vergeben werden 
muss. Dieses Exklusivrecht muss einerseits aufgrund pub- 
lizierter („veröffentlichter“) Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften (Gesetz oder Verordnung) bestehen und ande-
rerseits unionsrechtskonform sein (vgl. dazu die Art. 101 ff 
AEUV, insbesondere Art. 106 AEUV; siehe ferner EuGH ver-
bundene Rs C-25/14 und C-26/14, UNIS, Rs C-549/14, Finn 
Frogne). Klarzustellen ist, dass diese Ausnahmevorschrift 
auch im Fall einer „gemeinsamen Vergabe“ (vgl. dazu die  
§§ 11, 22, 180 und 195) anwendbar sein kann.
Zu Z 12: Z 12 setzt Art. 14 der RL 2014/25/EU um. Der Wort-
laut dieser Ausnahme wurde gegenüber ihrer Vorgänger- 
bestimmung (vgl. Art. 16 lit. f der RL 2004/18/EG) nunmehr 
positiv formuliert und bezieht sich ausschließlich auf die in 
Z 12 taxativ angeführten CPV-Codes (zB Experimentelle Ent-
wicklung, Test und Bewertung). Aufträge über Forschungs- 
und Entwicklungsdienstleistungen (F&E-Dienstleistungen) 
fallen somit nur dann in den Anwendungsbereich des BVergG, 
wenn ihre Ergebnisse einerseits ausschließliches Eigen-
tum des öffentlichen Auftraggebers für seinen Gebrauch bei  

der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit sind und andererseits 
die Dienstleistungen vollständig durch den öffentlichen Auf-
traggeber vergütet werden. Z 12 bezieht, wie schon bisher, 
vor dem Hintergrund des Art. 179 Abs. 2 AEUV bestimmte 
Dienstleistungsaufträge im F&E-Bereich in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes ein. Nicht erfasst werden demgegen-
über F&E-Aufträge, die etwa im Bereich der Grundlagen-
forschung, aus allgemeinen politischen und wirtschaftlichen 
Zielsetzungen erfolgen und daher nicht konkret auftrags- 
bezogen sind. Dies bedeutet, dass etwa Beiträge zur Finan-
zierung von F&E-Programmen („allgemeine Forschungs- 
förderung“) nicht von Z 12 erfasst werden. Dadurch wird der 
zweckgerichtete Ansatz bei der Vergabe im Forschungs- und 
Entwicklungsbereich unterstrichen. Erfasst wird daher vom 
Gesetz die so genannte „Auftragsforschung“, das ist die 
Vergabe eines F&E-Dienstleistungsauftrages durch einen 
öffentlichen Auftraggeber, den dieser zur Erfüllung seiner 
ihm (zB gesetzlich) obliegenden Aufgaben benötigt oder 
benötigen kann. Zur Vermeidung von Umgehungskonstruk-
tionen führt EG 35 zur Ausnahmebestimmung Folgendes 
aus: „Die Kofinanzierung von Forschungs- und Entwicklungs-
programmen durch die Industrie sollte gefördert werden.  
Es sollte folglich klargestellt werden, dass diese Richtlinie 
nur anwendbar ist, wenn es keine solche Kofinanzierung gibt 
und wenn das Ergebnis der Forschungs- und Entwicklungs-
tätigkeiten dem betreffenden öffentlichen Auftraggeber zu- 
gutekommt. Damit sollte die Möglichkeit nicht ausge- 
schlossen werden, dass der Dienstleistungserbringer, der  
diese Tätigkeiten durchgeführt hat, einen Bericht darüber 
veröffentlichen darf, solange der öffentliche Auftraggeber die 
alleinigen Rechte zum Gebrauch der Forschungs- und Ent- 
wicklungsergebnisse bei der Ausübung seiner Tätigkeit 
behält. Ein fiktiver Austausch der Forschungs- und Ent- 
wicklungsergebnisse oder eine rein symbolische Beteili-
gung an der Vergütung des Dienstleisters sollte jedoch nicht  
die Anwendung dieser Richtlinie verhindern.“
Zu Z 13: Z 13 setzt Art. 10 lit. c der RL 2014/24/EU um. EG 24 
der RL führt dazu aus: „Es sei darauf hingewiesen, dass 
Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienste und andere ver-
gleichbare Formen alternativer Streitbeilegung normaler- 
weise von Organisationen oder Personen übernommen  
werden, deren Bestellung oder Auswahl in einer Art und  
Weise erfolgt, die sich nicht nach Vergabevorschriften 
für öffentliche Aufträge richten kann. Es sollte klargestellt  
werden, dass diese Richtlinie nicht für Aufträge zur Er- 
bringung solcher Dienstleistungen – ungeachtet ihrer 
Bezeichnung in den nationalen Rechtsvorschriften – gilt.“
Zu Z 14 und 15: Diese Bestimmungen setzen Art. 10 lit. e 
und f der RL 2014/24/EU um (die rein sprachlichen Adap- 
tionen vom Text der RL sind keine materiellen Abweichun-
gen). Der einschlägige Ausnahmetatbestand wurde im Legis-
lativpaket auf Drängen der Mitgliedstaaten neu gefasst und 
gegenüber den Vorgängerregelungen (vgl. etwa Art. 16 lit. d 
RL 2004/18/EG) substantiell erweitert. Einerseits werden 
nunmehr – ähnlich wie bisher – bestimmte Finanzdienstleis-
tungen im Zusammenhang mit Wertpapieren und Finanz- 
instrumenten vom Anwendungsbereich des Gesetzes  
ausgenommen. Der Begriff der „Wertpapiere“ und  
„Finanzinstrumente“ ist dabei unionsrechtlich im Sinne der  
RL 2004/39/EG auszulegen (vgl. dazu insbesondere  
Anhang I der zitierten RL). Ferner sind alle Dienstleistun- 
gen für öffentliche Auftraggeber, die von Zentralbanken 
erbracht werden sowie alle für öffentliche Auftraggeber von 
der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität und dem 
Europäischen Stabilitätsmechanismus durchgeführte Trans-
aktionen („operations“) vom Anwendungsbereich des Ge- 
setzes ausgenommen. Darüber hinaus unterliegen gemäß 
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Z 15 nunmehr alle Kredit- und Darlehensaufnahmen von 
öffentlichen Auftraggebern nicht mehr den Regelungen des 
Gesetzes. In diesem Zusammenhang führt EG 26 wie folgt 
aus: „Es sei darauf hingewiesen, dass der Begriff „Finanz-
instrumente“ im Sinne dieser Richtlinie dieselbe Bedeutung 
hat wie in anderen Rechtsakten über den Binnenmarkt; fer-
ner sollte mit Blick auf die kürzlich erfolgte Schaffung der 
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität und des Euro- 
päischen Stabilitätsmechanismus festgehalten werden, dass 
mit dieser Fazilität und diesem Mechanismus durchgeführte 
Transaktionen aus dem Anwendungsbereich dieser Richt-
linie ausgenommen werden sollten. Schließlich sollte klar-
gestellt werden, dass Darlehen oder Kredite, gleich ob sie 
mit der Ausgabe von Wertpapieren oder andere Finanz-
nstrumenten oder mit anderen diese betreffenden Trans- 
aktionen im Zusammenhang stehen oder nicht, aus dem 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden 
sollten.“ Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass ebenso 
wie unter dem Regime der Vorgängerrichtlinie 2004/18/EG  
das sog. öffentliche Schuldenmanagement („public debt 
management“) weiterhin nicht in den Anwendungsbereich 
des Gesetzes fällt (vgl. dazu die Einleitung von EG 27 der  
RL 2004/18/EG „Entsprechend dem Übereinkommen ge- 
hören Instrumente der Geld-, Wechselkurs-, öffentlichen 
Kredit- oder Geldreservepolitik … nicht zu den finanziellen 
Dienstleistungen im Sinne der vorliegenden Richtlinie.“ und 
Art. II Abs. 3 c) des GPA idF des Änderungsprotokolls).
Zu Z 16: Z 16 setzt Art. 10 lit. g der RL 2014/24/EU um 
und ist inhaltlich unverändert. Auf die Rechtsprechung des  
EuGH zu den Merkmalen eines Arbeitsverhältnisses ist  
hinzuweisen (vgl. dazu etwa Rs 66/85, Lawrie-Blum, Rz 17, 
Rs C 357/89, Raulin, Rz 10, Rs C 85/96, Martinez Sala, Rz 
32 und Rs C 413/01, Ninni-Orasche, Rz 24).
Zu Z 17: Z 17 setzt Art. 10 lit. h der RL 2014/24/EU um.  
Es handelt sich um eine Ausnahme für bestimmte in Z 17 
taxativ anhand des CPV-Codes aufgezählte Dienstleistun-
gen, die von „gemeinnützigen“ Organisationen erbracht 
werden müssen. Die „Gemeinnützigkeit“ ist als autonomes 
Konzept des Unionsrechtes jedenfalls nicht im Sinne der 
„Gemeinnützigkeit“ nach innerstaatlichem Recht (vgl. etwa 
die §§ 34 ff der BAO) zu beurteilen. Überdies ist auf folgende 
Divergenz zwischen den Sprachfassungen hinzuweisen: die 
deutsche Fassung der RL bezieht sich auf „gemeinnützige“ 
Organisationen, während andere Sprachfassungen sich auf 
„nicht gewinnorientierte“ Organisationen beziehen (vgl. eng-
lisch „non-profit“, französisch „associations à but non lucratif“,  
spanisch „sin animo de lucro“ bzw. italienisch „organizzazioni  
e associazioni senza scopo di lucro“). Das Konzept der 
„gemeinnützigen Organisationen und Vereinigungen” ist  
unionsrechtlich auszulegen: darunter wird man Rechtsträger 
verstehen können deren Ziel – im Gegensatz zum Zweck 
eines gewerblichen Unternehmens – nicht darauf ausge- 
richtet ist, durch die Erbringung ihrer Leistungen Gewinne 
zu erzielen (dies schließt aber zB nicht aus, dass solche 
Rechtsträger ihr Geschäftsjahr mit einem positiven Saldo 
abschließen denn sonst könnten sie nicht Rücklagen für die 
Finanzierung oder Verbesserung ihrer Leistungen bilden). 
Darüber hinaus ist auch festzuhalten, dass derartige Orga- 
nisationen und Vereinigungen oftmals gemeinnützige  
Zwecke verfolgen und freiwillige Mitarbeiter bei der Leis-
tungserbringung einsetzen (vgl. zu diesen „Freiwilligen- 
organisationen“ und den für sie geltenden unionsrechtlichen 
Rahmenbedingungen Rs C 50/14, CASTA). Vor diesem  
Hintergrund handelt es sich wohl um Organisationen, deren 
Ziel in der Erfüllung von Gemeinwohlaufgaben besteht, die 
nicht erwerbswirtschaftlich tätig sind und allfällige Gewinne 
reinvestieren, um das Ziel der Organisation zu erreichen. 

Die zukünftige Rechtsprechung des Gerichtshofes wird 
diesbezüglich zu beachten sein. Zur Auslegung der Begrif-
fe Katastrophenschutz, Zivilschutz und Gefahrenabwehr  
(„civil defence, civil protection and danger prevention“) 
wird etwa auf Art. 1 Abs. 2 bzw. Art. 4 des Beschlusses 
Nr. 1313/2013/EU über ein Katastrophenschutzverfahren  
der Union, ABl. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 924, und die 
Entscheidung 2007/779/EG, Euratom des Rates über ein 
Gemeinschaftsverfahren für den Katastrophenschutz,  
ABl. Nr. L 314 vom 01.12.2007 S. 9, verwiesen. Klarzustel-
len ist aber, dass es keine Voraussetzung für die Inanspruch- 
nahme der Ausnahmeregelung ist, dass eine Katastrophe 
usw. tatsächlich vorliegt (arg. „im Bereich“ bzw. „civil defence, 
civil protection, and danger prevention services that are  
provided by…“).
Des Weiteren ist auf einen Fehler in den derzeitigen Er- 
läuterungen zum CPV hinzuweisen: Flugrettungsdienst- 
leistungen sollen gemäß den Ausführungen zu CPV- 
Klasse 6373 („Support services for air transport“) unter 
die CPV-Klasse „7524“ fallen. Es handelt sich hierbei wie 
auch die Kommission bestätigte um einen Fehlverweis; der  
korrekte Verweis lautet „7525“. Rettungsdienstleistungen 
gemäß CPV-Code 75252000-7 umfassen daher alle Ret-
tungsdienstleistungen unabhängig der Transportmodali-
tät. Zur Qualifikation der Rettungsdienstleistungen wird auf 
die einschlägige Rechtsprechung des EuGH verwiesen 
(vgl. Rs C-76/97, Tögel, und C-50/14, CASTA). Der CPV-
Code 85143000-3 „Einsatz von Krankenwagen/ambulance  
services“ umfasst gemäß den Erläuterungen zum CPV 
„Ambulance services which consist of general and spe- 
cialised medical services delivered in the ambulance“. Dar-
unter fallen zeitkritische Rettungsleistungen (zB Transport 
von Schwerverletzten nach Unfällen in ein Krankenhaus), der 
Transport von Personen, die einer durchgehenden sanitäts-
dienstlichen oder ärztlichen Betreuung während des Trans-
portes bedürfen und der Transport von Personen, der aus 
gesundheitlichen Gründen nur in qualifizierter Weise (zB  
liegend oder im Krankensessel) erfolgen kann, dabei eine 
sanitätsdienstliche Betreuung während des Transportes er- 
forderlich ist und diese Art des Transportes nicht in sonsti-
ger regulärer Weise (zB mit PKW oder Taxi) durchgeführt  
werden kann. Sofern der Einsatz von Krankenwagen nicht 
vom Anwendungsbereich des BVergG ausgenommen ist 
(etwa weil keine gemeinnützigen Organisationen oder Ver- 
einigungen beauftragt werden sollen oder können), sind der-
artige Dienstleistungen als besondere Dienstleistungsauf- 
träge gemäß dem Regime des § 151 zu vergeben (vgl. dazu 
auch die Anhänge XVI und XVII).
Von der Ausnahme der Dienstleistungen gemäß CPV-Code 
85143000-3 nicht erfasst sind lediglich reine Krankentrans-
porte (Krankenbeförderung) durch Krankenwagen die sohin 
in den Anwendungsbereich des BVergG fallen. Diese Trans-
portdienstleistungen unterliegen als „Landtransportdienst-
leistungen“ (vgl. dazu die Gruppe „601“ des CPV) dem regu-
lären (Voll-)Regime des BVergG.
EG 28 der RL 2014/24/EU führt zur Ausnahmebestimmung 
der Z 17 aus: „Diese Richtlinie sollte nicht für bestimmte 
von gemeinnützigen Organisationen oder Vereinigungen 
erbrachte Notfalldienste gelten, da der spezielle Charakter 
dieser Organisationen nur schwer gewahrt werden könnte, 
wenn die Dienstleistungserbringer nach den in dieser Richt- 
linie festgelegten Verfahren ausgewählt werden müssten. 
Diese Ausnahme sollte allerdings nicht über das notwen-
digste Maß hinaus ausgeweitet werden. Es sollte daher aus-
drücklich festgelegt werden, dass der Einsatz von Kranken-
wagen zur Patientenbeförderung nicht ausgenommen sein 
sollte. In diesem Zusammenhang muss im Übrigen deutlich 
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gemacht werden, dass die CPV-Gruppe 601 „Landverkehr“ 
nicht den Einsatz von Krankenwagen beinhaltet, der unter die 
CPV-Klasse 8514 fällt. Es sollte daher klargestellt werden, 
dass für unter den CPV-Code 8514 30 00-3 fallende Dienst-
leistungen, die ausschließlich im Einsatz von Krankenwagen 
zur Patientenbeförderung bestehen, die Sonderregelung  
gelten soll. Folglich würden auch gemischte Aufträge für 
Dienste von Krankenwagen generell unter die Sonderrege-
lung fallen, falls der Wert des Einsatzes von Krankenwagen 
zur Patientenbeförderung höher wäre als der Wert anderer 
Rettungsdienste.“
Zu Z 18: Die Ausnahmebestimmung der Z 18 gründet nicht 
in einer expliziten Ausnahmebestimmung im Normtext der 
RL 2014/24/EU (in der sie offenkundig vergessen wurde) 
sondern folgt aus folgenden Überlegungen: Art. 1 Abs. 6 der 
RL 2014/25/EU (vgl. dazu § 178 Z 18) sieht vor, dass der 
„Anwendungsbereich dieser Richtlinie … keine nichtwirt-
schaftlichen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse  
[umfasst]“. Ebenso formuliert EG 6 zweiter UAbs. letzter  
Satz der RL 2014/24/EU: „Es sollte klargestellt werden,  
dass nichtwirtschaftliche Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse nicht in den Geltungsbereich dieser Richtlinie  
fallen sollten.“ Zur Klarstellung wird daher in § 9 eine ent-
sprechende Ausnahme eingefügt. Zur Auslegung des Begrif-
fes nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse wird insbesondere auf das Dokument der EK vom  
29.4.2013, Leitfaden zur Anwendung der Vorschriften der  
Europäischen Union über staatliche Beihilfen, öffentliche 
Aufträge und den Binnenmarkt auf Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und insbesondere  
auf Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse, 
SWD(2013) 53 final/2, und die Mitteilung der Kommission  
über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Euro- 
päischen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung  
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem  
Interesse (2012/C 8/02), ABl. Nr. C 8 vom 11.1.2012 S. 4, 
verwiesen. In diesen Dokumenten unterstreicht die Kom- 
mission, dass die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichen 
und nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse von den rechtlichen, politischen und wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten in dem jeweiligen Mitgliedstaat 
abhängt und deswegen stets eine Einzelfallbetrachtung 
erforderlich ist. Aus diesem Grund hat die Kommission es 
bislang abgelehnt, eine Liste jener Tätigkeiten zu erstellen, 
die grundsätzlich nie wirtschaftlicher Natur sind. Sie hat in 
Anlehnung an die Judikatur des EuGH in den erwähnten 
Dokumenten jedoch bestimmte Tätigkeitsfelder identifiziert, 
in denen derartige Tätigkeiten bzw. Dienstleistungen anzu-
treffen sind. Darunter fallen jene Bereiche, in denen der  
Staat als „öffentliche Hand“ oder Behörden in „ihrer Eigen-
schaft als Träger öffentlicher Gewalt“ handeln, der Bereich 
der „sozialen Sicherheit“, der „Gesundheitsfürsorge“ und des 
öffentlichen Bildungswesens.
So hat der EuGH in seinem Urteil in den verbundenen Rechts-
sachen C-264/01, C-306/01, C-354/01 und C-355/01, AOK 
Bundesverband ua., darauf hingewiesen, dass im Bereich 
der sozialen Sicherheit bestimmte Einrichtungen, die mit der 
Verwaltung gesetzlicher Kranken- und Rentenversicherungs-
systeme betraut sind, einen rein sozialen Zweck verfolgen 
und keine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben. Dies sei der 
Fall bei Krankenkassen, die nur die Gesetze anwenden und  
keine Möglichkeit haben, auf die Höhe der Beiträge, die 
Verwendung der Mittel und die Bestimmung des Leistungs- 
umfanges Einfluss zu nehmen. Denn ihre auf dem Grund- 
satz der nationalen Solidarität beruhende Tätigkeit werde 
ohne Gewinnerzielungsabsicht ausgeübt, und die Leistun-
gen werden von Gesetzes wegen und unabhängig von der 

Höhe der Beiträge erbracht (vgl. dazu auch Rs C-159/91 und  
C 160/91, Poucet und Pistre). Das in diesem Kontext er- 
wähnte Solidaritätsverhältnis bestand darin, dass ein Aus-
gleich zwischen den Kassen stattfand, um die finanziellen 
Unterschiede auszugleichen, die sich aus dem unterschied- 
lichen Umfang der versicherten Risiken ergeben (Risiko-
strukturausgleich): so trugen die Krankenkassen, die die  
kostengünstigsten Risiken versicherten, zur Finanzierung der 
Krankenkassen bei, die die kostenträchtigeren Risiken ve- 
rsicherten. In anderen Situationen hat der Gerichtshof  
Leistungen von Einrichtungen, die gesetzliche Systeme der 
sozialen Sicherheit verwalten, hingegen als wirtschaftliche 
Tätigkeiten qualifiziert (vgl. Rs C-244/94, Fédération française  
des sociétés d’assurance ua., und Rs C-67/96, Albany).
Vor diesem Hintergrund könnten daher Dienstleistungen 
im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung (wie zB 
Kur- und Rehableistungen) vom Anwendungsbereich dieses  
Bundesgesetzes ausgenommen sein; eine Einzelfallbe- 
trachtung ist jedenfalls erforderlich.
Zu Z 19: Z 19 setzt Art. 10 lit. b der RL 2014/24/EU um. Wie 
schon bisher wird nicht darauf abgestellt, ob Sendemate- 
rial (zB ein Programm) von einer Rundfunkanstalt gekauft 
wird, sondern ob das Sendematerial für die Ausstrahlung 
durch eine Rundfunkanstalt bestimmt ist. Die Begriffe „audio- 
visuelle Mediendienste“ und „Anbieter von Mediendiens-
ten“ sind gemäß Art. 10 lit. b der RL 2014/24/EU im Sinne  
der Definitionen dieser Begriffe in Art. 1 Abs. 1 lit. a bzw. 
d der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimm-
ter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
(Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste – AVMD-RL),  
ABl. Nr. L 95 vom 15.04.2010 S. 1, auszulegen (vgl. dazu für  
Österreich die entsprechenden Begriffsbestimmungen in  
§ 2 des Bundesgesetzes über audiovisuelle Medien- 
dienste [Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz – AMD-G], 
BGBl. I Nr. 84/2001, und in § 1a des Bundesgesetzes über  
den Österreichischen Rundfunk [ORF-Gesetz, ORF-G],  
BGBl. Nr. 379/1984). Der Begriff „Sendung“ hat dieselbe  
Bedeutung wie in Art. 1 Abs. 1 lit. b der AVMD-RL, 
umfasst jedoch gemäß Art. 10 lit. b der RL 2014/24/EU  
zusätzlich Hörfunksendungen und Hörfunk-Sendemate-
rial. Ferner hat der Begriff „Sendematerial“ für die Zwecke 
der Z 20 dieselbe Bedeutung wie „Sendung“. EG 23 der  
RL 2014/24/EU führt dazu aus: „Bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge über bestimmte audiovisuelle und Hörfunkmedien- 
dienste durch Mediendiensteanbieter sollten besondere 
kulturelle und gesellschaftspolitische Erwägungen berück-
sichtigt werden können, die die Anwendung von Vergabe-
vorschriften unangemessen erscheinen lassen. Aus diesen 
Gründen sollte eine Ausnahme für die von den Medien- 
diensteanbietern selbst vergebenen öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträge vorgesehen werden, die den Ankauf, die Ent-
wicklung, die Produktion oder die Koproduktion von sende-
fertigem Material sowie andere Vorbereitungsdienste zum 
Gegenstand haben, wie z. B. Dienste im Zusammenhang mit 
den für die Produktion von Sendungen erforderlichen Dreh-
büchern oder künstlerischen Leistungen. Es sollte ferner  
klargestellt werden, dass diese Ausnahme gleichermaßen für 
Rundfunk-Mediendienste wie für Abruf (on-demand) -dienste  
(nichtlineare Dienste) gelten sollte. Diese Ausnahme sollte  
jedoch nicht für die Bereitstellung des für die Produktion, 
die Koproduktion und die Ausstrahlung dieser Sendungen 
erforderlichen technischen Materials gelten.“ Zur Qualifika-
tion des ORF als öffentlicher Auftraggeber vgl. VwGH vom  
23. November 2016, Ra 2016/04/0021 (mit weiteren Nach-
weisen der Rspr des VwGH und des EuGH).
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Zu Z 20: Die Regelung ergeht in Umsetzung des Art. 37  
Abs. 2 erster UAbs. der RL 2014/24/EU. Sie nimmt die Be- 
schaffungen von Liefer- oder Dienstleistungen von einer zen-
tralen Beschaffungsstelle im Wege des sog. „Großhändler-
modells“ (vgl. § 2 Z 48 lit. a) vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes aus. Zur Definition der „zentralen Beschaffungs-
stelle“ vgl. § 2 Z 47. Im Bereich der „klassischen“ Auftrags-
vergabe ist jedoch darauf hinzuweisen, dass es sich gemäß 
Z 20 zwingend um eine zentrale Beschaffungsstelle handeln 
muss, die selbst öffentlicher Auftraggeber ist und demzu- 
folge bei der Entfaltung ihrer zentralen Beschaffungstätigkeit 
die Regelungen für öffentliche Auftraggeber (insbesondere 
daher die RL 2014/24/EU) einhalten muss. Der Wortlaut stellt 
klar, dass die Beschaffung von Liefer- oder Dienstleistungen 
von einer zentralen Beschaffungsstelle nur dann vom BVergG 
ausgenommen ist, wenn diese Waren oder Dienstleistungen 
von der zentralen Beschaffungsstelle spezifisch zum Zweck 
des „Weiterverkaufs“ an andere Auftraggeber (öffentliche 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber) beschafft wurden  
(und damit eine zentrale Beschaffungstätigkeit entfaltet  
wurde). Wie schon bisher ist unter den gleichen Bedin- 
gungen auch der Erwerb von Liefer- oder Dienstleistungen  
von „ausländischen“ (EU/EWR) zentralen Beschaffungsstel-
len im Sinne der RL 2014/24/EU von der Ausnahme erfasst 
(vgl. dazu auch die weiteren Regelungen in § 11 Abs. 2). In  
diesem Fall müssen sich öffentliche Auftraggeber lediglich 
vergewissern, dass es sich tatsächlich um eine zentrale 
Beschaffungsstelle handelt.
Zu Z 21: Z 21 setzt die Regelung des Art. 39 Abs. 4 zweiter 
UAbs. erster Satz der RL 2014/24/EU um. Es handelt sich 
hierbei um jene Ausnahmebestimmung, die eine gemein-
same grenzüberschreitende Beschaffung ermöglichen soll 
(vgl. dazu auch § 11). Sie deckt dabei jene Konstellationen 
einer gemeinsamen Beschaffung ab, in der ein „inländischer“ 
öffentlicher Auftraggeber von einem nicht in Österreich an- 
sässigen öffentlichen Auftraggeber (siehe dazu den Verweis 
auf Art. 2 Abs. 1 Z 1 der RL 2014/24/EU) ein „gemeinsames 
Vergabeverfahren“ durchführen lässt – sei es in Form eines 
gemeinsamen Zusammenwirkens (§ 11 Abs. 1) oder in Form 
einer gemeinsam gegründeten Tochter (§ 11 Abs. 3) – und 
der „ausländische Partner“ das Vergabeverfahren (wenn 
auch „für“ alle anderen an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten öffentlichen Auftraggeber) durch Zuschlag be- 
endet. In diesem Fall ist der nicht in Österreich ansässige 
öffentliche Auftraggeber auch alleiniger Adressat allfälli-
ger diesbezüglicher Rechtsschutzverfahren. Führt der Auf-
traggeber bzw. die gemeinsam gegründete „Tochter“ in den  
Fällen des § 11 Abs. 1 und 3 das Vergabeverfahren in  
eigenem Namen durch (dh. „cross border“ Beschaffung in 
Form eines „lead agent“, der selbst kauft zum Zweck des 
teilweisen Weiterverkaufs an den/die ausländischen Part-
ner) – wäre, falls es sich bei diesem „ausländischen“ öffent-
lichen Auftraggeber nicht auch zugleich um eine zentrale 
Beschaffungsstelle handeln sollte, ein Erwerb der von ihm 
beschafften Leistungen durch die anderen in die gemein-
same Beschaffung involvierten öffentlichen Auftraggeber 
grundsätzlich nicht ohne Durchführung eines Vergabever-
fahren möglich. Z 21 schafft in diesem Kontext die Mög-
lichkeit, von der Durchführung eines weiteren Vergabever-
fahrens Abstand zu nehmen. Voraussetzung ist jedoch, 
dass die Anforderungen des § 11 Abs. 1, 3 und 4 erfüllt 
sind, insbesondere dass die an der gemeinsamen Be- 
schaffung teilnehmenden öffentlichen Auftraggeber ein- 
deutig festgelegt sind und dass der „ausländische“ Partner 
den Zuschlag erteilt hat. Zu betonen ist ferner, dass eine rein 
innerstaatliche gemeinsame Beschaffung (vgl. dazu § 22) 
nicht in den Anwendungsbereich der Z 22 fällt.

Zu Z 22: Z 22 setzt die Regelung des Art. 37 Abs. 4 der  
RL 2014/24/EU um. Es handelt sich um das Pendant 
zur Regelung der Z 20 für den Fall des „Vollmachts- bzw.  
Vermittlermodells“ (vgl. dazu § 2 Z 48 lit. b), nämlich um  
die Freistellung der Beauftragung einer zentralen Be- 
schaffungsstelle (die ein öffentlicher Auftraggeber sein muss) 
mit dem Dienstleistungsauftrag, zentrale Beschaffungs- 
tätigkeiten – gegebenenfalls gekoppelt mit Nebenbe- 
schaffungstätigkeiten – für den beauftragenden öffent- 
lichen Auftraggeber zu entfalten. Die Beauftragung allein 
mit der Erbringung von Nebenbeschaffungstätigkeiten 
fällt hingegen nicht unter die Ausnahme der Z 22. EG 70 
der RL 2014/24/EU führt in diesem Zusammenhang aus: 
„Öffentlichen Auftraggebern sollte es gestattet sein, einen 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag über die Ausübung 
zentralisierter Beschaffungstätigkeiten an eine zentrale 
Beschaffungsstelle ohne Anwendung der in dieser Richt- 
linie vorgesehenen Verfahren zu vergeben. Ferner sollte es 
gestattet sein, dass derartige öffentliche Dienstleistungs-
aufträge auch die Ausübung von Nebenbeschaffungstätig-
keiten umfassen. Öffentliche Dienstleistungsaufträge für  
die Ausübung von Nebenbeschaffungstätigkeiten sollten, 
wenn sie nicht durch eine zentrale Beschaffungsstelle im Zu- 
sammenhang mit deren Ausübung zentraler Beschaffungs- 
tätigkeiten für den betreffenden öffentlichen Auftraggeber 
ausgeführt werden, im Einklang mit dieser Richtlinie ver- 
geben werden. Es sei ebenfalls daran erinnert, dass diese 
Richtlinie nicht gelten sollte, wenn zentrale Beschaffungs- 
tätigkeiten oder Nebenbeschaffungstätigkeiten auf ande-
re Weise als durch einen entgeltlichen Vertrag ausge- 
führt werden, der eine Beschaffung im Sinne dieser Richt- 
linie darstellt.“ Wie schon bisher ist unter den gleichen Bedin-
gungen sowohl die Beauftragung „inländischer“ wie auch 
„ausländischer“ (EU/EWR) zentraler Beschaffungsstellen  
mit den oben genannten Dienstleistungen von der Aus- 
nahme erfasst.
Zu Z 23: Z 23 setzt die Ausnahmebestimmung des Art. 10 
lit. j der RL 2014/24/EU um und nimmt bestimmte, taxativ 
aufgezählte Dienstleistungsaufträge im Kontext von Wahl-
kampagnen vom Anwendungsbereich des Gesetzes aus.  
EG 29 der RL 2014/24/EU führt dazu aus: „Es sei darauf hin-
gewiesen, dass diese Richtlinie nur für öffentliche Auftrag-
geber der Mitgliedstaaten gilt. Daher fallen politische Par-
teien im Allgemeinen nicht unter ihre Bestimmungen, da es 
sich bei ihnen nicht um öffentliche Auftraggeber handelt. In 
einigen Mitgliedstaaten könnten politische Parteien jedoch 
unter den Begriff „Einrichtungen des öffentlichen Rechts“  
fallen. Bestimmte Dienstleistungen (etwa die Herstellung von 
Werbe- und Videofilmen) sind jedoch, wenn sie im Rahmen 
einer Wahlkampagne erbracht werden, so untrennbar mit  
den politischen Ansichten der Dienstleister verknüpft, dass 
deren Auswahl normalerweise in einer Art und Weise erfolgt, 
die sich nicht nach Vergabevorschriften für öffentliche  
Aufträge richten kann. Schließlich sei darauf hingewiesen, 
dass für die Satzung und die Finanzierung der europäi-
schen politischen Parteien und der europäischen politischen  
Stiftungen andere als die in dieser Richtlinie festgelegten 
Regelungen gelten.“ Zum Begriff der „politischen Parteien“ vgl. 
für Österreich die Definition in § 1 Abs. 2 Parteiengesetz 2012, 
BGBl. I Nr. 56/2012. Diese Ausnahme gilt nur für bestimmte  
„im Rahmen von (Wahl)Kampagnen“ erbrachte Dienst- 
leistungen, dh. es muss ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen der Kampagne und der zu erbringenden Dienst-
leistung bestehen, Dienstleistungen im Rahmen von all- 
gemeinen Informationskampagnen fallen nicht darunter.
Zu Z 24: Z 24 setzt Art. 8 der RL 2014/24/EU um. Sie  
übernimmt inhaltlich unverändert die Ausnahmeregelung des 
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Art. 13 der RL 2004/18/EG (vgl. dazu wiederum EG 21 der 
zitierten RL und Art. 8 der RL 93/38/EWG). Hintergrund die-
ser Ausnahmebestimmung ist die Liberalisierung des Tele- 
kommunikationssektors. Damit Vergaben im ehemaligen 
Sektorenbereich nicht in das klassische Vergaberegime ein- 
bezogen werden, wurde diese Ausnahme in die RL auf- 
genommen. Zu betonen ist jedoch, dass Z 24 nur jene Ver-
gaben erfasst, deren Ziel darin besteht, einem öffentlichen 
Auftraggeber bestimmte Tätigkeiten im (ehemaligen) Tele-
kommunikationssektor zu ermöglichen. Zur Auslegung des 
Begriffes „hauptsächlich“ ist auf die Rechtsprechung des 
EuGH zum „Hauptgegenstand eines Auftrages“ zu ver- 
weisen (vgl. dazu die Ausführungen zu § 3 Abs. 1). Zur Aus-
legung der Begriffe „öffentliches Kommunikationsnetz“ und 
„elektronischer Kommunikationsdienst“ verweist Art. 8 der 
RL 2014/24/EU auf die Definitionen in der RL 2002/21/EG 
über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie),  
ABl. Nr. L 108 vom 24.4.2002 S. 33. In Z 24 wird auf die 
entsprechenden innerstaatlichen Umsetzungsakte ver- 
wiesen. Die Ausnahme erfasst somit insbesondere Ver- 
gabeverfahren, die einem öffentlichen Auftraggeber dazu 
dienen, ein elektronisches Kommunikationsnetz zu errichten  
oder zu betreiben, das ganz oder überwiegend der Bereit-
stellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommuni- 
kationsdienste dient, die die Übertragung von Informationen 
zwischen Netzabschlusspunkten ermöglichen.
Zu Z 25: Z 25 setzt die zweite Hälfte der Regelung des  
Art. 7 der RL 2014/24/EU um. Hintergrund dieser Ausnahme 
ist, dass die in Z 25 lit. a bis d genannten Tätigkeiten ehema-
lige Tätigkeiten im Postsektor darstellen (vgl. Art. 6 Abs. 2 
lit. c der RL 2004/17/EG). Während der Verhandlungen zum  
RL-Paket 2014 wurde der Anwendungsbereich der Sekto-
renRL im Postsektor jedoch signifikant reduziert (vgl. dazu  
§ 173). Die Ausnahmeregelung wurde daher geschaffen, 
damit diese ehemaligen Sektorenvergaben nicht in den 
Anwendungsbereich der klassischen Auftragsvergabe fallen. 
Lit. a erfasst gemäß der RL die abgesicherte Übermittlung 
von verschlüsselten Dokumenten mit elektronischen Mit-
teln, Adressenverwaltungsdiensten und die Übermittlung von 
registrierten E-Mail-Sendungen.
Zu Z 26: Z 26 stellt die erforderliche Parallelregelung zu  
§ 365 dar. § 365 legt fest, unter welchen Umständen  
Änderungen von Verträgen während ihrer Laufzeit zulässig  
bzw. unzulässig sind (vgl. dazu die Ausführungen zu  
§ 365). Aufgrund des Systems der RL (und demzufolge  
auch des BVergG) folgt, dass das Verfahren zur Änderung  
eines Vertrages grundsätzlich ein Vergabeverfahren dar-
stellt. Die RL sieht in diesem Zusammenhang etwa auch 
nicht die Zulässigkeit der Durchführung eines Sonder-
verfahrens vor (zB eines Verhandlungsverfahrens ohne  
vorherige Bekanntmachung mit nur einem Unternehmer).  
Damit systemkonform dieses nach den RL formlose Ver-
fahren (das mit einer Direktvergabe an einen Unternehmer 
vergleichbar ist) nicht zwangsläufig einem im BVergG vor-
gesehenen Verfahrenstypus zugeordnet wird, wird eine Aus-
nahmebestimmung für zulässige Vertragsänderungen im 
Sinne des § 365 vorgesehen. Die Direktvergabe (vgl. etwa  
§ 46) kann nicht für anwendbar erklärt werden, da diese 
nur im Unterschwellenbereich zulässig ist und andere An- 
wendungsvoraussetzungen als § 365 vorsieht. Hinsicht-
lich des unionsrechtlich zwingend vorzusehenden Rechts- 
schutzes ist folgendes auszuführen: Wie im Kontext jeder 
anderen Ausnahmebestimmung des Gesetzes auch,  
können Unternehmer deren (behauptete) unzulässige  
Inanspruchnahme ex ante und ex post bekämpfen. Den 
Maßstab für die Beurteilung der zulässigen unwesentlichen  

bzw. unzulässigen wesentlichen Änderung laufender Ver- 
träge bzw. Rahmenvereinbarungen bildet § 365 bzw. die ein-
schlägige Judikatur des EuGH.
Zu Abs. 2: Einerseits statuiert Abs. 2 eine spezifische  
Dokumentationspflicht des öffentlichen Auftraggebers hin-
sichtlich der Anwendung der in Abs. 1 genannten Aus- 
nahmebestimmungen (vgl. dazu die allgemeinen Ausfüh-
rungen zu den §§ 9 und 10 und zur Beweislast in diesem  
Kontext), andererseits werden die in Art. 9 Abs. 1 letzter UA 
bzw. Art. 17 Abs. 1 letzter UA enthaltenen Berichtspflichten  
an die Kommission umgesetzt.

Zu § 10 (Ausgenommene öffentlich-öffentliche  
Verhältnisse):
§ 10 setzt Art. 12 der RL 2014/24/EU um. Diese Aus- 
nahmebestimmung kodifiziert teilweise die Rechtspre-
chung des EuGH zur sog. „in-house“-Vergabe (vgl. dazu die  
Rechtsprechungslinie beginnend mit der Rs C 107/98, 
Teckal, und in weiterer Folge insbesondere die Rs C 26/03, 
C 231/03, C 458/03, C 29/04, C 340/04, C 295/05, C 337/05, 
C 371/05, C 220/06, C 454/06, C 324/07, C 573/07, C 182/11 
und C 183/11, C 574/12, C 15/13, C 568/13, C 51/15 und 
C 553/15) und zur „öffentlich-öffentlichen Kooperation“  
(vgl. dazu die Rechtsprechungslinie beginnend mit  
Rs C 480/06, Stadtreinigung Hamburg, und in weiterer  
Folge insbesondere C 159/11, C 386/11, C 564/11, C 
352/12 und C 15/13), die nach der Judikatur nicht nur  
Ausnahmen zum Sekundärrecht sondern auch zum Primä- 
rrecht darstellen. Die Neuregelungen in der RL (und  
damit auch im BVergG) greifen diese Rechtsprechung  
auf und erweitern sie teilweise (vgl. dazu etwa Abs. 1 Z 2)  
bzw. modifizieren sie (vgl. dazu etwa Abs. 3). Zu betonen  
ist auch hier, dass die Auslegung des § 10 strikt der (auch 
zukünftigen) Judikatur des EuGH zu folgen hat. Der  
Begriff „Rechtsträger“ erfasst im vorliegenden Kontext  
alle juristischen Personen des privaten und des öffent- 
lichen Rechtes (vgl. Art. 12 Abs. 1 der RL). Ob die Vor-
aussetzungen für die Ausnahmen gemäß Abs. 1 bis 3 vor- 
liegen, ist zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe oder des 
Abschlusses der Kooperation zu prüfen und die Voraus- 
setzungen müssen bis zur vollständigen Abwicklung des  
Auftrages oder der Kooperation erfüllt sein (vgl. C-29/04, 
Kommission gegen Österreich).
Abs. 1 Z 1 enthält die Ausnahme zur „in-house“-Situation, 
wobei die Kriterien kumulativ zu erfüllen sind. Lit. a iVm  
dem letzten UAbs. der Z 1 regelt das „Kontrollkriterium“ im 
Sinne der „Parking Brixen“-Formel: dem Auftraggeber muss 
es möglich sein, sowohl auf die strategischen Ziele wie  
auch auf alle wichtigen Entscheidungen des von ihm kont-
rollierten Rechtsträgers einen „ausschlaggebenden“ Ein- 
fluss ausüben zu können, dh. er muss dessen Verhalten  
alleine determinieren können. Dem Erfordernis einer um- 
fassenden Kontrolle wird nicht entsprochen, falls sich der  
Einfluss nur auf einen Teil des Tätigkeitsbereiches eines 
Rechtsträgers bezieht (vgl. dazu etwa Rs C-15/13, Tech-
nische Universität Hamburg). Obwohl die RL (und Z 1 
lit. a) von „ausübt“ spricht, kommt es nicht darauf an, dass 
er diesen Einfluss in einer konkreten Situation auch tat-
sächlich geltend macht (etwa in Form einer Gesellschaf-
terweisung); „lediglich“ im Rahmen einer Gesamtbetrach-
tung aller maßgeblichen Umstände des Einzelfalles (recht- 
licher und faktischer Art) muss festgestellt werden können,  
dass der „hinter dem Rechtsträger stehende öffentliche Auf-
traggeber“ diesen auch tatsächlich beherrscht. Es muss 
sich, so der EuGH, um eine „strukturelle“, „funktionelle“ 
und „wirksame“ (effektive) Kontrolle handeln (vgl. dazu  
etwa Rs C-15/13, Technische Universität Hamburg).  
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Ob diese Art der geforderten Kontrolle tatsächlich möglich  
ist, hängt nicht zuletzt auch von der Rechtsform des be- 
treffenden Rechtsträgers ab. In Anlehnung an die Recht- 
sprechung des EuGH wird explizit klargestellt, dass diese 
Kontrolle auch mittelbar (über mehrere „Beherrschungs- 
glieder“) ausgeübt werden kann (Indizien dafür können  
etwa die Identität der leitenden Organe sein), es ist gleich-
wohl zu betonen, dass die qualifizierte Kontrollmöglich- 
keit grundsätzlich schwächer wird, je mehr zwischenge-
schaltete Rechtsträger involviert sind.
Lit. b regelt das sog. „Kontrollkriterium“ und legt jene Umsatz-
schwelle fest (vgl. dazu auch Abs. 4), ab der ein in-house-
Verhältnis möglich ist. Zu betonen ist, dass es „mehr“ als 80% 
der Tätigkeiten sein müssen (vgl. dazu auch Rs C-340/04, 
Carbotermo), denn ab dieser Schwelle ist davon auszuge-
hen, dass im Sinne der Rechtsprechung der kontrollierte 
Rechtsträger seine Tätigkeit im Wesentlichen für den ihn 
beherrschenden öffentlichen Auftraggeber verrichtet und 
jede andere Tätigkeit rein nebensächlich ist. Zu berücksich- 
tigen sind in diesem Zusammenhang alle Tätigkeiten, die  
der Rechtsträger als Auftragnehmer im Rahmen einer  
Vergabe durch den öffentlichen Auftraggeber verrichtet, ohne 
dass die Person des Begünstigten – sei es der öffentliche 
Auftraggeber selbst oder der Nutzer der Leistungen – von 
Bedeutung wäre. Es kommt nicht darauf an, wer den be- 
treffenden Rechtsträger vergütet: dies können der ihn kon-
trollierende öffentliche Auftraggeber oder Dritte als Nutzer 
der Leistungen sein. Es spielt in diesem Kontext gemäß 
der Judikatur auch keine Rolle, in welchem Gebiet die ge- 
nannten Leistungen erbracht werden. Hervorzuheben 
ist, dass die Bewertung sich nicht nur auf jene Tätigkeiten 
erstreckt, mit denen der Rechtsträger von dem ihn beherr-
schenden öffentlichen Auftraggeber betraut wurde, sondern 
auch auf jene Tätigkeiten, die an andere, von demselben 
öffentlichen Auftraggeber im Sinne der lit. a kontrollierte 
Rechtsträger erbracht werden (zB „Schwestergesellschaf-
ten“ oder andere Rechtsträger im „öffentlichen in-house  
Konzern“). Wie auch im Fall der lit. a handelt es sich um  
eine Einzelfallbetrachtung. Im Übrigen wird auf die Aus- 
führungen zu Abs. 4 verwiesen.
Lit. c enthält ein von der bisherigen Rechtsprechung abwei-
chendes Kriterium. Während der EuGH in der Rs C-26/03, 
Stadt Halle, noch kategorisch jedwede private Kapital- 
beteiligung im Rahmen eines in-house-Verhältnisses aus-
schloss, etabliert lit. c nunmehr eine eng begrenzte Ausnah-
me von dieser Regel: es muss sich einerseits um eine uni-
onsrechtskonforme gesetzlich vorgesehene und zwingende  
Form der privaten Kapitalbeteiligung am Rechtsträger han-
deln (zB Zwangsmitgliedschaft in einem Verband), die ande-
rerseits die ausschlaggebende Kontrolle des beherrschenden 
öffentlichen Auftraggebers (siehe dazu lit. a) nicht in Frage 
stellen darf. Von einer „direkten privaten Kapitalbeteiligung“ 
im Sinne des BVergG und der RL ist auszugehen, wenn eine 
natürliche oder juristische Person Anteilseigner bzw. Gesell-
schafter eines Rechtsträgers ist und es sich bei diesem 
Anteilseigner oder Gesellschafter nicht um einen öffentlichen 
Auftraggeber handelt. Auf eine bestimmte gesellschafts- oder 
vermögensrechtliche Verbindung kommt es dabei nicht an. 
Deswegen sind auch stille Gesellschafter darunter zu sub- 
sumieren. Sind mehrere Private an einem Rechtsträger 
beteiligt, so sind deren Kapitalbeteiligungen bzw. Antei-
le zusammenzurechnen und der „öffentlichen Beteiligung“  
im Rahmen einer Gesamtbetrachtung gegenüberzustel-
len. Eine (im Sinne der lit. c nicht relevante) indirekte pri-
vate Kapitalbeteiligung liegt hingegen etwa dann vor, wenn  
Private nur mittelbar an einem Rechtsträger beteiligt sind; 
dies wäre etwa der Fall, wenn eine Einrichtung des öffent- 

lichen Rechts (mit privater Minderheitsbeteiligung) als öffent-
licher Auftraggeber ausschließlicher Anteilsinhaber an einem 
anderen Rechtsträger ist.
Abs. 1 Z 2 enthält zwei neue Ausnahmetatbestände: lit. a 
regelt die sog. „umgekehrte“ („reverse“ oder „bottom-up“) 
– in-house-Vergabe und lit. b die in-house – Schwesterver- 
gabe. In allen Fällen der Z 2 handelt es sich um Aufträge einer 
„in-house“ Einrichtung (arg. „öffentlicher Auftraggeber, der 
Rechtsträger gemäß Z 1 ist“) an einen besonders qualifizierten 
anderen öffentlichen Auftraggeber.
Im Fall der lit. a kann ein in-house-Rechtsträger gemäß  
Abs. 1 Z 1, der zugleich öffentlicher Auftraggeber sein muss, 
Aufträge an den ihn kontrollierenden Auftraggeber (dh. an  
seine „Mutter“) vergeben, ohne die Bestimmungen des 
BVergG beachten zu müssen. Zu betonen ist, dass es in  
dieser Konstellation unerheblich ist, ob am Auftragnehmer  
(das ist der kontrollierende öffentliche Auftraggeber als  
„Mutter“) eine private Kapitalbeteiligung besteht oder nicht. 
Aus der Definition der „Einrichtung des öffentlichen Rechts“ 
(§ 4 Abs. 1 Z 2) folgt, dass eine minderheitliche private  
Kapitalbeteiligung am Auftragnehmer (das ist in diesem Fall 
seine „Mutter“) in diesem Fall möglich und zulässig ist. Des 
Weiteren ist auch darauf hinzuweisen, dass im Fall der lit. 
a das Tätigkeitskriterium (vgl. Abs. 1 Z 1 lit. b) in Bezug auf  
die „Mutter“ (als Auftragnehmerin) irrelevant ist: es ist somit 
nicht notwendig, dass die „Mutter“ mehr als 80% ihrer Tätig-
keiten für die beauftragende „Tochter“ erbringt. Auch ist kein 
„minimales Umsatzerfordernis“ vorgesehen, sodass auch 
einmalige ad hoc-Vergaben von dieser Ausnahme profi-
tieren können. Aus der klaren Formulierung des Gesetzes 
und der RL (bewusste Verwendung des Singulars: „an den 
ihn kontrollierenden öffentlichen Auftraggeber“) geht hervor, 
dass diese Ausnahme ausschließlich in einem Verhältnis 
gemäß Z 1 (ein öffentlicher Auftraggeber kontrolliert einen 
Rechtsträger), keinesfalls jedoch in einer Situation gemäß  
Z 3 („Coditel“-Situation: mehrere öffentliche Auftraggeber 
kontrollieren gemeinsam einen Rechtsträger) anwendbar  
ist.
Der Fall der lit. b nimmt die Vergabe eines in-house-Rechts-
trägers gemäß Abs. 1 Z 1 an eine „in-house-Schwester- 
gesellschaft derselben Mutter“ vom Anwendungsbereich  
des BVergG aus. Obwohl lit. b nur Bezug nimmt auf einen 
anderen von dem ihn kontrollierenden öffentlichen Auf- 
traggeber „kontrollierten“ Rechtsträger ist es aufgrund der 
Systematik und der Entstehungsgeschichte der zugrunde  
liegenden Richtlinienbestimmung unzweifelhaft, dass die 
„Schwestergesellschaft“ von der gemeinsamen „Mutter“  
nicht bloß kontrolliert werden muss, sondern dass es sich 
um eine weitere in-house-Tochter dieser Mutter handeln 
muss, die alle Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1 erfüllt. Alle  
involvierten Rechtsträger (Mutter und Töchter) müssen 
somit einen öffentlichen in-house-Verbund bilden (welcher 
in einer funktionalen Betrachtung nicht am Markt agiert).  
Am Auftragnehmer (dh. an der „Schwester“) darf grund- 
sätzlich keine private Kapitalbeteiligung bestehen mit Aus-
nahme unionsrechtskonformer gesetzlich vorgesehener 
und zwingender Formen direkter privater Kapitalbeteiligung  
(vgl. dazu die Ausführungen zu Abs. 1 Z 1 lit. c). Durch die  
Formulierung des BVergG und der RL wird jedoch nicht nur 
der Fall einer Beauftragung zwischen zwei „Schwestern“ der-
selben „Mutter“ abgedeckt, sondern etwa auch der Fall der 
Beauftragung zwischen einer „Tochter“ und einer „Enkelin“ 
desselben (beide in-house beherrschenden) öffentlichen  
Auftraggebers (arg. „Auftrag … an eine andere von dem- 
selben öffentlichen Auftraggeber kontrollierte juristische  
Person“ in Art. 12 Abs. 2 der RL). In diesem Fall ist jedoch 
sicherzustellen, dass ein in-house-Verhältnis sowohl  
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zwischen „Enkelin“ und „Großmutter“ wie auch zwischen 
„Mutter“ und „Tochter“ besteht.
Abs. 1 Z 3 regelt zusammen mit Abs. 2 den Fall der „in-
house“-Vergabe in der sogenannten „Coditel“-Situation, dh. 
dass mehrere öffentliche Auftraggeber gemeinsam einen 
Rechtsträger beherrschen. Auch in diesem Fall gelten die 
kumulativen in-house-Kriterien („Kontrollkriterium“, „Wesent-
lichkeitskriterium“, „Beteiligungskriterium“) allerdings mit 
gewissen Modifikationen. Der Wortlaut der Z 3 ist mit jenem 
des Art. 12 Abs. 3 der RL nicht völlig ident (vgl. den Ein- 
leitungsteil), es ergeben sich daraus jedoch keine inhaltlichen 
Abweichungen.
Abs. 1 Z 3 lit. a regelt in Verbindung mit Abs. 2 das „Kon- 
trollkriterium“: die erforderliche „gemeinsame“ Kontrolle aller 
an einem Rechtsträger beteiligten öffentlichen Auftraggeber 
muss in einer gesamtheitlichen Sicht jene Einflussmöglich-
keiten gewährleisten, wie dies auch im Fall des Abs. 1 Z 1  
lit. a vorgesehen ist (grundsätzlich wird daher auf die 
Ausführungen dazu verwiesen). Wie auch in der Recht- 
sprechung des EuGH betont wird, ist eine (anteilsmäßige 
oder gesellschaftliche) Beteiligung am Rechtsträger unab-
dingbare Voraussetzung für eine Kontrolle im Kontext der 
lit. a (vgl. dazu etwa Rs C 15/13, Technische Universität 
Hamburg). Es ist nach der Rechtsprechung nicht erforder-
lich, dass jeder Anteilsinhaber allein ein individuelles Kon- 
trollrecht über den Rechtsträger ausüben kann, doch darf  
die über den Rechtsträger insgesamt ausgeübte Kontrolle  
nicht nur auf der Kontrollbefugnis jenes öffentlichen Auf- 
traggebers beruhen, der die Mehrheit der Anteile des  
Rechtsträgers hält, da anderenfalls das Konzept der gemein-
samen Kontrolle ausgehöhlt würde. Hat daher ein öffentlicher 
Auftraggeber innerhalb eines gemeinsam gehaltenen (zu 
beauftragenden) Rechtsträgers eine Stellung inne, die ihm 
nicht die geringste Möglichkeit einer Teilnahme an der Kon- 
trolle über diesen Rechtsträger sichert, begründet dies im  
Sinne der lit. a keine Kontrollmöglichkeit für diesen öffent- 
lichen Auftraggeber (trotz dessen Beteiligung). Ein solcher 
rein formaler Beitritt zu einem Rechtsträger oder dessen 
gemeinsamem Leitungsorgan begründet keine Kontrolle  
im Sinne des Abs. 1 Z 3 lit. a (vgl. dazu etwa die verb.  
Rs C 182/11 und C 183/11, Econord). Zu den Anforderungen 
an die gemäß lit. a erforderliche gemeinsame Kontrolle vgl. 
näher Abs. 2.
Hinsichtlich Abs. 1 Z 3 lit. b und c wird auf die entsprechen-
den Ausführungen zu Abs. 1 Z 1 lit. b und c verwiesen.
Abs. 2 formuliert die Anforderungen an die geforderte „ge- 
meinsame“ Kontrolle gemäß Abs. 1 Z 3 lit. a näher aus und 
stellt drei kumulativ zu erfüllende Bedingungen auf: Abs. 2  
Z 1 sieht vor, dass die beschlussfassenden Organe sich aus 
Vertretern sämtlicher beteiligter öffentlicher Auftraggeber 
(den Anteilsinhabern) zusammensetzen müssen. In diesem 
Zusammenhang spricht die RL von „Vertretern sämtlicher 
teilnehmender öffentlicher Auftraggeber“. Der im BVergG 
gewählte Begriff „beteiligter“ öffentlicher Auftraggeber soll, 
ohne inhaltliche Abweichung zur RL, den der RL zugrunde 
liegenden Gedanken der „Beteiligung am entscheidenden 
Kontrollorgan aller an der in-house-Konstruktion involvier-
ter öffentlicher Auftraggeber“ besser zum Ausdruck bringen. 
Die RL und das BVergG ermöglichen in diesem Zusammen-
hang überdies Vertretungskonstruktionen, nicht zuletzt um 
die Größe der beschlussfassenden Gremien praxisgerecht 
gestalten zu können. Im Fall einer bloß mittelbaren Reprä-
sentanz der an der in-house-Konstruktion beteiligten öffent-
lichen Auftraggeber im relevanten Beschlussgremium müss-
ten entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, damit 
weiterhin deren geforderte relevante Einflussmöglichkeit 
gewahrt bleibt (zB durch Bindung des Stimmverhaltens des 

Vertreters, Mitwirkungsmöglichkeit in Vorbereitungsgremien). 
Nicht ausreichend ist hingegen ein bloß abstraktes Recht 
auf Konsultation oder Information von Anteilsinhabern, ein 
Kontrollrecht ex post bezogen auf die Leistungserbringung 
an den Anteilsinhaber oder ähnliches. Abs. 2 Z 2 übernimmt 
die „Parking Brixen“ – Formel (vgl. dazu die Ausführungen 
zu Abs. 1 Z 1 lit. a) und fordert eine strukturelle, funktionelle 
und wirksame (effektive) gemeinsame Kontrolle im Hinblick 
auf den gesamten Tätigkeitsbereich des gemeinsam ge- 
haltenen Rechtsträgers. Abs. 2 Z 3 fordert überdies, dass der 
kontrollierte Rechtsträger keine Interessen verfolgen darf, 
die denen der Anteilsinhaber zuwiderlaufen. Dieses Krite- 
rium entstammt dem Judikat Rs C 324/07, Coditel, und soll 
nach Auffassung der Kommission ein Kriterium zur Ver- 
meidung von unfairen Wettbewerbsvorteilen für marktori-
entierte Einrichtungen beinhalten. Aus dem systematischen 
Kontext der Regelung (Konkretisierung des Kontrollkrite-
riums) lässt sich erschließen, dass dieses Kriterium ins- 
besondere eine zu weitgehende Marktorientierung der 
kontrollierten Einrichtung hintanhalten soll (vgl. dazu die  
Argumentation des EuGH in der Rs C 573/07, Sea).  
Daraus folgt jedoch nicht, dass der kontrollierte Rechts- 
träger den identen Rahmenbedingungen unterworfen ist, 
welche einem der ihn kontrollierenden öffentlichen Auftrag-
geber gegebenenfalls (gesetzlich) auferlegt sind. So würde 
etwa die gesetzliche Vorgabe an einen öffentlichen Auftrag-
geber, seine Tätigkeiten bloß kostendeckend zu erbringen, 
nicht auf den von ihm beherrschten Rechtsträger „durch-
schlagen“. Andererseits ist auch zu betonen, dass die  
Interessen aller an der in-house-Konstruktion beteiligten 
öffentlichen Auftraggeber im Rahmen einer Beurteilung 
gemäß Abs. 2 Z 3 relevant sind.
Abs. 3 regelt die sogenannte „öffentlich – öffentliche Koope-
ration“; es handelt sich hierbei um eine der Rechtsprechung 
des EuGH entstammende Ausnahme, die von der RL auf-
gegriffen und modifiziert wurde. Angesprochen sind damit 
Vertragskonstruktionen, die von öffentlichen Aufträgen ins-
besondere darin abweichen, als neben dem Austausch von 
Leistung gegen Entgelt weitere Elemente in der Leistungs-
beziehung zwischen den öffentlichen Auftraggebern eine 
wesentliche Rolle spielen (vgl. EG 34 der RL 2014/24/EU  
der dieses „kooperative Konzept“ hervorhebt, das diese  
Ausnahme von der „in-house“-Ausnahme unterscheidet). 
Derartige Kooperationen können ausschließlich zwischen 
öffentlichen Auftraggebern geschlossen werden, sie sind 
aber nicht auf bestimmte Typen von öffentlichen Auftrag- 
gebern beschränkt (vgl. dazu EG 32 letzter UAbs.). Damit  
die Ausnahme des Abs. 3 zur Anwendung kommen kann, 
müssen die in Z 1 bis 3 vorgesehenen Bedingungen kumu-
lativ erfüllt sein.
Abs. 3 Z 1 sieht vor, dass der Vertrag eine „Zusammen- 
arbeit“ (Kooperation) aller beteiligten öffentlichen Auftrag-
geber begründen muss. Dieses kooperative Konzept im- 
pliziert, dass alle Beteiligten einen Beitrag zur gemein- 
samen Ausführung der betreffenden öffentlichen Dienst- 
leistung erbringen müssen, der über eine allfällig vorge- 
sehene Entgeltszahlung hinausgeht. Keine Kooperation im 
Sinne des Abs. 3 liegt daher vor, wenn einer der beteilig-
ten öffentlichen Auftraggeber als reiner Leistungsbeschaffer 
(„Geld gegen Leistung“) auftritt; dies wäre nach der Syste- 
matik der RL und des Gesetzes ein „Auftrag“ aber keine 
„Kooperation“ (anders noch zur Rechtslage vor den Ver- 
gabeRL 2014 VwGH vom 17. Juni 2014, 2013/04/0020,  
und vom 22. September 2017, 2013/04/0174). Es ist nicht 
erforderlich, dass alle an einer Kooperation Beteiligten  
äquivalente Pflichten übernehmen; dies ist deswegen zu 
betonen, weil anderenfalls Kooperationen zwischen sehr 
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divergierenden Partnern (zB Wien und kleine Umlandge- 
meinde) nicht möglich wären. Jedoch wird man von einer 
Kooperation dann nicht mehr sprechen können, wenn letzt-
lich (fast) alle Leistungen von einem Kooperationspartner 
erbracht werden und der andere bzw. die anderen Part-
ner lediglich einen formalen Beitrag leistet bzw. leisten (auf 
das unionsrechtliche Umgehungsverbot wird hingewie-
sen). Im Einzelfall ist daher zu beurteilen, ob die Leistungen  
der Kooperationspartner echte Beiträge zur gemein- 
samen Leistungserbringung darstellen oder ob diese Bei- 
träge nicht (gänzlich) unerheblicher Art sind.
Die Form des Vertrages in der die Kooperation begründet 
wird, wird im BVergG (und in der RL) nicht näher bestimmt. 
Gegenstand der Kooperation können alle Arten von Tätigkei-
ten in Verbindung mit jenen Aufgaben sein, die den beteilig-
ten öffentlichen Auftraggebern obliegen. Wie der Gerichtshof 
schon mehrfach betont hat, müssen die Kooperationspartner 
Adressat „derselben“ Aufgabe sein (vgl. dazu Rs C 480/06, 
Kommission gegen Deutschland, Rs C 159/11, ASL Lecce, 
Rs C 564/11, Consulta Regionale Ordine Ingegneri della 
Lombardia, Rs C 352/12, Consiglio Nazionale degli Ingegneri  
gegen Comune di Castelvecchio Subequo); für Österreich 
findet sich etwa ein (nicht abschließender) Katalog von  
derartigen Aufgaben für Gemeinden in Art. 118 Abs. 3 B-VG. 
Der Begriff „öffentliche Dienstleistung“ („public services“,  
„services publics“, „servizi pubblici“) bedeutet nicht, dass  
es sich hierbei nur um hoheitliche Aufgaben handelt; essen-
tiell ist, dass diese Aufgabe von allen Kooperationspartnern 
besorgt werden muss (vgl. diesbezüglich englisch „they have 
to perform“, französisch „ils doivent assurer“, italienisch 
„che esse sono tenute a svolgere“). Dass Gegenstand einer 
Kooperation nur die Erbringung einer allen Kooperations-
partnern obliegenden identen Aufgabe sein kann bedeutet  
in weiterer Folge aber nicht, dass die von den verschie- 
denen Partnern im Rahmen der Kooperation erbrachten 
Leistungen notwendigerweise identisch sein müssen; diese  
Leistungsbeiträge können sich auch ergänzen. Die allen 
Kooperationspartnern obliegende Aufgabe dient diesen zur 
Erfüllung eines ihnen verpflichtend vorgegebenen „gemein-
samen Zieles“ (das grundsätzlich aber jeder Kooperations-
partner auch für sich alleine verfolgen könnte).
Abs. 3 Z 2 übernimmt die in der Rechtsprechung entwickel-
te Voraussetzung, wonach die Implementierung („implemen- 
tation“; die deutsche Fassung der RL spricht von „Durch- 
führung“) dieser Zusammenarbeit ausschließlich durch  
Überlegungen im Zusammenhang mit dem öffentlichen 
Interesse bestimmt sein muss. Dies bedeutet, dass durch  
die Kooperation kein privater Dienstleister einen Vorteil 
gegenüber seinen Mitbewerbern erhalten darf und auch  
für etwaige Finanztransfers zwischen den teilnehmenden 
öffentlichen Auftraggebern ausschließlich Erwägungen des 
öffentlichen Interesses maßgeblich sein dürfen. Letztere 
Bedingung wäre insbesondere dann erfüllt, wenn die Finanz-
transfers zwischen den beteiligten öffentlichen Auftrag- 
gebern sich auf einen reinen Kostenausgleich beschränken 
würden.
Abs. 3 Z 3 enthält analog zu Abs. 1 Z 1 lit. b bzw. Z 3 lit. b  
eine Beschränkung hinsichtlich der Betätigungsmöglich- 
keiten auf dem freien Markt (vgl. dazu auch die Ausfüh- 
rungen oben sowie die Bestimmung des Abs. 4). Berech-
nungsbasis für die zulässige Betätigung am Markt ist der 
Gesamtwert jener Leistungen, die im Rahmen der Koope- 
ration durch alle Kooperationspartner erbracht werden  
sollen.
Abs. 4 enthält die Regelungen, wie der in Abs. 1 Z 1 lit. b, Abs. 1  
Z 3 lit. b und Abs. 3 Z 3 genannte prozentuale Anteil der 
Tätigkeiten zu berechnen ist. Die Formulierung weicht (ohne 

inhaltliche Änderungen) von der deutschen Sprachfassung 
der RL-Bestimmung ab um eine bessere Verständlichkeit  
zu gewährleisten und um Übersetzungsfehler und -un- 
schärfen zu bereinigen. Existieren Daten für die letzten  
(dh. die vorhergehenden) drei Jahre vor Auftragsvergabe  
oder Vertragsschluss, ist entweder der durchschnittliche 
Gesamtumsatz aller durch den Rechtsträger bzw. – im Rah-
men der Kooperation – durch die öffentlichen Auftraggeber 
erbrachten Leistungen oder eine alternative Bemessungs- 
größe heranzuziehen. Als „geeigneter alternativer, in Rela-
tion zu den jeweiligen Tätigkeiten stehender Wert“ kön-
nen beispielsweise Kosten herangezogen werden, die 
dem betreffenden Rechtsträger oder den betreffenden 
öffentlichen Auftraggebern während der letzten drei Jahre  
vor Vergabe des Auftrages oder vor Abschluss der Koope-
ration in Bezug auf die entsprechenden Leistungen ent-
standen sind. Existieren derartige Daten nicht, können 
die entsprechenden Daten durch seriöse Schätzungen 
oder Prognosen substituiert werden. Der Gerichtshof hat 
im Kontext der in-house Ausnahme festgehalten, dass im 
Zusammenhang mit der Berechnung, ob die jeweils rele- 
vante Schwelle erreicht oder überschritten wird, im Fall 
der Heranziehung des Umsatzes jener Umsatz ausschlag- 
gebend ist, den der Rechtsträger aufgrund der Vergabe 
entscheidungen des kontrollierenden öffentlichen Auftrag- 
gebers erzielt, und zwar einschließlich des Umsatzes, der in 
Ausführung solcher Entscheidungen mit Nutzern erzielt wird 
(vgl. Rs C-340/04, Carbotermo).
Abs. 5 enthält eine Öffnungsklausel, die in-house Kon- 
struktionen und öffentlich – öffentliche Kooperationen auch  
zwischen öffentlichen Auftraggebern und öffentlichen Sektoren- 
auftraggebern bzw. unter Beteiligung „ausländischer“  
(EU/EWR) öffentlicher Auftraggeber und öffentlicher Sekto-
renauftraggeber ermöglichen soll. Dadurch wird beispiels- 
weise gewährleistet, dass „Tochtergesellschaften“ eines  
sie kontrollierenden öffentlichen Auftraggebers mit Sitz in  
verschiedenen Staaten (Mitgliedstaat der EU oder sonstige  
Vertragspartei des EWR-Abkommens) einander ohne öffent-
liche Ausschreibung beauftragen können.
Abs. 6 enthält im Hinblick auf allfällige Vergabekontroll- 
verfahren betreffend die rechtmäßige Anwendung der Aus- 
nahmevorschriften eine spezifische Dokumentationspflicht 
für öffentliche Auftraggeber (vgl. dazu auch die allge- 
meinen Ausführungen zu den §§ 9 und 10 und zur Beweis- 
last in diesem Kontext).

Zu den §§ 11 (Gemeinsame grenzüberschreitende  
Auftragsvergabe mehrerer öffentlicher Auftraggeber):
§ 11 setzt Art. 39 der RL 2014/24/EU um und zielt darauf 
ab, jene rechtlichen Schwierigkeiten zu beseitigen, die sich 
aus der Kollision nationaler Rechtsvorschriften bei einer 
gemeinsamen Vergabe öffentlicher Aufträge durch öffentliche 
Auftraggeber aus verschiedenen Mitgliedstaaten ergeben.  
§ 11 legt daher Bedingungen für die grenzüberschreitende 
Nutzung zentraler Beschaffungsstellen und das bei grenz- 
überschreitenden gemeinsamen Beschaffungsverfahren 
anwendbare Recht (materielles Recht und Rechtsschutz) fest. 
Er ergänzt somit die Kollisionsnormen der Verordnung (EG)  
Nr. 593/2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht (Rom I), ABl. Nr. L 177 vom 4.7.2008 
S. 6. Auf die zu § 11 korrespondierenden Ausnahmebe- 
stimmungen des § 9 Abs. 1 Z 20 bis 22 und die Ausführungen 
dazu wird verwiesen.
Abs. 1 regelt jene Formen der „gemeinsamen Beschaffung“ 
bei der verschiedene öffentliche Auftraggeber grenzüber-
schreitend ein (einziges) koordiniertes Beschaffungsver- 
fahren durchführen wollen, um ihren Bedarf zu decken. Wie 
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EG 71 der RL 2014/24/EU ausführt, können „gemeinsame 
Beschaffungen“ viele unterschiedliche Formen annehmen 
(von der koordinierten gleichen Ausgestaltung zweier ge- 
trennter Verfahren bis zur Durchführung eines einzigen 
Verfahrens bei dem alle involvierten Auftraggeber gemein- 
sam handeln oder bei dem ein Auftraggeber für sich und im 
Auftrag aller anderen Auftraggeber das Verfahren durchführt). 
Abs. 1 regelt jene Konstellationen, in der (grenzüberschrei-
tend) ein einziges Verfahren „für alle“ beteiligten Auftrag- 
geber durchgeführt werden soll. Zu diesem Zweck haben 
sie – sofern nicht ohnehin bereits ein völkerrechtliches Ab- 
kommen oder eine internationale Vereinbarung (MoU) 
besteht (vgl. zu diesen Begriffen auch die Ausführungen  
zu § 9 Abs. 1 Z 6 und 7) – eine schriftliche Vereinbarung zu 
schließen, die zumindest die in Abs. 1 Z 1 bis 3 angeführ-
ten Elemente beinhaltet. Fehlen diese grundlegenden Fest- 
legungen, kommt § 11 nicht zum Tragen. Aus praktischen 
Gründen wird diese Vereinbarung neben diesen verpflichten-
den Mindestfestlegungen regelmäßig weitere Elemente (wie 
zB Kostentragungs- oder Regressregelungen) beinhalten. 
Die Form dieser Vereinbarung (zivilrechtlicher oder öffent- 
licher Vertrag) steht den Auftraggebern frei. Gegenstand  
dieser Vereinbarung ist eine „gemeinsame Auftragsver- 
gabe“: dies kann neben der Durchführung eines einzelnen Ver- 
fahrens auch der Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
(inklusive der Abrufe aus dieser Rahmenvereinbarung) oder 
der gemeinsame Betrieb eines dynamischen Beschaffungs-
systems sein. Notwendig ist, dass zumindest ein Partner 
dieser gemeinsamen Beschaffung seinen Sitz nicht in Öster-
reich sondern in einem anderen Mitgliedstaat der Union  
bzw. in einer Vertragspartei des EWR hat. § 11 ist nicht  
auf Fälle einer gemeinsamen Beschaffung anwendbar, in 
denen der das Vergabeverfahren durchführende Partner  
seinen Sitz in einem Drittstaat hat.
Die in der Ausschreibung bekannt zu gebende Aufgaben-
aufteilung zwischen den involvierten Auftraggebern und die 
Festlegung des jeweils anwendbaren Regelungsregimes 
sind insbesondere im Hinblick auf allfällige Vergabekon- 
trollverfahren von Bedeutung. Bei der Festlegung der Zu- 
ständigkeiten gemäß Abs. 1 Z 1 können die beteiligten öffent-
lichen Auftraggeber bestimmte Zuständigkeiten für „Teile 
eines Vergabeverfahrens“ untereinander aufteilen. Damit 
sind jene Vergabeverfahren angesprochen, die in zwei 
getrennte Verfahrensschritte unterteilt sind, die Rahmen- 
vereinbarung und das dynamische Beschaffungssystem. 
Abs. 1 Z 1 ermöglicht es daher, dass ein öffentlicher Auftrag-
geber eine Rahmenvereinbarung für alle Partner der gemein-
samen Beschaffung abschließt, die Abrufe hingegen separat 
von den einzelnen Partnern in eigener Verantwortung vor- 
genommen werden. Abs. 1 Z 1 ermöglicht hingegen nicht, 
in außenwirksamer Weise die Zuständigkeiten für einzelne  
Phasen eines Vergabeverfahrens unter den Partnern auf- 
zuteilen (und damit eigenverantwortliche Zuständigkeiten  
zu begründen). Rein interne Aufgabenteilungen (zB ein 
öffentlicher Auftraggeber führt ein Verhandlungsverfahren 
für alle Partner durch, wobei jedoch eine bestimmte Pha-
se des Verfahrens, wie Aufklärungen oder die Verhand-
lungen selbst, von einem anderen Partner wegen des-
sen besonderer Expertise betreut wird) werden nicht von  
Z 1 sondern von Z 3 erfasst. Aus der Formulierung der Z 2 
(„jeweils anwendbaren nationalen Regelungen“) folgt, dass 
im Fall einer vereinbarten geteilten Zuständigkeit der Par-
teien gemäß Z 1 auch unterschiedliche nationale Rege-
lungen im Hinblick auf die getrennten Zuständigkeiten der 
Parteien festgelegt werden können. So wäre es daher im 
Fall einer gemeinsamen Vergabe von öffentlichen Auftrag-
gebern aus Deutschland und Österreich möglich, dass der 

Abschluss einer Rahmenvereinbarung gemäß den Ver- 
gaberegelungen der Bundesrepublik Deutschland erfolgt,  
der eigenverantwortliche Abruf aus dieser Rahmenver- 
einbarung durch öffentliche Auftraggeber aus Österreich je- 
doch dem BVergG. In diesem Zusammenhang ist ferner 
festzuhalten, dass die Möglichkeit einer differenzierenden  
Anwendung von nationalen Regelungen gemäß Z 2 es nicht 
gestattet, diese nationalen Regelungen nur hinsichtlich ein-
zelner Aspekte für anwendbar festzulegen (im vorhergehen-
den Beispiel: Anwendung nur der materiellen Regelungen 
des BVergG auf die Abrufe aus der Rahmenvereinbarung 
und Anwendung der deutschen Rechtsschutzregelungen  
auf diese Abrufe; sog. „forum shopping“ vgl. dazu auch  
EG 73 der RL 2014/24/EU).
Abs. 2 regelt die Form einer gemeinsamen Beschaffung über 
eine „ausländische“ zentrale Beschaffungsstelle. Anders  
als im Fall des Abs. 1 legt in diesem Fall das Gesetz selbst 
zwingend das dabei anwendbare Recht fest. Dies ermöglicht 
unter anderem, dass eine zentrale Beschaffungsstelle für  
eine Vielzahl von öffentlichen Auftraggebern aus unterschied-
lichen Mitgliedstaaten der Union Beschaffungen vornimmt 
und dass dabei lediglich ein Regelungsregime (im materiellen 
wie auch im Rechtsschutzbereich) zur Anwendung kommt. 
Da Abs. 2 nicht weiter differenziert, können beide Formen  
der zentralen Beschaffungstätigkeit (vgl. § 2 Z 48) im Rahmen 
einer gemeinsamen Beschaffung in Anspruch genommen 
werden. Aus dem System des BVergG und des § 11 folgt,  
dass es unzulässig ist, einem (inländischen) öffentlichen  
Auftraggeber – in welcher Form auch immer – die Ver- 
wendung einer zentralen Beschaffungstätigkeit durch eine 
„ausländische“ (EU/EWR) zentrale Beschaffungsstelle zu 
untersagen; eine explizite Umsetzung des Art. 39 Abs. 2  
erster UAbs. der RL 2014/24/EU erübrigt sich somit.
Abs. 3 regelt als eine weitere Form der gemeinsamen grenz-
überschreitenden Vergabe die gemeinsame Gründung  
eines Rechtsträgers durch öffentliche Auftraggeber aus  
unterschiedlichen Mitgliedstaaten bzw. Vertragsparteien 
des EWR. Abs. 3 regelt lediglich die Gründung einer „aus- 
ländischen“ Tochter eines „inländischen“ öffentlichen Auf-
traggebers; „inländische“ Gründungen unterliegen nicht  
Abs. 3 (jedoch gegebenenfalls § 10). Als solcherart gemein- 
sam gegründeter Rechtsträger kommt etwa auch ein 
Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
(„EVTZ“) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über  
den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ), ABl. Nr. L 210 vom 31.7.2006 S. 19, in Betracht.  
Dieser Rechtsträger muss den Zweck verfolgen, für sei-
ne „Mütter“ gemeinsame Vergabeverfahren durchzufüh-
ren; er muss aber nicht auf diesen Zweck beschränkt sein.  
Die gemeinsame Gründung eines Rechtsträgers durch 
die beteiligten öffentlichen Auftraggeber zur Durchführung 
gemeinsamer Vergabeverfahren indiziert im Übrigen die 
Gründung dieses Rechtsträgers im Allgemeininteresse. 
Die „auf den Rechtsträger anwendbaren Regelungen“ sind  
jene internen, gesetzlichen oder sonstigen Regelungen, 
denen die „gemeinsame Tochter“ (gemäß ihrem Sitz, ihrer 
Rechtsform usw.) unterliegt (zB hinsichtlich der Quoren des 
dafür zuständigen Organes des Rechtsträgers). Wie der  
letzte Unterabsatz von Abs. 3 klarstellt, kann diese Koope- 
ration zeitlich befristet oder unbefristet, auf bestimmte  
Arten von Aufträgen oder auf die Durchführung eines  
oder mehrerer Vergabeverfahren beschränkt sein; es sind 
jedenfalls diesbezügliche und eindeutige Festlegungen 
im Gründungsakt vorzunehmen bzw. in der Vereinbarung  
zwischen den „Müttern“ zu treffen. In diesem Zusammen- 
hang wird auch zu beachten sein, dass im Rahmen der 
Vereinbarung (oder im Gründungsakt) nicht so spe- 
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zifische Festlegungen erfolgen, dass letztendlich eine 
„zentrale Beschaffungsstelle“ gegründet wird (und in wei-
terer Folge Abs. 2 zur Anwendung gelangen würde). Das 
Gesetz stellt, im Einklang mit der RL, bewusst nicht dar-
auf ab, dass diese Festlegungen notwendiger Weise im 
„ursprünglichen“ Gründungsakt (bzw. der Vereinbarung) 
vorgenommen werden müssen; somit können diese Fest-
legungen auch nachträglich geändert werden. Unabhän-
gig davon ist zu beachten, welche sonstigen Regelungen –  
zB allgemeines Zivilrecht, Werkvertragsrecht usw. – neben 
den Vergaberegelungen gelten. Hinsichtlich des auf den 
Leistungsvertrag anwendbaren Rechts ist folgendes aus- 
zuführen: Nach Art. 3 der Rom I – Verordnung (s.o., über  
das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht) ist die Wahl des anzuwendenden Rechts ohne weiteres  
möglich. Der Rechtsträger kann daher das auf den  
Leistungsvertrag anzuwendende Recht in den Ausschrei-
bungsunterlagen festlegen, er muss es freilich nicht. Im  
zuletzt genannten Fall richtet sich das anzuwendende Recht 
nach Art. 4 der Rom I – Verordnung. Das ist zB für Dienst-
leistungsverträge das Heimatrecht des Dienstleisters, dh.  
das Recht jenes Staates, in dem der Dienstleister seinen  
Sitz hat, für Kaufverträge das Recht des Sitzstaates des  
Verkäufers.
Abs. 4 enthält eine „Sicherungsklausel“: Die öffentlichen Auf-
traggeber sollen die Möglichkeiten der grenzüberschreiten-
den gemeinsamen Beschaffung nicht dazu nutzen dürfen,  
im Einklang mit dem Unionsrecht stehende zwingende  
Vorschriften des öffentlichen Rechts zu umgehen, die in  
dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz haben, auf sie an- 
wendbar sind. Zu solchen Vorschriften können beispiels- 
weise Bestimmungen über Transparenz und Zugang zu 
Dokumenten oder spezifische Anforderungen bezüglich der 
Rückverfolgbarkeit sensibler Lieferungen gehören. Diese, 
auf Art. 39 Abs. 1 zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU zurück- 
gehende Regelung, ist als bewusste Abgrenzung zu rein  
privatrechtlichen Verpflichtung zu sehen.

Zu den § 12 (Schwellenwerte):
Mit § 12 wird Art. 4 der RL 2014/24/EU umgesetzt und 
der für die weiteren Bestimmungen des BVergG jeweils 
gültige Ober- bzw. Unterschwellenbereich definiert. Die 
Relevanz dieser Unterscheidung liegt in einem differen- 
zierten Regime (vgl. zB hinsichtlich der Bekanntmachungs-
bestimmungen).
EG 18 der RL 2014/24/EU hält zu den Schwellenwerten  
Folgendes fest: „Das GPA findet Anwendung auf Aufträge 
oberhalb bestimmter Schwellenwerte, die in dem GPA fest- 
gelegt sind. Die in dieser Richtlinie festgelegten Schwellen- 
werte sollten angepasst werden, um zu gewährleisten, dass  
sie den Euro-Äquivalenten der in dem GPA genannten  
Schwellenwerte entsprechen. Es sollten eine regelmäßige Über- 
prüfung der in Euro ausgedrückten Schwellenwerte und  
ihre Anpassung – im Wege eines rein mathematischen Ver-
fahrens – an mögliche Kursschwankungen des Euro gegen-
über dem Sonderziehungsrecht vorgesehen werden. Ab- 
gesehen von diesen regelmäßigen Anpassungen sollte  
während der nächsten Verhandlungsrunde eine Erhö-
hung der in dem GPA festgelegten Schwellenwerte geprüft  
werden.“
Der Anpassungsmechanismus (Neuberechnung der  
Schwellenwerte) wird in Entsprechung der Vorgaben durch 
das GPA in Art. 6 der RL 2014/24/EU festgelegt (vgl. dazu 
auch die Erläuterungen zu § 19).
Sämtliche Schwellen- (bzw. Subschwellen-)werte beziehen 
sich auf den geschätzten Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
(vgl. hierzu die allgemeine Regel der § 13 Abs. 1, wonach 

bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes die 
Umsatzsteuer nicht zu berücksichtigen ist).
Neu ist der in § 12 Abs. 1 Z 2 enthaltene Schwellenwert von 
750 000 Euro für bestimmte, in Anhang XVI taxativ aufgeliste-
te Dienstleistungsaufträge (die sog. „besonderen Dienstleis-
tungsaufträge“ gemäß § 151). Z 2 ist eine lex specialis zu Z 1 
bzw. 3; der Schwellenwert der Z 2 gilt daher für alle beson-
deren Dienstleistungsaufträge, unabhängig davon, welcher 
öffentliche Auftraggeber sie vergibt.
Für den Bereich des Bundesministeriums für Landesver-
teidigung ist zu beachten, dass gemäß § 12 Abs. 1 Z 1  
und 3 je nach Art des Lieferauftrages – sofern bestimmte 
Vergaben nicht ohnehin vom Geltungsbereich des BVergG 
ausgenommen sind – unterschiedliche Schwellenwerte  
zum Tragen kommen. Für Dienstleistungsaufträge im Be- 
reich des Bundesministeriums für Landesverteidigung ist der 
niedrigere Schwellenwert des § 12 Abs. 1 Z 1 bzw. bei be- 
sonderen Dienstleistungen jener des § 12 Abs. 1 Z 2  
maßgeblich.
Zu Abs. 2 ist festzuhalten, dass abweichend vom Wort- 
laut der RL 2014/24/EU (vgl. Art. 78 zweiter UAbs.) anstatt 
des Begriffes „einschließlich“ die Wortfolge „unter Berück- 
sichtigung“ im Gesetz verwendet wird. Der Grund liegt  
darin, dass bei Realisierungswettbewerben oft gemäß der 
Auslobung die Preisgelder vom Entgelt in Abzug zu brin-
gen sind. Inhaltlich tritt dadurch keine Änderung gegenüber  
den RL-Regelungen ein, da die RL auf den tatsächlichen 
Wert der Gegenleistungen abstellt.

Zu den § 13 (Allgemeine Bestimmungen betreffend  
die Berechnung des geschätzten Auftragswertes):
§ 13 setzt Art. 5 Abs. 1 bis 4 der RL 2014/24/EU um und 
enthält jene grundsätzlichen Bestimmungen betreffend die 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes, die für alle 
Auftragsarten gleichermaßen gelten. Um die für das weitere  
Vergabeverfahren maßgeblichen Bestimmungen zu er- 
mitteln, hat der öffentliche Auftraggeber vor Durchführung 
eines Vergabeverfahrens den (geschätzten) Auftragswert  
zu ermitteln. Dies ist einerseits erforderlich für die Wahl 
des richtigen Verfahrenstypus (zB Direktvergabe), anderer-
seits aber auch notwendig für die Einschätzung, ob die Be- 
stimmungen des Ober- oder Unterschwellenbereiches an- 
wendbar sind. Für die Anwendung des BVergG ist es von  
großer Bedeutung, ob der geschätzte Auftragswert die  
unionsrechtlichen Schwellenwerte überschreitet oder nicht.
Die Grundregel des Abs. 1 knüpft dabei an den Begriff  
des (einheitlichen) Vorhabens an. Für die Beurteilung, ob  
ein für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes 
maßgebliches einheitliches Vergabevorhaben vorliegt, ist  
der Rechtsprechung des EuGH und des VwGH zufolge  
von einer – in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht – 
funktionellen Betrachtungsweise auszugehen (vgl. EuGH  
Rs C-574/10, Autalhalle, Rz 36ff sowie das Erkenntnis des 
VwGH vom 23. Mai 2014, 2013/04/0025, sowie zuletzt vom  
20. April 2016, Ro 2014/04/0071 mwN; vgl. ferner dazu die  
Definition des „Vorhabens“ in § 57 Bundeshaushaltsge-
setz 2013 – BHG 2013, BGBl. I Nr. 139/2009). Die ge- 
botene funktionelle Betrachtung erfordert nach der ständigen 
Rechtsprechung des VwGH die Einbeziehung unterschied- 
licher Gesichtspunkte wie den örtlichen Zusammenhang,  
den gemeinsamen Zweck, die gemeinsame Planung oder  
das Vorliegen von Aufträgen aus gleichen Fachgebieten.  
Darüber hinaus ist als weiterer Gesichtspunkt zu berücksich-
tigen, ob die in Frage stehenden Auftragsvergaben einen 
wirtschaftlichen Zusammenhang aufweisen. Die Beurteilung  
der Zugehörigkeit von Aufträgen zu einem (einheit- 
lichen) Vorhaben ist demzufolge im Einzelfall ausgehend von 
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den jeweiligen tatsächlichen Umständen, die einen allfälligen 
wirtschaftlichen und technischen Zusammenhang begrün-
den, vorzunehmen. Der EuGH nennt konkret als gewich-
tige Gründe, die für die Zusammenfassung von Aufträgen 
sprechen, die Gleichzeitigkeit der Einleitung der streitigen 
Vergabeverfahren, die Ähnlichkeit der Bekanntmachungen, 
die Einheitlichkeit des Gebietes, in dem diese Verfahren 
eingeleitet worden sind, und die Koordinierung durch eine 
einzige Einrichtung (vgl. EuGH Rs C-16/98, Kommission 
gegen Frankreich, Rz 64f sowie VwGH vom 20. April 2016,  
Ro 2014/04/0071 mwN).
Der gemäß Abs. 3 „sachkundig“ zu schätzende Auftragswert 
ist jener Wert, den ein umsichtiger, sach- und fachkundiger 
öffentliche Auftraggeber, unter Umständen nach sorgfältiger  
Prüfung des relevanten Marktsegmentes (zB durch Prüfung 
verschiedener Firmenkataloge) und im Einklang mit den Erfor-
dernissen betriebswirtschaftlicher Finanzplanung, bei der An- 
schaffung der vergabegegenständlichen Leistung veran-
schlagen würde. Ist der öffentliche Auftraggeber zu einer der- 
artigen Schätzung nicht imstande, so hat er entsprechend  
sachkundige Dritte beizuziehen. Bei der Schätzung handelt 
es sich um eine (sachkundig und sorgfältig zu erstellende)  
Prognose. Der öffentliche Auftraggeber ist in weiterer Folge  
an seine Schätzung (und das daraus resultierende Ver- 
gaberegime) gebunden, unabhängig davon, ob sich zu einem  
späteren Zeitpunkt ein anderer Auftragswert ergibt.
Maßgeblicher Zeitpunkt der Ermittlung des geschätzten  
Auftragswertes ist gemäß Abs. 3 der Zeitpunkt der Ein- 
leitung des Vergabeverfahrens. „Eingeleitet“ im Sinne des 
Abs. 3 ist ein Vergabeverfahren dann, wenn die Bekannt-
machung abgesendet wird oder – bei Verfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung – wenn eine den Beginn des Ver-
gabeverfahrens dokumentierende vergaberelevante Hand-
lung des öffentlichen Auftraggebers dessen Sphäre verlässt. 
Letzteres ist etwa das Setzen der ersten außenwirksamen 
Handlung des öffentlichen Auftraggebers in Form der Kon-
taktaufnahme mit Unternehmern im Zusammenhang mit 
der Auftragsvergabe (vgl. Art. 5 Abs. 4 der RL 2014/24/EU). 
Hingegen sind erste informelle Erkundigungen des öffent- 
lichen Auftraggebers bei Unternehmern, organisations- 
interne Handlungen (Einsetzen eines Projektteams, Planung 
des Ablaufes eines Verfahrens udglm.) noch keine Handlun-
gen, die als verfahrenseinleitende Handlungen zu qualifi- 
zieren sind. Der Zeitpunkt der „Einleitung“ eines Verfahrens 
wird an den Eintritt von äußeren Ereignissen geknüpft, um 
die objektive Nachprüfbarkeit des Zeitpunktes sicherzu- 
stellen. Dieser Zeitpunkt ist auch deswegen von besonderer 
Bedeutung, weil es sich auch um einen verfassungsrechtlich 
relevanten Zeitpunkt handelt (vgl. Art. 14b Abs. 2 B-VG).
Die in Abs. 4 neu eingeräumte Möglichkeit, den Auftrags-
wert auf der Ebene einer eigenständigen Organisationsein-
heit zu schätzen, wenn die betreffende Einheit selbständig  
für ihre Auftragsvergaben oder bestimmte Kategorien von 
Auftragsvergaben zuständig ist, stellt eine Ausnahme von  
der Grundregel des Abs. 1 dar (und ist demzufolge rest-
riktiv auszulegen). Für eine „selbständige Zuständigkeit“  
einer Organisationseinheit sprechen gemäß EG 20 der  
RL 2014/24/EU folgende Faktoren: wenn die Organisations- 
einheit ihre Vergabefahren unabhängig durchführt und  
die Kaufentscheidungen unabhängig trifft, wenn sie über  
eine getrennte Haushaltslinie für die betreffenden Auftrags- 
vergaben verfügt, die Aufträge unabhängig vergibt und  
diese aus ihr zur Verfügung stehenden Budgetmitteln finan-
ziert („Beschaffungsautonomie der Organisationseinheit“). 
Eine bloß dezentrale Vergabe eines Auftrages ist demge- 
mäß nicht ausreichend. Umgekehrt schließt ein einheit- 
liches Bundes- oder Landesbudget oder eine rein politische 

Kontrolle von im Übrigen völlig selbständigen Organisations-
einheiten die Anwendung des Abs. 4 nicht a priori aus. Ob 
eine eigenständige Organisationseinheit vorliegt, ist immer 
nach den Umständen des Einzelfalles zu beurteilen.
Abs. 5 erster Satz enthält das Verbot, durch Wahl einer 
bestimmten Berechnungsmethode die Anwendung dieses 
Gesetzes zu umgehen. Dieses Umgehungsverbot hat zur 
Folge, dass die Wahl der Berechnungsmethode nicht in der 
Absicht erfolgen darf, die unionsrechtlichen Verpflichtungen 
(zB Bekanntmachung im Amtsblatt) oder auch Vorschriften 
des Unterschwellenbereiches zu umgehen. Abs. 5 zweiter 
Satz enthält das sog. „Splittingverbot“, wonach zusammen-
gehörige Aufträge eines Vorhabens nicht willkürlich (etwa  
mit dem Ziel der Unterschreitung der unionsrechtlichen 
Schwellenwerte) getrennt werden dürfen. Das Verbot der 
Aufteilung gilt für jede Form von Aufteilung, die nicht durch 
objektive Gründe gerechtfertigt werden kann. Das Um- 
gehungsverbot des Abs. 5 umfasst auch das willkürliche  
„Koppeln“ von nicht zusammengehörigen Aufträgen (wie etwa 
das Hinzurechnen von Leistungsteilen zu einem Bauauftrag, 
die mit diesem selbst nichts zu tun haben, um von den höhe-
ren Schwellenwerten für Bauaufträge zu profitieren) mit dem  
Ziel, dem Anwendungsbereich des unionsrechtlichen oder 
nationalen Vergaberechts (oder zumindest bestimmter Teile 
davon) zu entgehen (vgl. dazu etwa die alte Regelung des 
Art. 17 Abs. 5 2004/17/EG, die nicht in die neuen Richtlinien 
übernommen wurde, da sie als überflüssig – weil vom all- 
gemeinen Umgehungsverbot erfasst – erachtet wurde).

Zu § 14 (Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Bauaufträgen):
Die Abs. 1 bis 3 setzen die baurelevanten Vorschriften des 
Art. 5 der RL 2014/24/EU um.
Der in der RL 2014/24/EU verwendete Begriff „Los“ stammt 
aus der bundesdeutschen Terminologie (vgl. etwa § 97  
Abs. 4 des dt. Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen – GWB idF des Vergaberechtsmodernisierungs- 
gesetzes) und bezeichnet Teile einer Gesamtleistung (Teil-  
oder Fachlose). Es soll daher klargestellt werden, dass 
„Lose“ im Sinne dieses Bundesgesetzes auch gewerbliche 
Tätigkeiten im Sinne des Anhanges I, also „Gewerke“ im  
Sinne der österreichischen Terminologie, umfassen. Im  
Sinne der Einheitlichkeit wird in § 14 nunmehr durchgehend 
der Begriff „Lose“ verwendet. Zur Bestimmung des „Bau- 
vorhabens“ bzw. „Bauwerkes“ vgl. auch die Recht- 
sprechung des EuGH wie etwa Rs C-16/98, Kommission  
gegen Frankreich, C-187/04 und C-188/04, Kommission  
gegen Italien, sowie EuG Rs T-384/10, Spanien gegen  
Kommission.
Bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes eines 
Bauauftrages sind gemäß Abs. 2 neben dem Wert der vom 
Unternehmer erbrachten Bauleistungen auch alle Leistun-
gen, Materialien usw. zu berücksichtigen, die Gegenstand 
des Vertrages sind und vom Auftraggeber dem Unternehmer 
zur Verfügung gestellt werden. Unter Waren sind hierbei nicht 
nur die beim Bau verwendeten Materialien, sondern auch 
die zur Arbeitsausführung erforderlichen Ausrüstungen zu 
verstehen. Stellt ein öffentlicher Auftraggeber dem Auftrag- 
nehmer etwa einen Kran oder Lastkraftwagen zur Verfügung, 
so ist entweder der Kaufpreis oder aber der marktübliche  
Mietpreis der Ausrüstung bei der Berechnung des Auftrags-
wertes zu berücksichtigen. Welcher Wert anzusetzen ist, 
hängt von der Lebens- bzw. Nutzungsdauer des Gutes ab. 
Übersteigt die Nutzungsdauer die Dauer der Bereitstellung 
durch den Auftraggeber, so ist der Mietpreis anzusetzen. 
Übersteigt hingegen die Dauer der Bereitstellung die (mitt-
lere) Nutzungs- oder Lebensdauer des Gutes, so ist bei  
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der Schätzung des Auftragswertes der Kaufpreis zugrun-
de zu legen. Anders als noch im BVergG 2006 sind gemäß  
Abs. 2 nicht nur die vom öffentlichen Auftraggeber zur  
Verfügung gestellten Waren, sondern nunmehr auch die 
zur Verfügung gestellten Dienstleistungen bei der Berech-
nung des geschätzten Auftragswertes einzubeziehen (vgl. 
dazu auch Art. 5 Abs. 7 der RL 2014/24/EU). Als derarti-
ge Dienstleistungen („vgl. die englische Fassung „services  
that are made available to the contractor“) kommen etwa 
Leistungen in Betracht, die durch das Personal des öffent-
lichen Auftraggebers erbracht werden (zB Zutrittskontrollen 
bei der Baustelle, Planungsleistungen). Nicht davon erfasst 
ist hingegen die Beistellung von Planunterlagen (oder einer 
fertigen Planung), die der öffentliche Auftraggeber im Vorfeld 
des Bauauftrages im Wege eines Vergabeverfahrens extern 
beschafft hat. Umgekehrt dürfen gemäß Abs. 2 nur solche 
Liefer- oder Dienstleistungen zum geschätzten Auftrags-
wert des Bauauftrages hinzugerechnet werden, die auch für 
die Ausführung der Bauleistungen tatsächlich erforderlich 
sind (vgl. dazu das spezifische Umgehungsverbot des § 13  
Abs. 5 und die dazugehörigen Erläuterungen).
Abs. 3 regelt die Losvergabe bei der Vergabe von Aufträ-
gen im Oberschwellenbereich. Es besteht – unter Wahrung 
der allgemeinen Vergabegrundsätze – ein Wahlrecht des 
öffentlichen Auftraggebers, welche Lose er der Ausnahme- 
regelung unterwerfen will und welche nicht. Sinnvoller-
weise sollte der öffentliche Auftraggeber, sofern möglich,  
jene Lose im Vorhinein festlegen, für die das Regime des 
Oberschwellenbereiches Anwendung finden soll. Die Rest-
größe bilden jene Lose, die unter das Regime des Unter-
schwellenbereiches fallen. In der Regel handelt es sich hier-
bei um eine Vielzahl oft sehr kleiner Aufträge, die im Vorhinein 
nicht immer feststehen. Mit dem dritten Satz wird klargestellt, 
dass auch bei der „Kleinlosregelung“ eines Auftrages im 
Oberschwellenbereich die unter diese Ausnahme fallenden 
Lose gemäß dem Regime des Unterschwellenbereiches  
vergeben werden können und dass dabei – ebenso wie bei 
reinen Unterschwellenaufträgen gemäß Abs. 4 – für die Wahl 
des Vergabeverfahrens der geschätzte Auftragswert der  
einzelnen Lose für die Wahl des zulässigen Verfahrens  
ausschlaggebend ist (vgl. zur vorherigen Rechtslage auch 
das Erkenntnis des VwGH vom 23. Mai 2014, 2013/04/0025). 
Die unionsrechtliche Zulässigkeit dieser Regelungen  
(vgl. auch die §§ 15 Abs. 4 und 16 Abs. 5) folgt aus Art. 5  
Abs. 8 und 9 iVm Abs. 10 der Richtlinie 2014/24/EU, wonach 
die Vergabe bestimmter „Kleinlose“ nicht nach den Bestim-
mungen „dieser Richtlinie“ erfolgen muss. Damit wird den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet, für diese „Kleinlose“  
ein eigenes, dem Primärrecht entsprechendes Vergabe- 
regime zu etablieren. Insbesondere KMU können von dieser 
vereinfachten Vergabe von Kleinlosen profitieren. Der dritte 
Satz bezieht sich dabei auf den zweiten Satz (arg. „dieser 
Lose“), dh die Erleichterungen bei der Wahl der Verfahrensart 
gilt lediglich in Bezug auf „Kleinlose“.
Abs. 4 beinhaltet wie bisher die Losregelung für Auftrags-
vergaben im Unterschwellenbereich. Zwar gelten für alle 
Unterschwellenlose die Regelungen des Unterschwellen-
bereiches; abweichend von der allgemeinen Regelung über 
die Berechnung des Auftragswertes in § 13 Abs. 1 wird aber 
für die Baulose im Unterschwellenbereich festgelegt, dass 
für die Wahl des Vergabeverfahrens der Wert des einzelnen 
Loses als geschätzter Auftragswert gilt. Ein Los mit einem 
geschätzten Wert von unter 50 000 Euro (bzw. unter dem 
durch Verordnung festgelegten jeweiligen anderen Wert) 
kann daher auch dann im Wege der Direktvergabe vergeben 
werden, wenn dieses Los Teil eines Bauauftrages ist, des-
sen geschätzter Auftragswert über 50 000 Euro (aber noch 

im Unterschwellenbereich) liegt. Dadurch wird dem Auftrag- 
geber bei der Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellen-
bereich – nicht zuletzt zum Zweck der Förderung von KMU –  
ein größerer Freiraum eingeräumt.
Sowohl für Abs. 3 als auch Abs. 4 gilt, dass sich die Lose 
eines Auftrages nach dem Regime des Gesamtauftrages 
richten, dh Dienstleistungs- bzw. Lieferlose eines Bau- 
auftrages sind nach dem Regime für Bauaufträge zu ver-
geben.Zur Losvergabe vgl. im Übrigen auch § 28 sowie die 
dazugehörigen Erläuterungen.

Zu § 15 (Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Lieferaufträgen):
Die Abs. 1 bis 4 setzen die für Lieferungen einschlägigen 
Regelungen des Art. 5 der RL 2014/24/EU um.
Abs. 1 stellt eine lex specialis für bestimmte Lieferaufträge 
(Leasing, Miete, Pacht, Ratenkauf) dar. Die Methode zur 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes hängt dabei 
von der Laufzeit des betreffenden Vertrages ab.
Regelmäßig wiederkehrende Aufträge im Sinne des  
Abs. 2 liegen vor, wenn der öffentliche Auftraggeber über  
mehrere aufeinander folgende Beschaffungszeiträume hin-
weg in jedem Beschaffungszeitraum eine in etwa gleich- 
bleibende Menge von Waren beschafft. Die englische Fas-
sung der RL 2014/24/EU stellt dabei auf „successive contracts  
of the same type“ ab (vgl. Art. 5 Abs. 11 lit. a RL 2014/24/EU).  
Die Wahl einer der Berechnungsmethoden gemäß Abs. 2 ist  
optional, dh. sie liegt im Ermessen des öffentlichen Auf- 
traggebers, wobei freilich das Umgehungsverbot zu beach-
ten ist.
Gleichartige Lieferungen im Sinne des Abs. 3 liegen vor, 
wenn von einem im Wesentlichen einheitlichen Bieterkreis 
nach den gleichen Fertigungsmethoden aus vergleichba-
ren Stoffen Erzeugnisse hergestellt werden, die einem im 
Wesentlichen einheitlichen bzw. gleichen oder ähnlichen Ver-
wendungszweck dienen (vgl. auch EG 19 der RL 2014/24/EU:  
„[…] unter gleichartigen Lieferungen [sind] Waren für gleiche 
oder gleichartige Verwendungszwecke zu verstehen […], 
z.B. Lieferungen einer Reihe von Nahrungsmitteln oder von 
verschiedenen Büromöbeln. Typischerweise würde ein Wirt-
schaftsteilnehmer, der in dem betreffenden Bereich tätig ist, 
solche Lieferungen wahrscheinlich als Teil seiner üblichen 
Produktpalette anbieten.“). Vgl. dazu auch die Erläuterungen 
zu § 13 Abs. 1 (Vorhabensbegriff).
Abs. 4 regelt die Losvergabe bei der Vergabe von Aufträ-
gen im Oberschwellenbereich. Der öffentliche Auftraggeber 
hat bei einer Auftragsvergabe im Oberschwellenbereich die  
Möglichkeit, einzelne Lose bei Vorliegen der angeführten 
Voraussetzungen nach den für den Unterschwellenbereich  
maßgeblichen Vorschriften zu vergeben (vgl. dazu die Aus-
führungen zu § 14 Abs. 3).
Abs. 5 beinhaltet eine Losregelung für Auftragsvergaben im  
Unterschwellenbereich, wobei hier für einzelne Lose die 
Direktvergabe gewählt werden kann, sofern der kumulierte 
Wert der vom öffentlichen Auftraggeber ausgewählten Lose 
50% des kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt.
Zur Losvergabe vgl. im Übrigen auch § 28 sowie die dazuge-
hörigen Erläuterungen.

Zu § 16 (Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen):
Die Abs. 1 bis 5 setzen die für Dienstleistungen einschlägigen 
Regelungen des Art. 5 der RL 2014/24/EU um.
Abs. 1 stellt eine lex specialis für bestimmte Dienstleistungs-
aufträge dar.
Abs. 2 regelt die Berechnung des geschätzten Auftrags- 
wertes bei – befristeten und unbefristeten – Dienstleistungsauf- 
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trägen, für die kein Gesamtpreis angegeben wird. Falls der  
öffentliche Auftraggeber wiederkehrende Leistungen getrennt 
vergeben möchte, so hat er den geschätzten Gesamtauftrags- 
wert nach der Regelung des Abs. 3 zu ermitteln. Die Wahl 
einer der Berechnungsmethoden gemäß Abs. 3 ist optional,  
dh. sie liegt im Ermessen des öffentlichen Auftraggebers, 
wobei freilich das Umgehungsverbot zu beachten ist.
Zu Abs. 4 wird auf die Erläuterungen zu § 13 Abs. 1 (Vor-
habensbegriff) verwiesen. Abs. 4 regelt den Fall, dass eine 
Dienstleistung (= ein Vorhaben) in mehreren Losen vergeben  
wird. Zur Frage welche Dienstleistungen bei der Schwellen- 
wertberechnung zusammenzurechnen sind vgl. EuGH Rs 
C-574/10, Kommission gegen Deutschland, Rz 41, 44 und 45.
Abs. 5 enthält die Losregelung für Vergabeverfahren im 
Oberschwellenbereich. Der öffentliche Auftraggeber hat bei 
einer Auftragsvergabe im Oberschwellenbereich die Mög-
lichkeit, einzelne Lose bei Vorliegen der angeführten Voraus- 
setzungen nach den für den Unterschwellenbereich maßgeb-
lichen Vorschriften zu vergeben (vgl. dazu die Ausführungen 
zu § 14 Abs. 3).
Abs. 6 beinhaltet eine Losregelung für Auftragsvergaben 
im Unterschwellenbereich, wobei hier für einzelne Lose die 
Direktvergabe gewählt werden kann, sofern der kumulierte 
Wert der vom öffentlichen Auftraggeber ausgewählten Lose 
50% des kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt.
Zur Losvergabe vgl. im Übrigen auch § 28 sowie die dazu-
gehörigen Erläuterungen.

Zu § 17 (Berechnung des geschätzten Auftragswertes  
bei Rahmenvereinbarungen und bei dynamischen 
Beschaffungssystemen):
Die Bestimmung setzt Art. 5 Abs. 5 der RL 2014/24/EU um. 
Bei einer Rahmenvereinbarung oder einem dynamischen 
Beschaffungssystem ergibt sich der geschätzte Auftrags-
wert aus dem geschätzten Gesamtwert aller in der Laufzeit 
der Rahmenvereinbarung bzw. dem dynamischen Beschaf-
fungssystem voraussichtlich zu vergebenden Aufträge. Die 
Berechnungsmethode ergibt sich aus der Art der Aufträge, 
die Gegenstand der Rahmenvereinbarung bzw. des dyna-
mischen Beschaffungssystems sind. Zu betonen ist, dass 
auch in diesen Fällen ein realistisches, nach kaufmännischen 
Grundsätzen ermitteltes Mengengerüst der Berechnung 
zugrunde zu legen ist.
Maßgeblicher Zeitpunkt der Ermittlung des geschätzten  
Auftragswertes ist gemäß § 13 Abs. 3 der Zeitpunkt der Ein-
leitung des Vergabeverfahrens für den Abschluss der Rah-
menvereinbarung bzw. die Einrichtung des dynamischen 
Beschaffungssystems.

Zu § 18 (Berechnung des geschätzten  
Auftragswertes bei Innovationspartnerschaften):
Die Bestimmung setzt Art. 5 Abs. 6 der RL 2014/24/EU um. 
Die Innovationspartnerschaft zielt auf die Entwicklung einer 
innovativen Ware, Bau- oder Dienstleistungen und deren 
anschließende Beschaffung ab. Bei der Berechnung des 
geschätzten Auftragswertes ist daher der Wert sämtlicher 
zukünftig zu beschaffenden Leistungen einzuberechnen. Der 
Begriff Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten ist weit zu 
verstehen (vgl. auch die engl. Fassung von Art. 5 Abs. 6 der 
RL 2014/24/EU: „research and development activities“) und 
beinhaltet sämtliche Leistungen im Rahmen der Forschungs- 
und Entwicklungsphase(n).

Zu § 19 (Änderung der Schwellen- oder Loswerte):
§ 19 enthält entsprechend der bisherigen Rechtslage eine 
Verordnungsermächtigung für den Bundesminister für Ver-
fassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zur Fest- 

setzung anderer Schwellen- oder Loswerte, soweit dies  
aufgrund von völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs 
oder von unionsrechtlichen Vorschriften erforderlich bzw. 
zulässig bzw. im Interesse einer einheitlichen oder wirt-
schaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von Aufträgen 
zweckmäßig ist.
Gemäß Art. 6 der RL 2014/24/EU hat die Kommission die 
Schwellenwerte alle zwei Jahre zu überprüfen und erforder-
lichenfalls neu festzusetzen. Im Rahmen dieser Überprüfung 
prüft die Kommission, ob sich aufgrund von Wechselkurs- 
änderungen Änderungen hinsichtlich der Umrechnung der im 
GPA festgelegten und in Sonderziehungsrechten (SZR; es 
handelt sich dabei um eine künstliche Währungseinheit des 
IWF, in der der US-Dollar, der Euro, das britische Pfund, der 
Yen und seit Oktober 2016 auch der chinesische Renminbi  
gewichtet vertreten sind) ausgedrückten Schwellenwerte  
auf den Euro ergeben haben. Sofern dies der Fall ist, werden 
die Schwellenwerte der Richtlinien im Wege einer Verordnung 
der Kommission an den neuen Umrechnungswert angepasst. 
Aufgrund der dabei zu beachtenden Vorgangsweise er- 
gibt es sich, dass die neuen Werte erst kurz vor dem jewei-
ligen Jahresende im Amtsblatt publiziert werden können, 
die neuen Schwellenwerte jedoch bereits jeweils ab dem 
1. Jänner des Folgejahres zu beachten sind. Die Regelung 
des Abs. 2 statuiert die Verpflichtung des Bundesministers  
für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, die-
se Anpassung der Schwellenwerte auch für den Anwen-
dungsbereich des BVergG nachzuvollziehen. Die Kund-
machung gemäß Abs. 2 ermöglicht nur die Angleichung  
(im Sinne eines bloßen Nachvollzuges) der Schwellenwerte  
des § 12 an die von der Kommission neu festgesetzten 
Schwellenwerte.
Die Verordnungsermächtigung des Abs. 1 erstreckt sich 
darüber hinaus auch auf Schwellenwerte des Unterschwel-
lenbereiches bzw. Schwellenwerte für Sonderregelungen 
im Unterschwellenbereich. Der Grund liegt darin, dass die 
Schwellenwerte für die Wahl der Vergabeverfahren im Unter-
schwellenbereich unter Umständen kurzfristig angepasst 
werden können müssen, falls dies aufgrund eines Judikates 
des EuGH erforderlich ist (hier ist auf die Rechtsprechung 
des EuGH in Verbindung mit dem Transparenzgrundsatz  
hinzuweisen). Eine Festsetzung anderer Schwellen- oder 
Loswerte ist des Weiteren auch zulässig, wenn dies im Inte-
resse einer wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Ver-
gabe von Aufträgen zweckmäßig ist: etwa zur Inflationsan- 
passung, zum Zweck der Zulassung vereinfachter Verfahren,  
um die Transaktionskosten in ökonomisch vertretbaren Re- 
lationen zu halten, oder mit dem Ziel der rascheren Realisie-
rung investitions- und beschäftigungswirksamer Maßnahmen 
im Zuge einer Finanz- und Wirtschaftskrise.

Zu § 20 (Grundsätze des Vergabeverfahrens):
Die allgemeinen Grundsätze des Vergabeverfahrens finden 
auf sämtliche Verfahren im Anwendungsbereich des BVergG 
Anwendung. Die Bestimmungen des Abs. 1 bringen einer-
seits den Zweck des Vergabeverfahrens zum Ausdruck und 
damit das Schutzobjekt der Schutznorm „BVergG“: es ist  
dies der freie und lautere Wettbewerb unter Wahrung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und der sonstigen unions-
rechtlichen Grundsätze (insbesondere der Gleichbehand-
lung aller Bieter und Bewerber). Andererseits stellen die in 
Abs. 1 angeführten Grundsätze Leitlinien zur Auslegung aller 
übrigen Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes dar und  
sind als Beurteilungsmaßstab für das korrekte oder fehler- 
hafte Verhalten (Handlungen und Unterlassungen) von  
Auftraggebern, Bietern oder Bewerbern in einem Vergabe-
verfahren heranzuziehen.
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Zu den in Abs. 1 angesprochenen unionsrechtlichen Grund-
sätzen ist einerseits auf den AEUV aber auch auf die reich-
haltige Rechtsprechung des EuGH zu verweisen (vgl. dazu 
auch EG 1 der RL 2014/24/EU). Letztere hat aus den im 
AEUV kodifizierten Grundsätzen weitere abgeleitet wie den 
Grundsatz der Transparenz (vgl. etwa Rs C-275/98, Unitron 
Scandinavia, Rs C-324/98, Telaustria), den Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung, des kontradiktorischen Ver-
fahrens uvam. Abs. 1 beinhaltet ferner ein Missbrauchsver-
bot im Kontext des öffentlichen Auftragswesens (zum allge- 
meinen Verbot missbräuchlicher Praktiken im Unionsrecht 
vgl. etwa Rs C-255/02, Halifax plc, Rz 69/70); dieses bein-
haltet etwa auch, dass Auftraggeber Instrumente des öffent-
lichen Auftragswesens (insbesondere Verfahrenstypen) nicht 
missbräuchlich oder in einer Weise anwenden dürfen, durch 
die der Wettbewerb behindert, eingeschränkt oder verfälscht 
wird (so auch EuG Rs T-668/15, Jema Energy, Rz 101ff;  
vgl. ferner Art. 18 Abs. 1 der RL 2014/24/EU). Alle genannten 
Grundsätze sind naturgemäß im Einklang mit dem Unions-
recht auszulegen.
Im innerstaatlichen Recht ist der Gleichbehandlungsgrund-
satz ua. auch aus dem Verbotsbereich des UWG abzuleiten. 
Nach der Rspr des OGH (Erkenntnis vom 12. März 1996,  
4 Ob 10/96, Forstpflanzen) handelt der öffentliche Auftrag- 
geber nicht nur im Rahmen des geschäftlichen Verkehrs, 
sondern bei bestimmten Verhaltensweisen, zB bei unge-
rechtfertigter Bevorzugung eines Unternehmens zu Lasten 
eines anderen, durchaus auch zu Wettbewerbszwecken. 
Nach der Rechtsprechung des OGH lässt sich ein Gleich- 
behandlungsgebot ferner auch aus culpa in contrahen-
do ableiten (vgl. etwa OGH vom 12. November 1994,  
4 Ob 573/94).
Der Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbes hat 
neben der innerstaatlichen auch eine unionsrechtliche 
Grundlage. So betonte der EuGH in einer Vielzahl von Ur- 
teilen (vgl. etwa Rs C 243/89, Storebælt, C 470/99, Univer-
sale-Bau, C 247/02, Sintesi, Rs C 138/08, Hochtief AG ua.) 
ausdrücklich, dass die Vergaberichtlinien „die Entwicklung 
eines echten Wettbewerbs auf dem Gebiet der öffentlichen 
Aufträge bezwecken“ und die in ihnen aufgestellten Regelun-
gen einen solchen Wettbewerb gewährleisten sollen.
Zu den Begriffen freier, lauterer bzw. fairer Wettbewerb: der 
freie Wettbewerb ist der nicht behinderte, dh. zB keinen (Zu- 
gangs- oder Ausübungs)Beschränkungen unterliegende  
Wettbewerb, der lautere (faire) Wettbewerb betrifft das Ver-
hältnis zwischen den Bewerbern/Bietern. Ein unlauterer 
(unfairer) Wettbewerb ist dann gegeben, wenn ein Unter- 
nehmer zB durch Bestechung, Preisabsprachen mit bes. 
timmten Mitkonkurrenten oder Ausnützen seiner marktbe- 
herrschenden Position einen ungerechtfertigten Wettbe-
werbsvorteil zu erlangen sucht oder im Fall von Vorarbeiten hat  
(vgl. dazu etwa die §§ 25 Abs. 2 und 198 Abs. 2). Bei Betrie-
ben der öffentlichen Hand, aus öffentlichen Geldern subven-
tionierten Unternehmen und bei öffentlichen Auftraggebern 
(falls diese als Bewerber oder Bieter an einem Vergabever-
fahren teilnehmen) kann eine Kalkulation der Kosten oft unter 
wettbewerbsverzerrenden Bedingungen erfolgen. So könnten 
wesentliche Kostenanteile nicht in Anschlag gebracht  
werden, da sie in deren allgemeinen Haushalt enthalten 
sind (vgl. Personalkosten) oder derartige Kosten nicht ein-
mal entstehen (zB Steuerbefreiung). Unter diesen Bedin-
gungen wären die genannten Unternehmen in der Lage, 
die (realistischen) Marktpreise ihrer Konkurrenten am freien 
Markt bei einer Auftragsvergabe jederzeit zu unterbieten. Der 
Gerichtshof hat in diesem Kontext mehrfach betont, dass es 
im Rahmen der Vergabe öffentlicher Aufträge nicht gestattet 
ist, einen Unternehmer (dh. insbesondere auch einen öffent- 

lichen Auftraggeber) von vornherein und ohne weitere Prü- 
fung von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren allein 
deshalb auszuschließen, weil er wegen der öffentlichen 
Zuwendungen, die er erhält, in der Lage ist (oder sein 
könnte), zu Preisen anzubieten, die erheblich unter denen 
der nicht subventionierten Bieter liegen (vgl. dazu etwa  
Rs C-94/99, ARGE Gewässerschutz, Rs C-305/08,  
CoNISMa, und Rs C-568/13, Data Medical Services). Er 
betonte, dass eine derartige Problematik im Rahmen einer 
allfälligen vertieften Angebotsprüfung zu lösen ist (vgl. dazu 
auch § 138 Abs. 6). Ferner ist darauf hinzuweisen, dass 
öffentliche Unternehmen gemäß der Transparenzrichtlinie 
2006/111/EG über die Transparenz der finanziellen Bezie-
hungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen 
Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz inner-
halb bestimmter Unternehmen, ABl. Nr. L 318 vom 17.11.2006 
S. 17, verpflichtet sind, ihre finanziellen Beziehungen zum 
jeweiligen Mitgliedstaat offen zu legen.
Im Zusammenhang insbesondere mit der Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen ist ferner auf einen besonderen 
Aspekt aufmerksam zu machen: Das Diskriminierungs- 
verbot verbietet unter anderem auch, ohne sachliche Recht-
fertigung die Durchführung von Wettbewerben auf einzelne 
Berufsstände zu beschränken, obwohl auch andere Unter-
nehmen oder Personen die Berechtigung zur Erbringung der 
Leistung besitzen.
Der ebenfalls in Abs. 1 angeführte Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit verweist inhaltlich auf die Prüfungsmaßstäbe des  
Art. 126b Abs. 5 B-VG, die insbesondere auch im Vergabe- 
wesen zu beachten sind (vgl. Kroneder-Partisch, B-VG  
Kommentar, Art. 126b B-VG, Rz 7). Er bedeutet inhaltlich, 
dass bei der Durchführung von Vergabeverfahren ein optima-
les Verhältnis zwischen Mitteleinsatz (Verfahrensaufwand) 
und Leistungsergebnis (beschaffte Leistung) anzustreben ist 
und ist Ausdruck eines auch im Vergaberecht zu beachten-
den allgemeinen Effizienzprinzips (vgl. dazu auch das Ge- 
bot der Vergabe zu „angemessenen Preisen“).
Entsprechend den völkerrechtlichen Verpflichtungen Öster-
reichs aus dem GPA (vormals GATT-Beschaffungskodex) 
sowie aus der allgemeinen Regelung des Art. 18 AEUV ergibt 
sich ein Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsan-
gehörigkeit von Bewerbern und Bietern oder des Ursprungs 
von Waren im Rahmen der Vergabe von öffentlichen Auf- 
trägen. Eine darüber hinausgehende unterschiedliche Be- 
handlung, die völkerrechtlich zulässig ist, bleibt gemäß  
Abs. 2 vom Grundsatz des Abs. 1 unberührt. Damit wird das 
Gleichbehandlungsgebot auf das völkerrechtlich erforderliche 
Ausmaß beschränkt. Soweit daher keine unionsrechtlichen 
oder völkerrechtlichen Verpflichtungen bestehen, obliegt es 
dem Auftraggeber, über den Zugang zum Vergabeverfahren 
zu entscheiden. Wurde hingegen einem Unternehmen dieser  
Zugang gewährt, so genießt er ab diesem Zeitpunkt  
dieselben Rechte wie ein inländisches Unternehmen.
Abs. 3 stellt eine spezifische Ausformung des Diskriminie-
rungsverbotes dar.
Durch Abs. 4 erster Satz ist es dem Auftraggeber insbeson-
dere untersagt, Vergabeverfahren nur zu dem Zweck durch-
zuführen, sich durch das Verfahren Lösungsvorschläge zu 
beschaffen oder Preisvergleiche anzustellen (unverbindliche 
Markterkundung). Darüber hinaus hat der Auftraggeber für 
die tatsächliche Durchführung vorzusorgen, dazu gehört auch 
die Vorsorge für die technische und finanzielle Abwicklung; 
das heißt, dass zB ausreichende budgetäre und personelle 
Ressourcen für die gesamte Projektdurchführung zur Ver- 
fügung stehen müssen. Führt ein Auftraggeber ein Vergabe- 
verfahren durch, ohne die budgetäre Bedeckung ausreichend 
zu prüfen, so wird er schadenersatzpflichtig. Wie sich dem 
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zweiten Satz – aber auch der Regelung über den Widerruf – 
entnehmen lässt, ändert auch eine allfällige Schaden- 
ersatzpflicht aber nichts daran, dass der Auftraggeber zum 
Widerruf des Verfahrens berechtigt ist, wenn er einen sach- 
lichen Grund geltend machen kann (siehe dazu insbeson- 
dere die Erläuterungen zu den §§ 148 und 149 sowie die 
Regelung in § 146 Abs. 1, wonach es nur zwei Arten der Be- 
endigung eines Vergabeverfahrens gibt). Abs. 4 zweiter  
Satz kodifiziert eine ständige Judikaturlinie des EuGH  
(Rs C 27/98, Metalmechanica, C 92/00, HI Hospital, C 244/02, 
Kauppatalo Hansel Oy, C 440/13, Croce Amica One) wonach 
sich aus den Vergaberichtlinien nicht ableiten lässt, dass  
die in diesen Richtlinien implizit anerkannte Befugnis des 
öffentlichen Auftraggebers, auf die Vergabe eines öffent- 
lichen Auftrages, für den eine Ausschreibung stattgefunden 
hat, zu verzichten, „auf Ausnahmefälle begrenzt sei oder 
in jedem Fall voraussetze, dass schwerwiegende Gründe  
angeführt würden“. Weiters hat der EuGH ausgeführt, … 
„dass ein Auftraggeber, der beschließe, die Ausschreibung 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu widerrufen, 
den Bewerbern und Bietern zwar die Gründe für seine Ent-
scheidung mitteilen müsse, dass er danach aber nicht ver-
pflichtet sei, das Vergabeverfahren zu Ende zu führen.“ Vor 
diesem Hintergrund stellt Abs. 4 zweiter Satz klar, dass der 
Auftraggeber nicht verpflichtet ist, ein Vergabeverfahren 
durch Zuschlag zu beenden (es existiert daher kein „Zwang  
zum Zuschlag“). Wie aber bereits oben ausgeführt, schließt 
dies nicht aus, dass Auftraggeber, die den Widerrufsgrund 
schuldhaft verursacht haben, nach den allgemeinen Grund-
sätzen des Zivilrechtes schadenersatzpflichtig werden.
Abs. 5 enthält einen der wesentlichen Grundsätze des 
Gesetzes, jenen der ökologischen Beschaffung. In seiner 
Entschließung vom 24. November 2000, E 45-NR/XXI. GP, 
forderte der Nationalrat die Bundesregierung auf, bei der 
Ausarbeitung eines einheitlichen Vergabegesetzes für Bund, 
Länder und Gemeinden u.a. umweltpolitische Belange zu 
prüfen. In Entsprechung dieser Entschließung und im Sinne  
des Art. 11 AEUV ist im Gesetzestext selbst der Grundsatz 
der verpflichtenden Bedachtnahme auf ökologische Aspekte  
verankert. Einzelne dieser Aspekte (wie Materialeffizienz) 
werden exemplarisch angeführt. Abs. 5 zweiter Satz nennt 
jene Phasen des Vergabeverfahrens, in denen eine Verwirk- 
lichung der ökologischen Beschaffung am vielversprechends-
ten ist. Es ist jedoch hervorzuheben, dass eine umweltge- 
rechte Beschaffung in erster Linie an der korrekten Festlegung 
des Auftragsgegenstandes (insbesondere durch ökologische 
technischen Spezifikationen, Vorschreibung von ökologi-
schen Gütezeichen usw.) anzuknüpfen hat. Werden bei der 
Festlegung des Auftragsgegenstandes ökologische Aspekte  
nur unzureichend berücksichtigt, so wird dieser Fehler im 
nachfolgenden Prozess auch durch noch so gute ökologi-
sche Zuschlagskriterien oder Ausführungsbedingungen nicht 
oder kaum mehr korrigiert werden können.
Mit der Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur  
Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und 
zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG 
 (idF: EED), ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012 S. 1, hat sich 
die Union zum Ziel gesetzt, bis 2020 zwanzig Prozent ihres 
Primärenergieverbrauches einzusparen. Gemäß Art. 3 der 
genannten RL wurde ein indikatives innerösterreichisches 
Einsparziel festgelegt und es wurden jährliche Fortschritts-
berichte betreffend die Erfüllung der nationalen Energieeffi-
zienzziele der EK vorgelegt (vgl. dazu https://www.bmwfw.
gv.at/EnergieUndBergbau/Energieeffizienz/Seiten/Energie-
effizienz-Richtlinie.aspx). Ein Schwerpunkt der in diesem 
Zusammenhang zu treffenden Maßnahmen liegt im Bereich 
der Verbesserung der Energieeffizienz im öffentlichen Sektor, 
da diesem eine „Vorbildfunktion“ zukommt (vgl. dazu auch 

EG 19 und Art. 5 der EED). Zur Implementierung dieses  
Einsparzieles wird im Zusammenhang mit dem Grundsatz 
der ökologischen Beschaffung in Abs. 5 auf die Energie- 
effizienz als Beispiel für die zu beachtenden ökologischen 
Aspekte explizit hingewiesen. Ferner wurden Leitlinien aus-
gearbeitet, die einerseits den Einsatz des Zuschlagskri- 
teriums „Energieeffizienz“ bzw. „Energieeinsparung“ in der 
Praxis erleichtern und andererseits praxisgerechte Krite-
rien für die Beschaffung energieeffizienter Ausrüstungen 
und Fahrzeuge (bzw. deren Ersatz oder Nachrüstung) auf- 
stellen (vgl. dazu insbesondere den Nationaler Aktionsplan 
des Bundes zur Förderung einer nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffung).
Abschließend soll noch auf die diversen Dokumente der  
Kommission zum Thema der ökologischen Beschaffung 
hingewiesen werden (vgl. dazu etwa das Handbuch der 
EK „Umweltorientierte Beschaffung!“, 3. Auflage 2016 oder 
die Leitlinien der EK „Public Procurement for a Circular  
Economy“, 2017).
In Abs. 6 wird darauf hingewiesen, dass auch soziale Ziel- 
setzungen in Vergabeverfahren Berücksichtigung finden 
können (vgl. dazu auch Art. 8 bis 10 AEUV). Die Formulie-
rung „Maßnahmen zur Umsetzung sonstiger sozialpolitischer 
Belange“ ermöglicht, auf ein weites Spektrum sozialer An- 
liegen im Vergabeverfahren Bedacht nehmen zu können.  
Darunter fallen neben den in Abs. 6 explizit genannten  
sozialen Zielen im Beschäftigungsbereich etwa Gender- 
aspekte, Förderung von Freiwilligenleistungen uam. Es 
versteht sich von selbst, dass die Bedachtnahme dieses 
sekundären Zieles nur unter Berücksichtigung der vorange-
gangenen Grundsätze (insbesondere daher jener des Abs. 
1) erfolgen kann. In diesem Zusammenhang ist ferner auf  
die diversen Dokumente der Kommission zum Thema der 
sozialen Beschaffung hinzuweisen (vgl. etwa die Mitteilung 
der Kommission über die Auslegung des Vergaberechts und 
die Möglichkeiten zur Berücksichtigung sozialer Belange bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge vom 15. Oktober 2001, 
KOM(2001) 566, und den Leitfaden “Buying Social. A Guide  
to Taking Account of Social Considerations in Public Pro- 
curement“, SEC(2010) 1258), die – obwohl noch zur Rechts-
lage vor den VergabeRL 2014 – unterschiedliche Möglich-
keiten der sozialen Beschaffung samt illustrativen Beispielen 
aufzeigen.
Der Ministerrat hat am 25. September 2012 ein Leitkon-
zept für eine innovationsfördernde öffentliche Beschaffung 
beschlossen. Mit den Maßnahmen, die im Leitkonzept aus-
gewiesen sind, sollen in Zukunft von der öffentlichen Hand, 
wo dies einen Mehrwert erwarten lässt, verstärkt innovative 
und technologisch hochstehende Produkte und Dienstleis-
tungen beschafft werden. Damit sollen mehrere Ziele verfolgt 
werden: Zum einen kann die öffentliche Hand durch innova-
tive Dienstleistungen und moderne Infrastrukturen ihr Leis-
tungsangebot verbessern und die Verwaltung effizienter und 
effektiver gestalten. Zum anderen kann die öffentliche Hand 
durch innovative Produkte und Dienstleistungen einen Bei-
trag zur Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen (wie 
Klimawandel, demographischer Wandel etc.) leisten. Darüber 
hinaus kann die öffentliche Hand als „intelligenter“ Kunde 
Referenzmärkte für neue Produkte, Verfahren und Dienst-
leistungen aufbauen (helfen) und Unternehmen zu mehr 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten motivieren. F&E-in- 
tensive Unternehmen sind in der Regel wettbewerbsfähiger 
und wachsen schneller und erhöhen dadurch wiederum Wirt-
schaftswachstum, Beschäftigung und Wertschöpfung.
Mit der expliziten Verankerung der Innovation in Abs. 7 wird 
einer Empfehlung des Leitkonzepts Rechnung getragen, 
wonach im Vergabeverfahren auf innovative Aspekte Be- 
dacht genommen werden kann. Bei dieser Bedacht- 



303

E
R

L
Ä

U
T

E
R

U
N

G
E

N

Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

nahme sind freilich auch immer die anderen in § 20 ge- 
nannten Grundsätze (insbesondere daher auch jene des 
Abs. 1) zu berücksichtigen. Auch in diesem Zusammenhang 
ist auf einschlägige Dokumente der Kommission aufmerk- 
sam zu machen (vgl. dazu etwa den Ratgeber der Kom- 
mission „Öffentliches Auftragswesen als Triebkraft für  
Innovation bei KMU und beim öffentlichen Dienst“ (2014)).
Abs. 8 enthält die grundsätzliche Zielvorgabe, dass bei der 
Konzeption und bei der Durchführung eines Vergabever- 
fahrens auf die Teilnahmemöglichkeit von KMUs Bedacht zu 
nehmen ist (vgl. dazu auch § 122 Abs. 2 zweiter Satz und 
§ 154 Abs. 1 letzter Satz). Einen Rechtsanspruch auf eine 
KMU-gemäße Vergabe räumt Abs. 8 jedoch nicht ein.
Abs. 9 verankert das Umgehungsverbot als einen Grund-
satz des Vergabeverfahrens (vgl. dazu auch EuGH Rs  
C 29/04, Kommission gegen Österreich, Rz 40ff, sowie 
VwGH 26.09.2017, Ra 2017/04/0049). Dieses auch unions-
rechtlich vorgegebene Verbot erfährt im Gesetz spezifische 
weitere Ausformungen (vgl. dazu etwa § 11 Abs. 4, § 13  
Abs. 5, § 35 Abs. 1 Z 3 uam.). Es ist als umfassendes Ver-
bot formuliert, den Anwendungsbereich des Gesetzes als 
solches oder die Anwendung spezifischer Bestimmungen 
des Gesetzes zu unterlaufen bzw. den Zweck des Gesetzes  
(Gewährleistung eines freien und lauteren Wettbewerbes; 
vgl. Abs. 1) zu torpedieren. So darf insbesondere die Wahl 
(Aufteilung) zwischen der Vergabe eines einzigen Auf- 
trages oder der Vergabe einer Reihe getrennter Aufträge 
nicht in der Absicht erfolgen, den Vertrag oder die Verträge  
vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes aus- 
zunehmen (zB „Flucht aus dem Oberschwellenbereich durch 
Auftragssplitting“). Das Umgehungsverbot entfaltet aufgrund 
seines umfassenden Charakters auch Wirkungen, die über 
die Phase des eigentlichen Vergabeverfahrens hinaus- 
reichen (Vorwirkungen auf die Konzeptionsphase und Nach-
wirkungen auf die Vertragserfüllungsphase wie etwa das  
Verbot wesentlicher Änderungen eines Vertrages). Hin-
sichtlich der Beurteilung, ob das Verbot der künstlichen Ein- 
schränkung des Wettbewerbes verletzt wurde (siehe dazu 
auch Art. 18 Abs. 1 UAbs. 2 der RL 2014/24/EU), sind ins-
besondere in einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise die 
tatsächlichen (wirtschaftlichen) Effekte ausschlaggebend 
(vgl. dazu etwa § 20 Kartellgesetz 2005 – KartG, BGBl. I  
Nr. 61/2005).

Zu § 21 (Allgemeine Bestimmungen  
über Bewerber und Bieter):
Durch Abs. 1 soll das in den Anerkennungsrichtlinien der 
Union (vgl. insbes. RL 2005/36/EG) vorgesehene Verfahren 
und das Vergabeverfahren aufeinander abgestimmt werden. 
Ein allfälliges erforderliches Verfahren muss spätestens zum 
Zeitpunkt der Zuschlagsentscheidung abgeschlossen sein. 
Ist dies nicht der Fall, ist das Angebot auszuscheiden (siehe  
§ 141 Abs. 1 Z 11). Die Regelung ist auch in Zusammen-
hang mit § 131 Abs. 3 zu sehen, wonach der Auftraggeber 
auf begründeten Antrag eines Unternehmers, die Zuschlags- 
frist um einen Monat zur Beibringung der behördlichen Ent-
scheidung oder des Nachweises des Erwerbes der notwen- 
digen Berufsqualifikation zu verlängern hat. Durch die Mög- 
lichkeit der Verlängerung der Zuschlagsfrist ist sichergestellt, 
dass, selbst wenn der Antrag erst am letzten Tag der An- 
gebotsfrist oder vor Beginn der Verhandlungen gestellt wird,  
die Gewerbebehörde in der Lage ist, innerhalb der Zuschlags-
frist zu entscheiden. Vorgesehen ist weiters, dass der Auf-
traggeber auf das Erfordernis der Durchführung eines ent-
sprechenden Verfahrens bereits in der Bekanntmachung 
hinzuweisen hat (§ 50 Abs. 2). Durch die frühzeitige (ver-
pflichtende) Information potentieller Bieter wird sichergestellt, 

dass jeder Interessierte von der allfälligen Notwendigkeit 
eines diesbezüglichen Verfahrens oder dem Erfordernis einer 
Bestätigung gemäß EWR-Arch-VO bzw. EWR-Ing-KonsVO 
erfährt.
Eine bescheidmäßige Anerkennung oder Gleichhaltung ist 
in der Regel (ausgenommen sind in der Schweiz niederge- 
lassene Unternehmer) nur mehr für eine Niederlassung 
erforderlich. Zur Abgrenzung zwischen Niederlassung und 
einer bloß vorübergehenden und gelegentlichen Erbringung 
von Dienstleistungen ist auf die einschlägige Judikatur des 
EuGH (vgl. dazu etwa Rs C-55/94, Gebhard) sowie auf die 
Erläuterungen zur GewO-Novelle 2008, BGBl. I Nr. 42/2008  
(IA 549/A XXIII. GP iVm RV 283 dB XXIII. GP 26) zu ver- 
weisen. Die Erbringung einer Leistung im Rahmen einer 
öffentlichen Auftragsvergabe stellt aber im Regelfall eine 
bloß vorübergehende und gelegentliche Erbringung von 
Dienstleistungen dar (das in der Folge dargestellte Regime 
gilt auch für Unternehmen, die sich in Österreich nieder- 
lassen wollen und sich vor oder während des Verfahrens 
gemäß den §§ 373c ff GewO an einem Vergabeverfahren 
beteiligen wollen).
Wie sich dem Wortlaut von § 21 Abs. 1 entnehmen lässt, be- 
zieht sich dieser nur auf Unternehmer, die in einem ande-
ren EWR-Vertragsstaat oder der Schweiz – nicht hingegen 
in Österreich – ansässig sind, somit nur auf den Fall der 
vorübergehenden und gelegentlichen Erbringung von Dienst- 
leistungen im Sinne der Berufsanerkennungsrichtlinie. Unter-
nehmer, die in Österreich ansässig – somit niedergelassen –  
sind, müssen ohnehin über eine Befugnis nach den inner-
staatlichen Vorschriften verfügen.
Im Bereich der vorübergehenden und gelegentlichen Er- 
bringung von Dienstleistungen trifft die GewO 1994 eine  
Unterscheidung danach, ob die Ausübung der Tätigkeit als 
derart sensibel anzusehen ist, dass dafür eine behördliche 
Entscheidung erforderlich ist (bestimmte reglementierte 
Gewerbe gemäß § 373a Abs. 5 Z 2 GewO 1994), oder ob  
die Tätigkeit bei Vorliegen gesetzlich normierter Voraus- 
setzungen ausgeübt werden darf (alle übrigen Gewerbe).  
Bei bestimmten Gewerben ist somit eine behördliche Ent-
scheidung – die allerdings durch eine behördliche Untätig-
keit substituiert werden kann (vgl. § 373a Abs. 5 Z 3 lit. d 
GewO 1994) – Voraussetzung für die Zulässigkeit der Dienst- 
leistungserbringung. Darüber hinaus sieht die GewO 1994 
vor, dass unter bestimmten Voraussetzungen ein Verbot der 
Ausübung der Tätigkeit erlassen werden kann.
Für Tätigkeiten gemäß dem Ziviltechnikergesetz 1993 –  
ZTG, BGBl. Nr. 156/1994, zuletzt geändert durch das  
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 50/2016 – ebenso wie etwa  
für Tätigkeiten nach dem Wirtschaftstreuhandberufsge- 
setz 2017 – WTBG 2017, BGBl. I Nr. 137/2017, sowie  
für solche nach dem Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014 – 
BiBuG 2014, BGBl. I Nr. 191/2013, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 135/2017 – ist demgegen-
über für die Erbringung von Dienstleistungen weder eine An- 
zeige noch eine behördliche Entscheidung, sondern ledig-
lich die Erfüllung gesetzlicher Bedingungen Voraussetzung. 
Auch ein spezielles behördliches Verbot der Ausübung der 
Tätigkeit für den Fall der „Nichterfüllung“ der gesetzlichen Be- 
dingungen ist in diesen Vorschriften nicht vorgesehen.
Für die Frage, wann das Angebot eines Bieters im Zu- 
sammenhang mit der (Un-)Zulässigkeit der Ausübung von 
Tätigkeiten in Österreich ausgeschieden werden kann bzw. 
muss, wird daher folgendes Regime implementiert:
Wie Abs. 1 klarstellt, muss sich das Erfordernis einer behörd-
lichen Entscheidung auf die Berufsqualifikation beziehen, 
somit auf allenfalls erforderliche Verfahren zur Nachprüfung  
von Qualifikationsnachweisen. Ein Angebot ist auszu- 
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scheiden, wenn die Zulässigkeit der grenzüberschreiten-
den Dienstleistung von einer behördlichen Entscheidung 
bestimmten Inhalts abhängig ist und diese Entscheidung 
nicht vorliegt. Im – primär maßgeblichen – Anwendungs- 
bereich der GewO 1994 ist dies bei bestimmten reglemen-
tierten Gewerben gemäß § 373a Abs. 5 Z 2 GewO 1994 der 
Fall, bei denen vom BMWFW als zuständige Behörde zu  
prüfen ist, ob aufgrund der mangelnden Berufsqualifikation 
des Dienstleistungserbringers aus der Tätigkeit eine schwer-
wiegende Beeinträchtigung von Gesundheit oder Sicherheit 
zu befürchten ist. Hat der Unternehmer eine Anzeige erstat-
tet und erfolgt innerhalb der Entscheidungsfrist keine be- 
hördliche Reaktion, ist die Ausübung der Tätigkeit auch 
ohne das Vorliegen einer entsprechenden behördlichen Ent- 
scheidung zulässig; diesfalls kommt ein Ausscheiden des 
Angebotes aufgrund einer fehlenden behördlichen Entschei-
dung nicht in Betracht.
Durch den Begriff „erforderlich“ werden somit sowohl die 
Fälle ausgeklammert, in denen eine behördliche Entschei-
dung von vornherein nicht erforderlich ist, als auch die Fälle,  
in denen eine behördliche Entscheidung zwar grundsätz-
lich erforderlich wäre, im konkreten Fall aber aufgrund des 
Ablaufs der behördlichen Entscheidungsfrist eben nicht mehr 
erforderlich ist.
Dem Fall der fehlenden – für die Zulässigkeit einer Tätigkeit 
konstitutiven – behördlichen Entscheidung ist der Fall gleich-
zuhalten, in dem die Zulässigkeit der grenzüberschreitenden 
Dienstleistung vom Erwerb fehlender Kenntnisse und Fähig-
keiten abhängig gemacht und dieser Erwerb nicht nach- 
gewiesen wurde. Im Anwendungsbereich der GewO 1994 
hat der BMWFW dem Unternehmer die Ablegung einer  
Eignungsprüfung aufzuerlegen, wenn eine Beeinträchti-
gung von Gesundheit oder Sicherheit aufgrund bestehender 
wesentlicher Unterschiede zwischen der beruflichen Qua-
lifikation des Anzeigers und der in Österreich geforderten 
Ausbildung zu befürchten ist. Wurde eine Eignungsprüfung 
vorgeschrieben und wird der Nachweis des Erwerbes der 
fehlenden Kenntnisse nicht erbracht, ist das Angebot aus- 
zuscheiden.
Ein Angebot ist auch dann auszuscheiden, wenn für die Aus-
übung einer Tätigkeit eine behördliche Entscheidung ein- 
geholt werden muss, der Bieter aber nicht nachweist, dass 
er das darauf gerichtete Verfahren vor Ablauf der Angebots-
frist eingeleitet hat (also etwa bei „sensiblen“ reglementierten 
Gewerben eine Anzeige gemäß § 373a Abs. 4 GewO 1994 
erstattet hat). Damit wird der Auftraggeber der Verpflichtung 
enthoben, selbst Nachforschungen darüber anzustellen, 
ob der Bieter ein gebotenes Verfahren eingeleitet hat (ob 
die Dienstleistungsanzeige erstattet wurde, könnte auch im 
gemäß § 373a Abs. 5 letzter Satz GewO 1994 eingerichte-
ten Dienstleisterregister unter der Adresse http://dlr.bmwfw.
gv.at vom Auftraggeber abgefragt werden). Darüber hinaus 
wird der Auftraggeber so nicht dazu angehalten, das Ver- 
streichen der in § 373a Abs. 5 Z 3 GewO 1994 genannten 
Frist abwarten zu müssen.
Schließlich ist ein Angebot auch dann auszuscheiden, wenn 
dem Unternehmer die Ausübung der Tätigkeit mangels Vor-
liegens der Voraussetzungen mittels behördlicher Entschei-
dung untersagt wurde. Im Anwendungsbereich der GewO 
1994 kann dies durch ein Verbot gemäß § 373a Abs. 1  
dritter Satz oder eine befristete Untersagung gemäß § 373a 
Abs. 1 vierter Satz erfolgen. Zu diesem Tatbestand ist dar-
auf hinzuweisen, dass für den Auftraggeber keine – über die 
ohnehin bestehende Verpflichtung zur Überprüfung der ver-
gaberechtlichen Eignung hinausgehende – Pflicht besteht, 
aktiv Nachforschungen anzustellen, ob ein derartiges Verbot 
erlassen worden ist. Zweckmäßiger Weise werden derartige 

Nachforschungen nur dann erfolgen, wenn bereits Anhalts-
punkte für das Bestehen eines behördlichen Verbotes be- 
stehen.
Sofern die Zulässigkeit der grenzüberschreitenden Erbrin-
gung von Dienstleistungen „lediglich“ von der Erfüllung 
gesetzlich normierter Voraussetzungen und nicht von einer 
behördlichen Entscheidung abhängt, besteht keine Verpflich-
tung zum Ausscheiden des Angebotes gemäß § 141 Abs. 1  
Z 11. Demgemäß besteht für den Auftraggeber auch keine 
Verpflichtung, das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen aus eigenem Antrieb zu überprüfen. Dies ist vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass auch die berufsausübungsrecht-
lichen Regelungen in diesen Fällen keine zwingende ex-ante 
Prüfung vorsehen.
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang allerdings auf  
§ 367 Z 54 GewO 1994, dem zufolge eine Verwaltungs- 
übertretung begeht, wer – ohne sein Verhalten durch triftige  
Gründe rechtfertigen zu können – sich durch einen anderen  
eine Tätigkeit besorgen lässt oder einen anderen zu einer 
Tätigkeit veranlasst, obwohl er wissen musste, dass der 
andere durch die Ausübung dieser Tätigkeit eine Verwal-
tungsübertretung nach § 366 Abs. 1 Z 1 leg. cit. begeht, 
oder dies nach seinem Beruf oder seiner Beschäftigung bei  
Anwendung entsprechender Aufmerksamkeit wissen konnte.  
Da Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des  
§ 373a Abs. 1 GewO 1994 gemäß § 366 Abs. 1 Z 1  
GewO 1994 zu bestrafen sind, erstreckt sich § 367 Z 54 
GewO 1994 auch auf den Fall, dass ein Auftraggeber einen 
Vertrag mit einem Unternehmer abschließt, von dem er  
wissen musste oder konnte, dass dieser nicht zur Aus- 
übung der Tätigkeit in Österreich berechtigt ist, weil eine  
der Voraussetzungen des § 373a Abs. 1 GewO 1994 nicht 
vorliegt.
Wenn ein Auftraggeber daher über Informationen verfügt, 
die nahelegen, dass ein Unternehmer nicht zur Ausübung 
der Tätigkeit in Österreich berechtigt ist, so kann er vom 
Unternehmer Aufklärung verlangen. (Dies kann etwa dann 
der Fall sein, wenn der Auftraggeber weiß, dass die betref-
fende Tätigkeit im Niederlassungsstaat des Unternehmers 
nicht reglementiert ist, und er Anhaltspunkte dafür hat, dass 
der Unternehmer die Tätigkeit erst seit kurzem – jedenfalls 
noch nicht mindestens ein Jahr – ausübt.) Bleibt die Aufklä-
rung aus oder kann der Unternehmer nicht nachvollziehbar 
darlegen, dass er die Voraussetzungen des § 373a Abs. 1 
GewO 1994 erfüllt, dann hat der Auftraggeber das Angebot 
des Unternehmers auszuscheiden.
Festzuhalten bleibt aber, dass in vergaberechtlicher Hinsicht 
keine Prüfpflicht für den Auftraggeber besteht. Er muss somit 
nicht aktiv nachforschen, ob ein Unternehmer die Voraus- 
setzungen des § 373a Abs. 1 GewO 1994 erfüllt. Umgekehrt 
besteht allerdings eine Verpflichtung des Unternehmers, all-
fällige Unklarheiten auszuräumen. Letztlich obliegt es der 
Verantwortung des Auftraggebers, einzuschätzen, ob er im 
Sinne des § 367 Z 54 GewO 1994 davon Kenntnis haben 
musste oder haben konnte, dass eine Ausübung der Tätig-
keit durch den Unternehmer einen Verstoß gegen § 373a 
Abs. 1 GewO 1994 darstellen würde. In gewerberechtlicher 
Hinsicht besteht in diesem Fall die Pflicht zum Ausscheiden, 
da der Auftraggeber ansonsten eine Verwaltungsübertretung 
gemäß § 367 Z 54 GewO 1994 begehen würde.
Abs. 2 setzt Art. 19 Abs. 2 und 3 der RL 2014/24/EU um (vgl. 
dazu auch EG 15), ergänzt um Elemente aus der Judikatur 
des EuGH. Abs. 2 erster und zweiter Satz sehen die Mög-
lichkeit vor, dass der Auftraggeber aus sachlichen Gründen 
die Teilnahme oder die Bildung von Arbeits- oder Bieterge-
meinschaften für unzulässig erklären kann. Die Zulässigkeit 
dieser Beschränkungsmöglichkeit folgt aus dem Urteil des 
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EuGH in der Rs C-57/01, Makedoniko Metro. Darüber hinaus 
ist darauf zu verweisen, dass in bestimmten Situationen auch 
die Kommission eine derartige Beschränkung vorgesehen 
hat (vgl. dazu Bulletin Quotidien Europe 8945 vom 12.5.05 
Pkt. 21; bei der Ausschreibung des Projektes „Galileo“ hatte 
die Kommission die Klausel vorgesehen, dass keine Arbeits- 
oder Bietergemeinschaften gebildet werden dürfen damit 
ein ausreichender Wettbewerb gewährleistet ist). Sachliche 
Gründe sind etwa, wenn in einem Marktsegment nur eine 
begrenzte Anzahl von Bietern existiert und zur Sicherung 
des Wettbewerbes eine Beschränkung der Teilnehmeran- 
zahl am Vergabewettbewerb durch Bildung von Arbeits- oder 
Bietergemeinschaften nicht erfolgen soll. Der Auftraggeber 
hat ferner die Möglichkeit, die Mitgliederanzahl zu beschrän-
ken oder Beschränkungen hinsichtlich der Zusammen- 
setzung von Arbeits- oder Bietergemeinschaften (etwa ein 
Verbot der Mehrfachbeteiligung) vorzusehen. Die Zulässig-
keit dieser Regelung ergibt sich ebenfalls aus dem Urteil in der  
Rs C-57/01, Makedoniko Metro. Darin hat der EuGH fest-
gehalten (vgl. Rz 60), dass die RL „keine Bestimmung über 
die Zusammensetzung derartiger Bietergemeinschaften [ent-
hält]. Die Regelung der Zusammensetzung fällt deshalb in 
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.“ Die Beschränkungs- 
möglichkeiten hinsichtlich der Arbeits- oder Bietergemein-
schaften sollen dem Auftraggeber die Möglichkeit geben, 
einen echten Wettbewerb bei der Vergabe der Leistung zu 
gewährleisten. Durch diese Regelungen darf jedoch nicht 
die Teilnahme von KMUs an Vergabeverfahren behindert  
werden. Aus diesem Grund muss die Beschränkung stets 
sachlich gerechtfertigt werden können. Diese Festlegungen 
sind einer Nachprüfung zugänglich.
Durch den fünften Satz in Abs. 2 wird – wie schon bisher – 
ausdrücklich normiert, dass Arbeits- und Bietergemeinschaf-
ten als solche parteifähig sind (vgl. dazu auch Rs C-129/04, 
Espace Trianon SA). Diese Parteifähigkeit ist jedoch auf  
die gemäß dem BVergG gewährten Rechte eingeschränkt 
(arg. „parteifähig zur Geltendmachung der ihnen durch die-
ses Bundesgesetz eingeräumten Rechte“). Hat daher eine 
Arbeits- oder Bietergemeinschaft ein Angebot gelegt oder 
einen Teilnahmeantrag gestellt und ergibt sich in weiterer 
Folge die Notwendigkeit, einen Nachprüfungsantrag zu  
stellen, so ist nur die Arbeits- oder Bietergemeinschaft als 
solche zur Antragstellung berechtigt, nicht hingegen ein- 
zelne ihrer Mitglieder (vgl. zur unionsrechtlichen Zulässigkeit 
dieser Regelung verb. Rs C-145/08 und C-149/08, Club Hotel  
Loutraki AE). Wem innerhalb einer Arbeits- oder Bieter-
gemeinschaft die Handlungs- bzw. Vertretungsbefugnis 
zukommt, richtet sich nach den internen Regeln der Ge- 
meinschaft (denkbar ist, dass alle Mitglieder nur gemein-
sam auftreten können, denkbar ist aber auch, dass einzel-
ne Mitglieder zur Setzung bestimmter Akte bevollmäch-
tigt worden sind – auch in diesem Fall können die bevoll- 
mächtigten Mitglieder in einem allfälligen Nachprüfungs- 
verfahren nicht in eigenem Namen auftreten, sondern nur 
im Namen der Arbeits- oder Bietergemeinschaft). Zur Partei-
fähigkeit von Bietergemeinschaften vgl. auch schon VwGH 
vom 30. Juni 2004, 2002/04/0011. Der letzte Satz normiert, 
ebenfalls unverändert, eine Solidarhaftung der Arbeits-  
und Bietergemeinschaften im Auftragsfall (vgl. dazu auch  
EG 15).
Abs. 3 und 4 setzen Art. 19 Abs. 1 der RL 2014/24/EU  
um. Das Verbot, dass Bewerber oder Bieter für die Teil- 
nahme eine bestimmte Rechtsform (natürliche oder juris- 
tische Person) aufweisen müssen, gilt auch für den Fall,  
dass dies eine bestimmte Kategorie einer juristischen  
Personen sein müsste (vgl. EuGH Rs C-357/06, Frigerio 
Luigi). Aus der Definition der Begriffe „Bewerber“, „Bieter“ und 

„Unternehmer“ folgt, dass jede am Markt auftretende Per- 
son oder Einrichtung als Bieter oder Bewerber in einem  
Vergabeverfahren auftreten darf (vgl. dazu etwa Rs C-305/08, 
CoNISMa).

Zu § 22 (Gemeinsame Auftragsvergabe  
mehrerer öffentlicher Auftraggeber):
§ 22 setzt Art. 38 der RL 2014/24/EU um. Anders als im Fall 
des § 11 handelt es sich bei § 22 um gemeinsame Vergaben, 
in die ausschließlich in Österreich ansässige Auftraggeber 
involviert sind und kein diesbezügliches grenzüberschreiten-
des Element aufweisen. Es handelt sich ferner um „gelegent-
liche“, dh. nicht auf Dauer angelegte gemeinsame Vergabe-
verfahren (arg. „einzelne Vergabeverfahren“ in Abs. 1; vgl. 
ferner die Überschrift zu Art. 38 der RL); dies grenzt auch 
den Anwendungsbereich zu den zentralen Beschaffungs-
stellen ab (die die zentrale Beschaffungstätigkeit „auf Dauer“ 
ausüben müssen, vgl. § 2 Z 48). Wie EG 71 der RL betont, 
gibt es vielfältige Formen der „gemeinsamen Beschaffung“.  
§ 22 regelt jene Fälle, bei denen mehrere öffentliche Auf-
traggeber in koordinierter Weise ein (einziges) Verfahren 
gänzlich oder teilweise gemeinsam durchführen, entweder 
im gemeinsamen Zusammenwirken oder in Form eines Voll-
machtsmodells (ein Auftraggeber handelt im Auftrag aller 
übrigen beteiligten Auftraggeber). § 22 erfasst hingegen nicht 
den Fall, dass ein Auftraggeber allein (in eigenem Namen) 
ein Vergabeverfahren durchführt, die Leistung aber zumin-
dest teilweise zum „Weiterverkauf“ an andere Auftraggeber 
bestimmt ist.
Damit die entsprechende Transparenz gewährleistet ist, sieht 
Abs. 2 entsprechende Offenlegungspflichten für die Aus-
schreibung vor. Für den Fall, dass zwar eine gemeinsame 
Beschaffung angekündigt, die Rollenverteilung jedoch nicht 
bekannt gemacht wurde, sieht Abs. 2 letzter Satz ex lege  
eine gemeinsame Beschaffung in Bezug auf das gesamte 
diesbezügliche Vergabeverfahren vor.
Die Konsequenzen einer gemeinsamen Vergabe gemäß  
§ 22 erschließen sich einerseits aus Art. 14b Abs. 2 B-VG 
(Zuordnung des Vollzugsbereiches bei gemeinsamen Ver- 
gaben aus dem Bereich der Bundes- und Landesvoll- 
ziehung) und andererseits aus den §§ 346 Abs. 1, 352  
Abs. 1 und 355 Abs. 1 (Parteienregelungen). Soweit ein 
Vergabeverfahren gemeinsam durchgeführt wird, bilden die 
involvierten Auftraggeber eine Streitgenossenschaft im Ver-
gabekontrollverfahren, soweit ein gemeinsames Vergabe- 
verfahren teilweise von einzelnen Auftraggebern alleine  
abgewickelt wird (zB Abruf aus einer Rahmenverein- 
barung) ist allein dieser Auftraggeber Partei allfälliger Ver- 
gabekontrollverfahren (vgl. dazu auch EG 71).

Zu § 23 (Vorbehaltene Aufträge zugunsten  
sozialer und beruflicher Integration):
Durch die vorliegende Bestimmung wird Art. 20 der  
RL 2014/24/EU umgesetzt.
Sofern eine Losvergabe stattfinden soll, kann die vorliegende  
Bestimmung sowohl auf die Vergabe der Gesamtleistung als 
auch auf die Vergabe von bestimmten Losen angewendet 
werden.
EG 36 der RL 2014 führt zu Art. 20 der RL 2014/24/EU aus: 
„Beschäftigung und Beruf tragen zur Integration in die Gesell-
schaft bei und sind zentrale Elemente für die Gewährleistung 
von Chancengleichheit. In diesem Zusammenhang können 
geschützte Werkstätten eine wichtige Rolle spielen. Das gilt 
auch für andere soziale Unternehmen, deren Hauptanliegen 
die Förderung der sozialen und beruflichen Eingliederung 
oder Wiedereingliederung von Personen mit Behinderung 
oder von benachteiligten Personen wie Arbeitslosen, An- 
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gehörigen benachteiligter Minderheiten oder auf andere  
Weise an den Rand der Gesellschaft gedrängten Personen 
ist. Es ist jedoch möglich, dass solche Werkstätten oder Unter- 
nehmen nicht in der Lage sind, unter normalen Wettbewerbsbe- 
dingungen Aufträge zu erhalten. Es ist daher angemessen, 
vorzusehen, dass Mitgliedstaaten das Recht, an Verfahren zur  
Vergabe von öffentlichen Aufträgen oder von bestimmten  
Auftragslosen teilzunehmen, derartigen Werkstätten oder 
Unternehmen vorbehalten oder die Ausführung eines Auftrags 
geschützten Beschäftigungsprogrammen vorbehalten können.“
Der Begriff der „benachteiligten Personen“ ist weit zu ver- 
stehen und erfasst neben den in EG 36 demonstrativ er- 
wähnten Personengruppen etwa auch Asyl- und subsidiär 
Schutzberechtigte; der Zweck der Bestimmung zielt dahin, 
dass benachteiligte Personen leichter in den Arbeitsprozess 
(wieder) integriert werden. Im Übrigen wird die Frage, ob eine 
bestimmte Personengruppe „benachteiligt“ ist, nicht nur an- 
hand einer Gesamtbetrachtung des Arbeitsmarktes erfolgen 
können, sondern kann dies auch – abhängig vom jeweili-
gen Leistungsgegenstand – in Bezug auf ein bestimmtes  
Segment des Arbeitsmarktes beurteilt werden.
Zu der angeführten Quote von 30% der Arbeitnehmer wird 
darauf hingewiesen, dass es dabei um 30% der Arbeit- 
nehmer bzw. Arbeitnehmerinnen im betroffenen Unter- 
nehmen geht; es ist nicht geboten, dass 30% der an der 
Ausführung des Auftrages beteiligten Personen Menschen  
mit Behinderung oder sonstige benachteiligte Arbeitnehmer 
bzw. Arbeitnehmerinnen sein müssen.
Zu integrativen Betrieben und deren Leistungsangebot siehe 
etwa http://www.integrative-betriebe.at/.
Im Übrigen wird hinsichtlich der Beteiligung von geschützten 
Werkstätten oder integrativen Betrieben an nicht für diese  
reservierte Vergabeverfahren auf § 11 Abs. 7 BEinstG  
verwiesen.

Zu § 24 (Vorherige Erkundung des Marktes):
§ 24 setzt Art. 40 der RL 2014/24/EU um. Die Regelung 
des § 24 wurde auf Unionsebene für erforderlich erach-
tet, um angesichts einer verbreiteten Unsicherheit auf Auf- 
traggeberseite diese schon bisher zulässige Vorgangswei-
se rechtlich abzusichern. § 24 stellt klar, dass Auftraggeber  
vor Einleitung eines Vergabeverfahrens die Möglichkeit  
haben, Unternehmen, die potentielle Bewerber oder Bie-
ter sind, zu konsultieren, um Ideen für dieses Verfahren zu 
sammeln. Im Rahmen dieser Konsultation (Markterkundung) 
können diesen Unternehmen bereits Informationen über  
das geplante Vergabeverfahren (zB Problembeschrei- 
bungen, Zeitpläne) offengelegt werden. Diese Konsultation  
kann auch mit Dritten (unabhängigen Sachverständigen, 
Behörden oder sonstigen Unternehmen) durchgeführt wer-
den. Falls es sich freilich um einen entgeltlichen Beratungs-
vorgang handelt, sind die entsprechenden Vorschriften des 
Gesetzes zu beachten. Wie der letzte Satz explizit her- 
vorhebt, dürfen eine vorherige Markterkundung und die  
Nutzung der daraus gewonnenen Erkenntnisse durch den 
Auftraggeber den Wettbewerb im Rahmen des anschließen-
den Vergabeverfahrens nicht verzerren bzw. zu einer Ver-
letzung der Grundsätze des Vergabeverfahrens (vgl. § 20) 
führen.

Zu § 25 (Vorarbeiten):
§ 25 setzt Art. 41 der RL 2014/24/EU um und regelt die so- 
genannte „Vorarbeitenproblematik“ (in der Terminologie der 
RL die „vorherige Einbeziehung von Bewerbern oder Bieter“). 
Wie bereits bisher sind Angebote von Bietern, die gemäß  
§ 25 von der Teilnahme am Vergabeverfahren auszu- 
schließen sind, nach § 141 Abs. 1 Z 1 auszuscheiden.

Der betroffene Unternehmerkreis erfasst alle Bewerber  
oder Bieter oder mit diesen in Verbindung stehende Unter- 
nehmen, die unmittelbar oder mittelbar an der Vor- 
bereitung des Vergabeverfahrens beteiligt waren. Nicht 
unter den Begriff der „Vorarbeiten“ fällt daher eine Bera-
tung, die ein Unternehmer als Auftragnehmer im Rahmen 
der Leistungserbringung eines noch laufenden Vertra-
ges mit dem Auftraggeber erbringt, und die nicht im Zu- 
sammenhang mit der Ausschreibung der Nachfolgeleistung 
in Verbindung steht. Der Begriff „in Verbindung stehendes 
Unternehmen“ ist vom Begriff des „verbundenen Unter- 
nehmens“ (vgl. dessen Definition in § 2 Z 40) zu unter-
scheiden; ersterer ist weiter zu verstehen als letzterer. Eine 
im Kontext des § 25 relevante „Beratung“ könnte etwa im  
Rahmen einer vorherigen Markterkundung (vgl. § 24) oder 
auf Initiative eines Unternehmers („Informationsveranstal-
tung für öffentliche Auftraggeber“) erfolgen. Ziel des § 25  
ist es sicherzustellen, dass durch derartige Vorbereitungs-
handlungen der Wettbewerb im anschließenden Vergabe-
verfahren nicht verzerrt wird. Sofern sich daher ein vorar-
beitendes Unternehmen weder direkt noch indirekt am an- 
schließenden Vergabeverfahren beteiligt, ist dessen  
„Vorarbeit“ vergaberechtlich unproblematisch.
§ 25 verpflichtet den Auftraggeber, der die Teilnahme des  
„vorarbeitenden“ Unternehmers am weiteren Verfahren 
gewährleisten will, alle notwendigen Vorkehrungen zu  
treffen, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Als 
derartige Maßnahmen kommen daher beispielsweise  
die Offenlegung aller Informationen (zB Studienergeb-
nisse uam.) im Rahmen der Ausschreibungsunterlagen  
und die Gewährung angemessener Angebotsfristen in 
Betracht. „Angemessen“ bedeutet im konkreten Kontext, 
dass mit den gesetzlich vorgesehenen Mindestangebots-
fristen nicht das Auslangen gefunden kann. § 25 fordert  
vom Auftraggeber, aktiv Maßnahmen zu setzen und diese 
im Vergabevermerk zu dokumentieren (vgl. dazu auch § 147 
Abs. 1 Z 10). Deswegen würde es nicht ausreichen, dass 
statt einer Übermittlung oder Bereitstellung von Informa- 
tionen über die Vorarbeiten der Auftraggeber darauf hin- 
weisen würde, dass die einschlägigen Informationen auch  
im Internet verfügbar sind und sich die Teilnehmer selbst 
informieren hätten können.
Abs. 2 stellt explizit darauf ab, ob durch die Beteiligung  
von an Vorarbeiten beteiligten Unternehmern der faire und 
lautere Wettbewerb verzerrt werden würde. Es handelt 
sich dabei um eine Prognoseentscheidung des Auftrag- 
gebers, die dieser aufgrund der ihm zur Verfügung stehenden  
Entscheidungsgrundlagen zu treffen hat. Es ist kein kate- 
gorischer Ausschluss von allen an Vorarbeiten beteilig-
ten Unternehmern vorgesehen: Obwohl ein an Vorarbei-
ten beteiligter Unternehmer (ebenso wie ein früherer Auf-
tragnehmer eines Auftraggebers) immer einen – wenn 
auch unter Umständen sehr geringen – Vorteil genießt (zB  
längere Kenntnis bestimmter Informationen; Vertrautheit 
mit dem Auftragsgegenstand oder Teilen desselben; nähere 
Kenntnis der Organisationsstruktur und der Bedürfnisse des 
Auftraggebers), soll nicht absolut jeder Wissensvorsprung 
(der für sich schon eine „Verzerrung“ des Wettbewerbes 
bewirkt) durch die Beteiligung an den Vorarbeiten die stren-
ge Sanktion des Abs. 2 nach sich ziehen. Schutzobjekt ist 
der freie und lautere Wettbewerb (unter Berücksichtigung 
des Geleichbehandlungsgebotes). Der Wettbewerb wird 
erst dann in im Sinne des § 25 relevanter Weise „verzerrt“, 
wenn die Teilnahmebedingungen gröblich benachteiligend 
(und nicht bloß minder „beeinträchtigend“) oder derart ausge- 
staltet sind, dass ein fairer und lauterer Wettbewerb an sich 
ausgeschlossen ist. Marginale oder minder bedeutsame 
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Wettbewerbsbeeinträchtigungen durch die Beteiligung an 
Vorarbeiten werden durch § 25 toleriert.
Vermag der Auftraggeber jedoch auch durch alle erdenk- 
lichen Vorkehrungen die Wettbewerbsvorteile, die den  
Schutzzweck der Norm verletzen, nicht auszugleichen, so ist 
der betreffende Unternehmer von der Teilnahme am Wett- 
bewerb um die Leistung auszuschließen.
Neben den vom Auftraggeber gemäß Abs. 1 aktiv zu set-
zenden Maßnahmen hat dieser vor einem allfälligen Aus-
schluss eines vorarbeitenden Unternehmers diesem gemäß  
Abs. 2 die Möglichkeit einzuräumen, darzulegen, dass nach 
den Umständen des Einzelfalles die von ihm erworbene 
Erfahrung den Wettbewerb nicht hat verfälschen können  
(vgl. dazu auch schon EuGH Rs C 21/03 und C 34/03, 
Fabricom).

Zu § 26 (Vermeidung von Interessenkonflikten):
§ 26 setzt Art. 24 der RL 2014/24/EU um (vgl. dazu auch  
EG 16 der RL); vgl. in diesem Zusammenhang auch die 
Rechtsprechung des EuGH (Rs C-538/13, eVigilo) und 
des EuG (vgl. für viele Rs T-4/13, Communicaid Group Ltd  
gegen Europäische Kommission). Er ist, ebenso wie etwa  
§ 25, eine Schutznorm zur Gewährleistung eines unver-
fälschten und transparenten Wettbewerbes im Vergabe- 
verfahren. § 26 verlangt vom Auftraggeber aktiv vorbeugen-
de Maßnahmen zur Verhinderung von Interessenkonflikten  
zu setzen bzw. entsprechende effektive (Kontroll-)Mecha-
nismen bereit zu halten, um bestehende Interessenkonflikte  
aufzudecken bzw. zu beheben. Diese Pflichten bestehen 
unabhängig von der Durchführung eines konkreten Ver- 
gabeverfahrens. Als präventive und korrektive Maßnahmen 
im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: vor-
beugende Aufklärungskampagnen des Auftraggebers über 
Meldepflichten bei Interessenkonflikten, Einrichtung eines 
Compliance-Systems, eines internen Revisions- oder Con-
trolling-Systems, anonyme Meldesysteme betreffend Ver-
dachtsfälle, personelle Durchgriffsrechte (Suspendierungen, 
Versetzungen usw.) uam. (vgl. dazu auch die einschlägigen 
Dokumente der OECD und des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung – OLAF).
Der Begriff des „Interessenkonfliktes“ ist in Abs. 2 definiert. 
Er hat insofern einen objektiven Charakter, als die subjek-
tiven Absichten der betroffenen Personen irrelevant sind. 
Er knüpft daran an, dass Mitarbeiter eines Auftraggebers 
oder einer vergebenden Stelle (dies können auch Mitar-
beiter eines im Namen des Auftraggebers handelnden 
Beschaffungsdienstleisters sein) ein Interesse an einem 
bestimmten Ausgang eines Vergabeverfahrens oder eines 
Abschnittes desselben haben (zB dass ein bestimmter 
Bieter den Zuschlag erhält oder dass ein bestimmter Be- 
werber vom Vergabeverfahren ausgeschlossen wird). Dass 
die Definition des „Interessenkonfliktes“ eine sehr umfassen-
de und weitgehende ist, wird durch die Formulierung „jeden-
falls“ hervorgehoben (vgl. dazu auch den Wortlaut der RL: 
„deckt zumindest alle Situationen ab“). Bereits der Anschein, 
dass durch bestimmte Interessen die Unparteilichkeit  
bzw. Unabhängigkeit eines Mitarbeiters beeinträchtigt sein 
könnte, reicht für das Vorliegen eines „Interessenkonflik-
tes“ aus (vgl. dazu auch die Formulierung der RL „von dem 
man annehmen könnte“). Die Bezugnahme auf „Mitarbeiter“ 
ist im Sinne des Unionsrechtes weit auszulegen; erfasst  
werden damit insbesondere Personen, die in einem privat- 
oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Auftraggeber  
stehen, sowie sonstige Organe und Personen des Ver- 
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums.
Im Sinne der Parallelbestimmung des Art. 35 dritter UAbs. 
der RL 2014/23/EU sollten die getroffenen Maßnahmen  

zur Behebung von eingetretenen Interessenkonflikten nicht 
über das hinausgehen was zu dessen Beseitigung un- 
bedingt erforderlich ist (eine explizite parallele Regelung fehlt 
in den Texten der RL 2014/24/EU und 2014/25/EU).

Zu § 27 (Schutz der Vertraulichkeit, Verwertungsrechte):
§ 27 Abs. 1 bis 3 setzt Art. 21 der RL 2014/24/EU um (vgl. 
dazu auch EG 51 der RL). Abs. 1 enthält das allgemeine  
Gebot des Schutzes vertraulicher Informationen, die im  
Rahmen eines Vergabeverfahrens ausgetauscht werden. Er 
statuiert damit eine gegenseitige Schutzpflicht für vertrau- 
liche Informationen. Diese Verpflichtung trifft alle Beteiligten 
eines Vergabeverfahrens. Auch in Vergabeverfahren invol-
vierte Bewerber oder Bieter haben daher schutzwürdige  
Angaben des Auftraggebers zu wahren. Nicht in den An- 
wendungsbereich des § 27 fallen etwa Informationen, die 
nicht zwischen den Beteiligten ausgetauscht werden (zB 
jene, die im Rahmen der Zur-Verfügung-Stellung von Aus-
schreibungsunterlagen gemäß § 89 oder im Rahmen von 
Bekanntmachungen oder Bekanntgaben vom Auftrag- 
geber allgemein zugänglich gemacht werden müssen). Der 
durch Abs. 1 gewährleistete Schutz von Unterlagen erstreckt 
sich auch auf die Zeit nach Abschluss eines Vergabe- 
verfahrens. Eine Berufung auf den vertraulichen Charakter 
scheidet jedoch gegenüber den Vergabekontrollinstanzen 
aus (vgl. dazu auch die §§ 336 und 337 und die dazu ge- 
hörigen Ausführungen sowie EuGH Rs C-450/06, Varec), 
außer die Kontrollinstanz könnte den Schutz der vertrau- 
lichen Unterlagen nicht gewährleisten (letzteres trifft für 
Österreich jedoch nicht zu).
Abs. 2 enthält eine Spezialregelung, die sich allein an die  
Auftraggeber richtet: als von Unternehmern vertraulich 
bezeichnete Informationen dürfen grundsätzlich nicht ohne 
dessen Zustimmung an andere Teilnehmer des Vergabever- 
fahrens oder an Dritte weitergegeben werden. In diesem 
Zusammenhang ist klarzustellen, dass die Kennzeichnung 
einer Information als „vertraulich“ keine absolute Bindungs-
wirkung des Auftraggebers gemäß Abs. 2 bewirkt. Der Auf- 
traggeber hat vielmehr zu prüfen, ob es sich tatsächlich um 
sensible Informationen und nicht um eine überschießende 
Kennzeichnung durch den Unternehmer handelt.
Abs. 3 ermöglicht dem Auftraggeber sowohl Anforderungen 
an die Teilnehmer selbst vorzuschreiben (zB Erfordernis 
einer Verlässlichkeitsprüfung) wie auch Anforderungen, wie 
Teilnehmer mit den vom Auftraggeber zur Verfügung ge- 
stellten vertraulichen Informationen umzugehen haben  
(zB Verwahrung von Unterlagen in besonders gesicherter 
Weise).
Der Begriff „Ausarbeitungen“ in Abs. 4 umfasst nicht  
Standardprodukte (zB Standardsoftware). Durch die Zu- 
stimmungsverpflichtung soll ein Know-How-Abfluss ohne 
Entgelt verhindert werden. Es empfiehlt sich, dass Be- 
werber oder Bieter den Auftraggeber auf von diesem zu 
schützende Inhalte bei von den Bewerbern oder Bietern  
zur Verfügung gestellten Unterlagen hinweisen.
Zu Abs. 6 ist festzuhalten, dass dieser in Zusammen-
hang mit § 49 zu sehen ist. Die Dokumentationspflicht des  
Auftraggebers geht vor; sie bezieht sich auf die Nachvoll- 
ziehbarkeit aller wesentlichen Entscheidungen und Vorgän-
ge im Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren. Kann  
dieser Verpflichtung in ausreichendem Maß ohne Zurück- 
behaltung von Unterlagen gemäß Abs. 6 nachgekommen 
werden, so sind diese zurückzustellen.

Zu § 28 (Gesamt- oder Losvergabe):
§ 28 setzt Art. 46 der RL 2014/24/EU um. Es besteht auf-
grund des Gesetzes (arg. „können“ in Abs. 1) wie schon  
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bisher weder der Grundsatz der Gesamtvergabe (unge- 
teilte Vergabe eines Vorhabens; vgl. dazu § 13 und die dazu-
gehörigen Erläuterungen) noch ein unbedingter gesetz- 
licher Vorbehalt zugunsten einer Losvergabe (gewerks- 
weisen Vergabe, dh. Vergabe in Teilen der Gesamtleistung).  
Abs. 1 dritter Satz nennt als Beurteilungsmaßstab für die  
Entscheidung für eine Gesamt- oder Losvergabe wirtschaft-
liche oder technische Gesichtspunkte. Dem Auftraggeber 
kommt bei der Beurteilung der Frage, ob eine Gesamt-  
oder Losvergabe stattfinden soll daher ein gewisses Er- 
messen zu. Diese Ermessensentscheidung darf jedenfalls 
nicht willkürlich getroffen werden. Eine Gesamtvergabe 
kommt deshalb nur dann in Betracht, wenn aufgrund der  
Umstände des Einzelfalles wirtschaftliche oder techni-
sche Gesichtspunkte für eine ungeteilte Vergabe spre-
chen (vgl. in diesem Zusammenhang auch die Präferenz 
für eine KMU-freundliche Vergabe in § 20 Abs. 8). Dabei 
kommt es etwa darauf an, ob und in welchem Umfang durch 
eine Gesamtvergabe zusätzliche Kosten oder finanziel-
le Risiken im Vergleich zur losweisen Vergabe (insbeson-
dere für umfangreiche Verwaltungs- und Koordinierungs- 
leistungen des Auftraggebers) tatsächlich vermieden wer-
den können. Mögliche Gründe für eine Gesamtvergabe  
sind: höhere Kosten bei losweiser Vergabe durch Bauzeit-
verzögerungen, mögliche Einschränkungen des Wettbe- 
werbes durch eine Aufteilung des Vorhabens, erhöhter 
Koordinationsaufwand, Verbleib der Risiken, die aus unter- 
schiedlichen Schnittstellen der beteiligten Unternehmen ent-
stehen, beim Auftraggeber, Verteuerung oder Verzögerung 
der Leistungserbringung, Gewährleistung einer einheitlichen 
Ver-antwortung und Haftung für Mängelansprüche bei kom- 
plexen Leistungen. Bei Einhaltung des Ermessensspiel-
raumes durch den Auftraggeber lässt sich daher weder ein 
Anspruch auf losweise Vergabe noch auf Gesamtvergabe 
eines Auftrages ableiten. Dieser Ermessensspielraum des 
Auftraggebers könnte jedoch – unter Beachtung der für  
den betreffenden Auftraggeber sonstigen geltenden recht- 
lichen Rahmenbedingungen – intern dahingehend deter- 
miniert werden, dass eine Präferenz der losweisen Vergabe 
vorgegeben wird.
Umgekehrt begrenzen aber auch die oben genannten wirt-
schaftlichen und technischen Gründe die Entscheidung des 
Auftraggebers hinsichtlich einer losweisen Vergabe. Aus 
dem auch im Bereich des öffentlichen Auftragswesens gel-
tenden Grundsatzes der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
folgt, dass zB eindeutige höhere Ausführungskosten oder die 
Notwendigkeit einer einheitlichen Ausführung der Leistung 
oder eine eindeutige Gewährleistung keine losweise Vergabe 
rechtfertigen können. Auch darf die Teilung einer Leistung 
nicht zu einer nicht mehr neutralen, bestimmten Bietern Wett-
bewerbsvorteile sichernden Leistungsbeschreibung führen  
(§ 104 Abs. 1).
Klarzustellen ist, dass eine Losvergabe im Kontext des 
Abschlusses einer Rahmenvereinbarung nicht möglich ist 
(arg. „den Zuschlag erhalten kann“).
Abs. 3 regelt insbesondere die Bekanntgabepflichten im Zu- 
sammenhang mit einer allfälligen losweisen Vergabe und 
eröffnet dem Auftraggeber verschiedene Gestaltungsmög-
lichkeiten im Kontext einer Losvergabe: der Auftraggeber 
kann gestatten, dass ein Unternehmer für alle oder nur für 
einzelne Lose, für eine bestimmte Anzahl von Losen oder 
nur für bestimmte Loskombinationen mitbieten kann (vgl. 
dazu auch EG 79 der RL). Diese Festlegungen sind in der 
Bekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessens-
bestätigung anzugeben.
Abs. 4 führt für den Fall der möglichen Begrenzung der 
Höchstzahl der Lose für die ein einzelner Bieter den Zu- 

schlag erhalten kann Regeln für die Auswahl jener Lose  
ein, die diesem Bieter zugeschlagen werden können. Der 
Auftraggeber hat gemäß Abs. 5 auch bekannt zu geben, 
wenn er sich im Rahmen einer losweisen Vergabe einer  
Leistung eine Gesamtvergabe oder eine kombinierte Los-
vergabe vorbehalten möchte (weil dies zB aufgrund ange- 
botener Nachlässe wirtschaftlich günstiger ist). In diesem  
Fall hat der Auftraggeber zunächst zu ermitteln, welche  
Bieter die festgelegten Zuschlagskriterien für jedes einzel-
ne Los am besten erfüllen, um dann einen Vergleich mit 
jenem Angebot eines Bieters anzustellen, der ein Angebot für  
eine bestimmte Kombination von Losen abgegeben hat.
Gemäß Abs. 6 hat der Auftraggeber die Nicht-Unterteilung 
eines Auftrages in Lose zu begründen. Die Begründung  
ist in die Ausschreibung oder in den Vergabevermerk gemäß 
§ 147 aufzunehmen. Diese Regelung ist eine spezifische 
Ausprägung der Präferenzregelung des § 20 Abs. 8. Im  
Sinne von EG 78 der RL ist aber festzuhalten, dass diese 
Entscheidung des Auftraggebers keiner nachprüfenden  
Kontrolle unterliegt.

Zu § 29 (Allgemeine Bestimmungen betreffend den Preis):
§ 29 enthält im Wesentlichen unverändert die allgemei-
nen Bestimmungen über den Preis (vgl. dazu auch die De- 
finitionen in § 2 Z 26). Generell ist festzuhalten, dass in allen 
Vergabeverfahren die für die Kalkulation der Unternehmer 
dienlichen bzw. erforderlichen Unterlagen zur Verfügung  
zu stellen sind; allfällige vom Auftraggeber vorgegebene 
Richtpreise sind von diesem fachkundig zu ermitteln. Anders 
als nach § 24 Abs. 1 BVergG 2006 enthält das Gesetz  
keine Präferenz für das Preisangebotsverfahren mehr.
Einheits-, Pauschal- und Regiepreise können feste oder ver-
änderliche Preise sein. Obwohl gemäß Abs. 5 grundsätz- 
lich eine Präferenz für feste Preise besteht, wird insbe- 
sondere bei börsennotierten Rohstoffen oder Rohstoffen, 
deren Preis weltmarktbedingt stark schwankt (zB Erdöl, 
Stahl), aus Gründen des fairen Wettbewerbes die Kosten- 
berechnung auf der Basis veränderlicher Preise vorzu- 
nehmen sein. Ein Mischsystem von festen und veränder- 
lichen Preisen bei derartigen Leistungen ist unzulässig.
Der Zeitraum für die Geltung fester Preise beginnt mit dem 
Ende der Angebotsfrist (vgl. § 71 und § 76). Mit der Rege-
lung des letzten Satzes des Abs. 5 soll die Geltungsdauer 
einer Festpreisregelung grundsätzlich mit zwölf Monaten be- 
schränkt werden. Durch die Textierung ist aber auch klarge- 
stellt, dass in Ausnahmefällen mit besonderer sachlicher 
Rechtfertigung der Zeitraum für die Geltung fester Preise 
durchaus auch zwölf Monate übersteigen kann (arg. „grund-
sätzlich“).

Zu § 30 (Verwendung des CPV):
Mit der vorliegenden Bestimmung wird Art. 23 der  
RL 2014/24/EU umgesetzt.
Im Zusammenhang mit künftigen Änderungen der CPV 
Nomenklatur wird auf Art. 23 Abs. 2 der RL 2014/24/EU  
verwiesen, mit welchem der Kommission die Befugnis  
über-tragen wird, delegierte Rechtsakte zur Anpassung 
der entsprechenden Codes zu erlassen, welche aber  
keine Änderung des Anwendungsbereiches der Richtlinie 
bewirken dürfen.
Zur Struktur des CPV vgl. die Erläuterungen unter  
http://simap.ted.europa.eu/web/simap/cpv. Allgemein ge- 
sprochen besteht die CPV Nomenklatur aus einem Haupt- 
teil und einem Zusatzteil, wobei der Hauptteil die Leis- 
tungsart beschreibt und der Zusatzteil diese Beschrei- 
bung ergänzen kann. Vgl. darüber hinaus die Anlei-
tung zum CPV unter http://simap.ted.europa.eu/docu-
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ments/10184/36234/cpv_2008_guide_de.pdf und die 
Erläuterungen unter http://simap.ted.europa.eu/docu-
ments/10184/36234/cpv_2008_explanatory_notes_de.pdf.

Zu § 31 (Arten der Verfahren zur Vergabe von Aufträgen):
Die Verfahrensarten als solche sind zum weit überwiegen- 
den Teil bereits aus dem BVergG 2006 bekannt und haben  
sich inhaltlich grundsätzlich nicht verändert. Neu ist insbe-
sondere, dass beim dynamischen Beschaffungssystem ein 
nicht offenes Verfahren (statt wie bisher eines offenen Ver-
fahrens mit indikativen Angeboten) vorgeschaltet ist, was 
zur leichteren Handhabbarkeit dieses Verfahrens führen 
soll. Daneben wird mit der Innovationspartnerschaft auch ein 
gänzlich neues Vergabeverfahren geregelt, welches nach der 
Durchführung eines Verhandlungsverfahrens zur Entwick-
lung eines Produktes mit anschließendem Erwerb desselben 
führen soll.
Wie bereits im BVergG 2006 handelt es sich bei der elek- 
tronischen Auktion nicht um einen eigenen Verfahrenstyp, 
sondern nur um einen Teilabschnitt eines Vergabever- 
fahrens, nämlich um die Ermittlung des besten Angebotes. 
Aus diesem Grund ist in § 31 die Definition der elektroni-
schen Auktion nicht enthalten. Nicht gesondert bei den Ver- 
fahrensarten definiert sind auch die besonderen Dienst- 
leistungsaufträge oder Dienstleistungsaufträge über öffent-
liche Personenverkehrsdienste auf der Schiene oder per 
Untergrundbahn gemäß § 151, da es sich hierbei um ein unter 
Beachtung der vergaberechtlichen Grundsätze im Wesent- 
lichen frei gestaltbares Vergabeverfahren handeln kann, das 
nicht abschließend beschrieben werden kann.
Im Zusammenhang mit den Vergabeverfahrensarten ist zu 
betonen, dass ein öffentlicher Auftraggeber, sofern er sich 
für die Durchführung eines bestimmten Verfahrenstypus  
entschieden hat, dieses Verfahren gemäß den für diese  
Verfahrensart geltenden Bestimmungen zu Ende zu führen 
hat. Ein Verfahrenstypuswechsel während des Verfahrens  
ist unzulässig (vgl. EuGH Rs C-87/94, Kommission gegen 
Belgien, Rz 35).
Die für eine bestimmte Verfahrensart jeweils besonders  
zu beachtenden Bestimmungen lassen sich in drei Kate- 
gorien unterteilen: § 31 beinhaltet die jeweilige grundsätz- 
liche Definition, in den §§ 33 bis 47 finden sich die Voraus- 
setzungen, unter denen auf einen bestimmten Verfahrens- 
typus zurückgegriffen werden kann, und die §§ 112 bis 124 
enthalten nähere Bestimmungen zum Ablauf und zu den  
Teilnehmern der einzelnen Verfahrensarten; die Regelungen 
über die Rahmenvereinbarung, die elektronische Auktion  
und das dynamische Beschaffungssystem finden sich 
schließlich in den §§ 153ff. Die Direktvergabe und die Direkt-
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung sollen weiter- 
hin zentral an einer Stelle mit einer Verweisbestimmung ge- 
regelt werden.
Beim Verhandlungsverfahren (vgl. die Abs. 5 und 6) sind die 
Grenzen der zulässigen Verhandlungen zu beachten: so sind 
insbesondere die vom öffentlichen Auftraggeber festgelegten 
Mindestanforderungen nicht verhandelbar.
Die Definition der Rahmenvereinbarung knüpft an die De- 
finition des Art. 33 Abs. 1 zweiter UAbs. der RL 2014/24/
EU an. Die Rahmenvereinbarung ist der Option sehr ähn-
lich. Dies wird insbesondere durch die Definition des Abs. 7 
deutlich, die klarstellt, dass der öffentliche Auftraggeber bzw.  
die öffentlichen Auftraggeber keine Abnahmeverpflichtung 
durch den Abschluss der Rahmenvereinbarung eingehen. 
Der Grund liegt darin, dass öffentliche Auftraggeber nicht 
durch eine Abnahmeverpflichtung an die Unternehmer ge- 
bunden sein sollen, wenn die Unternehmer unter Um- 
ständen ein (nicht nachweisbares aber doch vermutbares)  

Kartell schließen oder (ebenfalls nicht nachweisbare) Preis-
absprachen treffen. Ferner kann keinem Unternehmer,  
der Partei einer Rahmenvereinbarung ist, ein Anspruch auf 
einen bestimmten Teil des Gesamtauftrages eingeräumt 
werden, da unklar ist, welcher Unternehmer nach Durch- 
führung einer zweiten Wettbewerbsrunde den Zuschlag er- 
halten wird. Auf der anderen Seite ist ein öffentlicher Auf- 
traggeber nicht daran interessiert, eine Rahmenvereinbarung,  
zu deren Abschluss er erhebliche Aufwendungen getätigt  
hat und die ihm große Vorteile (Zeitgewinn, geringe Ver- 
fahrenskosten während der Laufzeit) bietet, einfach aufzu- 
kündigen. Der öffentliche Auftraggeber hat vielmehr übli-
cherweise ein vitales Interesse daran, dass eine ungestörte  
Wettbewerbssituation für die Laufzeit der Rahmenvereinba-
rung bestehen bleibt.
Die Definition des dynamischen Beschaffungssystems  
orientiert sich an Art. 34 Abs. 1 der RL 2014/24/EU.  
Abweichend von der bisherigen Regelung basiert das dyna-
mische Beschaffungssystem nunmehr – in Bezug auf die 
erste Stufe des Verfahrens – auf der Systematik des nicht 
offenen Verfahrens (vgl. auch § 161 Abs. 1). Im Übrigen ist 
das dynamische Beschaffungssystem wie bisher dadurch 
gekennzeichnet, dass es während der gesamten Laufzeit  
für alle (geeigneten) Unternehmer offen ist und es einem 
Unternehmer jederzeit freisteht, einen Teilnahmeantrag zu 
stellen. Ein dynamisches Beschaffungssystem ist nur bei 
bestimmten, sogenannten marktüblichen Leistungen zu- 
lässig. Die Formulierung, wonach die Leistung nach einer 
gesonderten Aufforderung zur Angebotsabgabe von einem 
Teilnehmer des dynamischen Beschaffungssystem zu 
beziehen ist, erfasst auch den Fall, dass ein dynamisches 
Beschaffungssystem mit elektronischen Katalogen einge-
richtet ist, bei dem der öffentliche Auftraggeber die Angebote 
durch Rückgriff auf diese Kataloge „erstellt“.
Ein dynamisches Beschaffungssystem kann in Kategorien 
von Waren, Bauleistungen oder Dienstleistungen unterglie-
dert werden, die anhand von Merkmalen der vorgesehenen 
Beschaffung in der betreffenden Kategorie sachlich definiert 
werden. Diese Merkmale können sich auch auf den höchst-
zulässigen Umfang späterer konkreter Aufträge oder auf ein 
spezifisches geographisches Gebiet, in dem spätere kon- 
krete Aufträge auszuführen sein werden, beziehen.
Die Definition des wettbewerblichen Dialoges beruht auf  
Art. 30 Abs. 1 und 3 erster UAbs. der RL 2014/24/EU. Der 
wettbewerbliche Dialog ist dadurch gekennzeichnet, dass  
der öffentliche Auftraggeber zu Beginn des Verfahrens  
nur Vorstellungen über seine Bedürfnisse hat, nicht aber  
konkrete Vorstellungen über die zur Erfüllung dieser Be- 
dürfnisse zur Verfügung stehenden Mittel. Daher soll in  
einer ersten Dialogphase ermittelt werden, welche Lösung 
oder gegebenenfalls welche Lösungen zur Erreichung der 
Ziele des öffentlichen Auftraggebers am besten geeignet ist  
bzw. sind und erst in einer zweiten Phase soll(en) der 
oder die verbleibende(n) Teilnehmer zur Angebotsabgabe  
aufgefordert werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass die  
Voraussetzungen für die Wahl des wettbewerblichen  
Dialoges an jene des Verhandlungsverfahrens ange- 
glichen wurden und der wettbewerbliche Dialog daher  
nicht mehr ausschließlich auf hochkomplexe Auftragsver- 
gaben beschränkt ist.
Mit der Innovationspartnerschaft wird ein neues Verfahren 
eingeführt, das sowohl die Entwicklung einer innovativen 
Ware, Bau- oder Dienstleistung als auch den anschließen-
den Erwerb der entwickelten Leistung umfassen soll. Die Be- 
sonderheit der Innovationspartnerschaft besteht darin, 
dass sie insbesondere auch Regelungen für die Zeit nach 
Zuschlagserteilung (Erbringung der Forschungs- und Ent-
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wicklungsleistung sowie Erwerbsphase) enthält. Für den 
Abschluss der Innovationspartnerschaft (dh das eigentliche 
Vergabeverfahren bis zum Zuschlag) ist ein Verhandlungs-
verfahren – wenngleich mit einigen Besonderheiten – durch-
zuführen. Die Einführung der Innovationspartnerschaft ist  
ein weiterer Schritt zur Förderung der innovativen Be- 
schaffung.
Bei der Direktvergabe ist es wie bisher zulässig, zum  
Zwecke der Markterkundung Angebote oder unverbindliche 
Preisauskünfte einzuholen. Ein Zwang dies zu tun besteht 
freilich nicht (arg. „gegebenenfalls“). Damit soll der For-
derung der Praxis Rechnung getragen werden, auch bei  
kleinen Aufträgen Vergleichsangebote einholen zu können, 
ohne damit sofort ein förmliches Vergabeverfahren durch- 
führen zu müssen. Es kann auch lediglich ein Angebot  
eingeholt werden. Das Wesen der Direktvergabe als form-
loses Vergabeverfahren wird dadurch nicht verändert. 
Es bleibt öffentlichen Auftraggebern aber unbenommen, 
intern entsprechende (abweichende) Festlegungen zu  
treffen (insbesondere ab welchen Werten mehrere bzw.  
eine bestimmte Mindestanzahl von Angeboten/Preis- 
auskünften einzuholen sind).
Bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung han-
delt es sich wie bisher um ein – von der „klassischen“ Direkt-
vergabe verschiedenes – formloses Verfahren, bei dem 
eine Leistung formfrei von einem ausgewählten geeigneten 
Unternehmer gegen Entgelt bezogen wird. Die Formulierung  
„nach Einholung von einem oder mehreren Angeboten“ 
stellt klar, dass es im Ermessen des öffentlichen Auftrag-
gebers liegt, wie viele Angebote er einholen möchte. Er  
kann – ohne weitere Begründung – auch nur ein Angebot  
einholen (etwa nach einer Bewerberauswahl ausschließlich 
nach Referenzen). Es bleibt dem öffentlichen Auftraggeber 
freilich unbenommen, intern einen bestimmten Auftrags- 
wert festzulegen, ab dem eine bestimmte Anzahl von  
Angeboten jedenfalls eingeholt werden muss.

Zu § 32 (Arten des Wettbewerbes):
Abs. 1 stellt wie bisher klar, dass der Begriff Wettbewerb als 
Oberbegriff zu verstehen ist, der zwei Unterarten hat, näm-
lich Ideenwettbewerbe sowie Realisierungswettbewerbe.  
Die Definition des Ideenwettbewerbes basiert auf Art. 2  
Abs. 1 Z 21 der RL 2014/24/EU. Bei Realisierungswett- 
bewerben wird im Anschluss an die Durchführung eines  
Ideenwettbewerbes ein Verhandlungsverfahren zur Verga-
be eines Dienstleistungsauftrages durchgeführt. Des Weite-
ren wird je nach Verfahren zwischen offenem, nicht offenem  
und geladenem Wettbewerb unterschieden, wobei letzte-
rer nur im Unterschwellenbereich zulässig ist. Klarzustellen  
ist, dass Wettbewerbe ohne Preisgelder oder sonstige  
Zahlungen an die Teilnehmer nicht dem BVergG unter- 
liegen (arg. § 12 Abs. 2 und 3). Zum Problem einer künst- 
lichen Einschränkung des Marktwettbewerbes durch Vor-
schaltung eines „entgeltlosen“ nicht transparenten Wett- 
bewerbes vor Durchführung eines Vergabeverfahrens vgl.  
§ 20 Abs. 9 und die §§ 35 Abs. 1 Z 3, 36 Abs. 1 Z 3 und 37 
Abs. 1 Z 3.

Zu § 33 (Wahl des offenen oder des nicht  
offenen Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung):
Entsprechend Art. 26 Abs. 2 der RL 2014/24/EU wird – wie 
schon bisher – die freie Wahlmöglichkeit zwischen offenem 
und nicht offenem Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
normiert. Das nicht offene Verfahren mit Bekanntmachung  
ist ein transparentes Verfahren, das allerdings aufgrund  
seiner zweistufigen Struktur viel komplexer gestaltet ist  
als das offene Verfahren. So erfordert die Durchführung 

des Auswahlverfahrens vom öffentlichen Auftraggeber eine 
genaue Kenntnis der rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Vergabeverfahrens sowie eine genaue Kenntnis des be- 
treffenden Marktes der auszuschreibenden Leistung. Unter-
nehmer können darüber hinaus die Nicht-Zulassung zur  
Teilnahme (Bewerberauswahl) gesondert anfechten. Daher 
wird ein fachkundiger öffentlicher Auftraggeber nur dann  
ein nicht offenes Verfahren mit Bekanntmachung durch- 
führen, wenn die Umstände des Einzelfalles die Inanspruch-
nahme dieses Verfahrenstypus als vorteilhafter gegenüber 
dem offenen Verfahren erscheinen lassen.
Das nicht offene Verfahren ist etwa in folgenden Fall- 
konstellationen vorteilhafter: wenn die Beurteilung der  
Leistungsqualität über die Eignung hinausgehende Anfor-
derungen an den zukünftigen Auftragnehmer stellt; wenn  
die Durchführung eines offenen Verfahrens im Hinblick 
auf die Eigenart oder den Wert der Leistung wirtschaftlich 
nicht vertretbar scheint (zB zu viele Angebote würden ein-
gehen und der Prüfaufwand stünde in keiner Relation zum 
Wert des Auftragsgegenstandes oder durch zusätzliche An- 
gebote ist ab einer gewisser Marge an Teilnehmern keine 
inhaltliche oder preisliche Verbesserung der Angebote zu 
erwarten); wenn das offene Verfahren Interessen der All- 
gemeinheit, insbesondere an der Geheimhaltung (die jedoch 
nicht die Erheblichkeitsgrenze des § 9 Abs. 1 Z 5 erreichen) 
oder Vertraulichkeit gefährden würde (Sicherheitskriterien 
können als Auswahlkriterien eingesetzt werden; zur Aus-
nahme von der elektronischen Zurverfügungstellung der  
Ausschreibungsunterlagen zum Schutz der Vertraulichkeit 
von Informationen siehe § 89 Abs. 3).
Zu den Voraussetzungen für die Wahl der anderen Ver- 
fahrensarten siehe für den Ober- und Unterschwellenbereich 
die §§ 34 bis 42 sowie für den Unterschwellenbereich zusätz-
lich die §§ 43 bis 47.

Zu § 34 (Wahl des Verhandlungsverfahrens mit vorheriger  
Bekanntmachung oder des wettbewerblichen Dialoges):
Diese Bestimmung setzt Art. 26 Abs. 4 der RL 2014/24/EU 
um und regelt die Voraussetzungen, unter denen ein Auf- 
trag im Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung oder im wettbewerblichen Dialog vergeben wer-
den kann. Die Voraussetzungen für die Verwendung des 
Verhandlungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung  
finden sich hingegen – wie bisher in Bauaufträge, Liefer- 
aufträge und Dienstleistungsaufträge unterteilt – in den  
§§ 35 bis 37.
Sofern eine der Voraussetzungen der Z 1 bis 5 erfüllt ist, 
hat der öffentliche Auftraggeber freie Wahl, ob er ein Ver-
handlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung oder 
einen wettbewerblichen Dialog durchführt. Der Anwendungs- 
bereich des wettbewerblichen Dialoges wurde damit im 
Vergleich zur bisherigen Rechtslage deutlich erweitert.  
Die Durchführung des relativ aufwändigen Verfahrens des 
wettbewerblichen Dialoges wird jedoch nur dann sinnvoll 
sein, wenn im jeweiligen Einzelfall auch tatsächlich mehrere 
Lösungswege zur Bedarfsdeckung in Betracht kommen.
Wie bisher stellt das Verhandlungsverfahren ein Aus- 
nahmeverfahren dar. Die Rechtfertigungsgründe sind daher 
restriktiv auszulegen und der öffentliche Auftraggeber, der 
dieses Verfahren in Anspruch nehmen will, hat das Vorliegen 
der Umstände, die die Inanspruchnahme rechtfertigen, dar- 
zulegen (vgl. ua. EuGH Rs C 199/85, Kommission gegen  
Italien, Rz 14, C 57/94, Kommission gegen Italien, Rz 23,  
C 385/02, Kommission gegen Italien, Rz 19, C 394/02,  
Kommission gegen Griechenland, Rz 33, C 84/03, Kommis-
sion gegen Spanien, Rz 48, C 275/08, Kommission gegen 
Deutschland, Rz 55f). Im Vergleich zur bisherigen Rechts- 
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lage wurden jedoch die Tatbestände für die Wahl des Ver-
handlungsverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung  
deutlich erweitert. Im Gegenzug für diesen erleichterten Zu- 
gang zum Verhandlungsverfahren sieht die RL 2014/24/EU 
verstärkt Regelungen vor, die die Einhaltung der Grund- 
sätze der Gleichbehandlung und Transparenz im Ver-
handlungsverfahren gewährleisten sollen (vgl. Art. 29 der  
RL 2014/24/EU sowie dessen Umsetzung in § 114). Für die 
Beschaffung von standardisierten Leistungen kommt die  
Verwendung des Verhandlungsverfahrens nach wie vor  
nicht in Betracht. Im Fall der Vergabe von geistigen Dienst-
leistungen folgt aus dem Wesen der nachgefragten Leistung 
hingegen sogar eine Pflicht zur Durchführung eines Verhand-
lungsverfahrens.
Die EG 42 und 43 der RL 2014/24/EU führen in diesem Zu- 
sammenhang folgendes aus:
„(42) Für die öffentlichen Auftraggeber ist es äußerst wich-
tig, über zusätzliche Flexibilität zu verfügen, um ein Vergabe- 
verfahren auszuwählen, das Verhandlungen vorsieht. Eine 
stärkere Anwendung dieser Verfahrens wird wahrschein- 
lich dazu beitragen, den grenzüberschreitenden Handel zu  
fördern, da die Bewertung gezeigt hat, dass bei Aufträgen, 
die im Wege des Verhandlungsverfahrens mit vorheriger  
Veröffentlichung einer Bekanntmachung vergeben werden, 
die Erfolgsquote von grenzüberschreitenden Angeboten 
besonders hoch ist. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglich-
keit haben, das Verhandlungsverfahren oder den wettbe-
werblichen Dialog in verschiedenen Situationen vorzusehen, 
wenn nicht damit zu rechnen ist, dass offene oder nicht-
offene Verfahren ohne Verhandlungen zu einem zufrieden- 
stellenden Ergebnis führen. Es sei daran erinnert, dass die 
Nutzung des wettbewerblichen Dialogs gemessen an den 
Auftragswerten in den vergangenen Jahren stark zuge- 
nommen hat. Der wettbewerbliche Dialog hat sich in Fällen 
als nützlich erwiesen, in denen öffentliche Auftraggeber nicht 
in der Lage sind, die Mittel zur Befriedigung ihres Bedarfs zu 
definieren oder zu beurteilen, was der Markt an technischen, 
finanziellen oder rechtlichen Lösungen zu bieten hat. Diese 
Situation kann insbesondere bei innovativen Projekten, bei 
der Realisierung großer, integrierter Verkehrsinfrastruktur- 
projekte oder großer Computer-Netzwerke oder bei Projekten 
mit einer komplexen, strukturierten Finanzierung eintreten. 
Den öffentlichen Auftraggebern sollte gegebenenfalls em- 
pfohlen werden, einen Projektleiter zu ernennen, um eine 
reibungslose Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsteil-
nehmern und dem öffentlichen Auftraggeber während des 
Vergabeverfahrens zu gewährleisten.
(43) Bei Bauaufträgen gehören dazu Bauleistungen, bei denen 
keine Normbauten errichtet werden, beziehungsweise Bau- 
leistungen, die konzeptionelle oder innovative Lösungen um- 
fassen. Bei Dienstleistungen oder Lieferungen, die eine An- 
passung oder konzeptionelle Arbeiten erfordern, bietet sich 
ein Verhandlungsverfahren oder ein wettbewerblicher Dialog 
an. Notwendig sind solche Anpassungen oder konzeptionelle 
Arbeiten vor allem bei komplexen Anschaffungen, beispiels-
weise für besonders hoch entwickelte Waren, geistige Dienst-
leistungen wie etwa bestimmte Beratungs-, Architekten- oder 
Ingenieurleistungen oder Großprojekten der Informations- 
und Kommunikationstechnologie (im Folgenden „IKT“). In 
diesen Fällen können Verhandlungen notwendig sein, um zu 
gewährleisten, dass die betreffende Lieferung oder Dienst-
leistung den Anforderungen des öffentlichen Auftraggebers 
entspricht. In Bezug auf Standarddienstleistungen oder  
Standardlieferungen, die von vielen verschiedenen Markt-
teilnehmern erbracht werden können, sollten das Verhand-
lungsverfahren und der wettbewerbliche Dialog nicht genutzt 
werden.“

Z 1 erfasst, wie EG 42 ausführt, die Situation, dass der öffent-
liche Auftraggeber nicht in der Lage ist, die Mittel zur Be- 
friedigung seines Bedarfes zu definieren oder zu beurteilen, 
was der Markt an Lösungen zu bieten hat. Z 1 erfasst aber 
auch die Situation, dass der öffentliche Auftraggeber zwar  
die Lösungen des Marktes kennt, diese aber für seinen 
Bedarf optimieren möchte und diese Adaptionen nicht in 
einem offenen oder nicht offenen Verfahren (aufgrund  
deren rigider Verfahrensvorschriften) herbeigeführt werden 
können.
Im Zusammenhang mit Bauaufträgen ist darauf hinzu- 
weisen, dass bei Bauaufträgen, die die gleichzeitige Aus- 
führung und Planung von Bauleistungen zum Gegenstand 
haben, gemäß § 34 Z 2 das Verhandlungsverfahren stets  
in Anspruch genommen werden kann (vgl. dazu die englische 
Fassung von Art. 26 Abs. 4 lit. a sublit. ii „they include design 
or innovative solutions“ die in diesem Kontext bewusst den 
Wortlaut von Art. 2 Abs. 1 Z 6 lit. a „design and execution  
of works“ aufgreift). Bei Bauaufträgen ohne Planungsdienst-
leistungselemente ist zu untersuchen, ob es sich bei die-
sen Leistungen um „Standardleistungen“ handelt oder um  
Bauleistungen, bei denen es im Vorhinein nicht möglich ist, 
die für den öffentlichen Auftraggeber beste Lösung bzw. das 
für den öffentlichen Auftraggeber beste Verfahren zu identi- 
fizieren, weil es sich um besondere Projekte handelt wie etwa 
seltene oder komplexe Konstruktionen (zB Brücken, Tunnel, 
Infrastruktur), bei denen eine klare Wahl des besten Ver- 
fahrens bzw. der besten Technologie usw. im Vorhinein nicht 
möglich oder klar identifizierbar ist und deswegen Verhand-
lungen zur Optimierung des Projektes (bzw. seiner Reali- 
sierung) geboten sind.
Im Hinblick auf die „innovativen Lösungen“ wird auf die Defi-
nition der Innovation in § 2 Z 20 sowie die dazugehörigen 
Erläuterungen verwiesen.
Gemäß Z 3 kann das Verhandlungsverfahren mit vorheriger  
Bekanntmachung bzw. der wettbewerbliche Dialog in An- 
spruch genommen werden, wenn der Auftrag aufgrund kon-
kreter Umstände, die mit seiner Art, Komplexität oder seinen 
rechtlichen oder finanziellen Bedingungen oder den damit – 
dh mit der Art oder Komplexität des Auftrages oder den recht-
lichen oder finanziellen Bedingungen des Auftrages – einher-
gehenden Risiken zusammenhängen, nicht ohne vorherige 
Verhandlungen vergeben werden kann.
Z 4 stellt darauf ab, dass eine konstruktive Leistungsbeschrei-
bung (wenn auch mit vereinzelten funktionalen Elementen) 
nicht in der für den öffentlichen Auftraggeber erforderlichen 
Genauigkeit möglich ist und deshalb eine funktionale Leis-
tungsbeschreibung erforderlich ist (die ihrerseits Verhand- 
lungen erfordert um die Vergleichbarkeit der endgültigen 
Angebote zu gewährleisten).
Zu Z 5: Nicht ordnungsgemäße Angebote sind insbeson- 
dere Angebote, die nicht fristgerecht eingegangen sind, die 
nachweislich auf kollusiven Absprachen oder Korruption  
beruhen oder die nach Einschätzung des öffentlichen Auf- 
traggebers ungewöhnlich niedrig sind. Unannehmbare  
Angebote sind insbesondere Angebote von ungeeigne-
ten Bietern und Angebote, deren Preis das vor Einleitung  
des Vergabeverfahrens festgelegte und schriftlich doku- 
mentierte Budget des öffentlichen Auftraggebers übersteigt 
(vgl. Art. 26 Abs. 4 lit. b zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU; 
siehe dazu auch EuG Rs T 126/13, Direct Way).
Gemäß § 34 letzter Satz kann im Fall der Z 5 auch ein  
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
durchgeführt werden, wenn der öffentliche Auftraggeber  
alle (und nur jene) Unternehmer einbezieht, die im Verlauf  
des vorangegangenen offenen oder nicht offenen Verfah-
rens mit vorheriger Bekanntmachung für geeignet befun-
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den wurden und Angebote unterbreitet haben, die den An- 
forderungen der §§ 125 bis 129 entsprochen haben. Die 
in den entsprechenden Bestimmungen der §§ 28 bis 30 
BVergG 2006 (auf der Grundlage von Art. 30 Abs. 1 lit. a  
der RL 2004/18/EG) enthaltene weitere Voraussetzung, 
wonach die ursprünglichen Bedingungen für den Auftrag 
nicht wesentlich verändert werden durften, ist in Art. 26  
Abs. 4 lit. b der RL 2014/24/EU und damit auch in Z 5  
nicht mehr enthalten. Nach Auffassung der Kommission 
ändert dies jedoch nichts an der bisherigen Rechtslage, da 
die nicht verhandelbaren Mindestanforderungen des Ver-
handlungsverfahrens die „main clauses“ des gescheiterten 
Verfahrens darstellen würden. In diesem Sinne normiert  
auch Art. 32 Abs. 2 lit. a der RL 2014/24/EU als Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme eines Verhandlungs- 
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im Falle eines 
gescheiterten offenen oder nicht offenen Verfahrens mit  
vorheriger Bekanntmachung, dass die ursprünglichen Auf-
tragsbedingungen nicht wesentlich („grundlegend“; vgl. 
dazu die Ausführungen zu § 35 Abs. 1 Z 1) geändert wer-
den. Um der Rechtsansicht der Kommission Rechnung zu 
tragen, wurde daher der Schlussteil des § 34 entsprechend  
ergänzt.
Gemäß § 147 Abs. 1 Z 6 ist die Begründung für die Durch- 
führung eines Verhandlungsverfahrens oder eines wettbe-
werblichen Dialoges im Vergabevermerk festzuhalten.

Zu den §§ 35 bis 37 (Wahl des Verhandlungsverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung):
Zu den §§ 35 bis 37 allgemein (Wahl des Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung):
Die §§ 35 bis 37 setzen Art. 32 der RL 2014/24/EU um und 
normieren die Voraussetzungen für die Wahl des Verhand-
lungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung, wobei  
wie bisher für Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienst- 
leistungsaufträge jeweils ein eigener Paragraf vorgese-
hen wird. Die Voraussetzungen für die Wahl des Verhand-
lungsverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung (sowie des  
wettbewerblichen Dialoges) sind für alle Auftragsarten ein-
heitlich in § 34 geregelt. Es ist hier darauf hinzuweisen, dass 
auch § 34 letzter Satz eine Möglichkeit des Verhandlungs- 
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung für den Fall  
eines erfolglosen offenen oder nicht offenen Verfahrens vor-
sieht, wenn der Auftraggeber alle geeigneten Unternehmer 
einbezieht, die Angebote unterbreitet haben, die den An- 
forderungen der §§ 125 bis 129 entsprochen haben.
Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt- 
machung stellt ein Ausnahmeverfahren dar. Die Recht- 
fertigungsgründe sind daher restriktiv auszulegen und der 
Auftraggeber, der dieses Verfahren in Anspruch nehmen will, 
hat das Vorliegen der Umstände, die die Inanspruchnahme  
rechtfertigen, darzulegen (vgl. ua. EuGH Rs C 199/85,  
Kommission gegen Italien, Rz 14, C 57/94, Kommission  
gegen Italien, Rz 23, C 385/02, Kommission gegen Italien,  
Rz 19, C 394/02, Kommission gegen Griechenland,  
Rz 33, C 84/03, Kommission gegen Spanien, Rz 48,  
C 275/08, Kommission gegen Deutschland, Rz 55f). Die  
Verhandlungsverfahrenstatbestände ohne vorherige Be- 
kanntmachung sind zudem taxativ in der Richtlinie fest- 
gelegt, die Mitgliedstaaten können daher weder neue Ver-
handlungsverfahrenstatbestände schaffen noch die aus-
drücklich vorgesehenen Tatbestände um neue Bestim- 
mungen ergänzen (so EuGH Rs C-84/03, Rz 48).
Ferner ist klarzustellen, dass in einigen Fällen das Gebot 
des § 123 Abs. 4 – Minimalteilnehmeranzahl drei – nicht zum 
Tragen kommen kann. So ergibt sich bereits aus den Tat 
beständen etwa der §§ 35 Abs. 1 Z 2, 3 und 5, 36 Abs. 1 Z 2, 

3 und 6 sowie 37 Abs. 1 Z 2, 3 und 6, dass nur ein bestimmter 
Leistungserbringer in Frage kommen kann.
Gemäß § 147 Abs. 1 Z 6 ist die Begründung für die Durch-
führung eines Verhandlungsverfahrens im Vergabevermerk 
festzuhalten.

Zu § 35 (Wahl des Verhandlungsverfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung bei Bauaufträgen):
Abs. 1 Z 1 stellt darauf ab, dass in einem vorangegangenen 
offenen oder nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung kein bzw. kein geeignetes Angebot oder kein bzw. 
kein geeigneter Teilnahmeantrag abgegeben wurde. Die De- 
finition des ungeeigneten Angebotes bzw. Teilnahmean- 
trages findet sich in Abs. 2 und ist vom Begriff des nicht ord-
nungsgemäßen oder unannehmbaren Angebotes in § 34  
Z 5 zu unterscheiden (vgl. hierzu auch die Unterschiede in der  
engl. Sprachfassung der RL 2014/24/EU: „irregular or un- 
acceptable tenders“ in Art. 26 Abs. 4 lit. b versus „no suitable 
tenders or […] no suitable requests to participate“ in Art. 32 
Abs. 2 lit. a). Weiters fordert Z 1, dass die ursprünglichen 
Bedingungen des erfolglosen Vorverfahrens „nicht wesent-
lich geändert werden“ („initial conditions … are not substanti-
ally altered“). Aus dem englischen Wortlaut der RL (vgl. dazu  
Art. 32 Abs. 2 lit. a und Art. 72) folgt, dass die deutsche 
Sprachfassung des Art. 32 Abs. 2 lit. a unzutreffend ist 
(„grundlegend“ statt „wesentlich“). Im BVergG wird daher 
(ohne inhaltliche Abweichung) der Begriff „wesentlich“ ver-
wendet. Als wesentliche Änderungen gelten daher Ände- 
rungen von grundlegenden Bedingungen des Vorverfahrens 
wie Finanzierungsmodalitäten, technischen Bestimmun-
gen usw.; auf § 365 und die Erläuterungen dazu wird ver- 
wiesen. Eine Veränderung der Bedingungen dahingehend, 
dass der Preis um nicht mehr als 10% gegenüber dem  
ersten Verfahren erhöht werden darf, ist nach Ansicht des 
EuGH bereits eine „wesentliche“ Änderung der Bedingun-
gen (vgl. EuGH Rs C-84/03, Kommission gegen Spanien,  
Rz 49). Gemäß Abs. 3 hat der öffentliche Auftraggeber auf  
Verlangen der Kommission einen Bericht über das Vorliegen 
der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 vorzulegen.
Künstlerische Gründe im Sinne des Abs. 1 Z 2 liegen 
etwa vor, wenn der einzigartige Charakter und Wert des 
Kunstgegenstandes selbst untrennbar an die Identität des  
Künstler gebunden ist (vgl. EG 50 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU) oder wenn ein Auftraggeber ein Kunstwerk 
in Auftrag gegeben hat, später jedoch ein zweites Kunst- 
werk in Auftrag geben will, um gewissermaßen ein „Paar“ 
zu erhalten. In diesem Fall wäre darzulegen, aus welchen  
Gründen das zweite Kunstwerk nicht bei einem anderen 
Künstler in Auftrag gegeben werden kann.
Abs. 1 Z 3 lit. a sieht die Möglichkeit der Inanspruch- 
nahme des Verhandlungsverfahrens ohne vorherige Bekannt-
machung vor, wenn aus technischen Gründen ein Wett- 
bewerb nicht vorhanden ist. Die bloße Behauptung, dass 
eine Gesamtheit von Arbeiten komplex und schwierig sei, 
genügt nicht für die Inanspruchnahme dieser Ausnahme (vgl.  
EuGH Rs C-385/02, Kommission gegen Italien, Rz 20ff). Es 
müssen vielmehr zwei kumulative Voraussetzungen erfüllt 
sein: zum einen müssen die Leistungen, die Gegenstand  
des Auftrages sind, eine technische Besonderheit auf- 
weisen, und zum anderen muss es aufgrund dieser techni-
schen Besonderheit unbedingt erforderlich sein, den Auf-
trag an ein bestimmtes Unternehmen zu vergeben (vgl. 
etwa EuGH Rs C-394/02, Kommission gegen Griechen-
land, Rz 34, mwN). EG 50 dritter UAbs. der RL 2014/24/EU  
führt als Beispiel für derartige technische Gründe an, 
dass es für einen anderen Unternehmer nahezu unmög-
lich ist, die geforderte Leistung zu erbringen, oder dass 
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es nötig ist, spezielles Wissen, spezielle Werkzeuge 
oder Hilfsmittel zu verwenden, die nur einem einzigen 
Unternehmer zur Verfügung stehen. Technische Gründe  
können auch auf konkrete Anforderungen an die Interope- 
rabilität zurückzuführen sein, die erfüllt sein müssen, um  
das Funktionieren der zu beschaffenden Leistungen zu 
gewährleisten.
Unter den Tatbestand des Schutzes von ausschließlichen 
Rechten gemäß Abs. 1 Z 3 lit. b sind auch jene Fälle zu sub-
sumieren, in denen ein bestimmter Unternehmer das aus-
schließliche Verfügungs- oder Nutzungsrecht besitzt. In der 
Rs C-328/92 hat der EuGH betont, dass es nicht genügt, dass 
die in Rede stehenden Produkte (Arzneimittel und Arznei- 
spezialitäten) durch Ausschließlichkeitsrechte geschützt  
sind. Es ist auch erforderlich, dass sie nur von einem 
bestimmten Unternehmer hergestellt oder geliefert werden 
können. Diese Voraussetzungen liegen nach dem EuGH 
nur bei denjenigen Arzneimitteln und Arzneispezialitäten 
vor, für die es auf dem Markt keinen Wettbewerb gibt (vgl.  
Rs C-328/92, Kommission gegen Spanien, Rz 17). Diese 
Ausnahmebestimmung kann auch nicht in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn Dritte über Lizenzen zur Nutzung  
dieses ausschließlichen Rechtes verfügen oder in ange- 
messener Weise erlangen können.
Für beide Tatbestände des Abs. 1 Z 3 gilt, dass es keine 
vernünftige Alternative oder Ersatzlösung gibt und der man-
gelnde Wettbewerb nicht das Ergebnis einer künstlichen  
Einschränkung der Anforderungen des Vergabever- 
fahrens ist. Dies ist vom öffentlichen Auftraggeber (etwa 
im Vergabevermerk) zu begründen. Als vernünftige Alter-
native oder Ersatzlösung kommt etwa die Nutzung alter- 
nativer Vertriebswege, auch außerhalb des Mitglied- 
staates des öffentlichen Auftraggebers, oder die Erwä-
gung funktionell vergleichbarer Bau-, Liefer- oder Dienst- 
leistungen in Betracht (vgl. EG 50 zweiter UAbs. der  
RL 2014/24/EU). Eine künstliche Einschränkung der Anforde-
rungen des Vergabeverfahrens liegt etwa dann vor, wenn der 
öffentliche Auftraggeber – ohne Durchführung eines bekannt-
gemachten (transparenten) Verfahrens – eine Vorselektion 
durchführt und damit die „Exklusivität“, auf die er sich bei  
der Wahl des Verhandlungsverfahrens beruft, erst ge- 
schaffen hat (vgl. BVA vom 29. Dezember 2011,  
F/0012-BVA/13/2011-18).
Abs. 1 Z 4 regelt die Möglichkeit der Wahl des Verhand- 
lungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung bei Dring-
lichkeit. Mit der Wortfolge „äußerst dringliche, zwingende  
Gründe“ wird die Formulierung der Richtlinie (vgl. Art. 32  
Abs. 2 lit. c der RL 2014/24/EU) übernommen. Damit geht 
jedoch keine Änderung der bisherigen Rechtslage einher; 
es handelt sich vielmehr um eine Korrektur der deutschen 
Übersetzung der in den RL 2004/18/EG und 2014/24/
EU gleichlautenden englischen Fassung („for reasons  
of extreme urgency“). Die in Art. 32 Abs. 2 lit. c der  
RL 2014/24/EU enthaltene Einleitung „soweit dies un- 
bedingt erforderlich ist“ wurde hingegen (wie bisher) nicht  
in den Gesetzestext übernommen, da diese Formulierung 
keine weitere normative Grenze für die Inanspruchnahme 
des Verhandlungsverfahrens darstellt, sondern vielmehr 
durch die nachfolgende Satzkonstruktion verdeutlicht wird 
(arg. „wenn“).
Entsprechend der bisherigen Rechtslage müssen im Fall 
der Z 4 drei kumulative Voraussetzungen erfüllt sein (vgl.  
Rs C 107/02, Kommission gegen Italien, Rz 12, C 318/94, 
Kommission gegen Deutschland, Rz 14, C 394/02, Kommis- 
sion gegen Griechenland, Rz 40, C 275/08, Kommission 
gegen Deutschland, Rz 69, C 352/12, Consiglio Nazionale  
degli Ingegneri, Rz 50): es muss ein unvorhersehbares  

Ereignis vorliegen, es müssen äußerst dringliche und zwin-
gende Gründe gegeben sein, die die Einhaltung der Fristen  
für die Regelverfahren nicht zulassen, und es muss ein  
Kausalzusammenhang zwischen dem unvorhersehbaren  
Ereignis und den sich daraus ergebenden dringlichen  
zwingenden Gründen bestehen. Die Umstände zur Be- 
gründung der zwingenden Dringlichkeit dürfen auf keinen  
Fall dem öffentlichen Auftraggeber zuzuschreiben sein. 
Unvorhersehbare Ereignisse im Sinne dieser Bestimmun- 
gen sind solche Ereignisse, die den Rahmen des wirt-
schaftlichen und sozialen Lebens sprengen (zB Natur-
katastrophen, die dringende Lieferungen für Hilfs- 
leistungen und zum Schutz der Opfer erfordern, außer-
gewöhnliche Waldbrände). Dass eine Behörde, deren 
Genehmigung für ein Vorhaben erforderlich ist, Fristen  
ua. vorschreibt oder Einwendungen erheben kann, ist ein 
vorhersehbarer Umstand des Verfahrens zur Genehmi-
gung dieses Vorhabens (vgl. EuGH Rs C 318/94, Rz 18  
und C 394/02, Rz 43). Die Anwendung des Verhandlungs- 
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung ist nur  
dann zulässig, wenn zB die Arten und Mengen von Waren 
beschafft werden sollen, die angesichts der Notsituation  
unmittelbar erforderlich sind. Für Waren, Bauarbeiten 
und Dienstleistungen, die nach diesem Zeitpunkt benötigt  
werden, hat der öffentliche Auftraggeber den Auftrag nach 
den entsprechenden Vorschriften auszuschreiben. Die 
Tatbestände sind auch nicht anwendbar, wenn die öffent- 
lichen Auftraggeber über ausreichende Zeit verfügen, um ein 
beschleunigtes Verfahren durchzuführen (vgl. Rs C-24/91, 
Kommission gegen Spanien, Rz 14ff, C 107/92, Rz 13f,  
C 275/08, Rz 75f, C 352/12, Rz 52; vgl. dazu auch die Mit- 
teilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat zu den Vorschriften für die öffentliche Auftrags- 
vergabe im Zusammenhang mit der aktuellen Flüchtlings- 
problematik, KOM(2015) 454 final).
Die Möglichkeit der Vergabe neuer Bauleistungen, die in 
der Wiederholung gleichartiger Bauleistungen bestehen, ist 
gemäß Abs. 1 Z 5 nunmehr – bei Vorliegen der übrigen Vor-
aussetzungen – immer dann möglich, wenn der ursprüng- 
liche Auftrag in einem Verfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung vergeben wurde (keine Beschränkung mehr auf das 
offene oder nicht offene Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung). Zum Verständnis der Z 5 lit. c wird auf die eng- 
lische Fassung der entsprechenden Passage in Art. 32 Abs. 5  
erster UAbs. verwiesen: „provided that such works or  
services are in conformity with a basic project for which the 
original contract was awarded“. Es kommt daher darauf an,  
dass der ursprüngliche Auftrag bereits auf der Grundlage 
eines sowohl den ursprünglichen Auftrag als auch die nun-
mehr in Rede stehenden gleichartigen Bauleistungen um- 
fassenden Projektes vergeben wurde; das Grundprojekt 
an sich muss nicht Gegenstand der ursprünglichen Aus- 
schreibung sein. Letzteres ergibt sich bereits aus der Natur 
des Ausnahmetatbestandes; wäre bereits das gesamte  
Projekt – inkl. der fortgesetzten Bauleistungen – in der ers-
ten Stufe ausgeschrieben worden, so wären diese Leis-
tungen ja vom bereits vergebenen Auftrag umfasst und es 
wäre gar kein neues Vergabeverfahren nötig (vgl. aber die  
diesbezüglich verfehlte deutsche Übersetzung von  
Art. 32 Abs. 5 erster UAbs. der RL 2014/24/EU). Neu im  
Vergleich zur bisherigen Rechtslage ist das in Z 5 lit. e ent- 
haltene Erfordernis, dass auch der Umfang möglicher 
zusätzlicher Bauleistungen sowie die Bedingungen, unter 
denen sie vergeben werden, in der ersten Ausschreibung an- 
gegeben sein müssen. Gemäß Z 5 lit. f kann der Aus- 
nahmetatbestand nur während eines Zeitraumes von drei 
Jahren nach Abschluss des ursprünglichen Vertrages 
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genützt werden. Entsprechend dem Wortlaut ist darun-
ter der Abschluss des ersten Vertrages und nicht die Be- 
endigung der Arbeiten zu verstehen, auf die sich der Auftrag 
bezieht (vgl. EuGH Rs C-385/02, Kommission gegen Italien,  
Rz 34ff). Z 5 lit. g wurde sprachlich klarer gefasst, inhaltlich  
ist damit jedoch im Vergleich zur bisherigen Rechtslage 
sowie zu Art. 32 Abs. 5 zweiter UAbs. der RL keine Änderung 
verbunden.
Die in § 28 Abs. 2 Z 4 BVergG 2006 noch enthaltene 
Möglichkeit der Inanspruchnahme des Verhandlungsver- 
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung für zusätzliche  
Bauleistungen bis zu 50% des ursprünglichen Auftrags-
wertes ist in § 35 nicht mehr enthalten; die Möglichkeit  
der Erbringung zusätzlicher Bauleistungen ohne neuerliche 
Ausschreibung ist nunmehr – entsprechend dem System der 
RL 2014/24/EU – in § 365 (Änderung von Verträgen während 
ihrer Laufzeit) geregelt.
Gemäß Abs. 2 gilt ein Angebot als ungeeignet, wenn es 
ohne wesentliche Änderungen offensichtlich nicht den in der  
Ausschreibung genannten Bedürfnissen und Anforderun-
gen des öffentlichen Auftraggebers entspricht und daher  
„irrelevant“ für den konkreten Auftrag/das konkrete Vergabe- 
verfahren ist (vgl. Art. 32 Abs. 2 lit. a zweiter UAbs. der  
RL 2014/24/EU). Daraus folgt, dass jedes nicht ausschrei-
bungskonforme Angebot (vgl. § 141 Abs. 1 Z 7) ein „unge-
eignetes“ Angebot iSd Abs. 2 ist, wobei es sich um eine 
gravierende und offenkundige Divergenz zwischen Angebot 
und Ausschreibung handeln muss (arg „ohne wesentliche 
Änderung offensichtlich nicht … entspricht“). Zum Begriff  
des ungeeigneten Angebotes vgl. auch EuGH Rs C-250/07, 
Kommission gegen Griechenland, Rz 40ff.
Im Fall der Inanspruchnahme des Abs. 1 Z 1 (erfolgloses 
offenes oder nicht offenes Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung) hat der öffentliche Auftraggeber gemäß Abs. 3 auf 
Verlangen der Kommission einen Bericht über das Vorliegen 
der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 vorzulegen.

Zu § 36 (Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne  
vorherige Bekanntmachung bei Lieferaufträgen):
Zu Abs. 1 Z 1 bis 4 sowie Abs. 2 vgl. die Erläuterungen zu den 
gleichlautenden Bestimmungen des § 35.
Abs. 1 Z 5 trifft Vorkehrungen für den Fall, dass bei For-
schungsarbeiten mit besonders vertraulichen Daten diesem 
Umstand durch die Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung Rechnung getragen können  
werden soll. Unter die Forschungs- und Entwicklungskosten 
sind auch die Kosten für Forschungs- und Versuchslabora- 
torien zu subsumieren. Aus dem Gebot der restriktiven Inter-
pretation ergibt sich, dass von diesem Ausnahmetatbestand 
nur die Lieferung von Prototypen oder limitierten Testserien  
umfasst ist; bereits fertig entwickelte/getestete Produkte fallen  
hingegen nicht unter die Z 5, selbst wenn sie von Forschungs-
instituten für ihre Forschungstätigkeit verwendet werden (vgl. 
auch EuG Rs T-54/11, Kommission gegen Spanien, Rz 41).
Abs. 1 Z 6 enthält die Möglichkeit, zusätzliche Lieferungen 
des ursprünglichen Unternehmers unter bestimmten Voraus-
setzungen in einem Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung zu vergeben. Die Laufzeit der Aufträge  
darf insgesamt drei Jahre nicht überschreiten; Ausnahmen 
sind in sehr engen Grenzen zulässig (arg: „in der Regel“).  
Im Zusammenhang mit Z 6 ist darauf hinzuweisen, dass  
sich diese Bestimmung teilweise mit § 365 Abs. 3 Z 5 über-
schneidet.
Zu Abs. 1 Z 7 ist darauf hinzuweisen, dass von diesem Aus-
nahmetatbestand nur jene Wareneinkäufe erfasst werden, 
die unmittelbar (und nicht zB über Makler) auf (an) diesen 
Märkten getätigt werden (vgl. dazu auch schon den Vor- 

schlag der Kommission für eine Sektorenrichtlinie,  
KOM(88) 377). EG 50 letzter UAbs. der RL 2014/24/EU  
führt dazu aus: „Schließlich ist ein Vergabeverfahren nicht 
sinnvoll, wenn Waren direkt an einer Warenbörse gekauft 
werden, einschließlich Handelsplattformen für Bedarfs- 
güter wie landwirtschaftliche Erzeugnisse und Rohstoffe 
und Energiebörsen, wo naturgemäß aufgrund der regulier-
ten und überwachten multilateralen Handelsstruktur Markt-
preise garantiert sind.“ Als Waren, die an Börsen notiert  
und gehandelt werden, können beispielhaft angeführt  
werden: Strom (Nord Pool), Metalle (Kupfer, Aluminium,  
Zinn, Zink, Blei usw.; vgl. dazu London Metal Exchange,  
New York, Rotterdam), Gas, Öl (light, sweet crude, brent 
crude), Kohle, Kaffee, Zucker, Kakao, Sojabohnen, Weizen, 
Orangensaft (New York Board of Trade), Schweinebäuche 
und Rinder (Chicago Mercantile Exchange), Gold, Platin,  
Silber, Palladium, Wolle, Gummi (London) und Ethanol  
(New York, Chicago Board of Trade).
Der Wortlaut des Abs. 1 Z 8 wurde an das Insolvenzrechts-
änderungsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 29/2010 angepasst. Der 
Begriff Insolvenzverfahren umfasst als Oberbegriff Sanie-
rungs- und Konkursverfahren.

Zu § 37 (Wahl des Verhandlungsverfahrens ohne vor- 
herige Bekanntmachung bei Dienstleistungsaufträgen):
Zu Abs. 1 Z 1 bis 4 und 6 sowie Abs. 2 vgl. die Erläuterungen 
zu den gleichlautenden Bestimmungen des § 35.
Mit Abs. 1 Z 5 wird der bisher nur für Lieferaufträge geltende  
Verhandlungstatbestand für Beschaffungen zu beson-
ders günstigen Bedingungen („Insolvenzkäufe“) auch auf 
Dienstleistungsaufträge ausgedehnt. Der Begriff Insolvenz- 
verfahren umfasst als Oberbegriff Sanierungs- und Konkurs-
verfahren.
Abs. 1 Z 7 enthält wie bisher die Möglichkeit der Vergabe 
eines Dienstleistungsauftrages im Verhandlungsverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung an den Gewinner oder 
einen der Gewinner eines Wettbewerbes.
Die in § 30 Abs. 2 Z 4 BVergG 2006 noch enthaltene Mög- 
lichkeit der Inanspruchnahme des Verhandlungsverfah-
rens ohne vorherige Bekanntmachung für zusätzliche 
Dienstleistungen bis zu 50% des ursprünglichen Auftrags- 
wertes ist in § 37 nicht mehr enthalten; die Möglichkeit der  
Erbringung zusätzlicher Dienstleistungen ohne neuerliche 
Ausschreibung ist nunmehr – entsprechend dem System  
der RL 2014/24/EU – in § 365 (Änderung von Verträgen  
während ihrer Laufzeit) geregelt.

Zu § 38 (Wahl der elektronischen Auktion):
Mit der vorliegenden Bestimmung wird Art. 35 Abs. 1 und 2 
der RL 2014/24/EU mit umgesetzt.
Die elektronische Auktion stellt kein vollständiges Vergabe-
verfahren dar, sondern lediglich ein Verfahren zur Ermittlung 
des Angebotes, das den Zuschlag erhalten soll. Eine elek-
tronische Auktion kann daher nur in Verbindung mit einem 
anderen in diesem Gesetz vorgesehenen Verfahren durch-
geführt werden; konkret zulässig ist dies bei einem offenen 
Verfahren, einem nicht offenen Verfahren, einem Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung sowie bei 
Auftragsvergaben aufgrund einer Rahmenvereinbarung oder 
aufgrund eines dynamischen Beschaffungssystems. Die 
elektronische Auktion ist, sofern eines der dort genannten 
Verfahren zulässigerweise gewählt wird, sowohl im Ober-  
als auch im Unterschwellenbereich zulässig.
Zu betonen ist, dass elektronische Auktionen grundsätz-
lich nicht auf Lieferungen oder Dienstleistungen beschränkt  
sind. Allerdings ist zwingende Voraussetzung für die Durch-
führung einer Auktion, dass sie nur über „eindeutig und voll-
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ständig beschriebene Leistungen“ durchgeführt werden 
kann. Es muss sich daher um Leistungen handeln, bei denen 
der Auftragsgegenstand so exakt festgelegt worden ist,  
dass die angebotenen Leistungen im Wesentlichen idente  
Charakteristika aufweisen. Als Beispiel für solcherart 
beschreibbare Produktgruppen können sog. „standardi- 
sierte Leistungen“ wie Büroartikel (Papier, Schreibgeräte) 
oder Computer angeführt werden. Gerade aus der Tatsache, 
dass bei Auktionen eine automatische Bewertung der An- 
gebote während der Auktion stattfinden können muss (andern-
falls die Leistung nicht auktionierbar ist), folgt, dass im Regel-
fall Dienstleistungen und Bauleistungen nicht Gegenstand 
einer Auktion sein können. Gerade bei diesen Leistungs- 
typen ist es regelmäßig nicht so, dass die Voraussetzun-
gen für eine Auktion vorliegen (vollständige und exakte Be- 
schreibung der Leistung, die eine automatisierte Bewertung 
bei Veränderung einzelner Angebotselemente ermöglicht).

Zu § 39 (Abschluss von Rahmenvereinbarungen und Ver- 
gabe von Aufträgen aufgrund einer Rahmenvereinbarung):
Der Abschluss einer Rahmenvereinbarung setzt voraus,  
dass der öffentliche Auftraggeber ein offenes Verfahren,  
ein nicht offenes Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
oder ein Verhandlungsverfahren (siehe dazu § 153 Z 1) 
durchgeführt hat. Da der Abschluss einer Rahmenverein-
barung noch nicht zu einem Vertragsverhältnis führen soll, 
sind die jeweiligen Bestimmungen über den Zuschlag für 
den Abschluss der Rahmenvereinbarung nicht maßgeblich. 
Rahmenvereinbarungen können im Ober- und im Unter- 
schwellenbereich verwendet werden. Das Verfahren zum 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung ist in § 154 näher 
geregelt, die Vergabe eines Auftrages aufgrund einer  
Rahmenvereinbarung in § 155.
Aus dem allgemeinen Verweis auf die Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens ergibt sich, dass im Unter- 
schwellenbereich auch der Abschluss einer Rahmenverein-
barung nach Durchführung eines Verhandlungsverfahrens 
gemäß § 44 zulässig ist, sofern die entsprechenden Voraus-
setzungen für die Wahl des Verfahrens vorliegen.

Zu § 40 (Einrichtung eines dynamischen Beschaffungs-
systems und Vergabe von Aufträgen aufgrund eines 
dynamischen Beschaffungssystems):
Die Verfahrensart des dynamischen Beschaffungssystems 
ist in den §§ 160 bis 162 näher geregelt. Zulässig ist die  
Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems nur 
nach Durchführung eines nicht offenen Verfahrens mit vor- 
heriger Bekanntmachung ohne Zuschlagserteilung.

Zu § 41 (Wahl der Innovationspartnerschaft):
Das Verfahren der Innovationspartnerschaft ist für jene  
Fälle vorgesehen, in denen ein Bedarf nach einer innovativen 
Leistung besteht, der nicht durch den Erwerb von bereits auf 
dem Markt verfügbaren Waren, Bau- oder Dienstleistungen 
befriedigt werden kann. Zum Verfahrensablauf sowie zu den 
Teilnehmern bei Innovationspartnerschaften siehe die §§ 118 
bis 121 sowie 123.

Zu § 42 (Wahl des Wettbewerbes):
Der öffentliche Auftraggeber kann frei zwischen dem offenen 
und dem nicht offenen Wettbewerb wählen.

Zu den §§ 43 bis 47 (Nur im Unterschwellenbereich 
zugelassene Verfahrensarten):
Zu den §§ 43 bis 47 allgemein (Nur im Unterschwellen-
bereich zugelassene Verfahrensarten):
Die §§ 43 bis 47 enthalten jene Tatbestände, bei deren Vor-
liegen im Unterschwellenbereich zusätzlich zu den in den  
§§ 33 bis 42 genannten Möglichkeiten besondere Ver- 
fahrensarten zur Anwendung kommen können. Wie bis-
her stehen dem öffentlichen Auftraggeber auch im Unter- 
schwellenbereich – neben den in diesem Abschnitt ge- 
nannten Verfahren – sämtliche Verfahrensarten des Ober-
schwellenbereiches bzw. Tatbestände zur Wahl dieser Ver-
fahren im Oberschwellenbereich zur Verfügung.
Zur Sachlichkeit der vorgesehenen Wertgrenzen für die  
Wahl bestimmter Verfahrensarten ist festzuhalten: Die 
genannten Wertgrenzen werden im Hinblick darauf gewählt, 
dass unterhalb dieser Betragsgrenzen die Durchführung 
von Vergabeverfahren mit vorheriger Bekanntmachung im  
Hinblick auf den Wert der Leistung ökonomisch nicht ver- 
tretbare Beschaffungskosten bewirken würden. Im Gesetz 
selbst wird lediglich eine Obergrenze festgelegt, bis zu der 
die öffentlichen Auftraggeber bestimmte Verfahrensarten in 
Anspruch nehmen können (aber nicht müssen). Es bleibt 
daher öffentlichen Auftraggebern unbenommen, intern  
niedrigere Werte insbesondere für die Inanspruchnahme  
von Verfahren ohne ex ante Transparenz festzulegen. Im 
Übrigen wird auf die Erläuterungen zu den Grundsätzen 
des Unionsrechts zu § 46 verwiesen; diese können nach  
ständiger Rechtsprechung des EuGH im Einzelfall – bei Vor-
liegen eines grenzüberschreitenden Interesses – auch unter 
den im Gesetz genannten Schwellenwerten eine (ex ante) 
Verpflichtung zur Transparenz begründen.
Gemäß § 19 Abs. 1 kann der Bundesminister für Ver- 
fassung, Reformen, Deregulierung und Justiz durch Ver-
ordnung andere als die in den vorliegenden Bestimmun-
gen genannten Schwellenwerte festsetzen, soweit dies auf- 
grund von völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs  
oder von unionsrechtlichen Vorschriften erforderlich bzw.  
zulässig bzw. im Interesse einer einheitlichen oder wirt- 
schaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von Auf- 
trägen zweckmäßig ist (vgl. zuletzt Schwellenwertever- 
ordnung 2012, BGBl. II Nr. 95/2012, zuletzt geändert durch 
die Verordnung BGBl. II Nr. 250/2016).

Zu § 43 (Wahl des nicht offenen Verfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung):
Beim nicht offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntma-
chung ist darauf hinzuweisen, dass der öffentliche Auf- 
traggeber einerseits genügend geeignete Unternehmer  
kennen muss (dh. er muss über eine gewisse Marktüber- 
sicht verfügen), denn die Mindestanzahl der Unterneh-
mer darf keinesfalls unterschritten werden (vgl. § 122 
Abs. 3). Zum anderen ist gemäß § 122 Abs. 2 (sofern dies 
aufgrund der Eigenart der Leistung bzw. des Anbieter- 
kreises möglich ist) der einzuladende Unternehmerkreis 
so häufig wie möglich zu wechseln; des Weiteren sind 
nach Möglichkeit kleine und mittlere Unternehmen am Ver- 
gabeverfahren zu beteiligen. Die Einrichtung von nationalen  
Listensystemen für die Durchführung von nicht offenen 
Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung ist unzulässig  
(vgl. dazu EuGH Rs C-264/03, Kommission gegen Frank-
reich, Rz 68).
Gemäß § 147 Abs. 1 Z 6 ist die Begründung für die Durch- 
führung eines nicht offenen Verfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung im Vergabevermerk festzuhalten.



316

Zu den § 44 (Zusätzliche Möglichkeiten  
der Wahl des Verhandlungsverfahrens):
Gemäß Abs. 1 stellt das Verhandlungsverfahren im Unter-
schwellenbereich – neben dem offenen Verfahren und dem 
nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung – 
nunmehr ein Standardverfahren dar.
In Abs. 2 Z 1 wird der Schwellenwert für die Inanspruchnahme  
des Verhandlungsverfahrens ohne vorherige Bekannt- 
machung vereinheitlicht.
Zu Abs. 2 Z 2 ist darauf hinzuweisen, dass dieser Tatbe-
stand für die Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens 
ohne vorherige Bekanntmachung aus dem Sektorenbereich 
stammt (vgl. auch § 206 Abs. 1 Z 9). Entsprechend der bis- 
herigen Rechtslage wird dieser Tatbestand hier auch für 
Dienstleistungen anwendbar gemacht. Durch die Formulie-
rung ist klargestellt, dass dieser Tatbestand die Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens mit nur einem Unternehmer 
zulässt.
Der bisherige § 38 Abs. 2 Z 4 und 5 BVergG 2006 entfällt, da 
diese Konstellationen bereits von den §§ 36 Abs. 1 Z 1 und 8  
sowie 37 Abs. 1 Z 1 und 5 erfasst sind und somit ohnehin 
auch im Unterschwellenbereich anwendbar sind.
Abs. 3 regelt die Möglichkeit, geistige Dienstleistungen in 
einem Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt- 
machung mit nur einem Unternehmer zu vergeben, wobei 
der Anwendungsbereich dieser Bestimmung wie bisher 
auf Vergaben bis zur Hälfte des für den jeweiligen öffent- 
lichen Auftraggeber relevanten Schwellenwertes gemäß § 12  
Abs. 1 Z 1 oder 3 beschränkt ist. Relevant für die Beurteilung, 
ob Abs. 3 in Anspruch genommen kann, ist, ob die Kosten 
des öffentlichen Auftraggebers für die Durchführung des Ver-
fahrens in einer wirtschaftlichen Relation stehen oder nicht. 
Während im Falle des § 44 Abs. 2 Z 1 der öffentliche Auftrag-
geber jedenfalls Vergleichsangebote einzuholen hat, kommt 
im Anwendungsbereich des Abs. 3 nur ein Unternehmer  
für die Leistungserbringung in Betracht.

Zu § 45 (Zusätzliche Möglichkeit  
der Wahl des Wettbewerbes):
Das BVergG sieht für den Oberschwellenbereich keinen 
„geladenen Wettbewerb“ vor, da nach den Bestimmungen 
der RL 2014/24/EU (vgl. dazu Art. 79) Wettbewerbe jeden-
falls bekannt zu machen sind. Im Unterschwellenbereich soll 
jedoch – wie bisher – diese Art des Wettbewerbsverfahrens 
zusätzlich zur Verfügung stehen.

Zu § 46 (Direktvergabe):
Wie bisher werden sämtliche Bestimmungen zur Direktver-
gabe in einem Paragrafen zusammengefasst. Abs. 1 enthält 
eine taxative Aufzählung der Bestimmungen, die bei einer 
Direktvergabe anzuwenden sind. Für die Direktvergabe gel-
ten somit – neben den Regelungen des § 46 selbst sowie 
dem 1., 4. und 6. Teil – lediglich die Regelungen betreffend 
die Definition des öffentlichen Auftraggebers (§ 4 Abs. 1), 
die Definition der Auftragsarten sowie die Abgrenzungs- 
regelungen (§§ 5 bis 8), die Ausnahmen vom Geltungsbe-
reich (§§ 9 und 10), die Bestimmungen über die Berech-
nung des geschätzten Auftragswertes (§§ 13 bis 16), die 
Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Verfas-
sung, Reformen, Deregulierung und Justiz zur Festlegung  
anderer Schwellen- oder Loswerte (§ 19 Abs. 1), die Grund-
sätze des § 20 Abs. 1 bis 4 und 9, die Verwendung des  
CPV (§ 30), die Definition der Direktvergabe in § 31 Abs. 11, 
 die Verpflichtung zur Bekanntgabe vergebener Aufträge  
(§ 66), die Bestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr  
(§§ 100 und 111) sowie die für die Direktvergabe rele- 
vanten Bestimmungen des 5. Teiles (insb. Korrektur- 

mechanismus und Verfahren der Republik Österreich mit der  
Kommission, bestimmte statistische Verpflichtungen, Über-
mittlungs- und Aufbewahrungspflichten, Verpflichtung zur 
Beendigung von Verträgen aufgrund einer schweren, vom 
EuGH festgestellten Unionsrechtsverletzung, Schadener-
satzansprüche und Rückgriffsrechte). Zu § 66 ist darauf  
hinzuweisen, dass dieser erst mit 18. Oktober 2018 in  
Kraft tritt (vgl. 376 Abs. 2). Die Geltung der Bestimmun-
gen betreffend den Zahlungsverkehr (§§ 100 und 111) 
ergibt sich aus der Richtlinie 2011/7/EU zur Bekämp-
fung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr („Zah-
lungsverzugsrichtlinie“), wonach die entsprechenden 
Bestimmungen dieser Richtlinie undifferenziert für jeden 
öffentlichen Auftraggeber unabhängig vom Gegen-
stand oder Wert des Auftrages gelten (vgl. Art. 4 Abs. 1 
iVm Art. 2 Z 2 der RL 2011/7/EU).
Abs. 2 ist als Ermächtigung an öffentliche Auftraggeber 
zu verstehen, bis zu einem geschätzten Auftragswert von  
50 000 Euro die Direktvergabe in Anspruch nehmen zu  
können (aber nicht zu müssen). Es bleibt daher öffent- 
lichen Auftraggebern unbenommen, intern niedrigere Werte  
als jene in Abs. 2 genannten festzulegen, bis zu denen die 
Inanspruchnahme der Direktvergabe zulässig wäre. Ein 
öffentlicher Auftraggeber könnte darüber hinaus aber auch 
intern andere (niedrigere) Werte festlegen, ab denen eine 
bestimmte Anzahl von Angeboten oder unverbindlichen 
Preisauskünften einzuholen sind. Dies wird im Übrigen auch 
durch Abs. 4 klargestellt.
Der EuGH hält in ständiger Rechtsprechung jedoch fest, 
dass die Grundsätze des Unionsrechts, insbesondere der 
Grundsatz der Gleichbehandlung und das Verbot der Dis-
kriminierung, eine Verpflichtung zur Transparenz beinhalten. 
Kraft dieser Verpflichtung zur Transparenz muss der Auftrag- 
geber zugunsten potentieller Bieter einen angemessenen 
Grad von Öffentlichkeit sicherstellen, der den Dienstleis-
tungsmarkt dem Wettbewerb öffnet und die Nachprüfung 
ermöglicht, ob die Vergabeverfahren unparteiisch durch-
geführt wurden. Sofern daher ein potentielles grenzüber- 
schreitendes Interesse von Unternehmern besteht, existiert 
diese Verpflichtung zur Transparenz nach der Judikatur des 
EuGH auch schon für wertmäßig kleine Aufträge (vgl. dazu 
das Urteil in der Rs C-220/06, AP). Es hat stets eine Einzel- 
fallbeurteilung hinsichtlich des potentiellen grenzüber- 
schreitenden Interesses zu erfolgen (so EuGH Rs C-507/03, 
Kommission gegen Irland, verb. Rs C-147/06 und C-148/06, 
SECAP). Im Lichte dieser Rechtsprechung des EuGH hat 
daher der öffentliche Auftraggeber, der eine Direktvergabe 
durchführen möchte, zu prüfen, ob nicht aufgrund der Um- 
stände des Einzelfalles eine Direktvergabe (ohne vorherige 
Transparenz) ausnahmsweise nicht doch unzulässig wäre. 
Falls das konkrete Vorhaben (trotz seines geringen Auf-
tragswertes) potentiell für Unternehmer aus anderen Mit-
gliedstaaten von Interesse sein könnte, dann besteht nach 
der Judikatur eine Verpflichtung zur (ex ante) Transparenz 
(vgl. dazu etwa Rs C-507/03, Kommission gegen Irland, 
verb. Rs C-147/06 und C-148/06, SECAP). Als Kriterien  
zur Beurteilung des potentiellen grenzüberschreitenden 
Interesses hat der EuGH in seiner bisherigen Judikatur  
den (geschätzten) Auftragswert, den Ort der Leistungser-
bringung bzw. -nutzung und die (technische) Besonder-
heit der Leistung angeführt (vgl. dazu verb. Rs C-147/06  
und C-148/06, SECAP, Rs C-347/06, ASM Brescia,  
C-113/13, ASL n. 5 Spezzino, C-278/14, Enterprise Solu-
tions, C-318/15, Tecnoedi Costruzioni). Ein Indiz für das Vor- 
liegen eines grenzüberschreitenden Interesses kann auch 
das Vorliegen von Beschwerden von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen Wirtschaftsteilnehmern sein, sofern sich 
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erweist, dass diese Beschwerden real und nicht fiktiv sind (vgl. 
C-113/13, ASL n. 5 Spezzino, Rz 49, C-278/14, Enterprise  
Solutions, Rz 20, C-318/15, Tecnoedi Costruzioni, Rz 20).  
Als Faustregel kann für die Beurteilung des (potentiellen) 
grenzüberschreitenden Interesses herangezogen werden:  
je höher der Wert, je näher der Leistungs- oder Nutzungs-
ort an einer (Staats)Grenze und je spezifischer der Auftrags-
gegenstand, desto eher besteht ein grenzüberschreitendes 
Interesse. Melden sich „ausländische“ Unternehmen bei 
einem Auftraggeber hinsichtlich eines bestimmten Auftrages 
oder wurde – wenn auch freiwillig – eine EU-weite Bekannt-
machung geschaltet, dann nimmt der EuGH jedenfalls  
ein grenzüberschreitendes Interesse an (vgl. Rs C-226/09,  
Kommission gegen Irland). Der EuGH hat jedoch auch fest-
gehalten, dass ein eindeutiges grenzüberschreitendes Inte-
resse nicht hypothetisch aus bestimmten Gegebenheiten 
abgeleitet werden kann, die – abstrakt betrachtet – für ein  
solches Interesse sprechen könnten, sondern es muss  
sich positiv aus einer konkreten Beurteilung des Umstände  
des fraglichen Auftrages ergeben (C-318/15, Tecnoedi 
Costruzioni, Rz 22).
Aus dem Grundsatz, wonach auch Aufträge im Wege der 
Direktvergabe nur an geeignete Unternehmer zu vergeben 
sind (vgl. § 20 Abs. 1 sowie § 46 Abs. 3), resultiert nicht, 
dass der Kanon der Nachweismittel der §§ 81ff anwend- 
bar ist; auch ergibt sich daraus nicht, dass jedenfalls eine 
nähere Eignungsprüfung vorgenommen werden muss. 
Über die Art und Weise der Eignungsprüfung (vertieft oder 
oberflächlich) entscheidet allein der öffentliche Auftragge-
ber (daher entscheidet er auch über die Frage, ob eine Ab- 
frage wegen Verletzung des AuslBG oder des LSD-BG  
erfolgt oder nicht). Wenn keine Anhaltspunkte bestehen, 
die auf das Nichtvorliegen der Eignung schließen lassen, 
kann etwa der äußere Anschein eines befugten Gewerbebe- 
triebes für die Annahme des Vorliegens der Eignung hin- 
reichend sein. Bei der Direktvergabe (zB Kauf von Pro- 
dukten beim Händler) wird eine Leistung unmittelbar von 
einem Unternehmer bezogen und das Vergabeverhältnis 
erschöpft sich (in aller Regel) bereits in diesem Akt. Da es 
sich um ein sehr formfreies Verfahren handelt, werden für 
die Prüfung der Voraussetzungen keine näheren Rege- 
lungen getroffen. Hinzuweisen ist darauf, dass auch bei 
einer Direktvergabe Aufträge an insolvente Unternehmer zu- 
lässig sind, wenn ihre Leistungsfähigkeit dazu ausreicht. 
Die Eignung muss – wie bisher – spätestens zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses vorliegen. Den Zeitpunkt, an dem  
die Eignungsprüfung vorgenommen wird, bestimmt der 
öffentliche Auftraggeber selbst; unabdingbar ist jedenfalls, 
dass bei Direktvergaben zum Zeitpunkt des Zuschlages alle 
Elemente vorliegen müssen.
Die für die Direktvergabe geltenden Dokumentationsver-
pflichtungen werden nunmehr direkt in § 46 geregelt (vgl.  
Abs. 4). Jedenfalls zu dokumentieren sind Gegenstand und 
Wert des vergebenen Auftrages, der Name des Auftrag- 
nehmers sowie gegebenenfalls eingeholte Angebote oder 
unverbindlichen Preisauskünfte. Sofern der Dokumenta- 
tionsaufwand wirtschaftlich vertretbar ist, ist auch die Prüfung 
der Preisangemessenheit zu dokumentieren. Dabei reicht  
ein summarischer Verweis. So reicht etwa der Verweis auf  
im internen System des öffentlichen Auftraggebers zur Ver- 
fügung gestellte Kataloge, da deren Preisangemessenheit  
üblicherweise bereits vor Aufnahme in das System geprüft 
wurde. Bei sehr kleinen Aufträgen kann die Dokumentation 
der Preisangemessenheit in der Regel entfallen. Bei Auf- 
tragsvergaben im Rahmen von EU-Strukturfondspro- 
grammen schreiben häufig die EU-Strukturfondsprogramme 
vor, dass auch im Bereich der Direktvergabe die Prüfung 

der Preisangemessenheit zu dokumentieren ist. Derartige 
Verpflichtungen bleiben von der vorliegenden Bestimmung 
unberührt.
Ab 18. Oktober 2018 haben öffentliche Auftraggeber im  
Vollziehungsbereich des Bundes jeden vergebenen Auf-
trag mit einem Auftragswert von mindestens 50 000 Euro 
gemäß § 66 bekannt zu geben; dies gilt auch für im Wege  
der Direktvergabe vergebene Aufträge, soweit diese auf- 
grund einer Schwellenwerte-Verordnung des Bundes-
ministers für Verfassung, Reformen, Deregulierung und  
Justiz gemäß § 19 (und abweichend von § 46 Abs. 2) auch 
bei einem Auftragswert von 50 000 Euro oder mehr zu- 
lässig sind. Vgl. im Übrigen die Erläuterungen zu § 66.

Zu § 47 (Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung):
Die Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung ist  
ein frei gestaltbares Verfahren, das die Vorteile einer mög-
lichst formfreien Vergabe mit der – unter Umständen auch 
schon bei wertmäßig kleinen Aufträgen – unionsrechtlich 
gebotenen Transparenz verbindet. Der EuGH hält in stän-
diger Rechtsprechung fest, dass die Grundsätze des Uni-
onsrechts, insbesondere der Grundsatz der Gleichbehand-
lung und das Verbot der Diskriminierung, eine Verpflichtung  
zur Transparenz beinhalten. Kraft dieser Verpflichtung zur 
Transparenz muss der Auftraggeber zugunsten potentieller 
Bieter einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit sicher-
stellen, der den Dienstleistungsmarkt dem Wettbewerb  
öffnet und die Nachprüfung ermöglicht, ob die Vergabever- 
fahren unparteiisch durchgeführt wurden. Besteht an einem 
Auftrag ein grenzüberschreitendes Interesse, so steht 
das völlige Fehlen einer Ausschreibung (ex ante Trans-
parenz) mit den Grundsätzen des Unionsrechts nicht  
im Einklang (vgl. dazu etwa das EuGH Rs C-324/98,  
Telaustria, oder Rs C-458/03, Parking Brixen). Sofern 
daher ein potentielles grenzüberschreitendes Interes-
se von Unternehmern besteht, existiert diese Verpflich-
tung zur Transparenz nach der Judikatur des EuGH auch  
schon für wertmäßig kleine Aufträge (vgl. dazu das Urteil 
in der Rs C-220/06, AP). Es hat stets eine Einzelfallbe- 
urteilung hinsichtlich des potentiellen grenzüberschreiten- 
den Interesses zu erfolgen (so EuGH Rs C-507/03, Kom- 
mission gegen Irland, verb. Rs C-147/06 und C-148/06, 
SECAP, C-318/15, Tecnoedi Costruzioni). Für Aufträge 
bis 130 000 bzw. 500 000 Euro wird mit der Möglichkeit 
der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung dieser 
Judikatur Rechnung getragen (zur Rechtslage auf Unions- 
ebene und die Kriterien für die Beurteilung des grenz-
überschreitenden Interesses vgl. auch die Erläuterungen  
zu § 46).
Wie bisher werden sämtliche Bestimmungen zur Direkt- 
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung in einem Para- 
grafen zusammengefasst. Abs. 1 enthält eine taxative Auf-
zählung der Bestimmungen, die bei einer Direktvergabe 
mit vorheriger Bekanntmachung anzuwenden sind. Für die 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung gelten so- 
mit – neben den Regelungen des § 47 selbst sowie dem  
4. und 6. Teil – der 1. Teil (Regelungsgegenstand und Be- 
griffsbestimmungen) mit Ausnahme des § 2 Z 22 (Defini- 
tionen von Auswahl-, Beurteilungs-, Eignungs- und Zuschlags 
kriterien), die Definition des öffentlichen Auftraggebers  
(§ 4 Abs. 1), die Definition der Auftragsarten sowie die  
Abgrenzungsregelungen (§§ 5 bis 8), die Ausnahmen vom 
Geltungsbereich (§§ 9 und 10), die Bestimmungen über 
die Berechnung des geschätzten Auftragswertes (§§ 13 bis 
16), die Verordnungsermächtigung des Bundesministers für  
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zur Fest- 
legung anderer Schwellen- oder Loswerte (§ 19 Abs. 1), die 
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Grundsätze des § 20 Abs. 1 bis 4 und 9, die Verwendung 
des CPV (§ 30), die Definition der Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung in § 31 Abs. 12, die Verpflich-
tung zur Bekanntgabe vergebener Aufträge (§ 66), die Be- 
stimmungen betreffend den Zahlungsverkehr (§§ 100 und 
111), der Grundsatz, dass das Verfahren mit Zuschlag oder 
Widerruf endet (§ 146 Abs. 1), die Regelung des Wider-
rufs durch eine Feststellung einer Vergabekontrollbehörde  
(§ 150 Abs. 9) sowie die für die Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung relevanten Bestimmungen des 
5. Teiles (insb. Korrekturmechanismus und Verfahren 
der Republik Österreich mit der Kommission, bestimmte  
statistische Verpflichtungen, Übermittlungs- und Aufbewah-
rungspflichten, Verpflichtung zur Neuausschreibung bei 
wesentlichen Vertragsänderungen, Verpflichtung zur Be- 
endigung von Verträgen aufgrund einer schweren, vom EuGH 
festgestellten Unionsrechtsverletzung, Schadenersatz- 
ansprüche und Rückgriffsrechte). Zu § 66 ist darauf hin- 
zuweisen, dass dieser erst mit 18. Oktober 2018 in Kraft  
tritt (vgl. 376 Abs. 2). Die Geltung der Bestimmungen be- 
treffend den Zahlungsverkehr (§§ 100 und 111) ergibt  
sich aus der Richtlinie 2011/7/EU zur Bekämpfung von  
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr („Zahlungsverzugs- 
richtlinie“), wonach die entsprechenden Bestimmungen  
dieser Richtlinie undifferenziert für jeden öffentlichen Auf- 
traggeber unabhängig vom Gegenstand oder Wert des  
Auftrages gelten (vgl. Art. 4 Abs. 1 iVm Art. 2 Z 2 der  
RL 2011/7/EU).
Abgesehen von diesen Bestimmungen ist das Verfahren  
der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung frei 
gestaltbar. Es handelt sich um eine „Direktvergabe“, die 
zwar mit Transparenzvorschriften angereichert ist, aber 
dennoch ein weitgehend formfreies Verfahren für kleine bis  
mittelgroße Aufträge darstellen soll. Es liegt daher im Er- 
messen des öfftentlichen Auftraggebers, das Verfahren ein-
stufig oder zweistufig zu gestalten, mit den Bietern zu ver- 
handeln oder auch im Laufe des Verfahrens die Anzahl 
der Bieter zu reduzieren. Eingeschränkt wird dieses Er- 
messen des öfftentlichen Auftraggebers durch die Verpflich-
tung des Abs. 4, wonach der öfftentliche Auftraggeber bereits 
zu Beginn festlegen muss, nach welchen Kriterien er den 
oder die Unternehmer auswählt, vom dem oder denen er 
ein Angebot einholt, und nach welchen Kriterien er das er- 
folgreiche Angebot bestimmt. Diese Festlegung ist den  
interessierten Unternehmern vorab bekanntzugeben (die-
se Kriterien bilden einen notwendigen Teil der Ausschrei-
bungsunterlagen, die vom öfftentlichen Auftraggeber zur  
Verfügung zu stellen sind und deren Fundort er gemäß  
Abs. 3 Z 3 bekannt geben muss). Der Begriff „Kriterien“ (somit 
der Plural) wird in diesem Kontext verwendet, um – totum pro 
parte – alle denkbaren Situationen im Kontext des § 47 zu 
erfassen. Falls ein öffentlicher Auftraggeber daher ein ein- 
stufiges Verfahren ohne Selektionsmechanismus mit dem 
Preis als einzigem Kriterium für die Auswahl des erfolg- 
reichen Angebotes durchführt, dann gibt es in diesem Ver-
fahren nur ein einziges Kriterium, über das zu informie-
ren ist. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch 
auf die Grundsätze des § 20, dessen Abs. 1 bis 4 sowie 9  
auch für die Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
gelten. Der Auftraggeber ist daher insbesondere auch an  
das Gleichbehandlungsgebot und das Verbot der Dis- 
kriminierung gebunden.
Wie auch für die „klassische“ Direktvergabe gilt auch für 
die Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung ein ein-
geschränkter Rechtsschutz. Einzige gesondert anfecht- 
bare Entscheidung (und damit einem Nachprüfungsver- 
fahren zugänglich) ist bei der Direktvergabe mit vorheriger 

Bekanntmachung gemäß § 2 Z 15 lit. a sublit. hh die Bekannt-
machung (mit dieser ist auch eine behauptete unzulässige 
Wahl des Verfahrens zu bekämpfen, vgl. dazu die Erläu-
terungen zu § 2 Z 15 lit. a sublit. hh). Es ist insbesondere,  
da es sich um eine Direktvergabe handelt, keine Bekanntga-
be einer Zuschlagsentscheidung vorgesehen. Der Zuschlag 
kann daher nur ex post mittels Feststellungsantrag überprüft 
werden.
§ 47 Abs. 2 ist als Ermächtigung an öffentliche Auftraggeber 
zu verstehen, bis zu einem geschätzten Auftragswert von 
130 000 bzw. 500 000 Euro die Direktvergabe mit vorheri-
ger Bekanntmachung in Anspruch nehmen zu können (aber 
nicht zu müssen). Es wird in diesem Zusammenhang insbe- 
sondere auf die Möglichkeit der Auftragsvergabe in einem 
Verhandlungsverfahren gemäß § 44 Abs. 1 verwiesen. Es 
bleibt öffentlichen Auftraggebern auch unbenommen, intern 
einen niedrigeren Wert festzulegen, bis zu dem die Inan-
spruchnahme einer Direktvergabe mit vorheriger Bekannt-
machung zulässig wäre.
Gemäß Abs. 3 ist die beabsichtigte Vergabe eines Auf- 
trages mittels Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung bekannt zu machen. Bis Oktober 2018 hat die-
se Bekanntmachung in dem vom Bundesminister für Ver- 
fassung, Reformen, Deregulierung und Justiz bzw. der jewei-
ligen Landesregierung festgelegten elektronischen Pub- 
likationsmedium zu erfolgen (vgl. § 64 Abs. 1); zusätz-
lich kann der öffentliche Auftraggeber die entsprechenden 
Daten über OGD zur Verfügung stellen (vgl. § 64 Abs. 3 iVm  
§ 59 Abs. 3 sowie die dazugehörigen Erläuterungen). Ab  
18. Oktober 2018 wird auch im Bereich der Direktvergabe mit  
vorheriger Bekanntmachung auf die Bekanntmachung über 
Metadaten und Kerndaten umgestellt (vgl. Art. 2 Z 2 und 6 
Vergaberechtsreformgesetz 2018).
Die Mindestinhalte der Bekanntmachung sind in Abs. 3 an- 
geführt; darüber hinaus gelten für die Bekanntmachung  
keine weiteren Vorschriften mit Ausnahme der Regelung des 
§ 64 Abs. 2 betreffend die zeitliche Verfügbarkeit der Bekannt-
machungsinhalte. Gemäß Abs. 3 Z 3 ist in die Bekannt- 
machung ein Hinweis aufzunehmen, wo die Ausschrei-
bungsunterlagen verfügbar sind (notwendiger Bekannt- 
machungsinhalt ist somit der Fundort der Ausschreibungs- 
unterlagen; dabei wird es sich in der Regel um eine Websi-
te des öffentlichen Auftraggebers handeln). Anders als noch  
im BVergG 2006 wird somit auch im Kontext der Direktver-
gabe mit vorheriger Bekanntmachung von „Ausschreibungs-
unterlagen“ gesprochen (vgl. auch die weite Definition in  
§ 2 Z 7). Es handelt sich dabei um nähere Informationen  
über die zu vergebende Leistung sowie über den weiteren 
Verfahrensablauf. Diese Informationen müssen dabei zu- 
mindest die Kriterien enthalten, anhand derer die allenfalls 
vorgesehene Auswahl des bzw. der Unternehmer erfolgt  
und anhand derer das erfolgreiche Angebot bestimmt wird 
(siehe dazu auch die Erläuterungen zu Abs. 4). Der öffent-
liche Auftraggeber kann darüber hinaus (freiwillig) weitere 
Festlegungen betreffend den Verfahrensablauf treffen (bei-
spielsweise über in Aussicht genommene Verhandlungs- 
runden oÄ).
Gemäß Abs. 4 hat der öffentliche Auftraggeber objektive, 
nicht diskriminierende und mit dem Auftragsgegenstand 
zusammenhängende Kriterien festzulegen, anhand derer 
die allenfalls vorgesehene Auswahl des Unternehmers  
bzw. der Unternehmer erfolgt, von dem bzw. denen An- 
gebote eingeholt werden, und anhand derer das erfolg-
reiche Angebot bestimmt wird. Es wird in Abs. 4 bewusst 
auf die Verwendung der Begriffe „Auswahlkriterien“ 
und „Zuschlagskriterien“ verzichtet, da die diesbezüg-
lichen Regelungen des BVergG 2018 sowie die strikte  
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Trennung zwischen unternehmerbezogenen und ange-
botsbezogenen Kriterien bei der Direktvergabe mit vorhe-
riger Bekanntmachung nicht anwendbar sind. Der öffent- 
liche Auftraggeber ist daher bei der Festlegung der 
genannten Kriterien weitgehend frei und nur an die Grund- 
sätze des § 20 und die Verpflichtung der Auftragsbe- 
zogenheit gebunden. Letzteres bedeutet, dass der öffent- 
liche Auftraggeber nur Kriterien heranziehen darf, die einen 
Konnex zum Auftragsgegenstand aufweisen. Dies bezieht 
sich sowohl auf unternehmerbezogene als auch angebots- 
bezogene Anforderungen.
Die Verwendung des Plural bei „Kriterien“ in Abs. 4 bedeutet 
(totum pro parte) dabei nicht, dass jedenfalls mehrere Krite- 
rien für die Auswahl des Unternehmers bzw. der Unter- 
nehmer, von dem bzw. denen Angebote eingeholt werden, 
oder für die Bestimmung des erfolgreichen Angebotes fest-
gelegt werden müssen. Der öffentliche Auftraggeber kann 
daher auch nur ein Kriterium festlegen. Für die Bestimmung 
des erfolgreichen Angebotes ergibt sich jedoch aus den  
Bestimmungen des BVergG 2018 in Zusammenschau mit 
den haushaltsrechtlichen Grundsätzen (Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit, Zweckmäßigkeit; vgl. dazu insbesondere die  
Art. 126b Abs. 5, 127 Abs. 1, 127a Abs. 1 und 127b  
Abs. 3 B-VG), dass es sich bei Verwendung eines einzi-
gen Kriteriums nur um den Preis (bzw. die Kosten) handeln  
kann.
Jedenfalls müssen (ein oder mehrere) Kriterien für die 
Bestimmung des erfolgreichen Angebotes festgelegt werden. 
Die Festlegung von Kriterien (bzw. eines Kriteriums) für die 
Auswahl des Unternehmers bzw. der Unternehmer ist da- 
gegen nur dann notwendig, wenn der öffentliche Auftrag- 
geber eine Auswahl der Unternehmer für eine zweite Stufe 
des Verfahrens überhaupt vorgesehen hat (arg „allenfalls 
vorgesehene“).
Der öffentliche Auftraggeber kann das Verfahren seinen 
Bedürfnissen entsprechend ein- oder zweistufig gestalten.  
Er kann etwa (in einer Art „offenem Verfahren“) in der 
Bekanntmachung bzw. den Unterlagen gemäß Abs. 3 Z 3 
sofort Angebote verlangen und dem billigsten/besten den 
Zuschlag erteilen (allenfalls nach weiteren Verhandlungen); 
er kann aber auch zunächst einen oder mehrere Unterneh-
mer (etwa aufgrund von Referenzen oder etwa auch „die ers-
ten fünf“) auswählen und erst in einem zweiten Schritt An- 
gebote einholen. Abweichend vom sonstigen System des 
Gesetzes bzgl. Auswahl- und Zuschlagskriterien können 
bei der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung auch  
schon bei der Auswahl der Unternehmer angebotsbezogene 
Kriterien (zB der Preis) herangezogen werden. Der öffentli-
che Auftraggeber kann beispielsweise festlegen, dass die 
interessierten Unternehmer gleich in einem ersten Schritt An- 
gebote legen sollen, um mit den Bietern der drei besten/ 
billigsten Angebote zu verhandeln und in einem weiteren 
Schritt das beste/billigste Angebot auszuwählen. Der öffent- 
liche Auftraggeber kann die Anzahl der auszuwählenden 
Unternehmer dabei auch mit einer Maximalzahl festlegen.
Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang auf die Defi-
nition der Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
gemäß § 31 Abs. 12, wonach der öffentliche Auftraggeber 
nicht verpflichtet ist, mehrere Angebote einzuholen (vgl. dazu 
auch die Erläuterungen zu § 31 Abs. 12). Es muss jedoch 
zumindest ein Angebot eingeholt werden, dem der Zuschlag 
erteilt werden kann.
Abs. 5 enthält die Verpflichtung des öffentlichen Auftragge-
bers, den am Verfahren beteiligten Unternehmern mitzu- 
teilen, wem zu welchem Preis der Zuschlag erteilt wurde. 
Es sollen dabei jene Unternehmer vom Ausgang des Ver-
fahrens informiert werden, die sich ernsthaft um den Auftrag 

bemüht haben. Das sind jene Unternehmer, die sich auf-
grund der Bekanntmachung – im Einklang mit den Angaben 
in der Bekanntmachung und dem vom öffentlichen Auftrag- 
geber festgelegten Verfahrensablauf – beworben haben  
und/oder ein Angebot gelegt haben. Unternehmer, die ledig-
lich Informationen über den Leistungsgegenstand oder den 
Verfahrensablauf angefordert oder heruntergeladen und  
keine weiteren Schritte gesetzt haben, sind jedenfalls nicht 
von der Mitteilungspflicht des öffentlichen Auftraggebers 
umfasst. Beim Gesamtpreis handelt es sich um die Auftrags-
summe ohne Umsatzsteuer (vgl. § 2 Z 26 lit a bzw. d). Die 
Bestimmung des Abs. 5 hat die Konsequenz, dass Fest-
stellungsanträge der beteiligten Unternehmer binnen sechs 
Monaten ab Mitteilung einzubringen sind (vgl. die neue ein-
heitliche Frist des § 354 Abs. 2).
Dass die Leistung auch bei der Direktvergabe mit vor- 
heriger Bekanntmachung nur von einem befugten, leistungs-
fähigen und zuverlässigen Unternehmer bezogen werden 
darf, ergibt sich bereits aus Abs. 1, der die Anwendbarkeit 
der Grundsätze gemäß § 20 Abs. 1 vorsieht. Daraus resul-
tiert – wie auch bei der Direktvergabe gemäß § 46 – jedoch 
nicht, dass die Bestimmungen des 4. Abschnittes (Eignung 
der Unternehmer) anwendbar sind; auch ergibt sich daraus 
nicht, dass jedenfalls eine nähere Eignungsprüfung durch- 
geführt werden muss. Über die Art und Weise der Eignungs-
prüfung entscheidet allein der öffentliche Auftraggeber  
(daher entscheidet auch er über die Frage, ob eine Ab- 
frage wegen Verletzung des AuslBG oder des LSD-BG erfolgt 
oder nicht). Wenn keine Anhaltspunkte bestehen, die auf  
das Nichtvorliegen der Eignung schließen lassen, kann – wie 
auch bei der (klassischen) Direktvergabe – etwa der äußere  
Anschein eines befugten Gewerbebetriebes für die An- 
nahme des Vorliegens der Eignung hinreichend sein. Hin-
zuweisen ist darauf, dass auch bei einer Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung Aufträge an insolvente Unter-
nehmer zulässig sind, wenn ihre Leistungsfähigkeit dazu 
ausreicht. Die Eignung muss – wie bisher – spätestens zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorliegen. Den Zeitpunkt, 
an dem die Eignungsprüfung vorgenommen wird, bestimmt 
der öffentliche Auftraggeber selbst; unabdingbar ist jeden-
falls, dass zum Zeitpunkt des Zuschlages alle Elemente vor-
liegen müssen.
Abs. 7 enthält eine Regelung für den Widerruf einer Direkt-
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung. Gemäß § 146  
Abs. 1 ist das Verfahren entweder durch Zuschlag oder 
durch Widerruf zu beenden. Diese Verpflichtung kann von 
einem Bieter mittels Feststellungsantrag durchgesetzt  
werden (vgl. die §§ 353 Abs. 2, 334 Abs. 5 und 150  
Abs. 9). Der öffentliche Auftraggeber kann das Verfahren 
jederzeit widerrufen, wenn sachliche Gründe dafür bestehen. 
Aus Abs. 7 ergibt sich, dass der Widerruf einer Direktver- 
gabe mit vorheriger Bekanntmachung einstufig gestaltet ist, 
dh. es ist keine Bekanntgabe der Widerrufsentscheidung  
vorgesehen (eine solche Entscheidung wäre im Übrigen 
gemäß § 2 Z 16 lit. a sublit. hh auch nicht in einem Nach-
prüfungsverfahren überprüfbar). Die Erklärung des Wider-
rufs ist jedoch den Unternehmern mitzuteilen, die sich um  
eine Teilnahme am Verfahren beworben oder ein An- 
gebot gelegt haben (siehe dazu auch die Ausführungen 
oben zu Abs. 5). Bei einem allfälligen Widerruf vor Ein-
gang der Bewerbungen bzw. Angebote kann der öffentliche 
Auftraggeber mangels Kenntnis der interessierten Unter-
nehmer keine entsprechende Verständigung durchführen.  
In diesem Fall wären Bewerber und Bieter eben nach Ein- 
langen ihrer Bewerbung bzw. ihres Angebotes vom Widerruf 
zu verständigen.
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Die für die Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
geltenden Dokumentationsverpflichtungen werden nun- 
mehr direkt in § 47 geregelt (vgl. Abs. 8). Jedenfalls zu doku-
mentieren sind alle wesentlichen Festlegungen und Vor- 
gänge im Vergabeverfahren (wie etwa Festlegungen für 
den Verfahrensablauf, die Anwendung des Auswahlmecha-
nismus, der wesentliche Inhalt der eingelangten Angebote 
oder die Gründe für die Auswahl des erfolgreichen Ange- 
botes), Gegenstand und Wert des vergebenen Auftrages 
sowie der Name des Auftragnehmers. Es sind keine auf- 
wendigen Dokumentationen notwendig, es reicht vielmehr 
ein kurzes Festhalten der wesentlichen Inhalte. Sofern Fest-
legungen oder Vorgänge bereits eindeutig aus dem Verga-
beakt ersichtlich sind, sind sie bereits entsprechend festge-
halten und ist daher eine gesonderte Dokumentation nicht 
erforderlich (so sollten etwa die Kriterien gemäß Abs. 4 in 
der Regel bereits eindeutig aus den zur Verfügung gestellten  
Ausschreibungsunterlagen ersichtlich sein). Sofern der  
Dokumentationsaufwand wirtschaftlich vertretbar ist, ist auch 
die Prüfung der Preisangemessenheit zu dokumentieren. 
Dabei reicht ein summarischer Verweis.
Gemäß § 2 Z 16 lit. a sublit. hh ist bei einer Direktvergabe 
mit vorheriger Bekanntmachung nur die Bekanntmachung 
gesondert anfechtbar (vgl. dazu bereits oben sowie die 
Erläuterungen zu § 2 Z 16 lit. a sublit. hh). Die Anfechtungs-
frist beträgt gemäß § 343 Abs. 1 zehn Tage. Eine Verlänge-
rung der Anfechtungsfrist gemäß § 343 Abs. 3 wird für die 
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung explizit aus-
geschlossen, da die Anfechtungsmöglichkeiten bei diesem 
Verfahren sehr beschränkt sind (vgl. die Erläuterungen zu § 2  
Z 16 lit. a sublit. hh) und damit die Notwendigkeit einer  
längeren Frist nicht gegeben ist.
Ab 18. Oktober 2018 haben öffentliche Auftraggeber im 
Vollziehungsbereich des Bundes jeden vergebenen Auftrag  
mit einem Auftragswert von mindestens 50 000 Euro gemäß 
§ 66 bekannt zu geben; dies gilt auch für im Wege der Direkt-
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung vergebene Auf- 
träge. Vgl. im Übrigen die Erläuterungen zu § 66.

Zu § 48 (Elektronische Kommunikation):
Die verpflichtende elektronische Kommunikation zwischen 
Unternehmer und öffentlichem Auftraggeber gemäß Art. 22 
RL 2014/24/EU stellt eine der wesentlichen Bestimmun-
gen der RL 2014/24/EU dar, die zur Effizienz und Trans- 
parenz von Vergabeverfahren beitragen soll. EG 52 der  
RL 2014/24/EU führt dazu aus: „Elektronische Informations- 
und Kommunikationsmittel können die Bekanntmachung von  
Aufträgen erheblich vereinfachen und Effizienz und Trans- 
parenz der Vergabeverfahren steigern. Sie sollten zum  
Standard für Kommunikation und Informationsaustausch  
im Rahmen von Vergabeverfahren werden, da sie die Mög-
lichkeiten von Wirtschaftsteilnehmern zur Teilnahme an Ver- 
gabeverfahren im gesamten Binnenmarkt stark verbessern.  
Zu diesem Zweck sollten die Übermittlung von Bekanntma-
chungen in elektronischer Form, die elektronische Verfüg-
barkeit der Auftragsunterlagen sowie – nach einem Über- 
gangszeitraum von 30 Monaten – eine ausschließliche  
elektronische Kommunikation, das heißt eine Kommuni- 
kation durch elektronische Mittel, in allen Verfahrens- 
stufen, einschließlich der Übermittlung von Teilnahmean-
trägen und insbesondere der Übermittlung der Angebote  
(‚elektronische Übermittlung‘), verbindlich vorgeschrie-
ben werden. Es sollte den Mitgliedstaaten und öffentlichen  
Auftraggebern freigestellt bleiben, auf Wunsch hierüber  
hinauszugehen. Es sollte außerdem klargestellt werden,  
dass die verbindliche Verwendung elektronischer Kommuni- 
kationsmittel nach dieser Richtlinie öffentliche Auftrag- 

geber nicht zur elektronischen Verarbeitung von 
Angeboten verpflichten oder eine elektronische Bewertung 
oder automatische Verarbeitung vorschreiben sollte. Des  
Weiteren sollten nach dieser Richtlinie weder Bestand- 
teile des Verfahrens der öffentlichen Auftragsvergabe,  
die auf die Vergabe des Auftrags folgen, noch die interne 
Kommunikation des öffentlichen Auftraggebers unter die  
Verpflichtung zur Verwendung elektronischer Kommunika- 
tionsmittel fallen.“
Mit der vorliegenden Bestimmung sollen im Wesentlichen  
Art. 22 und Art. 90 Abs. 2 der RL 2014/24/EU umgesetzt  
werden (vgl. dazu auch die gemäß Art. 2 des vorliegenden 
Entwurfes mit Oktober 2018 in Kraft tretenden Bestimmun-
gen). Daneben werden vereinzelte Bestimmungen der RL 
umgesetzt, die auf elektronische Kommunikation oder auch 
ausdrücklich auf Art. 22 Bezug nehmen, nämlich Art. 36  
Abs. 2 erster UAbs. und Abs. 3 lit. b sowie Art. 37 Abs. 3.
Wie EG 52 ausführt, erfasst der Begriff der elektronischen 
Kommunikation nicht interne Vorgänge wie die (elektro- 
nische) Verarbeitung bzw. Bewertung von Angeboten oder 
die interne Kommunikation des öffentlichen Auftraggebers 
(bzw. der vergebenden Stelle). Ebenso nicht erfasst sind  
Vorgänge nach der Auftragsvergabe, die sich ohnehin  
nur in eingeschränkter Weise auf die Kompetenz nach  
Art. 14b B-VG stützen können.
Abs. 1 sieht vor, dass der öffentliche Auftraggeber grund-
sätzlich den Kommunikationsweg festlegen kann, wobei 
zwischen der elektronischen Kommunikation, der Kommu-
nikation über den Postweg oder über einen anderen geeig-
neten Weg und einer Kombination dieser Kommunikations- 
wege gewählt werden kann. Dazu ist zunächst zu sagen, 
dass die Festlegung dieses Kommunikationsweges grund-
sätzlich für die Durchführung des gesamten Vergabever- 
fahrens gelten soll (mit der in jedem Fall bestehenden Mög-
lichkeit der mündlichen Kommunikation bei minder bedeut-
samem Inhalt gemäß Abs. 7). Allerdings kann der öffent- 
liche Auftraggeber auch eine Kombination (zB elektronischer  
Kommunikationsweg für einzelne Verfahrensschritte und 
Postweg für andere Verfahrensschritte) von Kommunikations-
wegen vorsehen. Dabei ist aber jedenfalls zu beachten, dass 
bei der Wahl der elektronischen Kommunikation die Vorgaben 
des § 48 gelten sollen, unabhängig davon, ob das gesamte 
Verfahren oder nur einzelne Teile elektronisch abgewickelt 
werden. Wenn von einem „geeigneten“ Kommunikations- 
weg die Rede ist, wird darauf hingewiesen, dass die münd-
liche Kommunikation grundsätzlich kein solcher geeigneter 
Kommunikationsweg ist, da deren Zulässigkeit im zweiten 
Satz und in Abs. 7 gesondert angesprochen wird. Darüber 
hinaus ist zu bedenken, dass bei der Kommunikation wesent-
licher Inhalte im Vergabeverfahren – wozu insbesondere Teil-
nahmeanträge und Angebote zählen – auf die Dokumentati-
on und Nachvollziehbarkeit dieser Entscheidungen Bedacht  
zu nehmen ist und bei schriftlicher (dh. sowohl elektroni-
scher als auch papierbasierter) Kommunikation eine gerin-
gere Fehleranfälligkeit besteht. Geeignetheit ist somit in dem  
Sinn zu verstehen, dass sowohl der Weg als auch das Mit-
tel der Kommunikation der Bedeutung des kommunizierten 
Inhaltes entsprechen soll.
Abs. 1 ist auch in Zusammenspiel mit Abs. 2a (und ab Okto-
ber 2018 mit Abs. 2, siehe Art. 2 des Entwurfes) zu lesen. 
Daraus erhellt, dass in Entsprechung der Vorgaben der  
RL 2014/24/EU die Verwendung elektronischer Kommuni- 
kationsmittel im Oberschwellenbereich verpflichtend ist,  
während im Unterschwellenbereich grundsätzlich Wahl- 
freiheit besteht. Die Verpflichtung für zentrale Beschaffungs-
stellen (im Oberschwellenbereich) soll gemäß Abs. 2 bereits 
mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gelten, während  



321

E
R

L
Ä

U
T

E
R

U
N

G
E

N

Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

alle anderen öffentlichen Auftraggeber aufgrund der Inan-
spruchnahme der aufschiebenden Umsetzung gemäß  
Art. 90 Abs. 2 der RL 2014/24/EU erst mit Oktober 2018 im 
Oberschwellenbereich grundsätzlich verpflichtend elektro- 
nische Kommunikationsmittel einsetzen sollen.
Eine Ausnahme von der Wahlfreiheit besteht bei jenen Ver-
fahren bzw. Verfahrensbestandteilen, bei denen grundsätz-
lich nur die elektronische Kommunikation zulässig ist, da dies 
in der Natur dieses Verfahrens bzw. Verfahrensbestandteiles 
liegt. Darauf nimmt Abs. 2 Bezug, wenn von der Kommuni- 
kation die Rede ist, die „elektronisch […] zu erfolgen hat“. 
Dies gilt für das dynamische Beschaffungssystem, die elek- 
tronische Auktion und den elektronischen Katalog.
Abs. 3 sieht die Festlegung der Anforderungen an die elek- 
tronische Kommunikation durch den öffentlichen Auftrag-
geber vor. Davon erfasst ist etwa die Angabe der Websi-
te, auf welcher der öffentliche Auftraggeber Informationen 
im Zusammenhang mit der Durchführung des Vergabever-
fahrens bereitstellen wird; die Angabe der Kommunikation- 
plattform, über die das Vergabeverfahren abgewickelt  
werden soll; eine allfällige Verpflichtung des Unternehmers 
zur Bekanntgabe einer elektronischen Adresse, an die der 
öffentliche Auftraggeber Unterlagen und Informationen (ins-
besondere auch Verständigungen von der Bereitstellung  
von Informationen, vgl. Abs. 4) rechtsgültig übermitteln  
kann.
Abs. 4 beschreibt die Möglichkeiten der elektronischen  
Kommunikation für öffentliche Auftraggeber und Unternehmer 
und enthält die für das BVergG 2018 einschlägigen Legal-
definitionen der Begriffe „übermitteln“ und „bereitstellen“. 
Unternehmer haben Information elektronisch zu übermitteln, 
während öffentliche Auftraggeber Informationen entweder 
übermitteln oder bereitstellen können (zur Sonderregelung 
betreffend das zur-Verfügung-Stellen der Ausschreibungs- 
unterlagen vgl. § 89). Damit soll insbesondere die Bereit- 
stellung von Informationen auf Kommunikationsplattformen 
der öffentlichen Auftraggeber ermöglicht werden. Bedient  
sich der Auftraggeber eines Nebenbeschaffungsdienstleis-
ters auf dessen Server die Informationen durch den Unter- 
nehmer hochgeladen werden sollen, so ist dieser Neben- 
beschaffungsdienstleister dem Verfügungsbereich des Auf-
traggebers zuzurechnen; das bedeutet, dass der upload der 
Informationen als Übermittlung an den Auftraggeber im Sinne 
des Abs. 4 anzusehen ist.
„Abrufbar“ sind bereitgestellte Informationen ab dem Zeit-
punkt, ab dem die Daten in welchen die entsprechenden 
Informationen enthalten sind (und nicht etwa bloß Meta- 
daten über die Informationen) für den Empfänger abrufbar 
(zugänglich) sind. Das bedeutet zB, dass die Informationen 
als bereitgestellt gelten, auch wenn der Empfänger (der  
Unternehmer) die Informationen aus Gründen, die seiner  
(zB technischen) Sphäre zuzurechnen sind, nicht abrufen 
kann. Mit der Bereitstellung ist auch die Auslösung allfälliger 
Fristenläufe verbunden; die Verständigung von der Bereit- 
stellung ist hingegen nicht ausschlaggebend. Sieht der 
öffentliche Auftraggeber etwa vor, dass für den Zugang zu 
bestimmten (etwa besonders sensiblen) Informationen ein 
Passwort erforderlich ist und übermittelt er dieses Passwort 
nicht an alle noch am Vergabeverfahren beteiligten Unter-
nehmer, so ist die Information für jenen Teilnehmer, wel-
cher das Passwort nicht erhalten hat, als nicht bereitgestellt 
anzusehen, da dieser ohne Passwort nicht auf die Informa-
tion zugreifen kann. Zu beachten ist auch, dass es hinsicht-
lich der Übermittlung bzw. Bereitstellung von Informationen  
Sonderbestimmungen gibt: so kann der verpflichtende Zugriff 
auf für öffentliche Auftraggeber kostenlos zur Verfügung  
stehende Datenbanken bzw. die darin enthaltenen Nach- 

weise (vgl. § 80 Abs. 5) nicht damit umgangen werden, dass  
man vom Unternehmer eine Übermittlung der betreffenden 
Informationen verlangt.
Abs. 5 stellt eine spezifische Ausformulierung des Dis- 
kriminierungsverbotes bei der elektronischen Kommuni- 
kation dar. So wäre etwa das Vorschreiben bestimmter  
„exotischer“ Dateiformate unzulässig, weil damit die Zu- 
gangsmöglichkeiten von Unternehmern in unzulässiger  
Weise eingeschränkt würden. Zu den allgemein ver- 
fügbaren Kommunikationsmitteln werden jedenfalls auch 
jene zu zählen sein, die lizenzfrei zur Verfügung stehen.
In Abs. 6 werden jene Fälle zusammengefasst, bei welchen 
von der elektronischen Kommunikation abgesehen werden 
kann. Das Absehen von der elektronischen Kommunika- 
tion kann dabei nicht für das gesamte Vergabeverfahren  
in Anspruch genommen werden, sondern nur für jene  
Kommunikation im Vergabeverfahren, hinsichtlich der ein 
Ausnahmetatbestand gemäß Abs. 6 tatsächlich vorliegt  
(arg. „insoweit“). Soweit die Ausnahme in Anspruch ge- 
nommen wird, ist gemäß Abs. 1 für die Kommunikation 
somit der Postweg oder ein anderer geeigneter Weg zu  
wählen.
Abs. 6 Z 1 und Z 6 sind in Zusammenhang mit Abs. 5 zu 
lesen, welcher von „allgemein verfügbar[en]“ Kommuni- 
kationsmitteln spricht. Die Ausnahme gemäß Z 1 darf selbst-
verständlich nicht mit dem Ziel in Anspruch genommen  
werden, um die Verwendung elektronischer Kommunika- 
tionsmittel zu umgehen. Vielmehr muss sich aus der be- 
sonderen Art des Leistungsgegenstandes ergeben, dass  
eben spezifische Instrumente, Vorrichtungen oder Datei- 
formate verwendet werden müssen. Art. 22 Abs. 1 zweiter UAbs.  
lit. a der RL 2014/24/EU stellt zwar auf die „besondere  
[] Art der Auftragsvergabe“ ab; die englische Sprachfassung 
spricht aber allgemeiner von „the specialised nature of the 
procurement“. Somit ist die Eigenart des einzelnen Auftrages 
bzw. Wettbewerbes gemeint und nicht eine Eigenart des Ver-
fahrens, da in der RL 2014/24/EU eben nicht auf besondere 
Verfahrensarten abgestellt wird.
Abs. 6 Z 2 geht von einem „Kommunikationsgefälle“ aus,  
bei dem der öffentliche Auftraggeber ein Kommunikations- 
mittel (dabei geht es um ein spezielles Kommunikations- 
mittel im Verfahren und nicht um die Kommunikationsplatt-
form des öffentlichen Auftraggebers als solche) verwendet, 
für dessen Verarbeitung durch den Unternehmer allgemein  
verfügbare Anwendungen nicht ausreichen und bei denen 
der öffentliche Auftraggeber die Anwendung nicht zur Ver- 
fügung stellen kann (zB über einen alternativen Zugang 
gemäß Abs. 10). Ein Beispiel in diesem Bereich wären spe-
zielle Software und entsprechende Sonderformate von Archi-
tekturprogrammen.
Die allgemeine Verfügbarkeit gemäß Abs. 6 Z 3 soll grund-
sätzlich nicht abweichend von der sonstigen allgemeinen 
Verfügbarkeit von elektronischen Kommunikationsmitteln 
verstanden werden. Eine Qualifizierung findet allerdings 
dadurch statt, dass die erforderlichen Bürogeräte „für öffent-
liche Auftraggeber“ nicht allgemein verfügbar sind. Damit  
ist eine allgemein umfassende weite Verbreitung unter  
allen öffentlichen Auftraggebern gemeint; natürlich kann  
ein öffentlicher Auftraggeber, der die erforderlichen Büro- 
geräte hat, diese dennoch nutzen (wobei bei entsprechen- 
der Notwendigkeit ein alternativer Zugang zu den Instru-
menten bzw. Vorrichtungen gemäß Abs. 10 gewährt werden 
muss).
Abs. 6 Z 5 beschreibt die Situation, dass die Sicherheit  
der elektronischen Kommunikation zB durch eine Cyber- 
attacke, Hackerangriffe nicht mehr gewährleistet ist.
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Von der mündlichen Kommunikation gemäß Abs. 7 ist jeden-
falls auch die telefonische Kommunikation erfasst. Aus  
der Festlegung, dass die Kommunikation mündlich erfol-
gen kann, soweit diese keine wesentlichen Bestandteile  
des Vergabeverfahrens betrifft und ihr Inhalt ausreichend 
dokumentiert wird, folgt, dass in solchen Fällen, in welchen 
das Gesetz Verständigungspflichten für den öffentlichen 
Auftraggeber vorsieht, diesen grundsätzlich schriftlich (wovon 
auch die elektronische Kommunikation im Sinn des § 2 Z 31 
erfasst ist) nachzukommen ist. Von dieser Verpflichtung ist,  
wie im ersten Satz von Abs. 7 ausgeführt, eben jene  
Kommunikation ausgenommen, deren Inhalt minder be- 
deutsam ist. Der zweite Satz nennt beispielhaft Tatbestände,  
die jedenfalls einer verpflichtenden schriftlichen (elektro-
nischen) Kommunikation unterliegen. Art. 22 Abs. 2 der 
RL 2014/24/EU nennt neben der mündlichen Kommuni-
kation beispielhaft einen Fall der notwendigen Dokumen- 
tation der mündlichen Kommunikation: „Insbesondere muss 
die mündliche Kommunikation mit Bietern, die einen wesent-
lichen Einfluss auf den Inhalt und die Bewertung des An- 
gebots haben könnte, in hinreichendem Umfang und in 
geeigneter Weise dokumentiert werden, z.B. durch Nieder-
schrift oder Tonaufzeichnungen oder Zusammenfassungen 
der wichtigsten Elemente der Kommunikation.“ Die allge- 
meine Dokumentationspflicht ist in § 49 umschrieben.
Abs. 8 erfasst grundsätzlich alle fristgebundenen Kommuni-
kationen im Vergabeverfahren. Grundsätzlich gelten für die 
Gefahrtragung bei der Übermittlung elektronischer Ange- 
bote die gleichen Grundsätze wie im traditionellen Weg  
(„das Angebot reist auf Gefahr des Bieters“; vgl. den Bescheid 
des BVA vom 18. Juni 1998, N 16/98 17). Insbesondere  
haben die Bieter dafür Sorge zu tragen, dass sie – wenn 
sie umfangreiche Unterlagen übermitteln – diese so recht-
zeitig absenden, dass sie auf dem angegebenen Server 
des öffentlichen Auftraggebers fristgerecht geladen werden  
können. Das Angebot gilt als zugegangen, wenn der öffent-
liche Auftraggeber davon Kenntnis erhält bzw. wenn das 
Angebot in den Machtbereich des öffentlichen Auftragge-
bers gelangt; bei letzterem unabhängig davon, an welchem  
Ort der Welt sich der E-Mail-Server befindet (vgl. dazu 
auch § 12 des E Commerce-Gesetzes – ECG, BGBl. I  
Nr. 152/2001). Es müssen aber besondere Vorkehrungen für 
den Fall getroffen werden, dass ein vom Bieter rechtzeitig 
versendetes Angebot nicht oder nicht rechtzeitig beim öffent-
lichen Auftraggeber einlangt bzw. einlangen kann, weil der 
 Server des öffentlichen Auftraggebers (zB aufgrund tech-
nischer Probleme) nicht empfangsbereit ist. Bei derarti-
gen Problemen, die in der Sphäre des öffentlichen Auftrag- 
gebers liegen, hat dieser die Verfügbarkeit des Systems  
wieder herzustellen und erforderlichenfalls eine angemes-
sene Verlängerung der Angebotsfrist in geeigneter Weise 
bekannt zu machen. Erforderlich ist eine Verlängerung der 
Angebotsfrist dann nicht, wenn der Server innerhalb der 
Angebotsfrist ausfällt (zB eine Woche vor Ablauf der An- 
gebotsfrist Serverausfall für fünf Stunden), die Empfangs- 
bereitschaft jedoch mit ausreichendem Zeitabstand zum  
Zeitpunkt des Ablaufes der Angebotsfrist wieder hergestellt 
wird. Hingegen ist eine Verlängerung der Angebotsfrist  
erforderlich, wenn der Server kurz vor dem Zeitpunkt des  
Ablaufes der Angebotsfrist ausfällt. Als geeignete Form der 
Bekanntmachung gilt insbesondere die Bekanntmachung  
auf einer Internetseite oder einer Kommunikationsplattform 
des öffentlichen Auftraggebers, die dieser als Publikations- 
medium im Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren (in 
der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen) 
bekannt gegeben hat. Da Serverausfälle regelmäßig sehr 
kurzfristig und unvorhersehbar eintreten, ist eine Verpflich-

tung zur Bekanntmachung in schriftlichen Publikationsmedien  
(zB Amtsblättern) ungeeignet, weil in diesen Medien kurz- 
fristige Bekanntmachungen nicht zeitgerecht erfolgen  
können. Für den Bieter empfiehlt es sich jedenfalls, mit der 
elektronischen Abgabe seines Angebotes (zB Upload auf 
die Plattform des Auftraggebers) nicht bis knapp vor Frist- 
ablauf zuzuwarten, da erfahrungsgemäß zu diesem Zeitpunkt 
die Funktionsfähigkeit des elektronischen Vergabesystems 
des Auftraggebers eingeschränkt sein kann („Serverüber- 
lastung“).
Die Vorgabe, dass jedenfalls allen Bewerbern oder Bietern 
eine Verlängerung der Teilnahmeantrags- oder Angebots- 
frist mitzuteilen (bzw. nach dem dritten Satz in geeigneter 
Form bekannt zu machen) ist, schließt natürlich nicht aus, 
dass in anderen Fällen eine Mitteilung durch den öffent- 
lichen Auftraggeber erfolgen kann bzw. – wenn alle Unter-
nehmer von der gegenständlichen Frist betroffen sind –  
erfolgen muss.
Abs. 10 gibt dem öffentlichen Auftraggeber die Möglich-
keit, auch nicht allgemein verfügbare Instrumente und  
Vorrichtungen für die elektronische Kommunikation vor- 
zuschreiben, sofern er dem Unternehmer einen alterna- 
tiven Zugang anbietet. Im Zusammenhang mit Z 2 kann 
dazu zunächst angemerkt werden, dass in der deutschen 
Sprachfassung von Art. 22 Abs. 5 zweiter UAbs. lit. b der  
RL 2014/24/EU geregelt ist, dass der Unternehmer Zugang 
mittels provisorischer Token erhalten soll, „sofern das  
Fehlen des Zugangs nicht dem betreffenden Bieter [richtig  
der weitere Begriff des Unternehmers (arg. „Zugang zum 
Vergabeverfahren“), Anm.] zuzuschreiben ist” (engl. Sprach- 
fassung: „provided that the lack of access is not attributable 
to the tenderer concerned“). Es geht somit um die Zurechen-
barkeit des fehlenden Zuganges zum Bieter; der gegen-
über der RL abgeänderte Wortlaut soll dies nur klarer zum  
Ausdruck bringen, bringt aber keine inhaltliche Änderung  
mit sich.
Der in Abs. 10 Z 2 genannte „Token“ wird vom Duden  
(24. Auflage, 2006) als eine Folge zusammenhängender  
Zeichen oder Folge von Bits definiert. Ein Token ist ein  
Hilfsmittel zur Identifizierung und Authentifizierung, mit  
welchem dem Unternehmer Zugang zu nicht allgemein ver-
fügbaren Instrumenten bzw. Vorrichtungen gewährt wird. 
Untechnisch ausgedrückt kann dies insbesondere die Form 
annehmen, dass der öffentliche Auftraggeber einem Unter-
nehmer, der ein Angebot unter Verwendung eines Instru- 
mentes oder einer Vorrichtung erstellen soll, eigene Log-In-
Informationen (Username, Passwort) zur Verfügung stellt,  
mit welchen der Unternehmer das Instrument bzw. die Vor-
richtung für eine bestimmte Dauer kostenfrei verwenden 
kann.
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass bei Verfahren 
mit Bekanntmachung der alternative Zugang ab dem in Z 1 
genannten Zeitpunkt bis zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Vergabeverfahrens einzuräumen ist. Bei Verfahren ohne  
vorherige Bekanntmachung ist dieser Zugang ab dem Zeit-
punkt der Aufforderung zur Angebotsabgabe bis zum Zeit-
punkt der Beendigung des Vergabeverfahrens einzuräu-
men. Der Token gemäß Z 2 wird aufgrund der Tatbestands- 
voraussetzung der nicht fristgerechten Erlangung durch 
den Unternehmer ab dem Zeitpunkt zu gewähren sein, ab  
dem der Unternehmer dargelegt hat, dass er aus von  
ihm nicht zu verantwortenden Gründen keinen Zugang  
hat und auch keine Möglichkeit hat, diesen fristgerecht zu 
erhalten.
Die in Art. 22 Abs. 4 der RL 2014/24/EU für die Mitglied- 
staaten eingeräumte Möglichkeit, für öffentliche Bauaufträge 
und Wettbewerbe die Nutzung spezifischer elektronischer  
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Instrumente wie zB solcher für die Gebäudedatenmodel- 
lierung (Building Information Modelling – BIM), gesetzlich 
zwingend vorzuschreiben, wird nicht in Anspruch genom-
men. Damit hat der öffentliche Auftraggeber die größtmög-
liche Wahlfreiheit bei der Wahl der bevorzugten Instrumente  
bzw. Vorrichtungen; natürlich steht es diesem frei, die  
Nutzung von BIM vorzuschreiben (unter Einräumung eines 
alternativen Zuganges für den Unternehmer).
Zum Instrument des BIM ist folgendes auszuführen: Die 
Planung von Bauprojekten mittels BIM gewinnt in der inter- 
nationalen Bau- und Immobilienwirtschaft zunehmend an 
Bedeutung. BIM beschreibt eine softwarebasierte Planungs-
methode, die durch eingesetzte Software-Tools mehrdimen-
sionale Planungsergebnisse erzeugt und die digitale Ab- 
bildung der wesentlichen architektonischen, technischen, 
physikalischen und funktionalen Eigenschaften eines Bau-
werkes in einem zentralen Datenmodell ermöglicht. Ein  
Bauprojekt kann dadurch bereits vor Baubeginn in hohem 
Detaillierungsgrad dargestellt werden. Die einzelnen digi-
tal geplanten Bauteile ermöglichen eine Verknüpfung einer  
Vielzahl von vor allem kosten- und zeitrelevanten Informa- 
tionen und schaffen damit die Grundlage für einen einheit-
lichen Entwicklungs-, Planungs-, Bau- und Facility-Manage-
ment-Prozess. In Österreich wurden die technischen Grund-
lagen für BIM mit den ÖNORMEN A 6241 1 und A 6241 2 
geschaffen. Die ÖNORM A 6241 1 regelt sowohl die tech- 
nische Umsetzung des Datenaustausches und der Daten-
haltung von Gebäudeinformationen des Hochbaues als 
auch verwandter, raumbildender Konstruktionen des Tief-
baues, die während der Planung und im Zuge des lebens- 
zyklischen Managements von Immobilien erforderlich 
sind. Die ÖNORM A 6241 2 regelt in der Baupraxis rele-
vante Fragen der Baudokumentation basierend auf dem 
BIM Level 3. Durch den Einsatz von BIM können bereits 
in einer sehr frühen Phase eines Bauprojektes relativ 
genaue Kostenschätzungen oder auch Projektvarianten 
als Modell dargestellt werden. Im Zuge der weiteren Pla-
nung werden diese Modelle weiterentwickelt und für das 
Projekt wesentliche Informationen hinzugefügt. Die Pläne  
für die Ausführungsphase können sodann direkt aus dem 
Modell sukzessive erstellt werden. Zusätzlich können auch 
Details über das zu verwendende Material oder von Bau- 
teilen erfasst werden, wodurch ein Soll/Ist-Vergleich durch-
geführt und auch allfällige Mängel oder wahrscheinliche  
Bauzeitüberschreitungen frühzeitig dargestellt werden  
können. Aufgrund der Verknüpfung der Baufortschrittsdoku-
mentation mit dem BIM kann auch der Bauzustand visua- 
lisiert und eine Vollständigkeitskontrolle durchgeführt  
werden.
Bei der Übermittlung bestimmter Dokumente sieht Abs. 12 
die Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur, 
eines qualifizierten elektronischen Siegels oder einer Amts-
signatur vor. Zur qualifizierten elektronischen Signatur bzw. 
dem qualifizierten elektronischen Siegel vgl. die Erläuterun-
gen zum Signatur- und Vertrauensdienstegesetz und der 
Novelle des E Government Gesetzes, BGBl. I Nr. 50/2016, 
RV 1145 dB XXV. GP. Die Verwendung der Amtssignatur ist 
wie bisher weiterhin alternativ zulässig. Das Erfordernis einer 
elektronischen Signatur gemäß Abs. 12 impliziert, dass das 
zu signierende Dokument (der Datensatz) in einem signier-
fähigen Dokumentenformat erstellt wurde. Falls daher etwa 
Angebotsbestandteile in nicht signierfähigen Dokumenten- 
formaten erstellt sein sollten, ist zu gewährleisten, dass 
deren Übermittlung so erfolgt, dass die Vollständigkeit, Echt-
heit und Unverfälschtheit mit einer Qualität gewährleistet  
ist, die mit der Qualität einer qualifizierten elektronischen 
Signatur bzw. eines qualifizierten elektronischen Siegels  

vergleichbar ist (zB durch sicheres Verketten von Datensätzen; 
vgl. dazu schon § 115 BVergG 2006 und die Ausführungen in  
RV 1171 BlgNR XXII. GP 18/19 und 82). Sofern Ausschrei-
bungs- bzw. Wettbewerbsunterlagen oder Auftragsbe- 
stätigungen zur Verfügung gestellt oder bereitgestellt  
werden, ist die Verwendung einer qualifizierten elektro- 
nischen Signatur (eines elektronischen Siegels bzw. einer 
Amtssignatur) nicht erforderlich.
Klarzustellen ist in diesem Zusammenhang, dass die Eigen-
erklärung eines notwendigen Subunternehmers bei Ein- 
reichung mit dem Angebot oder mit dem Teilnahmeantrag 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur bzw. einem 
qualifizierten elektronischen Siegel versehen sein muss;  
dies stellt eine Abwägung des Risikoniveaus im Sinne von  
Art. 22 Abs. 6 der RL 2014/24/EU dar. Sofern in Abs. 12 
nicht vorgesehen ist, dass eine qualifizierte elektronische  
Signatur bzw. ein qualifiziertes elektronisches Siegel bzw. 
die Amts-signatur zu verwenden ist, ist es dem öffentlichen  
Auftraggeber freigestellt, welches Sicherheitsniveau er für 
notwendig hält.
Eine Aufforderung zur Interessensbestätigung muss hinge- 
gen nicht mit einer Signatur oder einem Siegel versehen  
werden; gleiches gilt für die Bestätigung des Interesses  
durch den Unternehmer, außer wenn die Interessensbe- 
stätigung in einem mit der Einreichung eines Teilnahme- 
antrages erfolgt.
Eine elektronische Kommunikationsplattform im Sinne des 
Abs. 13 ist ein System, welches die gesamte Kommunika- 
tion bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens ab- 
wickelt; zu denken ist etwa an die Plattform „Provia“ von 
ÖBB und Asfinag oder die Plattform der Bundesbeschaf-
fung GmbH (BBG). Der Bund und die Länder sollen durch 
die vorliegende Verordnungsermächtigung die Möglichkeit 
erhalten, im jeweiligen Vollziehungsbereich eine Vereinheit-
lichung durch Festlegung einer Kommunikationsplattform 
für den gesamten Vollziehungsbereich oder Teile desselben 
herbeizuführen. Damit soll insbesondere – soweit wie mög-
lich – vermieden werden, dass sich Unternehmer je nach 
Vergabeverfahren mit der Bedienung einer neuen Kommu-
nikationsplattform auseinandersetzen müssen. Eine weite-
re Möglichkeit zur Vereinheitlichung im jeweiligen Vollzie-
hungsbereich ergibt sich aus der Option zur Vorschreibung  
von Normen zur Sicherstellung des Datenaustausches  
zwischen elektronischen Kommunikationsplattformen; damit 
ist der Themenkomplex der Interoperabilität angesprochen.

Zu § 49 (Dokumentationspflichten):
Im Kontext mit der elektronischen Durchführung von Ver-
gabeverfahren, aber auch bei „Papierverfahren“, sollen alle  
wesentlichen Entscheidungen und Vorgänge ausreichend 
dokumentiert werden, was zur Nachvollziehbarkeit von  
Entscheidungen und schlussendlich zu deren Transparenz 
beitragen soll; auch in Hinblick auf etwaige spätere Nach-
prüfungs- bzw. Feststellungsverfahren ist eine gründliche  
Dokumentation notwendig und empfehlenswert. Mit der vor-
liegenden Bestimmung erfolgt eine Umsetzung von Art. 22 
Abs. 3 der RL 2014/24/EU im Hinblick auf den Aspekt der 
Speicherung von Informationen (siehe Abs. 2) und von  
Art. 84 Abs. 2 der RL.
Die Aufbewahrungspflicht des Abs. 1 bezieht sich „nur“ auf 
die Dokumentation des Vergabeverfahrens, nicht jedoch auf 
den abgeschlossenen Vertrag selbst; dazu ist aber auf § 364 
wie auch auf in anderen Gesetzen bestehende und neben  
§ 49 weiterhin geltende Aufbewahrungspflichten zu ver- 
weisen (etwa die §§ 131 und 132 BAO [steuerrechtliche  
Aufbewahrungsfrist für alle Bücher und Aufzeichnungen  
samt dazugehörigen Belegen und Unterlagen von sieben 
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Jahren] oder die §§ 105 bis 107 BHG 2013 bzw. die §§ 82  
bis 84 BHV 2013). Die vorliegende Frist ist als Minimalfrist 
anzusehen. Den öffentlichen Auftraggebern wird jedoch  
empfohlen, die Dokumentation jedenfalls so lange aufzu-
bewahren, bis der Auftrag zur Gänze erfüllt worden ist bzw. 
eine Rahmenvereinbarung ausgeschöpft bzw. abgelaufen ist. 
Dies ist nicht nur im Zusammenhang mit der Frage der Nach-
vollziehbarkeit von Verfahren im Falle eines Vertragsver- 
letzungsverfahrens (welches auch nach Ablauf der Frist ge- 
mäß Art. 3a der RMRL eingeleitet werden könnte, da die Grenze 
die vollständige Erfüllung des Vertrages ist, vgl. Rs C 536/07,  
Rz 23ff) wichtig, sondern etwa auch für die Frage, wie ein- 
zelne Vertragsbestimmungen auszulegen sind. Daneben ist 
die Dokumentation ganz allgemein für Verfahren wie eben 
Vertragsverletzungsverfahren und Vergabekontrollverfah-
ren vor den Verwaltungsgerichten wie auch für Überprüfun-
gen durch den Rechnungshof von großer Bedeutung. Die  
Verpflichtung erfasst insbesondere auch die Dokumentation 
der Gründe für die Wahl von besonderen Vergabeverfah-
ren, die nur bei Vorliegen bestimmter Tatbestände gewählt 
werden können, wie etwa das Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung, die Direktvergabe oder der ge- 
ladene Wettbewerb. Ebenso soll die Mitwirkung von Dritten 
an der Vorbereitung bzw. Durchführung von Vergabeverfah-
ren nachvollziehbar dokumentiert werden. Hinsichtlich der 
Dokumentationspflicht für die Gründe, warum ein Vergabe-
verfahren gemäß den §§ 9 oder 10 von der Anwendung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ausgenommen ist, 
wird auf § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 6 verwiesen.
Die Speicherpflicht des Abs. 2 erfasst zB Protokolle, Aus-
kunftsersuchen von Unternehmern, Auskünfte des öffent- 
lichen Auftraggebers sowie sämtliche der Vergabeentschei-
dung zugrunde liegenden Erklärungen und Dokumente (wie 
zB Angebote und Nachweise). Der Zeitpunkt des Verfas-
sens ist zB bei Niederschriften, Protokollen, Aktenvermerken  
und anderen Arten der internen Dokumentationen rele-
vant. Wenn derartige Unterlagen übermittelt werden, ist die 
übermittelte oder eingelangte Fassung (in jener Form und 
mit jenem Inhalt, den sie zum Zeitpunkt des Absendens  
bzw. Empfangens hat) in der beschriebenen Weise zu doku-
mentieren.

Zum 2. Abschnitt des 3. Hauptstückes des 2. Teiles 
(Bekanntmachungen, §§ 50 bis 66):
Der 2. Abschnitt des 3. Hauptstückes des 2. Teiles enthält 
Regelungen zur Umsetzung der unionsrechtlichen Bekannt-
machungs- und Bekanntgabevorschriften (mit Ausnahme 
der Bekanntgabe der Änderung von Verträgen gemäß § 365 
Abs. 4) wie auch die entsprechenden Bestimmungen für 
Bekanntmachungen bzw. Bekanntgaben in Österreich. In 
diesem Zusammenhang ist klarzustellen, dass der Ausdruck 
„Bekanntmachung“ lediglich die Bekanntgabe von Informa-
tionen an das jeweilige Publikationsorgan erfasst und vom 
Begriff der „Veröffentlichung“ zu unterscheiden ist. Dieser 
Abschnitt wurde in folgender Weise systematisch gestaltet:
1.	 Der 1. Unterabschnitt enthält allgemeine Regelungen, 

die sowohl für den Oberschwellenbereich als auch für 
den Unterschwellenbereich gelten;

2.	 der 2. Unterabschnitt enthält die Bekanntmachungs- und 
Bekanntgabebestimmungen für den Oberschwellenbe- 
reich sowohl auf Unionsebene als auch in Österreich;

3.	 der 3. Unterabschnitt regelt die Bekanntmachung und 
Bekanntgabe in Österreich im Unterschwellenbereich.

Die Angaben in der Bekanntmachung sollen es potentiellen 
Interessenten ermöglichen, zu prüfen, ob ein bestimmtes 
Vergabeverfahren für sie von Interesse sein kann. Das Unter- 
bleiben jeglicher Bekanntmachung bewirkt, dass poten- 

tiell interessierten Unternehmern von vornherein die Teil- 
nahme am Vergabeverfahren verwehrt wird, wodurch der 
Wettbewerb unwiederbringlich und fundamental beein- 
trächtigt wird. Die durch das Unterbleiben jeglicher Form von 
Publizität bewirkte Beseitigung der Transparenz verursacht 
eine inhärente Ungleichbehandlung zwischen den poten- 
tiell interessierten Unternehmern. Erfolgt die Auftragsver- 
gabe unter Außerachtlassung jeglicher Bekanntmachungs-
vorschriften ohne dass eine sachliche Rechtfertigung be- 
steht bzw. ein entsprechender Ausnahmetatbestand erfüllt 
ist, stellt dies eine wesentliche Verletzung der Vergabevor-
schriften dar (vgl. etwa EuGH Rs C 359/93, C 231/03).
In § 50 wird festgelegt, was bekannt zu machen ist, wäh-
rend die §§ 51 ff allgemeine Regelungen wie die freiwillige  
Bekanntmachung auf Unionsebene, die Berichtigung,  
das Beschafferprofil und die technische Beschaffenheit wie 
auch die Verwertung der Kerndaten betreffen (dazu näher 
unten).
Im Oberschwellenbereich ist die Bekanntmachung auf  
Unionsebene über das Amt für Veröffentlichungen der Euro-
päischen Union (Amt für Veröffentlichungen) verpflichtend; 
dabei sind jene Standardformulare zu verwenden, die mit 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/1986 zur Ein-
führung von Standardformularen für die Veröffentlichung  
von Vergabebekanntmachungen für öffentliche Aufträge 
und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU)  
Nr. 842/2011, ABl. Nr. L 296 vom 12.11.2015 S. 1, eingeführt 
wurden. Die Standardformulare können auf http://simap.ted.
europa.eu/web/simap/standard-forms-for-public-procure-
ment gefunden werden.
Zur Bekanntmachung auf Unionsebene kommt die ebenso 
verpflichtende Bekanntmachung in Österreich. Diese ist in 
jenem Publikationsmedium vorzunehmen, das für den Voll-
ziehungsbereich des jeweiligen öffentlichen Auftraggebers 
mit Verordnung festgelegt wurde. Ab Oktober 2018 und so- 
mit gleichzeitig mit der Einführung der verpflichtenden elek-
tronischen Kommunikation bei Vergabeverfahren im Ober-
schwellenbereich soll auf die Bekanntmachung über Open 
Government Data (OGD) umgestellt werden. Dabei wer-
den vom öffentlichen Auftraggeber Metadaten zur Verfü-
gung gestellt, die zu sogenannten Kerndaten (vgl. dazu den  
1. Abschnitt des Anhanges VIII) der einzelnen Verfahren  
verknüpfen; aufgrund des offenen und maschinenlesbaren 
Formats unter freier Lizenz können diese Kerndaten von 
Unternehmen, aber auch von der Zivilgesellschaft aufge- 
griffen und weiterverwendet werden, was zur besseren 
Zugänglichkeit von Informationen über Vergabeverfahren 
führen soll. Vor Oktober 2018 kann die Bekanntmachung 
nach diesem System freiwillig zusätzlich zur Bekanntma-
chung im Wege des Publikationsmediums erfolgen. Ab  
Oktober 2018 (vgl. dazu § 376 Abs. 2) wird dieses Modell  
auf Bekanntgaben in Österreich ausgedehnt (im Unter-
schwellenbereich nur im Vollziehungsbereich des Bundes  
mit einer De minimis-Grenze).
Die Bekanntmachung im Unterschwellenbereich, welche vor 
dem Hintergrund des primärrechtlichen Transparenzgebotes 
zu sehen ist (vgl. dazu insbesondere EuGH Rs C 324/98, 
C-231/03), soll ebenso bis Oktober 2018 in dem jeweiligen 
Publikationsmedium und ab diesem Zeitpunkt über Meta- 
daten und Kerndaten erfolgen.
Neu ist die Möglichkeit für nicht in Anhang III genann-
te öffentliche Auftraggeber, bei nicht offenen Verfahren  
und bei Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung eine Bekanntmachung im Wege einer Vorinfor- 
mation vorzunehmen; für die besonderen Dienstleistungs- 
aufträge steht diese Möglichkeit allen öffentlichen Auftrag- 
gebern offen.
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Zur freiwilligen Bekanntmachung bei Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung im Oberschwellenbereich ist  
auf das Urteil des EuGH in der Rs C-19/13, Fastweb SpA, zu 
verweisen (vgl. dazu auch die Ausführungen zu § 58).

Zu § 50 (Bekanntmachung der  
beabsichtigten Vergabe von Leistungen):
Mit Abs. 1 wird Art. 26 Abs. 5 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU allgemein umgesetzt; Abs. 1 Z 5 im Spe-
ziellen ist eine Umsetzung von Art. 34 Abs. 4 lit. a und 
Abs. 8 zweiter Satz iVm lit. a, während Art. 34 Abs. 8  
erster Satz mit Abs. 7 umgesetzt wird. Abs. 4 ist  
eine Umsetzung von Art. 35 Abs. 4 erster Satz der  
RL 2014/24/EU, und Abs. 5 setzt Art. 36 Abs. 3 lit. a um. Abs. 
7 ist eine Umsetzung von Art. 37 Abs. 1 zweiter UAbs. zwei-
ter Satz. Daneben ist die Bekanntmachungsbestimmung des 
Art. 49 auch durch die vorliegende Bestimmung umgesetzt. 
Abs. 3 ist eine Umsetzung von Art. 58 Abs. 5. Schließlich wird 
auch die Bekanntmachung von Wettbewerben, nämlich Art. 
79 Abs. 1 erster UAbs. und zweiter UAbs. durch Abs. 1 Z 4 
bzw. respektive Abs. 6 umgesetzt.
Hinsichtlich der Bekanntmachung von Rahmenverein- 
barungen wird auf § 154 Abs. 1 verwiesen, in welchem vor- 
geschrieben wird, dass die abrufberechtigten öffentli-
chen Auftraggeber und die Entscheidung über die Zahl der 
Unternehmer, mit welchen die Rahmenvereinbarung abge- 
schlossen werden soll, in der Bekanntmachung anzugeben 
sind.
Allgemein wird darauf verwiesen, dass die Vorgaben zur 
Bekanntmachung grundsätzlich sowohl für Bekanntma-
chungen auf Unionsebene als auch für Bekanntmachungen 
in Österreich gelten sollen; sofern aber die Kerndaten ge- 
mäß dem 1. Abschnitt des Anhanges VIII keine derartigen 
Felder enthalten, besteht eine entsprechende Verpflichtung 
zur anderweitigen Bekanntmachung der entsprechenden 
Informationen in Österreich nicht. Diese Informationen haben 
aber selbstverständlichen in den Ausschreibungsunterlagen 
enthalten zu sein. Das trifft etwa auf die Abs. 3 bis 5 zu.

Zu § 51 (Zusätzliche Bekanntmachung auf Unionsebene):
Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 zur Einfüh-
rung von Standardformularen für die Veröffentlichung von 
Vergabebekanntmachungen für öffentliche Aufträge und zur 
Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 842/2011, 
ABl. Nr. L 296 vom 12.11.2015 S. 1, enthält derzeit kein  
eigenes Standardformular für solche freiwilligen Bekannt- 
machungen: gegebenenfalls könnten existierende Formu-
lare entsprechend adaptiert bzw. mit dem Hinweis ergänzt  
werden, dass es sich um eine freiwillige Bekanntmachung 
handelt. Auch für diese Bekanntmachung gilt, dass sie 
gemäß § 56 elektronisch dem Amt für Veröffentlichungen zu 
übermitteln und gemäß Anhang VII zu erstellen sind.
Keine Bekanntmachungsverpflichtung besteht etwa bei Ver-
gabeverfahren, die unter einen der Ausnahmetatbestände 
der §§ 9 oder 10 fallen oder– zumindest was eine Bekannt-
machungsverpflichtung auf unionsrechtlicher Ebene betrifft – 
bei Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich.

Zu § 52 (Berichtigung einer Bekanntmachung):
Bei einer Bekanntmachung im Wege der Bekanntmachung 
von Kerndaten ist zu beachten, dass man mit der Änderung 
der Kerndaten bereits eine Berichtigung vornimmt; gleich-
zeitig wird damit auch eine Änderung der Bekanntmachung 
bewirkt. In diesem Zusammenhang ist im Hinblick auf § 59 
Abs. 6 (ab Oktober 2018: § 59 Abs. 5) darauf zu achten, 
dass eine Bekanntmachung in Österreich vor jener durch  
das Amt für Veröffentlichungen untersagt ist. Im Ober- 

schwellenbereich darf die Veröffentlichung jedoch jeden-
falls dann erfolgen, wenn der öffentliche Auftraggeber nicht  
binnen 48 Stunden nach Bestätigung des Einganges der 
Bekanntmachung beim Amt für Veröffentlichungen über 
die Veröffentlichung unterrichtet wurde. Daraus folgt, dass  
der öffentliche Auftraggeber jedenfalls zuerst die Bekannt- 
machung auf Unionsebene einleiten muss, bevor er die Kern-
daten ändert.
Zu beachten ist eine gegebenenfalls bestehende Pflicht zur 
Verlängerung der Angebotsfrist im Falle einer Berichtigung 
(vgl. die §§ 72 Abs. 1 und 101).

Zu § 53 (Veröffentlichung eines Beschafferprofils):
Nach Art. 48 Abs. 1 der RL 2014/24/EU kann die Vorinfor-
mation entweder vom Amt für Veröffentlichungen oder im 
Beschafferprofil des öffentlichen Auftraggebers veröffent- 
licht werden. Die Einrichtung eines Beschafferprofils ist so- 
mit nicht verpflichtend. Wird allerdings eine Veröffentlichung 
in einem bestehenden Beschafferprofil vorgenommen,  
dann ist die Veröffentlichung dem Amt für Veröffent- 
lichungen mitzuteilen (ein Standardformular für diese Mit- 
teilung existiert nicht).

Zu § 54 (Veröffentlichung und Standardisierung  
von Meta- bzw. Kerndaten):
Mit der in Abs. 1 vorgesehenen Verordnungsermächtigung 
sollen insbesondere Standards für das Kerndatenformat ins-
besondere in Bezug auf Darstellung, Struktur und Form der 
Kerndaten festgelegt werden können. Zielsetzung ist, dass 
öffentliche Auftraggeber damit in einheitlicher Weise die 
Bekanntmachung von Kerndaten vornehmen können und  
im Open-Data-Modell die Weiterverarbeitung möglich ist. 
Dabei sollen Standards im europäischen Kontext (EU-
Standardformular) weitestgehend angewendet werden, um 
höchstmögliche Interoperabilität sicherzustellen. Ferner  
können in einer Verordnung auch Modalitäten hinsichtlich 
der Befüllung der Metadatenfelder vorgegeben werden (zB 
Vorgabe der Zuordnung zu Themen im OGD, Vorgaben  
von Kategorien und fixen Schlagwörtern).
Die Inpflichtnahme des Unternehmensserviceportals (USP) 
zur Erbringung des in Abs. 2 genannten Dienstes bedeutet 
nicht, dass andere Dienstleister die frei verfügbaren Kern- 
daten nicht ebenfalls nutzen und eigene Dienste ent- 
wickeln und anbieten kann. Durch Abs. 2 wird kein exklusi-
ves Recht des USP geschaffen, sondern es wird damit ledig-
lich gewährleistet, dass zumindest ein Dienstleister zur Ver- 
fügung steht, der das umschriebene Service in einer be- 
stimmten Qualität und Aktualität anbietet. Damit geht einher, 
dass die Suchfunktion des USP eine Serviceleistung dar-
stellt, die nicht als die authentische Bekanntmachung selbst 
angesehen werden kann.
Die kombinierte Suche kann im Wesentlichen durch das 
Anbieten von Filterkriterien ermöglicht werden, die den Kern-
datenfeldern des Anhanges VIII entsprechen.
Zur Vorgabe, wonach der Dienst „grundsätzlich jederzeit“  
zur Verfügung zu stellen ist, ist klarzustellen, dass etwa 
wegen allfälliger notwendiger Servicearbeiten (insbeson- 
dere Wartungen) oder wegen sonstigen Störungen (zB 
Hacks) kein zeitlich unbeschränkter und garantierter Zugang 
zu den aufbereiteten Informationen angeboten werden 
kann. Falls aufgrund technischer Probleme oder aufgrund 
von Hackerangriffen eine Aktualisierung nicht zum bekannt- 
gemachten Zeitpunkt vorgenommen werden kann, ist die 
Aktualisierung so bald wie möglich nach Beendigung der  
Störung zu veranlassen.
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Zu § 55 (Arten der Bekanntmachung):
Die vorliegende Bestimmung soll die Arten der Bekannt- 
machung im Oberschwellenbereich beschreiben, die auf  
Unionsebene bzw. in Österreich bestehen. Damit soll klar-
gestellt werden, dass nicht nur Bekanntmachungen von 
Aufträgen, sondern auch solche von Wettbewerben und 
auch Bekanntmachungen im Wege einer Vorinformation 
gemäß § 57 Abs. 2 oder 3 (somit: tatsächliche Bekannt- 
machung und nicht bloße Vorinformation, etwa zur Fristver- 
kürzung) mit dem Begriff der „Bekanntmachung“ ange- 
sprochen sind. Wann welche Art der Bekanntmachung  
zulässig bzw. verpflichtend ist, ergibt sich aus den folgenden 
Paragraphen.
Die in Abs. 1 erwähnten einschlägigen Standardformulare  
finden sich in der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986. 
Da die Standardformulare den Inhalt des Anhanges V der  
RL 2014/24/EU reflektieren, entfällt die Notwendigkeit  
der expliziten Bezugnahme auf die Umsetzung dieses  
Anhanges im österreichischen Recht, die sich in  
Anhang VI befindet (vgl. etwa den Verweis auf Anhang V der 
RL 2014/24/EU in Art. 28 Abs. 1).

Zu § 56 (Bekanntmachungen auf Unionsebene):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden die Art. 49,  
51 Abs. 1 erster UAbs und Abs. 2 erster Satz sowie Abs. 6  
wie auch Art. 75 Abs. 1 und 4 und schließlich Art. 79 Abs. 3 
erster UAbs. der RL 2014/24/EU mit umgesetzt.
Die Aufgaben des Amtes für Veröffentlichungen werden im 
Beschluss 2009/496/EG über den Aufbau und die Arbeits- 
weise des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union, ABl. Nr. L 168 vom 30.06.2009 S. 41, geregelt; es ist ein 
interinstitutionelles Amt (vgl. Art. 1 Abs. 1 des Beschlusses),  
das im Wesentlichen die Veröffentlichungen für die Organe 
der Europäischen Union besorgen soll.
Klarstellend wird darauf verwiesen, dass die Übermittlung 
nach der vorliegenden Bestimmung nicht im selben Sinne  
zu verstehen ist wie die Übermittlung von Informationen  
zwischen öffentlichem Auftraggeber und Unternehmer 
im Rahmen der elektronischen Kommunikation (vgl. § 48  
Abs. 4), da sich die elektronische Kommunikation auf den 
Informationsaustausch zwischen öffentlichem Auftragge-
ber und Unternehmer bezieht, bei Bekanntmachungen auf  
Unionsebene der öffentliche Auftraggeber (gegebenen- 
falls indirekt über Dienstleister) mit dem Amt für Veröffent- 
lichungen kommuniziert.
Art. 51 Abs. 5 zweiter UAbs. beschreibt die Kommunika- 
tion von Seiten des Amtes für Veröffentlichungen: „Das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union stellt dem 
öffentlichen Auftraggeber eine Bestätigung des Erhalts der 
Bekanntmachung und der Veröffentlichung der übermittelten 
Informationen aus, in denen der Tag dieser Veröffentlichung 
angegeben ist. Diese Bestätigung dient als Nachweis der 
Veröffentlichung.“
Die Regelung enthält die bereits unionsrechtlich fest- 
gelegte Verpflichtung zur Bekanntmachung im Ober- 
schwellenbereich. Dadurch wird das zwingend geforderte  
Mindestmaß an Transparenz gewährleistet. Der EuGH  
misst in seiner Judikatur dem Aspekt der Transparenz beson-
dere Bedeutung zu. Es ist darauf hinzuweisen, dass nur 
der Wortlaut der Bekanntmachung in der Originalsprache  
(= jede vom öffentlichen Auftraggeber gewählte Amts-
sprache der Europäischen Union, vgl. Art. 51 Abs. 3 der  
RL 2014/24/EU) verbindlich ist. Sämtliche Kosten der  
Veröffentlichung von Bekanntmachungen werden von 
der Europäischen Union getragen (s. Art. 51 Abs. 2 der 
 RL 2014/24/EU). Es ist vorgesehen, dass die Übermittlung 
(ausschließlich) auf elektronschem Weg zu erfolgen hat.  

Als elektronische Übermittlung gilt auch das Ausfüllen von 
Dokumenten online.
Die Standardformulare können online auf der SIMAP-
Homepage (http://simap.ted.europa.eu/) ausgefüllt werden.  
Ebenso kann aber ein sogenannter eSender in Anspruch 
genommen werden (vgl. dazu eine Liste der eSender zu 
Informationszwecken: http://simap.ted.europa.eu/web/simap/
list-of-ted-esenders).

Zu § 57 (Bekanntmachung einer  
Vorinformation auf Unionsebene):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden Art. 26 Abs. 5 
zweiter UAbs, Art. 48, Art. 52 Abs. 3 sowie Art. 74 Abs. 4 der  
RL 2014/24/EU umgesetzt.
Die Veröffentlichung einer Vorinformation ist grundsätzlich 
optional und jederzeit zulässig (vgl. § 51). Allein wenn der 
öffentliche Auftraggeber die Möglichkeit der Verkürzung der 
Angebotsfrist gemäß § 73 in Anspruch nehmen möchte,  
ist zuvor eine Vorinformation nach Abs. 1 (unter Einhaltung 
des Verfahrens nach § 56) bekanntzumachen. Die Veröffent-
lichung im Beschafferprofil des öffentlichen Auftraggebers  
ist eine zusätzliche, die nicht vor Absendung derselben 
Vorinformation an das Amt für Veröffentlichungen vorge- 
nommen werden darf. Die Veröffentlichung kann somit kurz 
nach Absendung der Vorinformation erfolgen (dh. etwa  
am selben Tag).
Das einschlägige Standardformular für die Bekanntmachung 
einer Vorinformation auf Unionsebene ist das Standard- 
formular 1 gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/1986; dieses kann je nach Bedarf für die bloße Vor- 
information, für die Fristverkürzung oder für die Bekannt- 
machung im Wege einer Vorinformation (siehe sogleich  
Abs. 2 und 3) verwendet werden.
Die Bekanntmachungen im Wege einer Vorinformation ge- 
mäß Abs. 2 und 3 sind Bekanntmachungen der beabsichtig-
ten Vergabe eines Auftrages, denen keine weitere „norma-
le“ Bekanntmachung mehr folgt. Die Verwendung einer Vor- 
information zur Bekanntmachung gemäß Abs. 2 ist nur  
für jene öffentlichen Auftraggeber zulässig, die nicht in 
der Liste der zentralen öffentlichen Auftraggeber gemäß  
Anhang III (das sind alle Bundesministerien, AIT, BBG,  
BRZ) genannt sind; darüber hinaus ist sie nur bei nicht  
offenen Verfahren und bei Verhandlungsverfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung zulässig, und soweit die weite-
ren Voraussetzungen erfüllt werden. Im Zusammenhang 
mit etwaigen Nachprüfungsverfahren ist die unzulässige 
Bekanntmachung als gesondert anfechtbare Entscheidung 
anzufechten; in weiterer Folge wird dann insbesondere  
zu prüfen sein, ob der Verstoß gegen die Vorgaben des 
Abs. 2 oder 3 wesentlichen Einfluss haben konnte (wobei 
hier vor allem an die Änderung des potentiellen Teilneh-
merkreises zu denken sein wird) oder ob es sich um eine 
bloße Ordnungswidrigkeit handelt, der kein wesentlicher 
Einfluss zukommen konnte. Im Zusammenhang mit der 
Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation auf Unions- 
ebene ist auch zu berücksichtigen, dass das Standard- 
formular 1 etwa die Aufforderung an die Unternehmer, ihr 
Interesse mitzuteilen, bereits in der Auswahl, für welche  
Zwecke das Standardformular verwendet werden soll, 
anführt, sodass dieser wohl jedenfalls entsprochen wird. 
Relevant sein werden vor allem zu früh geschaltete Vor- 
informationen, da hier eine Änderung des Marktes und  
damit der potentiell interessierten Unternehmer naheliegend 
ist.
Auch bei einer Bekanntmachung im Wege einer Vor- 
information auf Unionsebene ist gemäß § 56 vorzugehen,  
insbesondere also das einschlägige Standardformular zu  
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verwenden und die Übermittlung elektronisch an das Amt  
für Veröffentlichungen vorzunehmen.
Die deutsche Sprachfassung von Art. 48 Abs. 2 lit. a der 
RL 2014/24/EU sieht vor, dass sich die Bekanntmachung 
im Wege einer Vorinformation „eigens“ auf die Leistungen 
bezieht, die Auftragsgenstand sein werden; die englische 
Sprachfassung verwendet den Begriff „specifically“, welchem 
mit dem in Abs. 2 Z 1 gewählten Ausdruck „ausdrücklich“  
besser Rechnung getragen wird; eine inhaltliche Änderung 
ergibt sich daraus nicht.
Die „zusätzliche“ Veröffentlichung im Beschafferprofil ist  
eine freiwillige Veröffentlichung, die nach jener auf Unions- 
ebene zu erfolgen hat; für diese gilt nicht die (ansonsten  
vorgesehene) Verpflichtung, eine zusätzliche Meldung per  
entsprechendem Standardformular an das Amt für Ver- 
öffentlichungen vorzunehmen (vgl. Art. 48 Abs. 2 zweiter 
UAbs. zweiter Satz der RL 2014/24/EU).
Die Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation von 
besonderen Dienstleistungsaufträgen steht allen öffentlichen 
Auftraggebern (somit auch jenen in Anhang III genannten) 
offen. Bei der Bekanntmachung von besonderen Dienst-
leistungsaufträgen besteht ein freies Wahlrecht des öffent- 
lichen Auftraggebers, ob er eine Bekanntmachung oder  
eine Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation  
vornimmt.
Eine Bekanntmachung gemäß Abs. 2 oder 3 darf nur inner-
halb des in Abs. 4 genannten Zeitraumes als Bekannt- 
machung der beabsichtigten Vergabe eines Auftrages  
verwendet werden. Das bedeutet, dass die Auswahl der 
Bewerber sowie die Aufforderung zur Angebotsabgabe –  
letztere unter Wahrung der entsprechenden Fristen – inner-
halb dieses Zeitraumes erfolgen muss. Die Festlegung  
des Zeitraumes erfolgt durch entsprechende Angabe im 
Standardformular (siehe Punkt IV.2.5 in Standardformular 1 
bzw. Punkt IV.2.5 in Standardformular 21).

Zu § 58 (Freiwillige Bekanntmachung  
eines Vergabeverfahrens auf Unionsebene):
Art. 2d Abs. 4 der RMRL sieht vor, dass der öffentliche Auf-
traggeber bei Vergabeverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung die Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt werden soll (dies entspricht der Zuschlagsent- 
scheidung gemäß § 2 Z 49), freiwillig veröffentlichen kann. 
Da es sich nicht um die Mitteilung der Zuschlagsentschei-
dung an bestimmte Unternehmer (in deren Eigenschaft  
als Teil-nehmer an einem konkreten Vergabeverfahren),  
sondern um die allgemein zugängliche Bekanntmachung 
der Zuschlagsentscheidung handelt, werden die ent-
sprechenden Regelungen systematisch in den Bekannt- 
machungsbestimmungen und nicht in den Bestimmungen 
über das Zuschlagsverfahren eingeordnet und sind von  
diesen auch zu unterscheiden. Durch die Bestimmung 
wird dem öffentlichen Auftraggeber die Möglichkeit einge- 
räumt, seine „Zuschlagsentscheidung“ in einem Verfahren, 
das ohne vorherige Bekanntmachung durchgeführt wurde,  
(freiwillig) bekannt zu machen. Die Bekanntgabe bzw. 
Bekanntmachung der „Zuschlagsentscheidung“ ist – obwohl 
sie im vorliegenden Kontext freiwillig erfolgt – jedenfalls  
eine gesondert anfechtbare Entscheidung (das Gesetz  
differenziert nicht, aus welcher Motivation die Bekanntgabe 
oder Bekanntmachung erfolgt). Im Oberschwellenbereich 
erfolgt dabei eine Bekanntgabe an das Amt für Veröffent- 
lichungen unter Verwendung des einschlägigen Standard 
formulars.
Weder das Gesetz noch die Richtlinien sehen vor, dass der 
öffentliche Auftraggeber die (freiwillige) Bekanntmachung 
bzw. Bekanntgabe der Entscheidung, welchem Bieter der 

Zuschlag erteilt werden soll, zeitgleich mit oder zeitnahe  
zu jenem Zeitpunkt bekannt machen oder bekannt geben 
muss, zu dem er – sofern anwendbar – den allfälligen  
Parteien eines Vergabeverfahrens die Zuschlagsent- 
scheidung gemäß § 143 mitteilt (und damit diesen gegen-
über die Stillhaltfrist auslöst). Der öffentliche Auftragge-
ber kann daher auch ein zeitlich gestuftes Vorgehen wäh-
len: Er kann zuerst den Parteien des Vergabeverfahrens 
die Zuschlagsentscheidung bekannt geben (und abwarten, 
ob diese bekämpft wird) und erst zu einem späteren Zeit- 
punkt (nach Ende der Stillhaltefrist und Präklusion der Par-
teien) die Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
werden soll, gemäß der vorliegenden Bestimmung bekannt 
machen bzw. bekannt geben.
Art. 3a der RMRL sieht vor, dass die Bekanntmachung einer 
Zuschlagsentscheidung gemäß Art. 2d Abs. 4 der RMRL 
neben dem Namen des erfolgreichen Bieters bestimmte  
weitere Mindestangaben enthalten muss. Für den Ober-
schwellenbereich wird die Bekanntmachung der erforder- 
lichen Informationen durch die Standardformulare der  
Kommission sichergestellt. Zur Klarstellung ist festzuhal-
ten, dass diese Informationen nicht mit jenen Informationen 
deckungsgleich sind, die gemäß § 143 den im Vergabe- 
verfahren verbliebenen Bietern mitzuteilen sind (so fehlt  
etwa die Bekanntgabe des Endes der Stillhaltefrist).
Die Bedeutung dieser Regelung ergibt sich aus § 356 
Abs. 8, der – in Umsetzung des Art. 2d Abs. 4 der RMRL –  
vorsieht, dass eine Nichtigerklärung des Vertrages dann 
nicht mehr in Betracht kommt, wenn der Auftraggeber  
seine Zuschlagsentscheidung bekannt gemacht und vor 
der Zuschlagserteilung eine Frist (gerechnet ab der Verfüg- 
barkeit der Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung) 
von zehn Tagen ab-gewartet hat. Diese Möglichkeit bietet  
für den öffentlichen Auftraggeber den Vorteil, dass er mit der 
Einhaltung des genannten Verfahrens die Rechtsunsicher-
heit vermeidet, die aus einer allenfalls drohenden Nichtig- 
keit des Vertrages resultiert.
Hinzuweisen ist darauf, dass die freiwillige Bekanntgabe bzw. 
Bekanntmachung der Zuschlagsentscheidung den öffent-
lichen Auftraggeber nicht von seiner Verpflichtung befreit, 
allfälligen Parteien des Vergabeverfahrens die Zuschlags-
entscheidung mitzuteilen. Die Unzulässigkeit eines Nach-
prüfungsantrages (Präklusionswirkung des § 356 Abs. 8)  
tritt somit nur in einer „externen“ Dimension (vis-à-vis den 
nicht oder nicht mehr am Vergabeverfahren beteiligten  
Unternehmern) ein, sohin nicht gegenüber den noch im Ver-
gabeverfahren verbliebenen Bietern.
Der EuGH hat in seinem Urteil in der Rs C 19/13, Fastweb 
SpA, festgehalten, dass im Zusammenhang mit der frei- 
willigen ex ante Bekanntmachung der Zuschlagsent- 
scheidung (vgl. dazu Art. 2d Abs. 4 der RMRL, und die Erläu-
terungen in 327 BlgNR XXIV. GP 15f.) zu beachten ist, dass  
die im Unionsrecht vorgesehene Konsequenz (Gültigkeit 
des Vertrages) nur dann eintritt, wenn alle in der genannten 
Bestimmung der Rechtsmittelrichtlinie (bzw. der Sektoren-
Rechtsmittelrichtlinie) festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. Ein öffentlicher Auftraggeber muss daher bei der Ent-
scheidung, ein Vergabeverfahren ohne vorherige Veröffent-
lichung einer Bekanntmachung durchzuführen, sorgfältig 
handeln und hat zu prüfen, ob er zu Recht davon ausgehen 
darf („der Ansicht sein kann“), dass die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme des Ausnahmeverfahrens vorliegen.  
In diesem Zusammenhang kommt der Begründung des öffent-
lichen Auftraggebers im Rahmen der ex ante Veröffentlichung 
besondere Bedeutung zu. Diese Begründung hat in klarer  
und eindeutiger Weise darzulegen, warum der öffentliche Auf-
traggeber rechtmäßiger Weise der Ansicht sein kann, dass  
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die – restriktiv auszulegenden – Voraussetzungen für ein 
Verfahren ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekannt- 
machung (vgl. dazu etwa für den Oberschwellenbereich die  
§§ 35 bis 37) erfüllt sind. Im Oberschwellenbereich sind  
daher die entsprechenden Ausführungen in das Standard- 
formular der Kommission aufzunehmen (vgl. dazu das ent-
sprechende, frei befüllbare Feld in den Anhängen D1 und D2 
des Standardformulars 15). Da nach der ständigen Recht-
sprechung des EuGH die Beweislast für das tatsächliche 
Vorliegen der die Ausnahme rechtfertigenden Umstände 
zur Inanspruchnahme einer Ausnahmevorschrift (hier: der 
Anwendbarkeit eines Verfahrens ohne vorherige Bekannt-
machung) denjenigen trifft, der diese Ausnahmevorschrift  
in Anspruch nehmen möchte (vgl. etwa Rs C 275/08, EK  
gegen Deutschland, Rz 56 mwN der Judikatur), hat der 
öffentliche Auftraggeber dies sorgfältig zu prüfen und zu 
begründen. Die Begründung muss es allfälligen interes-
sierten Unternehmen ermöglichen, die Überlegungen des 
öffentlichen Auftraggebers nachvollziehen und die Rechts-
konformität der Vorgangsweise beurteilen zu können. So 
genügt etwa eine bloß formelhafte Begründung (zB durch 
Wiedergabe der verba legalia) diesem Maßstab nicht. 
Öffentliche Auftraggeber müssen daher (die ihnen zumut-
baren) Erhebungen in sorgfältiger Weise für die Beurtei-
lung der Zulässigkeit der Inanspruchnahme des Ausnahme- 
tatbestandes durchführen, auf dieser Bewertungsgrund- 
lage den nachvollziehbaren Schluss ziehen können, ein 
Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung durch-
führen zu dürfen und diese Überlegungen in der Bekannt-
machung offen legen. Hat der öffentliche Auftraggeber  
diesen subjektiven, jedoch besonderen Sorgfalts- und Be- 
gründungsmaßstab eingehalten, unterlag er dabei jedoch 
einem entschuldbaren Rechtsirrtum, so schadet dies im  
Kontext der freiwilligen ex ante Bekanntmachung nicht: 
sofern auch die weitere Voraussetzung (Beachtung der 
Zehn-Tages-Frist ab Veröffentlichung der Bekanntmachung) 
eingehalten wird, kann der Vertrag nicht für „unwirksam“  
im Sinne der RMRL erklärt werden. Hat hingegen der öffent-
liche Auftraggeber diese Vorgaben nicht beachtet oder ist er 
auffallend sorglos, grob fahrlässig oder gar willkürlich vor- 
gegangen, so wäre trotz Veröffentlichung einer Bekannt- 
machung und Einhaltung der Stillhaltefrist der Vertrag für 
„unwirksam“ zu erklären (vgl. dazu § 356).
Im Sinne der Aussagen dieses Urteiles wird § 58 entspre-
chend gestaltet. Durch die Formulierung „Sofern der öffent-
liche Auftraggeber der Ansicht ist, dass …. zulässig ist“ soll 
im Sinne des zitierten Judikates und in Übereinstimmung 
mit dem Wortlaut der Richtlinien einerseits zum Ausdruck 
gebracht werden, dass kein objektiver, sondern ein sub-
jektiver Maßstab heranzuziehen ist (arg. „der Ansicht ist“),  
und dass andererseits nur bei Einhaltung des oben be- 
schriebenen Sorgfaltsmaßstabes bei der Prüfung der Zu- 
lässigkeit der Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung eine ex ante Bekanntmachung  
überhaupt zulässig ist. Flankierend dazu sieht § 356  
Abs. 8 vor, dass nur derartige – zulässige – Bekannt- 
machungen nach Ablauf einer Frist von zehn Tagen zu einer 
Unanfechtbarkeit des Vertrages führen. Darüber hinaus stellt 
§ 356 Abs. 8 als weitere Voraussetzung darauf ab, dass  
die publizierte Entscheidung „entsprechend begründet“  
war. Diese Wortfolge greift die im Urteil des EuGH hervor- 
gehobene Voraussetzung auf, wonach nur klare, eindeu-
tige und nachvollziehbare Begründungen des öffentlichen  
Auftraggebers in der ex ante Bekanntmachung die Voraus-
setzung der RMRL erfüllen, dass eine Bekanntmachung  
vorliegt, „wie sie in Art. 3a der vorliegenden Richtlinie 
beschrieben ist“ (vgl. dazu Art. 3a lit. c der RMRL und Rz 

48 des Urteiles: „On that last point, the ‘justification’ must  
disclose clearly and unequivocally the reasons that moved 
the contracting authority to consider it legitimate to award  
the contract without prior publication of a contract notice, so 
that interested persons are able to decide with full knowledge 
of the relevant facts whether they consider it appropriate  
to bring an action before the review body and so that the 
review body is able to undertake an effective review.“) Nur 
soweit beide (kumulativen) Voraussetzungen erfüllt werden, 
zieht die Einhaltung der zehntägigen Stillhaltefrist gemäß  
§ 356 Abs. 8 auch die Unzulässigkeit der Nichtigerklärung 
oder Aufhebung des Vertrages nach sich.

Zu § 59 (Bekanntmachungen in Österreich):
Es ist vorgesehen, dass der Bundesminister für Verfas-
sung, Reformen, Deregulierung und Justiz bzw. die Landes- 
regierungen jedenfalls ein (einziges) zusätzliches Publika-
tionsmedium für Bekanntmachungen im Oberschwellen- 
bereich festzulegen haben. Das Publikationsmedium muss 
elektronisch sein. Zusätzlich zur europäischen Ausschrei-
bungsdatenbank TED soll es daher – wie schon bisher – für 
einen Übergangszeitraum zehn zentrale Publikationsplatt- 
formen in Österreich geben. Die Bekanntmachung in Öster-
reich im festgelegten Publikationsmedium ist für öffentliche 
Auftraggeber verpflichtend; dem Verordnungsgeber ist es 
nicht überlassen, die Publikation optional zu machen.
In den Verordnungen sind nähere Festlegungen sowohl hin-
sichtlich der Übermittlung der Bekanntmachung vom öffent-
lichen Auftraggeber an das Publikationsmedium als auch 
hinsichtlich der im Zuge der Übermittlung und der Veröffent- 
lichung durch das Publikationsmedium zu beachtenden 
Modalitäten zu treffen. Die in der jeweiligen Verordnung 
getroffenen näheren Festlegungen können sich daher nicht 
nur an den öffentlichen Auftraggeber, sondern auch an  
das festzulegende Publikationsmedium richten. Festge-
legt werden können etwa ein Vorrang für bestimmte Über- 
mittlungsarten, eine Verpflichtung zur Bestätigung des Ein-
ganges der Bekanntmachung oder Anforderungen an die 
Veröffentlichung in zeitlicher oder technischer Hinsicht.  
Wie bisher steht es den Auftraggebern darüber hinaus frei, 
ihre Bekanntmachungen in zusätzlichen, weiteren Publika- 
tionsorganen zu veröffentlichen (vgl. Abs. 3 und 4).
Durch die zentralen Publikationsplattformen auf Bundes- 
bzw. Länderebene soll ein effektiver wirtschaftlicher Wett- 
bewerb zugunsten der öffentlichen Auftraggeber gefördert 
und andererseits potentiellen Bietern das Auffinden öster- 
reichischer Ausschreibungen erleichtert werden. Um diesen 
Zielen besser gerecht zu werden, soll – zunächst gemäß  
Abs. 3 optional und zusätzlich, ab Oktober 2018 anstelle  
der Bekanntmachung über Publikationsmedien – die Be- 
kanntmachung über OGD eingeführt werden. Dabei wer-
den vom öffentlichen Auftraggeber Metadaten zur Ver- 
fügung gestellt, die zu sogenannten Kerndaten (vgl. dazu 
für Bekanntmachungen den 1. Abschnitt des Anhanges VIII)  
der einzelnen Verfahren verknüpft werden; aufgrund des  
offenen und maschinenlesbaren Formats unter freier Lizenz 
können diese Kerndaten von Unternehmen, aber auch 
von der Zivilgesellschaft aufgegriffen und weiterverwendet  
werden, was zur besseren Zugänglichkeit von Informa- 
tionen über Vergabeverfahren führen soll (etwa durch  
die Entwicklung von Apps, Auswertung bestimmter Kate-
gorien von Daten usw.). Das USP soll als Dienstleister ein  
solches Service aber jedenfalls sicherstellen (vgl. § 54  
Abs. 2). Die Einführung mit Oktober 2018 ergibt sich aus  
der zeitgleichen flächendeckenden Einführung der Verpflich-
tung zur elektronischen Kommunikation im Vergabeverfahren 
im Oberschwellenbereich; mit der Verwendung von elektro- 
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nischen Kommunikationsmitteln bzw. Kommunikationsplatt-
formen sollte die Befüllung von Kerndatenfeldern automa- 
tisiert vorgenommen werden können, wodurch eine mitun-
ter fehleranfällige manuelle Mehrfacheingabe (in Standard- 
formularen, in Bekanntmachungen, in Ausschreibungsunter-
lagen) vermieden werden kann.
Zum dynamischen Beschaffungssystem ist im Zusammen-
hang mit Abs. 2 festzuhalten, dass hier jederzeit ein Teil- 
nahmeantrag gestellt werden kann (vgl. § 157 Abs. 5); des-
wegen ist während der gesamten Laufzeit des dynamischen 
Beschaffungssystems die Angebotsfrist „offen“ und es sind 
die Bekanntmachungsinhalte dementsprechend verfügbar  
zu halten. Bei Rahmenvereinbarungen ist davon auszu- 
gehen, dass die Bekanntmachung bis zum Ablauf der letz-
ten Angebotsfrist beim letzten Abruf aus der Rahmenverein- 
barung verfügbar zu halten ist.
Der in Abs. 3 gewählte Begriff des „offenen“ Formates ist 
dahingehend zu verstehen, dass die Spezifikationen des  
Formates veröffentlicht und ohne Einschränkung weiter- 
verwendbar sind (oft sind diese durch Normungsgremien 
akkreditiert). Freie Zugänglichkeit impliziert, dass jedermann 
die Daten ohne Identifizierung und Einschränkung leicht auf- 
finden kann. „Vollständig“ bedeutet, dass alle einschlägigen 
Kerndatenfelder auszufüllen sind, widrigenfalls keine rechts-
gültige Bekanntmachung im Sinne des Abs. 3 vorliegt.
Die derzeit bestehenden Möglichkeiten der Bereitstellung 
von Metadaten an https://www.data.gv.at/ sind:
1.	 Manuelle Eingabe von Metadaten in einer Eingabemaske 

(diese muss faktisch bei https://www.data.gv.at/ bestehen 
und dem Metadatensatz entsprechen) auf https://www.
data.gv.at/;

2.	 Manueller Upload von Metadaten auf https://www.data.
gv.at/;

3.	 Automatische Kommunikation von Metadaten. Bei dieser 
Kommunikationsvariante hat die Website bzw. haben die 
Websites, auf der bzw. denen die Metadaten zur Verfü-
gung gestellt werden, eine Schnittstelle zu https://www.
data.gv.at/ einzurichten, die das Abrufen von Metadaten 
von dieser Seite im vorgesehenen Intervall ermöglicht.

Sofern der Link von den Metadaten zum Kerndatensatz feh-
lerhaft ist, ist zu bedenken, dass die Metadaten auf die Kern-
daten verweisen müssen (arg. „darin“ in Abs. 3 erster Satz); 
wenn dieser Verweis nicht vorliegt, liegt keine Bekannt- 
machung des Vergabeverfahrens vor, auch wenn die Kern- 
daten vollständig vorliegen sollten.
Zu Abs. 5 kann auf die Ausführungen zu § 58 verwiesen  
werden. Die Inhalte der Bekanntmachung finden sich in 
Anhang XXI Abschnitt F bzw. im Z 4 des 1. Abschnittes 
von Anhang VIII (Kerndaten für die Bekanntmachung). Die  
Dauer der Verfügbarkeit von mindestens zehn Tagen ergibt 
sich aus den entsprechenden Bestimmungen im Rechts-
schutzteil (vgl. § 356 Abs. 8 und die Erläuterungen dazu).
Abs. 6 setzt Art. 52 Abs. 1 und 2 der RL 2014/24/EU um.

Zu § 60 (Bekanntmachung  
einer Vorinformation in Österreich):
Die Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation wie  
auch die Nutzung der Fristverkürzung soll auch bei Bekannt-
machungen in Österreich möglich sein; der Paragraph ist 
jenem über Bekanntmachungen einer Vorinformation auf 
Unionsebene nachgebildet. Eine Bekanntmachung einer 
Vorinformation hat auf demselben Weg wie eine Bekannt- 
machung gemäß § 59 zu erfolgen, somit über ein Publika- 
tionsmedium und ab Oktober 2018 im Wege der Bekannt- 
machung von Metadaten und Kerndaten.

Zu § 61 (Bekanntgaben auf Unionsebene):
Mit dem vorliegenden Paragraphen werden die Art. 34  
Abs. 8 erster Satz in Verbindung mit lit. b (siehe Abs. 1  
zweiter Satz der vorliegenden Bestimmung) sowie Art. 
50, Art. 75 Abs. 2 und 4 und schließlich Art. 79 Abs. 2 der  
RL 2014/24/EU umgesetzt.
Nach der in diesem Abschnitt gewählten terminologischen 
Unterscheidung sind Bekanntmachungen solche, die am 
Beginn des Vergabeverfahrens über die Absicht des öffent- 
lichen Auftraggebers, einen Auftrag nach Durchführung  
eines Vergabeverfahrens zu vergeben, unterrichten. 
Bekanntgaben hingegen sind ex post Unterrichtungen über 
bereits vergebene Aufträge, abgeschlossene Ideenwett- 
bewerbe bzw. Rahmenvereinbarungen.
In Abs. 1 wird durch die Bezugnahme auf den Ideenwett- 
bewerb klargestellt, dass sich die Verpflichtung zur Bekannt-
gabe des Wettbewerbsergebnisses allein auf Ideenwett- 
bewerbe bezieht. Die Ergebnisse von Realisierungswett- 
bewerben sind erst nach Vergabe des Auftrages bekannt zu 
geben. Bei dynamischen Beschaffungssystemen ist hinge-
gen grundsätzlich jeder einzelne vergebene Auftrag bekannt 
zu geben, ebenso wie die Beendigung des dynamischen 
Beschaffungssystems. Mit dieser Beendigung ist die Ein-
stellung des dynamischen Beschaffungssystems (welches  
ja grundsätzlich auch auf unbestimmte Dauer eingerichtet 
werden darf) und nicht der Widerruf der Einrichtung des- 
selben gemeint. Von der Bekanntgabepflicht für „jeden  
vergebenen Auftrag“ sind nach dem letzten Satzteil in  
Abs. 1 erster Satz jene Aufträge ausgenommen, die aufgrund 
von Rahmenvereinbarungen vergeben wurden (vgl. dazu  
Art. 50 Abs. 2 zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU).
Abs. 2 beinhaltet Sonderregelungen für Aufträge, die im  
Rahmen eines dynamischen Beschaffungssystems ver- 
geben werden, wie auch für besondere Dienstleistungs-
aufträge. Demnach ist es nicht geboten, dem Amt für  
Veröffentlichungen für jeden Einzelauftrag, der aufgrund 
eines dynamischen Beschaffungssystems vergeben 
wird, eine Bekanntmachung mit den Ergebnissen des je- 
weiligen Vergabeverfahrens zu übermitteln; stattdessen  
kann eine quartalsweise Bündelung der Meldung vorgenom-
men werden. Gleiches gilt für besondere Dienstleistungs- 
aufträge. Die Bündelung ist jedoch nicht als Zusammen- 
rechnung bzw. Angabe von Daten verschiedener Ergebnis-
se in einem Feld des entsprechenden Standardformulars  
vorzunehmen; vielmehr ist das entsprechende Feld (sie-
he insbesondere Abschnitt V des Standardformulars 3 und  
dazu Fußnote 1: „in beliebiger Anzahl wiederholen“) beliebig 
zu vervielfachen. Dies ist somit nur in jenen Fällen möglich,  
in welchen die Informationen in den anderen Ab- 
schnitten desselben Standardformulars (siehe insbesondere 
Abschnitt II des Standardformulars 3) identisch sind.
Zur Gültigkeitsdauer der Bekanntmachung im Wege einer 
Vorinformation wird auf § 57 Abs. 4 verwiesen.
Natürlich ist eine Bekanntgabe von Informationen gemäß 
Abs. 4 auch dann zu unterlassen, wenn die berechtigten 
geschäftlichen Interessen mehrerer Unternehmer dadurch 
geschädigt würden.

Zu § 62 (Bekanntgaben in Österreich):
Zeitgleich mit der Einführung der Verpflichtung zur elek- 
tronischen Kommunikation in Vergabeverfahren im Ober-
schwellenbereich mit 18. Oktober 2018 soll auch die Be- 
kanntgabe der Ergebnisse von Vergabeverfahren als Ver-
pflichtung des öffentlichen Auftraggebers eingeführt wer-
den. Damit soll die Transparenz hinsichtlich der Ausgaben  
der öffentlichen Hand erhöht werden; durch die Ver- 
wendung von Open Data kann diese Information grund- 
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sätzlich von jedermann, der über das ausreichende techni-
sche Knowhow verfügt, abgerufen und aufbereitet werden. 
Auch hier wird das Unternehmensserviceportal zur Auf- 
bereitung verpflichtet (vgl. § 54 Abs. 2); darüber hinaus sind 
die Kerndaten der einzelnen Verfahren über (mindestens) 
fünf Jahre zur Verfügung zu stellen, um ein gewisses Maß 
an Publizität zu gewährleisten; eine längere Verfügbarkeit  
ist insbesondere wichtig, um einen breitgefächerten Über-
blick über die Beschaffungspraxis von öffentlichen Auftrag- 
gebern zu gewinnen (zB wie viel wird von wem wie oft 
beschafft, gibt es Preisdifferenzen in Bezug auf idente  
Leistungsgegenstände, wie verlaufen Preisentwicklungen). 
Aus diesem Grund sind auch jene Aufträge bekannt zu 
geben, welche aufgrund von Rahmenvereinbarungen ver- 
geben wurden und einen Auftragswert von mindestens  
50 000 Euro haben. Zu bedenken ist, dass die Löschung  
personenbezogener Kerndaten (Bezeichnung des Auftrag-
nehmers) nach Ablauf der hier vorgesehenen Mindestfrist 
aufgrund datenschutzrechtlicher Vorgaben geboten sein 
kann. Die Kerndaten wurden in Hinblick auf das Ziel der 
Transparenz, aber auch der einfachen Handhabbarkeit 
für den öffentlichen Auftraggeber und schließlich unter Be- 
achtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes gemäß § 1 
Abs. 2 DSG gewählt.
Neben der Information der breiteren Öffentlichkeit können die 
Informationen zu einzelnen Verfahren auch dem öffentlichen 
Auftraggeber dazu dienen, um seine eigene Beschaffungs-
praxis zu überprüfen (vgl. dazu den Rechnungshofbericht 
Bund 2015/6 mit der Empfehlung der Einrichtung eines inter-
nen Kontrollsystems). 
So wie auf Unionsebene soll überdies auch bei Bekannt- 
gaben in Österreich die gleichzeitige Bekanntgabe von Mel-
dungen bei bestimmten Verfahren zulässig sein. Hinge- 
wiesen wird jedoch darauf, dass im Gegensatz zur „gebün-
delten“ Bekanntgabe mittels Standardformular auf Unions-
ebene die nationale Bekanntgabe mit Kerndaten „gleich- 
zeitig“ zu erfolgen hat. Das bedeutet, dass die Bekanntga-
be der Kerndaten bei den in Abs. 2 genannten Vergabever- 
fahren nicht in einem Kerndatensatz erfolgt, sondern dass  
für jedes Vergabeverfahren ein eigener Kerndatensatz 
bekanntzugeben ist; dies kann jedoch bis zu 30 Tage nach 
Ende des jeweiligen Jahresquartals erfolgen. Bekannt- 
gaben, die in dieser Weise später vorgenommen werden,  
sollen dann gleichzeitig bekannt gegeben werden.

Zu § 63 (Arten der Bekanntmachung):
Die Bekanntmachung im Unterschwellenbereich in Öster-
reich kann ebenso mit einer allgemeinen Bekanntmachung 
oder einer Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation 
(bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen) vor- 
genommen werden. Im Unterschwellenbereich besteht  
keine Verpflichtung zur Bekanntmachung auf Unionsebene; 
dennoch kann diese Möglichkeit in Anspruch genommen  
werden, was zur Erreichung eines breiter gefächerten Teil-
nehmerkreises auch empfehlenswert ist.

Zu § 64 (Bekanntmachungen in Österreich):
Festzuhalten ist, dass ein öffentlicher Auftraggeber bei einer 
Auftragsvergabe im Unterschwellenbereich aufgrund der 
Regelung des § 50 grundsätzlich eine Bekanntmachung vor-
zunehmen hat (eine derartige Verpflichtung resultiert auch 
aus dem primärrechtlichen Transparenzgebot), und zwar 
unabhängig davon, ob durch Verordnung ein bestimmtes 
Publikationsmedium festgelegt wurde oder nicht. Im Zu- 
sammenhang mit dem einzuhaltenden adäquaten Grad 
an Transparenz, der bereits primärrechtlich geboten ist, ist  
auch auf die Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen  

im Bereich Konzessionen im Gemeinschaftsrecht, ABl. Nr. C 121  
vom 29. April 2000, S 2 (insbesondere S 7 Punkt 3.1.2 
„Transparenz“ Fußnote 50, sowie die Rechtsprechung des 
EuGH vgl. C 231/03) hinzuweisen.
Im Unterschwellenbereich wird ebenso wie im Ober- 
schwellenbereich die Bekanntmachung im für den je- 
weiligen Vollziehungsbereich festgelegten Publikations- 
medium verpflichtend vorgeschrieben; die wesentlichen 
Bekanntmachungsinhalte ergeben sich aus Anhang XXI.  
Mit 18. Oktober 2018 wird auch hier auf die Bekannt- 
machung über Metadaten und Kerndaten umgestellt; bis 
dahin ist auch hier eine solche Bekanntmachung als zusätz- 
liche Bekanntmachung optional (vgl. Abs. 3). Eine Bekannt-
machung nur im Beschafferprofil ist auch im Unterschwel-
lenbereich bei verpflichtenden Bekanntmachungen nicht zu- 
lässig; der öffentliche Auftraggeber kann aber die Bekannt-
machung im Publikationsmedium und jene im Beschaffer- 
profil gleichzeitig bekanntmachen.
Abs. 5 nimmt für die Beurteilung, ob eine Bekanntmachung 
der beabsichtigten Vergabe eines besonderen Dienst- 
leistungsauftrages verpflichtend ist, auf die „unionsrecht- 
lichen Grundsätze“ Bezug, und nennt darüber hinaus de- 
monstrativ Fälle, in welchen von einer Bekanntmachung  
abgesehen werden kann. Als unionsrechtliche Grundsät-
ze sind im Sinne des § 20 Abs. 1 insbesondere die Grund- 
sätze der Nichtdiskriminierung und der Transparenz anzuse-
hen. Auch kann EG 114 der RL 2014/24/EU einen Anhalts-
punkt bieten: „Bestimmte Dienstleistungskategorien haben 
aufgrund ihrer Natur nach wie vor lediglich eine begrenzte 
grenzüberschreitende Dimension, insbesondere die soge-
nannten personenbezogenen Dienstleistungen [Anm.:  
das sind die besonderen Dienstleistungen], wie etwa be- 
stimmte Dienstleistungen im Sozial-, im Gesundheits- und 
im Bildungsbereich. Diese Dienstleistungen werden in einem 
besonderen Kontext er-bracht, der sich aufgrund unterschied-
licher kultureller Traditionen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
stark unterschiedlich darstellt. Für öffentliche Aufträge zur 
Erbringung dieser Dienstleistungen sollte daher eine spezi-
fische Regelung festgelegt werden und ein höherer Schwel-
lenwert gelten als der, der für andere Dienstleistungen gilt. 
Personenbezogene Dienstleistungen mit einem unter diesem 
Schwellenwert liegenden Auftragswert werden in der Regel 
für Dienstleister aus anderen Mitgliedstaaten nicht von Inter-
esse sein, sofern nicht konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die 
das Gegenteil vermuten lassen, wie etwa eine Finanzierung 
grenzüberschreitender Projekte durch die Union. Aufträge 
zur Erbringung personenbezogener Dienstleistungen ober-
halb dieses Schwellenwerts sollen unionsweiten Transpa-
renzvorschriften unterliegen. […]“
Zu Abs. 6 kann auf die Ausführungen zu § 58 verwiesen  
werden. Die Inhalte der Bekanntmachung finden sich in 
Anhang XXI Abschnitt F bzw. im Z 4 des 1. Abschnittes von 
Anhang VIII (Kerndaten für die Bekanntmachung). Auch ist 
auf die Judikatur des EuGH (vgl. dazu verb. Rs C 147/06  
und C 148/06, SECAP) zur Frage, wann ein „grenzüber-
schreitendes Interesse“ vorliegt, hinzuweisen. Als Grund- 
satz lässt sich festhalten: je größer der Wert der gegenständ-
lichen Leistung, je spezifischer der Leistungsgegenstand, 
desto größer muss der Verbreitungsgrad des gewählten 
Mediums sein (vgl. dazu ausführlich die Ausführungen zu  
§ 46).
Die in Abs. 7 angesprochene „Beendigung“ des dynamischen 
Beschaffungssystems ist eine Einstellung des bereits ein- 
gerichteten dynamischen Beschaffungssystems, welche  
vom Widerruf zu unterscheiden ist, mit dem das Verfahren  
zur Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems  
beendet wird.
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Zu § 65 (Bekanntmachung einer Vorinformation):
Es kann auf die Erläuterungen zu § 60 verwiesen werden; die 
Möglichkeit der Fristverkürzung im Unterschwellenbereich 
ergibt sich aus § 77.

Zu § 66 (Bekanntgaben in Österreich):
Ebenso wie im Oberschwellenbereich sollen öffentliche Auf-
traggeber im Vollziehungsbereich des Bundes (vgl. dazu  
Art. 14b Abs. 2 Z 1 B-VG) vergebene Aufträge, abge- 
schlossene Rahmenvereinbarungen und Ergebnisse von 
Ideenwettbewerben bekanntgeben. Um den administrativen 
Aufwand zu verringern, soll eine De-Minimis-Grenze von  
50 000 Euro eingezogen werden. Wie im Oberschwel-
lenbereich können gemäß Abs. 2 bestimmte Auftragsver- 
gaben gebündelt bekannt gegeben werden. Auch im Unter-
schwellenbereich soll die Verpflichtung mit 18. Oktober 2018 
eingeführt werden und auch hier sind die Metadaten und 
Kerndaten für mindestens fünf Jahre zur Verfügung zu stellen 
(zu datenschutzrechtlichen Erwägungen siehe § 62).

Zu § 67 bis 77 (Fristen):
Zu § 67 bis 77 (Fristen) allgemein: 
Der 3. Abschnitt des 3. Hauptstückes des 2. Teiles regelt 
die Fristen. Er ist in drei Unterabschnitte unterteilt: der  
1. Unterabschnitt enthält die allgemeinen Bestimmungen, die 
für Ober- und Unterschwellenbereich gleichermaßen gelten;  
der 2. Unterabschnitt enthält die Regelungen der  
RL 2014/24/EU betreffend die Mindestfristen sowie deren Ver- 
längerung bzw. Verkürzung im Oberschwellenbereich;  
der 3. Unterabschnitt regelt die Mindestfristen sowie deren 
Verkürzungsmöglichkeiten für den Unterschwellenbereich.

Zu § 67 (Berechnung der Fristen):
Die Berechnung der materiellrechtlichen Fristen (zB Teil- 
nahmeantragsfrist oder Angebotsfrist) hat im Anwendungs- 
bereich des Gesetzes gemäß der Verordnung (EWG,  
Euratom) Nr. 1182/71 zur Festlegung der Regeln für die  
Fristen, Daten und Termine, ABl. L 124 vom 8.6.1971 S. 1, zu  
erfolgen.
Demzufolge gelten folgende Grundsätze: Als Arbeitstage  
gelten alle Tage außer Samstagen, Sonntagen und gesetz- 
lichen Feiertagen.
Fristen, die in Tagen ausgedrückt sind, beginnen um 00.00 
Uhr des Tages, an dem die Frist zu laufen beginnt. Ist für  
den Beginn einer nach Tagen bemessenen Frist der Zeit-
punkt maßgebend, in welchem ein Ereignis eintritt oder  
eine Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Be- 
rechnung dieser Frist der Tag nicht mitgerechnet, in den 
dieses Ereignis oder diese Handlung fällt. Eine nach Tagen 
bemessene Frist endet mit Ablauf der letzten Stunde des  
letzten Tages der Frist. Bei einer Frist von 30 Tagen und 
einem fristauslösenden Ereignis am 1. März 2016 würde die 
Frist daher am 31. März 2016 um 24:00 Uhr ablaufen.
Fristen, die in Wochen, Monaten oder Jahren ausgedrückt 
sind, beginnen um 00.00 Uhr des Tages, an dem die Frist 
zu laufen beginnt. Eine nach Wochen, Monaten oder Jah-
ren bemessene Frist endet an dem Tag der letzten Woche, 
des letzten Monats oder des letzten Jahres der Frist, der 
dem Tag, an dem die Frist zu laufen beginnt, nach seiner 
Bezeichnung oder nach seiner Zahl entspricht. Wenn ein ent- 
sprechender Tag bei einer nach Monaten bemessenen Frist 
fehlt, endet die Frist am letzten Tag des letzten Monats.  
Fristen, die in Wochen, Monaten oder Jahren ausgedrückt 
sind, enden um 24.00 Uhr des Tages, an dem die Frist  
abläuft.
Fristen, die in Stunden ausgedrückt sind, beginnen am Anfang 
der ersten Stunde, zu der die Frist zu laufen beginnt. Ist für 

den Beginn einer nach Stunden bemessenen Frist der Zeit-
punkt maßgebend, in welchem ein Ereignis eintritt oder eine 
Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Berechnung die-
ser Frist die Stunde nicht mitgerechnet, in die dieses Ereignis 
oder diese Handlung fällt. Eine nach Stunden bemessene Frist 
endet mit Ablauf der letzten Stunde der Frist.
Fällt der letzte Tag einer Frist auf den Karfreitag, einen Sams-
tag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist 
um 24.00 Uhr des folgenden Arbeitstages.
Zu den verfahrensrechtlichen Fristen und deren Berechnung 
wird auf die §§ 32 und 33 AVG verwiesen.

Zu § 68 (Grundsätze für die Bemessung von Fristen):
Diese Bestimmung enthält die Grundsätze für die Frist- 
berechnung und beinhaltet den – angesichts der nunmehr 
stark verkürzten Fristen – in diesem Zusammenhang be- 
sonders relevanten Verhältnismäßigkeitsgrundsatz.
Diese Grundsatzbestimmung ist insbesondere im Zu- 
sammenhang mit komplexen Leistungsvergaben von Be- 
deutung. Eine längere als die gesetzlich bestimmte Min-
destfrist kann etwa bei komplexen Aufträgen, bei für die  
Angebotslegung erforderlichen schwierigen Vorerhebungen  
oder bei dem Erfordernis der Herstellung von Proben und 
Mustern vorzusehen sein. Aufgrund der Grundregel des  
ersten Satzes können aber auch andere Umstände als 
die Komplexität des Leistungsgegenstandes eine länge-
re Zeit als die im Gesetz vorgesehenen Mindestfristen be- 
dingen (zB wenn die Angebotsfrist über die Weihnachts- 
feiertage läuft). Es ist auf alle Umstände Bedacht zu  
nehmen, welche die Erstellung des Angebotes oder die  
Ausarbeitung einer Lösung erschweren können.
Die Grundregel des § 68 ist insbesondere auch für die Aus- 
arbeitung von Forschungs- und Innovationsprojekten (Erst- 
angebote) bei der Innovationspartnerschaft relevant.
Zur Verlängerung von Fristen im Fall eines Serverausfalls 
vgl. § 48 Abs. 8.

Zu § 69 (Auskunfts- und Verbesserungsfristen):
Abs. 1 dient der Umsetzung von Art. 53 Abs. 2 der  
RL 2014/24/EU.
Es gilt die allgemeine Regel der VO Nr. 1182/71, wonach 
bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitgerechnet 
wird, in den das maßgebliche Ereignis oder die maßgeb- 
liche Handlung fällt. Läuft die Angebotsfrist beispielsweise 
am 15. November 2018 um 13:00 Uhr ab, so wären demnach 
zusätzliche Auskünfte bis spätestens 8. November 2018 um 
24:00 Uhr zu übermitteln bzw. bereitzustellen.
„Zeitgerecht“ im Sinne des Abs. 1 wurde das Ersuchen 
dann gestellt, wenn es so rechtzeitig gestellt wurde, dass  
die zusätzlichen Auskünfte sechs (bzw. vier) Tage vor 
Ablauf der Frist für den Eingang der Angebote erteilt werden  
können. Wurde das Ersuchen zeitgerecht gestellt, aber  
die Auskünfte nicht innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist 
erteilt, so ist die Angebotsfrist gemäß § 72 Abs. 2 zu ver- 
längern. Werden zusätzliche Auskünfte über die Aus-
schreibung kürzer als sechs Tage vor Ablauf der Ange-
botsfrist angefordert, so sind die Auskünfte unverzüg-
lich zu erteilen; in diesem Fall besteht keine Verpflich-
tung zur Fristverlängerung. Ebenfalls keine Verpflichtung 
zur Verlängerung der Frist besteht, wenn das Ersuchen 
zwar zeitgerecht gestellt wurde, aber die verlangten 
Zusatzinformationen für die Erstellung zulässiger An- 
gebote unerheblich sind (vgl. Art. 47 Abs. 3 letzter UAbs. der 
RL 2014/24/EU).
Abs. 2 dient der Umsetzung von Art. 56 Abs. 3 der  
RL 2014/24/EU. Zur allfälligen Verpflichtung zur Einräu-
mung einer Verbesserungsmöglichkeit vgl. auch EuGH in  
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der Rs C-27/15, Pippo Pizzo, Rz 49f. Die Aufforderung zur 
Übermittlung, Ergänzung oder Erläuterung hat unter Einhal-
tung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehand- 
lung zu erfolgen (vgl. Art. 56 Abs. 3 letzter Satzteil der  
RL 2014/24/EU).

Zu § 70 (Teilnahmeantragsfrist):
Die Teilnahmeantragsfrist von 30 Tagen im Oberschwel-
lenbereich ergibt sich aus den Art. 28 Abs. 1 zweiter UAbs,  
29 Abs. 1 vierter UAbs, 30 Abs. 1 zweiter UAbs, 31  
Abs. 1 vierter UAbs und 34 Abs. 2 zweiter UAbs. lit. a der  
RL 2014/24/EU. Da gemäß § 120 Abs. 1 bei der Innovations- 
partnerschaft ein Verhandlungsverfahren durchzuführen  
ist, gilt die hier normierte 30-Tagesfrist auch für die Inno- 
vationspartnerschaft. Beim dynamischen Beschaffungs- 
system gilt die 30-Tagesfrist nur für Teilnahmeanträge iZm 
der erstmaligen Einrichtung des dynamischen Beschaffungs-
systems; sobald das System eingerichtet wurde, gilt diese 
Frist nicht mehr (vgl. Art. 34 Abs. 2 zweiter UAbs. lit. a letzter 
Satz sowie § 161 Abs. 3).

Zu § 71 (Angebotsfrist):
Diese Bestimmung beinhaltet die in der RL 2014/24/EU vor-
gesehen Angebotsfristen für den Oberschwellenbereich, 
wobei das System insofern umgekehrt ist, als in Österreich 
als Grundsatz die (nach der RL) verkürzte Angebotsfrist gilt, 
die bei nicht elektronisch durchgeführten Vergabeverfahren 
gemäß § 71 Abs. 6 um fünf Tage zu verlängern ist (anders  
die RL 2014/24/EU, die als Grundsatz die jeweilige längere 
Frist vorsieht, die bei Akzeptanz von elektronischen Ange- 
boten um fünf Tage verkürzt werden kann). Zu betonen ist, 
dass die im Gesetz festgelegten Angebotsfristen Mindest- 
fristen sind, die allenfalls aufgrund des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes (vgl. dazu § 68) verlängert werden müssen.
Die 25-Tagesfrist des Abs. 2 beim nicht offenen Verfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung sowie beim Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung gilt nur für zen- 
trale öffentliche Auftraggeber (vgl. Anhang III). Nicht zen- 
trale öffentliche Auftraggeber haben gemäß Abs. 3 die Mög-
lichkeit, die Angebotsfrist im nicht offenen Verfahren mit vor-
heriger Bekanntmachung und im Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung im Einvernehmen mit den 
Bewerbern festzulegen; andernfalls beträgt die Angebots-
frist bei diesen Auftraggebern mindestens zehn Tage. Hinzu-
weisen ist darauf, dass eine gemäß Abs. 3 erster Satz ein-
vernehmlich festgelegte Angebotsfrist auch kürzer als zehn 
Tage sein kann. Zentrale Beschaffungsstellen, die eine zent-
rale Beschaffungstätigkeit gemäß § 2 Z 48 lit. b („Vollmachts- 
modell“) ausüben, haben die Angebotsfristen zu beachten, 
die für die betreffenden Auftraggeber (in deren Namen sie 
tätig werden) gelten. Sofern eine zentrale Beschaffungsstel-
le in einem Vergabeverfahren sowohl für öffentliche Auftrag- 
geber gemäß Anhang III wie auch für öffentliche Auftrag- 
geber tätig wird, die nicht in Anhang III genannt sind, tätig 
wird, gelten die längeren Fristen.
Die in den Abs. 2 und 3 vorgesehenen Mindestangebots- 
fristen beziehen sich beim Verhandlungsverfahren auf die  
Frist für die Einreichung von Erstangeboten und nicht mehr  
auf die danach folgenden Phasen des Verfahrens, in denen 
gegebenenfalls erneut Angebote gelegt werden (vgl. Art. 29  
Abs. 1 vierter UAbs. der RL 2014/24/EU: „Frist für den  
Eingang der Erstangebote“). Aufgrund der Anordnung des 
§ 120 Abs. 1 gelten die Fristen der Abs. 2 und 3 auch für 
die Innovationspartnerschaft; die (allfällige) Verpflichtung z 
ur Fristverlängerung gemäß § 68 ist bei der Innovations- 
partnerschaft – aufgrund der wohl stets inhärenten Kom- 
plexität – jedoch besonders relevant.

Abs. 4 regelt die Angebotsfrist beim dynamischen Beschaf-
fungssystem. Die Verlängerungstatbestände der Abs. 5 und 6  
sind auf diese Frist nicht anwendbar, da das dynamische 
Beschaffungssystem ausnahmslos elektronisch abzuwickeln 
ist.
Abs. 5 dient der Umsetzung von Art. 53 Abs. 1 zweiter und 
dritter UAbs. der RL 2014/24/EU und sieht eine Verlänge-
rung der Angebotsfrist von fünf Tagen vor, wenn die Aus-
schreibungsunterlagen ausnahmsweise nicht elektronisch 
zur Verfügung gestellt werden. Die erste Ausnahme von der 
Verpflichtung zur Fristverlängerung gemäß Abs. 5 zweiter 
Satz tritt nur dann ein, wenn die Dringlichkeit vom öffent- 
lichen Auftraggeber hinreichend begründet werden kann.  
Auf die Dokumentationspflicht gemäß § 49 wird hingewie-
sen. Die zweite Ausnahme von der Verpflichtung zur Fristver- 
längerung gemäß Abs. 5 zweiter Satz ist in Art. 53 Abs. 1  
zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU (offenkundig irrtümlich) 
nicht in der Parallelbestimmung des Art. 73 Abs. 1 drit-
ter UAbs. der RL 2014/25/EU hingegen schon vorgesehen  
und wird deshalb im gegebenen Kontext ergänzt.
Gemäß Abs. 6 ist die Angebotsfrist um fünf Tage zu ver- 
längern, wenn Angebote nicht elektronisch zu übermitteln 
sind (zum System der Verlängerung der Angebotsfristen im 
Fall der „Papier-Vergabe“ vgl. bereits oben). Die Fristver- 
längerungstatbestände der Abs. 5 und 6 sind dabei ge- 
gebenenfalls zu kumulieren.
Abs. 7 dient der Umsetzung von Art. 47 Abs. 2 der  
RL 2014/24/EU und sieht eine Fristverlängerung vor, wenn 
eine Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in zusätz- 
liche Unterlagen erforderlich ist. Die Festsetzung der in den  
Abs. 1 bis 6 angeführten (gegebenenfalls verlängerten)  
Mindestangebotsfristen ist in diesem Fall unzulässig, und 
die Angebotsfristen sind anhand der Umstände des Einzel- 
falles (zB abhängig von Zugänglichkeit und Erreichbar- 
keit des Ortes des Lokalaugenscheins) entsprechend länger 
festzusetzen.
Abs. 8 regelt den Beginn der Angebotsfrist. Im Zusammen-
hang mit der festgesetzten Dauer und der Fristenregelung 
des § 67 ergibt sich das jeweilige Ende der Frist.

Zu § 72 (Verlängerung der Angebotsfrist  
bei Berichtigung und zusätzlichen Auskünften):
Diese Bestimmung dient der Umsetzung von Art. 47 Abs. 3 
der RL 2014/24/EU.
Der Verweis auf den gesamten § 71 in 72 Abs. 1 und 2 be- 
deutet, dass die „festgesetzte Angebotsfrist“ gegebe-
nenfalls eine bereits gemäß § 71 Abs. 5 bis 7 verlängerte  
Angebotsfrist ist. Die Verpflichtung zur Verlängerung gemäß 
§ 72 Abs. 1 besteht nur, wenn die Berichtigung für die Er- 
stellung der Angebote wesentlich ist. Dies bedeutet im 
Gegenzug, dass keine Pflicht zur Fristverlängerung besteht, 
wenn die Bedeutung der geänderten (berichtigten) Informa-
tionen für die Erstellung zulässiger Angebote irrelevant ist. 
Wesentlich ist eine Berichtigung dann, wenn die berichtigten  
Elemente zu einer nicht bloß unbedeutenden inhaltlichen 
Änderung der Angebote bzw. zu einer für die Angebots- 
leger unvorteilhaften Änderung der Rahmenbedingungen für 
die Erstellung der Angebote führen. Eine Berichtigung der 
Ausschreibung ist aber nur insoweit zulässig, als es dadurch 
nicht zu einer inhaltlich wesentlich anderen Ausschrei-
bung kommt; im Fall einer wesentlichen Änderung der Aus- 
schreibungsunterlagen wäre nämlich keine Berichtigung 
zulässig, sondern das Verfahren zu widerrufen (vgl. dazu 
näher die Erläuterungen zu § 101).
Abs. 2 ist das Pendant zu § 69 Abs. 1. E contrario folgt 
aus dieser Regelung, dass hinsichtlich jener Ersuchen um 
zusätzliche Auskünfte, die nicht zeitgerecht gestellt wurden  
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(vgl. dazu die Erläuterungen zu § 69), keine Pflicht zur  
Verlängerung der Angebotsfrist besteht. Ist aufgrund des 
Auskunftsersuchens eine Berichtung der Ausschreibung 
erforderlich, so greift die lex specialis des Abs. 1.

Zu § 73 (Verkürzte Angebotsfrist im  
beschleunigten Verfahren nach Vorinformation):
Diese Bestimmung dient der Umsetzung von Art. 27  
Abs. 2, Art. 28 Abs. 3 und Art. 29 Abs. 1 vierter UAbs. letz-
ter Satz der RL 2014/24/EU. Bei Bekanntmachung einer Vor- 
information besteht demnach die Möglichkeit, ein be- 
schleunigtes Verfahren durchzuführen. Um die Fristver- 
kürzung in Anspruch nehmen zu können, muss die Vor- 
information die angeführten Vorgaben zeitlicher und inhalt- 
licher Art erfüllen.
Beim dynamischen Beschaffungssystem kommt eine Ver- 
kürzung der Angebotsfrist nach Vorinformation nicht in 
Betracht, da hier bereits nur eine Mindestfrist von zehn 
Tagen vorgesehen ist (§ 71 Abs. 4; vgl. auch Art. 34 Abs. 2  
zweiter UAbs. lit. b letzter Satz der RL 2014/24/EU).

Zu § 74 (Verkürzte Teilnahmeantrags- und Angebotsfrist 
im beschleunigten Verfahren bei Dringlichkeit):
Die Regelung setzt Art. 27 Abs. 3, Art. 28 Abs. 6 und Art. 29 
Abs. 1 vierter UAbs. der RL 2014/24/EU um.
Z 1 sieht erstmals auch eine Verkürzung der Angebotsfrist 
aus Gründen der Dringlichkeit im offenen Verfahren vor. Der 
Satzteil des Art. 27 Abs. 3 der RL 2014/24/EU „gerechnet 
ab dem Tag der Absendung der Auftragsbekanntmachung“ 
muss hier nicht umgesetzt werden, da der Beginn der Ange-
botsfrist bereits in § 71 Abs. 8 geregelt ist. Ebenso wird 
der Satzteil des Art. 28 Abs. 6 lit. a „gerechnet ab dem Tag  
der Absendung der Auftragsbekanntmachung“ nicht in Z 2 
umgesetzt, da der Beginn der Teilnahmeantragsfrist bereits 
in § 70 geregelt ist.
Hinzuweisen ist darauf, dass der in § 74 angesprochene 
Fall der „Dringlichkeit“ nicht mit den „äußerst dringlichen,  
zwingenden Gründen“ im Sinne der §§ 35 Abs. 1 Z 4, 36  
Abs. 1 Z 4 und 37 Abs. 1 Z 4 verwechselt werden darf. Es 
handelt sich hier um zwei unterschiedliche Tatbestände.

Zu § 75 (Teilnahmeantragsfrist):
Die Bestimmung regelt die Teilnahmeantragsfrist bei Ver- 
fahren im Unterschwellenbereich. Die Frist beginnt mit der 
erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung. Das Ende 
der Frist ergibt sich aus der festgesetzten Dauer und der  
Fristenregelung des § 67.

Zu § 76 (Angebotsfrist):
Die Bestimmung regelt die Angebotsfrist bei Verfahren 
im Unterschwellenbereich. Die Frist beginnt beim offenen 
Verfahren mit der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekannt- 
machung (Abs. 1), beim nicht offenen Verfahren und beim 
Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
(Abs. 2) mit dem Tag der Absendung der Aufforderung  
zur Abgabe von Angeboten. Das Ende der Frist ergibt sich 
aus der festgesetzten Dauer und der Fristenregelung des  
§ 67.

Zu § 77 (Verkürzte Teilnahmeantrags- und Angebotsfrist):
Diese Bestimmung ermöglicht die Verkürzung der regulären  
Teilnahmeantrags- und Angebotsfristen im Unterschwellen-
bereich in besonders begründeten Fällen, insbesondere aus 
Gründen der Dringlichkeit, bei Bekanntmachung einer Vor-
information sowie bei Lieferaufträgen über Waren mit allge-
mein auf dem Markt verfügbaren Merkmalen. Der besonde- 
ren Hervorhebung der Standard-Lieferleistungen liegt die 

Überlegung zu Grunde, dass Angebote oder Teilnahme- 
anträge über die Erbringung von Standard-Lieferleistungen 
im Regelfall keine aufwendigen Arbeiten erfordern und eine 
Beibehaltung der starren Fristen in solchen Fällen mög- 
licherweise zu unnötigen Verfahrensverlängerungen führen 
könnte. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Grund-
sätze für die Bemessung und Verlängerung von Fristen  
gemäß § 68 auch hier gelten; den Bewerbern und Bietern 
muss daher – unter Bedachtnahme der Umstände des  
Einzelfalles – ausreichend Zeit für die Erstellung der Ange-
bote bzw. Teilnahmeanträge verbleiben. Es ist daher in 
jedem Einzelfall zu prüfen, ob bzw. in welchem Umfang 
eine Fristverkürzung nach § 77 angemessen ist. Auf die 
Dokumentationspflicht gemäß § 77 zweiter Satz wird hin-
gewiesen. Waren mit allgemein auf dem Markt verfüg- 
baren Merkmalen sind Produkte, die nicht für die Bedürf- 
nisse des öffentlichen Auftraggebers adaptiert werden müs-
sen, sondern ohne weitere Anpassungen „off the shelf“ 
(„von der Stange“) bezogen werden können. Es handelt sich  
hierbei um seriengefertigte Produkte, die in großer Stück- 
zahl völlig gleichartig aufgebaut verkauft werden und bei 
denen keine Anpassungen an die Bedürfnisse des Indivi- 
dualkunden vorgenommen werden. Dies kann sowohl bei 
einfachen Waren (zB Toilettenpapier) wie auch bei kom- 
plexeren Waren (zB Softwareprodukte, die als Standard- 
produkt „in der Schachtel“ gekauft werden können) der Fall 
sein. Im Gegensatz dazu ist bei Bau- oder Dienstleistun-
gen im Regelfall – wenn auch vielleicht nur in einem sehr 
geringfügigen Ausmaß – eine Adaption an die Bedürfnisse 
des öffentlichen Auftraggebers erforderlich. Vor diesem Hin-
tergrund soll die Fristverkürzungsmöglichkeit nur für jenen  
Leistungstyp eingeräumt werden, der keinerlei Adaption 
erfordert und von der Stange oder aus dem Katalog bezogen 
werden kann.
Es ist zu beachten, dass eine Fristverkürzung auch in  
anderen besonders begründeten Fällen möglich ist. Eine  
Verkürzung ist somit etwa auch möglich, wenn es sich  
um Aufträge mit kleinen Auftragswerten handelt und das 
Zuwarten mit der vollen Frist mit Nachteilen aufgrund der 
Verzögerung verbunden wäre.

Zur Überschrift des 4. Abschnittes:
Zur Überschrift zum 4. Abschnitt des 3. Hauptstückes 
des 2. Teiles „Eignung der Unternehmer“ ist anzumerken, 
dass Eignung in der Überschrift als Oberbegriff über das 
Nicht-Vorliegen eines Ausschlussgrundes sowie das Vor- 
liegen der geforderten Befugnis, Zuverlässigkeit und  
Leistungsfähigkeit zu verstehen ist (vgl. auch den Hinweis 
auf die Eignung in § 2 Z 22 lit. c und auf geeignete Unter- 
nehmer in § 20 Abs. 1).

Zu § 78 (Ausschlussgründe):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden Art. 56 Abs. 1  
und Art. 57 Abs. 1 bis 5 der RL 2014/24/EU umgesetzt  
(vgl. dazu auch EG 100 bis 102 der RL 2014/24/EU).
Allgemein ist anzumerken, dass bei der Anwendung dieses 
Hauptstückes insbesondere auch die einschlägige Judika-
tur des EuGH (vgl. etwa Rs 27 bis 29/86, 31/87, C 103/88,  
C 272/91, C 76/81, C 71/92, C 389/92, C 5/97, C 176/98,  
C 94/99, C 213/07, C 538/07, C 74/09, C 465/11, C 358/12, 
C 470/13, C 387/14 und C 199/15) zu beachten ist. Ferner 
zu betonen ist, dass, wie der VfGH (VfSlg. 15.216/1998) 
festhielt, eine individuelle Beurteilung erforderlich ist, ob ein 
Ausschlussgrund verwirklicht ist. Die Verwendung von soge-
nannten „schwarzen Listen“ als pauschalen Nachweis ohne 
weitere Überprüfung im Einzelfall ist daher unzulässig.
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Abs. 1 enthält abschließend all jene nach der RL 2014/24/EU 
zulässigen Ausschlussgründe hinsichtlich der Eignung von 
am Vergabeverfahren beteiligten Unternehmern. Insofern 
präzisiert § 78 den gemäß § 20 Abs. 1 bestehenden Ver-
gabegrundsatz, wonach Aufträge über Leistungen (nur) an 
befugte, leistungsfähige und zuverlässige (somit: geeignete) 
Unternehmer zu vergeben sind.
Der Hinweis, dass ein Unternehmer bei Vorliegen der Aus-
schlussgründe grundsätzlich jederzeit von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren auszuschließen ist, bedeutet, dass der 
öffentliche Auftraggeber einen Unternehmer zu jedem Zeit-
punkt bzw. in jedem Stadium des Verfahrens ausschließen 
muss, wenn sich herausstellt, dass der Unternehmer einen 
der in Abs. 1 genannten Tatbestände erfüllt. Lediglich in 
den Sondersituationen der Abs. 3 bis 5 gilt diese Verpflich-
tung nicht. Diese in jedem Stadium des Vergabeverfahrens  
geltende Verpflichtung sagt jedoch nichts über den Zeit- 
punkt des Ausschlusses aus; insbesondere kann aufgrund 
der vorliegenden Bestimmung nicht davon ausgegangen 
werden, dass der öffentliche Auftraggeber verpflichtet ist, 
den Unternehmer unverzüglich nach Hervorkommen des 
Ausschlussgrundes vom Vergabeverfahren auszuschließen. 
Ferner ist auf die zeitliche Befristung der Anwendbarkeit  
der Ausschlussgründe (siehe § 83 Abs. 5) hinzuweisen.
Die Verurteilung gemäß Abs. 1 Z 1 hat bestimmte Straftat- 
bestände zu „betreffen“. Durch diese Wortwahl wird nicht nur 
die Verurteilung des Haupttäters, sondern auch die Verur- 
teilung des Beitrags- oder Bestimmungstäters (vgl. § 12 
StGB) erfasst. Zu beachten ist, dass der öffentliche Auf-
traggeber Kenntnis von einer einschlägigen rechtskräftigen 
Verurteilung haben muss, damit die Verpflichtung zum Aus-
schluss schlagend wird. Die RL (vgl. Art. 57 Abs. 1 Einleitung) 
und das Gesetz bürden damit dem öffentlichen Auftraggeber 
damit keine unumschränkte Nachforschungspflicht auf, ob 
eine derartige Verurteilung vorliegt oder nicht, der öffentliche 
Auftraggeber hat aber jedenfalls im Wege der verpflichtend 
 vorzuschreibenden Nachweise (vgl. § 82 Abs. 1 Z 1) zu prü-
fen, ob eine derartige Verurteilung besteht. Darüber hinaus 
kann dieser Ausschlussgrund auch dann schlagend werden, 
wenn der öffentliche Auftraggeber auf anderweitige Weise 
(etwa durch Medienberichte) von einer einschlägigen Ver- 
urteilung Kenntnis erlangt hat (wobei gegebenenfalls nach- 
zuforschen ist, ob diese Verurteilung schon rechtskräftig 
geworden ist).
Zu den Ausschlussgründen in Abs. 1 Z 2 und 3 ist auf die Neu-
regelung des Abs. 3 hinzuweisen, wonach von einem Aus- 
schluss gemäß diesen Bestimmungen abgesehen werden 
kann, wenn die Leistungsfähigkeit des Unternehmers für  
die Durchführung des Auftrages ausreicht.
Abs. 1 Z 4 enthält zwei verschiedene Ausschlussgründe: 
einerseits den Tatbestand, dass der Unternehmer mit ande-
ren Unternehmern für den öffentlichen Auftraggeber nachtei-
lige Abreden getroffen hat, die gegen die guten Sitten ver-
stoßen und andererseits den Tatbestand, dass mit anderen 
Unternehmern Abreden getroffen wurden, die auf eine Ver- 
zerrung des Wettbewerbes abzielen. Zu beachten ist, dass  
hinsichtlich des zweiten Tatbestandes (vgl. dazu auch den  
Wortlaut von Art. 57 Abs. 4 lit. d der RL 2014/24/EU) die 
„Abreden“ nicht notwendiger Weise auf eine Benachteiligung 
des öffentlichen Auftraggebers abzielen müssen. Sanktio-
niert werden soll vielmehr ein durch entsprechende Anhalts- 
punkte belegtes, allgemein verpöntes und im Kontext der 
öffentlichen Beschaffung besonders relevantes (negatives) 
Verhalten. Als hinreichender Grund für den Ausschluss ge- 
mäß Abs. 1 Z 4 wird jedenfalls eine Verurteilung nach  
§ 168b StGB (Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei  
Vergabeverfahren) in Betracht kommen. Es obliegt der Ein-

schätzung des Auftraggebers, ob die ihm zur Verfügung  
stehenden Informationen „hinreichend plausible Anhalts- 
punkte“ dafür darstellen, dass ein wettbewerbsverzerrendes 
Verhalten vorliegt. Zum Verständnis des Begriffes „nachtei-
lige Abreden“ ist insbesondere auf Art. 101 AEUV zu ver- 
weisen; er erfasst nicht bloß wettbewerbsverzerrende Ver-
einbarungen zwischen Unternehmen sondern auch wettbe- 
werbsverzerrende abgestimmte Verhaltensweisen von Unter- 
nehmen.
Zu Abs. 1 Z 5 ist festzuhalten, dass hinsichtlich schwerer  
Verfehlungen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit gemäß 
den unionsrechtlichen Vorgaben das Abfordern eines ent-
sprechenden Nachweises vom Unternehmer unzulässig  
wäre (vgl. diesbezüglich auch das Verbot der Selbstbe- 
zichtigung gemäß Art. 90 Abs. 2 B-VG). Die schwere Ver-
fehlung muss vielmehr vom öffentlichen Auftraggeber 
selbst auf geeignete Weise nachgewiesen werden. Wie 
der Nachweis der Verfehlung im Sinne von Abs. 1 Z 5 zu 
erfolgen hat, wird nicht explizit geregelt. Aus der syste-
matischen Interpretation mit den weiteren Ausschlusstat- 
beständen sowie den Regelungen des § 80 ergibt sich, 
dass das Gesetz an diesen Nachweis strenge Kriteri-
en bezüglich seiner Objektivierbarkeit legt. Der Nach-
weis muss daher objektiven Kriterien genügen und damit  
jenen Formen des Nachweises des Vorliegens eines Aus-
schlussgrundes gleichzuhalten sein, die in den anderen  
Tatbeständen des § 78 geregelt sind. Die Tatsache, dass  
der öffentliche Auftraggeber ein bestimmtes in einem  
früheren Auftragsverhältnis gesetztes Verhalten des  
Bewerbers, über dessen Bewertung er gerade mit dem 
Bewerber im Rechtsstreit liegt, als schwere Verfehlung  
wertet, stellt keinen objektiven Kriterien genügenden  
Nachweis dar. Die Umstände, auf die sich der Nachweis  
der schweren beruflichen Verfehlung durch den öffent- 
lichen Auftraggeber gründet, müssen wesentlich von objek-
tiven, nicht erst künftiger gerichtlicher Klärung unterliegen-
den Umständen abhängen. Abs. 1 Z 5 kann subsidiär vom 
öffentlichen Auftraggeber herangezogen werden, falls eine 
entsprechende Feststellung durch den öffentlichen Auftrag- 
geber im Zusammenhang mit einer gerichtlich strafbaren 
Handlung erfolgte (bei der zB keine Verurteilung erfolgte  
oder noch keine Verurteilung erfolgte oder bei der eine Ver- 
urteilung nicht mehr möglich ist).
Nach der Rechtsprechung des EuGH (vgl. dazu etwa  
Rs C-465/11, Forposta, C-470/13, Generali) umfasst der 
Begriff der „Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätig-
keit“ „jedes fehlerhafte Verhalten, das Einfluss auf die beruf- 
liche Glaubwürdigkeit des betreffenden Unternehmers hat“.  
Jedenfalls dazu zählen Verstöße gegen berufsethische 
Regelungen des Berufsstands, dem ein Unternehmer an- 
gehört, die durch das Disziplinarorgan dieses Berufs- 
stands oder durch eine rechtskräftige Gerichtsentschei- 
dung festgestellt wurden, jedoch kann auch die Nicherfüllung 
(früherer) vertraglicher Pflichten durch einen Unternehmer 
grundsätzlich als eine Verfehlung im Rahmen der beruflichen 
Tätigkeit qualifiziert werden. Abs. 1 Z 5 verlangt jedoch ferner, 
dass es sich um eine „schwere Verfehlung“ handeln muss: 
darunter ist ein Verhalten zu verstehen, das beim Unterneh-
mer auf Vorsatz oder auf eine Fahrlässigkeit von gewisser 
Schwere (somit um grobe Fahrlässigkeit) schließen lässt;  
ob dies vorliegt ist im Einzelfall zu beurteilen. So belegt eine 
nicht ordnungsgemäße,ungenaue oder mangelhafte Erfüllung 
eines früheren Vertrages (oder eines Vertragsteiles) unter 
Umständen eine geringe fachliche Qualifikation des Unter 
nehmers, doch stellt sie nicht automatisch auch eine schwere 
Verfehlung im Sinne der Z 5 dar (und rechtfertigt keinesfalls 
einen automatischen Ausschluss vom Vergabeverfahren).
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Abs. 1 Z 5 enthält eine zentrale Bestimmung für die Be- 
rücksichtigung arbeits-, sozial- und umweltrechtlicher Vor- 
schriften bei der Vergabe öffentlicher Aufträge. Bieter, die im 
Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung, 
insbesondere gegen Bestimmungen des Arbeits-, Sozial-  
und Umweltrechts, begangen haben, die vom öffentlichen 
Auftraggeber auf geeignete Weise nachgewiesen wurde, 
sind zwingend auszuschließen. Eine Verletzung zwingend 
einzuhaltender Bestimmungen kann daher mittelbar dazu 
führen, dass der betreffende Bieter nicht mehr berechtigt  
ist, am Vergabeverfahren teilzunehmen. So ist etwa gemäß  
§ 87 Abs. 1 Z 3 GewO die Gewerbeberechtigung zwingend  
zu entziehen, wenn „der Gewerbeinhaber infolge schwer- 
wiegender Verstöße gegen die im Zusammenhang mit dem 
betreffenden Gewerbe zu beachtenden Rechtsvorschriften 
und Schutzinteressen […] die für die Ausübung dieses Ge- 
werbes erforderliche Zuverlässigkeit nicht mehr besitzt.“ Als  
derartige Schutzinteressen sind gemäß § 87 Abs. 1 Schluss-
teil leg. cit. „insbesondere die Hintanhaltung der illegalen Be- 
schäftigung, der Kinderpornographie, des Suchtgiftkonsums, 
des Suchtgiftverkehrs, der illegalen Prostitution sowie der  
Diskriminierung von Personen aus dem Grund ihrer Rasse,  
ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, 
ihres religiösen Bekenntnisses oder einer Behinderung“ 
anzusehen. In Österreich stellen Verletzungen arbeits- und 
sozialrechtlicher Bestimmungen zumeist zwingendes Recht 
dar und sind in der Regel mit Verwaltungssanktionen bewehrt 
(vgl. zB: § 28 AZG, § 130 ASchG, § 21 BEinstG, § 22 AÜG, 
§ 160 ArbVG und § 30 KJBG). Die Übertretung dieser Vor-
schriften, die verwaltungsstrafrechtlich geahndet wird, stellt 
jedenfalls gleichzeitig auch eine Verletzung von Berufs-
pflichten und damit insbesondere eine Übertretung von zum 
Schutz der Arbeitnehmer erlassenen Regeln dar und kann 
somit auch zum Ausschluss von einem Vergabeverfahren 
führen.
Zu Abs. 1 Z 6 ist festzuhalten, dass ua. der Ausschluss bei 
Nicht-Erfüllung der Verpflichtung zur Zahlung der Sozialver- 
sicherungsbeiträge vorgesehen ist. Wann dies der Fall 
ist, wird der öffentliche Auftraggeber unter Beachtung der 
Umstände des Einzelfalles zu beurteilen haben (vgl. dazu 
auch EuGH Rs C 226/04 und C 228/04, La Cascina und 
Zilch). Wenn daher Sozialversicherungsbeiträge zB nicht 
sofort bezahlt wurden (etwa aus Versehen der Buchhaltung) 
 und der Unternehmer deshalb bereits gemahnt wurde, so 
wird der öffentliche Auftraggeber die Umstände des Falles 
näher prüfen müssen (ob dies ein Einzelfall war oder dies 
bereits häufig und systematisch passiert ist – vgl. dazu  
auch Prüfungsschema des § 83). Im Rahmen dieser Prüfung 
wird auch zu beachten sein, ob die Außenstände nur eine 
geringe Summe betreffen oder ob dies signifikante Beträge 
ausmacht (uU mit Gefahr für die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des Unternehmers, falls alle Außenstände zwangs-
weise eingetrieben werden). Hinzuweisen ist nunmehr  
auf die explizite Neuregelung in Abs. 4 Z 2, wonach von 
einem Ausschluss Abstand genommen werden kann, wenn 
nur geringe Rückstände bestehen.
Eine im Sinne des Abs. 1 Z 6 lit. a „rechtskräftige“ Ent- 
scheidung ist nach Art. 57 Abs. 2 zweiter UAbs. der  
RL 2014/24/EU eine „endgültige und verbindliche“ Ent-
scheidung; gemeint ist damit eine durch den Unternehmer 
nicht mehr anfechtbare Entscheidung eines Gerichtes oder 
einer Verwaltungsbehörde. Hat der öffentliche Auftraggeber  
keine Kenntnis von einer solchen rechtskräftigen Ent- 
scheidung (etwa bei Nichtentrichtung kommunaler Ab- 
gaben durch den Unternehmer), kann dieser auch nicht zu 
einem Ausschluss des Unternehmers verpflichtet sein (wobei 
der öffentliche Auftraggeber bei der Eruierung des Vor- 

liegens solcher rechtskräftiger Entscheidungen natürlich  
ein gewisses Maß an Sorgfalt zu deren Ermittlung an den  
Tag zu legen hat); Kenntnis kann etwa durch die Eigener- 
klärung bzw. durch den Zugriff auf einschlägige Daten- 
banken vermittelt werden.
Zu Abs. 1 Z 6 lit. b wird angemerkt, dass unter einer ande-
ren geeigneten Art des Nachweises etwa die Einholung 
eines Nachweises durch den öffentlichen Auftraggeber selbst 
(somit nicht Abverlangen vom Unternehmer) zu verstehen  
ist (zB Nachweis über nicht entrichtete kommunale Ge- 
bühren). Mit dieser Bestimmung soll Art. 57 Abs. 2 zweiter  
UAbs. der RL 2014/24/EU umgesetzt werden.
Durch Abs. 1 Z 8 soll impliziert werden, dass durch andere  
Maßnahmen des öffentlichen Auftraggebers bzw. des 
Unternehmers die Wettbewerbsverzerrung nicht hintan- 
gehalten werden kann; der Ausschluss stellt somit die  
ultima ratio dar.
Zu Abs. 1 Z 9 wird auf Art. 57 Abs. 4 lit. g der RL 2014/24/EU  
verwiesen, wo ebenfalls allgemeinen auf „einen“ früheren 
Auftrag bzw. „einen“ früheren Konzessionsvertrag Bezug 
genommen wird. Daraus ist zu schließen, dass dieser  
frühere Auftrag bzw. Konzessionsvertrag auch ein solcher  
eines anderen öffentlichen Auftraggebers oder eines  
Sektorenauftraggebers sein kann; die RL 2014/24/EU  
nimmt hier keine Differenzierung vor. Darüber hinaus wird  
auf EG 101 der RL 2014/24/EU verwiesen, welcher erheb- 
liche Mängel näher beschreibt: „[…] Es sollte ihnen auch 
möglich sein, Bewerber oder Bieter auszuschließen, deren 
Leistung bei früheren öffentlichen Aufträgen im Hinblick 
auf wesentliche Anforderungen erhebliche Mängel auf-
wies, zum Beispiel Lieferungsausfall oder Leistungsausfall, 
erhebliche Defizite der gelieferten Waren oder Dienstleis-
tungen, die sie für den beabsichtigten Zweck unbrauch-
bar machen, oder Fehlverhalten, das ernste Zweifel 
an der Zuverlässigkeit des Wirtschaftsteilnehmers auf- 
kommen lässt. […]“ In diesem Zusammenhang ist fer-
ner zu betonen, dass der in der RL verwendete Begriff  
der „erheblichen oder dauerhaften Mängel“ (englisch  
„significant or persistent deficiencies“, französisch „des  
défaillances importantes ou persistantes“, italienisch  
„significative o persistenti carenze“, niederländisch  
„aanzienlijke of voortdurende tekortkomingen“) unionsrecht-
lich auszulegen ist (ein Rückgriff auf das österreichspe- 
zifische zivilrechtliche Verständnis – vgl. dazu etwa  
§ 932 ABGB – ist daher nicht zulässig). Die Bezugnahme  
auf „Schadenersatz“ schließt sowohl Fälle ein in denen  
ein Unternehmer zur Zahlung von Schadenersatz verur-
teilt wurde wie auch Fälle in denen der Unternehmer einen  
pauschalierten Schadenersatz, zB auf der Grundlage von 
Vertragsstrafen, zu leisten hatte. In beiden Fällen ist freilich 
weiters (kumulativ) erforderlich, dass der Schadenersatz  
aufgrund der Verletzung von „wesentlichen Anforderungen“ 
im Rahmen des früheren Auftrags- oder Konzessionsver-
hältnisses zu leisten war. Ob diese Voraussetzung erfüllt ist,  
ist aufgrund der konkreten Festlegungen im bezughabenden 
Vertrag zu klären. So wäre etwa die Zahlung einer Pönale 
in einem früheren Auftragsverhältnis wegen einer gering- 
fügigen zeitlichen Verzögerung der Leistungserbringung 
im Kontext der Z 9 irrelevant außer die genaue Einhaltung 
des Leistungszeitpunktes stellte eine wesentliche Anfor-
derung (Bedingung) dieses Auftragsverhältnisses dar (zB 
Aufbau von Zelten für das Finale der Fußball WM). Alter-
nativ dazu können auch „andere vergleichbare Sanktionen“ 
(„other comparable sanctions“, „autre sanction comparable“)  
die aufgrund erheblicher oder dauerhafter Mängel bei  
der Leistungserbringung im Rahmen früherer Auftrags- 
oder Konzessionsverhältnisse zum Ausschluss führen. Die 
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dadurch angesprochenen „Sanktionen“ müssen einerseits 
in ihrer Schwere und Bedeutung der Vertragsauflösung  
bzw. Leistung von Schadenersatz vergleichbar sein und 
andererseits muss es sich um definitiv beschlossene (bzw. 
verhängte) Konsequenzen (arg. „Sanktionen“) seitens der 
früheren Auftraggeber handeln.
Wie sich aus EG 101 erschließen lässt, zielt Z 9 darauf  
ab, dass ein öffentlicher Auftraggeber nicht gezwungen  
sein soll, einen Unternehmer im Vergabeverfahren zu ak- 
zeptieren, der im Rahmen von vorhergehenden Auftrags- 
oder Konzessionsverhältnissen wesentliche Verpflichtungen 
im Rahmen der Leistungserbringung schuldhaft verletzt 
hat. Ist daher die Frage der rechtmäßigen Beendigung des  
früheren Vertragsverhältnisses oder ein Schadenersatz- 
prozess zur Klärung der Schuldfrage gerichtsanhängig, so 
können derartige anhängige Prozesse für die Anwendung  
der Z 9 nicht herangezogen werden.
Wie der EuGH in der Rs C 387/14, Esaprojekt, festgehalten 
hat, ist es für den Ausschlussgrund der Z 10 ausreichend, 
wenn dem Unternehmer „eine Fahrlässigkeit einer gewis-
sen Schwere vorgeworfen werden kann, dh eine Fahrlässig-
keit, die geeignet ist, einen bestimmenden Einfluss auf die 
Entscheidungen über einen Ausschluss, die Auswahl oder 
die Vergabe eines öffentlichen Auftrags zu haben“ (Rz 71). 
Ein vorsätzliches Verhalten ist somit nicht gefordert und es 
ist daher der öffentliche Auftraggeber auch nicht verpflich-
tet, den Nachweis zu erbringen, dass der Unternehmer, der  
falsche Auskünfte erteilt hat, vorsätzlich gehandelt hat, um  
ihn gemäß Z 10 vom Vergabeverfahren auszuschließen. 
Hinzuweisen ist jedoch darauf, dass sich der nunmehri-
ge Wortlaut der deutschen Sprachfassung der RL und der 
Z 10 von jenem der Vorgängerbestimmung unterscheidet:  
während Art. 45 Abs. 2 lit. g der RL 2004/18/EG darauf 
abstellte, dass sich der Unternehmer „in erheblichem Maße 
falscher Erklärungen schuldig gemacht [hat]“, stellt Art. 57 
Abs. 4 lit. h der RL 2014/24/EU darauf ab, dass sich der 
Unternehmer „einer schwerwiegenden Täuschung schul-
dig gemacht hat“. Andere Sprachfassungen (vgl. englisch  
„serious misrepresentation“, französisch „fausse déclara- 
tion“) stellen – wie auch schon ihre Vorgängerfassungen 
der RL 2004/18/EG – unverändert auf „falsche Erklärungen“ 
ab. Die zum Nachweis der Eignung geforderten Nachweise  
bzw. Bescheinigungen gemäß Abs. 1 Z 10 können zB tat-
sächliche Dokumente oder die Eigenerklärung sein. Hinsicht-
lich des Verhältnisses dieser Bestimmung zu § 141 Abs. 2 
soll klargestellt werden, dass Abs. 1 Z 10 den obligatorischen 
Ausschluss bei Vergehen im Zusammenhang mit der Eig-
nung bzw. die nicht oder nicht fristgerechte Vorlage, Vervoll- 
ständigung bzw. Erläuterung von bestimmten Eignungs- 
nachweisen gemäß § 80 Abs. 3 betrifft. Demgegenüber betrifft  
§ 141 Abs. 2 die Unterlassung von Aufklärungen anderer  
Art.
Argumentum a minori ad maius soll über den Wortlaut von 
Art. 57 Abs. 4 lit. i der RL 2014/24/EU hinaus nicht nur der 
Versuch der Übermittlung fahrlässig irreführender Infor- 
mationen an den öffentlichen Auftraggeber, sondern auch  
die tatsächliche Übermittlung solcher Informationen zum 
Ausschluss aus dem Vergabeverfahren (Abs. 1 Z 11 lit. c) 
führen. Gleiches soll selbstverständlich auch für Abs. 1 Z 11 
lit. a und b gelten, wobei hier jedoch der Versuch der häufi-
gere Fall sein wird.
Abs. 3 und 4 sind im Kontext des Abs. 2 nicht relevant, da sie 
sich auf andere Tatbestände von Abs. 1 beziehen; aus die-
sem Grund ist eine Klarstellung des Verhältnisses zu diesen 
Absätzen (im Gegensatz zu Abs. 5) nicht notwendig.
Was als Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan anzu- 
sehen ist und wer im Unternehmen Vertretungs-, Entschei-

dungs- oder Kontrollbefugnisse hat, ergibt sich aus der je- 
weiligen Organisationsform des Unternehmens; dem öffent- 
lichen Auftraggeber soll jedoch damit nicht aufgetragen  
werden, im Einzelfall prüfen zu müssen, wer in einem Unter-
nehmen faktisch bestimmte Befugnisse hat; vielmehr ist  
eine typisierende Betrachtung vorzunehmen.
Zum Absehen vom Ausschluss bei Vorliegen der Aus- 
schlussgründe wird auf die Erläuterungen zu § 83 Abs. 2 und 
3 verwiesen.
Aus Abs. 2 ergibt sich e contrario, dass bei den Tatbestän-
den des Abs. 1 Z 2, 3 und 6 nur der Verstoß durch das 
Unternehmen selbst für die Beurteilung des Vorliegens von  
Ausschlussgründen relevant ist.
Abs. 4 Z 1 zufolge kann – im Kontext der Nichtzahlung 
von Steuern und Abgaben – trotz des Aufscheinens eines  
vollstreckbaren Rückstandes in der Rückstandsbe- 
scheinigung gemäß § 229 BAO vom Ausschluss des Unter-
nehmers Abstand genommen werden, wenn dieser eine ent-
sprechende Entrichtung der Abgabenschuldigkeiten nach-
weist oder eine Vereinbarung im Hinblick auf die Entrichtung 
eingegangen ist. Im Bereich der Steuern und Abgaben ist  
für Rückstände in Österreich diese Voraussetzung erfüllt, 
wenn eine bescheidmäßige Bewilligung eines Zahlungs- 
erleichterungsansuchens gem. § 212 BAO vorliegt. Die  
Zahlungserleichterung kann entweder darin bestehen,  
dass der Zeitpunkt der Entrichtung der Abgaben hinaus- 
geschoben (Stundung) oder die Entrichtung in Raten ge- 
nehmigt wird.
Im Falle des Abs. 4 Z 2 ist eine Einzelfallbetrachtung ge- 
boten. Die Beurteilung, ob „geringfügige“ Rückstände be- 
stehen, ist insbesondere anhand folgender Kriterien zu  
beurteilen:
1)	 handelt es sich um einen Ausstand in einem laufenden  

oder soeben erst beendeten Berechnungszeitraum  
(zB Quartal),

2)	 wann entstand der Rückstand und
3)	 handelt es sich um eine signifikante Rückstandshöhe  

im Vergleich zum konkret betroffenen Unternehmen  
(Beurteilung etwa anhand eines Vergleiches des Rück-
standes im Verhältnis zu Umsatz des Unternehmens).

Der Ausschluss wäre gemäß Abs. 4 Z 3 etwa dann aus 
anderen Gründen offensichtlich unverhältnismäßig, wenn 
der Unternehmer zwar Steuern, Abgaben oder Sozialver- 
sicherungsbeiträgen nicht entrichtet hat, aber über den  
Ausstand bzw. die Höhe des Ausstandes so spät infor-
miert wurde, dass er keine Möglichkeit hatte, die in Z 1 
erwähnten Maßnahmen rechtzeitig (vgl. dazu § 79) zu  
setzen. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung ge- 
mäß Abs. 4 Z 3 ist – bezogen auf das österreichische  
Abgabenverfahrensrecht – zu beachten, dass Abgaben 
entweder selbst zu berechnen und spätestens zu einem 
bestimmten Fälligkeitstag zu entrichten sind oder diese fest-
gesetzt werden und den Steuerpflichtigen ab Zustellung  
des Bescheides eine Zahlungsfrist von einem Monat ein- 
geräumt ist.
Zu der in Abs. 5 generell vorgesehenen Möglichkeit, von  
einem Ausschluss Abstand zu nehmen, wird auf die ent-
sprechende Bestimmung in Art. 57 Abs. 3 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU verwiesen, wo als beispielhafte Gründe 
für das Absehen vom Ausschluss die öffentliche Gesund-
heit und der Umweltschutz genannt sind. Als Ausnahmebe- 
stimmung ist Abs. 5 eng auszulegen. An die Beurteilung, 
wann ein zwingender Grund des Allgemeininteresses anzu-
nehmen ist, ist ein hoher Maßstab anzulegen. Als Beispiel 
kann folgende Situation genannt werden: Der öffentliche  
Auftraggeber muss dringend eine bestimmte Menge an  
Impfstoff beschaffen, der Impfstoff ist jedoch in aus- 
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reichender Menge nur bei einem Unternehmer lagernd, der 
wegen Bestechung verurteilt wurde.

Zu § 79 (Zeitpunkt des Vorliegens der Eignung):
§ 79 enthält differenzierende Regelungen, zu welchem Zeit-
punkt die Eignung bei den verschiedenen Verfahren vorlie-
gen muss. Durch die Formulierung „muss […] spätestens 
[…] vorliegen“ wird verdeutlicht, dass ab dem in Z 1 bis 10 
genannten Zeitpunkt die Befugnis, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit vorliegen muss und in der Folge nicht mehr 
verloren gehen darf. Abweichend davon sind beim dyna- 
mischen Beschaffungssystem und der Rahmenverein- 
barung zwei Zeitpunkte genannt, welche zwei Zeitspannen 
eröffnen, in welchen die Eignung nicht verloren gehen darf; 
aufgrund der potentiell langen Laufzeit von Rahmenver- 
einbarungen und der potentiell unbeschränkten Laufzeit  
von dynamischen Beschaffungssystemen soll aber in der  
Zeit zwischen diesen Zeitspannen ein temporärer Verlust der 
Eignung nicht zu einem Ausschluss führen.
Darüber hinaus enthält der Einleitungssatz des § 79 keine  
Verpflichtung des öffentlichen Auftraggebers zu einer ständi-
gen Überprüfung, ob nach den in den Z 1 bis 10 genannten 
Zeitpunkten die Eignung seitens des Unternehmers noch vor- 
liegt oder nicht. Nur sofern konkrete Anhaltspunkte für den 
Verlust eines Eignungselementes bestehen, ist der öffent-
liche Auftraggeber gehalten, das Bestehen der Eignung zu 
verifizieren.
In den Z 4 und 5 bedeutet „grundsätzlich“, dass die Eig-
nung bezogen auf jenen Leistungsgegenstand vorliegen 
muss, soweit er zum Zeitpunkt der Z 4 bzw. 5 bekannt war;  
damit wird den im Verhandlungsverfahren typischen Ände-
rungen des Leistungsgegenstandes bei der Verpflichtung 
zum Nachweis Rechnung getragen.
Hinsichtlich der elektronischen Auktion ist darauf hinzuweisen, 
dass einschlägige Regelungen entbehrlich sind. Da die elek- 
tronische Auktion lediglich einen Verfahrensabschnitt  
darstellt, bestimmt sich der Zeitpunkt des Vorliegens der  
Eignung nach den Regelungen für das Verfahren, das vor 
Durchführung der Auktion abgewickelt wurde. Die Rege-
lung betreffend die Direktvergabe findet sich in § 46 Abs. 3,  
jene betreffend die Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung in § 47 Abs. 6.

Zu § 80 (Eigenerklärung, Verlangen  
der Nachweise durch den öffentlichen Auftraggeber):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden die Art. 19 Abs. 
2, 56 Abs. 3, ein Teil von Art. 58 Abs. 1 sowie die Art. 59 
und 61 der RL 2014/24/EU umgesetzt. Daneben wird die 
Möglichkeit der Aufschiebung der Umsetzung, welche mit  
Art. 90 Abs. 4 und 5 der RL 2014/24/EU eröffnet wird, 
in Anspruch genommen (vgl. § 376 Abs. 2 zu den  
Abs. 6 und 7 der vorliegenden Bestimmung).
§ 80 enthält die Grundsatzbestimmung für das Festlegen  
der Nachweise durch den öffentlichen Auftraggeber. Die 
festgelegten Eignungsnachweise sollen in der Bekannt- 
machung (§ 50 Abs. 3) oder in den Ausschreibungsunter- 
lagen (§ 91 Abs. 3) enthalten sein. Der Zeitpunkt der  
Eignung (§ 79) bleibt von der vorliegenden Bestimmung  
aber unberührt.
Grundsätzlich entscheidet der öffentliche Auftraggeber,  
welche Nachweismittel vom Unternehmer für die Eignung 
vorzulegen sind. Es ist nicht Inhalt des Gesetzes, öffent-
liche Auftraggeber in ihrer Befugnis zu beschneiden, da- 
rüber zu entscheiden, welcher Standard der wirtschaft- 
lichen, finanziellen oder technischen Leistungsfähigkeit für 
die Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen erforderlich 
ist; vielmehr soll bestimmt werden, mit welchen Nachwei-

sen oder Beweismitteln die finanzielle, wirtschaftliche oder  
technische Leistungsfähigkeit dargetan werden kann.  
Abs. 1 erster Satz stellt in diesem Zusammenhang eine  
Konkretisierung des allgemeinen Verhältnismäßigkeits- 
grundsatzes dar. Bei kleineren Auftragswerten ist es daher 
selbstverständlich nicht geboten, aufwendige Nachweis- 
mittel für die Eignung anführen zu müssen. Abs. 1 erster 
Satz impliziert, dass der öffentliche Auftraggeber jedenfalls 
alle ihm erforderlich erscheinenden Nachweise, die im Zu- 
sammenhang mit dem konkreten Auftrag stehen, zur  
Beurteilung der Leistungsfähigkeit eines Unternehmers 
festlegen darf; damit sind sowohl Nachweise im Sinne 
von inhaltlichen Anforderungen als auch die tatsächlichen  
Nachweisunterlagen gemeint. Nachweise, die in keinem 
Zusammenhang mit dem Auftrag stehen, darf der Auftrag- 
geber vom Unternehmer allerdings nicht als Eignungsnach-
weise festlegen.
Sämtliche vorgesehenen Nachweise können grundsätz- 
lich kumulativ verlangt werden. Die Vertraulichkeit übermit-
telter Unterlagen und deren Schutz ergeben sich bereits aus  
§ 27 Abs. 1 und 2.
Hinsichtlich der Frage, wie aktuell die vom Unternehmer  
vorzulegenden Nachweise sein müssen, obliegt die Ent- 
scheidung grundsätzlich dem öffentlichen Auftraggeber,  
wobei die nachfolgenden Paragraphen diese Gestaltungs-
freiheit teilweise wieder einschränken (vgl. etwa zur „letzt- 
gültigen“ Kontobestätigung § 82 Abs. 2 Z 4).
Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist zu den Nachweisen, die 
vom öffentlichen Auftraggeber festgelegt werden können, zu 
bemerken, dass bei diesen eine eigenständige Datenermitt-
lung durch den öffentlichen Auftraggeber weitgehend hin- 
fällig ist. Die Zurverfügungstellung entsprechender Daten 
durch die Bewerber oder Bieter selbst ist hingegen aus 
datenschutzrechtlicher Sicht unbedenklich.
Die im Zuge des Vergabeverfahrens vorzulegenden Nach-
weise können – je nach der gewählten bzw. durch Gesetz 
vorgeschriebenen Art der Kommunikation im entsprechen-
den Vergabeverfahren – entweder in Papierform oder aber  
auch in elektronischer Form (unter Beachtung der entspre-
chenden Erfordernisse wie zB in Bezug auf Echtheit und 
Richtigkeit) vorgelegt werden. Die Formulierung des § 80 
wurde bewusst insofern neutral gewählt als nicht auf die 
Papierform der Nachweise Bezug genommen wurde.
Durch den Verweis auf die §§ 81 bis 87 in Abs. 1 soll klar-
gestellt werden, dass andere Nachweise als die in diesen 
Bestimmungen (und den dazugehörigen Anhängen) ge- 
nannten nicht vom Unternehmer verlangt werden dürfen;  
das gilt auch für weiter gehende inhaltliche Anforde- 
rungen (vgl. Art. 58 Abs. 1 zweiter UAbs. erster Satz der  
RL 2014/24/EU).
Die zusätzliche Verpflichtung zur Berücksichtigung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes, wie in Abs. 1 zweiter Satz 
festgelegt („sachlich gerechtfertigt“), ergibt sich aus der auch 
hier zu beachtenden Grundregel des vorangehenden Satzes. 
Auch hier dürfen keine „zusätzlichen“, über die zulässigen 
Nachweise hinausgehenden Nachweise von der Arbeits- 
oder Bietergemeinschaft abverlangt werden. Vielmehr sind 
mit den „besonderen“ Festlegungen solche Festlegungen 
angesprochen, die von jenen für Unternehmer abweichen, 
die nicht im Rahmen einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft 
ein Angebot legen.
Anstelle der sofortigen Vorlage von Nachweisen kann  
der Bewerber oder Bieter seine Eignung sowie gegebenen- 
falls die Erfüllung der Auswahlkriterien nunmehr auch  
durch die Vorlage einer Einheitlichen Europäischen Eigen-
erklärung (EEE) gemäß der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/7 zur Einführung des Standardformulars für die  
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Einheitliche Europäische Eigenerklärung, ABl. L Nr. 3 vom 
06.01.2016 S. 16, belegen. Die EEE ist ein elektronisches 
Dokument, welches die grenzüberschreitende Teilnahme 
von Unternehmern erleichtern soll, da das Dokument in allen  
Amtssprachen der Union verfügbar ist. EG 84 der  
RL 2014/24/EU führt dazu aus: „Nach Auffassung vieler Wirt-
schaftsteilnehmer – und nicht zuletzt der KMU – ist eines 
der Haupthindernisse für ihre Beteiligung an öffentlichen  
Vergabeverfahren der Verwaltungsaufwand im Zusammen-
hang mit der Beibringung einer Vielzahl von Bescheinigun-
gen oder anderen Dokumenten, die die Ausschluss- und 
Eignungskriterien betreffen. Eine Beschränkung der ent-
sprechenden Anforderungen, beispielsweise durch die 
Verwendung einer Einheitlichen Europäischen Eigener- 
klärung, die aus einer aktualisierten Eigenerklärung besteht, 
könnte eine erhebliche Vereinfachung zum Nutzen sowohl 
der öffentlichen Auftraggeber als auch der Wirtschafts- 
teilnehmer bedeuten. Der Bieter, dem der Zuschlag erteilt 
werden soll, sollte jedoch die relevanten Nachweise vor- 
legen müssen; öffentliche Auftraggeber sollten keine Ver-
träge mit Bietern schließen, die dazu nicht in der Lage 
sind. Öffentliche Auftraggeber sollten auch berechtigt sein, 
jederzeit sämtliche oder einen Teil der unterstützenden 
Unterlagen zu verlangen, wenn dies ihrer Ansicht nach zur 
angemessenen Durchführung des Verfahrens erforderlich  
ist. Insbesondere könnte dies der Fall sein bei zwei- 
stufigen Verfahren – nichtoffenen Verfahren, Verhandlungs- 
verfahren, wettbewerblichen Dialogen und Innovations- 
partnerschaften –, bei denen die öffentlichen Auftraggeber 
von der Möglichkeit Gebrauch machen, die Anzahl der zur 
Einreichung eines Angebots aufgeforderten Bewerber zu 
begrenzen. Zu verlangen, dass unterstützende Unterlagen 
zum Zeitpunkt der Auswahl der einzuladenden Bewerber  
vorgelegt werden, ließe sich damit begründen, zu vermei-
den, dass öffentliche Auftraggeber Bewerber einladen, die 
sich später in der Vergabestufe als unfähig erweisen, die 
zusätzlichen Unterlagen einzureichen, und damit geeigneten  
Bewerbern die Möglichkeit der Teilnahme nehmen. Es sollte  
ausdrücklich angegeben werden, dass die Einheitliche  
Europäische Eigenerklärung auch die relevanten Informa- 
tionen hinsichtlich der Unternehmen, deren Kapazitäten ein 
Wirtschaftsteilnehmer in Anspruch nimmt, enthalten soll-
te, so dass die Überprüfung der Informationen über diese 
Unternehmen zusammen mit der Überprüfung bezüglich  
des Hauptwirtschaftsteilnehmers und unter den gleichen  
Voraussetzungen durchgeführt werden kann.“
Die EEE kann unter Verwendung der Website der Kom-
mission https://ec.europa.eu/tools/espd erstellt bzw. ausge- 
füllt werden; daneben können etwa Kommunikations- 
plattformen oder sonstige Anbieter eigene Versionen zum 
Ausfüllen einer EEE anbieten.
Aus Abs. 2 erster Satz folgt bereits, dass der öffentliche  
Auftraggeber die EEE akzeptieren muss. Diese kann je 
nach den Festlegungen des öffentlichen Auftraggebers zur  
Kommunikation entweder in Papierform oder elektronisch 
vorgelegt werden (wobei im Oberschwellenbereich ab  
18. Oktober 2018 die elektronische Kommunikation ver- 
pflichtend wird, was sich auch auf die EEE erstreckt). Die 
Verwendung der EEE ist ein Recht des Unternehmers, nicht 
aber eine Verpflichtung. Jeder Bewerber oder Bieter kann 
stattdessen auch gleich die geforderten Nachweise – ge- 
gebenenfalls auch mittels eines Katasterdienstes (vgl.  
Abs. 5) – vorlegen. Der öffentliche Auftraggeber ist nicht  
verpflichtet, die EEE den Ausschreibungsunterlagen bei- 
zulegen; falls er dies dennoch tut, so ist die EEE als Bestand-
teil der Ausschreibungsunterlagen elektronisch zur Ver-
fügung zu stellen.

Der zweite und dritte Satz von Abs. 2 erfasst für den  
Unterschwellenbereich die bereits bestehende öster- 
reichische Eigenerklärung. Eine Eigenerklärung muss sich 
gemäß dem Wortlaut des Abs. 2 zweiter Satz konkret auf  
die vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Eignungs- 
kriterien beziehen (arg. „[…] die vom öffentlichen Auftrag-
geber verlangten Eignungskriterien erfüllt und die festge- 
legten Nachweise […]“). Die Eigenerklärung muss sich daher  
auf ein konkretes Vergabeverfahren eines bestimmten öffent-
lichen Auftraggebers beziehen. Eine in keiner Weise sub- 
stantiierte Erklärung, „geeignet“ zu sein, ist als unzureichend 
anzusehen. Ausdrücklich festgehalten wird im dritten Satz 
des Abs. 2, dass der Unternehmer die Befugnisse, über die er 
konkret verfügt, anzugeben hat; die bloße Erklärung, „befugt“ 
zu sein, ist daher keinesfalls ausreichend. Schließlich muss 
der Bewerber oder Bieter in der Lage sein, die Nachweise 
im Laufe des Vergabeverfahrens ohne unnötigen Verzug  
vorzulegen, falls der öffentliche Auftraggeber den Unter- 
nehmer dazu auffordert, und er muss eben dies in der Eigen-
erklärung bestätigen. Gemäß den Vorgaben des Abs. 2  
zweiter und dritter Satz wäre daher beispielsweise folgende  
Erklärung ausreichend: „Ich, ... [Name des Unternehmens], 
erkläre hiermit, dass ich die vom öffentlichen Auftrag- 
geber … [Name des öffentlichen Auftraggebers] in der Aus- 
schreibung AZ … verlangten Eignungskriterien erfülle und  
die darin festgelegten Nachweise auf Aufforderung unverzüg-
lich beibringen kann. Ich verfüge über folgende Befugnis(se): 
1) …, 2) …“.
Das Gesetz enthält keine ausdrücklichen Regelungen für  
den Fall, dass sich eine EEE oder eine Eigenerklärung 
nachträglich als unrichtig herausstellt. Hinzuweisen ist zum 
einen auf mögliche zivilrechtliche Konsequenzen sowie zum 
anderen darauf, dass eine falsche EEE bzw. Eigenerklärung 
sowohl den Tatbestand des § 78 Abs. 1 Z 10 erfüllen kann  
als auch – nach den Umständen des Einzelfalles – als  
schwere Verfehlung im Sinne des § 78 Abs. 1 Z 5 ange- 
sehen werden kann. Stellt sich daher noch während eines 
laufenden Vergabeverfahrens heraus, dass die von einem 
Unternehmer vorgelegte EEE bzw. Eigenerklärung (gänzlich 
oder teilweise) unrichtig ist, so führt dies zum Ausschluss  
des Unternehmers vom Vergabeverfahren, sofern nicht aus 
zwingenden Gründen des Allgemeininteresses auf dessen  
Beteiligung ausnahmsweise nicht verzichtet werden kann 
(vgl. dazu § 78 Abs. 5). Stellt sich erst nach Abschluss 
des Vergabeverfahrens heraus, dass die vom Zuschlags-
empfänger vorgelegte EEE bzw. Eigenerklärung (gänz-
lich oder teilweise) unrichtig war, so berechtigt dies den 
öffentlichen Auftraggeber zur Anfechtung des Vertrages 
gemäß § 871 ABGB, denn in diesem Fall hat der Unter-
nehmer seine im BVergG 2018 normierten Aufklärungs-
pflichten verletzt (vgl. dazu § 871 Abs. 2 ABGB). Stellt 
sich in diesem Zusammenhang etwa heraus, dass die 
Abwicklung des Auftrages einen Verstoß gegen § 373a  
Abs. 1 GewO 1994 darstellen würde, so besteht sogar  
eine gewerberechtliche Verpflichtung des öffentlichen  
Auftraggebers zur Anfechtung des Vertrages, da der öffent-
liche Auftraggeber ansonsten eine Verwaltungsübertretung 
gemäß § 367 Z 54 GewO 1994 begehen würde.
Zur Klarstellung wird zu Abs. 2 festgehalten, dass im Ober-
schwellenbereich die Vorlage der EEE oder der Nach- 
weise zulässig ist; im Unterschwellenbereich kann der Unter- 
nehmer die EEE oder die Eigenerklärung oder aber die  
Nachweise beibringen. Der Verweis auf einen Kataster- 
dienst und eine gebührenfreie Datenbank ist natürlich immer 
möglich und als Beibringung der Nachweise durch den Unter- 
nehmer zu verstehen (vgl. dazu das Erkenntnis des VwGH 
vom 12. September 2016, Ra 2015/04/0081).
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Die Dauer der vom öffentlichen Auftraggeber gemäß  
Abs. 3 festzusetzenden Frist zur Vervollständigung oder 
Erläuterung der Unterlagen oder Bescheinigungen hat sich 
etwa daran zu orientieren, ob bestimmte zusätzliche Unter- 
lagen leicht beigeschafft werden können oder ob die Er- 
läuterungen komplexer oder simpler Natur sind. Die Frist  
darf jedenfalls nicht so kurz bemessen werden, dass eine 
Reaktion des Unternehmers nicht oder nur unter äußersten 
Anstrengungen möglich ist (vgl. dazu auch die allgemeine 
Bestimmung betreffend die Festlegung von Fristen in § 68).  
Es kann aber auch eine durchaus kurze Frist als ange- 
messen angesehen werden. Aus einem systematischen Ver-
gleich mit anderen Fristenregelungen des Gesetzes (vgl.  
etwa § 69, der für die Übermittlung bzw. Zur-Verfügung- 
Stellung zusätzlicher Auskünfte eine Frist von maximal sechs 
bzw. vier Tagen vorsieht) folgt, dass der öffentliche Auf- 
traggeber nicht gezwungen ist, längere Zeit zuzuwarten, 
bis der Unternehmer die geforderten Nachweise beischafft. 
Abhängig von der Art des durchgeführten Vergabeverfahrens 
kann somit auch eine sehr kurze Frist (etwa ein Tag) ange-
messen sein.
Die Entscheidung, ob und gegebenenfalls welche Nach- 
weise verlangt werden, liegt – insbesondere auch bei  
größeren Aufträgen im Unterschwellenbereich – grundsätzlich  
in der Verantwortung der vergebenden Stelle. Es können  
mittels interner Anweisungen (zB per Erlass) auch generell 
niedrigere Schwellenwerte festgelegt werden, ab deren Er- 
reichen jedenfalls die Vorlage der entsprechenden Nach- 
weise vom Zuschlagsempfänger bzw. den Parteien der  
Rahmenvereinbarung zu verlangen sind. Die Regelung des 
Abs. 3 ist von dem Grundsatz getragen, dass der öffentliche 
Auftraggeber darüber bestimmt, welche Nachweise (etwa  
nur hinsichtlich einzelner Eignungsbestandteile wie der  
Zuverlässigkeit oder der technischen Leistungsfähigkeit)  
von welchen Unternehmern er vorgelegt bekommen möchte.  
Dies ermöglicht es dem öffentlichen Auftraggeber, auf  
seine unterschiedlichen Informationsbedürfnisse hinsicht-
lich einzelner Bewerber oder Bieter individuell reagieren zu 
können. Sofern daher bei bestimmten Unternehmern kein 
Informationsbedürfnis des öffentlichen Auftraggebers be- 
steht (etwa weil der öffentliche Auftraggeber zu diesen ständige 
Geschäftsbeziehungen pflegt und deswegen die Nach- 
weise beim öffentlichen Auftraggeber in der von ihm fest- 
gelegten Qualität bereits verfügbar sind), ist die Vorlage der 
Nachweise (außer im Fall des Zuschlagsempfängers im 
Oberschwellenbereich) nicht erforderlich. Handelt es sich 
aber um einen dem öffentlichen Auftraggeber unbekannten 
Unternehmer, so folgt bereits aus den allgemeinen Grund-
sätzen, dass sich der öffentliche Auftraggeber nicht mit  
der bloßen Eigenerklärung begnügen darf. Unterschiede  
können sich auch aus der Plausibilität der Eigenerklärung 
oder daraus resultieren, dass ein öffentlicher Auftraggeber 
die Eignung eines bestimmten Unternehmers aus Anlass 
eines anderen Vergabeverfahrens erst vor kurzem geprüft 
hat.
Zum anderen ergibt aus Abs. 3, dass die Unternehmer,  
von denen die Vorlage der Nachweise verlangt wird, iden-
tifiziert sein müssen, da sie nur dann „bestimmt“ sind. Dies 
hat zur Folge, dass Nachweise grundsätzlich nicht mehr  
zwingend zu Beginn, sondern – je nach Verfahrensart – auch 
im späteren Verlauf des Verfahrens verlangt und vorgelegt 
werden können bzw. müssen (nach Festlegung durch den 
öffentlichen Auftraggeber). Hierbei wird je nach Verfahrensart 
zu differenzieren sein:

�� 	 Beim offenen Verfahren ist es unzulässig, vorab be-
reits von allen Bietern die Vorlage von Nachweisen zu 
verlangen (da diese zu diesem Zeitpunkt noch nicht  

bestimmt sind); der öffentliche Auftraggeber kann viel- 
mehr Nachweise in einem zweiten Schritt nur von be- 
stimmten Bietern verlangen – sinnvollerweise von denje-
nigen, die für die Zuschlagserteilung in Betracht kommen  
bzw. allenfalls überhaupt nur vom präsumtiven Zu- 
schlagsempfänger (der öffentliche Auftraggeber kann  
die Vorlage der Nachweise vor, aber auch erst nach  
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung verlangen; im 
letzteren Fall mit dem Risiko, dass – falls der Unterneh-
mer die geforderten Nachweise nicht beibringt – die 
Zuschlagsentscheidung und das Nachweisverfahren  
mit dem Zweitgereihten wiederholt werden müssen);

�� 	 Bei zweistufigen Verfahren hat der öffentliche Auftrag- 
geber verschiedene Möglichkeiten: Er muss sich ent-
scheiden, ob er von den Bewerbern in einem ersten 
Schritt lediglich die Vorlage jener Nachweise verlangt,  
die sich auf die Auswahlkriterien beziehen, oder ob er 
sich sofort alle ihm erforderlich erscheinenden Nach- 
weise vorlegen lassen will, oder ob er die Vorlage der 
Nachweise erst vor der Aufforderung zur Angebots- 
abgabe verlangt oder ob er sich erst vor Zuschlags- 
erteilung vom Zuschlagsempfänger alle festlegten Nach-
weise vorlegen lässt (auf das unter den Ausführungen 
zum offenen Verfahren dargestellte Risiko wird hinge- 
wiesen).

Mit Abs. 3 zweiter Satz wird die Frage geregelt, wann der 
öffentliche Auftraggeber vom Zuschlagsempfänger bzw. 
den Parteien der Rahmenvereinbarung auch bei Vorliegen  
einer Eigenerklärung jedenfalls die festgelegten Nach- 
weise verlangen muss. Danach ist die Vorlage der Nach-
weise vom Zuschlagsempfänger bzw. den Parteien der 
Rahmenvereinbarung erst bei Aufträgen im Oberschwel-
lenbereich zwingend geboten (wie bisher ist bei einer Ver- 
gabe in Losen für die Frage der Anwendung des Regimes  
des Abs. 3 zweiter Satz nicht der geschätzte Gesamtwert  
aller Lose maßgeblich, sondern der Wert des einzelnen 
Loses). Damit soll einerseits der Grundsatz der Vergabe  
nur an geeignete Unternehmer beibehalten, anderseits  
aber das aufwändige Produzieren von Nachweisen mög-
lichst hintan gehalten werden. Im Unterschwellenbereich 
ergibt sich e contrario, dass eine Verpflichtung zur Aufforde-
rung, die Nachweise vorzulegen, grundsätzlich nicht besteht; 
dem öffentlichen Auftraggeber bleibt hier jedoch die Mög-
lichkeit unbenommen, auch im Unterschwellenbereich vom 
Zuschlagsempfänger bzw. den Parteien der Rahmenver- 
einbarung die Vorlage der festgelegten Nachweise zu ver-
langen. Während sich Abs. 3 erster Satz auf alle Vergabe-
verfahren (also auch Wettbewerbe) bezieht, ist die Verpflich-
tung des zweiten Satzes auf die Vergabe von Aufträgen und 
den Abschluss von Rahmenvereinbarungen beschränkt. 
Dies bedeutet, dass bei Wettbewerben keine Verpflichtung 
zur Einholung der Nachweise des Gewinners besteht; falls  
im Anschluss an einen Wettbewerb ein Verhandlungsver- 
fahren durchgeführt wird, so ist freilich bei diesem die Ver-
pflichtung des zweiten Satzes zu beachten.
Abs. 6 und 7 sind selbstverständlich auch im Kontext von 
Abs. 3 zu beachten.
Abs. 4 stellt eine Reaktion auf das Erkenntnis des VfGH  
VfSlg. 17.230/2004 dar. Um allfällige Unklarheiten zu ver- 
meiden, die aus der Frage resultieren können, wann von 
unterschiedlichen Befugnissen in verschiedenen Fach- 
richtungen auszugehen ist, soll damit klargestellt werden, 
dass es darauf ankommt, dass jedes Mitglied die Befugnis 
für den Leistungsteil nachweisen kann, den es konkret er- 
bringen wird. Bei einem heterogenen Leistungsgegenstand 
ist dies nicht gleichbedeutend mit der Befugnis für die Er- 
bringung des Gesamtauftrages. Ist hingegen der Leistungs-
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gegenstand derart homogen, dass für alle Teilleistungen 
dieselbe Befugnis notwendig ist, dann muss jedes Mitglied 
diese Befugnis nachweisen können. Das Erfordernis, dass 
im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft 
oder eine Bietergemeinschaft jedes Mitglied die Befugnis  
für den ihm konkret zufallenden Leistungsteil nachzu- 
weisen hat, bedeutet im Falle von Teilleistungen, für die keine  
Befugnis erforderlich ist, dass die Mitglieder der Arbeits- 
gemeinschaft oder der Bietergemeinschaft, die diese Teil- 
leistungen erbringen, keine Nachweise betreffend ihre Befug-
nis beizubringen haben.
Die in Abs. 5 genannten Nachweise („jene Nachweise“) sind 
die vom öffentlichen Auftraggeber konkret geforderten Nach-
weise, dh. dass insbesondere die Aktualität des Nachwei-
ses gegeben sein muss. Der Unternehmer kann gegenüber  
dem öffentlichen Auftraggeber auf eine kostenlos zugängliche 
Datenbank hinweisen. In Österreich ist derzeit die Insolvenz- 
datenbank ( http://www.ediktsdatei.justiz.gv.at/ ) kostenlos; 
der direkte und kostenlose Zugriff zur Rückstandsbeschei- 
nigung kann vom Unternehmer im Einzelfall ermöglicht  
werden. Die Kontobestätigung bzw. Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung des jeweils zuständigen Sozialversicherungs- 
trägers ist zwar kostenlos, jedoch kann der öffentliche Auf-
traggeber nicht darauf zugreifen, sodass hier keine Daten-
bank im Sinne des Abs. 5 vorliegt.
Art. 59 Abs. 5 erster UAbs. der RL 2014/24/EU legt fest, 
dass Wirtschaftsteilnehmer keine zusätzlichen Unterlagen  
oder sonstigen dokumentarischen Nachweise vorlegen 
müssen, „sofern und soweit der öffentliche Auftraggeber 
die Bescheinigungen oder die einschlägigen Informationen  
direkt über eine gebührenfreie nationale Datenbank […] 
erhalten kann“. Als „nationale Datenbank“ im Sinne dieser  
Richtlinienbestimmung gilt eine „von staatlichen Stellen  
verwaltet[e]“ Datenbank, wie EG 85 der RL 2014/24/EU  
klarstellt. Damit auch nicht von Behörden verwaltete Daten-
banken im Kontext der Nachweisführung eingesetzt wer-
den können, soll – unionsrechtskonform – die Minimal- 
verpflichtung der RL 2014/24/EU im Rahmen der Um- 
setzung erweitert werden, indem die Nutzung auf nicht öffent-
liche Datenbanken (ob in Österreich oder in anderen Mit- 
gliedstaaten) erstreckt wird, die die übrigen unionsrecht- 
lichen Voraussetzungen erfüllen (insbesondere direkte 
Zugänglichkeit für den öffentlichen Auftraggeber und Kosten-
freiheit).
Der erste Satz ermöglicht wie bisher den Nachweis durch die 
Eintragung in einem Katasterdienst, wie beispielsweise im 
Österreichischen Auftragnehmerkataster (ANKÖ). Wie bisher 
muss der öffentliche Auftraggeber die Erbringung des Eig-
nungsnachweises mittels Katasterdienst akzeptieren, sofern 
(und soweit) die vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Nachweismittel beim Dienstanbieter verfügbar sind und der 
öffentliche Auftraggeber auf diese Nachweise unmittelbar  
(zB etwa online) und kostenlos zugreifen kann. Es wird 
erneut darauf hingewiesen, dass die Möglichkeit der un- 
mittelbaren Abrufbarkeit dann nicht besteht, wenn der öffent-
liche Auftraggeber nicht Mitglied bzw. Kunde des Kataster-
dienstes ist; der öffentliche Auftraggeber kann daher auch 
nicht verpflichtet werden, einen Mitgliedsbeitrag zu ent- 
richten, um Mitglied bzw. Kunde des Katasterdienstes zu 
werden. Nur soweit diese Voraussetzungen vorliegen, muss 
der öffentliche Auftraggeber diese Form der Erbringung des 
Eignungsnachweises akzeptieren.
Zusätzlich soll klargestellt werden, dass diese Verpflichtung 
des öffentlichen Auftraggebers nur dann gilt, wenn (und 
soweit) diese Nachweise in der vom öffentlichen Auftrag- 
geber gewünschten Aktualität verfügbar sind. Dabei ist es  
nicht notwendig, dass der Dienstanbieter alle Nachweise 

tagesaktuell zum Abruf bereit hält; vielmehr reicht es aus, wenn  
die Nachweise auf Aufforderung des öffentlichen Auftrag- 
gebers binnen angemessener Frist aktualisiert werden (auch 
Abs. 3 stellt auf ein Vorlegen bzw. Vervollständigen von Nach-
weisen „binnen einer angemessenen Frist“ ab). Die Mög- 
lichkeit, eine Aktualisierung beim Katasterdienst zu erwirken, 
hindert den öffentlichen Auftraggeber nicht, aktuelle Nach- 
weise unmittelbar beim Bieter anzufordern. Der Bieter kann 
allerdings seinerseits auf die Eintragung im Verzeichnis ver-
weisen, soweit die dort vorhandenen Nachweise binnen 
angemessener Frist aktualisiert werden.
Art. 59 Abs. 1 vierter UAbs. der RL 2014/24/EU sieht im 
Zusammenhang mit Datenbanken vor, dass die EEE in  
diesem Fall auch die zu diesem Zweck benötigten Informa- 
tionen wie zB die Internetadresse der Datenbank, Identifi- 
kationsdaten und gegebenenfalls die erforderliche Ein- 
verständniserklärung enthält. Da diese Inhalte bereits in der 
EEE direkt enthalten sind (vgl. Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/7), ist eine gesonderte Umsetzung im Gesetz  
nicht notwendig.
Die Einwilligung kann bereits mit der EEE erteilt werden, 
vgl. Teil VI von Anhang 2 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/7 („Abschlusserklärungen“). Mit Inkrafttreten der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum  
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie  
95/46/EG, ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1 (Daten-
schutz-Grundverordnung), am 25. Mai 2018 findet auf Ein-
willigungen insbesondere Art. 7 der Datenschutz-Grund- 
verordnung Anwendung. Beruhen die Verarbeitungen auf 
einer schon zuvor rechtmäßig erteilten Einwilligung, so ist es 
nicht erforderlich, dass die betroffene Person erneut ihre Ein- 
willigung dazu erteilt, wenn die Art der bereits erteilten Ein- 
willigung den Bedingungen der Datenschutz-Grundver- 
ordnung entspricht, so dass der Verantwortliche die Ver- 
arbeitung nach dem Zeitpunkt der Anwendung der vor- 
liegenden Verordnung fortsetzen kann (vgl. EG 171 der 
Datenschutz-Grundverordnung).
Abs. 6 sieht vor, dass der öffentliche Auftraggeber, soweit 
bei ihm geeignete Unterlagen im Sinne des ersten Satzes 
vorliegen (somit Unterlagen, die den vom öffentlichen Auf-
traggeber festgesetzten Anforderungen an Inhalt und Aktua- 
lität entsprechen), die neuerliche Vorlage diese Unterlagen 
vom Unternehmer nicht verlangen darf. Im Umkehrschluss 
bedeutet dies aber auch, dass der Unternehmer sich nicht  
auf Abs. 6 berufen darf, wenn die beim öffentlichen Auftrag-
geber verfügbaren Unterlagen dieses Unternehmers nicht 
genau den Festlegungen des öffentlichen Auftraggebers in der 
Ausschreibung entsprechen bzw. nicht die entsprechenden 
Anforderungen des öffentlichen Auftraggebers erfüllen. Die-
ses als „only once“ bzw. „once only“ bekannte Prinzip soll nur 
für Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich gelten, was  
den öffentlichen Auftraggeber jedoch nicht daran hindern soll, 
auch im Unterschwellenbereich bereits erhaltene geeignete 
Nachweise wiederzuverwenden.
Aus dem auch in diesem Kontext anwendbaren DSG folgt, 
dass grundsätzlich von einer konkludenten Einwilligung des 
Unternehmers zur wiederholten (jedoch nicht: pauschalen) 
Verwendung der Unterlagen durch den öffentlichen Auf- 
traggeber auszugehen ist, der Unternehmer aber jederzeit 
die Möglichkeit hat, diese Einwilligung hinsichtlich einzel-
ner oder aller Nachweise zu widerrufen; auch muss die kon- 
kludente Einwilligung für jeden neuen Fall vorliegen. Die  
Einwilligung kann überdies auch für nur einzelne Nach- 
weise erteilt werden, die der Unternehmer zu bezeichnen hat. 
Mit Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung ist von 
der Notwendigkeit einer eindeutigen bestätigenden Hand-
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lung auszugehen (vgl. Art. 4 Z 11 der Datenschutz-Grund- 
verordnung). Stillschweigen, bereits angekreuzte Kästchen 
oder Untätigkeit der betroffenen Person (hier: des Unter- 
nehmers) sollen daher keine Einwilligung darstellen (vgl.  
EG 32 der Datenschutz-Grundverordnung).
Der Unternehmer hat, sofern er bei Vorlage von Nachweisen 
einzelne oder alle Nachweise nicht vorlegt, da diese beim 
öffentlichen Auftraggeber in der geforderten Aktualität und 
mit dem geforderten Inhalt bereits im Sinne des Abs. 6 vor-
liegen, darauf hinzuweisen, dass der betreffende Nachweis 
bzw. die betreffenden Nachweise beim öffentlichen Auftrag- 
geber – unter Bezeichnung des Verfahrens, im Rahmen des-
sen der Nachweis vorgelegt wurde, sowie der vergebenden 
Stelle dieses Verfahrens – in der geforderten Aktualität und 
mit dem geforderten Inhalt bereits vorliegt.
Hinsichtlich der Möglichkeit, eine Datenbank im Sinne des 
Abs. 6 zweiter Satz einzurichten, wird darauf hingewiesen, 
dass die Datenschutz-Grundverordnung eine Datenschutz-
Folgenabschätzung gemäß Art 35 der Datenschutz-Grund-
verordnung vorsieht. Eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
gemäß Art. 35 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung  
ist insbesondere in den Fällen des Art. 35 Abs. 3 der Daten-
schutz-Grundverordnung erforderlich. Auftraggeber der 
Datenbank ist der jeweilige öffentliche Auftraggeber; die 
Ermächtigung zur Einsicht soll nur im Einzelfall an die ver-
gebende Stelle für den jeweils konkret benötigten Nach-
weis erteilt werden. Daneben wird aus der Wortfolge „[…] 
Nachweise [die] geeignet sind, die Eignung nachzuweisen 
[…]“ klar, dass Nachweise, denen die Eignung insbesonde-
re wegen mangelnder Aktualität nicht mehr zukommt, vom 
öffentlichen Auftraggeber aus der Datenbank zu löschen 
sind. Hingewiesen wird auch auf Art. 32 der Datenschutz-
Grundverordnung, welcher das Ergreifen geeigneter tech- 
nischer und organisatorischer Maßnahmen zum Schutz  
personenbezogener Daten vorsieht.
Die in Abs. 7 angesprochene Online-Datenbank e-Certis 
kann unter http://ec.europa.eu/ecertis aufgerufen werden.  
Mit dieser Datenbank (welche keine personenbezogenen 
Daten enthält) soll die grenzüberschreitende Vergleichbar-
keit von Dokumenten („grenzüberschreitendes Pendant“) er- 
leichtert werden. Eine Möglichkeit, um den Inhalt eines  
solchen Nachweises zu überprüfen, findet sich in § 359 
(grenzüberschreitende Zusammenarbeit über das Internal 
Market Information System).

Zu § 81 (Nachweis der Befugnis):
Mit Abs. 1 wird Art. 58 Abs. 2 der RL 2014/24/EU umgesetzt.
Zur Klarstellung ist hervorzuheben, dass der Nachweis der 
Befugnis für in Österreich niedergelassene Unternehmer 
nach den in Österreich vorgesehenen Bescheinigungen  
zu erfolgen hat. Die Vorlage eines Firmenbuchauszuges 
reicht demnach nicht hin, die Gewerbeberechtigung nach- 
zuweisen, weil bei der Eintragung ins Firmenbuch diese 
Angabe des Anmeldenden ungeprüft eingetragen wird.
Abs. 1 enthält keinerlei Vorgaben hinsichtlich der Aktualität 
der Nachweise. Es obliegt daher dem Auftraggeber bekannt 
zu geben, wie alt derartige Nachweise maximal sein dürfen.  
Da damit das (aktuelle) Vorliegen der Befugnis nachge- 
wiesen werden muss, ist aber anzunehmen, dass diese 
Nachweise eine gewisse Aktualität aufweisen müssen. Nach-
weise hinsichtlich der beruflichen Befugnis ausländischer 
Unternehmer können gemäß Abs. 1 bei den in Anhang IX 
genannten Berufs- oder Stellen angefordert werden.
Durch das ASRÄG 2014, mit dem unter anderem das  
AVRAG novelliert wurde, wurden die Bestimmungen be- 
treffend die Untersagung der Dienstleistung und die Verwal-
tungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB neu gefasst. 

Mit der Neuerlassung des Lohn- und Sozialdumping-Be- 
kämpfungsgesetzes – LSB BG – wurden die entsprechenden  
Bestimmungen vom AVRAG in das LSD BG übertragen, 
sodass in Abs. 2 nunmehr auf das LSD BG verwiesen  
wird.
Die Untersagung der Dienstleistung nach § 31 LSD BG  
hat – wie auch durch den Hinweis in den Erläuterungen auf 
§ 373a GewO (Dienstleistungsanzeige) verdeutlicht wird – 
zur Konsequenz, dass der von der Untersagung betroffene 
Unternehmer für die Dauer der Untersagung seine Befugnis 
zur Ausübung der Dienstleistung verliert. Die (gewerberecht- 
liche) Befugnis ist eine Grundvoraussetzung für die Teil- 
nahme an Vergabeverfahren, deren Fehlen zum Ausschei-
den des Angebotes des betreffenden Unternehmers führt 
(vgl. dazu etwa § 20 Abs. 1 und § 141 Abs. 1 Z 2). Die Unter-
sagung nach § 31 LSD BG hat daher zwingend zur Kon-
sequenz, dass der Unternehmer für die Dauer der Unter- 
sagung mangels Befugnis an keinen Vergabeverfahren 
gemäß BVergG 2018 teilnehmen kann. Durch die vorge- 
sehene zwingende Abfrage aus der Verwaltungsstraf- 
evidenz des Kompetenzzentrums LSDB soll gewährleistet  
werden, dass Bewerber, Bieter oder deren Subunternehmer, 
denen die Ausübung der Dienstleistung untersagt worden 
ist, für die Dauer der Untersagung jedenfalls von einem Ver- 
gabeverfahren ausgeschlossen werden. Durch das in § 31 
Abs. 2 und 3 LSD BG vorgesehene System wird gewähr- 
leistet, dass der Judikatur des VfGH (vgl. VfSlg. 15.216/1998) 
ausreichend Rechnung getragen ist (vgl. dazu schon die 
Regelung des § 83 betreffend die berufliche Zuverlässigkeit). 
Die Abfrage in Bezug auf die Befugnis bezieht sich allein auf 
die Untersagung der Dienstleistung gemäß § 31 LSD BG 
(vgl. dazu auch den Wortlaut der Regelungen, die auf eine 
zurechenbare „Entscheidung“ abstellen). Ungeachtet dessen 
kann der öffentliche Auftraggeber eine „Gesamtabfrage“ aus 
der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
in Bezug auf Unternehmer durchführen und unter einem 
Informationen im Zusammenhang mit der Befugnis und der 
beruflichen Zuverlässigkeit (vgl. dazu § 82 Abs. 3) einholen. 
Zur Definition des Subunternehmers vgl. § 2 Z 34 sowie die 
dazugehörigen Erläuterungen.

Zu § 82 (Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit):
Die vorliegende Bestimmung setzt Art. 60 Abs. 1 und 2 der  
RL 2014/24/EU mit um.
Klarzustellen ist im Zusammenhang mit § 86, dass eine Sub-
stitution der Zuverlässigkeit nicht möglich ist.
Die vorliegende Bestimmung enthält abschließend alle zu-
lässigen Nachweise, welche von einem Unternehmer hin-
sichtlich seiner allgemeinen beruflichen Zuverlässigkeit ver- 
langt werden können. Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist 
dazu zu bemerken, dass damit eine eigenständige Daten- 
ermittlung durch den öffentlichen Auftraggeber weitgehend 
hinfällig ist. Die Zurverfügungstellung entsprechender Daten 
durch die Bewerber oder Bieter selbst ist hingegen aus daten- 
schutzrechtlicher Sicht unbedenklich.
Das Gesetz enthält keinerlei Vorgaben hinsichtlich der Aktua-
lität der Nachweise gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3. Es obliegt daher 
dem öffentlichen Auftraggeber bekanntzugeben, wie alt  
derartige Nachweise maximal sein dürfen. Diese Frist darf 
aber jedenfalls nicht zu kurz bemessen sein, da dies zu  
einer Diskriminierung führen könnte.
In Abs. 2 wird verdeutlicht, dass auch äquivalente Doku- 
mente eines Bewerbers oder Bieters einer anderen Vertrags-
partei des EWR-Abkommens anzuerkennen sind.
Im Zusammenhang mit Abs. 2 Z 1 ist klarzustellen, dass 
unter Umständen sowohl die Strafregisterbescheinigung als  
auch die Registerauskunft für Verbände vorzulegen sind, 
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wenn nämlich das nachweisführende Unternehmen eine 
juristische Person ist.
Da die Insolvenzdatei eine für den öffentlichen Auftraggeber 
direkt verfügbare gebührenfreie Datenbank im Sinne des  
§ 80 Abs. 5 ist, legt der öffentliche Auftraggeber mit der  
Festlegung des vorliegenden Nachweises fest, dass er in  
die Insolvenzdatei Einblick nehmen wird, da der öffentliche 
Autraggeber gemäß der genannten Bestimmung direkt auf 
diese Datenbank zugreifen muss.
Für die Beurteilung der Gleichwertigkeit im Sinne von Abs. 2 
Z 3 kann Anhang IX herangezogen werden, sofern in den dort 
genannten Registern bzw. Bescheinigungen die Information 
gemäß § 78 Abs. 1 Z 3 tatsächlich enthalten ist.
Gemäß § 229a BAO hat das Finanzamt auf Antrag des Ab- 
gabepflichtigen (eine elektronische Antragstellung via Finanz- 
Online ist möglich) eine Rückstandsbescheinigung auszu- 
stellen. Diese Bescheinigung enthält den vollstreckbar aus-
haftenden Rückstand einschließlich jener Beträge, deren 
Einbringung gemäß § 231 BAO ausgesetzt wurde, oder 
die Feststellung, dass kein solcher Rückstand besteht. Der 
maßgebende Rückstand ist jener, der gemäß § 229 BAO als 
Gegenstand eines Rückstandsausweises in Betracht kommt. 
Gemäß § 231 BAO ausgesetzte Beträge gehören zum Rück-
stand im Sinn des § 229a BAO. Nicht hiezu gehören Ab- 
gabenschuldigkeiten, deren Einbringung gehemmt ist (zB 
bei Aussetzung der Einhebung gemäß § 212a BAO oder bei 
Zahlungserleichterungen nach § 212 BAO). Die Rückstands-
bescheinigung gem. § 229a BAO ist eine Wissenserklä-
rung der Steuerbehörde betreffend vollstreckbare Abgaben- 
forderungen und dient als Nachweis für den Abgabenpflich-
tigen. Es handelt sich nicht um einen Bescheid. Basis für die 
Rückstandsbescheinigung ist ein (rechtskräftiger) Bescheid 
des Finanzamtes oder ein Erkenntnis des Bundesfinanz- 
gerichtes. Rückstandsausweise werden daher seitens der  
Steuerbehörden ausgestellt, wenn vollstreckbare Steuer-
rückstände vorliegen; sie dienen als Nachweis des Exeku- 
tionstitels, bspw. gegenüber Drittschuldnern. Stundun-
gen und Ratenbewilligungen schieben die Vollstreckbarkeit  
von Abgabenforderungen hinaus.
Durch das ASRÄG 2014 wurden vergaberechtlich relevante  
Strafbestimmungen neu gefasst, die sich nunmehr in  
§§ 28 und 29 LSD BG finden, auf welche Abs. 3 verweist. 
Analog zur verpflichtenden Einholung einer Auskunft aus  
der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesminis-
ters für Finanzen im Hinblick auf Verurteilungen betreffend  
illegale Beschäftigung („Schwarzarbeit“) soll nunmehr auch 
eine Einholung einer Auskunft aus der Verwaltungsstraf- 
evidenz des Kompetenzzentrums LSDB im Hinblick auf  
Verurteilungen betreffend besonders gravierende Verlet-
zungen des LSD BG (wegen Unterentlohnung oder Nicht- 
bereithaltung der Lohnunterlagen) zur Beurteilung der beruf-
lichen Zuverlässigkeit verpflichtend vorgeschrieben werden. 
Die im Rahmen dieser Auskünfte eingeholten Informationen 
sind – bei Vorliegen einschlägiger Verurteilungen – gemäß 
den Grundsätzen des § 83 zu beurteilen und es ist dem 
betroffenen Unternehmer Gelegenheit zur Stellungnahme 
einzuräumen. Zur Definition des Subunternehmers vgl. § 2  
Z 34 sowie die dazugehörigen Erläuterungen.
Besondere Nachweise für das Vorliegen einer schweren Ver-
fehlung sind nicht normiert; aufgrund der Regelung in Abs. 4 
kann diesbezüglich auch keine eidesstattliche Erklärung ver-
langt werden.

Zu § 83 (Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit):
Die vorliegende Bestimmung stellt eine Umsetzung von  
Art. 57 Abs. 6 und 7 der RL 2014/24/EU dar.
Wie dies die Rechtsprechung des VfGH und des EuGH  

fordert und auch von der RL 2014/24/EU vorgesehen ist, 
soll die Möglichkeit der Glaubhaftmachung der eigenen Zu- 
verlässigkeit einem Bieter auch in den Fällen offen stehen, 
in denen die Zuverlässigkeit (eigentlich) aufgrund des Vor- 
liegens einer rechtskräftigen Bestrafung bzw. einer festge-
stellten Verfehlung zu verneinen wäre.
Durch den allgemeinen Verweis auf die Ausschlussgründe 
des § 78 Abs. 1 oder 2 in Abs. 1 werden zwar grundsätzlich 
alle Ausschlussgründe erfasst; aufgrund der Natur einzelner 
Ausschlussgründe kann bei diesen eine Glaubhaftmachung 
der Zuverlässigkeit („Selbstreinigung“) unmöglich sein. Dies 
ist etwa bei § 78 Abs. 1 Z 7 (Interessenkonflikt) der Fall, da 
der Ausschluss bereits die ultima ratio ist; gleiches gilt für  
§ 78 Abs. 1 Z 8 (Beteiligung an der Vorbereitung des Ver-
gabeverfahrens). § 78 Abs. 1 Z 10 und 11 lassen eben-
so keine „Selbstreinigung“ zu, da der Verstoß im aktuellen 
Vergabeverfahren vorgefallen ist und somit eine Glaubhaft- 
machung, wie sie die vorliegende Bestimmung vorsieht, in 
den genannten Fällen nicht nachvollziehbar wäre. Hinsicht- 
lich § 78 Abs. 1 Z 2 und 3 ist aufgrund der Möglichkeit der 
Abstandnahme vom Ausschluss gemäß § 78 Abs. 3 eine 
Selbstreinigung nicht notwendig und im Kontext des vor- 
liegenden Paragraphen auch nicht vorstellbar. Da gemäß  
§ 78 Abs. 1 Z 6 BVergG 2006 bestehende Beitragsrück- 
stände ohnehin bis zum Ende der Angebotsfrist beglichen 
werden können und damit die Vorlage eines unbedenk- 
lichen Nachweises bewirkt werden kann, ist auch hier die Not- 
wendigkeit einer Selbstreinigung nicht ersichtlich (auch ist 
auf die Möglichkeit des Absehens vom Ausschluss gemäß  
§ 78 Abs. 4 hinzuweisen)
Der öffentliche Auftraggeber kann für die Beurteilung der be- 
ruflichen Zuverlässigkeit auch andere Umstände als die vor-
gelegten Nachweise bzw. die eingeholte Auskunft heran- 
ziehen (arg. „insbesondere“), wie etwa das aus einem  
früheren Vergabeverfahren stammende Wissen über das 
Vorliegen eines die Zuverlässigkeit des Unternehmers aus-
schließenden Umstandes. Ebenso können Erklärungen 
gemäß § 82 Abs. 4, die anstelle eines Nachweises gemäß  
§ 82 Abs. 2 verlangt werden, für die Beurteilung herange- 
zogen werden.
Die von der RL 2014/24/EU vorgegebene und in Abs. 2 
umgesetzte Wortwahl ist nicht für alle Tatbestände des  
§ 78 Abs. 1 passend; so ist bei den Tatbeständen des  
§78 Abs. 1 Z 2, 3, 7, 8 und 9 eine strafbare Handlung bzw. 
Verfehlung kaum denkbar.
Abs. 2 enthält einen Katalog von konkreten Maßnahmen, 
deren Nachweis die Glaubhaftmachung der Zuverlässig 
keit (somit die „Selbstreinigung“) bewirkt, wobei die Maß- 
nahmen gemäß Z 1 bis 3 kumulativ sind. Der vom Unter- 
nehmer gemäß Z 1 auszugleichende Schaden erstreckt sich 
auf alle durch sein Vergehen verursachten Schäden. Nach  
Z 1 kann nicht nur der Ausgleich eines rechtskräftig fest- 
gestellten Schadens verlangt werden. Vielmehr muss der 
Unternehmer unabhängig vom Vorliegen einer rechtskräf- 
tigen Gerichtsentscheidung nachweisen, dass er den durch 
sein Fehlverhalten verursachten Schaden ersetzt bzw.  
seine Schadenersatzpflicht anerkannt hat. Ist eine Scha-
denersatzforderung zwar dem Grunde nach unstrei-
tig berechtigt, besteht aber über die Höhe des Schadens 
Unklarheit oder Streit, kann es für die Anerkennung von 
Selbstreinigungsmaßnahmen ausreichen, wenn der Unter-
nehmer seine Verpflichtung zur Schadenersatzleistung 
dem Grunde nach anerkennt. Es ist jedoch auch klar- 
zustellen, dass einem Unternehmer durch die Regelun-
gen zur Selbstreinigung nicht das Recht genommen wer-
den kann, einen der Höhe nach streitigen Schadenersatz- 
anspruch vor einem Zivilgericht zu klären. Überdies ist auf-
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grund der Z 1 ein Unternehmer auch nicht zu Handlungen 
verpflichtet, die seine diesbezügliche prozessuale Situation  
verschlechtern (zB Verjährungsverzicht). Von einem Unter-
nehmer kann auch nicht verlangt werden, dass er Schaden- 
ersatzforderungen anerkennt oder ausgleicht, die nicht  
substantiiert und möglicherweise unbegründet sind, damit 
er die Anforderung der Z 1 erfüllt. Gemäß Z 2 muss der 
Unternehmer sich aktiv, ernsthaft und erkennbar um eine 
um-fassende Sachverhaltsaufklärung bemühen. Aufgeklärt  
werden müssen die Tatsachen und Umstände, die das Vor- 
liegen eines Ausschlussgrundes begründen bzw. mit der  
Straftat oder dem Fehlverhalten zusammenhängen, ein-
schließlich der Schadensumstände. Die in Z 3 genannten 
Maßnahmen stellen einen demonstrativen Katalog dar. Die 
ergriffenen technischen, organisatorischen und personellen  
Maßnahmen müssen jedenfalls konkreter Art und dazu 
geeignet sein, das Ziel der Vermeidung weiterer Straftaten  
oder Vergehen zu erreichen. Dabei müssen die Maß-
nahmen nicht nur generell der Begehung von Straftaten 
oder Vergehen entgegenwirken, sondern auch konkret 
geeignet sein, eine erneute Begehung der gleichen Straf-
tat bzw. des gleichen Vergehens zu vermeiden bzw. aus- 
reichende Garantien bieten, dass ein derartiges Fehlver-
halten nicht erneut vorkommt. Hierbei handelt es sich um 
eine Prognoseentscheidung des jeweiligen öffentlichen 
Auftraggebers. Es versteht sich von selbst, dass die vom  
Bieter zu ergreifenden Maßnahmen sich in einem wirtschaft-
lich vertretbaren Rahmen bewegen müssen (dies spielt 
besonders bei KMU eine Rolle). So wäre es etwa unverhält-
nismäßig, von einem Kleinunternehmer die Einführung eines 
kostspieligen Revisionswesens zu verlangen.
Für die Beurteilung der Schwere der Straftat im Sinne des 
Abs. 3 kann auch auf die – gemäß den §§ 32 bis 34 StGB 
sowie gemäß § 5 VbVG für die Strafbemessung bzw. die 
Bemessung der Verbandsgeldbuße maßgeblichen Aspekte  
zurückgegriffen werden, soweit diese Aspekte Rück- 
schlüsse auf die berufliche Zuverlässigkeit bzw. Unzuver- 
lässigkeit des Unternehmers zulassen.
Mit Erkenntnis vom 24. Juni 1998, G 462/97, hat der VfGH 
ausgesprochen, dass die Wortfolge „im Falle des § 9 Abs. 1  
VStG ein zur Vertretung eines Unternehmens des Antrag- 
stellers nach außen berufenes Organ“ verfassungswidrig  
war. In der Begründung des Erkenntnisses führte der VfGH  
aus, dass § 28b AuslBG in Verbindung mit § 10 Abs. 3  
und § 39 des BVergG in dessen Stammfassung bei zwei-
maliger Bestrafung nach dem AuslBG, „quasi auto- 
matisch die vergaberechtliche Zuverlässigkeit“ aus- 
schließe und die Versagung einer Unbedenklichkeits- 
bescheinigung nach § 28b AuslBG zwingend zum Aus- 
scheiden des Bieters im Verfahren der Zuschlagserteilung 
führe. Der VfGH hielt es für unsachlich, Bestrafungen nach 
dem AuslBG zwingend mit der vergaberechtlichen Kon- 
sequenz zu verknüpfen, ohne dass dem betroffenen Unter-
nehmer die Möglichkeit eingeräumt ist, darzutun, weshalb  
er trotz vorliegender Bestrafung nicht als unzuverlässig 
anzusehen ist. In Abs. 1 wird die Vermutung aufgestellt,  
dass – für den Fall, dass die Auskunft gemäß § 28b Abs. 1  
AuslBG rechtskräftige Bestrafungen aufweist – die Zuver-
lässigkeit des Bieters nicht gegeben ist. Dieser hat je- 
doch – im Sinne des genannten Erkenntnisses des VfGH –  
die Möglichkeit, dem öffentlichen Auftraggeber darzule-
gen, dass seine Zuverlässigkeit dennoch gegeben ist, da er  
Maßnahmen gesetzt hat, die eine nochmalige Bestrafung 
nach dem AuslBG verhindern sollen.
Ob die vom Unternehmer ergriffenen Maßnahmen als aus-
reichend erachtet werden, ist vom öffentlichen Auftrag- 
geber gemäß Abs. 3 abschließend und gesamthaft zu beur-

teilen. Der öffentliche Auftraggeber hat eine Abwägung  
zwischen der Schwere des Vergehens, der Konsequenz  
des Ausschlusses vom Vergabeverfahren und der Eignung 
der getroffenen Maßnahmen vorzunehmen, wobei davon 
auszugehen ist, dass je schwerer das Vergehen war, ein 
strengerer Maßstab hinsichtlich der vom Unternehmer 
gesetzten Maßnahmen anzulegen ist. Der öffentliche Auf-
traggeber verfügt über einen weiten Beurteilungsspielraum, 
ob die vom Unternehmen durchgeführten Selbstreinigungs-
maßnahmen ausreichend sind. Wenn ein Unternehmen aber 
ausreichende Selbstreinigungsmaßnahmen nachgewiesen 
hat, darf der öffentliche Auftraggeber das Unternehmen trotz 
des Vorliegens eines Ausschlussgrundes nicht von der Teil-
nahme am Vergabeverfahren ausschließen. Dem öffent- 
lichen Auftraggeber steht diesbezüglich kein Ermessen zu.
Um den öffentlichen Auftraggebern eine Hilfestellung bei 
der Beurteilung zu geben, werden für die Verstöße gegen 
AuslBG und LSD BG beispielhaft Kriterien genannt, die bei 
der Beurteilung der Schwere der Bestrafung herangezogen 
werden können. Bei der Berücksichtigung der Zahl der nach 
AuslBG illegal Beschäftigten kann man diese Zahl zur Anzahl 
der in dem betroffenen Unternehmen (legal) Beschäftigten in 
Relation setzen, um die Schwere des Vergehens beurteilen 
zu können.
Die gemäß Abs. 3 bei der Beurteilung der Schwere der 
rechtskräftigen Bestrafung gemäß AuslBG zu berück-
sichtigende Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer bezieht 
sich auf die Anzahl der illegal Beschäftigten, hinsichtlich 
der Bestrafungen gemäß LSD BG kann neben dem Aus-
maß der Unterentlohnung etwa auch die Anzahl der unter-
entlohnten Arbeitnehmer oder die Anzahl jener Personen, 
hinsichtlich derer die Lohnunterlagen nicht bereitgehalten  
wurden, berücksichtigt werden. In diesem Zusammen-
hang ist auch auf das Urteil des EuGH in der Rs C 465/11,  
Forposta, hinzuweisen. In diesem Urteil hat der EuGH kon- 
kretisiert, wie der Begriff der „schweren Verfehlung“ (vgl. 
dazu etwa § 78 Abs. 1 Z 5 und Art. 57 Abs. 4 lit. c der  
RL 2014/24/EU) zu verstehen ist: „… ist der Begriff der 
schweren Verfehlung so zu verstehen, dass er sich üblicher- 
weise auf ein Verhalten des betreffenden Wirtschaftsteil- 
nehmers bezieht, das bei ihm auf Vorsatz oder auf eine  
Fahrlässigkeit von gewisser Schwere schließen lässt.“ 
Vor diesem Hintergrund ist die Gravität des konkreten  
Deliktes, die allfällige wiederholte Bestrafung aufgrund  
desselben oder eines ähnlichen Deliktes und der Zeitpunkt 
bzw. Zeitraum der Bestrafungen im Rahmen der Beurteilung 
des Auftraggebers zu berücksichtigen.
Die Begründung des Ausschlusses gegenüber dem Unter-
nehmer gemäß Abs. 3 erfolgt im Rahmen der Ausschluss-
entscheidung; e contrario folgt aus der Regelung, dass der 
öffentliche Auftraggeber keine Begründungspflicht gegen-
über dem Unternehmer hat, wenn er dessen Vorbringen  
bzw. dessen Maßnahmen als ausreichend erachtet. Eine 
entsprechende Dokumentation der Begründung im Vergabe-
akt hat jedoch zu erfolgen, da es sich bei dieser um einen 
wesentlichen Vorgang im Sinne des § 49 Abs. 1 handelt; 
auch ist der Grund für den Ausschluss von Bewerbern oder 
Bietern im Vergabevermerk gemäß § 147 Abs. 1 Z 4 vom 
öffentlichen Auftraggeber festzuhalten.
Der öffentliche Auftraggeber hat im Zusammenhang mit  
Abs. 3 zu beachten, dass bei einem potentiellen Ausschluss 
aufgrund des Verstoßes einer natürlichen Person gemäß § 
78 Abs. 2 Z 2 in Verbindung mit § 78 Abs. 1 Z 5, wobei die 
berufliche Verfehlung bereits zeitlich lang zurück liegt bzw. 
in einer früheren Position in einem anderen Unternehmen 
begangen wurde, dies bei den Anforderungen an die Selbst-
reinigungsmaßnahmen mildernd zu berücksichtigten ist, 
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um dem allgemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (§ 20  
Abs. 1) gerecht zu werden.
In Österreich existiert die in Abs. 4 genannte Möglichkeit 
der „Vergabesperre“ im Rahmen eines Urteiles nicht, je- 
doch existiert diese in anderen Mitgliedstaaten. Das bedeutet 
für den öffentlichen Auftraggeber, dass dieser gegebenen- 
falls die entsprechenden Verurteilungen auf solche Aus-
schlüsse hin zu kontrollieren hat.
Der Einschub „unbeschadet des Abs. 4“ in Abs. 5 soll klar- 
stellen, dass bei Bestehen einer rechtskräftigen Ent- 
scheidung im Sinne des Abs. 4, in welcher ein längerer 
Ausschlusszeitraum vorgeschrieben ist, der in dieser Ent- 
scheidung genannte Ausschlusszeitraum jenem in Abs. 5 
vorgeht.
§ 78 Abs. 1 Z 6 wird in Abs. 5 nicht genannt, da es sich bei  
der Nichtentrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, 
Steuern oder Abgaben um ein „Dauerdelikt“ in dem Sinn  
handelt, dass ein Ausschluss möglich ist, solange die ent-
sprechenden Rückstande bestehen (und nicht von einem 
Ausschluss gemäß § 78 Abs. 4 Abstand zu nehmen ist,  
also etwa nur bei nicht geringfügigen Rückständen).
Zur Frage, wann der „Zeitraum von drei Jahren ab dem be- 
treffenden Ereignis“ gemäß Abs. 5 Z 2 zu laufen beginnt und 
wie lang der Zeitraum im Einzelfall (arg. „höchstens“ drei  
Jahre) zu bemessen ist, ist je nach dem Tatbestand des  
§ 78 Abs. 1 differenziert zu betrachten. Zunächst ist dazu  
auf EG 101 der RL 2014/24/EU hinzuweisen, in welchem  
die Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips 
betont wird: „Unter Berücksichtigung dessen, dass der öffent-
liche Auftraggeber für die Folgen seiner möglicherweise  
falschen Entscheidung die Verantwortung zu tragen hat, soll-
te es öffentlichen Auftraggebern auch überlassen bleiben, 
festzustellen, dass ein schwerwiegendes berufliches Fehlver- 
halten vorliegt, wenn sie vor einer endgültigen und verbind-
lichen Entscheidung über das Vorliegen zwingender Aus-
schlussgründe in geeigneter Form nachweisen können, dass 
der Wirtschaftsteilnehmer gegen seine Verpflichtungen ver-
stoßen hat, wozu auch Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit der Zahlung von Steuern oder Sozialversicherungs- 
beiträgen zählen, sofern in den nationalen Rechtsvorschrif-
ten nichts anderes vorgesehen ist. Es sollte ihnen auch 
möglich sein, Bewerber oder Bieter auszuschließen, deren 
Leistung bei früheren öffentlichen Aufträgen im Hinblick auf 
wesentliche Anforderungen erhebliche Mängel aufwies, zum 
Beispiel Lieferungsausfall oder Leistungsausfall, erhebliche 
Defizite der gelieferten Waren oder Dienstleistungen, die  
sie für den beabsichtigten Zweck unbrauchbar machen, oder 
Fehlverhalten, das ernste Zweifel an der Zuverlässigkeit 
des Wirtschaftsteilnehmers aufkommen lässt. In den natio-
nalen Rechtsvorschriften sollte eine Höchstdauer für solche 
Ausschlüsse vorgesehen sein. Bei der Anwendung fakulta-
tiver Ausschlussgründe sollten die öffentlichen Auftragge-
ber insbesondere dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
Rechnung tragen. Kleinere Unregelmäßigkeiten sollten nur 
in Ausnahmefällen zum Ausschluss eines Wirtschaftsteil- 
nehmers führen. Wiederholte Fälle kleinerer Unregel- 
mäßigkeiten können allerdings Zweifel an der Zuverlässigkeit 
eines Wirtschaftsteilnehmers wecken, die seinen Ausschluss 
rechtfertigen könnten.“
Bzgl. § 78 Abs. 1 Z 2 und 3 ist der Zeitpunkt von der ent- 
sprechenden gerichtlichen oder behördlichen Entschei-
dung an zu messen; eine solche wird auch im Fall von § 78  
Abs. 1 Z 5 vorliegen. Hinsichtlich § 78 Abs. 1 Z 4, 10 und 
11 kommt es auf die Wahrnehmung des öffentlichen Auf-
traggebers an, die dem Unternehmer im Fall des Ausschlus-
ses samt Darlegung des relevanten Zeitpunktes offenzu- 
legen ist. § 78 Abs. 1 Z 7 und 8 betreffen dem Grund nach 

das gegenständliche Vergabeverfahren, sodass aufgrund 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ein über das aktuelle  
Vergabeverfahren hinaus dauernder Ausschluss kaum zu 
rechtfertigen ist; auch hier wird es jedoch auf die Wahr- 
nehmung des öffentlichen Auftraggebers ankommen. Hin-
sichtlich § 78 Abs. 1 Z 9 ist die Beendigung bzw. sonstige 
Sanktion als einschlägiger Zeitpunkt anzusehen.

Zu § 84 (Nachweis der finanziellen und  
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit):
Mit der vorliegenden Bestimmung sollen Art. 60 Abs. 1 und 3 
der RL 2014/24/EU mit umgesetzt werden.
Der in Anhang X enthaltene Katalog der Nachweismittel  
ist nicht abschließend (arg. „insbesondere“). Zu den Nach-
weisen im Einzelnen vgl. die Erläuterungen zu Anhang X.
Zur Angabe der verlangten Nachweise in der Bekannt- 
machung oder in den Ausschreibungsunterlage siehe die  
§§ 50 Abs. 3 bzw. 91 Abs. 3. Die Angabe hat sich auch auf 
die Nachweise zu erstrecken, die gegebenenfalls auf Auf- 
forderung nachzureichen sind.

Zu § 85 (Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit):
Vorliegend werden Art. 58 Abs. 4 sowie Art. 60 Abs. 1 und 4 
der RL 2014/24/EU mit umgesetzt.
Hinsichtlich des Nachweises der technischen Leistungs- 
fähigkeit eines Unternehmers hat der öffentliche Auftragge-
ber in der Bekanntmachung (vgl. § 50 Abs. 3) oder in den 
Ausschreibungsunterlagen (§ 91 Abs. 3) anzugeben, für wel-
chen Nachweis oder für welche Nachweise im Sinne der vor- 
liegenden Bestimmung iVm Anhang XII er sich unter Be-
dachtnahme auf § 80 Abs. 1 entschieden hat. Abs. 3 ent-
hält eine horizontalisierte Regelung über die Vorlage von 
Referenzen, die gleichermaßen für alle Auftragsarten maß- 
geblich ist.
§ 85 enthält eine für den öffentlichen Auftraggeber abschlie-
ßende Aufzählung der zulässigen Nachweismittel in Bezug 
auf die technische Eignung. Welche Nachweise der öffent-
liche Auftraggeber verlangt, liegt in seinem, lediglich durch 
das Sachlichkeits- und Verhältnismäßigkeitsgebot (vgl. § 80  
Abs. 1) determinierten Ermessen. Zu Abs. 3 ist auf das Urteil 
des EuGH in der Rs C 387/14, Esaprojekt, hinzuweisen.  
Darin hat der Gerichtshof bestätigt, dass es einem Unterneh-
mer verwehrt ist, sich im Hinblick auf vom Auftraggeber ver- 
langte Referenzen auf die von anderen Mitgliedern eines 
Konsortiums erbrachten Leistungen zu berufen, an deren  
Ausführung der Unternehmer sich nicht tatsächlich und kon-
kret beteiligt hat.
Zu den Nachweisen im Einzelnen vgl. die Erläuterungen zu 
Anhang XI.

Zu § 86 (Nachweis der Eignung durch andere Unternehmer):
Die vorliegende Bestimmung soll Art. 60 Abs. 1 sowie  
Art. 63 Abs. 1 erster und vierter UAbs. der RL 2014/24/EU 
mit umsetzen.
Die Regelung stellt eine Reaktion auf die Rechtsprechung des 
EuGH zu dieser Frage dar (Rs C 389/92, Ballast Nedam I;  
C 5/97, Ballast Nedam II; C 176/98, Holst; C 314/01, Siemens 
und ARGE Telekom). Vgl. ferner auch EuGH Rs C 94/12, 
Swm Costruzioni 2, C 601/13, Ambisig, C 324/14, Partner 
Apelski Dariusz, C 406/14, Wroclaw, C 27/15, Pippo Pizzo 
und C-223/16, Casertana.
Ein öffentlicher Auftraggeber kann einen Unternehmer nicht 
wegen fehlender Leistungsfähigkeit ausschließen, wenn  
dieser zwar nicht selbst über die erforderliche Leistungs- 
fähigkeit verfügt, aber nachweist, dass ihm die Mittel eines 
Dritten für die Auftragsausführung tatsächlich zur Verfü-
gung stehen. Da diese Regelung beim Nachweis der finan-
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ziellen Leistungsfähigkeit nicht unproblematisch wäre, emp-
fiehlt es sich für den öffentlichen Auftraggeber, bei der Sub- 
stitution der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen  
strengen Maßstab hinsichtlich der zu erbringenden Sicher-
stellungen anzulegen. Der Nachweis kann zB dadurch 
geführt werden, dass der Unternehmer die Zusage des 
Unternehmers oder der Unternehmer vorlegt, dass sie  
dem Unternehmer die erforderlichen Mittel zur Verfügung 
stellen. Bei der Substitution der wirtschaftlichen und finan-
ziellen Leistungsfähigkeit ist eine ausreichende Risiko- 
abdeckung sicherzustellen – etwa in Form einer unbeding-
ten Bankgarantie zugunsten des öffentlichen Auftraggebers. 
Allgemein kann als Beispiel für den Nachweis, dass die  
bei anderen Unternehmen im erforderlichen Ausmaß vor- 
handenen Mittel dem Unternehmer tatsächlich zur Ver- 
fügung stehen, eine (unbedingte) verpflichtende Zusage  
des anderen Unternehmens genannt werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass neben der vergabe- 
rechtlichen Zulässigkeit der Berufung auf die Befugnis Drit-
ter auch zu prüfen ist, ob dies gegebenenfalls auch nach  
anderen gesetzlichen Regelungen (vgl. dazu insbesondere 
die gewerberechtlichen Vorschriften wie etwa § 32 GewO) 
zulässig ist. Da gemäß § 2 Z 38 Arbeits- und Bietergemein-
schaften als „Unternehmer“ im Sinne des Gesetzes gelten, 
können sich unter den Voraussetzungen der vorliegen-
den Regelung auch Bieter- und Arbeitsgemeinschaften auf  
die Kapazitäten ihrer Mitglieder oder anderer Unternehmer 
stützen, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Para-
graphen erfüllt sind.
Zum Verhältnis der vorliegenden Regelung zu § 98 (Sub- 
unternehmerleistungen) wird darauf hingewiesen, dass jeder 
Subunternehmer unter die gegenständliche Regelung sub-
sumiert werden kann; jedoch ist nicht jedes Unternehmen, 
auf dessen Kapazitäten sich der Unternehmer nach der  
vorliegenden Regelung zum Nachweis der erforderlichen 
Leistungsfähigkeit und Befugnis stützt, auch ein Subunter-
nehmer. So ist etwa ein Vermieter von Gerät, das zur Er- 
bringung einer ausgeschriebenen Leistung notwendig ist, 
nicht als Subunternehmer anzusehen; § 86 ist auf diesen 
jedoch anwendbar.

Zu § 87 (Normen für Qualitätssicherung  
und Umweltmanagement):
Mit der Bestimmung sollen Art. 60 Abs. 1 sowie Art. 62 der  
RL 2014/24/EU umgesetzt werden.
Es versteht sich von selbst, dass der Nachweis von Quali- 
tätssicherungsmaßnahmen in anderer Form (Abs. 1 letzter 
Satz) vom öffentlichen Auftraggeber nur dann anerkannt  
werden muss, wenn es sich um gleichwertige Maßnahmen 
handelt.
Zur Regelung des Abs. 2 führt EG 88 der RL 2014/24/EU aus: 
„Öffentliche Auftraggeber sollten verlangen können, dass 
während der Ausführung eines öffentlichen Auftrags Umwelt-
managementmaßnahmen oder -regelungen angewandt  
werden. Umweltmanagementregelungen können – unab- 
hängig davon, ob sie im Rahmen von Unionsinstrumenten  
wie der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen  
Parlaments und des Rates registriert sind oder nicht – als 
Nachweis dafür dienen, dass der betreffende Wirtschafts- 
teilnehmer über die für die Ausführung des Auftrags er- 
forderliche technische Leistungsfähigkeit verfügt. Dies  
schließt Öko-Gütezeichen mit ein, die auch Umweltmana- 
gementkriterien beinhalten. Hat ein Wirtschaftsteilnehmer  
keinen Zugang zu derartigen Umweltmanagment-Regist- 
rierungssystemen oder keine Möglichkeit, sich fristgerecht 
registrieren zu lassen, so sollte die Vorlage einer Beschrei-
bung der durchgeführten Umweltmanagementmaßnahmen 

zulässig sein, sofern der betreffende Wirtschaftsteilneh-
mer nachweist, dass diese Maßnahmen dasselbe Umwelt-
schutzniveau gewährleisten wie die im Rahmen des Umwelt- 
managements erforderlichen Maßnahmen.“
In Art. 62 Abs. 2 zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU wird 
auf „geltende Systeme“ Bezug genommen; die englische  
Sprachfassung spricht demgegenüber von einem „applic- 
able […] system“. In Anlehnung an die englische  
Sprachfassung wurde im vorliegenden Abs. 2 das Wort „ein-
schlägigen“ gewählt, womit eine bloße Bedeutungsklarstel-
lung verbunden sein soll.

Zu § 88 (Grundsätze der Ausschreibung):
§ 88 enthält die allgemeinen Grundsätze der Ausschrei-
bung (zum Begriff der Ausschreibung vgl. § 2 Z 7). Die Aus-
schreibung soll die Bieter über den Inhalt des späteren Leis-
tungsvertrages möglichst eingehend informieren. Sofern der  
Auftraggeber Angaben in den Ausschreibungsunterlagen  
unterlässt oder Angaben missverständlich formuliert, geht 
dies zu Lasten des Auftraggebers aber nicht zu Lasten des 
Bewerbers oder Bieters (vgl. dazu etwa EuGH Rs C-423/07, 
Kommission gegen Spanien, Rs C-251/09, Kommission  
gegen Zypern, Rs C-697/15, MB Srl, und die ständige 
Rspr des VwGH wie etwa VwGH vom 25. Oktober 2016,  
Ra 2016/04/0109).
Anders als bislang ist nunmehr nicht mehr im Kontext  
der Ausschreibungsgrundsätze vorgesehen, dass in den 
Ausschreibungsunterlagen grundsätzlich nur eine Stelle  
für die rechtsgültige Unterfertigung des Angebotes durch  
den Bieter vorzusehen ist. Dies ändert nichts daran, dass 
weiterhin das Angebot rechtsgültig zu unterfertigen bzw. 
elektronisch zu signieren ist (vgl. § 48 Abs. 12 und § 127 Abs. 
1 Z 9).
Das Verbot der Übertragung nicht kalkulierbarer Risi-
ken gemäß Abs. 2 gilt für jede Art der Leistungsbeschrei-
bung (siehe dazu § 103), somit auch bei funktionalen Leis-
tungsbeschreibungen. Hingegen ist das Gebot den Bietern  
keine unverhältnismäßigen Ausarbeitungen aufzuerlegen  
differenziert zu betrachten und es ist eine Einzelfallbe- 
trachtung geboten. Der Grad der Verhältnismäßigkeit ist  
je nach Verfahrensart unterschiedlich: so können beim 
Verhandlungsverfahren, beim wettbewerblichen Dialog 
und bei der Innovationspartnerschaft regelmäßig umfang- 
reichere Ausarbeitungen erforderlich sein, ohne dass dies 
(für diese Verfahrensart) per se unverhältnismäßig wäre. 
Ferner können auch bei einer funktionalen Leistungs- 
beschreibung vom Bieter durchaus (gegebenenfalls um- 
fangreiche) Vorarbeiten für die Preisermittlung verlangt 
werden. Grundsätzlich müssen aber alle für die Aus- 
arbeitung der Angebote und die Abwicklung des Vertrages 
maßgebenden Umstände bereits zum Zeitpunkt der Aus-
schreibung so weit klar sein, dass die Beschreibung der  
Leistung genau erfolgen kann und auch die sonstigen  
Bestimmungen des Leistungsvertrages festgelegt werden 
können. Der Grundsatz der Vergleichbarkeit der Angebote  
gilt für alle Vergabeverfahren, ausgenommen es finden V 
erhandlungen statt. Im letzteren Fall müssen erst die end-
gültigen Angebote vergleichbar sein. Soll bei Verhand-
lungsverfahren der Zuschlag auf das Erstangebot erfolgen  
können (vgl. § 114 Abs. 3), ist dafür die Vergleichbarkeit 
bereits der Erstangebote notwendige Voraussetzung. Zur 
(eingeschränkten) Vergleichbarkeit der Angebote bei einer 
funktionalen Leistungsbeschreibung vgl. § 104 Abs. 2.
Die Ausschreibung soll die Bieter über den Inhalt des spä-
teren Leistungsvertrages möglichst eingehend informieren.  
Bei einer konstruktiven Leistungsbeschreibung (die auch ver-
einzelte funktionale Elemente beinhalten kann) hat sie ge- 
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mäß Abs. 3 daher so präzise zu sein, dass sie unmittelbar  
Inhalt des Leistungsvertrages werden kann und nur mehr 
durch jene Vertragsbestanteile ergänzt werden muss, die im 
Angebot enthalten sind.
Abs. 4 ist eine Gestaltungs(Form)vorschrift für die Aus-
schreibung. Aus der Form der Ausschreibung folgt bei ent- 
sprechender Gestaltung, dass der Bieter Variantenangebots- 
preise auch zu bilden hat, anderenfalls ein nicht form- 
gemäßes Angebot vorliegt. Es versteht sich von selbst, dass 
Varianten-Ausschreibungen gemäß Abs. 4 den Geboten 
des Abs. 2 entsprechen müssen.
Abs. 5 ermöglicht den Auftraggebern die Heranziehung  
von Sachverständigen und Gutachtern, soweit eine sach- 
gerechte Vorbereitung der Ausschreibung aufgrund mangeln-
den Spezialwissens nicht möglich scheint und die vergeben-
de Stelle nicht über das erforderliche Fachpersonal verfügt. 
Abs. 5 legt jedoch explizit nicht fest, dass die Mitarbeiter  
des Auftraggebers, die mit der Vorbereitung der Ausschrei-
bung befasst sind, ebenfalls die Qualifikationen eines Sach-
verständigen haben müssen. Lediglich für den Fall, dass 
externe Personen für die Vorbereitung der Ausschreibung 
als erforderlich erachtet werden, wird ein bestimmtes Aus- 
bildungsniveau festgelegt. Falls der Auftraggeber weder  
über die erforderlichen Kenntnisse für die Vorbereitung einer 
Ausschreibung noch über allenfalls erforderliches Spezi-
alwissen für die Durchführung der konkreten Ausschrei-
bung verfügt, so ergibt sich aus Abs. 5 sogar eine Verpflich- 
tung zum Beiziehen von Sachverständigen, falls nicht durch 
andere Vorkehrungen auf Auftraggeberseite die Vorberei-
tung und Abwicklung eines korrekten Vergabeverfahrens  
gewährleistet werden kann. Selbstverständlich dürfen nur  
solche externe Personen herangezogen werden, deren 
Unbefangenheit außer Zweifel steht. Ein Recht auf Ab- 
lehnung wegen Befangenheit soll den Teilnehmern am 
Vergabeverfahren indes nicht zukommen. In diesem Zu- 
sammenhang ist auch auf § 24 und die Möglichkeit der vor- 
herigen Erkundung des Marktes hinzuweisen.
Abs. 6 ist die § 48 ergänzende Bestimmung in Bezug auf  
die Ausschreibung: der Auftraggeber hat in der Aus- 
schreibung festzulegen, welcher Kommunikationsweg bei  
der Angebotsabgabe zu beachten ist. Es besteht – sofern 
§ 48 dies zulässt – auch die Möglichkeit bzw. Pflicht unter-
schiedliche Kommunikationswege festzulegen: zB bei An- 
gebotsbestandteilen, die nicht elektronisch eingereicht werden  
können, hat der Auftraggeber festzulegen, wie diese An- 
gebotsbestandteile zu übermitteln sind. Hinzuweisen ist 
ferner auf die gegebenenfalls erforderliche Festlegung von 
besonderen Kommunikationswegen (vgl. dazu § 48 Abs. 6 
oder 10). Des Weiteren ist vom Auftraggeber festzulegen, 
welche Form Angebote haben müssen (insbesondere elek-
tronisch, nicht elektronisch, elektronische Kataloge) und 
wie die Angebote einzureichen sind. Im Kontext von Ab- 
änderungs- und Alternativangeboten kann der Auftraggeber 
besondere Festlegungen dazu treffen. Auf die korrespondie-
renden Regelungen der §§ 126 und 129 wird hingewiesen.

Zu § 89 (Zur-Verfügung-Stellen  
der Ausschreibungsunterlagen):
§ 89 setzt Art. 53 Abs. 1 erster UAbs, zweiter UAbs. Satz 1 
und dritter UAbs. Satz 1 der RL 2014/24/EU um.
Er enthält den Grundsatz, dass die Ausschreibungs- 
unterlagen (vgl. dazu die Definition der Ausschreibung in  
§ 2 Z 10; das sind alle für die Durchführung des Ver- 
gabeverfahrens erforderliche oder zweckdienliche Unter-
lagen) auf elektronischem Weg kostenlos, direkt, unein- 
geschränkt und vollständig (vgl. dazu die englische Original- 
fassung der RL („unrestricted and full direct access free  

of charge“) zur Verfügung zu stellen sind. Der Begriff des „zur  
Verfügung stellen“ bedeutet (im gesamten Anwendungs- 
bereich des Gesetzes), dass Dokumente, Informationen  
uam. kostenlos, direkt, uneingeschränkt und vollständig 
auf elektronischem Weg zugänglich zu machen sind. Nur 
ausnahmsweise kann von diesem Grundsatz abgewichen  
werden (vgl. Abs. 3 und § 90). Die Ausschreibungsunter- 
lagen sind gemäß Abs. 1 unter einer bekannt zu gebenden 
Internetadresse zur Verfügung zu stellen: dieser Verpflich-
tung zum „direkten und unmittelbaren“ Zugang zu den Aus-
schreibungsunterlagen wird zB durch einen unmittelbar unter 
der angegebenen Adresse möglichen freien Zugriff auf die 
Unterlagen selbst (Download) oder durch einen Hyperlink 
in der Bekanntmachung auf die Ausschreibungsunterlagen 
entsprochen; es muss sich jedoch hierbei um einen direkten 
Link handeln. Ein Link, der ein weiteres detailliertes Suchen 
(in den verwiesenen Unterlagen oder Webseiten) erfor-
dert, erfüllt das gesetzliche Erfordernis nicht. Aus diesem 
Grund wäre eine Verlinkung auf die Internetadresse „wien.
gv.at“ unzulässig, eine Verlinkung auf die Internetadresse  
„https://www.gemeinderecht.wien.at/vergabeportal/ein-
stieg.asp“ zulässig, weil unter dieser spezifischen Adresse  
eine zielgerichtete Suche nach Verfahren möglich ist.
Abs. 1 zweiter Satz legt indirekt auch fest, dass ab dem  
Zeitpunkt der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekannt- 
machung des Vergabeverfahrens oder ab dem Zeitpunkt  
zu dem die Aufforderung zur Interessensbestätigung über- 
mittelt bzw. bereitgestellt wurde, der Zugang zu den Aus-
schreibungsunterlagen möglich sein muss. Daraus folgt,  
dass bei allen Verfahren mit Bekanntmachung, ab dem Zeit-
punkt der Bekanntmachung die Ausschreibungsunterlagen 
zur Verfügung stehen müssen. Nur im Fall, dass in einem 
nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren mit 
Bekanntmachung – anstelle der Bekanntmachung – eine 
Vorinformation als Aufruf zum Wettbewerb dient (vgl. § 57 
Abs. 2), sind die Ausschreibungsunterlagen erst ab dem 
Tag der Aufforderung zur Bestätigung des Interesses an der 
weiteren Teilnahme am Vergabeverfahren (siehe § 124) zur 
Verfügung zu stellen. In diesen beiden zweistufigen Ver- 
gabeverfahren ist folglich die elektronische Verfügbarkeit  
der Ausschreibungsunterlagen nicht schon ab dem Tag der 
Veröffentlichung einer Bekanntmachung sondern erst ab  
der Aufforderung zur Interessensbestätigung erforderlich.
Darüber hinaus sieht ferner weder die RL noch in weite-
rer Folge das BVergG eine Einschränkung hinsichtlich des 
Adressatenkreises (das sind die „Zugriffsberechtigten“)  
vor, wie zB etwa hinsichtlich „interessierter Bewerber“, „Wirt-
schaftsteilnehmer“, oder etwa den Ausschluss von bestimm-
ten Kreisen (wie „Informationsdienstleister“). Dies bedeutet 
daher, dass grundsätzlich bei allen Vergabeverfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung – unabhängig davon, ob es 
sich um ein- oder zweistufige Vergabeverfahren handelt – 
der Auftraggeber die Ausschreibungsunterlagen ab dem 
Tag der Veröffentlichung der Bekanntmachung oder ab dem 
Tag der Aufforderung zur Interessenbestätigung allgemein 
gemäß Abs. 1 elektronisch verfügbar machen muss. Das 
Gesetz formuliert deshalb in Anlehnung an den Wortlaut der 
RL bewusst eine Verpflichtung des Auftraggebers „zur Offen- 
legung“ und nicht ein Recht von (bestimmten) Personen auf 
Zugang zu diesen Unterlagen. Aufgrund der unionsrecht- 
lichen Vorgaben kann etwa auch ein Urheberrechtsschutz 
an den Ausschreibungsunterlagen nicht zur Rechtfertigung 
einer allfälligen Beschränkung des Zuganges zu diesen  
geltend gemacht werden.
Klarzustellen ist ferner, dass neben der verpflichtenden zur-
Verfügung-Stellung der Ausschreibungsunterlagen gemäß 
Abs. 1 zusätzliche Publikationen/Bekanntmachungen der 
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Ausschreibungsunterlagen stets zulässig und möglich sind.
Abs. 2 regelt den Zeitpunkt bis zu dem die Ausschreibungs- 
unterlagen verfügbar sein müssen. Beim Verhandlungs- 
verfahren (und somit auch bei der Innovationspartnerschaft) 
ist das daher grundsätzlich (auf die Sondersituationen  
des § 114 Abs. 3 und 9 wird hingewiesen) der Ablauf der 
Angebotsfrist für das endgültige Angebot (last and final offer; 
vgl. § 114 Abs. 8).
Abs. 3 regelt jene Situationen, in denen ausnahms- 
weise von der Verpflichtung des Abs. 1 Abstand genommen  
werden kann. Die Inanspruchnahme dieser Ausnahme und 
die Gründe dafür sind zu dokumentieren (siehe § 49). Im  
Falldes Abs. 3 Z 1 (keine Verpflichtung zur elektronischen 
Kommunikation gemäß § 48 Abs. 6) kann es dennoch 
sein, dass der Auftraggeber die Ausschreibungsunterlagen  
dennoch elektronisch übermittelt bzw. bereitstellt, ge- 
gebenenfalls mit bestimmten Sicherungsanforderungen.
Abs. 4 enthält aus datenschutzrechtlichen Erwägun-
gen eine Verpflichtung zum Schutz der Anonymität jener  
Unternehmer, die die zur Verfügung gestellten Aus- 
schreibungsunterlagen abgerufen haben. Der Zugriff dieser 
Unternehmer auf die vom Auftraggeber gemäß Abs. 1 zur  
Verfügung gestellten Ausschreibungsunterlagen darf be- 
stimmten in das Vergabeverfahren involvierten Personen 
nicht offengelegt werden, dh. die Identität dieser Unter- 
nehmen darf diesen nicht offengelegt werden. Die erforder- 
liche Einschränkung des Personenkreises folgt aus der  
praktischen Notwendigkeit, dass zB im Falle des Betriebes 
der Vergabeplattform durch den Auftraggeber jene Per- 
sonen, die die Vergabeplattform betreuen (idR die IT-Abtei-
lung des Auftraggebers), Zugang zu Daten haben können 
(zB die IP-Adresse), die eine Identifizierung jener Unter-
nehmer ermöglichen würde, denen die Ausschreibungs- 
unterlagen zur Verfügung gestellt wurden. Aus diesem 
Grund wurde keine Verpflichtung zum (vollkommen) anony- 
misierten Download in das Gesetz aufgenommen. Dennoch 
ist zu betonen, dass jenen Mitarbeitern des Auftraggebers 
oder der vergebenden Stelle (unter letztere fallen auch die 
Mitarbeiter eines im Namen des Auftraggebers handelnden 
Beschaffungsdienstleisters), die theoretisch Einfluss auf  
die Vergabeentscheidung oder die Durchführung des Ver- 
gabeverfahrens haben können, die Identität der interes- 
sierten Unternehmer nicht zugänglich gemacht werden darf. 
Im Übrigen ist auf die Dokumentationsverpflichtung des  
§ 49 Abs. 1 hinzuweisen. Vom Schutzbereich des Abs. 4 
erfasst ist die Identität der Unternehmer, nicht darunter  
fällt hingegen die Information, wie oft auf die Ausschrei- 
bungsunterlagen bereits zugegriffen oder diese abgeru-
fen wurden. Klarzustellen ist, dass diese Anonymitätsan- 
forderung zeitlich nicht unbegrenzt gilt, sondern je nach Ver-
fahrenstypus unterschiedlich lang besteht: so wird bei zwei-
stufigen Verfahren mit Öffnung der Teilnahmeanträge die 
Identität der Bewerber offen gelegt und die Regelung des 
Abs. 4 findet keine Anwendung mehr.
Da Ausschreibungsunterlagen grundsätzlich kostenfrei zu- 
gänglich sein müssen, darf nur in begründeten Ausnahme-
fällen ein Entgelt für jene Unterlagen vorgesehen werden, 
die nicht auf elektronischem Weg verfügbar gemacht werden  
können (zB Modelle). Dieses Entgelt darf nur die Her- 
stellungskosten dieser Unterlagen sowie allfällige Spesen  
für deren Übermittlung (Porto, Kuriertransport uä.)  
abdecken.

Zu § 90 (Bereitstellung oder Übermittlung  
der Ausschreibungsunterlagen):
§ 90 enthält für Vergabeverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung eine Ausnahmeregelung zum Grundsatz des  

§ 89 wonach Ausschreibungsunterlagen allgemein zur  
Verfügung zu stellen sind. In diesen Verfahren sind die Aus-
schreibungsunterlagen den bekannten Unternehmen direkt 
kostenlos elektronisch zu übermitteln oder bereitzustellen  
(zu den Begriffen „übermitteln“ und „bereitstellen“ siehe  
§ 48 Abs. 4).
Abs. 2 regelt analog zu § 89 Abs. 2 Ausnahmen von der 
Pflicht zur elektronischen Übermittlung oder Bereitstellung.

Zu § 91 (Inhalt der Ausschreibungsunterlagen):
§ 91 setzt eine Reihe von Bestimmungen der RL 2014/24/EU 
um: Art. 30 Abs. 1 3.UA Satz 3, Art. 31 Abs. 1 4.UA Satz 4,  
Art. 42 Abs. 1 1.UA letzter Satz, Art. 56 Abs. 1 1.UA und  
Art. 67 Abs. 1, Abs. 2 1.UA (Einleitung) und 3.UA  
sowie Abs. 5. Ferner ist auf die EG 89 bis 94 und 97 bis 99 
der RL sowie auf die Definition der Zuschlagskriterien in  
§ 2 Z 22 lit. d samt den diesbezüglichen Erläuterungen hin- 
zuweisen. § 91 regelt die wesentlichsten Inhalte der Aus-
schreibungsunterlagen (die Teil der Ausschreibung sind,  
vgl. § 2 Z 7 und die Erläuterungen dazu).
Allgemein ist zu den Anforderungen an die Ausschrei-
bungsunterlagen folgendes auszuführen: Nach stRspr des 
EuGH und des VwGH sind alle Inhalte der Ausschreibungs- 
unterlagen (Leistungsbeschreibung, Bedingungen, Kriteri-
en usw.) so klar, genau und eindeutig zu formulieren, dass 
alle durchschnittlich fachkundigen Bieter bei Anwendung  
der üblichen Sorgfalt ihre genaue Bedeutung verstehen  
und sie in gleicher Weise auslegen können. Sie sind nach  
ihrem objektiven Erklärungswert auszulegen, Auslassungen 
und Unklarheiten gehen zu Lasten des Auftraggebers (vgl.  
etwa Rs C-423/07, Kommission gegen Spanien, Rs 
C-324/14, Partner, Rs C-42/13, Cartiera dell’Adda, VwGH 
vom 12. Mai 2011, 2008/04/0087, VwGH vom 27. Oktober 
2014, 2012/04/0066). Zweck der Ausschreibungsunterla-
gen ist es, Unternehmern objektiv die Möglichkeit zu ver- 
schaffen, sich eine konkrete Vorstellung der vom Auftrag- 
geber gewünschten Leistung (inklusive des Ortes ihrer  
Erbringung) zu machen und daraufhin ein Angebot er- 
stellen zu können. Dies bringt es mit sich, dass in der Aus- 
schreibungsunterlage selbst diese Informationen ent- 
halten sein müssen, Verweise in der Ausschreibungs- 
unterlage auf andere Dokumente, Vorschriften, Regeln  
udglm. sind zulässig, sofern ein direkter und kostenloser 
elektronischer Zugriff auf diese gewährleistet ist (zB Link in 
den Ausschreibungsunterlagen auf Website, die einen unmit-
telbaren Download ermöglicht). Ist dies nicht der Fall sind  
Verweise in den Ausschreibungsunterlagen nur in einge-
schränktem Ausmaß zulässig (vgl. EuGH Rs C-412/01, 
Traunfellner, Rs C-423/07, Kommission gegen Spanien,  
Rs C-368/10, Kommission gegen Niederlande).
Gemäß Abs. 1 muss aus den Ausschreibungsunterlagen  
im Sinne der Transparenz klar und unmissverständlich her-
vorgehen, wer Auftraggeber im konkreten Vergabeverfahren 
ist bzw. welche vergebende Stelle für welche(n) Auftrag- 
geber auftritt (im zuletzt genannten Fall sind beide An- 
gaben zwingend), welchem Regelungsregime die konkre-
te Leistungsvergabe folgt und welche Vergabekontrollbe- 
hörde für die Kontrolle des konkreten Vergabeverfahrens 
zuständig ist (hinsichtlich der Angabe der Vergabekontroll- 
behörde vgl. auch die Standardformulare und Anhang VI  
Teil C Z 27). Hintergrund der Regelung des Abs. 1 sind  
verschiedentlich in der Praxis in diesem Zusammenhang  
aufgetretene Probleme (vgl. dazu insbesondere  
VfSlg 17.675 – 17.678, 17.717/2005 „Stadion Klagenfurt“).
Abs. 2 stellt die spezifische Ausformulierung des § 21 Abs. 1 
für den Bereich der Ausschreibungsunterlagen dar.
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Gemäß Abs. 3 hat der Auftraggeber die von den Bietern 
vorzulegenden Eignungsnachweise in den Ausschreibungs- 
unterlagen festzulegen.
Abs. 4 regelt, zusammen mit Abs. 5 bis 7, Aspekte des  
Zuschlagsprinzips im Rahmen der Ausschreibungsunter- 
lagen.
In der RL wird als übergeordnetes Konzept für den Zuschlag 
der Begriff des „wirtschaftlich günstigsten Angebotes“  
verwendet, da jedes Angebot das den Zuschlag erhalten 
soll, letztlich die aus Sicht des einzelnen Auftraggebers  
für ihn wirtschaftlich beste Lösung unter den Angeboten  
darstellen sollte. Dieses übergeordnete Konzept umfasst 
nach der RL drei voneinander zu unterscheidende Zu- 
schlagsmodelle: 1) den niedrigsten Preis, 2) die niedrigs-
ten Kosten und 3) das beste Preis-Leistungs-Verhältnis  
(vgl. dazu die prägnantere englische Formulierung der RL 
„best price-quality ratio“).
Basis für die Ermittlung des (niedrigsten) Preises sind die 
Herstellungs- oder Anschaffungskosten („costs relating  
to acquisition“). Zu den Herstellungs- oder Anschaffungs-
kosten zählen alle Aufwendungen, die erforderlich sind,  
eine Leistung (zB ein Wirtschaftsgut) in den Besitz des  
Auftraggebers gelangen zu lassen und es für diesen nutz-
bar zu machen (zB in einen betriebsbereiten Zustand zu ver- 
setzen). Kosten der Nutzung fallen jedoch nicht darunter;  
derartige Kosten können nur im Rahmen der anderen 
Zuschlagsmodelle bewertet werden.
Die (niedrigsten) Kosten sollen nach der RL aufgrund 
eines Kosten-Wirksamkeits-Ansatzes („cost-effectiveness 
approach“) ermittelt werden, wobei als ein Beispiel für einen 
derartigen Ansatz (arg. „wie“ bzw. „such as“) die „Lebens- 
zyklusrechnung“ („life-cycle costing“ bzw. LCC) ausdrück-
lich genannt wird. Eine Lebenszykluskostenrechnung (siehe  
§ 92) berechnet – grob dargestellt – alle oder bestimmte  
Kosten, die mit einer Leistung über ihren gesamten Lebens-
zyklus (vgl. dazu die Definition in § 2 Z 23) oder einen Teil 
desselben, verbunden sind oder durch sie verursacht  
werden. Auch bei einer Betrachtung des gesamten Lebens-
zyklus sind unterschiedliche Ansätze anzutreffen (zB „von  
der Wiege bis zur Bahre“ oder „von der Wiege bis zur  
Wiege“). Weder die RL noch das BVergG beziehen sich 
auf ein bestimmtes Berechnungsmodell im Zusammenhang 
mit Lebenszykluskosten (§ 92 stellt nur Anforderungen an  
das verwendete Modell). Auch gibt die RL keinerlei Anhalts-
punkte welche anderen „Ansätze“ neben dem LCC-Modell 
in Betracht kommen könnten. Aus den allgemeinen Grund-
sätzen des unionsrechtlichen Vergaberechts lässt sich  
aber ableiten, dass andere alternative Ansätze ebenfalls 
zumindest auf objektiven und verifizierbaren Grundlagen  
basieren müssen, die einen objektiven und nachprüf- 
baren Vergleich der Berechnungsergebnisse dieses alter-
nativen Ansatzes ermöglichen müssen. Im BVergG wird  
die diesbezüglich offene Formulierung der RL wiederholt  
(vgl. § 92 Abs. 1 erster Satz), es wird – ebenso wie in  
der RL – aber keine darüber hinausgehende Regelung be- 
treffend diesen theoretisch möglichen alternativen Ansatz 
getroffen. Ferner wird allgemein darauf abgestellt, dass ein 
„Kostenmodell“ der Berechnung zugrunde zu legen ist.
Wichtig ist, dass im Kontext des Zuschlagsmodells der  
„niedrigsten Kosten“ neben den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten (siehe dazu oben die Ausführungen zum 
„niedrigsten Preis“) weitere (monetarisierte) Kostenele-
mente berücksichtigt werden müssen. Welche zusätzlichen  
Kostenelemente letztlich im Rahmen des Kostenmodells 
vom Auftraggeber herangezogen werden, ist dem Auftrag- 
geber überlassen (auf die allgemeinen Grundsätze des  
§ 20 Abs. 1 und die verfassungsrechtlichen Prüfmaßstäbe 

der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit ist 
aber mit Nachdruck hinzuweisen).
Das Zuschlagsmodell „bestes Preis-Leistungs-Verhältnis“ 
(„best price-quality ratio“) ist das gemäß den bisher gel-
tenden Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG bekannte  
Zuschlagsmodell des „wirtschaftlich günstigsten Ange- 
botes“, das auf der Grundlage von verschiedenen (Zu- 
schlags)Kriterien ermittelt wird. Um Verwechslungen mit 
dem übergeordneten Konzept zu vermeiden, wird in der  
RL 2014/24/EU dieses Zuschlagsmodell (ohne inhaltliche 
Änderung gegenüber der bisherigen Rechtslage) nunmehr 
als „bestes Preis-Leistungs-Verhältnis“ bezeichnet.
Die Konzeption der RL (und des BVergG) gestatten auch 
bestimmte Kombinationen der Modelle wie etwa die Ermitt-
lung des „besten Preis-Leistungs-Verhältnisses“ anhand 
eines (gewichteten) Zuschlagskriteriums „niedrigste Kosten“ 
neben anderen Zuschlagskriterien.
Im BVergG wird diese Dreiteilung der RL zugunsten der 
Kontinuität der schon bisher gebräuchlichen Terminologie  
nicht übernommen. Stattdessen wird dem Zuschlagsmodell  
des „niedrigsten Preises“ („Billigstangebotsprinzip“) das be- 
kannte Zuschlagsmodell des „technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebotes“ („Bestangebotsprinzip“) gegen-
übergestellt. Das Bestangebotsprinzip umfasst seiner-
seits zwei Modelle: einerseits die „niedrigsten Kosten“ und 
andererseits das „beste Preis-Leistungs-Verhältnis“ (siehe  
Abs. 4 letzter Satz). Zu betonen ist, dass der Ermittlung des  
technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebotes gemäß 
dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis nicht ausschließ-
lich kostenfremde Kriterien zugrunde gelegt werden dürfen. 
Mit anderen Worten: das vom Auftraggeber herangezoge-
ne Bewertungssystem muss jedenfalls ein Kostenkriterium 
beinhalten, das – je nach Wahl des Auftraggebers – ent- 
weder der Preis oder bestimmte Kosten gemäß einem 
Lebenszyklus-Kostenansatz sein können (vgl. dazu auch  
EG 92 der RL 2014/24/EU). Überdies ist festzuhalten, dass 
die Wahl des Zuschlagsmodells – neben den Regelun-
gen des Abs. 5 und 6 – auch durch andere (unionsrechts- 
konforme) gesetzliche Bestimmungen determiniert werden  
kann (vgl. dazu etwa gesetzliche Festpreisregelungen 
für bestimmte Waren und Dienstleistungen wie etwa das  
Bundesgesetz über die Preisbindung bei Büchern, BGBl. I  
Nr. 45/2000 idgF; in diesem Fall kann das beste Ange-
bot anhand anderer Kriterien, wie zB Service- oder Liefer-
bedingungen, ermittelt werden; vgl. dazu auch EG 93 der  
RL 2014/24/EU).
Abs. 4 verankert, wie auch schon seine Vorgängerregelun-
gen, als Grundregel des BVergG die gesetzliche Präferenz 
des Bestangebotsprinzips (herkömmlich auch als „Best- 
bieterprinzip“ bezeichnet; vgl. dazu schon 1171 BlgNR XXII. 
GP 68). Eine Fokussierung auf einen reinen Preiswett- 
bewerb (Billigstangebotsprinzip, herkömmlich auch als  
„Billigstbieterprinzip“ bezeichnet, dh. Zuschlag auf den nied-
rigsten Preis) ist ausnahmsweise nur dann zulässig, wenn 
der Qualitätsstandard der Leistung in der Leistungsbe- 
schreibung so klar und eindeutig in technischer, wirtschaft- 
licher und rechtlicher Hinsicht festgelegt wurde, dass die 
Einreichung vergleichbarer Angebote auf einem definierten 
(Qualitäts-)Niveau gewährleistet ist (vgl. dazu schon aus-
führlich 1171 BlgNR XXII. GP 67, zum – damaligen – § 80 
und die „authentische Interpretation“ des Fachnormenaus- 
schusses (FNA) 018 des Österreichischen Normungs- 
institutes zu Punkt 7.6. der ÖNORM A 2050: 2000-03 vom  
3. Mai 2000). Der vom Auftraggeber solcherart festgelegte 
Qualitätsstandard ist ein Mindeststandard, dessen Über-
schreitung seitens des Unternehmers möglich und zu- 
lässig ist, sich im Falle der Vergabe auf den niedrigsten  
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Preis jedoch bei der Bewertung des Angebotes nicht aus- 
wirkt, da definitionsgemäß allein der Preis relevant ist. Als 
Beispiel für Leistungen, hinsichtlich derer der Zuschlag  
auf ein Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden 
könnte, können etwa bestimmte Arten von standardisier-
ten Leistungen im Straßenbau, Lieferungen von Waren  
mit einem hohen Standardisierungsgrad und hoch standar- 
disierte Dienstleistungen angeführt werden. Der Preis 
als einziges Zuschlagskriterium ist daher nur dann sach-
lich gerechtfertigt und gesetzlich zulässig, wenn ein (durch  
die Festlegungen des Auftraggebers fixierter eindeutiger) 
Vergleichsstandard existiert und die Leistungsangebote 
dementsprechend vergleichbar sind.
Abs. 5 modifiziert die Grundregel des Abs. 4 dahingehend, 
dass in taxativer Weise für bestimmte Leistungen bzw. 
für bestimmte Vergabeverfahrenstypen verpflichtend das 
Bestangebotsprinzip verankert wird. Es steht dem Auftrag-
geber aber jederzeit frei, das Bestangebotsprinzip auch  
in anderen Bereichen zu verwenden. Bei den in Abs. 5 
genannten Bereichen handelt es sich um jene typischen  
Konstellationen, in denen die Qualität der angebotenen  
Leistung besondere Bedeutung hat. In diesen Fällen soll  
der Zuschlag aufgrund eines Qualitätswettbewerbes erfol-
gen und demgemäß der (niedrigste) Preis als das allein 
ausschlaggebende Kriterium ausgeschlossen sein. Die 
verpflichtende Verankerung des Bestangebotsprinzips be- 
deutet, dass der Angebotsbewertung entweder die  
niedrigsten Kosten gemäß einem vom Auftraggeber fest-
zulegenden Kostenmodell (vgl. dazu Abs. 7 Z 1 iVm § 92) 
oder das beste Preis-Leistungsverhältnis zugrunde gelegt 
werden muss. Im zuletzt genannten Fall muss daher neben 
dem Preis als Zuschlagskriterium zumindest ein weite-
res Zuschlagskriterium (vgl. dazu § 2 Z 22 lit. d sublit. aa)  
vom Auftraggeber festgelegt werden, oder – falls der Ange-
botspreis fix vorgegeben worden ist – die Auswahl des  
erfolgreichen Angebotes auf der Basis zumindest eines Zu- 
schlagskriteriums neben der Anzahl der angebotenen  
Leistungseinheiten erfolgen. Die unionsrechtliche Zulässig- 
keit des Ausschlusses des Billigstangebotsprinzips für 
bestimmte Vergaben im Oberschwellenbereich folgt aus  
Art. 67 Abs. 2 letzter Unterabsatz RL 2014/24/EU und für  
Vergaben im Unterschwellenbereich aus der nationalen 
Regelungszuständigkeit im Rahmen des primären Unions-
rechtes.
Durch Abs. 5 soll insbesondere auch der Gefahr entgegenge-
treten werden, dass bei Vergaben, bei denen die Leistungs-
qualität durch den Wettbewerb im Rahmen der Angebots- 
bewertung optimiert werden soll, durch eine Fokussierung 
allein auf den Preis (als Zuschlagskriterium) ein hoher Preis-
druck aufgebaut wird, der in weiterer Folge in der Kette der aus- 
führenden Unternehmen (insbesondere im Rahmen des 
Einsatzes von Subunternehmen) weitergereicht wird und in  
letzter Konsequenz zu Lohn- und Sozialdumping führen 
kann.
Wie bereits ausgeführt, subsumiert das BVergG unter das 
Zuschlagsmodell „technisch und wirtschaftlich günstigs-
tes Angebot“ zwei Ansätze: einerseits die Nutzung eines  
Kostenmodells und andererseits das „klassische“ Best- 
angebotsprinzip (bestes Preis-Leistungs-Verhältnis) 
zur Ermittlung des besten Angebotes anhand mehrerer 
Zuschlagskriterien.
Zum „klassischen Bestangebotsprinzip“ (bestes Preis- 
Leistungs-Verhältnis): Damit die Gleichbehandlung gewähr-
leistet ist, müssen die Zuschlagskriterien einen Vergleich 
und eine objektive Bewertung der Angebote ermöglichen. 
Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, versetzen die  
wirtschaftlichen und qualitativen Zuschlagskriterien wie  

auch die Kriterien über die Erfüllung der Umwelterforder- 
nisse den Auftraggeber in die Lage, auf Bedürfnisse der 
betroffenen Allgemeinheit, so wie es in der Leistungs- 
beschreibung festgelegt ist, einzugehen. Unter denselben 
Voraussetzungen kann ein Auftraggeber auch Kriterien zur 
Erfüllung sozialer Anforderungen anwenden, die insbe- 
sondere den – in den vertraglichen Spezifikationen festge- 
legten – Bedürfnissen besonders benachteiligter Bevölke-
rungsgruppen entsprechen, denen die Nutznießer/Nutzer  
der Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen an- 
gehören. Hinsichtlich der Definition der Zuschlagskriterien, 
deren Charakteristika (enge Verbindung mit dem Auftrags- 
gegenstand)und deren Auswahl und Zulässigkeit wird  
wiederum auf § 2 Z 22 verwiesen.
Dies führt zu folgenden Konsequenzen: Ausgehend von der 
gesetzlichen Präferenz zugunsten des Bestangebotsprin-
zips kann der Auftraggeber zwar in bestimmten Fällen (s.o.  
die Ausführungen zu Abs. 4) zwischen dem Bestangebot-
sprinzip und dem Billigstangebotsprinzip wählen, in den 
in Abs. 5 genannten Fällen hat aber ausnahmslos ex lege 
das Bestangebotsprinzip als Zuschlagsprinzip zur Anwen-
dung zu kommen. In der Bekanntmachung oder in den  
Ausschreibungsunterlagen ist eindeutig festzulegen, nach 
welchem Prinzip der Zuschlag erteilt werden soll. Die  
Wahl des Zuschlagsprinzips ist zusammen mit der Aus- 
schreibung zu bekämpfen.
Sofern das Bestangebotsprinzip zur Anwendung kommt  
(entweder weil der Qualitätsstandard nicht klar und ein- 
deutig definiert wird oder weil dies durch das Gesetz ver-
pflichtend vorgesehen ist), sind Ausschreibungen, die kei-
ne Zuschlagskriterien oder nur den Preis bzw. – bei fixier-
tem Angebotspreis (Auftragssumme, vgl. dazu § 2 Z 26  
lit. a) – allein die Leistungseinheiten als Zuschlagskriterium  
beinhalten, rechtswidrig und bekämpfbar. Darüber hinaus 
sind aber auch Ausschreibungen bekämpfbar, die formal  
zwar mehrere Zuschlagskriterien („Feigenblattkriterien“)  
beinhalten, de facto aber allein der Preis bzw. – bei fixier-
tem Angebotspreis – allein die Leistungseinheiten aus-
schlaggebend sind. Nach dem BVergG liegt nämlich nur 
dann ein gesetzeskonformes Zuschlagsmodell auf der 
Basis des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses vor, wenn 
mehrere Kriterien festgelegt worden sein, die eine ver- 
gleichende Bewertung des Leistungsniveaus jedes ein-
zelnen Angebotes (gemessen am Auftragsgegenstand) 
ermöglichen und diese Zuschlagskriterien tatsächlich  
Relevanz bei der Ermittlung des besten Angebotes haben 
könnten (da es sich um eine Prognoseentscheidung des 
Auftraggebers bei der Festlegung der Zuschlagskriteri-
en handelt, kann nicht verlangt werden, dass sich diese  
Relevanz jedenfalls verwirklichen muss).
Abs. 5 Z 1 sieht ein verpflichtendes Bestangebotsprinzip 
bei bestimmten Dienstleistungsvergaben vor. Es handelt 
sich hierbei um die Vergabe von Dienstleistungen in einem  
Verhandlungsverfahren dessen zulässige Anwendung durch 
die Eigenschaft der nachgefragten Leistung (innovativ,  
geistig, planerisch, komplex, nicht beschreibbar) bedingt  
ist. In allen diesen Fällen folgt aus dem Wesen der nach- 
gefragten Leistung, dass ein Qualitätswettbewerb die einzig 
sachgerechte Methode zur Ermittlung des „besten“ Ange- 
botes ist.
Abs. 5 Z 2: Da auch bei konstruktiven Leistungsbeschrei- 
bungen Einzelpositionen oft in funktionaler Weise aus- 
geschrieben werden, ohne dass dies die Vergleichbarkeit  
der Angebote berührt, soll die Verpflichtung zur Anwen-
dung des Bestangebotsprinzips nur dann greifen, wenn bei  
einer materiellen Gesamtbetrachtung die Leistungsbeschrei-
bung derart ausgestaltet ist, dass wesentliche, die Leistung 
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charakterisierende Elemente in funktionaler Weise aus- 
geschrieben werden.
Gemäß Abs. 5 Z 3 kommt das Bestangebotsprinzip auch 
bei Bauaufträgen zwingend zur Anwendung, falls deren 
geschätzter Auftragswert 1 Million Euro übersteigt. Aus der 
Bezugnahme auf Bauaufträge folgt, dass auch Lose dieser 
Bauaufträge gemäß dem Bestangebotsprinzip zu vergeben 
sind (auf die Ausnahmen für Direktvergaben wird jedoch hin-
gewiesen).
Abs. 5 Z 4 und 5 sind durch die einschlägigen unionsrecht- 
lichen Vorgaben bedingt.
Abs. 6 verankert ein neues Qualitätssicherungsmodell in  
Vergabeverfahren. Anders als bei Abs. 5 ist hier der Fokus 
nicht ausschließlich auf den Bereich der Zuschlagskriterien  
gerichtet, sondern es wird ein horizontaler Ansatz ver-
folgt. Damit soll den Auftraggebern die Möglichkeit eröffnet  
werden, die nach Abs. 6 verpflichtend in das Vergabever- 
fahren einzubeziehenden Qualitätskriterien nicht nur in 
dem komplexen und anfechtungsgefährdeten Bereich der 
Zuschlagskriterien festzulegen, sondern (wahlweise) in zu- 
mindest einer der in Abs. 6 genannten Phase des Ver- 
gabeverfahrens (bei der Leistungsbeschreibung, den Tech- 
nischen Spezifikationen, Eignungskriterien, Zuschlagskri- 
terien oder Ausführungsbedingungen). Dem Auftragge-
ber steht es natürlich frei über diese Mindestanforderung 
hinauszugehen und derartige Qualitätskriterien in meh-
reren oder allen diesen Phase vorzusehen. Zu beachten 
ist in dem Zusammenhang jedoch, dass ein und dasselbe  
Kriterium nicht mehrfach verwendet werden darf („Ver-
bot der Doppel- oder Mehrfachverwendung“, vgl. etwa  
EuGH Rs 31/87, Beentjes, und EuG Rs T-148/04, TQ3  
Travel Solutions Belgium SA gegen Kommission). Abs. 6  
verpflichtet den Auftraggeber einen qualitätsbezogenen 
Aspekt festzulegen und verweist diesbezüglich auf § 20. 
Qualitätsbezogen bedeutet im vorliegenden Kontext, dass 
es sich um nicht-ökonomische Kriterien handeln muss; 
der Verweis auf § 20 stellt klar, dass diese Kriterien öko- 
logischer, innovativer oder sozialer Natur sein müssen.  
Dem Auftraggeber steht es aber grundsätzlich (vgl. dazu 
jedoch die Sonderbestimmung in Abs. 6 Z 2) frei, welches 
Qualitätskriterium (sozialer, ökologischer oder innovativer  
Art) er konkret in das Vergabeverfahren einfließen lassen 
möchte; dies wird nicht zuletzt auch vom Leistungsgegen- 
stand selbst abhängen. Diese Wahlmöglichkeit des Auf-
traggebers ermöglicht es auch, die von ihm festgelegten 
Qualitätsaspekte als zwingende Anforderungen (etwa im 
Rahmen der technischen Spezifikationen oder im Rah-
men der Ausführungsbedingungen) festzulegen. Anders als  
bei Zuschlagskriterien ist in diesem Fall der Qualitäts- 
aspekt jedenfalls vom Bieter im Rahmen des Ange- 
botes zu berücksichtigen (bei Zuschlagskriterien könnte hin-
gegen ein qualitatives Kriterium vom Bieter bewusst nicht 
angeboten, sondern durch „Kompensation“ im Wege der 
anderen Kriterien unterlaufen werden). In diesem Sinne 
können gemäß Abs. 6 insbesondere soziale Aspekte in die 
Leistungsbeschreibung oder in die Ausführungsbedingungen 
einfließen (zB Beschäftigung von Auszubildenden, älteren 
ArbeitnehmerInnen oder Langzeitarbeitslosen im Rahmen 
der Auftragsausführung). Klarzustellen ist in diesem Zu- 
sammenhang auch, dass die Erfüllung der gesetzlichen  
Mindeststandards (vgl. dazu § 93) nicht als Erfüllung  
der Verpflichtung gemäß Abs. 6 angesehen werden kann; 
Abs. 6 verlangt eine über diese Mindeststandards hinaus-
gehende Festlegung von Qualitätskriterien im Vergabever- 
fahren.
Der Auftraggeber hat die gewählten qualitätsbezogenen 
Aspekte in den Ausschreibungsunterlagen gesondert als  

solche zu bezeichnen. Damit hat der Auftraggeber die  
Pflicht, gesondert darzulegen, wie er der Verpflichtung des 
Abs. 6 nachkommt. Ausschreibungen im Anwendungs- 
bereich des Abs. 6, die keine qualitätsbezogenen Aspek-
te ausweisen, sind rechtswidrig und daher – ebenso wie im  
Fall des Bestangebotsprinzipes gemäß Abs. 5 – bekämpfbar. 
Hingewiesen wird darauf, dass sich der Auftraggeber nach  
der Rechtsprechung des EuGH strikt an die von ihm festge- 
legten Bedingungen in den Ausschreibungsunterlagen 
zu halten hat (vgl. für viele Rs C 171/15, Connexxion Taxi  
Services BV, Rz 38, Rs C-336/12, Manova, Rz 40,  
Rs C 131/16, Archus, Rz 33); eine Abweichung ist einer 
Nachprüfung durch die Vergabekontrollbehörden zugänglich. 
So sind die Leistungsbeschreibung samt technischen Spe-
zifikationen, die Eignungskriterien, die Zuschlagskriterien 
und die Ausführungsbedingungen als Bestandteil der Aus-
schreibung (genauer: der Ausschreibungsunterlagen) durch 
den Unternehmer (vgl. § 342 Abs. 1) anfechtbar; bei einer 
von solchen Festlegungen in den Ausschreibungsunterlagen 
abweichenden Vorgangsweise des Auftraggebers kann etwa 
der Unternehmer, der nicht zur Teilnahme zugelassen oder 
dessen Angebot ausgeschieden wird, diese Entscheidung 
im Nachprüfungsverfahren anfechten. Für die Phase nach 
Zuschlag kann ein Abweichen von den im Vergabeverfahren 
geforderten qualitätsbezogenen Aspekten eine unzulässige 
wesentliche Änderung des Vertrages im Sinne des § 365 dar-
stellen.
Nach Abs. 6 Z 1 sind qualitätsbezogene Aspekte verpflich-
tend bei unmittelbar personenbezogenen besonderen Dienst- 
leistungsaufträgen im Gesundheits- und Sozialbereich fest-
zulegen; Z 6 verweist hinsichtlich der erfassten Dienstleis-
tungen auf Anhang XVI. Dieser Anhang listet jene Dienst-
leistungen auf, die nach dem Spezialregime für „beson- 
dere Dienstleistungsaufträge“ (vgl. dazu die §§ 151 und 152) 
vergeben werden können. In dieser Liste finden sich auch 
Dienstleistungen, die zwar personenbezogen aber nicht  
im Gesundheits- oder Sozialbereich angesiedelt sind (zB 
Strafvollzug, Kulturbereich, Gaststätten- und Beherber- 
gungsbereich, administrativer Bereich usw.) oder überhaupt 
keinen personenbezogenen Konnex aufweisen (zB Rei-
fenrunderneuerung, Schmiedearbeiten). Z 1 erfasst jene  
Dienstleistungen, die unmittelbar gegenüber Patienten  
(zB alle ärztlichen/medizinischen/therapeutischen Dienst-
leistungen) oder im Sozialbereich unmittelbar gegen-
über bestimmten, sozial bedürftigen, am Arbeitsmarkt be- 
nachteiligten Personen oder gegenüber in Aus- oder Fort-
bildung befindlichen Personen (zB Behindertenfürsorge, 
Altersfürsorge, Kinderbetreuung, Erwachsenenbildung,  
Sonderausbildung) erbracht werden. In diesen Fällen  
können Qualitätsaspekte insbesondere im Zusammenhang 
mit der Qualifikation und Erfahrung des bei der Auftrags- 
ausführung eingesetzten Personals bzw. im Zusammenhang 
mit der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität verankert 
werden.
Abs. 6 Z 2 erfasst die dem BVergG unterliegenden Per- 
sonenbeförderungsdienstleistungen auf der Straße (Bus- 
dienstleistungen und Personenverkehrsdienstleistungen per 
Straßenbahn; zu den Personenbeförderungsdienstleistun-
gen auf der Schiene vgl. § 151). Zu den Personenbeförde-
rungsdienstleistungen auf der Straße zählt der Kraftfahr- 
linienverkehr (vgl. § 3 Abs. 1 ÖPNRV-G 1999) aber auch 
andere Verkehrsdienste (wie bedarfsorientierte Bedien- 
formen, zB Rufbusse oder Anrufsammeltaxis; vgl. dazu  
511 BlgNR XXV. GP 2 und § 5 Abs. 2 ÖPNRV-G), nicht je- 
doch der Gelegenheitsverkehr (vgl. § 5 Abs. 2 ÖPNRV-G). 
Bei der Vergabe derartiger Personenbeförderungsdienst- 
leistungen hat der Auftraggeber (abweichend zur Grundregel 
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des Abs. 6 hinsichtlich der freien Wahl der Qualitätsaspekte) 
soziale Aspekte (siehe dazu § 20 Abs. 6) in das Vergabe- 
verfahren einfließen zu lassen.
Abs. 6 Z 3 verpflichtet den Auftraggeber bei der Beschaf-
fung von allen Lebensmitteln Qualitätsaspekte festzulegen. 
Dies könnte etwa im Wege der Vorschreibung von entspre- 
chenden Biogütezeichen (vgl. dazu § 108) als (zwingende) 
technische Spezifikation erfolgen.
Abs. 6 Z 4 sieht bei der Vergabe von Gebäudereinigungs- 
und Bewachungsdienstleistungen eine Verpflichtung zu 
Qualitätsaspekten vor, da dies aufgrund verschiedener 
spezifischer Faktoren geboten scheint (zB besonders hohe 
Fluktuationsrate des Personals von Anbietern, starker Ver-
drängungswettbewerb zwischen den Anbietern, der in der 
Praxis oftmals zu illegalen Praktiken führt, stark wachsende 
Beschäftigtenzahlen mit besonderer Bedeutung der Arbeits-
bedingungen). Zum Begriff der Gebäudereinigung vgl. die 
CPV-Kategorie 90911000-6, zum Begriff der Bewachungs-
dienstleistungen die CPV-Klasse 79710000-4.
Abs. 7 enthält nähere Vorgaben, wie die Vorgangsweise bei 
Anwendung des Bestangebotsprinzips in einem Vergabe- 
verfahren bekannt zu geben ist.
Abs. 7 Z 1 betrifft das Zuschlagsmodell der „niedrigsten  
Kosten“. Diese sind gemäß der RL anhand eines „Kosten-
Wirksamkeits-Ansatzes“ („cost-effectiveness approach“) 
zu ermitteln, wobei die RL als ein Beispiel eines derartigen 
Ansatzes (arg. „wie“ bzw. „such as“) die Ermittlung der Kos-
ten anhand einer Lebenszykluskostenrechnung („life-cyc-
le costing“ oder LCC) anführt. Z 1 spricht deshalb generell  
von einem Kostenmodell, das der Auftraggeber zu ver- 
wenden beabsichtigt und das er aus Transparenzgründen in 
den Ausschreibungsunterlagen zu spezifizieren hat. Auf die 
weiteren Ausführungen zu § 92 wird verwiesen.
Abs. 7 Z 2 regelt die Bekanntgabepflichten im Rahmen 
der Ausschreibungsunterlagen betreffend das „klassische 
Bestangebotsprinzip“: Um bei der Zuschlagserteilung die 
Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes sicher- 
zustellen, ist die – in der Rechtsprechung anerkannte – Ver-
pflichtung zur Sicherstellung der erforderlichen Transpa-
renz vorgesehen, damit sich jeder Bieter rechtzeitig und an- 
gemessen über die Kriterien und Modalitäten unterrichten 
kann, anhand deren das beste Angebot ermittelt wird. Grund-
sätzlich sind die Zuschlagskriterien (vgl. dazu deren De- 
finition in § 2 Z 22 lit. d sublit. aa und lit. d letzter UAbs.) ge- 
wichtet anzugeben, wobei die Gewichtung auch in Form  
einer Marge (Bandbreite der gewichteten Kriterien, inner- 
halb der sich der Wert eines Kriteriums befinden muss)  
möglich ist, um dem Auftraggeber unter bestimmten Voraus- 
setzungen einen gewissen Spielraum zu ermöglichen. Die  
Größe der Marge wird abhängig von der Art der auszuschrei-
benden Leistung festzusetzen, in der Regel jedoch sehr  
klein sein. Ist die Gewichtung auch im Wege einer Marge 
in Ausnahmefällen, die der Auftraggeber zu dokumentieren 
hat, nicht möglich (zB aufgrund der Komplexität des Auf- 
trages), kann sich der Auftraggeber auf eine bloße Reihung 
der Zuschlagskriterien in der Reihenfolge der ihnen zuer-
kannten Bedeutung (das ist deren absteigende Reihenfolge 
ihrer Bedeutung) beschränken.
Wie bisher gilt, dass, falls der Auftraggeber im Rahmen 
des „klassischen Bestangebotsprinzips“ keine Gewichtung 
oder Reihung der Zuschlagskriterien angibt, ein Zuschlag  
nicht rechtskonform erfolgen kann (vgl. etwa VwGH vom  
1. März 2005, 2002/04/0036); im Übrigen wäre bereits 
die Ausschreibung rechtswidrig und bekämpfbar. Auf die 
Möglichkeiten einer (rechtzeitigen) Berichtigung der Aus- 
schreibung bzw. des Widerrufes des Vergabeverfahrens ist 
ebenfalls hinzuweisen.

Abs. 8 verpflichtet den Auftraggeber in den Ausschreibungs-
unterlagen die technischen Spezifikationen hinsichtlich  
der von ihm nachgefragten Leistung festzulegen. Nähere 
Regelungen dazu enthält § 106.
Gemäß Abs. 9 hat bzw. kann der Auftraggeber bestimmte 
Festlegungen betreffend rechnerisch fehlerhafte Angebo-
te zu machen. Aus Abs. 9 und § 138 Abs. 7 ergeben sich  
vier Möglichkeiten, wie ein Auftraggeber mit rechnerisch  
fehlerhaften Angeboten verfahren kann:
1.	 Angebote mit einem Rechenfehler von 2% oder mehr 

sind auszuscheiden; Angebote mit einem Rechen- 
fehler von weniger als 2% dürfen nach Berichtigung des  
Rechenfehlers nicht vorgereiht werden.

2.	 Angebote mit einem Rechenfehler von 2% oder mehr 
sind auszuscheiden; Angebote mit einem Rechen- 
fehler von weniger als 2% werden nach Berichtigung des  
Rechenfehlers vorgereiht.

3.	 Angebote mit einem Rechenfehler dürfen nicht aus- 
geschieden und nach Berichtigung des Rechenfehlers 
auch nicht vorgereiht werden.

4.	 Angebote mit einem Rechenfehler dürfen nicht aus-
geschieden werden; sie sind nach Berichtigung des  
Rechenfehlers vorzureihen.

Bei den Varianten 3 und 4 werden daher rechnerisch feh-
lerhafte Angebote unabhängig von der Höhe des Rechen- 
fehlers nicht ausgeschieden. Der Auftraggeber muss be- 
reits in der Ausschreibungsunterlage festlegen, für welche 
Variante er sich entscheidet. Er darf sich die Entscheidung 
weder vorbehalten noch darf er eine andere Variante fest- 
legen (Angebote mit Rechenfehlern von weniger als 2% 
dürfen somit keinesfalls ausgeschieden werden). Trifft der 
Auftraggeber in den Ausschreibungsunterlagen keinerlei 
Festlegung betreffend Rechenfehler, so führt einerseits ein 
Rechenfehler des Bieters nicht zum Ausscheiden des vom 
Rechenfehler betroffenen Angebotes, es kann aber auch  
keine Vorreihung infolge der vom Auftraggeber vorgenom- 
menen Berichtigung erfolgen (somit Variante 3).
Zum Begriff der Vorreihung ist folgendes auszuführen: Ein 
rechnerisch fehlerhaftes Angebot „vorreihen“ bedeutet, 
dass dieses Angebot ohne Rechenfehler in der Angebots- 
reihung einen besseren Platz einnimmt als mit dem Rechen-
fehler. Um festzustellen, ob es zu einer Vorreihung kommt,  
müssen somit zu Vergleichszwecken zwei „Angebots- 
reihungen“ durchgeführt werden. Zu beachten ist, dass bei 
der Angebotsreihung alle Zuschlagskriterien zu berücksich- 
tigen sind. Bei einer Vergabe nach dem „klassischen Best- 
angebotsprinzip“ (siehe dazu oben) kann es daher auch dann 
zu einer Vorreihung kommen, wenn sich an der rein preis-
lichen Reihung der Angebote durch die Berichtigung des 
Rechenfehlers nichts ändert; umgekehrt erstreckt sich aber 
auch ein Vorreihungsverbot auf das gesamte Angebot, und 
nicht nur auf die rein preisliche Bewertung.
Angebote, die weder ausgeschieden noch vorgereiht wer-
den dürfen, verbleiben in der Angebotsreihung. Sie sind bei 
der Ermittlung des Zuschlagsempfängers wie gültige An- 
gebote zu behandeln (das spielt insbesondere dann eine 
Rolle, wenn die Preise der einzelnen Angebote relativ zum 
Preis des Billigstbieters beurteilt werden und das korrigier-
te Angebote nach der Korrektur zum billigsten Angebot wird 
und sich damit die Bewertung der anderen Angebote ändert). 
Ein gegebenenfalls korrigierter Preis kann sich daher trotz 
Anwendung des Vorreihungsverbotes auf die anderen An- 
gebote auswirken. Die berichtigten Angebote dürfen lediglich 
bei der Zuschlagsentscheidung nicht jenen Angeboten vorge-
zogen werden, die vor Korrektur des Rechenfehlers vor ihnen 
gereiht waren.
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Wie sich insbesondere aus § 138 Abs. 7 (arg. „erhöhend  
oder vermindern“) ergibt, können sich Rechenfehler zu  
Gunsten oder zu Lasten des Bieters auswirken, der sie 
gemacht hat.

Zu § 92 (Berechnung von Lebenszykluskosten):
§ 92 setzt Art. 68 der RL 2014/24/EU um (vgl. dazu ferner  
die Definition in § 2 Z 23 und Anhang XII sowie die EG 95 bis 
97 der RL).
Wie in § 91 Abs. 4 festgelegt, ist eines der Modelle zur 
Ermittlung des besten Angebotes die Nutzung eines Kosten- 
modells. Der Auftraggeber hat das von ihm konkret vor- 
gesehene Modell in den Ausschreibungsunterlagen anzu-
geben (siehe § 91 Abs. 7 Z 1). § 92 enthält, ausführend zu  
§ 91, detaillierte Regelungen in Beug auf das ange- 
sprochene Kostenmodell, konkret hinsichtlich der Nutzung 
einer Lebenszykluskostenrechnung („life-cycle costing“  
oder „LCC“). Zum weit zu verstehenden Begriff des Lebens-
zyklus ist auf dessen Definition in § 2 Z 23 zu verweisen. 
Falls ein unionsrechtlich verbindliches LCC-Modell existiert, 
ist dieses jedenfalls heranzuziehen (gleiches gilt für den  
Fall eines nach § 92 unionsrechtskonformen national ver-
bindlich vorgeschriebenen LCC-Modells). In diesem Sinne 
bildet § 94 eine lex specialis zu § 92.
Abs. 1 legt fest, welche Kostenelemente im Rahmen einer 
Lebenszykluskostenberechnung herangezogen werden 
können. Die Auswahl, welche Kostenelemente im konkre-
ten Vergabeverfahren eine Rolle spielen, ergibt sich aus 
der Entscheidung des Auftraggebers für ein bestimmtes 
LCC-Modell. Er kann dabei unter Berücksichtigung der Vor- 
gaben des Abs. 3 auf ein bereits existierendes Modell zurück- 
greifen oder ein eigenes Modell entwickeln. Zu bereits  
existierenden LCC-Modellen vgl. etwa die vom deutschen 
Umweltbundesamt im Internet zur Verfügung gestellten 
Tools, siehe http://www.umweltbundesamt.de/themen/ 
wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berech-
nung-der-lebenszykluskosten).
Gemäß Abs. 1 Z 1 können alle direkten Kosten auf Auf- 
traggeber- oder Nutzerseite in einem LCC-Modell berück-
sichtigt werden. Z 1 listet derartige Kostenelemente de- 
monstrativ auf. Als mögliche zu berücksichtigende Kosten 
gemäß Z 1 sind daher Kosten für den Verbrauch von Ener-
gie und anderen Ressourcen, Wartungskosten, Abholungs-,  
Entsorgungs- und Recyclingkosten zulässig. Kosten, die 
sonstigen Dritten entstehen, sind nach Z 1 hingegen nicht 
berücksichtigungsfähig. Aus dem System der RL und des 
Gesetzes folgt ferner, dass im Kontext eines LCC-Modells 
der Preis der Leistung (Anschaffungskosten; vgl. dazu  
die Ausführungen zu § 91) nicht allein maßgeblich sein  
kann (dies wäre eine Beschaffung zum „niedrigsten Preis“). 
Zum Preis müssen weitere Kostenelemente hinzutreten  
(entweder gemäß Z 1 oder gemäß Z 2).
Abs. 1 Z 2 ermöglicht die Berücksichtigung von externen Um- 
weltkosten (indirekte Kosten) unter der Bedingung, dass 
diese Kosten in Geld bestimmt (monetarisiert) werden  
können und verifizierbar sind. Darunter fallen etwa die 
monetarisierten Umweltkosten, die durch den Transport  
der Waren vom Hersteller oder Verkäufer zum vom  
Auftraggeber festgelegten Leistungsort oder im Rahmen 
der Auftragsausführung entstehen, monetarisierte Umwelt- 
effekte betreffend die in der beschafften Ware verwende-
ten Rohstoffe (zB aufgrund deren Gewinnungsmethode) 
oder Umweltkosten, die durch die Ware selbst, ihre Nutzung 
oder ihre Herstellung hervorgerufen werden (zB Kosten der  
Emission von Treibhausgasen und anderen Schadstoffen, 
sonstige Kosten für die Eindämmung des Klimawandels  
bzw. für den Klimaschutz). Zu beachten ist, dass im  

Rahmen eines Lebenszykluskostenberechnungsmodells 
gemäß § 92 externe soziale Kosten nicht berücksichtigt  
werden dürfen; diese Möglichkeit wurde anlässlich des 
Gesetzgebungsprozesses auf Unionsebene diskutiert 
aber letztlich nicht weiter verfolgt. Andere als in Abs. 1 Z 1  
und 2 angeführten Kosten können ebenfalls nicht berück- 
sichtigt werden.
Abs. 2 verpflichtet den Auftraggeber zur Angabe des von ihm 
verwendeten Kostenmodells und der von den Bietern be- 
reitzustellenden Daten.
Abs. 3 enthält die Anforderungen an ein gesetzeskonformes 
Kostenmodell zur Berechnung von externen Umweltkosten 
gemäß Abs. 1 Z 2. Es handelt sich hierbei um kumulative 
Anforderungen.
Abs. 3 Z 1 verlangt, dass derartige Modelle auf objektiv 
nachprüfbaren und nichtdiskriminierenden Kriterien beruhen  
müssen. Unerheblich ist in dem Zusammenhang, ob diese 
Modelle auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ent- 
wickelt wurden. Um jedoch Wettbewerbsverzerrungen durch 
speziell zugeschnittene Modelle zu vermeiden, sollten sie 
grundsätzlich für eine allgemeine Verwendung konzipiert 
sein. Sofern das Modell nicht für die wiederholte oder kon-
tinuierliche Anwendung konzipiert worden ist, darf es ins- 
besondere nicht bestimmte Unternehmer auf unzulässige 
Weise benachteiligen bzw. bestimmte Unternehmer bevor- 
zugen. Hintergrund der zuletzt genannten Anforderung 
ist, dass LCC-Modelle nicht nur für allgemein gebräuch- 
liche Waren entwickelt werden sondern auch für bestimmte 
(zum Teil auch nur für ein bestimmtes) Großprojekte insbe- 
sondere im Infrastrukturbereich. Da im zuletzt genannten 
Fall eine wiederholte Anwendung des Kostenmodells nicht  
denkbar ist, enthält Z 1 eine spezifische Ausformulierung des  
Diskriminierungsverbotes für diesen Bereich.
Nach Abs. 3 Z 2 müssen diese Modelle allen interessierten 
Unternehmern zugänglich sein. Die RL verwendet in diesem 
Zusammenhang den Begriff „Parteien“; dieser wird – ohne 
inhaltliche Abweichung – aufgrund der im BVergG verwen-
deten Terminologie im Bereich des Rechtsschutzes nicht 
verwendet. Die allgemeine Zugänglichkeit wird etwa dadurch 
gewährleistet, dass der Auftraggeber die Modelle gemäß  
§ 89 zur Verfügung stellt (gegebenenfalls durch einen direk-
ten Link) oder gemäß § 90 bereitstellt oder übermittelt.
Gemäß Abs. 3 Z 3 müssen sich die vom Auftraggeber gemäß 
Abs. 2 geforderten Daten von einem sorgfältig arbeiten-
den Unternehmer mit vertretbarem Aufwand bereitstellen  
lassen. Daten, die der Bieter etwa vom Hersteller ab- 
fragen kann, sind somit unbedenklich. Anders verhält es sich,  
wenn diese Daten erst generiert werden müssten (durch 
Untersuchungen oÄ). In diesem Fall hat der Auftraggeber 
vor der Festlegung abzuschätzen, mit welchem Aufwand  
sich ein Unter-nehmer diese Daten verschaffen kann. Dabei 
sind unterschiedliche Faktoren wie Zeitaufwand, Kosten- 
aufwand, geschätzter Auftragswert des Vergabeverfahrens 
usw. zu berücksichtigen und der Einschätzung zugrunde  
zu legen. Es ist dabei jedoch unerheblich, ob öster- 
reichische Unternehmer, Unternehmer aus der Euro- 
päischen Union oder dem EWR, Unternehmer mit Sitz in 
einer Vertragspartei des GPA oder eines sonstigen inter- 
nationalen Abkommens im Vergabebereich an einem Ver-
gabeverfahren teilnehmen. Der einheitliche (durchschnitt- 
liche) Maßstab gilt für alle (vgl. dazu etwa zuletzt EuGH  
Rs C-171/15, Connexxion Taxi Services BV) und muss der 
Nationalität der Unternehmer nicht Rechnung tragen.
Abs. 4 verweist auf die im Anhang XII aufgelisteten unions-
rechtlich verbindlich zu verwendenden LCC-Modelle. Die 
in der RL (Art. 68 Abs. 3) enthaltene Regelung, dass der- 
artige Modelle zu verwenden sind, wird nicht explizit um- 
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gesetzt: aus deren verpflichtenden Charakter folgt bereits 
der Zwang zur Befolgung (im Falle einer RL müsste die  
zwingend anzuwendende Methode ohnehin umgesetzt  
werden bzw. würde diese im Fall einer unionsrechtlichen  
Verordnung ohnehin unmittelbar gelten). Bislang gibt es 
erst ein derartiges Modell (betreffend „saubere Straßenfahr- 
zeuge“). Dieses ist in § 94 umgesetzt. Falls weitere Model-
le entwickelt werden sollten, wird das BVergG entsprechend  
zu ergänzen sein (bei Richtlinien) bzw. würden sie im Falle 
von Verordnungen der Union ohnehin unmittelbar gelten.

Zu § 93 (Einhaltung arbeits-, sozial- und  
umweltrechtlicher Bestimmungen)
Mit § 93 wird Art. 18 Abs. 2 und Anhang X der RL 2014/24/EU  
umgesetzt (vgl. dazu auch die EG 37 bis 41 der RL). Im Ein-
klang mit den unionsrechtlichen Vorschriften ist von allen 
Auftragnehmern die Einhaltung sämtlicher arbeits-, sozial-  
und umweltrechtlicher Vorschriften zu verlangen, die für 
innerhalb Österreichs durchzuführende Arbeiten maßgeb- 
lich sind. Dienstleistungen werden in Österreich erbracht, 
wenn im Bundesgebiet die charakteristischen Leistun-
gen erbracht werden. Bei grenzüberschreitend erbrachten 
Dienstleistungen (zB Call Center) ist dies der Ort der tat- 
sächlichen Leistungserbringung, ungeachtet der Tatsache, 
dass die Dienstleistungen für das Gebiet der Republik Öster-
reich bestimmt sind (siehe EG 38).
Bei Nichtbeachtung der in Österreich geltenden arbeits-, 
sozial- und umweltrechtlichen Vorschriften wären sonst gro-
be Wettbewerbsverzerrungen (zB durch Lohn- und Sozial- 
dumping) möglich. Insbesondere sind im gegebenen Zu- 
sammenhang die Beachtung der in Abs. 2 demonstrativ 
erwähnten arbeitnehmerschutzrechtlichen Vorschriften so- 
wie der kollektivvertragsrechtlichen Regelungen als fes-
te Bestandteile des Vertrages mit dem Auftragnehmer vor-
zusehen. Im Wege der Ausschreibung sind die künftigen 
Auftragnehmer zu verhalten, sich den Verpflichtungen, 
die sich aus den einschlägigen Übereinkommen der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation ergeben, zu unterwerfen. 
Diese Verpflichtungen beziehen sich im Wesentlichen auf  
arbeitsrechtliche, insbesondere lohnrechtliche, Be- 
stimmungen und dienen dem Schutz der Arbeitnehmer 
in den Betrieben der Auftragnehmer. Die bislang bereits  
ratifizierten und in Kraft getretenen ILO-Abkommen  
werden ebenfalls in das Gesetz aufgenommen (vgl. dazu 
auch Anhang X der RL 2014/24/EU). Diese Abkommen 
betreffen etwa die Vereinigungsfreiheit, die Abschaffung der 
Zwangsarbeit, die Abschaffung der Kinderarbeit, den Mutter-
schutz und die Diskriminierung am Arbeitsplatz. Es ergeben 
sich daraus keine neuen zusätzlichen Verpflichtungen, da  
die in Abs. 1 angeführten ILO-Abkommen bereits alle in  
die einschlägigen österreichischen Gesetze aufgenommen 
wurden.
Nach Zuschlagserteilung kann der Auftraggeber gegen den 
Auftragnehmer daher erforderlichenfalls die Einhaltung der 
genannten Regelungen aufgrund des Leistungsvertrages im 
Klageweg durchsetzen.
Zur Gewährleistung der dabei erforderlichen Transparenz  
ist in Abs. 2 vorgesehen, dass in den Ausschreibungs- 
unterlagen jeweils anzugeben ist, bei welchen Stellen Aus-
künfte über die für die Durchführung des Auftrages maßgeb- 
lichen arbeits-, sozial- und umweltrechtlichen Verpflich- 
tungen erhältlich sind.
Abs. 2 verpflichtet die Auftraggeber bestimmte Ausführungs-
bedingungen (Vertragsklauseln über die Auftragsausführung; 
vgl. dazu § 110 Abs. 1 Z 13) festlegen. Zu betonen ist, dass 
die solcherart verbindlichen Vorschriften zu keiner unmittel- 
baren oder mittelbaren Diskriminierung von ausländischen 

Bietern führen dürfen. Damit in diesem Zusammenhang  
die erforderliche Transparenz gewahrt ist (vgl. dazu schon 
EuGH Rs 31/87, Beentjes), sind diese Anforderungen an  
die Leistungserbringung in Österreich bereits in der Aus-
schreibung bekannt zu machen (für die allgemeinen An- 
forderungen an Ausführungsbedingungen vgl. die Aus- 
führungen zu § 110 Abs. 1 Z 13). Angebote von Bietern, die 
solche Auftragsbedingungen nicht akzeptieren, entsprechen 
nicht den Ausschreibungsbestimmungen und sind gemäß  
§ 141 Abs. 1 Z 7 auszuscheiden. Darüber hinaus ist ein 
Ausschluss auch dann verpflichtend, wenn im Rahmen  
der vertieften Angebotsprüfung der Auftraggeber zum Er- 
gebnis kommt, dass der Bieter gegen die vorliegenden 
Bestimmungen verstoßen hat. Dagegen kann nicht ver-
langt werden, dass diese Auftragsausführungsbedingungen 
schon bei der Angebotsab-gabe eingehalten werden. Auf  
die einschlägige Judikatur des EuGH zu diesem Thema  
(vgl. etwa Rs C-164/99, Portugaia Construções Lda,  
Rs C-165/98, André Mazzoleni, und Rs C-549/13, Bundes-
druckerei GmbH) wird verwiesen.
In diesem Zusammenhang wird ferner darauf hingewiesen, 
dass gemäß § 20 Abs. 6 auch über die zwingenden gesetz-
lichen Vorschriften hinaus auf sozialpolitische Belange  
(etwa frauenpolitischer Natur) Bedacht genommen werden 
kann.
Anhang X der RL 2014/24/EU führt neben einigen in Abs. 1  
erwähnten ILO-Abkommen auch weitere internationale  
Übereinkommen im Umweltbereich an. Alle in Anhang X 
erwähnten Abkommen sind bereits Bestandteil der öster- 
reichischen Rechtsordnung: zum Wiener Übereinkommen 
zum Schutz der Ozonschicht vgl. BGBl. Nr. 596/1988 idgF,  
zum Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem Abbau  
der Ozonschicht führen vgl. BGBl. Nr. 283/1989 idgF  
(inklusive der Änderungsprotokolle BGBl. Nr. 206/1993 idgF,  
BGBl. Nr. 640/1996 idgF, BGBl. III Nr. 162/2000 idgF und 
BGBl. III Nr. 94/2005 idgF), zum Basler Übereinkommen über 
die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung ge- 
fährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung vgl. BGBl.  
Nr. 229/1993 idgF, zum Stockholmer Übereinkommen 
über persistente organische Schadstoffe vgl. BGBl. III  
Nr. 158/2004 und zum Rotterdamer Übereinkommen über 
das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkennt-
nissetzung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie  
Pestizide im internationalen Handel samt Anlagen und Erklä-
rung (PIC-Übereinkommen) vgl. BGBl. III Nr. 67/2005 idgF.

Zu § 94 (Besondere Bestimmungen betreffend  
die Beschaffung von Straßenfahrzeugen):
§ 94 iVm Anhang XIII enthält unverändert die Bestimmung 
betreffend die Umsetzung der RL 2009/33/EG.
Abs. 1 legt die Verpflichtung der Auftraggeber fest, bei 
der Beschaffung (v.a. Kauf, Miete, Leasing) von Straßen- 
fahrzeugen bestimmte, in den Z 1 bis 3 genannte, Energie- 
und Umweltauswirkungen verpflichtend zu berücksichtigen. 
Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen 
festzulegen, in welcher Weise er dieser Verpflichtung ent- 
sprechen will. Dem Auftraggeber steht es – so er dies  
wünscht – frei, zusätzliche Auswirkungen in den Be- 
schaffungsprozess einfließen zu lassen (arg „zumindest“; 
vgl. dazu auch Art. 5 Abs. 2 letzter Unterabsatz der Richt- 
linie 2009/33/EG). Zur Definition der der Verpflichtung unter-
liegenden „Straßenfahrzeuge“ vgl. § 2 Z 33.
Abs. 2 listet die Optionen auf, wie der Auftraggeber der Ver-
pflichtung gemäß Abs. 1 entsprechen kann. Der Auftrag- 
geber kann entweder die Energie- und Umweltauswirkungen 
im Wege der technischen Spezifikationen zur Beschreibung 
des Auftragsgegenstandes oder im Wege der Zuschlags- 
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kriterien in das Vergabeverfahren einfließen lassen. Im  
Zusammenhang mit den Zuschlagskriterien gibt es weitere  
Möglichkeiten der Berücksichtigung: Da die Energie- und 
Umweltauswirkungen gemäß der Methode der Abs. 4 bis 
7 verpflichtend zu monetarisieren sind, erfolgt die Be- 
schaffung von Straßenfahrzeugen jedenfalls nach dem 
Bestangebotsprinzip. Ergibt sich der Angebotspreis aus der 
Summe der Anschaffungskosten und der monetarisierten  
Energie- und Umweltauswirkungen so findet die Vergabe  
nach den „niedrigsten Kosten“ statt (vgl. § 91 Abs. 4). 
Soll der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich güns-
tigsten Angebot an Hand von mehreren Zuschlags- 
kriterien erteilt werden, so können die Energie- und Umwelt-
auswirkungen entweder als Zuschlagskriterium oder als  
Zuschlagskriterien in einem Bewertungssystem (zB Zusatz-
punkte für die Unterschreitung gewisser Emissionsniveaus) 
oder als monetarisierte Energie- und Umweltauswirkungen 
im Rahmen des (gewichteten) Preiskriteriums bzw. eines 
gesonderten (Preis)Kriteriums (zB „externe Energie- und 
Umweltkosten“) Berücksichtigung finden.
Abs. 3 normiert, dass bei der Festlegung von (ökologischen) 
technischen Spezifikationen gemäß Abs. 2 Z 1 die Vorschrei-
bung des gesetzlich geltenden Niveaus (zB im Bereich der 
Abgasemissionen) nicht hinreicht. Bei zumindest einem 
Schadstoff gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 (CO2, NOx, NMHC oder 
Partikel) muss ein unter dem zum Zeitpunkt der Einleitung 
des Vergabeverfahrens (vgl. dazu § 13 Abs. 3) gesetzlich 
festgelegten Emissionsniveau befindlicher Grenzwert als 
technische Spezifikation festgelegt werden. Das Gesetz legt 
jedoch nicht fest, wie weit der gesetzlich festgelegte Emis- 
sionsgrenzwert unterschritten werden muss. Dies bleibt dem 
Auftraggeber überlassen, der eine entsprechende Festle-
gung in den Ausschreibungsunterlagen vorzunehmen hat. 
Es bleibt dem Auftraggeber auch unbenommen, für mehr als 
einen Schadstoff niedrigere Emissionswerte (als gesetzlich 
vorgeschrieben) festzulegen (arg. „zumindest“). Die Auftrag-
geber könnten daher beispielsweise bereits erlassene aber 
noch nicht verbindlich vorgeschriebene Euronormen als tech-
nische Spezifikationen vorsehen (zB statt der derzeit gelten-
den „Euro 6b-Norm“ für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge die 
„Euro 6c-Norm“, die 2018 in Kraft tritt).
Abs. 4 bis 7 enthalten in Verbindung mit Anhang XIII die auf 
Unionsebene harmonisierte Methode zur Internalisierung 
der in Abs. 1 angeführten externen (Lebenszyklus)Kosten. 
Die Kommission hat ein einfach zu handhabendes Werk-
zeug („life time cost calculator – LTC Calculator“) zur Berech-
nung der Lebenszykluskosten entwickelt und im Internet 
(auch zum Herunterladen) zur Verfügung gestellt (abrufbar 
unter: https://ec.europa.eu/transport/themes/urban/vehicles/
directive/toolbox_en). Die deutsche Version des „Lebenszy-
kluskostenrechners“ steht (auch zum Herunterladen) unter 
der Adresse „https://www.justiz.gv.at/web2013/home/ver-
fassungsdienst/vergaberecht~2c94848b60c168850160d5
4c28402924.de.html“ zur Verfügung.“ zur Verfügung.
Zu Abs. 4 bis 6 ist festzuhalten, dass die jeweiligen Werte 
(für Kraftstoffverbrauch usw.) – bei Fehlen von genormten 
gemeinschaftlichen Testverfahren – gemäß Art. 6 Abs. 2 der 
Richtlinie 2009/33/EG unter anderem auch „für die Behör-
de durchgeführten Prüfungen“ entnommen werden können. 
Als „Behörde“ im Sinne dieser Richtlinienbestimmung gilt, 
wie auch die Kommission auf Anfrage bestätigte, der je- 
weilige Auftraggeber. Es handelt sich hierbei um eine Fehl- 
übersetzung bzw. Ungenauigkeit der Richtlinie, die im Gesetz 
nicht nachvollzogen wird.
Nach Abs. 4 müssen als Kosten einer Energieeinheit der 
jeweils geringere Wert je Energieeinheit von Ottokraftstoff 
oder Dieselkraftstoff vor Steuern (wenn sie als Verkehrs-

kraftstoff verwendet werden) bei der Berechnung herange-
zogen werden (die aktuellen Nettopreise für Eurosuper 95 
und Diesel können unter den folgenden Adressen abgeru-
fen werden („https://www.bmwfw.gv.at/EnergieUndBergbau/
Energiepreise/Seiten/Treibstoffpreismonitor.aspx“ – Treib-
stoffpreismonitor des BMWFW – bzw. „https://ec.europa.
eu/energy/en/data-analysis/weekly-oil-bulletin“ – Weekly 
Oil Bulletin der Kommission). Der Auftraggeber hat vorab in  
den Ausschreibungsunterlagen den Zeitpunkt festzule-
gen, den er für die Berechnung gemäß Abs. 4 (Kosten des 
Kraftstoffes) heranzieht. Um Manipulationen zu vermeiden,  
muss dieser Zeitpunkt in objektiv nachvollziehbarer Weise 
fixiert sein. Es empfiehlt sich, diesen Zeitpunkt möglichst 
nahe bei der Prüfung der Angebote zu fixieren.
Gemäß Abs. 7 wird die Gesamtkilometerleistung eines 
Straßenfahrzeuges standardmäßig mit den aus Tabelle 3 
des Anhanges XIII ersichtlichen Werten festgesetzt. Die 
Auftraggeber können jedoch in den Ausschreibungsunter- 
lagen andere Werte für ein konkretes Vergabeverfahren 
festlegen. Möchte etwa ein Auftraggeber jedenfalls Diesel- 
fahrzeuge (PKW) beschaffen, so könnte er die Gesamt- 
kilometerleistung auch höher als 200 000 km festlegen. Um- 
gekehrt könnte ein Auftraggeber, der seinen Fuhrpark regel-
mäßig nach 100 000 km erneuert, als Gesamtkilometer- 
leistung auch diesen Wert festlegen.

Zu § 95 (Besondere Bestimmungen betreffend  
die Energieeffizienz bei Liefer- und Dienstleistungs- 
aufträgen im Oberschwellenbereich):
§ 95 iVm Anhang XIV enthält die Umsetzung der ver- 
gaberechtlich relevanten Bestimmung der RL 2012/27/EU  
(Energieeffizienzrichtlinie): Art. 6 in Verbindung mit  
Anhang III sowie die dazugehörigen Begriffsbestimmungen  
in Art. 2 Z 8 und 9 der zitierten RL.
Gemäß § 95 haben die in Anhang III genannten zentra-
len öffentlichen Auftraggeber bei der Vergabe von Liefer- 
aufträgen sicherzustellen, dass die beschafften Waren den 
in Anhang XIV genannten Anforderungen zur Energieef-
fizienz entsprechen. Es sind daher nur jene Waren betrof-
fen, die von den in Anhang XIV genannten Rechtsakten der  
Europäischen Union erfasst sind.
Abs. 2 enthält eine dem Abs. 1 entsprechende Verpflichtung 
für Dienstleistungsaufträge. Die in Anhang III genannten  
zentralen öffentlichen Auftraggeber haben danach bei allen 
von ihnen vergebenen Dienstleistungsaufträgen sicherzu- 
stellen, dass die bei der Erbringung der Dienstleistung  
verwendeten Waren die Anforderungen des Anhang XIV  
erfüllen. In Abs. 2 zweiter Satz wird diese Verpflichtung 
jedoch eingeschränkt auf jene (von den in Anhang XIV 
genannten Rechtsakten erfassten) Waren, die der Dienst- 
leister ausschließlich oder teilweise für die Erbringung der 
betreffenden Dienstleistungen neu erwirbt. Damit soll der 
Bezug zum Auftragsgegenstand hergestellt und die Diskrimi-
nierung einzelner Bieter verhindert werden.
Die Verpflichtungen der Abs. 1 und 2 gelten weiters nur im 
Oberschwellenbereich und nur soweit dies mit den Grund-
sätzen des Vergabeverfahrens gemäß § 20 vereinbar ist. 
Die Anforderungen an die Energieeffizienz dürfen daher ins- 
besondere nicht zu einer Einschränkung des Wettbe- 
werbes führen. Dies könnte etwa der Fall sein, wenn ein 
bestimmtes Produkt in der höchsten Energieeffizienzklasse 
nur von einer geringen Anzahl von Unternehmern oder gar  
nur von einem bestimmten Unternehmern angeboten wird. 
Weiters hat die Vergabe nur an geeignete Unternehmern zu 
angemessenen Preisen zu erfolgen. Die Preisangemessen- 
heit wird insbesondere dann nicht vorliegen, wenn die Mehr-
kosten der Beschaffung des energieeffizienten Produktes  
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in keinem Verhältnis zu den über den Lebenszyklus ge- 
rechneten Energieeinsparungen stehen.
Mit dem Verweis auch auf die Grundsätze des § 20 Abs. 5  
und 6 ist das Konzept der Nachhaltigkeit im weiteren Sinn 
angesprochen. Wenn die Anforderungen an die Energie- 
effizienz die Erreichung anderer ökologischer oder sozialer 
Zielsetzungen wesentlich beeinträchtigen würde, so kann 
ebenfalls von den Verpflichtungen der Abs. 1 und 2 abge- 
sehen werden.
Die Verpflichtungen der Abs. 1 und 2 gelten nur insoweit,  
als die Waren, die den Anforderungen des Anhanges XIV  
an die Energieeffizienz entsprechen, auch für den vom Auf-
traggeber vorgesehenen Einsatzzweck geeignet sind. Sie 
gelten daher auch für Verträge der Streitkräfte nur insoweit, 
als ihre Anwendung nicht im Gegensatz zu der Art und dem 
Hauptziel der Tätigkeiten der Streitkräfte steht (vgl. Art. 6 
Abs. 2 erster Satz der RL 2012/27/EU).
Es steht dem Auftraggeber frei, bei der Beschaffung eines 
Warenpakets, das als Ganzes von einem in Anhang XIV 
genannten Rechtsakt erfasst ist, auf die Gesamtenergie- 
effizienz des Pakets oder auf die Energieeffizienz der einzel-
nen im Paket enthaltenen Waren abzustellen.
Die in Art. 6 iVm Anhang III der RL 2012/27/EU ebenfalls ent-
haltene Verpflichtung zum Erwerb oder der Miete energie- 
effizienter Gebäude ist nicht im BVergG umzusetzen, da  
der Erwerb und die Miete von bereits vorhandenen Ge- 
bäuden vom Anwendungsbereich des Vergaberechts aus-
genommen ist (vgl. § 9 Abs. 1 Z 10 und Art. 10 lit. a der  
RL 2014/24/EU).
Anderen als den in Anhang III genannten Auftraggebern 
steht es selbstverständlich frei, bei der Vergabe von Liefer- 
und Dienstleistungsaufträgen ebenfalls die in Anhang XIV 
genannten Anforderungen an die Energieeffizienz zu berück-
sichtigen.

Zu § 96 (Alternativ- und Variantenangebote):
§ 96 setzt Art. 45 der RL 2014/24/EU um (vgl. dazu auch 
EG 48 der RL). Einleitend ist klarzustellen, dass das in der 
RL verwendete Konzept der „Varianten“ zwei Ausprägun-
gen umfasst: einerseits bieterseitig offerierte Abweichungen  
von der ausgeschriebenen Leistung (Alternativangebote)  
und andererseits auftraggeberseitig geforderte Abweichun-
gen von der ausgeschriebenen Amtsvariante (Varianten- 
angebot). Um Unklarheiten und Verwechslungen zu ve- 
rmeiden, wird im BVergG die in Österreich schon bisher 
verwendete Terminologie beibehalten. Da es sich in beiden  
Fällen um Angebote handelt, wird grundsätzlich auf die 
sonstigen Regelungen für Angebote verwiesen. § 96 enthält 
ergänzende Spezialregelungen dazu.
Als Grundsatz gilt gemäß Abs. 1, dass Alternativangebote  
nur dann zulässig sind, wenn sie vom Auftraggeber zu- 
gelassen werden. Enthalten die Ausschreibungsunterla-
gen keine dahingehende Aussage, so sind Alternativan- 
gebote nicht zulässig. Anders als bisher sind Alternativ- 
angebote sowohl bei Vergaben nach dem Billigstangebots- 
prinzip wie auch nach dem Bestangebotsprinzip zulässig.  
Falls der Auftraggeber Alternativangebote zulässt, kann er  
weiters die Zulässigkeit einzelner Typen von Alternativan- 
geboten (wirtschaftliche, rechtliche oder technische Alter- 
nativen) ohne weitere Voraussetzungen (dh. auch ohne 
Begründung) ausschließen (vgl. dazu Abs. 1 Satz 2: „ob  
und welche Art von Alternativangeboten zugelassen sind“). 
Die Nichtzulassung von Alternativangeboten ist ebenfalls 
nicht begründungsbedürftig. Aus Abs. 2 zweiter Satz folgt, 
dass der Auftraggeber auch nur die Vorlage von Alter- 
nativangeboten ohne Amtsvariante zulassen kann, er muss 
dies allerdings ausdrücklich gestatten.

Sofern Alternativangebote zugelassen sind, gilt es folgendes 
zu beachten: Der Rechnungshof stellte fest, dass sich viel-
fach Alternativangebote einer seriösen Überprüfung auf ihre 
Vergleichbarkeit mit den übrigen Angeboten entziehen und 
dadurch die Bestangebotsermittlung erschwert würde. Er 
empfahl deshalb, die Kriterien exakt festzulegen, nach denen 
Alternativangebote bei einer Angebotsprüfung zu bewerten 
sind.
Zu den Mindestanforderungen, die ein Alternativangebot 
erfüllen muss bzw. zur Vergleichbarkeit ist auch auf die Recht-
sprechung des EuGH zu verweisen. So hat der Gerichtshof 
in der Rs C 421/01, Traunfellner, festgehalten, dass der Auf-
traggeber, sofern er Alternativangebote zulässt, verpflich-
tet ist, die Mindestanforderungen, die ein Alternativangebot 
erfüllen muss, zu erläutern. Ein bloßer Verweis auf eine natio-
nale Rechtsvorschrift, in der lediglich zum Ausdruck gebracht 
wird, dass ein Alternativangebot die Erbringung einer quali-
tativ gleichwertigen Leistung sicherstellen muss, entspricht 
dieser Vorgabe nicht. Nur durch die Erfüllung dieser Trans- 
parenzverpflichtung kann überprüft werden, ob der Grund-
satz der Gleichbehandlung gewahrt wurde.
Mindestanforderungen „betreffen Eigenschaften oder Ergeb-
nisse, die die ausgeschriebene Leistung kennzeichnen und 
denen die angebotene Leistung zu genügen hat“, sie kon-
kretisieren die Erwartungen des Auftraggebers an die von 
ihm ausgeschriebene Leistung. Hat der Auftraggeber kei-
ne Angaben zu Mindestanforderungen gemacht, können 
Alternativangebote nicht berücksichtigt werden (so auch  
GA Alber in seinen SA in der Rs C-421/01, Traunfellner,  
Rz 62 und 65). Alternativangebote, die die vom Auftrag- 
geber festgelegten Mindestanforderungen nicht erfüllen, sind 
als nicht ausschreibungskonforme Angebote gemäß § 141 
Abs. 1 Z 7 auszuscheiden.
Abs. 4 enthält die Regelungen betreffend Varianten- 
angebote. Auch hier gilt, dass der Auftraggeber auch nur die 
Vorlage von Variantenangeboten ohne Abgabe eines An- 
gebotes für die Amtsvariante zulassen kann, er muss dies 
allerdings ausdrücklich gestatten. Trifft er keine diesbe- 
zügliche Festlegung in der Ausschreibungsunterlage haben 
Bieter immer Angebote zur Amtsvariante und zur Ausschrei-
bungsvariante des Auftraggebers abzugeben. Es steht dem 
Auftraggeber auch frei, mehrere Ausschreibungsvarianten 
zur Amtsvariante bzw. Ausschreibungsvarianten nur hin- 
sichtlich eines oder mehrerer Teile der Gesamtleistung vor-
zugeben.

Zu § 97 (Abänderungsangebote):
Auf die Definition des „Abänderungsangebotes“ in § 2 Z 1 
und die Erläuterungen dazu wird verwiesen. Im Hinblick 
auf diese Angebote, die von der ausgeschriebenen Leis-
tung technisch nur in sehr geringem Ausmaß abweichen, im  
Übrigen aber mit der vom Auftraggeber verlangten Leistung 
völlig übereinstimmen, muss der Auftraggeber – anders  
als bei den Alternativangeboten – keine Mindestanforde-
rungen festlegen (er kann dies aber tun). Im Übrigen sind  
sie stets zulässig sofern der Auftraggeber explizit nichts  
anderes festlegt. Dieser Ausschluss von Abänderungsan-
geboten kann ohne Angabe von Gründen erfolgen, auch 
ein Erfordernis einer sachlichen Rechtfertigung für den 
Ausschluss von Abänderungsangeboten existiert nicht. Da  
Abänderungsangebote technische Abweichungen nicht in 
einem Ausmaß beinhalten dürfen, wie sie bei Alternativan- 
geboten zulässig sind, ist für die Prüfung, ob es sich bei 
einem konkreten Angebot noch um ein Abänderungsan- 
gebot handelt, ein strenger Maßstab anzulegen. Der durch 
den zweiten Satz eingeräumte Gestaltungsspielraum ermög-
licht es dem Auftraggeber auch, Abänderungsangebote  
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nur hinsichtlich einzelner – von ihm in den Ausschreibungs-
unterlagen zu bezeichnender – Positionen zuzulassen  
und gegebenenfalls bestimmte Mindestanforderungen vorzu-
schreiben.

Zu § 98 (Subunternehmerleistungen):
§ 98 setzt insbesondere Art. 63 Abs. 1 und 2 sowie Art. 71  
Abs. 2 der RL 2014/24/EU um, trifft aber zusätzliche Rege-
lungen im Zusammenhang mit Subunternehmerleistungen. 
Auf die Definition des Subunternehmers in § 2 Z 34 wird  
hingewiesen. § 98 regelt ausschließlich die Rahmen- 
bedingungen für Subunternehmerleistungen vor Zuschlags-
erteilung; für die Phase nach Zuschlagserteilung ist auf  
§ 363 zu verweisen. Im Zusammenhang mit gesetzlichen  
Einschränkungen der Subvergabe im Rahmen der Aus- 
schreibung ist ferner auf die Rechtsprechung des EuGH zu 
verweisen (vgl. zuletzt Rs C-298/15, Borta). Danach sind 
generelle Beschränkungen des Einsatzes von Subunter- 
nehmern ohne Möglichkeit einer Einzelfallprüfung durch den 
Auftraggeber unzulässig.
Die Möglichkeit, die Weitergabe des gesamten Auftrages 
als unzulässig vorzusehen, ergibt sich aus dem Urteil des 
EuGH in der Rs C-314/01, Siemens und ARGE Telekom, 
in der der Gerichtshof sich ausschließlich auf die Situation 
bezog, dass „Teile“ der Leistung nicht weitergegeben werden  
durften. In diesem Sinne bezieht sich auch Art. 71 Abs. 2 der 
RL 2014/24/EU nur auf den „Anteil des Auftrags, den [der  
Bieter] gegebenenfalls im Wege von Unteraufträgen an Dritte 
zu vergeben gedenkt“.
Da ein Unternehmer den Nachweis seiner Eignung jedenfalls 
dadurch erbringen kann, dass er die tatsächliche Verfügbar-
keit von Kapazitäten eines leistungsfähigen Dritten nach-
weist (siehe dazu § 86 sowie die Erläuterungen dazu), wäre 
eine Regelung, wonach die Erbringung des wesentlichen 
oder eines überwiegenden Leistungsteils durch den Auftrag- 
nehmer selbst zu erfolgen hat, unzulässig. Im Zusammen-
hang mit Generalunternehmerkonstruktionen ist darauf hin- 
zuweisen, dass der Generalunternehmer (GU) der Ver-
tragspartner des Auftraggebers ist und der GU seine – ge- 
gebenenfalls fehlende – Befugnis nach Maßgabe des § 86 
nachweisen kann bzw. muss.
Gemäß Abs. 2 sind grundsätzlich bereits im Angebot alle 
Subunternehmer und die sie betreffenden Leistungstei-
le bekanntzugeben. Dadurch soll bereits in der Angebots- 
phase eine vollständige Transparenz hinsichtlich der an 
der Auftragsausführung mitwirkenden Unternehmen sicher- 
gestellt werden. Gemäß der Definition in § 2 Z 34 umfasst  
der Begriff des Subunternehmers alle Unternehmer, die 
aufgrund eines direkten oder indirekten vertraglichen („Ket-
ten“-)Verhältnisses mit dem Auftragnehmer in die Auftrags- 
durchführung vertraglich eingebunden sind (bis zum letzten 
Glied dieser „Kette“). Die Bekanntgabeverpflichtung erfasst 
somit auch jene an der Auftragsausführung beteiligten Unter-
nehmer, die herkömmlich auch als „Subsub[…]unternehmer“ 
bezeichneten werden.
Die Verpflichtung zur Bekanntgabe aller Subunternehmer 
folgt bereits unmittelbar aus dem Gesetz; eine entspre- 
chende Festlegung in der Ausschreibung ist nicht mehr  
erforderlich. Betroffen von der Verpflichtung sind daher 
sowohl erforderliche Subunternehmer (das sind Unternehmer, 
die für die Eignung des Bieters zwingend erforderlich sind)  
wie auch nicht erforderliche Subunternehmer (deren  
Eignung für den Bieter nicht unerlässlich ist). Damit soll 
dem Auftraggeber ein umfassendes Bild gegeben werden,  
welche Unternehmen im Rahmen der Ausführung des Auf-
trages zum Einsatz kommen sollen. Aus Abs. 2 erster Satz 
iVm § 127 Abs. 1 Z 2 folgt, dass der Bieter im Angebot hin-

sichtlich aller Subunternehmer zu spezifizieren hat, hinsicht-
lich welcher Leistungsteile die namhaft gemachten Subunter- 
nehmer eingesetzt werden sollen. Die Unterlassung der 
Bekanntgabe von erforderlichen Subunternehmern hat das 
Ausscheiden des betroffenen Angebotes zur Folge (vgl. § 141 
Abs. 1 Z 2). Hingegen führt die Unterlassung der Nennung  
von nicht erforderlichen Subunternehmern im Angebot  
dazu, dass deren allfälliger Einsatz dem Regime des § 363  
unterliegt. Des Weiteren folgt aus diesem System, dass 
der Auftraggeber auch die nicht erforderlichen, im Ange-
bot genannten Subunternehmer zu prüfen hat. Diese Prü-
fung erstreckt sich (wie auch bei den notwendigen Sub- 
unternehmern) neben der Eignungsprüfung darauf, ob der  
Bieter (im Falle einer Subunternehmerkette zumin-
dest mittelbar im Wege seiner direkten Subunternehmer) 
über deren Kapazitäten tatsächlich verfügt und in einer 
Gesamtbetrachtung der Auftraggeber letztlich die zur 
Durchführung des Gesamtauftrages notwendigen Sicher- 
heiten über die finanzielle und wirtschaftliche sowie tech-
nische Leistungsfähigkeit hat. Anders als bei erforder- 
lichen Subunternehmern führt jedoch das Misslingen dieses 
Nachweises (gegebenenfalls im Rahmen einer Aufklärung) 
bei nicht erforderlichen Subunternehmern nicht zum Aus-
scheiden des Angebotes des Bieters, sondern dazu, dass  
der Auftraggeber den betroffenen Subunternehmer gemäß  
§ 138 Abs. 3 ablehnen muss, das Angebot als solches je- 
doch weiterhin im Vergabeverfahren verbleibt. Da das  
Angebot nach Ablauf der Angebotsfrist bzw. nach Abschluss  
der Verhandlungen nicht mehr geändert werden kann (und 
daher ab diesem Zeitpunkt auch kein anderer nicht erforder- 
licher Subunternehmer mehr genannt werden kann), kann  
die Hinzuziehung eines anderen nicht erforderlichen Sub- 
unternehmers durch den erfolgreichen Bieter nur nach dem 
Regime des § 363 (nach Zuschlagserteilung) erfolgen.
Abs. 2 zweiter Satz räumt dem Auftraggeber die Möglich-
keit ein, diese Offenlegungspflicht der Bieter im Angebot auf  
jene Subunternehmer einzuschränken, die wesentliche Teile  
des Auftrages erbringen sollen („wesentliche Subunter-
nehmer“). Die Identifizierung allfälliger Leistungsteile als 
„wesentlich“ obliegt dem Auftraggeber; seine (subjektive)  
Einschätzung ist entscheidend. Nicht betroffen von einer all- 
fälligen Festlegung gemäß Abs. 2 zweiter Satz sind die 
erforderlichen Subunternehmer, die in jedem Fall im Ange-
bot bekannt zu geben sind. Der Auftraggeber kann von der  
Option des Abs. 2 zweiter Satz nur bei Vorliegen sachlicher 
Gründe Gebrauch machen. Diese Gründe müssen nicht  
notwendiger Weise in der Ausschreibung offen gelegt  
werden, sie müssen jedoch entsprechend dokumentiert  
werden. Als ein derartiger sachlicher Grund könnte etwa  
die zu erwartende Anzahl der bekanntzugebenden Sub- 
unternehmer angeführt werden (zB weil es sich um eine 
besonders kleinteilige Leistung mit einer Vielzahl von Ge-
werken handelt, oder bei Gefahr der Wettbewerbsbeein- 
trächtigung im Falle der Mehrfachnennung von Subunter- 
nehmern in sogenannten „engen“ Märkten).
Zu Abs. 3 ist anzumerken, dass die Nachweisführung hin-
sichtlich eines Subunternehmers in der Regel insoweit 
beschränkt ist, als dieser die für die Ausführung seines  
Leistungsteiles erforderliche Eignung besitzen muss. Im Falle  
der ausnahmsweisen gänzlichen Weitergabe der Leis-
tung folgt daraus jedoch, dass die Eignung hinsichtlich der 
gesamten Leistung gegeben sein muss. Die Eignung kann 
der Subunternehmer nach dem regulären System des  
§ 80 nachweisen (zunächst Vorlage einer Eigenerklärung,  
Vorlage von Nachweisen nur im Einzelfall auf Auf-
forderung; Hinweis auf Zugangsmöglichkeit zu den 
Nachweisen via eine Datenbank bzw. Hinweis, 
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dass Auftraggeber über den geforderten Nachweis 
bereits verfügt). Die Eigenerklärung bzw. die Nach- 
weise über die Eignung der Subunternehmer sind – wie bis-
her – dem Auftraggeber im Wege des Bieters vorzulegen. 
Hinsichtlich der vom Auftraggeber a priori nicht beschränk-
baren Art des Nachweises der tatsächlichen Verfügbar-
keit von Kapazitäten ist auf die Rechtsprechung des EuGH  
zu verweisen, wonach alle Beweismittel zulässig sind, sofern 
sie die tatsächliche Zugriffsmöglichkeit auf die entspre- 
chenden Ressourcen belegen (wie etwa durch eine vertrag-
liche Zusage oder Option; vgl. dazu etwa Rs C-176/98, Holst 
Italia, Rz 28ff, Rs C-234/14, Ostas celtnieks, Rs C-94/12, 
Swm Costruzioni).
Abs. 4 Z 1 greift die Beschränkungsmöglichkeit für Sub- 
vergaben gemäß Art. 63 Abs. 2 der RL 2014/24/EU auf, 
die einen Vorbehalt des Auftraggebers hinsichtlich der Aus- 
führung bestimmter „kritischer“ Leistungsteile durch den  
Auftragnehmer in Eigenleistung ermöglicht. Dieses Ver-
bot der Subvergabe von kritischen Leistungsteilen soll dem  
Auftraggeber Gewähr dafür bieten, dass die von ihm als 
„kritisch“ beurteilten, wichtigen Leistungsteile durch von 
ihm bewertete Bieter selbst und nicht durch sonstige Dritte 
erbracht werden. Diese Bestimmung soll es dem Auftrag-
geber daher ermöglichen, dass jene Teile eines Auftrages, 
die aus Sicht des Auftraggebers besondere Fachkunde  
oder Fähigkeiten erfordern und bei denen die Qualität der  
Leistungsausführung maßgeblich durch individuelle Eigen-
schaften des Leistungserbringers bedingt ist, tatsächlich von 
jenen Personen ausgeführt werden, die im Laufe des Ver- 
gabeverfahrens im Hinblick auf ihre Fähigkeiten zur Leis-
tungserbringung identifiziert und geprüft wurden und auf 
deren Leistungserbringung der Auftraggeber eine direkte 
Einflussmöglichkeit hat. Als Paradebeispiel für derartige kri- 
tische Leistungsteile können geistige Dienstleistungen (zB 
Studien, Untersuchungen), F&E Dienstleistungen, Verlege- 
arbeiten von besonderen Parkettböden uam. angeführt  
werden. Der „Eigenleistung“ durch den Auftragnehmer wird 
die Erbringung der Leistung durch ein mit dem Bieter ver- 
bundenes Unternehmen („Ausführung im Konzern“; zum 
Begriff „verbundenes Unternehmen vgl. §2 Z 40) oder 
durch ein Mitglied der bietenden Arbeits- oder Bieter-
gemeinschaft gleichgestellt. Legt der Auftraggeber fest, 
dass kritische Aufgaben nur durch den Bieter, ein mit  
diesem verbundenes Unternehmen bzw. einem Mitglied 
der Arbeits- oder Bietergemeinschaft ausgeführt werden 
dürfen, nimmt er damit auch Einfluss auf den potentiellen 
Teilnehmerkreis im Vergabeverfahren und in weiterer Fol-
ge auf die Angebote, die als der Ausschreibung entspre-
chend angesehen werden können. Eine nach Zuschlags- 
erteilung erfolgende Änderung bei Auftragsausführung, 
indem der Auftragnehmer zur Ausführung von kritischen  
Aufgaben Subunternehmer heranzieht, kann eine wesent- 
liche Änderung des Vertrages gemäß § 365 Abs. 2 Z 1 dar-
stellen; ebenso denkbar wäre das Vorliegen einer wesent-
lichen Änderung gemäß § 365 Abs. 2 Z 4. In diesem  
Fall wäre, wie § 365 Abs. 1 vorsieht, ein neues Vergabe- 
verfahren durchzuführen.
Der Wortlaut der Z 1 stellt (wie die RL auch) auf „bestimm-
te kritische Aufgaben“ („certain critical tasks“) ab. Einer- 
seits kann daher der Auftraggeber nach seiner subjekti-
ven Einschätzung grundsätzlich frei festlegen, welche Auf- 
gaben er als „kritisch“ qualifiziert. Zu beachten ist hier-
bei als Grenze das allgemeine Sachlichkeitsgebot und 
die Rechtsprechung des EuGH. Dieser hat festgehalten, 
dass der Rückgriff auf die Kapazitäten Dritter für ein Ange-
bote eine „allgemeine Regel“ und ein „Recht“ des Bieters  
ist, das vom Auftraggeber zwar in besonderen Fäl-

len eingeschränkt werden kann, doch dürfe der Auftrag- 
geber diese Beschränkung nicht als allgemeine Regel auf-
stellen (vgl. dazu insbesondere Rs C 324/14, Partner,  
Rs C 234/14, Ostas celtnieks, Rs C 94/12, Swm Costruzioni,  
Rs C 27/15, Pippo Pizzo). Es ist daher dem Auftraggeber 
verwehrt, durch eine allzu umfangreiche Einschränkung 
der Subvergabe gemäß Z 1 diese de facto auszuschließen  
oder ungebührlich einzuschränken. Andererseits folgt aus 
der Verwendung des Begriffes „bestimmt“, dass der Auf-
traggeber konkret die Aufgaben festlegen muss, für die er –  
weil „kritisch“ – eine allfällige Subvergabe verbietet. Eine  
abstrakte Festlegung durch den Auftraggeber (zB „XX%  
der Leistung sind „kritisch“ und daher in Eigenleistung  
zu erbringen“) ist unzulässig (vgl. EuGH Rs C 406/14,  
Wroclaw).
Z 2 greift eine Beschränkungsmöglichkeit für Subvergaben 
auf („sofern dies durch den Auftragsgegenstand sachlich ge- 
rechtfertigt und angemessen ist“), die in der Rechtsprechung 
des EuGH entwickelt wurde (vgl. dazu EuGH Rs C 27/15, 
Pippo Pizzo, Rz 28 mwN der Rechtsprechung: „Der Gerichts-
hof hat allerdings festgestellt, dass es Arbeiten geben mag, 
deren Besonderheiten eine bestimmte Kapazität erfordern, 
die sich durch die Zusammenfassung der kleineren Kapazi-
täten mehrerer Wirtschaftsteilnehmer möglicherweise nicht 
erlangen lässt. So hat er eingeräumt, dass der Auftraggeber 
in einem solchen Fall berechtigt wäre, zu verlangen, dass 
ein einziger Wirtschaftsteilnehmer die Mindestanforderung 
hinsichtlich der betreffenden Kapazität erfüllt oder auf eine 
begrenzte Anzahl von Wirtschaftsteilnehmern zurückgreift, 
soweit dieses Erfordernis mit dem fraglichen Auftragsge-
genstand zusammenhängt und ihm angemessen ist. Der 
Gerichtshof hat jedoch klargestellt, dass dieser Fall eine Aus-
nahme darstellt und das innerstaatliche Recht die fraglichen 
Erfordernisse nicht als allgemeine Regeln aufstellen kann.“). 
Auch diese Beschränkung hat der Auftraggeber für jeden  
Einzelfall vorzunehmen.
Im Kontext des Abs. 4 ist auch auf die Regelung des § 86 
zweiter Satz hinzuweisen, der den Rückgriff auf andere 
Unternehmer hinsichtlich bestimmter Nachweise (insbe-
sondere Ausbildung und einschlägige berufliche Erfahrung) 
ebenfalls einschränkend regelt (vgl. dazu auch Rs C-324/14, 
Partner).
Sofern der Auftraggeber die Subvergabe gemäß Abs. 4 ein-
geschränkt hat, ist auch er an diese Festlegung gebunden 
(siehe dazu insbesondere EuGH Rs C 171/15, Connexxion 
Taxi Services BV, Rz 38 mit weiteren Nachweisen der Recht- 
sprechung). Eine Abweichung von dieser Festlegung in der 
Phase nach Zuschlagserteilung wird im Regelfall als „wesent-
liche Änderung“ des Vertrages gemäß § 365 zu qualifizieren 
sein (vgl. dazu insbesondere § 365 Abs. 2 Z 1).
Abs. 5 eröffnet dem Auftraggeber die Möglichkeit, eine Soli-
darhaftung für den Fall vorzusehen, dass der Bieter seine 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit über Sub- 
unternehmer nachweist.

Zu § 99 (Arten und Mittel zur Sicherstellung):
§99 legt einerseits die Arten der zulässigen Sicherstellungen 
fest (vgl. dazu auch die Definitionen in § 2 Z 32), andererseits 
die Mittel wie diese Sicherstellungen zu erbringen sind.
Wird als Sicherstellung ein Vadium verlangt wird, so ist  
dessen Höhe durch den Auftraggeber in verhältnismäßiger 
Weise festzusetzen (als Prozentsatz des Auftragswertes). 
Als Orientierungshilfe für die angemessene Höhe eines  
Vadiums kann die bisherige Regelung des § 86 BVergG 
2006 dienen, wonach das Vadium, außer in sachlich gerecht- 
fertigten Fällen, 5% des geschätzten Auftragswertes  
nicht überschreiten darf. Der Auftraggeber hat im Fall der 
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Vorschreibung eines Vadiums überdies festzulegen, wann 
und in welcher Form das Vadium (bzw. der Nachweis  
über dessen Erlag) vorzulegen, wann das Vadium zurück- 
zustellen bzw. wie bei Fehlen des Nachweises über den 
Erlag des Vadiums vorzugehen ist.
Wie schon bisher kann der Bieter nach seiner Wahl die in 
Abs. 2 genannten Sicherstellungsmittel verwenden.

Zu § 100 (Besondere Bestimmungen betreffend den  
Zahlungsverkehr):
§ 100 enthält unverändert die Bestimmungen betreffend 
den Zahlungsverzug im Kontext der Ausschreibung. Mit 
den §§ 100 und 111 werden die Sonderbestimmungen der  
RL 2011/7/EU für öffentliche Auftraggeber umgesetzt. Es 
wurde dabei ein doppelter Ansatz gewählt: Die Verpflich- 
tungen der Richtlinie werden sowohl in die Regelungen zur 
Ausschreibung als auch in die Bestimmungen über den  
Leistungsvertrag aufgenommen. Dies hat zum einen die  
Konsequenz, dass Ausschreibungsbestimmungen, die den 
Vorgaben des § 100 widersprechen, nur innerhalb der Fris-
ten für Nachprüfungsverfahren angefochten werden können  
und danach der Präklusion unterliegen. Die öffentliche 
Auftraggeber betreffenden Bestimmungen der Zahlungs-
verzugsrichtlinie werden damit in das Rechtsschutz- 
system des BVergG eingebettet. Zum anderen wird durch 
die nochmalige Regelung in § 111 sichergestellt, dass den 
Vorgaben der RL 2011/7/EU auch bei Verfahren ohne Aus-
schreibung sowie bei Verfahren, deren Ausschreibungs- 
unterlagen mangels gesondert anfechtbarer Entscheidung 
nicht im Nachprüfungsverfahren bekämpfbar sind (Direktver-
gabe und Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung), 
genüge getan wird.
§ 100 Abs. 1 setzt Art. 7 der RL 2011/7/EU um und enthält 
die allgemeine Regel, dass die Ausschreibung keine Be- 
stimmungen betreffend den Zahlungstermin oder die Ent-
schädigung für die Betreibungskosten enthalten darf, die  
für den Bieter grob nachteilig sind. Obwohl Art. 7 der  
RL 2011/7/EU für öffentliche Auftraggeber und Unternehmen 
gleichermaßen gilt und bereits mit dem Zahlungsverzugs-
gesetz in § 459 UGB umgesetzt werden wird, wurde diese 
Bestimmung in das BVergG nochmals gesondert aufge- 
nommen, um auch diese Anordnung dem Rechtsschutz- 
system des BVergG zu unterwerfen.
Das in Art. 7 der RL 2011/7/EU ebenfalls enthaltene Verbot 
von grob nachteiligen Vertragsklauseln betreffend die Zah-
lungsfrist muss im Anwendungbereich des BVergG aller- 
dings nicht geregelt werden, da dieser Aspekt des Art. 7  
nur für den Geschäftsverkehr zwischen Unternehmern maß-
gebend ist und die mögliche Länge der Zahlungsfrist ab- 
schließend in Abs. 2 (in Umsetzung von Art. 4 der RL)  
geregelt wird. Für die zulässige Höhe der Verzugszinsen gilt 
für öffentliche Auftraggeber ebenfalls eine Sonderreglung 
(vgl. Abs. 5). In diesem Zusammenhang ist klarzustellen, 
dass der in Abs. 1 verwiesene § 459 Abs. 2 UGB, soweit er 
sich auf Verzugszinsen bezieht, im Anwendungsbereich des 
BVergG nicht einschlägig ist.
Hinsichtlich der näheren Konkretisierung der groben Nach-
teiligkeit wird auf die einschlägigen Bestimmungen des  
§ 459 UGB verwiesen. Danach ist für eine Beurteilung  
der groben Nachteiligkeit einer Vertragsbestimmung insbe-
sondere zu berücksichtigen, inwieweit diese von der Übung 
des redlichen Verkehrs abweicht, ob es sachlichen Grund  
für diese Abweichung gibt und um welche Vertragsleistung  
es sich handelt. Bei einer Ausschreibungsbestimmung zu  
Lasten des Gläubigers über eine von § 458 erster Satz 
UGB abweichende Höhe des pauschalen Entschädigungs- 
betrages ist auch zu berücksichtigen, ob es einen sachlichen 

Grund für diese Abweichung gibt. Jedenfalls grob nachteilig 
ist auch der Ausschluss der Entschädigung für Betreibungs- 
kosten nach § 458 UGB, sofern er nicht ausnahmeweise 
nach den Umständen des jeweiligen Rechtsgeschäftes sach-
lich gerechtfertigt ist(vgl. § 459 Abs. 2 und 5 UGB und die 
dazugehörigen Erläuterungen 2111 BlgNR XXIV. GP).
Hinsichtlich der Definition der Ausschreibung wird auf § 2  
Z 7 verwiesen.
Die Abs. 2 und 3 setzen Art. 4 der RL 2011/7/EU um. Gemäß 
Abs. 2 kann der Auftraggeber in der Ausschreibung eine 
(grundsätzlich maximal 30-tägige) Zahlungsfrist ange-
ben. Gibt er keine Zahlungsfrist an, so gilt die allgemeine 
Regel des § 907a ABGB. Danach hat, wenn der Fälligkeit-
stermin nicht schon im Vorhinein bestimmt ist, sondern die 
Fälligkeit erst durch Erbringung der Gegenleistung, Rech-
nungsstellung, Zahlungsaufforderung oder einen gleich- 
artigen Umstand ausgelöst wird, der Schuldner den Überwei-
sungsauftrag ohne unnötigen Aufschub nach Eintritt des für  
die Fälligkeit maßgeblichen Umstands zu erteilen. Nach  
den dazugehörigen Erläuterungen hat der Schuldner dabei 
in der Regel einige wenige Tage Zeit, die Forderung zu be- 
gleichen (vgl. 2111 BlgNR XXIV. GP 15f). Es wird hier noch-
mals darauf hingewiesen, dass § 100 Abs. 2 lediglich die 
Sonderbestimmungen der Zahlungsverzugsrichtlinie be- 
treffend öffentliche Auftraggeber umsetzt. Der Beginn der 
Zahlungsfrist richtet sich daher nach den allgemeinen zivil-
rechtlichen Bestimmungen und wird nicht im BVergG ge- 
regelt. Es soll jedoch dennoch in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen werden, dass der Beginn der Zahlungs-
frist in der Regel die Vorlage einer prüffähigen Rechnung 
voraussetzt. Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang 
sowohl auf § 368 und auf das IKT-Konsolidierungsgesetz, 
BGBl. I Nr. 35/2012. Letzteres verpflichtet durch seinen  
§ 5 alle Vertragspartner von Bundesdienststellen oder deren 
sonstige Berechtigte zur Ausstellung und Übermittlung  
von elektronischen Rechnungen.
Abs. 2 räumt dem Auftraggeber daher die Möglichkeit ein,  
die gesetzliche Zahlungsfrist („ohne unnötigen Aufschub“) 
durch Vereinbarung grundsätzlich auf bis zu 30 Tage zu  
verlängern. In Umsetzung der RL 2011/7/EU darf der Auf-
traggeber in zwei Fällen die Zahlungsfrist bis zu 60 Tagen 
verlängern:
Z 1: Wenn aufgrund der besonderen Natur oder Merk- 
male des Auftrages eine längere Frist sachlich gerecht- 
fertigt ist, so kann der Auftraggeber eine Zahlungsfrist bis 
zu maximal 60 Tagen angeben. Diese Möglichkeit der Ver- 
längerung der Zahlungsfrist über 30 Tage hinaus ist im  
Einzelfall zu prüfen. Es reicht dabei nicht, dass der Auftrag 
selbst besonders komplex ist (eine besondere Komplexi-
tät des Auftrages kann jedoch der Grund für eine längere  
Dauer des Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens sein, sie-
he dazu unten zu Abs. 3). Der objektive Grund, der eine Ver-
längerung der Zahlungsfrist rechtfertigt, muss vielmehr nach 
dem Zeitpunkt des Eintritts des für die Fälligkeit maßgeb- 
lichen Umstands liegen. Ein solcher Grund wird regel- 
mäßig etwa dann vorliegen, wenn zu erwarten ist, dass das 
Verifikationsverfahren der Rechnung besonders komplex 
sein wird. Dies wird etwa dann der Fall sein, wenn zu er- 
warten ist, dass die Rechnung so viele Positionen aufweisen 
wird oder die zur Rechnungsprüfung notwendigen Unterla-
gen (Mengenberechnungen, Abrechnungspläne, Preisum- 
rechnungen, Zeichnungen, Lieferscheine, Stundennach- 
weise, Leistungsberichte und dgl.) so umfangreich sein  
werden, dass eine Überprüfung und Überweisung durch den  
Auftraggeber binnen 30 Tagen nicht zumutbar ist.
Z 2: Wenn die überwiegende Tätigkeit des Auftrag- 
gebers oder der Organisationseinheit, für die das Verga-
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beverfahren durchgeführt wird, in der Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen besteht, so darf die in der Aus- 
schreibung angegebene Zahlungsfrist ohne weitere Begrün-
dung bis zu 60 Tage betragen (vgl. Art. 4 Abs. 4 lit. b der  
RL 2011/7/EU). Begründet wird diese Ausnahme in der 
Richtlinie mit der besonderen Herausforderung in der Ge- 
sundheitsversorgung (vgl. EG 25 der RL 2011/7/EU: „Beson-
ders problematisch im Hinblick auf den Zahlungsverzug 
ist in einem Großteil der Mitgliedstaaten die Situation im 
Gesundheitswesen. Die Gesundheitssysteme als grund-
legender Bestandteil der sozialen Infrastruktur Europas 
müssen oft individuelle Bedürfnisse mit den verfügbaren 
Finanzen in Einklang bringen, da die Bevölkerung Euro-
pas altert, die Lebenserwartung steigt und die Medizin  
Fortschritte macht. Alle Systeme müssen die Heraus-
forderung annehmen, bei der Gesundheitsversorgung 
in einer Weise Prioritäten zu setzen, dass ein Ausgleich  
zwischen den Bedürfnissen des einzelnen Patienten und 
den zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen ge- 
schaffen wird. Die Mitgliedstaaten sollen daher öffentlichen 
Einrichtungen, die Gesundheitsdienste anbieten, bei der 
Erfüllung ihrer Zahlungsverpflichtungen ein gewisses Maß 
an Flexibilität einräumen können. […]“ Eine überwiegende 
Tätigkeit im Bereich der Gesundheitsversorgung liegt dann  
vor, wenn mehr als 50% der gesamten Tätigkeit des Auf-
traggebers bzw. der Organisationseinheit, für die das Ver-
gabeverfahren durchgeführt wird, in der Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen besteht (vgl. auch EuGH Rs  
C- 380/98, University of Cambridge, Rz 28ff). Die solcher-
art unter die Z 2 fallenden Auftraggeber bzw. Organisa- 
tionseinheiten können bei all ihren Aufträgen eine Zahlungs- 
frist von bis zu 60 Tagen vereinbaren, unabhängig davon, 
ob der konkrete Auftrag die Erbringung einer Gesundheits-
dienstleistung zum Gegenstand hat oder nicht (es sind daher 
beispielsweise auch Bauaufträge für Neu- und Zubauten,  
IT-Dienstleistungs- und Lieferaufträge oder Reinigungs-
dienstleistungen erfasst).
Gemäß Abs. 3 kann der Auftraggeber in der Ausschreibung 
Angaben über die maximale Dauer eines gesetzlich oder  
vertraglich vorgesehenen Abnahme- und Überprüfungsver-
fahrens zur Feststellung der vertragsgemäßen Leistungs-
erbringung treffen. Die Festlegung einer 30 Tage überstei-
genden Dauer des vorgesehenen Abnahme- oder Über-
prüfungsverfahrens oder auch ein Abstellen auf andere 
fristauslösende Ereignisse (wie etwa Melde- oder Anzeige-
obliegenheiten des Auftragnehmers oder die Übermittlung 
von ergänzenden notwendigen Unterlagen) ist nur zulässig, 
wenn dies für den Unternehmer nicht grob nachteilig ist und 
(zusätzlich zur Angabe in der Ausschreibung) ausdrück- 
lich im Leistungsvertrag vereinbart wird. Die für die Beur-
teilung der groben Nachteiligkeit relevanten Merkmale er- 
geben sich aus Art. 7 Abs. 1 der 2011/7/EU und entsprechen 
jenen des § 459 Abs. 2 erster Satz UGB. Wenn der Auf- 
traggeber nichts angibt, so gilt § 457 erster Satz UGB  
(Dauer des Abnahme- oder Überprüfungsverfahrens  
maximal 30 Tage).
Die Regelung des Abs. 4 soll sicherstellen, dass die Be- 
stimmungen über die maximale Dauer der Zahlungs-
frist nicht dadurch umgangen werden, dass der Zeitpunkt  
der Rechnungslegung und damit der Eintritt der Fälligkeit 
durch Vereinbarung zwischen Auftraggeber und Unter- 
nehmer verzögert wird (vgl. Art. 4 Abs. 3 lit. b der  
RL 2011/7/EU). Dieses Verbot bezieht sich aber lediglich  
auf jene Festlegungen, die einen frühestmöglichen Zeit- 
punkt des Eingangs der Rechnung beim Auftraggeber vor- 
sehen und damit einen späteren Eintritt der Fälligkeit be- 
wirken sollen. Dies folgt aus folgenden Überlegungen: 

der Telos der Richtlinie (und somit des Abs. 4) ist auf 
einen Schutz der Gläubiger durch möglichst rasche Zah-
lung gerichtet. Er steht somit einer Festlegung eines spä-
testmöglichen Zeitpunktes für die Rechnungslegung 
(und somit einem Anreiz, die Rechnung möglichst zeit-
nah zu legen und damit einen früheren Eintritt der Fällig-
keit zu bewirken) nicht entgegen. Dies ist auch vor dem 
Hintergrund von Bedeutung, dass Auftraggeber aus bud- 
getären oder haushaltsrechtlichen Gründen insbesonde-
re gegen Ende des Haushaltsjahres häufig ein Interesse 
haben, dass der Eingang der Rechnung in angemessener 
Frist erfolgt (und deswegen Fristen festlegen innerhalb der 
Rechnungen spätestens vorzulegen sind). Es versteht sich 
von selbst, dass derartige gemäß Abs. 4 zulässige Fristen 
aber jedenfalls auch verhältnismäßig (dh. angemessen lang) 
festzusetzen sind. Vereinbarungen über Vorauszahlungen 
oder die Abrechnung bestimmter Teilleistungen sind selbst- 
verständlich zulässig (vgl. auch Abs. 6). Ebenso zulässig, 
weil nicht „den Zeitpunkt des Eingangs der Rechnung“ be-
‘treffend, sind verkehrsübliche Vereinbarungen über die 
Anforderungen an die Rechnung und über die Folgen einer 
mangelhaften bzw. nicht vertragskonformen Rechnungs- 
legung.
Abs. 5 regelt die zulässige Höhe des Verzugszinssat-
zes. Aus Art. 4 Abs. 1 iVm Art. 2 Z 5 und 6 der Zahlungs- 
verzugsrichtlinie ergibt sich, dass bei Geschäftsvorgängen 
mit einem öffentlichen Auftraggeber der gesetzliche Zins- 
satz auch durch Vereinbarung zwischen den Vertrags- 
parteien nicht unterschritten werden darf. Anders als bei 
Geschäften zwischen Unternehmern ist daher im An- 
wendungsbereich des BVergG die Vereinbarung eines Ver-
zugszinssatzes, der niedriger als der in § 456 UGB festge- 
legte gesetzliche Zinssatz ist, nicht zulässig.
Abs. 6 stellt klar, dass die Vereinbarung von Zahlungs- 
plänen bzw. Ratenzahlungen weiterhin zulässig ist (vgl.  
Art. 5 der RL 2011/7/EU). Die Regelungen des § 100  
sind auch auf Abschlags- oder Teilschlussrechnungen 
anwendbar.

Zu § 101 (Berichtigung der Ausschreibung):
Die Regelung dient vor allem dem Schutz der Bewerber und 
Bieter. Jede Veränderung der Ausschreibungsbedingungen 
ohne Benachrichtigung der Teilnehmer des Vergabever- 
fahrens ist geeignet, einerseits bei diesen „vergebliche“ 
Aufwendungen zu erzeugen, andererseits zu einer Mangel- 
haftigkeit der Angebote mit den sich daran knüpfenden Fol-
gen zu führen. Auch die Benachrichtigung der Bewerber und 
Bieter von Berichtigungen gemäß Abs. 2 soll dazu beitragen, 
allfällige Kosten und damit verbunden allfällige Schaden- 
ersatzansprüche zu vermeiden. Ist eine persönliche Be- 
nachrichtigung aller Teilnehmer an einem Vergabeverfahren 
von der Berichtigung gemäß Abs. 2 erster Satz nicht mög- 
lich, so ist die Berichtigung in gleicher Weise wie die Aus-
schreibungsunterlage zur Kenntnis zu bringen (es wird in  
diesem Kontext auf alle Modalitäten rekurriert, in der die  
Ausschreibungsunterlagen zur Kenntnis gebracht werden 
können, vgl. die §§ 89 und 90).
Eine Berichtigung ist nur zulässig, als es dadurch nicht zu 
einer inhaltlich wesentlich anderen Ausschreibung kommt; 
diesfalls wäre die Ausschreibung wegen Vorliegens zwin-
gender Gründe zu widerrufen (vgl. etwa EuGH Rs C 298/15,  
Borta, und das Erkenntnis des VwGH vom 17. Juni 2014,  
2013/04/0029 mwN; zum Verständnis einer „wesentlichen 
Änderung“ vgl. § 365).
Dieser Verpflichtung des Auftraggebers entspricht die Ob- 
liegenheit des Unternehmers gemäß § 125 Abs. 6, all- 
fällige aus der Sicht des Unternehmers erforderliche Berich-
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tigungen dem Auftraggeber umgehend mitzuteilen. Auf die 
Verpflichtung zur Verlängerung der Angebotsfrist gemäß  
§ 72 Abs. 1 ist ebenfalls hinzuweisen.

Zu § 102 (Nutzung von elektronischen Katalogen):
§ 102 setzt Art. 36 Abs. 1 1.UA, Abs. 2 1.UA und Abs. 3 lit. a 
der RL 2014/24/EU um. Sie stellt die zu § 50 Abs. 5 analoge 
Regelung für die Ausschreibung dar.
§ 102 enthält die Verpflichtung des Auftraggebers zur  
Angabe in der Ausschreibung, ob elektronische Kataloge  
im Rahmen der Durchführung eines Vergabeverfahrens 
genutzt werden sollen und welche technische Spezifika- 
tionen bzw. Formate gegebenenfalls zu beachten sind. Ein 
„elektronischer Katalog“ ist ein systematisch strukturiertes 
Verzeichnis von Leistungen (meist Waren) in einem elek- 
tronischen Format, das zumindest Preisinformationen  
und Leistungsbeschreibungen enthält aber auch durch Ab- 
bildungen (Fotos) oder sonstige Informationen zur Leistung 
(zB Grafiken) ergänzt sein kann. Da der Auftraggeber fest-
legen muss welche technischen Spezifikationen (und ge- 
gebenenfalls Formate) die von den Bietern zu verwenden-
den elektronischen Kataloge haben müssen, bietet ein elek- 
tronischer Katalog somit ein Format zur Darstellung und 
Gestaltung von Informationen in einer Weise, die allen teil-
nehmenden Bietern gemeinsam ist und die sich für eine elek-
tronische Bearbeitung eignet.
Elektronische Kataloge können für sich bereits ein Angebot 
darstellen oder Teil eines Angebotes sein. In welcher Form 
der elektronische Katalog im Rahmen eines bestimmten 
Vergabeverfahrens einzusetzen ist, hat der Auftraggeber 
gemäß § 102 festzulegen. Aus der Systematik der RL (und 
demzufolge auch des BVergG) folgt, dass der Einsatz von 
elektronischen Katalogen zur Einreichung von Angeboten 
den Unternehmern nicht die Möglichkeit eröffnet, ihre all- 
gemeinen elektronischen Kataloge (mit ihrem gesamten  
Leistungsangebot) als Angebot einzureichen (es würde sich 
um ein nicht ausschreibungskonformes und damit gemäß 
§ 141 Abs. 1 Z 7 auszuscheidendes Angebot handeln). Die 
Bieter müssen daher ihre allgemeinen elektronischen Kata-
loge vor dem Hintergrund des konkreten Vergabeverfahrens 
anpassen. Damit wird sichergestellt, dass der im Rahmen 
eines bestimmten Vergabeverfahrens übermittelte elektro- 
nische Katalog nur Leistungen enthält, die den Anforde- 
rungen des Auftraggebers entsprechen.
Aus dem Wortlaut des § 102 folgt, dass, falls der Auftrag-
geber keine Aussagen zur Verwendung von elektronischen 
Katalogen in der Ausschreibung trifft, die Verwendung von 
elektronischen Katalogen unzulässig ist.
Zur Verwendung von elektronischen Katalogen bei Abru-
fen aus Rahmenvereinbarungen und bei Vergabe von Auf- 
trägen aufgrund eines dynamischen Beschaffungssystems 
vgl. § 155 Abs. 8 und 9 bzw. § 162 Abs. 3 und 4.

Zu § 103 (Arten der Leistungsbeschreibung):
Diese Bestimmung definiert die beiden Arten der Leistungs-
beschreibung, die konstruktive und die funktionale Leistungs-
beschreibung, in genereller Weise; nähere Ausführungen  
finden sich in § 104.

Zu § 104 (Grundsätze der Leistungsbeschreibung):
Durch die Formulierung der Abs. 1 und 2 sollen die Unter- 
schiede zwischen der konstruktiven und der funktionalen Leis-
tungsbeschreibung – insbesondere hinsichtlich des unter- 
schiedlichen Vergleichsmaßstabes – deutlich zum Ausdruck 
gebracht werden.
Zweck einer detaillierten Leistungsbeschreibung ist es, die 
aufgrund der Ausschreibung einlangenden Angebote ver- 

gleichen und daraus das beste Angebot auswählen zu  
können. Dies setzt voraus, dass die Leistung für die Bie-
ter kalkulierbar ist. Die Planung muss daher vor der Aus- 
schreibung soweit abgeschlossen sein, dass Inhalt und 
Umfang der Leistung genau beurteilt werden können.
Aus dem Gebot der Neutralität der Leistungsbe- 
schreibung und dem Diskriminierungsverbot (siehe dazu  
EG 1) folgt, dass die Leistung und die Aufgabenstellung  
nicht so umschrieben werden dürfen, dass bestimmte  
Bieter von vornherein Wettbewerbsvorteile genießen. Die 
Präzisierung der Beschreibung der Leistung darf somit 
beispielsweise nicht so weit gehen, dass in der Ausschrei-
bung, sofern nicht besondere Umstände dies rechtferti-
gen (vgl. § 106 Abs. 5 und 6), von vornherein Erzeugnisse  
eines bestimmten Unternehmers namentlich angeführt wer-
den. Soweit nicht besondere Umstände wie die Wahrung  
der technischen Einheit bei der Erweiterung oder Instand- 
haltung von Systemen dies notwendig macht, würde die  
Ausrichtung der Leistungsbeschreibung nach bestimm-
ten Firmenerzeugnissen den Grundsatz des freien Wettbe- 
werbes verletzen.

Zu § 105 (Erstellung eines Leistungsverzeichnisses):
Zu Abs. 2 letzter Satz ist im Zusammenhang mit Rahmen-
verträgen festzuhalten, dass aufgrund der Eigenart dieser 
Auftragsart die Positionsangaben nicht exakt festgelegt wer-
den können. In diesem Sinne ist daher auch die Wortfolge 
„so genau wie möglich mengenmäßig zu bestimmen“ im Zu- 
sammenhang mit Rahmenverträgen dahingehend zu ver-
stehen, dass Mengenangaben auf Positionsebene nicht  
zwingend sind. Es reicht, wenn Mengengerüste in Form der 
zu erwartenden Leistungsgruppen festgelegt werden.
Die Erstellung eines durchdachten Leistungsverzeichnis-
ses ist eine der wichtigen Maßnahmen eines „vorbeugen-
den Anti-Claim-Managements“. Dies betrifft insbesondere 
eine möglichst realistische Massenermittlung (der öffent- 
liche Auftraggeber sollte auch die von externen Konsulenten 
erstellten Leistungsverzeichnisse wenigsten stichproben- 
artig kritisch durchsehen) und eine zweckmäßige Gliede-
rung des Leistungsverzeichnisses (zB keine Vermengung 
von zeitgebundenen und einmaligen Kosten in einer Position, 
keine Zusammenfassung von Leistungen mit unterschied-
licher Kostenstruktur in ein und derselben Position, Auf- 
gliederung wenigstens in Lohn und Sonstiges, damit spä-
ter bei veränderlichen Preisen die Vertragsfortschreibung 
für zusätzliche Leistungen gelingt). Im Leistungsverzeich- 
nis sollte daher die Gesamtleistung so aufgegliedert wer-
den, dass unter den einzelnen Ordnungszahlen (Positionen)  
nur Leistungen gleicher Art und Preisbildung aufscheinen, 
die aufgrund von Projektunterlagen oder anderen Angaben  
so genau wie möglich mengenmäßig zu bestimmen sind. 
Leistungen, die einmalige Kosten verursachen, sollten, 
soweit dies branchenüblicher Preisermittlung entspricht, 
von solchen, die zeit- oder mengenabhängige Kosten bewir-
ken, in getrennten Positionen erfasst werden. Im Leistungs-
verzeichnis sollte die Zusammenfassung von zusammen- 
gehörenden Leistungen verschiedener Art und Preisbildung 
in einer Position, insbesondere von Haupt- und Neben- 
leistungen, nur dann erfolgen, wenn der Wert einer Leistung 
den Wert der anderen so übersteigt, dass der getrennten  
Preisangabe geringe Bedeutung zukommen würde.  
Die Übersicht sowie die genaue Beschreibung der Leistung 
soll durch die Zusammenfassung nicht beeinträchtigt werden. 
In besonderen Fällen sollten Nebenleistungen, zB beson- 
dere Vorarbeiten oder außergewöhnliche Frachtleistungen, 
in eigenen Positionen (Nebenleistungen als Hauptleistun-
gen) erfasst werden. Im Leistungsverzeichnis sollte überdies 
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festgelegt werden, inwieweit die Preise zweckentsprechend 
aufzugliedern sind (zB Lohn, Sonstiges, Lieferung, Mon- 
tage). Sind veränderliche Preise zu vereinbaren, so sollten 
die Preise jedenfalls in lohnbedingte und sonstige Preis- 
anteile aufgegliedert werden. Einzelne Leistungen könnten 
nach Art, Güte, Menge, Herkunft der Roh- und Hilfsstoffe, 
Erfüllungsort und dergleichen auch wahlweise in gesonder-
ten Positionen ausgeschrieben werden (Wahlpositionen). 
Auch diese Leistungen sollten in der vorgesehenen Menge 
dem Wettbewerb unterzogen und bei der Feststellung der 
Gesamtpreise für bestimmte ausgeschriebene Ausführungs-
varianten berücksichtigt werden.
Sind für die Beschreibung oder Aufgliederung bestimmter 
Leistungen geeignete Leitlinien, wie ÖNORMEN oder stan-
dardisierte Leistungsbeschreibungen, vorhanden, so ist 
auf diese gemäß Abs. 3 Bedacht zu nehmen. Wird von ge- 
eigneten Leitlinien abgewichen, so ist dies vom öffentlichen 
Auftraggeber intern mit den dafür maßgeblichen Gründen zu 
dokumentieren.

Zu § 106 (Technische Spezifikationen):
§ 106 setzt Art. 42 der RL 2014/24/EU um.
Allgemein wird einleitend zu dieser Bestimmung auf die Judi-
katur des EuGH (vgl. Rs C 45/87, C 359/93) verwiesen.
Zu den Normen bzw. Spezifikationen wird auf die Definitionen 
in § 2 Z 16, Z 25, Z 36 und Z 37 verwiesen.
Abs. 1 ist als eine besondere Ausformulierung des Gleich- 
behandlungsgrundsatzes und des Transparenzgrund-
satzes zu verstehen. Die Gewährleistung des gleichen  
Zuganges zum Verfahren für alle Bewerber und Bieter bedeu-
tet aber nicht, dass der öffentliche Auftraggeber den tech- 
nischen Standard so (niederschwellig) festlegen muss, dass 
alle theoretisch interessierten Unternehmer einen Zugang 
zum Verfahren haben können müssen. Das Niveau der tech-
nischen Spezifikationen ist vom öffentlichen Auftraggeber 
grundsätzlich frei wählbar und frei festsetzbar; eine Grenze 
wird lediglich vom Diskriminierungsverbot gezogen, wenn 
etwa nur ein Unternehmer oder eine spezifische Gruppe 
von Unternehmern ein bestimmtes Niveau (leichter) erfüllen 
kann. Vgl. dazu auch EG 74 der RL 2014/24/EU: „Die von 
öffentlichen Beschaffern erstellten technischen Spezifika- 
tionen müssen es erlauben, das öffentliche Auftragswesen  
für den Wettbewerb zu öffnen und Nachhaltigkeitsziele zu 
erreichen. Zu diesem Zweck sollte es möglich sein, Ange-
bote einzureichen, die die Diversität der technischen Lösun-
gen, Normen und technischen Spezifikationen auf dem Markt  
widerspiegeln, einschließlich solcher, die auf der Grund-
lage von Leistungskriterien im Zusammenhang mit dem 
Lebenszyklus und der Nachhaltigkeit des Produktions- 
prozesses der Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleis-
tungen erstellt wurden. Folglich sollten technische Spezi-
fikationen so abgefasst sein, dass eine künstliche Einen-
gung des Wettbewerbs vermieden wird, zu der es kommen 
könnte, wenn Anforderungen festgelegt würden, die einen 
bestimmten Wirtschaftsteilnehmer begünstigen, indem 
auf wesentliche Merkmale der von dem betreffenden Wirt-
schaftsteilnehmer gewöhnlich angebotenen Lieferungen, 
Dienstleistungen oder Bauleistungen abgestellt wird. Die 
Formulierung technischer Spezifikationen in Form von 
Funktions- und Leistungsanforderungen erlaubt es in der 
Regel, dieses Ziel bestmöglich zu erreichen. Funktions- und  
Leistungsanforderungen sind auch ein geeignetes Mittel, um 
im öffentlichen Auftragswesen Innovationen zu fördern, und 
sollten möglichst breite Verwendung finden. Wird auf eine 
europäische Norm oder in Ermangelung einer solchen auf 
eine nationale Norm Bezug genommen, so sollten Angebote, 
die auf gleichwertigen Regelungen basieren, von öffentlichen 

Auftraggebern berücksichtigt werden. Es sollte Sache des 
Wirtschaftsteilnehmers sein, den Nachweis für die Gleich- 
wertigkeit mit dem geforderten Gütezeichen zu erbringen. 
Zum Nachweis der Gleichwertigkeit sollte von den Bietern  
die Vorlage von Belegen verlangt werden können, deren Kor-
rektheit von Dritten bestätigt wurde. Es sollten jedoch auch 
andere geeignete Nachweise, wie etwa eine technische 
Dokumentation des Herstellers, zugelassen sein, wenn der 
betreffende Wirtschaftsteilnehmer keinen Zugang zu ent- 
sprechenden Bescheinigungen oder Prüfberichten oder  
keine Möglichkeit hat, diese fristgerecht zu beschaffen, 
sofern er auf diesem Weg nachweist, dass die Bauleistungen,  
Lieferungen oder Dienstleistungen die in den technischen 
Spezifikationen, den Zuschlagskriterien oder den Bedingun-
gen für die Auftragsausführung genannten Anforderungen 
und Kriterien erfüllen.“
Die Leistungsbeschreibung mittels Leistungs- oder Funk- 
tionsanforderungen bietet sich an, wenn der öffentliche  
Auftraggeber lediglich das zu realisierende Ziel exakt defi-
nieren kann, die Wege zu dessen Realisierung jedoch nicht 
kennt oder von Unternehmern innovative Lösungsmöglich- 
keiten angeboten bekommen möchte. Hervorzuheben ist, 
dass jede Bezugnahme auf Normen mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen ist. Zu Leistungs- und Funktions-
anforderungen vgl. auch § 104 Abs. 2 und Art. 42 Abs. 3  
lit. a der RL 2014/24/EU, in welchem weiter ausgeführt wird: 
„[…] in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, 
einschließlich Umweltmerkmalen, sofern die Parameter hin-
reichend genau sind, um den Bietern ein klares Bild vom  
Auftragsgegenstand zu vermitteln und den öffentlichen  
Auftraggebern die Erteilung des Zuschlags zu ermöglichen; 
[…]“.
Die Vorschreibung einer bestimmten Produktionsmetho-
de wird durch diese Bestimmung in bestimmten Grenzen 
für zulässig erklärt (vgl. dazu auch die Definition der Tech- 
nischen Spezifikationen in § 2 Z 37: „[…] Produktionspro- 
zesse und -methoden […]“). So kann etwa aufgrund dieser 
Bestimmung beim Einkauf der Ware „Strom“ vorgeschrieben  
werden, dass der nachgefragte Strom auf bestimmte Weise 
produziert wird (erneuerbare Energieträger).
Bei Ausschreibungen ist künftig auch Art. 25 der Daten- 
schutz-Grundverordnung zu beachten. Gemäß Art. 25  
Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung hat der Verant-
wortliche unter den in dieser Bestimmung genannten Vor-
aussetzungen geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen zu treffen, um die Datenschutzgrundsätze  
wirksam umzusetzen und die notwendigen Garantien in 
die Verarbeitung aufzunehmen, um den Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung zu genügen und die 
Rechte der betroffenen Personen zu schützen. Laut Er- 
wägungsgrund 78 der Datenschutz-Grundverordnung sollte 
der Verantwortliche interne Strategien festlegen und Maß-
nahmen ergreifen, die insbesondere den Grundsätzen des 
Datenschutzes durch Technik (data protection by design) 
und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen (data 
protection by default) Genüge tun (etwa Minimierung der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, schnellstmögliche 
Pseudonymisierung personenbezogener Daten, Transpa-
renz in Bezug auf die Funktionen und die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, Möglichkeit der betroffenen Person, 
die Verarbeitung personenbezogener Daten zu überwa-
chen). In Bezug auf Entwicklung, Gestaltung, Auswahl und  
Nutzung von Anwendungen, Diensten und Produkten soll-
ten die Hersteller unter gebührender Berücksichtigung des 
Stands der Technik sicherstellen, dass die Verantwortlichen  
und die Verarbeiter in der Lage sind, ihren Datenschutz-
pflichten nachzukommen. Den Grundsätzen des Daten-
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schutzes durch Technik und durch datenschutzfreund- 
liche Voreinstellungen sollte – wie Erwägungsgrund 78 der 
Datenschutz-Grundverordnung ausdrücklich anmerkt – auch 
bei öffentlichen Ausschreibungen Rechnung getragen wer-
den. Relevant wird dies insbesondere bei zu beschaffender  
Software und bei technischen Produkten sein, bei denen  
diesen Grundsätzen entsprechende technischen Spezifi- 
kationen vom öffentlichen Auftraggeber vorzusehen sind.

Zu § 107 (Barrierefreiheit):
§ 107 stellt eine Umsetzung von Art. 42 Abs. 1 vierter und 
fünfter UAbs. der RL 2014/24/EU dar.
Hingewiesen wird darauf, dass neben der vorliegenden 
Bestimmung hinsichtlich Barrierefreiheit auch andere ein-
schlägige Bestimmungen in den jeweiligen Materien- 
gesetzen bestehen, vgl. etwa Art. 32 der 15a-Vereinbarung 
über die Harmonisierung bautechnischer Vorschriften und 
die darauf beruhenden Vorschriften in den Bauordnungen der 
Länder (zB § 115 der Bauordnung für Wien, § 31 des Salz- 
burger Bautechnikgesetzes 2015, § 76 Stmk. BauG;  
vgl. ferner auch die §§ 6 und 8 BGStG). Der Begriff der  
Barrierefreiheit ist unter den Begriff der Kriterien der Konzep-
tion für alle Anforderungen einschließlich der Zugänglichkeit 
für Menschen mit Behinderung zu subsumieren. Zum unions-
rechtlich auszulegenden Begriff der Barrierefreiheit allgemein  
vgl. etwa die RL (EU) 2016/2102 über den barrierefreien 
Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffent- 
licher Stellen, ABl. Nr. L 327 vom 02.12.2016 S. 1, sowie  
ferner auch § 6 Abs. 5 des Bundes-Behindertengleich- 
stellungsgesetzes.
Allgemein wird in diesem Zusammenhang auf EG 3 der  
RL 2014/24/EU verwiesen: „Bei der Umsetzung dieser Richt-
linie sollte dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen Rechnung 
getragen werden, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Wahl der Kommunikationsmittel, den technischen Spezifika-
tionen, den Zuschlagskriterien und den Bedingungen für die 
Auftragsausführung.“
Zu Abs. 1 ist klarzustellen, dass es unerheblich ist, ob die 
Nutzung der Leistung durch dritte Personen oder durch Mit- 
arbeiter des öffentlichen Auftraggebers vorgesehen ist.
Zu Abs. 2 Z 1 ist festzuhalten, dass zwar von einem sub-
jektiven Beurteilungsmaßstab des öffentlichen Auftrag- 
gebers auszugehen ist aber diese Prognose in sorgfältiger 
Weise vorzunehmen ist. So ist etwa die Nutzung eines der 
Öffentlichkeit offenstehenden Gebäudes durch Menschen 
mit Behinderung vorhersehbar („erwartbar“), auch wenn in 
diesem Gebäude keine Leistungen speziell für Menschen 
mit Behinderung angeboten werden. Sofern daher der 
Leistungsgegenstand dahingehend festgelegt ist, dass der  
Auftraggeber davon ausgehen kann, dass eine Nutzung 
durch diese spezifische Personengruppe nicht zu erwar-
ten ist (zB Renovierung einer historischen Wendeltreppe, 
Sanierung eines Dachstuhles usw.), greift die Regelung von  
Abs. 2 Z 1. Dieselben Überlegungen gelten auch bei Teilen 
eines Auftrages (zB Staumauer bei Kraftwerksbau).
Bei der gemäß Abs. 2 Z 2 vorzunehmenden Verhältnis- 
mäßigkeitsprüfung sind insbesondere die geschätzten 
zusätzlichen Kosten in ein Verhältnis zum geschätzten Nutzen 
oder den voraussichtlichen Nachteilen durch die mangelnde  
Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung zu setzen. 
„Soweit“ die zusätzlichen Kosten (noch) verhältnismäßig 
sind, kann von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht abgese-
hen werden; das kann zum Ergebnis führen, das bestimmte  
Maßnahmen zur Erreichung der Barrierefreiheit zu setzen 
sind, da diese noch verhältnismäßig zu den Kosten sind,  
etwaige weitere Maßnahmen jedoch die zusätzlichen Kos-

ten als unverhältnismäßig erscheinen lassen (vgl. zur Ver-
hältnismäßigkeit im Vollziehungsbereich des Bundes auch  
§ 6 Abs. 2 und 3 des Bundes-Behindertengleichstellungs- 
gesetzes, BGBl. I Nr. 82/2005).

Zu § 108 (Gütezeichen):
Mit § 108 wird Art. 43 der RL 2014/24/EU umgesetzt.
Zu Gütezeichen wird in EG 75 der RL 2014/24/EU ausge-
führt: „Öffentliche Auftraggeber, die beabsichtigen, Bau- 
leistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen mit spezifi-
schen umweltbezogenen, sozialen oder sonstigen Merk- 
malen zu erwerben, sollten auf bestimmte Gütezeichen 
Bezug nehmen können, wie etwa das europäische Umwelt-
zeichen, (multi)-nationale Umweltzeichen oder andere Güte-
zeichen, sofern die Anforderungen für den Erwerb des Güte-
zeichens einen Bezug zum Auftragsgegenstand – wie der 
Beschreibung der Ware und ihrer Präsentation, einschließ-
lich Anforderungen an die Verpackung – aufweisen. Darüber  
hinaus ist es von entscheidender Bedeutung, dass diese 
Anforderungen auf der Grundlage objektiv überprüfbarer Kri-
terien und unter Anwendung eines Verfahrens, an dem sich 
die Akteure – wie Regierungsstellen, Verbraucher, Hersteller, 
Vertriebsunternehmen und Umweltorganisationen – beteili-
gen können, definiert und angenommen werden, und dass 
das Gütezeichen für alle interessierten Parteien zugänglich 
und verfügbar ist. Es sollte klargestellt werden, dass es sich 
bei den Akteuren um öffentliche oder private Stellen, Unter-
nehmen oder jede Art von Nichtregierungsorganisationen 
(Organisationen, die nicht Teil einer Regierung und keine 
konventionellen Unternehmen sind) handeln kann. Außer-
dem sollte klargestellt werden, dass bestimmte nationale 
oder Regierungsstellen oder -organisationen in die Festle-
gung der Anforderungen an Gütezeichen einbezogen wer-
den können, die im Zusammenhang mit einer Auftragsverga-
be durch öffentliche Auftraggeber verwendet werden können, 
ohne dass diese Stellen oder Organisationen ihren Status als 
dritte Parteien verlieren. Bezugnahmen auf Gütezeichen soll-
ten nicht innovationshemmend wirken.“
Spezifische Merkmale nach Abs. 1 können insbesondere 
umweltbezogene oder soziale Merkmale sein (vgl. dazu auch 
Art. 43 Abs. 1 der RL 2014/24/EU: „[…] Bauleistungen, Lie-
ferungen oder Dienstleistungen mit spezifischen umweltbe-
zogenen, sozialen oder sonstigen Merkmalen […]“. Zu den 
Bedingungen für die Ausführung des Auftrages vgl. § 110 
Abs. 1 Z 13.
Zur Beurteilung, wann Kriterien gemäß Abs. 1 Z 1 mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen, wird auf Art. 67 
Abs. 3 der RL 2014/24/EU bzw. auf den Schlussteil von § 2 
Z 22 lit. d verwiesen; es handelt sich dabei um den gleichen 
Begriff.
In Abs. 1 Z 3 wurde der Begriff „erstellt“ anstelle von „einge-
führt“ wie in Art. 43 Abs. 1 lit. c der RL 2014/24/EU gewählt, in 
Anlehnung an die englische Sprachfassung („established“). 
Auch hinsichtlich der Verwaltungsbehörden (anstelle von 
„staatliche[n] Stellen“) wurde auf die englische Sprachfas-
sung („government bodies“) Rückgriff genommen. Auch in 
Abs. 1 Z 5 wurde das Wort „decisive“ mit „ausschlaggebend“ 
übersetzt (vgl. insbesondere Art. 12 der RL 2014/24/EU bzw.  
§ 10).
Aus Abs. 2 folgt, dass die einzelnen Anforderungen, die zu 
erfüllen sind, vom öffentlichen Auftraggeber näher konkre- 
tisiert werden müssen.
Ein anderer geeigneter Nachweis gemäß Abs. 5 kann, wie 
Art. 43 Abs. 1 vierter UAbs. der RL 2014/24/EU zu ent- 
nehmen ist, etwa ein technisches Dossier des Herstellers 
sein.
Abs. 5 kann sich sowohl auf das verlangte Gütezeichen an 
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sich als auch auf einzelne Anforderungen des Gütezeichens, 
die vom öffentlichen Auftraggeber verlangt werden, be- 
ziehen; der zu bringende Nachweis bezieht sich auf die vom 
Bewerber bzw. Bieter zu erbringende Leistung.

Zu § 109 (Testberichte und Zertifizierungen):
Die vorliegende Bestimmung setzt Art. 44 der  
RL 2014/24/EU mit um.
Der öffentliche Auftraggeber kann die Vorlage eines Test-
berichtes bzw. einer Zertifizierung einer bestimmten (arg: 
„einer“) Konformitätsbewertungsstelle vom Unternehmer ver-
langen.
Zu den Bedingungen für die Ausführung des Auftrages 
(sowohl hinsichtlich Abs. 1 als auch hinsichtlich Abs. 2) vgl.  
§ 110 Abs. 1 Z 13.
„Entsprechende“ Konformitätsbewertungsstellen im Sinne 
von Abs. 1 sind jene Stellen, die den gleichen Wirkungs- 
bereich wie die Konformitätsbewertungsstelle haben, deren 
Testbericht bzw. Zertifizierung der öffentliche Auftrag- 
geber vom Unternehmer verlangt. Art. 44 Abs. 1 erster UAbs. 
der RL 2014/24/EU spricht hier von Zertifikaten „gleich- 
wertiger“ anderer Konformitätsbewertungsstellen; da dieser  
Begriff jedoch einen spezifischen Bedeutungsgehalt hat 
(vgl. insbesondere § 106), wurde hier ein anderer Ausdruck 
gewählt.
Ein anderer geeigneter Nachweis gemäß Abs. 2 kann, wie 
Art. 44 Abs. 2 der RL 2014/24/EU zu entnehmen ist, etwa ein 
technisches Dossier des Herstellers sein.

Zu § 110 (Vertragsbestimmungen):
Abs. 1 Z 22 setzt Art. 42 Abs. 1 dritter UAbs. der RL 2014/24/
EU um, während mit Abs. 1 Z 13 Art. 70 und mit Abs. 1 Z 26 
Art. 73 der RL 2014/24/EU mit umgesetzt wird.
Abs. 1 enthält eine Aufzählung jener Punkte, für die erforder-
lichenfalls im Leistungsvertrag Festlegungen zu treffen sind, 
und erfüllt die Funktion einer „Checkliste“.
Zu Abs. 1 Z 13 ist auf die Ausführungen der Kommission 
in ihrer Mitteilung betreffend die Berücksichtigung sozialer 
Aspekte und ferner auf die Judikatur des EuGH (vgl. etwa  
Rs C 164/99) hinzuweisen. Auf die allgemeinen Ausführungen 
zu § 93 Abs. 2 wird verwiesen. Der öffentliche Auftraggeber 
verfügt über vielfältige Möglichkeiten, um Vertragsklauseln  
im sozialen Bereich festzulegen. Als Beispiel seien hier  
einige Zusatzbedingungen genannt, die ein öffentlicher  
Auftraggeber dem Auftragnehmer unter Einhaltung der  
oben genannten Bedingungen auferlegen könnte und die 
die Berücksichtigung sozialer Belange ermöglichen: die  
Verpflichtung, Arbeitsuchende, insbesondere Langzeit- 
arbeitslose, einzustellen oder bei der Ausführung des Auf-
trags Schulungsmaßnahmen für Arbeitslose oder Jugend- 
liche durchzuführen; die Verpflichtung, bei der Ausführung 
des Auftrags Maßnahmen zur Förderung der Chancen-
gleichheit zwischen Mann und Frau oder der ethnischen und  
rassischen Vielfalt durchzuführen; die Verpflichtung, die Be- 
stimmungen der grundlegenden Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeits-Organisation (IAO) bei der Ausführung 
des Auftrags einzuhalten, falls diese nicht bereits im natio-
nalen Recht verankert sind; die Verpflichtung, zur Auftrags-
ausführung eine größere Zahl von Behinderten einzustellen, 
als von der nationalen Gesetzgebung des Mitgliedstaates, 
in dem der Auftrag ausgeführt wird oder der Auftragnehmer 
ansässig ist, verlangt wird.
Ähnliche Ausführungen finden sich auch in EG 98 der  
RL 2014/24/EU, wo es heißt: „Es ist von entscheidender 
Bedeutung, dass sich Zuschlagskriterien oder Bedingungen 
für die Auftragsausführung, die soziale Aspekte des Pro-
duktionsprozesses betreffen, auf die gemäß dem Auftrag 

zu erbringenden Bauleistungen, Lieferungen oder Dienst- 
leistungen beziehen. Ferner sollten sie gemäß der Richt- 
linie 96/71/EG in der Auslegung des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union angewandt werden und sollten nicht in 
einer Weise ausgewählt oder angewandt werden, durch 
die Wirtschaftsteilnehmer aus anderen Mitgliedstaaten  
oder aus Drittstaaten, die Partei des GPA oder der Frei- 
handelsübereinkommen sind, denen die Union angehört, 
unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden. Dem-
nach sollten Anforderungen hinsichtlich der in der Richt- 
linie 96/71/EG geregelten grundlegenden Arbeitsbe- 
dingungen, wie Mindestlöhne, auf dem Niveau bleiben, das 
durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften oder durch Tarif-
verträge, die im Einklang mit dem Unionsrecht im Kontext 
der genannten Richtlinie angewandt werden, festgelegt  
wurde. Hinter Bedingungen für die Auftragsausführung  
könnte auch die Absicht stehen, die Umsetzung von  
Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen  
und Männern am Arbeitsplatz, die verstärkte Beteiligung 
der Frauen am Erwerbsleben und die Vereinbarkeit von 
Arbeit und Privatleben oder den Umwelt- oder Tierschutz  
zu begünstigen und im Kern die grundlegenden Überein- 
kommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)  
zu erfüllen und mehr benachteiligte Personen als nach 
 nationalem Recht gefordert einzustellen.“
Zur Auslegung der Wortfolge „in Verbindung stehen“ in  
Abs. 1 Z 13 wird auf § 2 Z 22 lit. d Schlussteil bzw. Art. 67 
Abs. 3 der RL 2014/24/EU verwiesen. „Besondere“ Bedin-
gungen für Arbeitsgemeinschaften sind andere bzw. zusätz- 
liche im Vergleich zu Bedingungen für sonstige teilnehmende 
natürliche oder juristische Personen; diese müssen sachlich 
gerechtfertigt, somit objektiv begründbar, sein.
Abs. 1 Z 13 spielt ferner eine wesentliche Rolle im Zu- 
sammenhang mit dem Gebot der ökologischen Beschaf-
fung (vgl. § 20 Abs. 5). Als Beispiele für ökologische Aus- 
führungsbedingungen können angeführt werden: Liefe- 
rung/Verpackung von Waren in größeren Partien anstatt 
einzeln, Wiedergewinnung oder Wiederverwendung von 
Verpackungsmaterial und gebrauchten Produkten durch 
den Lieferanten, Lieferung von Waren in wiederverwend-
baren Behältnissen, Einsammlung, Rücknahme, Recycling 
oder Wiederverwendung von Abfall, der während oder nach 
der Nutzung oder dem Verbrauch eines Produktes anfällt,  
durch den Lieferanten, Transport und Auslieferung von  
Chemikalien (zB Reinigungsprodukten) in Konzentratform 
und Verdünnung am Ort der Verwendung. Hinsichtlich der 
Frage, ob eine bestimmte umweltfreundliche Transportart für 
die Auslieferung von Waren gefordert werden darf, ist fest- 
zuhalten, dass dies zulässig ist, sofern dies bei dem  
betreffenden Auftrag nicht zu einer Diskriminierung führt.
Da die Ausführungsbedingungen des Abs. 1 Z 13 jedenfalls 
schon aufgrund des § 20 Abs. 1 im Einklang mit den all- 
gemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts wie dem 
Diskriminierungsverbot stehen müssen, wird in Z 13 nicht 
nochmals auf dieses Erfordernis verwiesen.
Vertragsklauseln, die mit der Ausführung von Lieferaufträ-
gen zusammenhängen, sind nicht unproblematisch, denn  
Klauseln, die die Anpassung der Organisation, der Struktur 
oder der Politik eines Unternehmens erforderlich machen 
würden, das in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist, 
könnten sich als diskriminierend erweisen oder ein unge-
rechtfertigtes Handelshemmnis darstellen. Es wird daher zu 
besonderer Vorsicht bei derartigen Vertragsbestimmungen 
angeraten.
Zu Abs. 1 Z 21 ist anzumerken, dass in bestimmten Fällen 
sollte eine derartige Vergütung vorgesehen werden sollte,  
zB bei besonderen Ausarbeitungen der Bewerber oder  
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Bieter wie zB besonders aufwändige Präsentationen, oder 
bei geistigen Dienstleistungen die Erarbeitung besonders 
aufwändiger Konzepte usw.; klarzustellen ist jedoch, dass 
der üblicherweise mit der Angebotserstellung verbundene 
Aufwand vom Bieter zu tragen ist.
Hinsichtlich Abs. 1 Z 26 wird auf § 366 und § 371 ver- 
wiesen; der Hinweis des öffentlichen Auftraggebers auf die 
verpflichtenden Kündigungsgründe des § 366 ist nur dekla- 
rativ, da die Verpflichtung zur Kündigung und Beendigung 
des Vertrages auch dann besteht, wenn im Leistungsvertrag 
nicht darauf Bezug genommen wurde.
Bestehen für die Vertragsbestimmungen geeignete Leit- 
linien, wie ÖNORMEN oder standardisierte Leistungsbe- 
schreibungen, so ist auf diese gemäß Abs. 2 zweiter Satz 
Bedacht zu nehmen. Wird von geeigneten Leitlinien abge- 
wichen, so ist dies vom öffentlichen Auftraggeber intern mit 
den dafür maßgeblichen Gründen zu dokumentieren.

Zu § 111 (Besondere Vertragsbestimmungen  
betreffend den Zahlungsverkehr):
Die vorliegende Regelung ergänzt § 100 im Sinne des bereits 
oben erläuterten doppelten Ansatzes. Sie hat vor allem in 
jenen Vergabeverfahren Bedeutung, in denen keine Aus-
schreibungsunterlagen erstellt wurden (denkbar etwa bei der 
Direktvergabe oder bei Verfahren ohne Bekanntmachung), 
oder zwar Ausschreibungsunterlagen erstellt wurden, diese 
mangels gesondert anfechtbarer Entscheidung jedoch nicht 
in einem Nachprüfungsverfahren bekämpft werden konn-
ten (Direktvergabe bzw. Direktvergabe nach vorheriger Be- 
kanntmachung). In diesem Fall sind die gemäß der vor- 
liegenden Bestimmung unzulässigen, den Zahlungsver-
kehr betreffenden Vertragsbestimmungen nichtig, das  
heißt vor einem ordentlichen Gericht bekämpfbar. Waren 
die den Zahlungsverkehr betreffenden Angaben bereits in  
einer Ausschreibung enthalten, und hätten diese bereits 
in einem Nachprüfungsverfahren angefochten werden  
können, so sind sie – wie alle anderen Bestimmungen der 
Ausschreibung auch – präkludiert und die Nichtigkeit kann 
nicht geltend gemacht werden (vgl. Abs. 7 Z 1). Die Nich-
tigkeit kann weiters nicht geltend gemacht werden, wenn  
die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Bestimmung bereits 
von der zuständigen Vergabekontrollbehörde in einem  
Nachprüfungsverfahren festgestellt wurde (Abs. 7 Z 2). Die 
vorliegende Bestimmung sieht eine Teilnichtigkeit vor, das 
heißt, der übrige Vertrag bleibt auch bei Nichtigerklärung 
einer grob nachteiligen Klausel betreffend den Zahlungs- 
verkehr bestehen. Im Sinne einer geltungserhaltenden 
Reduktion ist davon auszugehen, dass bei einer Zahlungs-
frist nur der die jeweilige Maximalfrist der vorliegenden 
Bestimmung übersteigende Teil für nichtig zu erklären ist. Im 
Übrigen wird auf die Erläuterungen zu § 100 verwiesen

Zu den §§ 112 bis 124 (Ablauf einzelner Vergabe- 
verfahren und Teilnehmer im Vergabeverfahren):
Zu den §§ 112 bis 124 allgemein (Ablauf einzelner  
Vergabeverfahren und Teilnehmer im Vergabeverfahren):
Der 6. Abschnitt des 3. Hauptstückes des 2. Teiles gliedert 
sich in vier Unterabschnitte. Der 1. Unterabschnitt regelt  
den Ablauf des offenen Verfahrens, des nicht offenen Ver- 
fahrens und des Verhandlungsverfahrens. Der 2. Unter- 
abschnitt regelt den Ablauf des wettbewerblichen Dialoges. 
Der wettbewerbliche Dialog ist somit nicht mehr als Sonder- 
verfahren am Ende des 2. Teiles des Gesetzes geregelt, 
sondern – und dies entspricht auch den nunmehr gelocker-
ten Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 34 – als ein neben  
dem Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung stehendes Verfahren. Der 3. Unterabschnitt regelt 

den Ablauf der Innovationspartnerschaft. Der 4. Unter-
abschnitt enthält schließlich die Teilnehmerbestimmun-
gen für alle genannten Verfahrensarten sowie die im Falle  
der Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation zu 
beachtende Vorgangsweise.

Zu § 112 (Ablauf des offenen Verfahrens):
Abs. 1 erster Satz setzt Art. 27 Abs. 1 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU um und bestimmt das Wesen des offe-
nen Verfahrens, wonach jeder Unternehmer innerhalb der  
Angebotsfrist ein Angebot einreichen kann (vgl. dazu  
auch schon die Definition in § 31 Abs. 2). Inhaltlich handelt 
es sich hierbei sowohl um eine Regelung des Ablaufes als  
auch um eine Regelung hinsichtlich der Teilnehmer. „Ein“ 
Angebot bedeutet pars pro toto, dass ein Unternehmer auch 
mehrere Angebote einreichen kann (zB neben der Amts- 
variante auch ein Alternativangebot oder Abänderungs- 
angebot); es muss sich somit nicht zwingend um „ein ein-
ziges“ Angebot handeln. Die Regelung, wonach dem Ange-
bot die verlangten Informationen im Hinblick auf die Eignung  
beizufügen sind (vgl. Art. 27 Abs. 1 dritter UAbs. der  
RL 2014/24/EU), schließt die Verwendung der Einheitlichen 
Europäischen Eigenerklärung bzw. – im Unterschwellen- 
bereich – einer (einfachen) Eigenerklärung nicht aus, da es 
sich auch dabei um einen (vorläufigen) Beleg der Eignung 
handelt.
Abs. 2 ermöglicht öffentlichen Auftraggebern, im offenen 
Verfahren zuerst die Angebote zu prüfen, bevor die Eignung 
(des Bieters und der bekannt gegebenen Subunterneh-
mer) geprüft wird. Gemäß Art. 56 Abs. 2 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU hat der öffentliche Auftraggeber, wenn er von 
dieser Möglichkeit Gebrauch macht, sicherzustellen, „dass 
die Prüfung des Nichtvorliegens von Ausschlussgründe[n] 
und der Einhaltung der Eignungskriterien unparteiisch und 
transparent erfolgt, damit kein Auftrag an einen Bieter ver-
geben wird, der gemäß Artikel 57 hätte ausgeschlossen 
werden müssen beziehungsweise der die Eignungskriterien 
des öffentlichen Auftraggebers nicht einhält“. Dies ergibt sich 
schon daraus, dass gemäß der Regelung des Abs. 2 nur die 
zeitliche Reihenfolge der Prüfung verändert werden kann; 
die Eignungsprüfung selbst muss dennoch in vollem Umfang 
durchgeführt werden.
Abs. 3 beinhaltet das Verhandlungsverbot im offenen Ver-
fahren (vgl. dazu etwa EuGH Rs C 131/16, Archus). Klarge-
stellt werden soll, dass eine im Rahmen eines offenen Ver- 
fahrens stattfindende Auktion nicht als Verhandeln im Sinne  
des Abs. 3 gilt.
Abs. 4 regelt die Geheimhaltungspflicht betreffend potentielle 
Bieter im Kontext des offenen Verfahrens.

Zu § 113 (Ablauf des nicht offenen Verfahrens):
Zu Abs. 1 ist darauf hinzuweisen, dass Unternehmer nur in 
jener Form (als Einzelunternehmer, als Bietergemeinschaft) 
ein Angebot legen dürfen, in der sie vom Auftraggeber zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurden (vgl. dazu auch § 141 
Abs. 1 Z 9).
Abs. 2 enthält das Verhandlungsverbot für nicht offene Ver- 
fahren (vgl. dazu etwa EuGH Rs C 131/16, Archus). Klarzu- 
stellen ist, dass eine im Rahmen eines nicht offenen Ver- 
fahrens stattfindende Auktion nicht als Verhandeln im Sinne 
des Abs. 2 gilt.
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Abs. 3 beinhaltet implizit die Verpflichtung, dass die  
Namen der Bieter bis zur Angebotsöffnung geheim zu  
halten sind (arg. alle Bieter wurden zur Angebotsabgabe  
aufgefordert).

Zu § 114 (Ablauf des Verhandlungsverfahrens):
§ 114 dient der Umsetzung von Art. 29 der RL 2014/24/EU, 
der das Verhandlungsverfahren im Vergleich zur bisheri-
gen Rechtslage detaillierteren Regelungen unterwirft. Die  
Kommission begründete dies stets damit, dass der er- 
leichterte Zugang zum Verhandlungsverfahren eine stär-
kere Reglementierung des Verfahrens selbst erfordere, um  
Verletzung der unionsrechtlichen Grundsätze hintanzu-
halten. In diesem Sinne führt auch EG 45 erster UAbs. 
der RL 2014/24/EU aus: „Für das Verhandlungsverfahren 
sollten angemessene Schutzvorschriften gelten, die die  
Einhaltung der Grundsätze der Gleichbehandlung und Trans-
parenz gewährleisten. Die öffentlichen Auftraggeber sollten 
insbesondere im Voraus die Mindestanforderungen ange-
ben, die das Wesen der Beschaffung charakterisieren und im  
Verlauf der Verhandlungen nicht geändert werden sollten. 
Die Zuschlagskriterien und ihre Gewichtung sollten während 
des gesamten Verfahrens stabil bleiben und sollten nicht ver-
handelbar sein, um die Gleichbehandlung aller Wirtschafts-
teilnehmer zu gewährleisten. […]“
Abs. 1 dient der Umsetzung von Art. 29 Abs. 1 zweiter  
und dritter UAbs. der RL 2014/24/EU und enthält ins- 
besondere die (neue) Verpflichtung des öffentlichen Auf- 
traggebers, in der Ausschreibung Mindestanforderungen  
festzulegen, die von allen Angeboten einzuhalten sind, und  
die in weiterer Folge auch nicht verhandelbar sind (vgl. auch 
Abs. 2 letzter Satz, Abs. 5 letzter Satz und Art. 29 Abs. 3  
erster UAbs. der RL 2014/24/EU). Gemäß EG 45 zweiter 
UAbs. der RL 2014/24/EU handelt es sich bei den Mindest-
anforderungen „um jene (insbesondere physischen, funktio-
nellen und rechtlichen) Bedingungen und wesentlichen Merk-
male […], die jedes Angebot erfüllen bzw. aufweisen sollte, 
damit der öffentliche Auftraggeber den Auftrag im Einklang 
mit dem gewählten Zuschlagskriterium vergeben kann“.
Abs. 2 unterscheidet entsprechend den Vorgaben der Richt-
linie zwischen Erstangeboten, Folgeangebote und end- 
gültigen Angeboten (zu letzteren siehe auch Abs. 8). Das 
Erstangebot sowie etwaige Folgeangebote sind Gegen-
stand der Verhandlungen; über das endgültige Angebot 
darf nicht mehr verhandelt werden. Ziel der Verhandlungen 
ist naturgemäß die Verbesserung bzw. Optimierung des  
Angebotes gemäß den Vorstellungen des öffentlichen 
Auftraggebers. Das Verbot von Verhandlungen über die 
Zuschlagskriterien bedeutet auch, dass die vom öffentlichen 
Auftraggeber in der Ausschreibung festgelegte Gewich- 
tung der Zuschlagskriterien nicht verhandelbar ist und 
somit auch im Laufe des Verfahrens nicht mehr geändert  
werden darf (vgl. auch Abs. 5 letzter Satz und die dazu-
gehörigen Erläuterungen). Abgesehen von den fest-
gelegten Mindestanforderungen und Zuschlagskriteri-
en darf jedoch über den gesamten Auftragsinhalt ver- 
handelt werden (vgl. auch EG 45 erster UAbs. der  
RL 2014/24/EU: „[…] Ziel der Verhandlungen sollte es 
sein, die Angebote so zu verbessern, dass die öffent- 
lichen Auftraggeber in die Lage versetzt werden, Bau-
leistungen, Lieferungen und Dienstleistungen einzu- 
kaufen, die genau auf ihren konkreten Bedarf zuge- 
schnitten sind. Die Verhandlungen könne sich auf alle Merk-
male der erworbenen Bauleistungen, Lieferungen oder 
Dienstleistungen beziehen, darunter zum Beispiel Quali-
tät, Mengen, Geschäftsklauseln sowie soziale, umweltbe- 
zogene und innovative Aspekte, sofern sie keine Mindest- 

anforderungen darstellen.“ Nach Auffassung der Kommission 
sind auch reine Preisverhandlungen zulässig.
Abs. 3 sieht die – im Vergleich zur bisherigen Rechtslage  
neue – Möglichkeit vor, den Zuschlag gänzliche ohne Ver- 
handlungen auf das Erstangebot zu erteilen. Voraussetzung 
dafür ist, dass sich der öffentliche Auftraggeber in der Be- 
kanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbe-
stätigung diese Möglichkeit vorbehalten hat. Es ist darauf  
hinzuweisen, dass die Ausschreibungsunterlagen in die-
sem Fall ausreichend konkretisiert sein müssen, da ein Zu- 
schlag nur auf der Basis von vergleichbaren Angeboten erfol-
gen kann. Im Umkehrschluss folgt daraus, dass eine Ver- 
handlungspflicht (Pflicht zur Durchführung zumindest einer 
Verhandlungsrunde) in all jenen Fällen besteht, in denen sich 
der öffentliche Auftraggeber die in Abs. 3 vorgesehene Mög-
lichkeit des Zuschlags auf das Erstangebot nicht vorbehalten 
hat.
Mit Abs. 4 erster und zweiter Satz soll sichergestellt werden, 
dass die Anforderungen des Gleichbehandlungsgebotes und 
des Verbotes der Diskriminierung im Verhandlungsverfahren 
beachtet werden. Zu den vertraulichen Informationen vgl.  
§ 27 sowie die dazugehörigen Erläuterungen. Der Bestim-
mung zum Schutz der Vertraulichkeit unterliegen nicht nur 
die vertraulichen Informationen von Bietern, sondern auch 
jene von Bewerbern, dh. von Unternehmern, die nicht zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurden. Die für die Weiter- 
gabe vertraulicher Informationen an andere Unternehmer 
erforderliche Zustimmung muss im Einzelfall und in Bezug 
auf die spezifisch zur Weitergabe bestimmte Information 
erteilt werden; es wäre etwa daher nicht zulässig, bereits in 
den Ausschreibungsunterlagen zu verlangen, dem Angebot 
eine pauschale Zustimmungserklärung beizulegen.
Die Regelungen des Abs. 5 stellen eine spezifische Ausfor-
mung der vergaberechtlichen Grundsätze für das Verhand-
lungsverfahren dar. Die in Abs. 5 erster Satz angesproche-
nen Änderungen der Ausschreibungsunterlagen dürfen 
daher nicht die Festlegung der Mindestanforderungen be- 
treffen. Zum Verbot von Verhandlungen über Mindestanfor- 
derungen und Zuschlagskriterien vgl. bereits § 114 Abs. 2  
letzter Satz. Abs. 5 letzter Satz stellt klar, dass die in der 
Ausschreibung festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien während des Verfahrens nicht mehr 
geändert werden dürfen (dies ergibt sich aus Art. 29 Abs. 
3 zweiter UAbs, Abs. 5 erster UAbs. dritter Satz sowie EG 
45 der RL 2014/24/EU). Auch die in der Ausschreibung fest- 
gelegte Gewichtung der Zuschlagskriterien muss beibe- 
halten werden. Hinzuweisen ist jedoch darauf, dass der  
EuGH es für zulässig erachtet hat, dass ein öffentlicher  
Auftraggeber erst nach Ablauf der Erstangebotsfrist die 
Gewichtung von (bekannt gegebenen) Zuschlagsunter- 
kriterien festlegt (vgl. Rs C-6/15, TNS Dimarso). Ferner ist  
auf die Möglichkeit der Festlegung von Zuschlagskriterien im 
Wege der Festlegung einer Marge (§ 91 Abs. 7 Z 2) hinzu-
weisen; diese Marge kann im Laufe des Verhandlungsver- 
fahrens näher präzisiert werden.
Abs. 6 sieht wie bisher die Möglichkeit vor, ein Verhand-
lungsverfahren in mehreren Phasen abzuwickeln und die 
Zahl der Angebote (und damit der teilnehmenden Bieter) 
anhand der Zuschlagskriterien zu reduzieren. Die Entschei-
dung, ein Angebot nicht weiter zu berücksichtigten, ist – als 
„sonstige Entscheidung während der Verhandlungsphase“ – 
gesondert anfechtbar (vgl. § 2 Z 15 lit. a subtlit: dd). Da es 
sich beim Verhandlungsverfahren um einen Verfahrenstyp 
handelt, der dem öffentlichen Auftraggeber einen gewissen 
Spielraum geben soll, können die vom öffentlichen Auftrag- 
geber vorgenommenen Festlegungen über den Ablauf des 
Verhandlungsverfahrens auch in abstrakter Weise erfolgen 
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und müssen nicht detailliert sein. So muss der öffentliche 
Auftraggeber lediglich angeben, ob er von der Möglich-
keit der Verringerung der Angebote Gebrauch machen wird  
(vgl. auch Art. 29 Abs. 6 letzter Satz RL 2014/24/EU); eine 
Festlegung auf eine bestimmte Anzahl von Angeboten  
ist nicht notwendig. Insgesamt hat der öffentliche Auftrag- 
geber hier nach wie vor einen großen Gestaltungsspielraum  
(so könnte er etwa auch festlegen, dass er an die Festlegung, 
die Zahl der Angebote zu reduzieren, nicht gebunden ist  
und entweder auf eine Reduktion gänzlich verzichten oder 
eine größere Zahl als geplant in die weiteren Verhandlungen 
einbeziehen kann).
Abs. 6 letzter Satz enthält die Grundregel, dass in der 
Schlussphase eines Verhandlungsverfahrens mit mehre-
ren Bietern – bei Vorliegen einer ausreichenden Anzahl ge- 
eigneter Bieter – noch so viele Angebote vorliegen müssen, 
dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist. Wann ein Ver-
handlungsverfahren in die „Schlussphase“ geht, bestimmt 
der öffentliche Auftraggeber. Denkbar ist, dass die Schluss-
phase bereits relativ bald nach der Angebotsöffnung beginnt, 
wenn das Verhandlungsverfahren nur dazu dient, einige 
wenige Punkte (und nicht das gesamte Angebot) mit den 
Bietern zu verhandeln, und diese Verhandlungen in kurzer 
Zeit abgeschlossen werden. Aus dem System des Gesetzes 
folgt aber auch, dass – sofern aufgrund der Verringerung der 
Anzahl der Angebote nur ein geeigneter Bieter verbleibt – 
Verhandlungen mit nur einem Bieter in der Schlussphase des 
Verhandlungsverfahrens zulässig sind.
Art. 55 der RL 2014/24/EU enthält eine Reihe von Infor-
mations- und Mitteilungspflichten des öffentlichen Auftrag- 
gebers; § 114 Abs. 7 dient der Umsetzung von Art. 55  
Abs. 2 lit. d. Zu den verbliebenen Bietern vgl. die Erläute-
rungen zu § 143. Die Informationspflicht des Abs. 7 enthält 
keine Ausnahme zum Schutz von öffentlichen Interessen, 
berechtigten Geschäftsinteressen oder zum Schutz des  
freien Wettbewerbes, da Art. 55 Abs. 3 RL 2014/24/EU 
die diesbezügliche Bestimmung auf „Angaben über die 
Zuschlagserteilung, den Abschluss von Rahmenverein- 
barungen oder die Zulassung zu einen dynamischen Be- 
schaffungssystem“ einschränkt. Es wird jedoch auf die 
Bestimmungen zum Schutz von vertraulichen Informationen 
in Abs. 4 verwiesen. Im Übrigen ist festzuhalten, dass der 
öffentliche Auftraggeber nicht bloß den Bieter, der ein ent-
sprechendes Ersuchen gestellt hat, über Verlauf und Fort-
schritt der Verhandlungen zu informieren hat, sondern auch 
alle anderen verbliebenen Bieter, falls die Rückmeldung  
des öffentlichen Auftraggebers auch für diese relevante  
Informationen enthält (Grundsatz der Gleichbehandlung).
Abs. 8 enthält die Verpflichtung des öffentlichen Auf- 
traggebers, den verbliebenen Bietern (vgl. dazu die Erläu-
terungen zu § 143) den beabsichtigten Abschluss der Ver-
handlungen bekannt zu geben und eine einheitliche Frist  
für die Abgabe eines endgültigen Angebotes festzulegen. 
Die Frist muss für alle verbliebenen Bieter gleich lang sein 
und gemäß § 68 so bemessen sein, dass den betroffenen 
Unternehmern ausreichend Zeit für die Ausarbeitung des 
endgültigen Angebotes verbleibt. Die Mindestangebotsfrist 
des § 71 Abs. 2 gilt nur für das Erstangebot, nicht aber für 
das endgültige Angebot (vgl. Art. 29 Abs. 1 letzter UAbs.  
der RL 2014/24/EU). Über das endgültige Angebot darf nicht 
mehr verhandelt werden (vgl. Abs. 2).
Im Unterschwellenbereich kann der öffentliche Auftrag- 
geber gemäß Abs. 9 nur mit dem Bieter des bestgereihten 
Angebotes verhandeln und mit den übrigen Bietern Verhand- 
lungen nur dann führen, wenn die Verhandlungen mit 
dem Bieter des bestgereihten Angebotes nicht erfolgreich  
abgeschlossen werden. Dies ist unter zwei Voraus- 

setzungen zulässig: er muss diese Vorgangsweise in der 
Ausschreibung angekündigt haben und es müssen voll- 
ständig ausgearbeitete und vergleichbare Angebote abge-
geben worden sein. In diesem Fall dienen die Verhandlun-
gen nicht einem Systemvergleich zwischen verschiedenen  
Ansätzen, sondern nur der Anpassung des offensichtlich 
besten Angebotes. Falls diese Verhandlungen nicht erfolg-
reich sein sollten, kann der öffentliche Auftraggeber Ver-
handlungen mit den übrigen Bietern führen. Für diesen 
Fall könnte er auch die Festlegung treffen, dass er nach 
Scheitern der Verhandlungen mit dem Bieter des best-
gereihten Angebotes mit dem Bieter des zweitgereihten 
Angebotes verhandelt usw. Im Oberschwellenbereich sind 
derartige „Kaskadenverhandlungen“ aufgrund der Rege-
lungen der RL 2014/24/EU nicht zulässig (vgl. Art. 29 iVm  
Art. 66 der RL 2014/24/EU).
Abs. 10 enthält die Verpflichtung, Anzahl und Namen der  
Bieter bis zur Zuschlagsentscheidung geheim zu halten. 
Gruppenverhandlungen sind damit ausgeschlossen. Abs. 10 
beinhaltet implizit auch die Verpflichtung, dass die Namen 
der Bieter vor Angebotsöffnung geheim zu halten sind.

Zu den §§ 115 bis 117 (Ablauf des 
wettbewerblichen Dialoges):
Zu den §§ 115 bis 117 (Ablauf des  
wettbewerblichen Dialoges) allgemein:
Die §§ 115 bis 117 dienen der Umsetzung von Art. 30 der  
RL 2014/24/EU.
Der mit der RL 2004/18/EG für besonders komplexe Auf- 
träge eingeführte wettbewerbliche Dialog wird mit der  
RL 2014/24/EU einem deutlich breiteren Anwendungsbe-
reich zugeführt und steht nun in allen Fällen zur Verfügung, 
in denen ein Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung zulässig ist (vgl. § 34 sowie die dazugehörigen 
Erläuterungen). Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, 
wird der wettbewerbliche Dialog nicht mehr bei den Bestim-
mungen für besondere Verfahren, sondern im 6. Abschnitt  
des 3. Hauptstückes unmittelbar nach den Bestimmungen 
zum Ablauf des Verhandlungsverfahrens geregelt; eben-
so gelten die Teilnehmerbestimmungen für die zweistufi-
gen Verfahren (vgl. § 123) auch für den wettbewerblichen  
Dialog. Abweichend von der bisherigen Rechtslage, wonach 
aufgrund der Verweistechnik nur ausgewählte Regelungen 
des Gesetzes für den wettbewerblichen Dialog für anwend-
bar erklärt wurden, gelten für den wettbewerblichen Dialog 
nunmehr – wie für die anderen Verfahrensarten auch – sämt- 
liche Vorschriften des 2. Teiles (soweit sie für diesen ein- 
schlägig sind; es versteht sich von selbst, dass etwa spe-
zifische Bestimmungen für andere Verfahrensarten oder 
die Regelungen zur Verwendung einer Vorinformation als 
Bekanntmachung der beabsichtigen Auftragsvergabe – da  
beim wettbewerblichen Dialog nicht zulässig – nicht in 
Betracht kommen).
Die §§ 115 bis 117 enthalten die für den wettbewerblichen 
Dialog geltenden besonderen Bestimmungen betreffend die  
Ausschreibung sowie die Regelungen zum Ablauf des wett- 
bewerblichen Dialoges. Zur Definition des wettbewerb- 
lichen Dialogs siehe § 31 Abs. 9, zur Wahl des wettbe-
werblichen Dialoges siehe § 34 sowie die jeweils dazuge- 
hörigen Erläuterungen. Die Teilnehmerbestimmungen sind 
in § 123 geregelt. Gemäß § 91 Abs. 5 Z 4 ist der Zuschlag  
beim wettbewerblichen Dialog stets dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebot zu erteilen (vgl. Art. 30 Abs. 1 
dritter UAbs. der RL 2014/24/EU).
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Zu § 115 (Ausschreibung des wettbewerblichen Dialoges):
§ 115 enthält jene Angaben, die in der Ausschreibung 
des wettbewerblichen Dialoges jedenfalls enthalten sein  
müssen. Während die (allgemeine) Formulierung der Be- 
dürfnisse und Anforderungen, die vorgesehene Mindest-  
bzw. Höchstzahl der Teilnehmer sowie die Eignungs- und 
Auswahlkriterien jedenfalls bereits in der Bekanntmachung 
enthalten sein müssen, können die übrigen Angaben (Fest- 
legung über eine Abwicklung in Phasen, indikativer Zeit- 
rahmen, nähere Erläuterung der Bedürfnisse und Anforde- 
rungen, Zuschlagskriterien sowie Angaben zu etwaigen  
Prämien) entweder in der Bekanntmachung oder in den  
Ausschreibungsunterlagen festgelegt werden. Im Sinne 
der Einheitlichkeit wird nunmehr auch im Kontext des wett- 
bewerblichen Dialoges die Bezeichnung „Ausschreibungs-
unterlagen“ (statt wie bisher „Beschreibung der Bedürfnis-
se und Anforderungen“) verwendet (vgl. dazu bereits § 2  
Z 7 sowie die dazugehörigen Erläuterungen). Hingewiesen 
wird in diesem Zusammenhang auch auf den Grundsatz des  
§ 89 Abs. 1, wo-nach – auch beim wettbewerblichen Dialog –  
die Ausschreibungsunterlagen bereits mit der erstmaligen 
Verfügbarkeit der Bekanntmachung auf elektronischem  
Weg kostenlos, direkt, uneingeschränkt und vollständig zur 
Verfügung zu stellen sind.
Zu § 115 Z 3 wird festgehalten, dass die Festlegung, dass 
die Zahl der Lösungen reduziert werden soll, lediglich ein  
Ziel festlegt, aber keine Verpflichtung zur Reduktion der 
Anzahl der Lösungen beinhaltet (so kann der öffentliche 
Auftraggeber etwa von einer Reduktion absehen, wenn  
sich herausstellt, dass er Angebote auf Basis mehrerer 
Lösungen haben möchte). Gemäß Z 4 ist ein indikativer 
Zeitrahmen für das Verfahren, insbesondere hinsichtlich der 
Dauer der Dialogphase, anzugeben.
Mögliche Prämien oder Zahlungen an die Teilnehmer am 
Dialog sind in Art. 30 Abs. 8 der RL 2014/24/EU geregelt.  
§ 115 Z 7 sieht vor, dass die Festlegungen des Auftraggebers 
über die Zahlung von Prämien den potentiellen Interessenten 
bereits in der Ausschreibung zur Kenntnis gebracht werden. 
Das Vorsehen entsprechender Zahlungen erhöht zweifels- 
frei die Chance, dass sich eine ausreichende Anzahl an  
Interessenten auf das (mitunter sehr aufwändige) Verfahren 
einlässt.

Zu § 116 (Dialogphase):
Ziel der Dialogphase ist es, die Lösung oder die Lösungen, 
die für den öffentlichen Auftraggeber am besten geeignet 
sind, zu ermitteln. Die nähere Gestaltung der Dialogphase 
obliegt allein dem öffentlichen Auftraggeber, zu beachten 
sind in dieser Phase des wettbewerblichen Dialoges allein 
die Bestimmungen des § 116 und die allgemeinen Grund-
sätze. In der Dialogphase besteht für den öffentlichen Auf-
traggeber die Möglichkeit, aufgrund der Erörterungen seine 
in der Ausschreibung festgelegten Bedürfnisse und Anfor-
derungen anzupassen. Die in der Ausschreibung festge-
legten Zuschlagskriterien sowie ihre Gewichtung dürfen 
jedoch nicht geändert werden (vgl. dazu Art. 30 Abs. 7 der  
RL 2014/24/EU, wonach die Angebote anhand der „in der 
Auftragsbekanntmachung oder in der Beschreibung fest- 
gelegten Zuschlagskriterien“ zu beurteilen sind; zum Verbot 
der Änderung der Zuschlagskriterien und deren Gewichtung 
vgl. zuletzt auch EuGH in der Rs C-6/15, TNS Dimarso).  
Eine allfällige Anpassung der Bedürfnisse und Anforderun-
gen ist allen (in der jeweiligen Phase des Dialoges noch ver-
bliebenen) Teilnehmern am Dialog bekannt zu geben.
Die Teilnehmer am Dialog haben vor Beginn der Dialog- 
phase ihren Lösungsvorschlag (bzw. ihre Lösungsvor- 
schläge) vorzulegen (vgl. § 123 Abs. 8 iVm Anhang XV Z 1 

lit. b: in der Aufforderung zur Teilnahme am Dialog ist der Tag  
anzugeben, bis zu dem die Lösungsvorschläge eingehen 
müssen). Eine vorgelegte Lösung kann im Laufe des Dialogs 
abgeändert werden; allerdings darf eine Abänderung nicht 
so weit gehen, dass eine gänzlich andere Lösung vorgelegt 
wird.
Mit Abs. 2 erster und zweiter Satz soll sichergestellt werden, 
dass die Anforderungen des Gleichbehandlungsgebotes  
und des Verbots der Diskriminierung während der Dialog- 
phase beachtet werden. Zu den vertraulichen Informa- 
tionen vgl. § 27 sowie die dazugehörigen Erläuterungen. 
Der Bestimmung zum Schutz der Vertraulichkeit unterlie-
gen nicht nur die vertraulichen Informationen von Teilneh-
mern am Dialog, sondern auch jene von Bewerbern, dh. von 
Unternehmern, die nicht zur Teilnahme am Dialog (und damit  
zur Abgabe einer Lösung) aufgefordert wurden. Die für die 
Weitergabe vertraulicher Informationen an andere Unter-
nehmer erforderliche Zustimmung muss im Einzelfall und 
in Bezug auf die spezifisch zur Weitergabe bestimmte Infor- 
mation erteilt werden; es wäre etwa daher nicht zulässig, 
bereits in den Ausschreibungsunterlagen zu verlangen, der 
vorgelegten Lösung eine pauschale Zustimmungserklä-
rung beizulegen. Aus § 116 Abs. 2 dritter Satz ergibt sich 
auch, dass der öffentliche Auftraggeber mit jedem Teilneh-
mer grundsätzlich die von ihm vorgelegte Lösung (bzw. die 
von ihm vorgelegten Lösungen) zu erörtern hat; eine Einbe- 
ziehung anderer Lösungen bzw. Lösungsteile ist nur unter 
den in Abs. 2 genannten Voraussetzungen zulässig.
Die Absicht, die Zahl der zu erörternden Lösungen gemäß 
Abs. 3 zu verringern, ist gemäß § 115 Z 3 in der Bekannt- 
machung oder den Ausschreibungsunterlagen anzugeben 
(vgl. dazu auch die Erläuterungen § 115 Abs. 3). Die Nicht-
berücksichtigung von Lösungen gemäß Abs. 3 erfolgt ge- 
mäß Art. 30 Abs. 4 der RL 2014/24/EU aufgrund der Zuschlags-
kriterien. Da Zuschlagskriterien keine Ausschlusskriteri-
en sind, kann eine derartige Entscheidung des öffentlichen  
Auftraggebers nur auf einer Einschätzung dahingehend 
basieren, welche Lösung(en) zur Erfüllung seiner Bedürfnisse  
seiner Ansicht nach nicht am besten geeignet sind. Die Nicht-
berücksichtigung einer Lösung ist eine gesondert anfechtbare  
Entscheidung (vgl. § 2 Z 15 lit. a sublit. ff). Aus Abs. 3  
folgt, dass, falls der öffentliche Auftraggeber eine Lösung in 
der Dialogphase nicht weiter berücksichtigt (weil sie etwa im  
Vergleich zu anderen Lösungsansätzen zu teuer ist), alle 
Unternehmer, die derartige Lösungen angeboten haben  
(zB Tunnellösung im Vergleich zu einer Brückenlösung), mit 
diesen Lösungen nicht weiter am Dialog teilnehmen können.
Abs. 4 dient der Umsetzung von Art. 55 Abs. 2 lit. d der  
RL 2014/24/EU (Art. 55 Abs. 2 lit. d spricht fälschlicher- 
weise von Bietern; da in der Dialogphase noch keine An- 
gebote vorliegen, kann es sich hierbei nur um die Teil- 
nehmer am Dialog handeln). Verbliebene Teilnehmer sind 
jene Teilnehmer, die nicht rechtkräftig ausgeschlossen  
wurden bzw. deren Lösung gemäß Abs. 3 weiter berück- 
sichtigt wird (im Umkehrschluss sind daher jene Teilneh-
mer nicht verblieben, deren Lösung gemäß Abs. 3 nicht 
weiter berücksichtigt wurde und die diese gemäß § 2 Z 15 
lit. a sublit. ff gesondert anfechtbare Entscheidung nicht 
oder nicht erfolgreich angefochten haben). Die Informa- 
tionspflicht des Abs. 4 enthält keine Ausnahme zum Schutz 
von öffentlichen Interessen, berechtigten Geschäfts- 
interessen oder zum Schutz des freien Wettbewerbes, da  
Art. 55 Abs. 3 RL 2014/24/EU die diesbezügliche Be- 
stimmung auf „Angaben über die Zuschlagserteilung, den 
Abschluss von Rahmenvereinbarungen oder die Zulassung 
zu einen dynamischen Beschaffungssystem“ einschränkt. 
Es wird jedoch auf die Bestimmungen zum Schutz von  
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vertraulichen Informationen in Abs. 2 verwiesen. Im Übri-
gen ist festzuhalten, dass der öffentliche Auftraggeber nicht 
bloß den Teilnehmer, der ein entsprechendes Ersuchen 
gestellt hat, über Verlauf und Fortschritt des Dialoges  
zu informieren hat, sondern auch alle anderen verbliebe-
nen Teilnehmer, falls die Rückmeldung des öffentlichen  
Auftraggebers auch für diese relevante Informationen  
enthält (Grundsatz der Gleichbehandlung).
Zu Abs. 5 ist auf Folgendes hinzuweisen: Art. 30 Abs. 5 der  
RL 2014/24/EU sieht vor, dass der öffentliche Auftrag- 
geber den Dialog so lange fortsetzt, bis er die Lösung bzw. 
die Lösungen ermitteln kann, mit denen seine Bedürf- 
nisse erfüllt werden können. Demgegenüber sieht Art. 30 
Abs. 3 erster UAbs. vor, dass es Ziel des Dialogs ist, die 
Mittel (Lösungen) zu ermitteln, mit denen die Bedürfnis-
se des öffentlichen Auftraggebers am besten erfüllt werden  
können. Auch die in der Richtlinie explizit vorgesehene  
Möglichkeit, Lösungen anhand der Zuschlagskriterien zu 
eliminieren, kann – da es sich bei Zuschlagskriterien nicht 
um Ausschlusskriterien handelt, sondern um Kriterien, die 
schlechter oder besser erfüllt werden – nur dahingehend  
verstanden werden, dass der öffentliche Auftraggeber  
während der Dialogphase auch Lösungen, die zwar prin-
zipiell geeignet sind, seine Bedürfnisse zu erfüllen (aber 
eben schlechter als andere Lösungen), nicht weiter berück- 
sichtigen kann. Daher soll im Zuge der Umsetzung klar-
gestellt werden, dass der Dialog so lange fortgesetzt wer-
den kann, bis die bestgeeigneten Lösungen oder die best- 
geeignete Lösung ermittelt worden ist (sind).
Für die Zahl der letztlich zur Angebotsabgabe aufzu- 
fordernden Teilnehmer ergibt sich daraus Folgendes: Der 
öffentliche Auftraggeber hat mindestens drei Bewerber zur 
Teilnahme am Dialog aufzufordern (vgl. § 123 Abs. 4). Er  
kann die Zahl der Lösungen während der Dialogphase 
reduzieren. Da auch in der Schlussphase ein echter Wett- 
bewerb gewährleistet sein muss (so auch Art. 66 zweiter  
Satz der RL 2014/24/EU), sind grundsätzlich zumindest  
zwei Teilnehmer zur Angebotsabgabe aufzufordern. Etwas 
anderes gilt gemäß Art. 66 der RL 2014/24/EU zum einen 
dann, wenn keine ausreichende Anzahl von Lösungen  
oder geeigneten Bewerbern vorliegt. Daher ist die Einho-
lung nur eines Angebotes jedenfalls dann zulässig, wenn ein  
Dialog (zulässigerweise) nur mit einem Teilnehmer geführt 
wurde. Zum anderen ist es aufgrund des Wortlauts des  
Art. 30 Abs. 5 („die Lösung bzw. die Lösungen“) auch mög-
lich, die Zahl der zu erörternden Lösungen auf eine zu ver-
ringern, wenn zwar mehrere Lösungen prinzipiell geeignet  
sind, aber bereits zum Zeitpunkt des Abschlusses der  
Dialogphase klar ist, dass nur eine Lösung als bestgeeig- 
nete Lösung in Frage kommt.
Gemäß Abs. 6 hat der öffentliche Auftraggeber den Abschluss 
der Dialogphase und die Grundzüge der ausgewählten 
Lösung oder Lösungen den verbliebenen Teilnehmern un- 
verzüglich bekannt zu geben. Zu den verbliebenen Teil- 
nehmern siehe bereits die Erläuterungen zu Abs. 4.

Zu § 117 (Aufforderung zur Angebotsabgabe  
und Vergabe des Auftrages):
Gemäß Abs. 1 hat der öffentliche Auftraggeber den oder  
die verbliebenen Teilnehmer zur Angebotslegung aufzu- 
fordern. Jeder Teilnehmer kann nur aufgrund der von ihm  
selbst vorgelegten Lösung (Lösungen) ein Angebot legen. 
Grundlage für die Aufforderung zur Angebotsabgabe ist die 
jeweilige Lösung, nicht die ursprüngliche Erläuterung der Be- 
dürfnisse und Anforderungen des öffentlichen Auftraggebers.
Der öffentliche Auftraggeber kann überdies in dieser Auf- 
forderung weitere Vorgaben für Präzisierungen bzw. Ver-

vollständigungen der Angebote machen, um im Zuge der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe die Ausschreibung ent-
sprechend den Ergebnissen der Erörterungen während der 
Dialogphase anzupassen. Eine Änderung der Ausschrei-
bungsunterlagen ist jedoch nur soweit zulässig, als dies 
nicht zu einer Änderung der wesentlichen Bestandteile der 
Ausschreibung führt, die den Wettbewerb verfälschen oder 
sich diskriminierend auswirken könnte (vgl. § 117 Abs. 3). 
Die Anpassung muss allerdings auf der Grundlage der Er- 
gebnisse der Erörterungen erfolgen. Unzulässig wäre es 
demnach, im Zuge der Aufforderung zur Angebotsabgabe in 
die Ausschreibung Aspekte aufzunehmen, die in der Dialog- 
phase nicht erörtert worden sind, oder Abänderungen in  
Richtung einer Lösung vorzunehmen, die bereits aus- 
geschieden bzw. nicht weiter berücksichtigt wurde.
Zur Klarstellung ist im Zusammenhang mit § 117 Abs. 3 
festzuhalten, dass der wettbewerbliche Dialog ein Ver- 
fahren sui generis darstellt (vgl. dazu auch EG 31 der  
RL 2004/18/EG „ein flexibles Verfahren“). Daraus folgt, dass 
der wettbewerbliche Dialog – auch in der Phase der Ange- 
botsabgabe und der Vergabe des Auftrages – nicht den 
Regeln über den Ablauf eines offenen, eines nicht offenen 
oder eines Verhandlungsverfahrens folgt. Die Grenzen hin-
sichtlich der allfälligen Änderung von Angeboten enthält  
Abs. 3, dh. die Änderungen auch in dieser Phase des wett-
bewerblichen Dialoges dürfen nicht so weit gehen, dass dies 
zu einer Änderung der wesentlichen Bestandteile des Ange-
botes oder der Ausschreibung führen würde, die den Wettbe-
werb verfälschen oder sich diskriminierend auswirken könnte.
Zu Abs. 4 ist darauf hinzuweisen, dass die in der Ausschrei-
bung festgelegten Zuschlagskriterien einschließlich ihrer 
bekanntgegebenen Gewichtung im Zuge des wettbewerb-
lichen Dialoges nicht verändert werden dürfen (vgl. dazu 
bereits oben). Eine Bekanntgabe der Zuschlagsentschei-
dung ist nicht erforderlich, wenn der Zuschlag an den Unter- 
nehmer erteilt werden soll, der nach Durchführung der Dialog-
phase als einziger zur Angebotslegung aufgefordert worden 
ist (vgl. § 143 Abs. 2 Z 1).
Abs. 5 regelt die Möglichkeit, nach Ermittlung des technisch 
und wirtschaftlich günstigsten Angebotes noch bestimmte 
geringfügige Änderungen im ausgewählten Angebot vor- 
zunehmen. Bei den im Angebot enthaltenen Zusagen kann 
es sich beispielsweise um finanzielle Zusagen handeln.

Zu den §§ 118 bis 121 (Ablauf  
der Innovationspartnerschaft):
Zu den §§ 118 bis 121 (Ablauf  
der Innovationspartnerschaft) allgemein:
Die §§ 118 bis 121 dienen der Umsetzung von Art. 31 der  
RL 2014/24/EU.
Die Innovationspartnerschaft wurde mit der RL 2014/24/EU  
gänzlich neu eingeführt und ist ein Spezialverfahren mit 
dem Ziel der Entwicklung einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung sowie dem anschließenden Erwerb der ent-
wickelten Waren bzw. Leistungen. Die Besonderheit der 
Innovationspartnerschaft liegt darin, dass auch Verfahrens-
abschnitte nach Zuschlagserteilung näheren Regelungen 
unterworfen sind.
Die Innovationspartnerschaft kann in drei grobe Verfahrens-
abschnitte gegliedert werden: Der erste Abschnitt stellt die 
Phase vor Zuschlagserteilung dar und dient der Auswahl 
des Partners bzw. der Partner für die F&E-Phase. Dieser 
Abschnitt beruht auf dem Verhandlungsverfahren (vgl. § 120)  
und endet mit dem Zuschlag. Den zweiten Abschnitt  
(und somit bereits nach Zuschlagserteilung) bildet die 
Forschungs- und Entwicklungsphase; hier wird die inno- 
vative Leistung entwickelt. Dieser „F&E-Abschnitt“ kann – ent- 



369

E
R

L
Ä

U
T

E
R

U
N

G
E

N

Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

sprechend dem Forschungs- und Entwicklungsprozess –  
wiederum in einzelne Phasen strukturiert werden (vgl. § 121 
Abs. 2). Zuletzt kann – in einem dritten Abschnitt – bei Ein- 
haltung bestimmter Voraussetzungen die entwickelte Ware, 
Bau- oder Dienstleistung vom öffentlichen Auftraggeber er- 
worben werden (Erwerbsphase, vgl. § 121 Abs. 5). Wenn- 
gleich das Ziel der Innovationspartnerschaft grundsätzlich 
immer auch den Erwerb der entwickelten Leistung umfasst, 
muss die Partnerschaft jedoch nicht immer alle drei Ver- 
fahrensabschnitte umfassen. Zum einen unterliegt der Erwerb 
der entwickelten Leistung bestimmten Voraussetzungen 
(siehe dazu näher die Ausführungen zu § 118 Abs. 1 und  
§ 121 Abs. 5); zum anderen kann der öffentliche Auftrag- 
geber am Ende jeder Phase – während oder am Ende des 
„F&E-Abschnittes“ – entscheiden, die Innovationspartner-
schaft zu beenden (sofern er dies in der Ausschreibung fest-
gelegt hat, vgl. § 121 Abs. 2).
Wie für den wettbewerblichen Dialog gelten für die Innova-
tionspartnerschaft sämtliche Vorschriften des 2. Teiles (vgl. 
dazu auch die obigen Ausführungen zu den §§ 115 bis 117 
allgemein). Die §§ 118 bis 121 enthalten die für die Inno- 
vationspartnerschaft geltenden besonderen Bestimmun-
gen betreffend Ziel, Ausschreibung und Ablauf des Verfah-
rens. Zur Definition der Innovationspartnerschaft siehe § 31  
Abs. 10, zur Wahl der Innovationspartnerschaft siehe § 41 
sowie die jeweils dazugehörigen Erläuterungen. § 18 ent- 
hält eine Spezialbestimmung zur Berechnung des ge- 
schätzten Auftragswertes. Die Teilnehmerbestimmungen sind 
in § 123 geregelt. Gemäß § 91 Abs. 5 Z 5 ist der Zuschlag bei 
der Innovationspartnerschaft stets dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebot zu erteilen (vgl. Art. 31 Abs. 1 
vierter UAbs. der RL 2014/24/EU).

Zu § 118 (Ziel der Innovationspartnerschaft):
Abs. 1 definiert das Ziel der Innovationspartnerschaft, das 
neben der Entwicklung einer innovativen Ware, Bau- oder 
Dienstleistung auch deren anschließenden Erwerb durch 
den öffentlichen Auftraggeber umfasst. Der Erwerb der ent-
wickelten Leistung – ohne Durchführung eines neuerlichen 
Vergabeverfahrens – ist allerdings nur unter der Voraus- 
setzung zulässig, dass das vereinbarte Leistungsniveau 
und die vereinbarte Kostenobergrenze eingehalten werden  
(vgl. dazu näher die Erläuterungen zu § 121 Abs. 5). Aus  
§ 121 Abs. 2 dritter Satz und Abs. 5 erster Satz („darf“)  
ergibt sich, dass der öffentliche Auftraggeber umgekehrt  
aber auch bei Einhaltung des Leistungsniveaus und der 
Kostenobergrenze nicht zum Erwerb der Leistung ver- 
pflichtet ist; der öffentliche Auftraggeber kann sich jedoch 
gegebenenfalls selbst in der Ausschreibung dazu ver- 
pflichten (etwa wenn absehbar ist, dass ohne eine der- 
artige Verpflichtung keine oder zu wenig geeignete Unter-
nehmer an der Innovationspartnerschaft interessiert wären). 
Die Wortfolge „den Partnern“ in Abs. 1 erfasst totum pro  
parte auch den Fall, dass der öffentliche Auftraggeber die 
Innovationspartnerschaft nur mit einem Partner einge- 
gangen ist und somit auch nur mit diesem Leistungsniveau 
und Kostenobergrenze vereinbart hat.
Abs. 2 dient der Umsetzung von Art. 31 Abs. 7 letzter Satz 
und regelt, dass der geschätzte Wert der Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen in Bezug auf die Entwicklungskosten nicht 
unverhältnismäßig hoch sein darf; mit anderen Worten: der 
(geschätzte) Wert der Leistung muss in einer angemessenen 
Relation zum Wert der Entwicklungsleistung stehen.

Zu § 119 (Ausschreibung der Innovationspartnerschaft):
§ 119 enthält die besonderen, für die Innovationspartner-
schaft geltenden Bestimmungen in Bezug auf die Ausschrei-

bung (die horizontal geltenden Regelungen finden sich in den 
§§ 88ff).
Abs. 1 normiert, dass eine innovative Ware, Bau- oder 
Dienstleistung nachgefragt werden muss, die nicht bereits 
auf dem Markt verfügbar ist. Wenn der Bedarf des öffent- 
lichen Auftraggebers durch eine bereits auf dem Markt ver-
fügbare Leistung befriedigt werden kann, so ist das Ver- 
fahren der Innovationspartnerschaft nicht zulässig (vgl. auch  
§ 41). Wie im normalen Verhandlungsverfahren sind auch bei  
einer Innovationspartnerschaft (nicht verhandelbare, vgl.  
§ 120 Abs. 2 iVm § 114 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 5 letzter  
Satz) Mindestanforderungen in der Ausschreibung fest- 
zulegen.
Es ist darauf hinzuweisen, dass der öffentliche Auftrag- 
geber auch andere als die in Abs. 2 genannten Auswahl- 
kriterien festlegen kann. Eine zu starke Fokussierung der 
Auswahlkriterien auf ein hohes Ausmaß an Fähigkeiten 
auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung sowie die 
Ausarbeitung und Umsetzung innovativer Lösungen könn-
te nämlich dazu führen, dass überwiegend große bzw. im  
Forschungsbereich etablierte Bewerber zur Teilnahme 
zugelassen werden und kleine bzw. junge innovative Unter- 
nehmen dadurch benachteiligt werden. Um möglichst  
viele innovative Lösungen zu erhalten, könnte auch eine hohe 
Anzahl an Bewerbern zur Teilnahme zugelassen werden  
(die dann im Laufe des Verhandlungsverfahrens reduziert 
wird).
Gemäß Abs. 3 hat der öffentliche Auftraggeber in der Aus-
schreibung anzugeben, ob die Innovationspartnerschaft  
mit einem Partner oder mit mehreren Partnern gebildet wer-
den soll. Der Auftraggeber hat dabei die zum Zeitpunkt der 
Ausschreibung geplante Vorgangsweise anzugeben (arg: 
„gebildet werden soll“); es folgt daraus keine Verpflichtung, 
die Innovationspartnerschaft auch tatsächlich mit mehreren 
Partnern abzuschließen. Der öffentliche Auftraggeber muss 
auch nicht angeben, mit wie vielen Partnern er die Part-
nerschaft abzuschließen beabsichtigt (dh. es ist keine zah-
lenmäßige Angabe erforderlich). Detaillierte Festlegungen  
müssen erst im Vertrag erfolgen (dh. nach Durchführung  
des Verhandlungsverfahrens, aber vor Beginn der Ent- 
wicklungsphase).
Gemäß Abs. 4 hat der öffentliche Auftraggeber in der Aus-
schreibung Festlegungen betreffend die Rechte des geisti-
gen Eigentums der Partner zu treffen. Es sind dabei Rege-
lungen für die Frage zu treffen, was mit den im Rahmen der 
Innovationspartnerschaft entstehenden Immaterialgüterrech-
ten passieren soll. Sollen sie zB ausschließlich beim Partner 
verbleiben, sollen sie dem öffentlichen Auftraggeber übertra-
gen werden oder sollen sie geteilt nutzbar sein (diese Frage 
wird nicht zuletzt auch davon abhängig sein, wann die Part-
nerschaft beendet wird und ob ein anschließender Erwerb 
der entwickelten Leistung erfolgt). Die Frage, wie die Rechte 
des geistigen Eigentums entstehen und wem sie dabei zufal-
len, ist in den einschlägigen Gesetzen (zum Urheber-, Mar-
ken- und Patentrecht) geregelt. Die Bestimmung des Abs. 4 
zielt auch nicht darauf ab, wie mit Informationen der Bieter im 
Rahmen der Verhandlungsphase umzugehen ist; hier gilt die 
Regel des § 114 Abs. 4 (vgl. § 120 Abs. 2).
Im Zusammenhang mit der Ausschreibung der Innova- 
tionspartnerschaft wird auf EG 49 der RL 2014/24/EU hin-
gewiesen, wonach die Innovationspartnerschaft „so struk-
turiert sein [sollte], dass sie die erforderliche Marktnach- 
frage („Market Pull“) bewirken kann, die die Entwicklung einer 
innovativen Lösung anstößt, ohne jedoch zu einer Marktab- 
schottung zu führen. Die öffentlichen Auftraggeber sollten  
daher die Innovationspartnerschaft nicht in einer Weise  
nutzen, durch die der Wettbewerb behindert, eingeschränkt 
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oder verfälscht wird. In bestimmten Fällen könnten solche 
Effekte durch die Gründung von Innovationspartnerschaften 
mit mehreren Partnern vermieden werden.“

Zu § 120 (Ablauf der Verhandlungen):
Gemäß § 120 hat der öffentliche Auftraggeber ein Verhand-
lungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung durch- 
zuführen. Es gelten daher die für das Verhandlungsverfah-
ren geltenden Bestimmungen (zB bezüglich Fristen oder Teil- 
nehmer im Verfahren). Für den Ablauf des Verfahrens gilt  
§ 114 (einschließlich des dort normierten Verbotes der  
Änderung von Mindestanforderungen und Zuschlagskriteri-
en) mit den in § 120 Abs. 2 angeführten Abweichungen: Ge- 
mäß Abs. 2 Z 1 steht die Möglichkeit, den Zuschlag ohne 
weitere Verhandlungen bereits auf das Erstangebot zu er- 
teilen, bei der Innovationspartnerschaft nicht zur Verfügung 
(dies ergibt sich bereits aus dem Wesen der Innovations-
partnerschaft, vgl. aber auch Art. 31 der RL 2014/24/EU,  
der eine Art. 29 Abs. 4 entsprechende Bestimmung nicht  
enthält). Gemäß Abs. 2 Z 2 steht es dem öffentlichen Auf- 
traggeber frei, in der Schlussphase des Verhandlungsver-
fahrens mit nur einem Bieter zu verhandeln. Vgl. dazu im 
Gegensatz die Bestimmungen für das „normale“ Verhand-
lungsverfahren, wonach in der Schlussphase des Verfah-
rens mit mehreren Bietern, sofern eine ausreichende Anzahl  
von geeigneten Bietern verbleibt, noch so viele Angebote  
vorliegen müssen, dass ein echter Wettbewerb gewähr- 
leistet ist (vgl. § 114 Abs. 6 letzter Satz und die dazuge- 
hörigen Erläuterungen sowie Art 66 der RL 2014/24/EU,  
der für die Innovationspartnerschaft nicht gilt). Gemäß  
Abs. 2 Z 3 kann der öffentliche Auftraggeber bei der Inno-
vationspartnerschaft mehrere erfolg-reiche Angebote gemäß 
den Zuschlagkriterien auswählen. Eine derartige Zuschlags-
erteilung auf mehrere Angebote betrifft den Fall einer Inno-
vationspartnerschaft mit mehreren Partnern. Aus der Be- 
stimmung des § 120 Abs. 2 Z 3 ergibt sich auch, dass,  
soweit die übrigen Bestimmungen des BVergG 2018 sich 
auf „den erfolgreichen Bieter“ oder auf „das technisch und  
wirtschaftlich günstigste Angebot“ beziehen, im Zu- 
sammenhang mit der Innovationspartnerschaft – pars pro 
toto – immer alle erfolgreichen Bieter bzw. alle ausgewählten 
Angebote von diesen Bestimmungen umfasst sind.

Zu § 121 (Durchführung der Innovationspartnerschaft):
Bei der Durchführung einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern haben die Partner gemäß Abs. 1 ge- 
trennte Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten durch-
zuführen (vgl. auch Art. 31 Abs. 1 dritter UAbs. der  
RL 2014/24/EU). Die Unternehmer arbeiten daher nicht 
zusammen, sondern führen parallele Forschungs- und Ent-
wicklungstätigkeiten durch. Sie können dabei entweder (im 
Wettbewerb) an der Befriedigung der(selben) Bedürfnisse 
des öffentlichen Auftraggebers forschen; sie können aber 
auch jeweils ein unterschiedliches Problem bzw. ein unter-
schiedliches Stadium ein und desselben Projekts bearbei-
ten. Im letzteren Fall stehen die Partner nicht miteinander im 
Wettbewerb, sondern ergänzen sich („Puzzle“-Modell). Da  
Art. 31 der RL 2014/24/EU diesbezüglich keine Einschrän- 
kung trifft, sind gemäß § 121 sowohl das „Wettbewerbs“-
Modell als auch das „Puzzle“-Modell zulässig. Unzulässig 
ist lediglich eine Zusammenarbeit, dh. das gemeinsame For-
schen mehrerer Partner (eine solche wäre nur im Rahmen 
einer Arbeitsgemeinschaft möglich; diese wäre nach der Ter-
minologie des Gesetzes jedoch wiederum nur ein Partner).
Gemäß Abs. 2 ist die Partnerschaft entsprechend dem  
Forschungs- und Innovationsprozess in aufeinander fol- 
gende Phasen zu strukturieren, wobei für jede Phase  

Zwischenziele sowie eine entsprechende angemessene 
Vergütung festzulegen sind. Am Ende jeder Phase kann 
der öffentliche Auftraggeber entscheiden, ob er die Innova-
tionspartnerschaft beendet oder die Zahl der Partner durch 
die Kündigung einzelner Verträge reduziert; beides [arg: 
„jeweils“] jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der 
öffentliche Auftraggeber in der Ausschreibung darauf hin-
gewiesen hat und festgelegt hat, unter welchen Umstän-
den von dieser Möglichkeit jeweils Gebrauch gemacht 
wird. Da es sich hierbei um Festlegungen in der Aus-
schreibung handelt, kann es sich nur um grobe Festlegun-
gen handeln. Detaillierte Regelungen sind in den Vertrag  
bzw. – bei mehreren Partnern – in die Verträge über den Ab- 
schluss der Innovationspartnerschaft aufzunehmen. Als in 
der Ausschreibung anzugebende Beendigungsgründe kom-
men zB ein Mangel bzw. Wegfall der budgetären Bedeckung 
oder eine absehbare Kostenentwicklung, die den verein- 
barten Kostengesamtrahmen sprengt, in Betracht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass bei diesen Festlegungen in der 
Ausschreibung bzw. in den Verträgen die Grundsätze des  
§ 20 zu beachten sind; bei der Festlegung der Voraus- 
setzungen für die Reduktion der Partner durch Kündigung 
einzelner Verträge ist insbesondere auch der Gleichheits-
grundsatz zu beachten.
Gemäß Abs. 3 muss die Struktur der Innovationspartner-
schaft, insbesondere Dauer und Wert der einzelnen Phasen, 
dem Innovationsgrad der vorgeschlagenen Lösung und der 
Abfolge der notwendigen Forschungs- und Entwicklungs- 
tätigkeiten Rechnung tragen.
Abs. 4 enthält eine Bestimmung zum Schutz der Vertrau- 
lichkeit im Fall einer Innovationspartnerschaft mit mehreren 
Partnern. Zu den vertraulichen Informationen vgl. § 27 so- 
wie die dazugehörigen Erläuterungen. Die für die Weiter-
gabe vorgeschlagener Lösungen oder anderer vertraulicher 
Informationen an andere Unternehmer erforderliche Zu- 
stimmung muss im Einzelfall und in Bezug auf die spezifisch 
zur Weitergabe bestimmte Information erteilt werden; es  
wäre etwa daher nicht zulässig, bereits in den Ausschrei-
bungsunterlagen zu verlangen, dem Angebot eine pau- 
schale Zustimmungserklärung beizulegen. Die Bestimmung 
des Abs. 4 gilt auch für die Weitergabe von bloßen Lösungs-
teilen. Es wird in diesem Zusammenhang auch auf § 119 
Abs. 4 verwiesen, wonach der öffentliche Auftraggeber in der  
Ausschreibung Festlegungen betreffend die Rechte des  
geistigen Eigentums zu treffen hat (vgl. dazu auch die  
dortigen Erläuterungen).
Abs. 5 regelt die Voraussetzungen für den Erwerb der wäh-
rend der F&E-Phase entwickelten Ware, Bau- oder Dienst-
leistung. Wenn das zwischen dem öffentlichen Auftrag- 
geber und dem Partner (bzw. den Partnern) vereinbarte  
Leistungsniveau unter- bzw. die vereinbarte Kostenober- 
grenze überschritten werden, muss die Innovationspart-
nerschaft spätestens nach Abschluss der F&E-Phase 
beendet werden; ein allfälliger Erwerb der Leistung darf 
nur nach Durchführung eines erneuten Vergabeverfah-
rens erfolgen. Maßstab für die Einhaltung des Leistungs-
niveaus und der Kostenobergrenze ist die Vereinbarung 
zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und dem Partner 
bzw. den Partnern der Innovationspartnerschaft. Um das 
Scheitern einer Innovationspartnerschaft durch Überschrei-
tung der Kostenobergrenze zu vermeiden, empfiehlt es sich,  
bei der Festlegung der Kostenobergrenze sorgfältig vorzu- 
gehen. Im Vertrag zum Abschluss der Innovationspart-
nerschaft kann auch eine Anpassungsklausel vorgese-
hen werden, welche Art und Umfang der Anpassungsmög-
lichkeiten sowie die Voraussetzungen für eine Anpassung 
der Kostenobergrenze definiert. Denkbar wäre auch, statt  
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einem ziffernmäßig bestimmten Betrag eine klar nach- 
vollziehbare Berechnungsmethode zur Ermittlung der 
Kostenobergrenze festzulegen (etwa nach den angefallenen 
und anerkannten Entwicklungskosten mit einem vorab ver- 
einbarten Zuschlag). Umgekehrt besteht aber auch bei  
Erreichen des Leistungsniveaus und Einhalten der Kosten- 
obergrenze keine Verpflichtung zum anschließenden Erwerb 
der Leistung (vgl. dazu bereits die Erläuterungen zu § 118 
Abs. 1).
Abs. 5 enthält darüber hinaus eine Regelung für den Fall, dass 
nach Abschluss der F&E-Phase noch mehrere Partner an der 
Innovationspartnerschaft beteiligt sind: Der öffentliche Auf- 
traggeber kann entweder die Lösung eines Partners für den 
Erwerb auswählen; für diese Auswahl sind in den Verträgen 
objektive und nichtdiskriminierende Kriterien festzulegen. 
Es besteht daneben aber auch die Möglichkeit des „multiple  
sourcing“, dh. des Erwerbs der entwickelten Leistung  
von mehreren Partnern (etwa weil mehrere entwickelte 
Lösungen für den öffentlichen Auftraggeber für unterschied-
liche Fallkonstellation von Interesse sind). Voraussetzung 
für ein derartiges „multiple sourcing“ ist, dass der öffentliche 
Auftraggeber sich in den Ausschreibungsunterlagen diese 
Möglichkeit vorbehalten hat; auch hier sind entsprechen-
de objektive und nichtdiskriminierende Auswahlkriterien 
für den Fall festzulegen, dass noch eine Auswahlentschei-
dung zu treffen ist (etwa weil aus drei Lösungen die zwei 
besten ausgewählt werden). Wie im Fall des § 121 Abs. 2 
gilt auch hier, dass die Ausschreibung nur grobe Angaben  
enthalten muss; eine detaillierte Festlegung der Kriterien 
ist in den Verträgen zum Abschluss der Innovationspart-
nerschaft zu treffen. Dies ermöglicht eine Berücksichtigung 
sämtlicher erst im Laufe des Verhandlungsverfahrens fest-
gelegten Bedingungen der Innovationspartnerschaft. Da 
das eigentliche Vergabeverfahren bereits mit dem Zuschlag,  
dh. vor Beginn der F&E-Phase beendet wird, besteht für die 
Frage der Auswahl des Partners für die Erwerbsphase daher 
kein vergabespezifischer Rechtsschutz. Es greift der allge-
meine Zivilrechtsschutz vor den ordentlichen Gerichten.

Zu § 122 (Teilnehmer im nicht offenen Verfahren  
ohne vorherige Bekanntmachung und im Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung):
Diese Bestimmung regelt Anzahl und Auswahl der Teil- 
nehmer im nicht offenen Verfahren ohne Bekanntmachung 
und im Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt- 
machung. Abs. 3 regelt die Mindestanzahl der aufzufordern-
den Unternehmer, wobei zwischen nicht offenem Verfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung (mindestens drei), Verhand-
lungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im Ober-
schwellenbereich (mindestens drei, bei Existenz einer hin- 
reichenden Anzahl geeigneter Unternehmer und sofern nicht 
die Leistung nur von einem bestimmten Unternehmer erbracht 
werden kann oder äußerst dringliche, zwingende Gründe vor-
liegen) und Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekannt-
machung im Unterschwellenbereich (mindestens drei, außer 
es liegen sachliche Gründe für eine geringere Anzahl vor) 
unterschieden wird. Der Verweis auf „äußerst dringliche, zwin-
gende Gründe“ in Abs. 3 zweiter Satz ist im Sinne der §§ 35 
Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 Z 4 und 37 Abs. 1 Z 4 zu verstehen.
Es ist darauf hinzuweisen, dass Unternehmer nur in jener 
Form (als Einzelunternehmer oder Bietergemeinschaft)  
ein Angebot legen dürfen, in der sie vom Auftraggeber zur 
Angebotsabgabe aufgefordert wurden (vgl. dazu die Rege-
lung des § 141 Abs. 1 Z 9).

Zu § 123 (Teilnehmer im nicht offenen Verfahren mit  
vorheriger Bekanntmachung, im Verhandlungsverfahren  
mit vorheriger Bekanntmachung, beim wettbewerblichen 
Dialog und bei Innovationspartnerschaften):
§ 123 enthält die Teilnehmerbestimmungen für alle zweistufi-
gen Vergabeverfahren.
Gemäß Abs. 1 hat der Teilnahmeantrag grundsätzlich (vgl. 
auch die Möglichkeiten des § 80 Abs. 5 und 6) entweder 
die vom öffentlichen Auftraggeber festgelegten Nachweise 
oder eine entsprechende Eigenerklärung (vgl. § 80 Abs. 2) 
zu enthalten. Aus dieser Bestimmung ergibt sich auch, dass 
im zweistufigen Verfahren, wenn sich der Unternehmer zum 
Nachweis seiner Eignung auf die Kapazitäten anderer Unter-
nehmer stützt (vgl. § 86), die entsprechenden Nachweise 
(bzw. Eigenerklärungen) dieser „erforderlichen Subunter- 
nehmer“ nach Maßgabe des § 80 ebenfalls bereits dem Teil-
nahmeantrag beizufügen sind.
Abs. 2 stellt klar, dass nur Unternehmer zur Abgabe eines 
Angebotes bzw. – im Fall des wettbewerblichen Dialoges – 
einer Lösung aufgefordert werden dürfen, die geeignet sind 
und vor Ablauf der Teilnahmefrist einen Teilnahmeantrag 
eingereicht haben. Im Oberschwellenbereich darf daher ein 
Unternehmer, der keinen Teilnahmeantrag gestellt hat oder 
dessen Teilnahmeantrag verspätet eingelangt ist, nicht in das 
Vergabeverfahren miteinbezogen werden (anders im Unter-
schwellenbereich, vgl. Abs. 7 zweiter Satz).
Abs. 4 dient der Umsetzung von Art. 65 Abs. 2 erster und 
zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU und regelt die Mindest- 
anzahl der aufzufordernden Unternehmer. Wie bisher bleibt 
es dem öffentlichen Auftraggeber überlassen, ob er die 
Anzahl der aufzufordernden Unternehmer nach oben hin 
begrenzen möchte. Es liegt daher im Ermessen des öffent- 
lichen Auftraggebers, ob er von der Möglichkeit der Fest- 
legung einer Höchstzahl Gebrauch macht oder nicht. Die 
Zahl der Unternehmer, die zur Angebotslegung aufge- 
fordert werden, hat aber jedenfalls so groß zu sein, dass 
ein echter Wettbewerb gewährleistet ist; sie ist in der 
Bekanntmachung bzw. in der Aufforderung zur Interessens- 
bestätigung anzugeben.
Zu den Auswahlkriterien siehe bereits § 2 Z 22 lit. a sowie 
die dazugehörigen Erläuterungen. So müssen Auswahlkrite-
rien insbesondere nicht gewichtet, sondern lediglich in der  
Reihenfolge ihrer Bedeutung angegeben werden.
Abs. 6 dient u.a. der Umsetzung von Art. 55 Abs. 2 lit. a und 3  
der RL 2014/24/EU.
Abs. 7 stellt klar, dass der öffentliche Auftraggeber das Ver- 
fahren mit den geeigneten Bewerbern fortführen kann, 
auch wenn die Zahl der eingelangten Teilnahmeanträge 
von geeigneten Bewerbern unter der gemäß Abs. 4 festge-
legten Mindestanzahl liegt (vgl. Art. 65 Abs. 2 dritter UAbs. 
der RL 2014/24/EU sowie zuvor schon der EuGH in der  
Rs C-138/08, Hochtief). Geeignete Bewerber gemäß die-
ser Bestimmung sind jene Unternehmer, die befugt, zuver- 
lässig und leistungsfähig sind und rechtzeitig einen Teil- 
nahmeantrag gestellt haben. Eine Einbeziehung zusätzlicher 
(geeigneter) Unternehmer, die nicht rechtzeitig einen Teil- 
nahmeantrag gestellt haben, ist nur im Unterschwellen-
bereich zulässig; im Oberschwellenbereich ist dies durch  
Art. 65 Abs. 2 dritter UAbs. letzter Satz der RL 2014/24/EU 
ausdrücklich ausgeschlossen.
Abs. 8 dient der Umsetzung von Art. 54 der RL 2014/24/EU. 
Trotz der allgemeinen Formulierung „bei Verhandlungsver-
fahren“ in Art. 54 Abs. 1 erster UAbs. gilt diese Bestimmung 
nur für zweistufige Verfahren; dies ergibt sich aus dem eng-
lischen Wortlaut, der nur von „competitive procedures with 
negotiation“ und nicht auch von „negotiated procedures“ 
spricht. Die Umsetzung von Art. 54 findet sich daher nur in  
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§ 123 Abs. 8, nicht aber in § 122, der (ua.) das Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung regelt. Die in  
die Aufforderung des öffentlichen Auftraggebers zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme am Dialog aufzunehmenden 
Angaben sind in Anhang XV Z 1 angeführt (vgl. Art. 54 iVm 
Anhang IX der RL 2014/24/EU).
Es ist darauf hinzuweisen, dass Unternehmer nur in jener 
Form (als Einzelunternehmer oder Bietergemeinschaft) ein 
Angebot legen dürfen, in der sie vom Auftraggeber zur An- 
gebotsabgabe aufgefordert wurden (vgl. dazu die Regelung 
des § 141 Abs. 1 Z 9).

Zu § 124 (Interessensbestätigung im Fall einer  
Bekanntmachung im Wege einer Vorinformation):
Diese Bestimmung regelt die Aufforderung zur Interessens-
bestätigung für den Fall, dass die Bekanntmachung der 
beabsichtigten Vergabe eines Auftrages mittels einer Vor- 
information erfolgt. Nicht geregelt ist die Frage, ob mit der 
Interessensbestätigung gleich auch der Teilnahmean-
trag abgegeben werden muss (bzw. ob die Interessensbe- 
stätigung selbst einen Teilnahmeantrag darstellt, sofern sie 
alle hierfür erforderlichen Informationen enthält). Eine gleich-
zeitige Abgabe von Interessensbestätigung und Teilnahme-
antrag wäre wohl in der Regel sinnvoll, müsste aber vom 
öffentlichen Auftraggeber festgelegt werden; in diesem Fall 
müssten auch die für Teilnahmeanträge geltenden Fristen- 
regelungen eingehalten werden. Die in die Aufforderung  
zur Interessensbestätigung aufzunehmenden Angaben sind 
in Anhang XV Z 3 angeführt (vgl. Art. 54 iVm Anhang IX der 
RL 2014/24/EU).

Zu § 125 (Allgemeine Bestimmungen):
Der Grundsatz des Abs. 1 gilt für alle Vergabeverfahren. 
Der Bieter hat sich jedenfalls bei der Erstellung seines An- 
gebotes an die Vorgaben der Ausschreibungsunterlage zu 
halten. Ausnahmen dazu stellen lediglich das Alternativ- 
angebot und das Abänderungsangebot dar (vgl. dazu die  
§§ 96 und 97).
Hinsichtlich Abs. 4 und 5 wird auf die Ausführungen zu den  
§§ 96 und 97 verwiesen.
Abs. 6 enthält eine lex imperfecta, da keine unmittelbare 
Konsequenz aus einer Verletzung der Mitteilungspflicht folgt. 
Eine nicht umgehende diesbezügliche Mitteilung wird jedoch 
als Obliegenheitsverletzung anzusehen sein, die bei einer all-
fälligen Nachprüfung vor den Vergabekontrollbehörden von 
diesen zu bewerten sein wird.
Die vom Bieter gemäß Abs. 7 letzter Satz „gesondert abzu-
gebende Erklärung“ kann entweder in einem besonders 
bezeichneten Teil des Angebotes oder in einem gesonder-
ten Dokument zum Angebot abgegeben werden. Damit soll 
gegenüber dem Auftraggeber die Transparenz und Erkenn-
barkeit derartiger Erklärungen sichergestellt werden.
In diesem Kontext ist darauf hinzuweisen, dass gemäß  
Art. 45 Abs. 1 letzter Satz der RL 2014/24/EU Alterna-
tiv- und Variantenangebote mit dem Auftragsgegenstand in 
Verbindung stehen müssen. Dies muss jedoch im Gesetz 
nicht explizit geregelt werden, denn diese Anforderung folgt 
zwangsläufig daraus, dass ein Alternativ- und Varianten- 
angebot ein „Angebot“ ist und somit auch den allgemeinen 
Anforderungen an Angebote entsprechen muss.

Zu § 126 (Form der Angebote):
§ 107 enthält die Regelung über die Form der Angebote. Die 
vorgeschriebene Form gemäß Abs. 1 kann die Papierform 
oder die elektronische Form sein (vgl. Abs. 3).
Der öffentliche Auftraggeber hat insbesondere Festlegun-
gen betreffend die Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit der 

Abgabe elektronischer Angebote zu treffen, wobei zu beach-
ten ist, dass in bestimmten Vergabeverfahren die Abgabe 
elektronischer Angebote zwingend gefordert ist; vgl. dazu  
insbes. Abs. 2 und § 48 zur elektronischen Kommunikation 
im Vergabeverfahren. Der öffentliche Auftraggeber muss sich  
insbes. überlegen, ob er auch „Mischformen“ zulassen will, 
dh. ob etwa die Abgabe von Angeboten in elektronischer 
Form neben Papierangeboten zulässig sein soll. Will er dies 
nicht, hat er entsprechende Festlegungen zu treffen. Falls 
Angebotsbestandteile nicht elektronisch übermittelt werden 
können, hat der öffentliche Auftraggeber überdies festzu- 
legen, wie diese zu übermitteln sind.
In den Fällen des Abs. 2 erster Satz sind jedenfalls elektro-
nische Angebote abzugeben. Die Ausnahmebestimmungen 
des § 48 sind in diesen Fällen nicht anwendbar, da aufgrund 
der Anforderungen an die Verfahren selbst („vollelektro-
nisch“) deren Durchführung nicht in Frage kommt, falls eine 
elektronische Kommunikation nicht möglich ist. Die Wort- 
folge „[i]m Übrigen“ erfasst die in den vorangehenden Sätzen 
nicht erfassten Fälle.
„Eigenständige Bestandteile“ gemäß Abs. 5 sind bei Ange- 
boten in Papier separate, lose eingereichte Angebotsbe-
standteile, bei elektronischen Angeboten eigenständige, 
nicht mit dem Angebotshauptteil verbundene Dateien.
Angebote in Papierform müssen gemäß Abs. 6 so ausge- 
fertigt sein, dass Veränderungen bemerkbar oder nach- 
weisbar wären; bei Papier ist an Veränderungen wie Ver- 
wischen, Löschen der Schrift oÄ zu denken. Durch die  
Sonderregelung des Abs. 6 allein für Papierangebote sol-
len aufwendige Beweisverfahren über den Zeitpunkt von  
Korrekturen vermieden werden. Die Beurteilung des Zeit-
punktes von Korrekturen muss dementsprechend aus dem 
Angebot selbst möglich sein. Dadurch soll der öffentliche  
Auftraggeber vor dem Vorwurf einer möglichen Manipula- 
tion des Angebotes nach Angebotsöffnung geschützt werden. 
Daher ist etwa ein in der Ausschreibung vorgesehenes Ver-
bot der Verwendung von Korrekturlack ohne Datumsangabe 
und bestätigender Unterschrift des Bieters zulässig. Für elek-
tronische Verfahren bestehen eigene Regeln bzgl. der Unver-
fälschbarkeit (vgl. die §§ 48 und 49).

Zu § 127 (Inhalt der Angebote):
Mit Abs. 1 Z 2 wird Art. 71 Abs. 2 und 4 der RL 2014/24/EU 
umgesetzt.
Durch Abs. 1 Z 2 soll bereits in der Angebotsphase eine voll-
ständige Transparenz hinsichtlich der an der Auftragsaus- 
führung mitwirkenden Unternehmer sichergestellt werden. 
Der Bieter hat alle Teile des Auftrages, die er an Subunter-
nehmer vergeben will, im Angebot bekannt zu geben.
Die Verpflichtung zur Bekanntgabe aller Subunternehmer 
folgt bereits unmittelbar aus dem Gesetz und nicht aus einer 
im Gesetz vorgeschriebenen Festlegung in der Ausschrei-
bung. Betroffen von der Verpflichtung sind sowohl erforder- 
liche Subunternehmer (das sind Unternehmer, die für die  
Eignung des Bieters zwingend erforderlich sind) wie auch 
nicht erforderliche Subunternehmer (deren Eignung für 
den Bieter nicht unerlässlich ist). Damit soll dem öffentli-
chen Auftraggeber ein umfassendes Bild gegeben werden,  
welche Unternehmer im Rahmen der Ausführung des  
Auftrages zum Einsatz kommen sollen. Während die Unter-
lassung der Bekanntgabe von erforderlichen Subunter-
nehmern das Ausscheiden des betroffenen Angebotes zur  
Folge hat (vgl. § 141 Abs. 1 Z 2), führt die Unterlassung 
der Nennung von nicht erforderlichen Subunternehmern im 
Angebot dazu, dass deren Einsatz dem Regime des § 363 
Abs. 1 unterliegt.



373

E
R

L
Ä

U
T

E
R

U
N

G
E

N

Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

Den Bestimmungen des § 98 Abs. 2 korrespondiert die 
grundsätzliche Verpflichtung von Abs. 1 Z 2, im Angebot  
alle Subunternehmer anzugeben (wiederum mit dem Vor- 
behalt, dass erforderliche Subunternehmer jedenfalls im 
Angebot bekannt zu geben sind). Sofern aus sachlichen 
Gründen durch den öffentlichen Auftraggeber die Ein-
schränkung auf die Bekanntgabe nur der wesentlichen Sub- 
unternehmer erfolgte, betrifft die Offenlegungspflicht nur 
ebendiese. Der Bieter hat hinsichtlich aller Subunterneh-
mer zu spezifizieren, hinsichtlich welcher Leistungsteile die  
namhaft gemachten Unternehmer eingesetzt werden sollen. 
Hinsichtlich der Art des Nachweises der tatsächlichen Ver- 
fügbarkeit von Kapazitäten ist auf die Rechtsprechung des 
EuGH zu verweisen (vgl. dazu insbesondere Rs C-176/98, 
Holst Italia, Rz 28ff, Rs C 324/14, Partner, Rz 33, Rs C 387/14, 
Esaprojekt, Rz 47 mwN der Judikatur), wonach alle Beweis-
mittel zulässig sind, sofern sie die tatsächliche Zugriffs- 
möglichkeit auf die entsprechenden Ressourcen belegen 
(wie etwa durch eine vertragliche Zusage oder Option; vgl. 
dazu Art. 63 Abs. 1 erster UAbs. der RL 2014/24/EU).
Die Möglichkeit, die Eignung durch Abgabe einer Eigen- 
erklärung zu belegen, erstreckt sich auch auf den Fall, in 
dem sich der Bieter zum Nachweis seiner Eignung auf einen 
Subunternehmer stützt. Der Bieter muss daher allfällige – 
den Subunternehmer betreffende – Eignungsnachweise 
nicht gleich mit dem Angebot vorlegen; es ist vielmehr aus- 
reichend, wenn er sie auf Aufforderung beibringen kann  
(Abs. 1 Z 2). Die Eigenerklärung bzw. die Nachweise über die 
Eignung der Subunternehmer sind – wie bisher – dem öffent- 
lichen Auftraggeber im Wege des Bieters vorzulegen.
Gemäß Abs. 1 Z 4 sind erforderlichenfalls bei veränderlichen 
Preisen Regeln und Voraussetzungen festzulegen, die eine 
einwandfreie Preisumrechnung ermöglichen. Diese Angaben 
sind im Angebot aber nur dann erforderlich, wenn kein Index-
gebundener Preis verwendet wird.
Mit Abs. 1 Z 7 wird pauschal auf die Aufzählung der dem 
Angebot beigeschlossenen sowie gesondert eingereichten 
Unterlagen abgestellt. Darunter sind jedenfalls auch allen- 
falls vorgelegte Nachweise hinsichtlich der Eignung zu ver- 
stehen. Gesondert eingereichte Unterlagen können wie bis-
her etwa Proben oder Muster sein.

Zu § 128 (Besondere Bestimmungen über den Inhalt  
der Angebote bei funktionaler Leistungsbeschreibung):
Die vorliegende Bestimmung beinhaltet besondere Be- 
stimmungen über den Inhalt eines Angebotes bei einer funk- 
tionalen Leistungsbeschreibung. Die Bestimmung normiert 
die Anforderungen, welche die Angebote aus Gründen der 
geforderten Vergleichbarkeit erfüllen müssen. Darin kommt 
zum Ausdruck, dass die funktionale Leistungsbeschreibung 
von den Bietern unter Umständen Planungsleistungen (Ent-
wurf bzw. Ausführungsunterlagen) und die Ausarbeitung 
wesentlicher Teile der Angebotsunterlagen verlangt, um ein 
Angebot legen zu können. Soweit in bestimmten Phasen 
eines Verhandlungsverfahrens noch keine vollständig ausge-
arbeiteten Angebote verlangt werden, sind die vorliegenden 
Bestimmungen nicht maßgeblich.
Im Kontext des wettbewerblichen Dialoges ist zu Abs. 5 fest-
zuhalten, dass nach der Dialogphase bereits vollständig 
ausgearbeitete Angebote gelegt werden müssen, da diese 
ihrerseits gemäß § 117 Abs. 3 nur mehr klargestellt, präzi-
siert, verbessert bzw. ergänzt werden können. Für solche 
Angebote gelten die Abs. 1 bis 4, Abs. 5 kann in dieser Kon- 
stellation somit keine Anwendung finden. Da in der Dialog- 
phase „Lösungen“ vorgelegt und diskutiert werden, gilt 
die vorliegende Bestimmung in dieser nicht, da sich diese 
Bestimmung explizit nur auf Angebote bezieht.

Zu § 129 (Einreichen der Angebote):
Bei Angeboten in Papierform ist darauf zu achten, dass 
bei bestimmten Verfahren bzw. in bestimmten Verfahrens- 
stadien dem öffentlichen Auftraggeber der Name des Bieters 
und der Inhalt des Angebotes nicht zugänglich sein dürfen. 
Das Einreichen des Angebotes hat daher so zu erfolgen, 
dass allfällige Vertraulichkeitserfordernisse gewahrt sind. 
Dies kann bei Papierangeboten etwa durch Verwendung von 
Umschlägen erfolgen.

Zu § 130 (Vergütung für die Ausarbeitung der Angebote):
Insbesondere die funktionale Leistungsbeschreibung (je- 
doch nicht automatisch jede funktionale Leistungsbe- 
schreibung) verlangt von den Bietern (vgl. § 128) die Über-
nahme von aufwändigen Vorarbeiten, um ein Angebot er- 
stellen zu können; Aufwendungen, die bei konstruktiver  
Leistungsbeschreibung dem öffentlichen Auftraggeber 
erwachsen. Als besondere Ausarbeitungen können etwa  
aufwändige Detailkonzepte (insbesondere bei geistigen 
Dienstleistungen) und eigens erstellte Muster bzw. Proto- 
typen genannt werden.

Zu § 131 (Zuschlagsfrist):
Abs. 1 regelt Beginn und Länge der Zuschlagsfrist. Im Sinne  
des Grundsatzes, dass die Zuschlagsfrist kurz zu halten ist,  
wird die maximale Dauer derselben mit sieben Monate  
begrenzt, wobei aus zwingenden Gründen eine längere 
Zuschlagsfrist ausnahmsweise festgelegt werden kann (die 
entsprechenden Gründe wären zu dokumentieren, vgl. § 49). 
Abs. 1 letzter Satz enthält eine Rückfallsregelung falls der  
Auftraggeber keine Zuschlagsfrist festgelegt hat.
Abs. 2 enthält eine Klarstellung dahingehend, dass ein Bieter 
während der Zuschlagsfrist sein Angebot weder verändern 
noch zurückziehen darf. Der zweite Satz ermöglicht, dass 
öffentlicher Auftraggeber und Bieter übereinkommen, die 
Bindungswirkung des Angebotes zu verlängern. Dies wird 
insbesondere in den Fällen in Betracht kommen, in denen 
ein öffentlicher Auftraggeber aus gerechtfertigten Gründen 
die Prüfung der Angebote innerhalb der Zuschlagsfrist noch 
nicht abgeschlossen hat. Aus dem Grundsatz der Gleich-
behandlung folgt, dass der öffentliche Auftraggeber alle  
im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter zur Erstreckung  
der Bindungswirkung ihres jeweiligen Angebotes er- 
suchen muss und nicht bloß einzelne Bieter darum ersuchen 
kann. Umgekehrt kann aber auch ein Bieter von sich aus  
dem öffentlichen Auftraggeber gegenüber die Bindungswir-
kung seines Angebotes erstrecken. § 145 Abs. 1 zweiter 
Satz wird durch § 131 nicht berührt: auch wenn der öffent-
liche Auftraggeber den Bieter nicht um eine Erstreckung der  
Bindungswirkung ersucht hat, kann der Vertrag durch 
Zuschlagserteilung nach Ablauf der Zuschlagsfrist zu- 
stande kommen, wenn der Bieter erklärt, dass er den Auf- 
trag annimmt.
Der öffentliche Auftraggeber wird bei Bemessung der an- 
gemessenen Nachfrist gemäß Abs. 3 zur Beibringung der 
Anerkennung, Gleichhaltung oder Bestätigung die Stillhalte-
frist gemäß § 144 Abs. 1 und ein allfälliges bereits anhän- 
giges Nachprüfungsverfahren zu berücksichtigen haben. 
Eine Verlängerung der Zuschlagsfrist unter gleichzeitiger 
Fristsetzung für die Beibringung der genannten Bescheini-
gungen kommt bei besonders dringlichen Verfahren nicht in 
Betracht und ist deshalb auszuschließen.
Das Verfahren gemäß § 21 Abs. 1 ist rechtzeitig – jeden-
falls vor Ablauf der Angebotsfrist – einzuleiten. Die recht-
zeitige Einleitung des Verfahrens gemäß Abs. 3 ist insofern 
von Bedeutung, als nur ein Unternehmer, der eine entspre- 
chende Anzeige vor Ablauf der Angebotsfrist erstattet hat, 
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die Setzung einer Nachfrist gemäß dieser Bestimmung be- 
antragen kann.
In Abs. 4 wird eine Fortlaufshemmung vorgesehen, damit 
dem öffentlichen Auftraggeber nach Abschluss des Nach- 
prüfungsverfahrens die erforderliche Zeit für die Erteilung des 
Zuschlages verbleibt.

Zu § 132 (Entgegennahme der Angebote):
Im Sinne der Dokumentationspflichten gemäß § 49 hat der 
Auftraggeber gemäß Abs. 1 den Zeitpunkt des Einganges 
des Angebotes eines Bieters zu dokumentieren. Bei Papier-
angeboten kann dies etwa dadurch erfolgen, dass die Stelle,  
bei der die Angebote einzureichen sind, auf dem ver-
schlossenen Umschlag Datum und Uhrzeit des Einganges  
vermerkt. Bei elektronischen Angeboten kann dies durch  
ein entsprechendes Protokoll oder durch einen Zeitstempel 
(vgl. § 2 Z 46) erfolgen. Damit soll dokumentiert werden,  
ob ein Angebot zeitgerecht oder verspätet eingelangt ist.
Abs. 2 bis 4 sind Schutzvorschriften zugunsten des freien 
und lauteren Wettbewerbes.

Zu § 133 (Öffnung der Angebote):
Abs. 1 erster Satz hält für alle Arten von Vergabeverfahren  
fest, dass die Öffnung der Angebote erst nach Ablauf  
der Angebotsfrist erfolgen darf. Anders als bisher ist die  
Öffnung der Angebote nicht mehr „unmittelbar“ nach Ablauf 
der Angebotsfrist vorgeschrieben.
Beim offenen und nicht offenen Verfahren ist nach Abs. 1  
eine kommissionelle Öffnung zwingend nur mehr bei Papier-
angeboten vorgesehen, beim Verhandlungsverfahren ist  
hingegen keine formalisierte Angebotsöffnung erforder-
lich. Für das Verhandlungsverfahren ist zur Gewährleistung 
des ungestörten Wettbewerbes im Zuge der weiteren Ver- 
handlungen mit den Bietern vorgesehen, dass das Ergeb-
nis der Angebotsöffnung geheim zu halten ist (dies bezieht  
sich auf die Öffnung der Erstangebote und aller nachfolgen-
den Angebote im Rahmen der Verhandlungsrunden).
Abs. 2 schreibt vor der Angebotsöffnung zwei Prüfschritte 
vor: Prüfung des zeitgerechten Einlangens und Prüfung der 
Unversehrtheit (kein Zugriff bzw. keine Öffnung). Manche 
elektronische Vergabesysteme lassen eine verspätete An- 
gebotsabgabe von vornherein nicht zu. In diesem Fall sind 
alle eingelangten Angebote „fristgerecht“ und ein dies-
bezüglicher eigenständiger Prüfschritt erübrigt sich unter 
Hinweis auf die „Architektur“ des Vergabesystems. Durch 
den letzten Satz wird sichergestellt, dass der Auftrag- 
geber seiner Benachrichtigungspflicht gemäß § 141 Abs. 
3 in Verbindung mit § 141 Abs. 1 Z 6 bei verspätet einge- 
langten Angeboten nachkommen kann, falls die Identität  
des Bieters nicht ohne Öffnung der Angebote eruiert werden 
kann. Die dazu erforderliche allfällige Öffnung eines ver- 
spätet eingelangten Angebotes ändert nichts daran, dass  
solche Angebote nicht weiter zu behandeln sind.
Abs. 3 zweiter Satz dient der Verhinderung von Manipu- 
lationsmöglichkeiten bei Angeboten in Papier. In Bezug auf 
elektronische Angebote vgl. § 49 Abs. 2.
Abs. 4 sieht im Gegensatz zu bisher keine Verpflichtung 
zur Durchführung einer formalen öffentlichen Angebots- 
öffnung beim offenen oder nicht offenen Verfahren mehr vor. 
An ihre Stelle tritt eine freiwillige öffentliche Angebotsöffnung. 
In diesem Fall hat der Auftraggeber den Bietern eine Teil-
nahmemöglichkeit zu bieten. Dies kann zB durch Einladung 
zur öffentlichen Sitzung oder durch Gewährleistung einer 
sonstigen Teilnahmemöglichkeit (zB elektronisch via Skype)  
erfolgen. Anders als bisher soll der allfälligen Verlesung  
im Rahmen der (freiwilligen) öffentlichen Sitzung jedoch  
keine entscheidende Bedeutung mehr zukommen. Diese 

Funktion übernimmt das Angebotsöffnungsprotokoll gemäß 
Abs. 5, das jedem Bieter (auch ohne diesbezüglichen Antrag) 
zu übermitteln bzw. bereitzustellen ist. Aus diesem Grund  
sollen allfällige Fehler bei einer Verlesung der Angebots- 
abgaben nicht mehr jene Bedeutung haben, die sie bis- 
lang hatten. Allfällige Rügen der Bieter könnten zwar im  
Rahmen der Verlesung vorgebracht werden, entscheidend  
ist aber ein allfälliger Einspruch gegen das Angebots- 
öffnungsprotokoll.
Abs. 5 legt die zwingenden Inhalte des Angebotsöffnungs- 
protokolls fest, das zwingend jedem Bieter zu übermitteln 
bzw. bereitzustellen ist. Die Angabe der Namen der Kom- 
missionsmitglieder gemäß Z 6 ist nur dann erforderlich,  
wenn eine kommissionelle Öffnung stattgefunden hat. Auf  
die Dokumentationspflicht gemäß § 49 Abs. 2 wird hinge- 
wiesen.
Abs. 6 enthält im Hinblick auf allfällige Vergabekontrollver- 
fahren eine spezifische Aufbewahrungspflicht.

Zu § 134 (Allgemeine Bestimmungen):
§ 134 soll die fachgerechte Prüfung der Angebote gewähr-
leisten. Besonders hervorzuheben ist, dass einerseits allen-
falls beizuziehende Sachverständige keine gerichtlich be- 
eideten Sachverständige sein müssen, sondern auch sach-
verständige bzw. fachkundige Personen sein können (zB  
aus anderen Dienststellen des Auftraggebers) und dass 
andererseits diese Personen unbefangen und von den 
 Bietern unabhängig sein müssen (vgl. dazu auch § 26).

Zu § 135 (Vorgehen bei der Prüfung):
§ 135 legt fest, in welcher Art und Weise und nach welchen 
Kriterien die Prüfung der Angebote zu erfolgen hat.
Aus dem Einleitungssatz des Abs. 2 folgt, dass die Prüfung 
im Hinblick auf die in Z 1 bis 5 genannten Aspekte nur bei  
den für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommenden 
Angeboten zu erfolgen hat. Zweck des Abs. 2 ist es her-
auszufinden, ob ein Angebot für den Zuschlag in Betracht 
kommt. Sobald feststeht, dass dies nicht der Fall ist, ist eine 
weitere Prüfung nicht mehr erforderlich. Ist daher ein Ange-
bot unvollständig (dies sollte im Zuge der Angebotsöffnung 
bereits festgestellt werden, vgl. § 133 Abs. 3 erster Satz), 
so kann jede weitere Prüfung des Angebotes unterbleiben. 
Falls sich bei der Prüfung herausstellt, dass die Angemes-
senheit der Preise nicht vorliegen könnte, gilt § 137 für die 
weitere Vorgangsweise. Hinsichtlich rechnerisch fehlerhaf-
ter Angebote gilt § 138 Abs. 7. Im Kontext des Abs. 2 Z 2  
ist klarzustellen, dass sich die Eignungsprüfung betreffend 
Subunternehmer darauf bezieht, ob der Subunternehmer  
die Eignungskriterien für den ihm konkret zufallenden  
Leistungsteil erfüllt (vgl. § 98 Abs. 3).

Zu § 136 (Zweifelhafte Preisangaben):
§ 136 regelt die Vorgangsweise falls ein Angebot zweifelhafte 
Preisangaben enthält. Die Regelung des Abs. 1 betreffend 
Einheitspreise ist auch vor dem Hintergrund der 2%-Klausel 
des § 138 Abs. 7 zu sehen. Es handelt sich nicht um eine  
lex specialis zur letztgenannten Bestimmung, dh. auch  
hinsichtlich der Einheitspreise gilt – sofern dies ausdrück- 
lich festgelegt wurde – die Rechenfehlerregelung.

Zu § 137 (Prüfung der Angemessenheit der Preise  
und vertiefte Angebotsprüfung):
§ 137 dient dem Schutz des Auftraggebers (zB vor speku- 
lativen Angeboten) und soll zugleich auch einen fairen  
Wettbewerb gewährleisten. Wie der VwGH in seinem Er- 
kenntnis vom 29. März 2006, 2003/04/0181, festgehalten 
hat, handelt es sich bei der vertieften Angebotsprüfung um  
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eine Plausibilitätsprüfung, bei der nicht die gesamte Kal- 
kulation des Bieters minutiös nachvollzogen, sondern nur – 
grob – geprüft werden muss, ob ein seriöser Unternehmer  
die angebotenen Leistungen zu den angebotenen Prei-
sen erbringen kann. Zu betonen ist ferner, dass nach dem  
System der RL und des BVergG die Prüfung der Preis- 
angemessenheit im Ober- wie auch im Unterschwellenbe-
reich stattzufinden hat (vgl. dazu auch EuGH verbundene  
Rs C-147/06 und C-148/06, SECAP) und keine Ein- 
schränkung der Prüfmöglichkeit des Auftraggebers (zB 
auf sogenannte „wesentliche Positionen“) besteht (siehe 
dazu insbesondere auch EuGH Rs C-568/13, Data Medical  
Services). § 137 regelt die Vorgangsweise des Auftragge-
bers, falls dieser zur Auffassung kommt, dass angebotene  
Preise (vgl. dazu § 2 Z 26) ungewöhnlich niedrig sind. 
Weder die RL noch das BVergG definieren den Begriff eines 
„ungewöhnlich niedrigen Angebots“. Es ist daher Sache des  
Auftraggebers festzulegen (entweder rein intern oder im  
Rahmen der Ausschreibungsunterlagen), wie die Unge- 
wöhnlichkeitsschwelle für ein „ungewöhnlich niedriges Ange-
bot“ zu errechnen bzw. wo sie wertmäßig anzusetzen ist  
(so auch EuGH Rs C-285/99 und C-286/99, Lombardini  
und Mantovani, Rs C- 568/13, Data Medical Service). Dies 
könnte etwa durch Festlegung eines maximalen Differenz-
prozentsatzes (zB 10%) im Vergleich zum zweitgereih-
ten Bieter (beim Angebotspreis) oder zum zweitbilligsten  
Positions-, Pauschal- oder Regiepreis oder durch Fest- 
legung eines maximalen Differenzprozentsatzes (zB 15%) 
zum Mittelwert der entsprechenden Preise erfolgen.
Unter „alternativ angebotenen“ Leistungen gemäß Abs. 1  
sind sowohl Alternativ- wie auch Abänderungsangebote 
zu verstehen (Variantenangebote fallen unter das Konzept  
der „ausgeschriebenen“ Leistung). Bei der Prüfung der An- 
gebotspreise können allgemein anerkannte Leitlinien,  
standardisierte Kalkulationshilfen und wissenschaftliche  
Publikationen für die Feststellung herangezogen werden,  
welche Bandbreite an Preisen für die ausgeschriebenen  
Leistungen angemessen ist.
Abs. 2 regelt jene Umstände, die den Auftraggeber zur Auf-
klärung und zur vertieften Angebotsprüfung verpflichten.
Abs. 3 beinhaltet die bei einer vertieften Angebotsprüfung 
anzulegenden Maßstäbe.
Abs. 3 Z 1 verweist im Kontext der Prüfung der Nachvoll-
ziehbarkeit der Personalkosten demonstrativ auf die dem 
Angebot zugrunde gelegten Kollektivverträge (die – falls 
sie nicht ohnehin bereits im Angebot offen gelegt wurden –  
der Auftraggeber im Rahmen der Aufklärung vom Unter- 
nehmer identifizieren lassen kann; vgl. dazu auch die ver-
schiedenen, online verfügbaren Kollektivvertragsdaten- 
banken). Dies stellt eine flankierende Maßnahme zur  
leichteren Aufdeckung von Lohn- und Sozialdumping dar.
In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass bei der  
vertieften Angebotsprüfung des Bieters keine Verpflich-
tung zur Nachprüfung der Preise allenfalls bereits namhaft 
gemachter Subunternehmer besteht.
Zur weiteren Vorgangsweise des Auftraggebers bei nicht 
erklär- oder nachvollziehbaren Preisen vgl. § 138 und insbe-
sondere dessen Abs. 5.

Zu § 138 (Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote):
Falls im Zuge der Angebotsprüfung – hier ist zur Klar- 
stellung zu wiederholen, dass der Begriff „Angebot“ als 
Überbegriff auch Varianten-, Alternativ- und Abänderungs- 
angebote erfasst – relevante Angebotsmängel festge- 
stellt werden die nicht ohnehin den sofortigen Ausschluss des 
Bieters (siehe § 78) bzw. das Ausscheiden des Angebotes  
(siehe § 141) zur Folge haben, hat der Auftraggeber gemäß 

Abs. 1 vom Bieter eine Aufklärung betreffend den Angebots-
mangel zu verlangen. Auch hier hat die Aufklärung entwe-
der schriftlich oder mündlich (abhängig von den zulässigen 
Kommunikationswegen und dem Aufklärungsinhalt; vgl.  
§ 48) zu erfolgen und sie ist entsprechend zu dokumentieren. 
Die weitere Vorgangsweise des Auftraggebers hat unter Be- 
rücksichtigung des gesamten Vorbringens des Bieters (in- 
klusive allfällig vorgelegter weiterer Nachweise) zu erfolgen. 
Zu betonen ist, dass diese Aufklärungspflicht des Auftrag- 
gebers sowohl im Ober- wie auch im Unterschwellen- 
bereich besteht.
Abs. 2 betont nochmals, dass in der Nachfolge eines Auf- 
klärungsprozesses (vgl. dazu § 139) die grundlegenden 
Anforderungen an das Vergabeverfahren nicht verletzt  
werden dürfen. Auch darf im offenen oder nicht offenen Ver-
fahren die Aufklärung nicht dazu genutzt werden, ein Angebot 
zu „optimieren“ („verkappte“ Verhandlungen).
Nach Abs. 3 hat der Auftraggeber nicht erforderliche Sub- 
unternehmer abzulehnen, falls sich bei deren Prüfung  
Mängel ergeben haben, die nicht durch eine Aufklärung 
behoben werden können. Diese Bestimmung ist im Kon-
text des § 98 zu sehen (vgl. dazu die entsprechenden Aus- 
führungen). Diese Pflicht zur „Ablehnung“ kann sich nur 
auf nicht für die Eignung erforderliche Subunternehmer be- 
ziehen, die im Angebot des Bieters bekannt gegeben wur-
den. Zur Vorgangsweise bei erforderlichen Subunternehmern  
vgl. § 141 Abs. 1 Z 2. Die weitere Vorgangsweise hängt vom 
Verfahrensstadium und der Art des durchgeführten Verfahrens 
ab: so könnte der Auftraggeber zB – soweit dies im konkre-
ten Verfahrensstadium zulässig und möglich ist (vgl. etwa im  
Verhandlungsverfahren, ausgenommen nach dem „last  
and final offer“) – den Bieter auffordern, einen Ersatz für den 
abgelehnten Unternehmer namhaft zu machen; der Bieter  
hätte sodann zu entscheiden, ob er einen Ersatz nomi- 
nieren möchte, oder den betreffenden Leistungsteil selbst 
„übernimmt“. Ist eine derartige Vorgangsweise aber nicht 
möglich (zB Ablehnung eines nicht erforderlichen Subun-
ternehmers im offenen oder nicht offenen Verfahren) oder 
will der Bieter (falls es noch möglich und zulässig wäre)  
keinen Ersatz benennen, so könnte ein „neuer“ Unternehmer  
nur gemäß § 363 in die Auftragsausführung eingebunden  
werden. Das Angebot des Bieters verbleibt jedoch im  
Wettbewerb.
Abs. 4 ermöglicht etwa dem Auftraggeber unleserliche  
Angebote auszuscheiden.
Abs. 5 regelt in Verbindung mit § 137 und § 141 Abs. 1  
Z 3 die Vorgangsweise des Auftraggebers bei Angeboten mit 
ungewöhnlich niedrigen Preisen. Die nach Abs. 5 zwingend 
erforderliche Aufklärung (vgl. dazu auch EuGH Rs C-599/10, 
SAG ELV Slovensko u.a.) soll dem Bieter binnen ange- 
messener, vom Auftraggeber festzusetzender Frist die  
Möglichkeit zur Erklärung bieten, warum ein angebotener 
Preis betriebswirtschaftlich erklär- und nachvollziehbar ist  
(in diesem Kontext ist auch auf die Sonderregelung des  
Abs. 6 für den Oberschwellenbereich hinzuweisen). Diese  
Aufklärung hat entweder schriftlich oder mündlich (abhängig 
von den zulässigen Kommunikationswegen und dem Auf- 
klärungsinhalt; vgl. § 48) zu erfolgen und ist entsprechend  
zu dokumentieren. Die anschließende Prüfung durch den 
Auftraggeber hat unter Berücksichtigung des gesam-
ten Vorbringens des Bieters zu erfolgen. Wie der EuGH  
(siehe Rs C 568/13, Data Medical Service) betont hat, hat 
die Aufklärung in kontradiktorischer Weise zu erfolgen und 
der Auftraggeber muss alle durch den Bieter im Rahmen  
der Aufklärung vorgebrachten Argumente berücksichtigen.  
Nach Art. 69 Abs. 2 der RL 2014/24/EU hat der Auftrag- 
geber bei der Prüfung daher insbesondere folgende Erklä-
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rungen des Bieters zu berücksichtigen: die Wirtschaft- 
lichkeit des Fertigungs- oder Bauverfahrens bzw. der Er- 
bringung der Dienstleistung, die gewählten technischen 
Lösungen oder außergewöhnlich günstige Bedingungen,  
über die der Bieter bei der Erbringung der Leistung verfügt, 
die Originalität der vom Bieter angebotenen Leistung, die  
Einhaltung der in § 93 genannten rechtlichen Bestimmun- 
gen, die Einhaltung aller Verpflichtungen, die den Bieter  
bei einer Heranziehung von Subunternehmern treffen, sowie 
die Möglichkeit einer staatlichen Beihilfe an den Bieter.  
Zu betonen ist jedoch, dass ein derartiges Vorbringen vom 
Bieter auch entsprechend zu belegen ist. Der Auftraggeber 
hat ein Angebot jedenfalls auszuscheiden, wenn die An- 
gebotsprüfung ergibt, dass der Bieter bei der Angebots- 
erstellung die in Österreich geltenden zwingenden arbeits-, 
sozial- und umweltrechtlichen Vorschriften (siehe dazu § 93) 
nicht berücksichtigt hat (zB Kalkulation der Personalkosten 
unter einem kollektivvertraglich festgelegten Mindestlohn).  
Da Abs. 5 betont, dass das „gesamte Vorbringen“ des Bie-
ters zu berücksichtigen ist, wird ohne inhaltliche Abweichung 
zur RL von der expliziten Aufzählung der Beispiele im BVergG 
selbst Abstand genommen.
In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass bei der  
vertieften Angebotsprüfung des Bieters keine Verpflichtung  
zur Nachprüfung der Preise allenfalls bereits namhaft ge- 
machter Subunternehmer besteht.
Die vom Bieter erteilten Auskünfte sind in die Dokumenta- 
tion über die Prüfung der Angebote aufzunehmen. Aufgrund 
§ 48 Abs. 1 kann der Auftraggeber bei Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich auch nur eine mündliche Aufklärung 
verlangen. Dies befreit ihn aber nicht von der Dokumen- 
tationspflicht.
Die auf den Oberschwellenbereich beschränkte Regelung 
des Abs. 6 betrifft ausschließlich Angebote, die aufgrund 
einer staatlichen Beihilfe einen ungewöhnlich niedrigen 
Angebotspreis aufweisen.
Zu Abs. 7 ist auf die Regelung des § 91 Abs. 9 und die Aus-
führungen dazu hinzuweisen.

Zu § 139 (Aufklärungen und Erörterungen):
Abs. 1 stellt für offene oder nicht offene Verfahren einen 
strengen Maßstab auf: Aufklärungen dienen der Einholung 
von Auskünften damit Unklarheiten, die im Rahmen der 
Angebotsprüfung beim Auftraggeber entstanden sind, berei-
nigt werden können. Aufklärungen dürfen nicht die Konse-
quenz haben, ein Angebot inhaltlich zu ändern (siehe dazu  
etwa EuGH Rs C-599/10, SAG ELV Slovensko u.a.,  
Rs C-324/14, Partner).
Abs. 2 ist insbesondere im Licht der Judikatur des EuGH 
zu sehen, wonach Angebote in einzelnen Punkten be- 
richtigt oder ergänzt werden können, insbesondere wegen 
einer offensichtlich gebotenen bloßen Klarstellung (vgl.  
Rs C 336/12, Manova, Rs C 324/14, Partner, Rs C 131/16, 
Archus). Derartige Erörterungen und daraus folgende Ände-
rungen geringen Umfanges dürfen aber nicht auf die Ände-
rung wesentlicher Elemente des Angebotes oder die Vor- 
lage eines neuen Angebotes hinauslaufen (vgl. dazu etwa 
EuGH Rs C 199/15, Ciclat).
Abs. 3 regelt die mögliche Art und Weise von Aufklärungen 
und Erörterungen und die damit verbundene Dokumen- 
tationspflicht. Zu Z 2 ist insbesondere auf § 2 Z 31 hinzu- 
weisen.

Zu § 140 (Dokumentation der Angebotsprüfung):
§ 140 regelt die Dokumentation (ergänzend zu § 49) und  
Auskunftserteilung im Zusammenhang mit der Angebots-
prüfung. Aus Abs. 2 folgt jedoch nicht, dass Unternehmen 

jederzeit und ohne entsprechende Ankündigung die Ein- 
sichtnahme in die entsprechenden Unterlagen des Auftrag-
gebers gewährt werden muss und der Auftraggeber ent- 
sprechende Maßnahmen dafür zu treffen hätte. Das Er- 
fordernis einer vorherigen Terminvereinbarung oder die zeit-
liche Begrenzung der Einsichtnahme (etwa auf die Amts- 
stunden) ist daher zulässig.

Zu § 141 (Ausscheiden von Angeboten):
Abs. 1 regelt die Tatbestände bei deren Vorliegen Angebote 
aus dem Vergabeverfahren auszuscheiden sind.
Z 2 verweist auf die fehlende Eignung des Bieters. Diese  
liegt nicht vor, wenn Ausschlussgründe (siehe § 78) ver-
wirklicht sind, die erforderliche Leistungsfähigkeit oder Be- 
fugnis fehlt oder die berufliche Zuverlässigkeit nicht gegeben 
ist.
Zu Z 3 ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass durch  
die Wortfolge „nicht plausible Zusammensetzung des 
Gesamtpreises“ auch das Vorliegen nicht plausibler Teil- 
preise (siehe § 137 Abs. 3 Z 2) erfasst ist, da diese zu  
einer nicht plausiblen Zusammensetzung des Gesamtpreises 
führen.
Als nicht ausschreibungskonform im Sinne der Z 7 sind 
insbesondere solche Angebote anzusehen, bei denen die 
technischen Spezifikationen gemäß § 106 nicht erfüllt sind.  
Diese Angebote sind sofort gemäß Z 7 auszuscheiden und 
es hat eine Verständigung nach Abs. 3 zu erfolgen (vgl. dazu 
auch die Ausführungen zu Abs. 3 im Kontext des § 106). 
Zum Ausscheiden aufgrund nicht erfolgter Mängelbehebung 
(Z 7) wird auch auf die Erläuterungen zum Vadium (zu § 2 
Z 32) verwiesen. Als unbehebbare Mängel sind nach stän-
diger Rechtsprechung solche Mängel zu qualifizieren, deren 
Behebung zu einer Änderung der Wettbewerbsstellung des 
Bieters führen können. Bei der Abgrenzung zwischen be- 
hebbaren und unbehebbaren Mängeln ist darauf abzustellen, 
ob durch eine Mängelbehebung die Wettbewerbsstellung  
des Bieters gegenüber seinen Mitbietern materiell ver- 
bessert und damit der Grundsatz der Gleichbehandlung 
verletzt würde (vgl. für viele VwGH vom 5. Oktober 2016,  
Ra 2015/04/0002, und etwa EuGH Rs C 87/94, Kommissi-
on gegen Belgien, Rs C 324/14, Partner). Durch die Formu- 
lierung des letzten Halbsatzes in der Z 7 wird klargestellt, 
dass sich der letzte Halbsatz nur auf fehlerhafte oder un- 
vollständige Angebote bezieht.
Zu Z 8 wird auf die Ausführungen zu § 91 Abs. 9 und § 138 
Abs. 7 verwiesen.
Z 9 ermöglicht im nicht offenen Verfahren, im wettbewerb-
lichen Dialog und im Verhandlungsverfahren (daher somit 
auch in einer Innovationspartnerschaft) das Ausscheiden  
von Angeboten von Unternehmern, die nicht zur Ange-
botslegung aufgefordert worden sind (vgl. dazu etwa auch  
§ 113 Abs. 1 und die Erläuterungen dazu, wonach neu ge- 
bildete Arbeitsgemeinschaften nicht als jene Unter- 
nehmer anzusehen sind, die zur Angebotsabgabe auf- 
gefordert wurden).
Z 10 sieht vor, dass Angebote von jenen Bietern auszu- 
scheiden sind, die nachweislich Interessen haben, die die 
Ausführung des Auftrages beeinträchtigen können. Damit 
sind jene Fälle angesprochen, bei welchen der Bieter  
Interessen hat, die die Ausführung des Auftrages zu beein-
trächtigen geeignet sind. Als Beispiel zu nennen ist etwa  
die Ausschreibung der Kontrolle einer Baustelle, wenn der 
Bieter zugleich Leiter der gegenständlichen Baustelle ist 
(Selbstkontrolle).
Z 11 bildet den Ausscheidenstatbestand falls der Bieter das 
berufliche Anerkennungsregime (vgl. dazu § 21 Abs. 1 und 
die Ausführungen dazu sowie § 131 Abs. 3) nicht erfolgreich 
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absolviert hat. Durch lit. c wird klargestellt, dass eine unter-
bliebene oder verspätete Antragstellung zum Ausscheiden 
des Angebotes führt. Es kommt somit darauf an, dass der 
Antrag vor Ablauf der Angebotsfrist gestellt wurde, nicht dar-
auf, ob der Nachweis der rechtzeitigen Antragstellung vor 
Ablauf der Angebotsfrist beigebracht worden ist. Die unter-
bliebene Beibringung des Nachweises ist somit ein ver- 
besserungsfähiger Mangel, die unterbliebene oder ver- 
spätete Antragstellung hingegen nicht.
Wenn die Zulässigkeit der grenzüberschreitenden Er- 
bringung von Dienstleistungen „lediglich“ von der Erfüllung 
gesetzlich normierter Voraussetzungen und nicht von einer 
behördlichen Entscheidung abhängt, besteht keine Verpflich-
tung zum Ausscheiden des Angebotes gemäß Z 11.
Gemäß Abs. 2 kann der Auftraggeber Angebote von Bietern 
ausscheiden, die es unterlassen haben, innerhalb der ihnen 
gestellten Frist die verlangten Aufklärungen im Zusammen-
hang mit der Angebotsprüfung zu geben oder deren Auf- 
klärung einer nachvollziehbaren Begründung entbehrt. Dies 
stellt bloß eine Möglichkeit zum Ausscheiden dar, die es dem 
Auftraggeber ermöglichen soll, Angebote weiterhin zu prü-
fen, obwohl der Bieter (aus welchen Gründen immer) Auf- 
klärungen unterlassen oder nicht nachvollziehbar begrün-
det hat. Klarzustellen ist, dass Abs. 2 jedenfalls nicht von  
der Ausscheidenspflicht gemäß Abs. 1 dispensieren kann.  
Hinzuweisen ist ferner auf § 78 Abs. 1 Z 10, der einen Aus-
schlussgrund bezüglich der Nachweise für die Eignung dar-
stellt. Abs. 2 erster Satz bezieht sich hingegen ausschließ- 
lich auf angebotsbezogene Aufklärungen (vgl. § 139). 
Abs. 2 letzter Satz beinhaltet eine Spezialregelung im Kon-
text der beruflichen Anerkennung (vgl. § 21 Abs. 1): Bleibt  
die Aufklärung aus oder kann der Unternehmer nicht nach-
vollziehbar darlegen, dass er die Voraussetzungen des  
§ 373a Abs. 1 GewO 1994 erfüllt, dann kann der Auftrag- 
geber den Unternehmer gemäß § 141 Abs. 2 ausscheiden.
Um die Bekämpfbarkeit des Ausscheidens zu gewährleisten, 
sieht das BVergG – wie schon bisher – eine Verständigungs-
pflicht vor. Die Regelung des Abs. 3 enthält hingegen keine 
Vorgabe für den Auftraggeber, wann er diese Entscheidung 
zu treffen hat bzw. wie er den zeitlichen Ablauf der Ange-
botsprüfung zu gestalten hat. Je nach Leistungsgegenstand 
bzw. Art und Ablauf der Angebotsprüfung kann die Entschei-
dung über das Ausscheiden schon während der Angebots- 
prüfung aber auch erst in unmittelbarem zeitlichen Kon-
nex mit der Zuschlagsentscheidung getroffen werden. Das 
Gesetz enthält auch ansonsten keine Aussage über den 
zeitlichen Ablauf der Angebotsprüfung und damit über den  
Zeitpunkt des Ausscheidens, es kann somit auch sein, dass 
die Bekanntgabe der Ausscheidensentscheidung gleichzeitig 
mit der Zuschlagsentscheidung erfolgt.
Die Verständigung hat den Ausscheidensgrund zu beinhal-
ten (inklusive der Darlegung der Begründung für dessen 
Heranziehung). Dazu gehört im Fall des Abs. 1 Z 7 (aus-
schreibungswidrige Angebote wegen Nichterfüllung der  
technischen Spezifikationen gemäß § 106 Abs. 3 und 4)  
auch die Angabe der Gründe für die Entscheidung des Auf-
traggebers, dass keine Gleichwertigkeit vorliegt oder dass 
die Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen nicht den Leistungs- 
und Funktionsanforderungen des Auftraggebers entsprechen 
(vgl. dazu auch Art. 55 Abs. 2 lit. b der RL 2014/24/EU).
Für den Fall, dass die Zeitspanne zwischen der Ver- 
ständigung vom Ausscheiden und der Bekanntgabe der 
Zuschlags- bzw. der Widerrufsentscheidung kürzer ist als die 
Anfechtungsfristen im Nachprüfungsverfahren, wird auf die 
Sonderregelung im Rechtsschutzteil verwiesen (siehe § 342 
Abs. 2 sowie die Erläuterungen dazu).

Zu § 142 (Wahl des Angebotes für den Zuschlag):
Zu den Voraussetzungen für die Wahl des technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebotes oder des Angebotes  
mit dem niedrigsten Preis siehe § 91 Abs. 4 bis 7 und die  
Erläuterungen dazu.

Zu § 143 (Mitteilung der Zuschlagsentscheidung):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden Art. 2a und 2b  
der RMRL sowie Art. 55 Abs. 2 und 3 der RL 2014/24/EU  
mit umgesetzt. Gemäß Art. 2a haben die Mitgliedstaaten 
sicherzustellen, dass gegen eine Zuschlagsentscheidung 
innerhalb bestimmter Fristen ein wirksames Nachprüfungs-
verfahren eingeleitet werden kann; Art. 2b sieht von dieser 
Stillhaltefrist bestimmte, taxative Ausnahmen vor.
Da das Ausscheiden gesondert anfechtbar ist, ist es nicht 
notwendig, alle Bieter von der Zuschlagsentscheidung zu 
verständigen. Die Verständigungspflicht bezieht sich dem- 
gemäß nur mehr auf die noch im Vergabeverfahren „ver-
bliebenen“ Bieter. „Verbliebene“ Bieter sind die Bieter, die 
nicht ausgeschlossen wurden, deren Angebote nicht aus- 
geschieden wurden bzw. deren Angebote zwar ausge- 
schieden wurden, jedoch die Ausscheidensentscheidung  
noch nicht rechtskräftig geworden ist (Art. 2a Abs. 2 zwei-
ter UAbs. der RMRL spricht von einem „endgültig[en]“ Aus-
schluss). Dies ist der Fall, wenn das Ausscheiden des 
Angebotes von der zuständigen Vergabekontrollbehörde 
für rechtmäßig erkannt wurde oder wenn es keinem Nach-
prüfungsverfahren mehr unterzogen werden kann. Nicht 
„verblieben“ sind weiters jene Bieter, die im Verhandlungs- 
verfahren nicht weiter berücksichtigt worden sind, denen  
dies gemäß § 114 Abs. 6 mitgeteilt wurde und die diese 
gesondert anfechtbare Entscheidung (vgl. § 2 Z 15 lit. a  
sublit. dd und ee) nicht (oder nicht erfolgreich) angefochten 
haben.
Zu beachten ist, dass die Regelung zur Folge hat, dass die 
Stillhaltefrist und die Nachprüfungsfrist für die einzelnen  
Bieter zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu laufen beginnen 
können. Aus Zweckmäßigkeitsgründen empfiehlt es sich 
für den öffentlichen Auftraggeber aber jedenfalls, die Zu- 
schlagsentscheidungen den Bietern möglichst gleichzeitig 
bekannt zu geben, da sich für ihn andernfalls die Stillhaltefrist 
verlängert.
Es ist vorgesehen, dass der öffentliche Auftraggeber den 
betreffenden Bietern das jeweilige Ende der Stillhaltefrist 
(die Fristberechnung ergibt sich aus § 144) und die Grün-
de für die Ablehnung ihrer Angebote bereits mit der Zu- 
schlagsentscheidung mitteilen muss. Daneben sind auch  
noch der Gesamtpreis und die Merkmale und Vorteile des 
erfolgreichen Angebotes bekannt zu geben. Sofern aus der 
Mitteilung die vom Gesetz geforderten Informationen (zu- 
mindest implizit) entnommen werden können, erfordert die 
vorliegende Bestimmung keine individualisierten Mitteilun-
gen hinsichtlich der Gründe für die Ablehnung des jeweiligen 
Angebotes. Durch die Regelung ist gewährleistet, dass ein 
nicht zum Zuge gekommener Bieter schon am Beginn der Still-
haltefrist die Informationen besitzt, die er für einen allfälligen 
Nachprüfungsantrag benötigt. Die Zuschlagsentscheidung  
ist die „letzte“ gesondert anfechtbare Entscheidung.
Die Regelung, die organisationsinterne Zuschlagsentschei-
dung einer Bekanntgabe zu unterwerfen, ist im Lichte des 
Urteiles des EuGH in der Rs C 81/98, Alcatel ua. („Öko- 
punkte“), zu sehen. Von der grundsätzlichen Verpflichtung  
zur Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung bestehen  
einige in Abs. 2 taxativ aufgezählte Ausnahmen. Da gemäß 
den §§ 46 Abs. 1 und 47 Abs. 1 die Regelung des § 143 für  
Direktvergaben nicht anwendbar ist, besteht bei Direkt- 
vergaben ebenfalls keine Verpflichtung zur Bekanntgabe  
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der Zuschlagsentscheidung. Aus Gründen der leichteren 
Lesbarkeit wurden die Fälle, in denen die Bekanntgabe einer 
Zuschlagsentscheidung unterbleiben kann, ziffernmäßig  
aufgelistet.
Die unionsrechtliche Zulässigkeit dieser Ausnahmerege-
lung (Nicht-Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung) ergibt  
sich einerseits aus dem Text der Richtlinie, aber auch  
aus dem Urteil des EuGH in der Rs C 81/98. In den Rz 38  
und 40 des zitierten Urteiles hält der Gerichtshof fest, dass 
ein „systematischer“ Entzug der Zuschlagsentscheidung 
von den Maßnahmen der RMRL nicht im Einklang mit  
dem Gemeinschaftsrecht steht. In Ausnahmefällen ist 
es daher bei Vorliegen sachlicher Gründe durchaus zu- 
lässig, die Zuschlagsentscheidung nicht bekannt zu geben.  
In der Richtlinie selbst sind bestimmte Tatbestände vorge- 
sehen, in denen ein Verhandlungsverfahren auch mit  
nur einem einzigen Unternehmer abgewickelt werden 
kann. In diesen Fällen wäre es logisch nicht nachvoll- 
ziehbar, warum dem einzigen, am Vergabeverfahren teil- 
nehmenden Unternehmer die Zuschlagsentscheidung be- 
kannt zu geben wäre, da ohnehin nur dieser für die 
Zuschlagserteilung in Betracht kommt. Ebenfalls sachlich 
nicht nachvollziehbar wäre die Bekanntgabe der Zuschlags-
entscheidung und das Zuwarten des öffentlichen Auftragge-
bers in Fällen von äußerster Dringlichkeit (zB Beschaffen 
von Medikamenten bei Ausbruch einer Seuche), in denen 
auch nach der RL 2014/24/EU die Anwendung des Ver-
handlungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
gerechtfertigt ist. Ein weiterer Grund für den Entfall der  
Verpflichtung zur Bekanntgabe einer Zuschlagsentschei- 
dung ist das Einlangen bloß eines Angebotes in einem 
Verfahren nach vorheriger Bekanntmachung (hier gelten 
analoge Erwägungen wie bei einem Verfahren, das nur  
mit einem Unternehmer durchgeführt wurde).
Aus unionsrechtlicher Sicht ist ferner zu bemerken, dass  
die Aussagen des Gerichtshofes, ebenso wie auch die  
Richtlinien, allein den Oberschwellenbereich betreffen. 
Aus verfassungsrechtlichen Gründen (Sachlichkeitsgebot)  
wurde jedoch das unionsrechtliche Regime grundsätz-
lich auch auf den Unterschwellenbereich erstreckt. Ebenso 
wie im Oberschwellenbereich existieren jedoch auch hier  
Ausnahmen von der Verpflichtung zur Mitteilung der 
Zuschlagsentscheidung. Diese betreffen einerseits jene 
Tatbestände, für die auch im Oberschwellenbereich eine 
Ausnahme vorgesehen ist, andererseits aber auch Fälle, in 
denen eine Bekanntgabe aus gleichen Gründen (Verfahren  
allein mit einem Unternehmer) nicht sachgerecht bzw.  
auch unökonomisch wäre.
Sofern die Mitteilungspflicht gemäß § 143 nicht besteht,  
existiert auch keine Stillhaltefrist gemäß § 144 Abs. 1, die 
zwingend zu beachten wäre.
Gemäß Abs. 2 Z 1 besteht keine Verpflichtung zur Mit- 
teilung der Zuschlagsentscheidung, wenn der Zuschlag  
dem einzigen oder dem einzigen im Vergabeverfahren ver- 
bliebenen Bieter erteilt werden soll. Es macht somit keinen 
Unterschied, ob ein Vergabeverfahren überhaupt nur mit 
einem Teilnehmer durchgeführt wird oder ob nur ein Bieter  
im Vergabeverfahren verbleibt. Davon sind etwa Ver- 
handlungsverfahren erfasst, die nur mit einem Unternehmer 
durchgeführt werden, oder auch Rahmenvereinbarungen, 
bei welchen nur ein Unternehmer Partei der Rahmenver- 
einbarung ist.
Abs. 2 Z 2 enthält diejenigen Ausnahmetatbestände, die  
nicht vollumfänglich durch Abs. 2 Z 1 erfasst werden. Hin-
zuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass  
gemäß Art. 2b lit. a der RMRL von der Wahrung der Stillhalte-
frist und damit von der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung 

immer dann abgesehen werden kann, wenn ein Vergabe-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung durchgeführt  
werden kann. Die in Abs. 2 Z 2 erfassten Fälle sind von  
dieser Ausnahmebestimmung erfasst und damit unionsrecht-
lich zulässig.
Abs. 2 Z 3 sieht vor, dass eine Mitteilung der Zuschlagsent-
scheidung dann unterbleiben kann, wenn eine Leistung auf-
grund einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen 
Beschaffungssystems vergeben werden soll. Es kommt  
also nicht darauf an, ob die Leistung ohne erneuten Aufruf  
zum Wettbewerb vergeben wird. Dies ist aufgrund des  
Art. 2b lit. c erster UAbs. der RMRL unionsrechtlich zu- 
lässig. Hinzuweisen ist allerdings auf den folgenden Unter-
absatz dieser Bestimmung, dem zufolge dann, wenn von 
dieser Ausnahmebestimmung Gebrauch gemacht wird, eine 
Unwirksamkeit des derart abgeschlossenen Vertrages – bei 
Vorliegen weiterer Voraussetzungen – vorzusehen ist. Abs. 2  
Z 3 ist daher im Zusammenhang mit den Feststellungs- 
kompetenzen des BVwG gemäß § 334 Abs. 3 Z 5 (in Ver- 
bindung mit Z 6 und 7) zu sehen.

Zu § 144 (Stillhaltefrist und Zuschlagserteilung):
Die RMRL erfordert keine ausnahmslose absolute Nichtig-
keit, sondern spricht davon, dass ein Vertrag in bestimm-
ten Fällen zwar grundsätzlich für unwirksam erklärt werden 
muss, aber an die Stelle der Unwirksamkeit auch die Ver-
hängung sogenannter „alternativer Sanktionen“ treten kann 
(vgl. Art. 2d Abs. 2 zweiter UAbs. der RMRL). Dieser von der 
RMRL eingeräumte Gestaltungsspielraum soll aufgrund von 
Sachlichkeitserwägungen in differenzierter Form umgesetzt 
werden:
1. 	 Die Einhaltung der Stillhaltefrist gemäß Abs. 1 sowie 

die Wahrung des Suspensiveffektes gemäß § 350  
Abs. 5 Z 1 stellen Verpflichtungen dar, die ausnahmslos 
zu beachten sind. Es scheint zum einen wenig zweck- 
mäßig, derartige Verstöße in einem gesonderten gericht-
lichen Verfahren feststellen zu lassen und die recht- 
lichen Folgen – nämlich die Nichtigkeit des Vertrages –  
von einer entsprechenden Feststellung abhängig zu 
machen. Zum anderen sind weder der öffentliche Auf-
traggeber noch der Zuschlagsempfänger bei derartigen 
Verstößen in einem solchen Ausmaß schützenswert, 
dass die absolute Nichtigkeit als Rechtsfolge über- 
schießend wäre. Schließlich wäre es aus der Sicht der 
nicht zum Zug gekommenen Bieter nur schwer ver-
ständlich, wieso sie bei einer unbestreitbaren Rechtsver- 
letzung erst ein gesondertes Rechtsschutzverfahren ein-
leiten müssen, um ihre rechtlichen Interessen zu wahren. 
Das Konzept der absoluten Nichtigkeit wird daher für 
den Fall der Missachtung der Stillhaltefrist (ebenso wie 
für den Fall der Missachtung des Suspensiveffektes) bei- 
behalten (Abs. 1 erster Satz bzw. § 351 Abs. 2).

2. 	 Anders stellt sich die Lage bei einer Verletzung der 
Pflicht zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung dar. 
Da von dieser Verpflichtung Ausnahmen bestehen, 
kann die Frage, ob die Mitteilung rechtmäßiger- oder 
rechtswidrigerweise unterblieben ist, umstritten sein.  
Es ist daher zweckmäßig, diese Frage in einem gericht-
lichen Verfahren klären zu lassen und erst an eine 
diesbezügliche Feststellung die Rechtsfolge der „Ver- 
nichtung“ (bzw. der Aufhebung) anzuknüpfen (siehe dazu 
§ 356). Durch die vorliegende Bestimmung wird daher 
für den Fall eines Verstoßes gegen die Pflicht zur Mit- 
teilung der Zuschlagsentscheidung vom Konzept 
der absoluten Nichtigkeit abgegangen. Dies ist uni-
onsrechtlich zulässig und begegnet auch innerstaat-
lich keinen Bedenken, da auch das Konzept der Auf- 
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hebung als Folge einer entsprechenden Feststellung 
einer Vergabekontrollbehörde den Vorgaben eines effek-
tiven Rechtsschutzes Rechnung trägt.

Für den Beginn der Stillhaltefrist enthält Abs. 1 eine diffe-
renzierte Regelung: Sofern die Übermittlung bzw. Bereit- 
stellung der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung elektro-
nisch erfolgt, beginnt der Fristenlauf mit der Übermittlung 
bzw. Bereitstellung der Mitteilung. Sofern die Übermittlung 
brieflich erfolgt, beginnt der Fristenlauf mit der Absendung 
der Mitteilung. Der Tag des fristauslösenden Ereignisses wird 
bei der Fristberechnung nicht mitgezählt (vgl. Art. 2a Abs. 2 
der RMRL und § 67).
Abs. 1 erster Satz sieht vor, dass der öffentliche Auftrag- 
geber den Zuschlag bei sonstiger absoluter Nichtigkeit  
nicht innerhalb der Stillhaltefrist erteilen darf. Die Länge der 
Stillhaltefrist wird in Umsetzung von Art. 2a Abs. 2 der RMRL 
in den folgenden Sätzen geregelt. Bei einer Übermittlung 
bzw. Bereitstellung der Zuschlagsentscheidung auf elek-
tronischem Weg beträgt die Frist 10 Tage. Bei einer Über- 
mittlung über den Postweg oder einen anderen geeigneten 
Weg beträgt die Frist 15 Tage.
Wann von der Mitteilung bzw. Bereitstellung einer Zu- 
schlagsentscheidung ausgegangen werden kann, ist unter 
Rückgriff auf die Definition des § 2 Z 49 zu beurteilen. Gemäß 
dieser Definition handelt es sich bei der Zuschlagsent- 
scheidung um die an Bieter übermittelte bzw. für diese bereit-
gestellte nicht verbindliche Absichtserklärung, welchem  
Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. Dies stellt somit den 
Mindestinhalt einer Zuschlagsentscheidung im Sinne des 
Gesetzes dar. Sofern daher die in Abs. 2 zweiter Satz ent- 
haltenen weiteren Vorgaben (zB Gründe für die Ablehnung 
des Angebotes, Vorteile des erfolgreichen Angebotes) nicht 
(oder nicht ausreichend) in der Zuschlagsentscheidung ent-
halten sind, kann dies zur Anfechtbarkeit der (somit rechts-
widrigen) Zuschlagsentscheidung führen, ändert aber nichts 
daran, dass eine Zuschlagsentscheidung an sich vorliegt, die 
auch den Beginn der Stillhaltefrist gemäß Abs. 1 auslöst.
Während Abs. 1 primär Fragen im Zusammenhang mit 
der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung regelt, betrifft  
Abs. 2 die Mitteilung der Zuschlagserteilung (somit des abge- 
schlossenen Vertrages). Durch Abs. 2 wird dem öffentlichen 
Auftraggeber die Möglichkeit eingeräumt, den im Vergabe- 
verfahren zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung (des Vertrags- 
abschlusses) verbliebenen Bietern mitzuteilen, welchem  
Bieter der Zuschlag erteilt wurde. Ob der öffentliche Auf-
traggeber von der ihm durch Abs. 2 eingeräumten Möglich- 
keit Gebrauch macht oder nicht, liegt in seinem freien Ermes-
sen. Die Bedeutung dieser Regelung ergibt sich aus § 356 
Abs. 7, der – in Umsetzung des Art. 2f Abs. 1 der RMRL – 
die Frist regelt, innerhalb der ein Feststellungsantrag gemäß 
§ 353 Abs. 1 Z 2 bis 4 einzubringen ist, um eine Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung des Vertrages durch das BVwG  
zu bewirken. Diese Frist kann von grundsätzlich 6 Mona-
ten auf 30 Tage reduziert werden, wenn der öffentliche Auf- 
traggeber (unter anderem) den verbliebenen Bietern mit- 
teilt, wem der Zuschlag erteilt wurde. Diese Möglichkeit, den  
im Vergabeverfahren zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung 
verbliebenen Bietern den Zuschlagsempfänger mitzuteilen, 
ist somit Voraussetzung für die Fristverkürzung und wird  
deshalb im Zusammenhang mit der Zuschlagserteilung  
ausdrücklich vorgesehen. Eine Verpflichtung zur Mitteilung 
des Zuschlagsempfängers wird dadurch nicht normiert. Da  
der Vertrag gemäß § 145 der Schriftform bedarf, liegt es  
am öffentlichen Auftraggeber, den Zeitpunkt der Zuschlags-
erteilung auch entsprechend zu dokumentieren. Allfälli-
ge Unklarheiten im Zusammenhang mit der Bestimmung  
dieses Zeitpunktes gehen deshalb zu seinen Lasten. Wenn 

der öffentliche Auftraggeber von der eingeräumten Mög- 
lichkeit keinen Gebrauch macht, bleibt es für Feststellungs- 
anträge gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 bis 4, die auf die Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung des Vertrages abzielen, bei der 
grundsätzlichen, sechsmonatigen Frist des § 356 Abs. 7  
erster Satz. Art. 2f Abs. 1 lit. a zweiter Gedankenstrich der 
RMRL sieht vor, dass eine entsprechende Mitteilung eine 
Zusammenfassung der einschlägigen Gründe gemäß  
Art. 55 Abs. 2 der RL 2014/24/EU (vorbehaltlich des Art. 55 
Abs. 3 der RL) enthält. Der Umsetzung dieser Vorgabe dient 
Abs. 2 zweiter Satz.

Zu § 145 (Zeitpunkt und Form des Vertragsabschlusses):
Hinzuweisen ist auf die Regelung in § 131 Abs. 2, wonach ein 
Bieter die Bindungswirkung über den Ablauf der Zuschlags-
frist hinaus verlängern kann. Da die vorliegende Bestimmung 
gemäß § 46 Abs. 1 bei einer Direktvergabe nicht gilt, kann 
in diesem Fall das Vertragsverhältnis auch mündlich zu- 
stande kommen. Es gelten daher bei Direktvergaben die all-
gemeinen Regeln des Zivilrechts. Unabhängig davon kann 
der öffentliche Auftraggeber zB intern bestimmte formale Vor-
gangsweisen auch bei Direktvergaben vorschreiben.
Hinsichtlich der Notwendigkeit einer qualifizierten elek- 
tronischen Signatur bzw. eines qualifizierten elektronischen 
Siegels, sofern die Auftragsbestätigung in elektronischer 
Form erfolgt bzw. zu erfolgen hat, wird auf § 48 Abs. 12  
verwiesen.

Zu § 146 (Allgemeine Bestimmungen):
Diese Bestimmung legt fest, dass ein Vergabeverfahren aus-
schließlich auf zwei Weisen beendet werden kann: durch 
Zuschlagserteilung oder durch Widerruf. Hinzuweisen ist 
auch auf die Grundsatzbestimmung in § 20 Abs. 4 zweiter 
Satz, wonach ein öffentlicher Auftraggeber nicht verpflichtet 
ist, ein Vergabeverfahren durch Zuschlag zu beenden.

Zu § 147 (Vergabevermerk):
Mit dieser Bestimmung wird Art. 84 Abs. 1 und 3 der RL 
2014/24/EU umgesetzt. Zu Abs. 1 Z 10 ist anzumerken, 
dass mit dieser Bestimmung auch Art. 41 dritter UAbs. 
Rechnung getragen wird (vgl. dazu auch schon § 25 Abs. 1 
letzter Satz). Die Formulierung „allenfalls getroffene Maß-
nahmen“ ist darauf zurückzuführen, dass es zwar vor- 
arbeitende Unternehmen gegeben haben kann aber diese  
nicht notwendiger Weise auch in weiterer Folge am Ver- 
gabeverfahren teilgenommen haben. In diesem Fall erüb-
rigen sich diesbezügliche Maßnahmen seitens des Auf-
traggebers zur Verhinderung einer Wettbewerbsverzerrung 
(und entsprechende Dokumentationspflichten im Vergabe- 
vermerk).
Statt einer doppelten Nennung bestimmter Informationen im 
Vergabevermerk kann gemäß Abs. 3 auf die Bekanntgabe 
Bezug genommen werden.
Der Vergabevermerk oder dessen wesentlicher Inhalt  
sind dem Bundesminister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz in jenen Fällen zu übermitteln, in  
welchen die Kommission eine dementsprechende Anfrage 
stellt (vgl. auch Art. 84 Abs. 3 der RL 2014/24/EU).
Gemäß Abs. 5 kann im gesamten Unterschwellenbereich  
von der Erstellung eines Vergabevermerkes oder eines  
Vermerkes über den Widerruf eines Vergabeverfahrens 
abgesehen werden, wenn die relevanten Informationen ohne 
großen Aufwand aus der Vergabedokumentation ersicht- 
lich sind. Die Neuregelung dient der weiteren Vereinfachung 
des im Unterschwellenbereich geltenden Vergaberegimes 
und soll unnötige Transaktionskosten für die öffentlichen  
Auftraggeber und vergebenden Stellen vermeiden.
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Zu § 148 (Gründe für den Widerruf eines  
Vergabeverfahrens vor Ablauf der Angebotsfrist):
Abs. 1 regelt jenen Fall, in dem widerrufen werden muss. 
Abs. 2 enthält jene Fälle, in denen der öffentliche Auftrag- 
geber ein Vergabeverfahren widerrufen kann.
Abs. 1 umschreibt den Fall der Änderung der Ausschrei-
bungsgrundlagen. Es handelt sich um Umstände, die bereits 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung vorhanden waren, von 
denen der öffentliche Auftraggeber aber nicht Kenntnis  
hatte (zB erst nachträglich zur Kenntnis gelangte man- 
gelnde budgetäre Bedeckung; die Angebotspreise liegen 
trotz sorgfältiger Auftragswertschätzung über dem Ansatz; 
eine Vorfrage wurde rechtskräftig anders entschieden). 
Auch ein rechtswidriges Zuschlagskriterium kann unter  
den Tatbestand des Abs. 1 fallen, da durch eine ent- 
sprechende Entscheidung einer Vergabekontrollbehörde  
oder des EuGH nachträglich ein Umstand bekannt wird 
(nämlich der Umstand, dass ein bestimmtes Kriterium  
rechtswidrig ist), der die Ausschreibung zumindest in dieser 
Form ausgeschlossen hätte.
Ein Widerruf des Vergabeverfahrens ist nunmehr in jedem 
Fall zulässig, wenn sachliche Gründe dies rechtfertigen.  
Abs. 2 erstreckt sich auf jene Konstellationen, in denen 
nachträglich (dh. nach der Ausschreibung) sonstige wesent-
liche Änderungen von für das Vergabeverfahren relevan-
ten Umständen vorliegen. Im Hinblick auf die einschlägige 
ständige Judikatur des EuGH (Rs C-27/98, Metalmeccanica, 
C-92/00, Hospital Ingenieure, C 244/02, Kauppatalo Hansel 
Oy, und C-440/13, Croce Amica One) ist darauf hinzuweisen, 
dass an die Bestimmung kein strenger Maßstab anzulegen 
ist, denn nach dem EuGH ist der Widerruf eines Vergabe-
verfahrens nicht vom Vorliegen schwerwiegender oder gar 
außergewöhnlicher Umstände abhängig. (Der EuGH hat in 
der Rs C 244/02 etwa ausgesprochen, dass aus den ver- 
gaberechtlichen Richtlinien „nicht hervorgehe, dass die in 
dieser Richtlinie implizit anerkannte Befugnis des öffent- 
lichen Auftraggebers, auf die Vergabe eines öffentlichen Bau-
auftrags, für den eine Ausschreibung stattgefunden habe, zu 
verzichten, auf Ausnahmefälle begrenzt sei oder in jedem 
Fall voraussetze, dass schwerwiegende Gründe angeführt 
würden.“ Weiters hat der EuGH ausgeführt, … „dass ein Auf-
traggeber, der beschließe, die Ausschreibung eines öffent- 
lichen Dienstleistungsauftrags zu widerrufen, den Bewer-
bern und Bietern zwar die Gründe für seine Entscheidung 
mitteilen müsse, dass er danach aber nicht verpflichtet sei,  
das Vergabeverfahren zu Ende zu führen.“) Ein Widerruf ist 
demnach zulässig, wenn der öffentliche Auftraggeber die 
Leistung generell oder in der ausgeschriebenen Form nicht 
mehr benötigt, Änderungen in den Ausschreibungsunter-
lagen etwa aufgrund neuer Technologien notwendig werden, 
die budgetäre Bedeckung nachträglich wegfällt, die Bieter- 
anzahl bzw. Bieterstruktur sich während der Angebotsfrist 
wesentlich verändert (Extremfall: alle Bieter schließen sich 
zu einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft zusammen), kein 
oder nur ein Teilnahmeantrag einlangt usw. Ein Widerruf ist 
etwa auch bei festgestellten generell überhöhten Preisen zu- 
lässig, wenn der öffentliche Auftraggeber etwa Preisab- 
sprachen vermutet oder wenn er Grund zur Annahme hat, 
dass die Preise aus anderen Gründen nicht die korrek-
ten Marktpreise widerspiegeln (zB unvorhersehbare Ver- 
knappung von Ressourcen). Damit ist es dem öffentlichen 
Auftraggeber insbesondere möglich, im Wege einer neuer-
lichen Ausschreibung vermuteten Preisabsprachen zu be- 
gegnen. In jenen Fällen in denen die Mitteilung über 
die Widerrufsentscheidung (uU kurz) vor Ablauf der Be- 
werbungs- oder Angebotsfrist erfolgte und im darauf fol-
genden Nachprüfungsverfahren die Widerrufsentscheidung 

für nichtig erklärt wurde, kann ein (nochmaliger) Widerruf 
sachlich gerechtfertigt sein, wenn aufgrund der Widerrufs- 
entscheidung Unternehmer es unterlassen haben, Angebote 
zu legen bzw. auszuarbeiten oder Unternehmer keine Teil-
nahmeanträge eingereicht haben (zur Vermeidung von aus 
ihrer Sicht frustrierten Aufwendungen) und der öffentliche 
Auftraggeber deshalb einen zu geringen bzw. eingeschränk-
ten wirtschaftlichen Wettbewerb befürchtet.
Hinzuweisen ist aber auch darauf, dass die entsprechenden 
Bestimmungen auch dem Schutz der Bieter dienen. Jeder 
Widerruf eines Vergabeverfahrens ist geeignet, beim Bieter 
„vergebliche“ Aufwendungen zu erzeugen. Die Bindung des 
Widerrufes eines Vergabeverfahrens an bestimmte – wenn 
auch nicht allzu strenge – Voraussetzungen soll dazu bei- 
tragen, allfällige Kosten und damit verbunden allfällige Scha-
denersatzansprüche zu vermeiden. In diesem Zusammen-
hang ist zu beachten, dass Gründe gemäß Abs. 1 und 2 auch 
dann vorliegen können, wenn diese durch den öffentlichen 
Auftraggeber selbst schuldhaft (zB grob fahrlässig) ver- 
ursacht wurden (vgl. dazu auch die Fallkonstellation im 
Verfahren C 244/02). In diesem Fall ist der öffentliche Auf-
traggeber unter Umständen zum Widerruf verpflichtet, wird  
aber nach den einschlägigen Bestimmungen des Zivilrechts 
schadenersatzpflichtig.

Zu § 149 (Gründe für den Widerruf eines  
Vergabeverfahrens nach Ablauf der Angebotsfrist):
Zu den Widerrufstatbeständen des Abs. 1 Z 1 und 2 sowie 
des Abs. 2 Z 3 siehe die Erläuterungen zu § 148.

Zu § 150 (Mitteilung der Widerrufsentscheidung, Still-
haltefrist, Unwirksamkeit des Widerrufes):
Der EuGH hat in der Rs C 15/04, Koppensteiner (unter Ver-
weis auf seine Entscheidung in der Rs C 92/00, Hospital 
Ingenieure) klar zum Ausdruck gebracht, dass die Entschei-
dung über den Widerruf der Ausschreibung zu den Ent- 
scheidungen gehört, für die ein Nachprüfungsverfahren ein-
geführt werden muss und die – im Fall der Rechtswidrigkeit –  
aufhebbar sein müssen.
Ähnlich wie beim Zuschlag gibt der öffentliche Auftragge-
ber zuerst bekannt, dass er beabsichtigt, das Verfahren zu  
widerrufen, wobei er an diese Entscheidung nicht gebunden 
ist. Da die Widerrufsentscheidung eine gesondert anfecht- 
bare Entscheidung darstellt, hat der öffentliche Auftrag- 
geber die Gründe, aus denen er beabsichtigt, das Verfah-
ren zu widerrufen, mitzuteilen, damit die Bieter über die für 
ihre Entscheidung über einen allfälligen Nachprüfungsantrag  
notwendigen Informationen verfügen. Hinsichtlich der Mit- 
teilung der Widerrufsentscheidung ist auf die entsprechen-
den Ausführungen zu § 144 zu verweisen.
Die Art der Bekanntgabe richtet sich danach, ob dem öffent-
lichen Auftraggeber die Bieter oder Bewerber bekannt 
sind. In Abs. 1 ist daher für die einzelnen Widerrufstatbe-
stände jeweils festgelegt, wem die Widerrufsentscheidung  
bekannt zu geben ist. Bei einem Widerruf vor Ablauf der 
Angebotsfrist ist die Widerrufsentscheidung wie die Bekannt-
machung des Vergabeverfahrens bekannt zu machen. Die 
Verständigungspflicht an die allenfalls bekannten Bieter,  
Bewerber und Unternehmer, die eine Interessenbe- 
stätigung übermittelt haben, ist eine zusätzliche Verstän-
digung. Der Beginn der Stillhaltefrist richtet sich nach 
dem Zeitpunkt der Bekanntmachung gemäß Abs. 2 erster  
Satz. Die Mitteilung an bekannte Unternehmer kann etwa 
durch Bereitstellung der entsprechenden Information auf 
einer Vergabeplattform erfolgen.
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Falls kein Angebot eingelangt ist und ein Verfahren gemäß  
§ 149 Abs. 1 Z 3 zwingend zu widerrufen ist, ist eine Bekannt-
gabe der Widerrufsentscheidung nicht angebracht. Abs. 3 
sieht eine entsprechende Ausnahme von der Verpflichtung 
zur Mitteilung der Widerrufsentscheidung vor. In diesem 
Fall existiert auch keine Stillhaltefrist. Gleiches gilt, falls kein  
Bieter im Vergabeverfahren verblieben ist.
Abs. 5 sieht eine „Durchbrechung“ der Stillhaltefrist vor, 
wenn eine Beschaffung aus äußerst dringlichen, zwingen-
den Gründen erforderlich ist (denkbar wäre etwa, dass  
bei Gefahr im Verzug eine Beschaffung in einem Aus- 
maß vorgenommen wird, das zur Überbrückung der Frist,  
bis über die Rechtmäßigkeit der Widerrufsentscheidung 
entschieden wurde, erforderlich ist – etwa die Beschaffung  
von Auftausalz bei drohender Straßenglätte). Auch wird 
klargestellt, dass sich das Verbot der Öffnung bereits ein- 
gelangter Angebote ausschließlich auf Angebote im Zu- 
sammenhang mit dem ursprünglichen Verfahren bezieht  
und nicht auf Angebote in einem neuen (parallel eingeleite-
ten) Verfahren betreffend dringliche Beschaffungen.
Der VfGH hielt in seinem Erkenntnis VfSlg. 17.867/2006  
fest, dass seiner Auffassung nach die Aussagen des EuGH  
in den Rs C 92/00, HI Hospital Ingenieure, und C 15/04, 
Koppensteiner, „nicht auf Vergaben im Unterschwellenbe-
reich übertragen werden können, da das Gemeinschafts-
recht, insbesondere auch die Rechtsmittel-Richtlinie, kei-
ne Anordnungen für den Unterschwellenbereich trifft. Zwar 
gelten allgemeine gemeinschaftliche Grundsätze, wie etwa 
das Diskriminierungsverbot des Art. 12 EG, auch für den 
Unterschwellenbereich, doch ist die Frage der Anfechtbarkeit 
der Entscheidung des Auftraggebers, eine Ausschreibung 
zu widerrufen, nicht von diesen allgemeinen Grundsätzen 
erfasst. … Wie bereits in diesen Erkenntnissen [Anmerkung: 
VfSlg. 16.027/2000 und 16.445/2002] zum Ausdruck kam,  
ist der Gesetzgeber nicht gehalten, für Vergaben im Unter-
schwellenbereich einen gleich umfänglichen Rechtsschutz  
wie in Fällen des Oberschwellenbereichs zu gewähren. 
Wenn der ….. Landesgesetzgeber daher den Rechtsschutz 
beim Widerruf der Ausschreibung auf Feststellung und Scha-
denersatz beschränkt und keine Nachprüfung zulässt, so ist 
dies für den Oberschwellenbereich auf Grund des Vorrangs 
des Gemeinschaftsrechts unbeachtlich. Im Unterschwellen- 
bereich ist die gesetzliche Regelung hingegen wirksam, 
begegnet aber keinen verfassungsrechtlichen Bedenken.“
In diesem Sinn muss daher gemäß Abs. 7 der öffent- 
liche Auftraggeber im Unterschwellenbereich das Verfahren  
gemäß den Abs. 1 bis 6 nicht einhalten, sondern kann –  
ohne Bekanntmachung oder Mitteilung einer bekämpf- 
baren Widerrufsentscheidung und ohne Abwarten einer 
Stillhaltefrist – unmittelbar den Widerruf erklären und das 
Vergabeverfahren dadurch beenden. Die Entscheidung 
über die Vorgangsweise obliegt dem freien Ermessen des 
öffentlichen Auftraggebers. Aus dem Wortlaut der betref-
fenden Bestimmungen ergibt sich aber, dass ein öffent-
licher Auftraggeber – ohne dazu verpflichtet zu sein – das 
Verfahren der Abs. 1 bis 6 auch im Unterschwellenbereich 
einhalten und eine gesondert anfechtbare Widerrufsent-
scheidung erlassen kann. Dies kann etwa dann sinnvoll sein, 
wenn das Vorliegen eines sachlichen Grundes im Sinne des  
§ 148 fraglich ist und der öffentliche Auftraggeber die Gefahr  
möglicher Schadenersatzansprüche hintanhalten möch-
te. Wird nämlich im Unterschwellenbereich der Widerruf 
unmittelbar erklärt, so kann ein Bieter die Feststellung bean- 
tragen, dass die Erklärung des Widerrufs rechtswidrig war, 
etwa weil kein sachlicher Grund für einen Widerruf vorlag. 
Wird hingegen vor der Erklärung des Widerrufs eine geson-
dert anfechtbare Widerrufsentscheidung erlassen, so muss 

diese angefochten werden, da ansonsten ein Feststellungs- 
antrag gemäß § 354 Abs. 4 unzulässig wäre. Der öffent- 
liche Auftraggeber hat die im Vergabeverfahren verbliebe-
nen Unternehmer, soweit dies möglich ist, unverzüglich zu 
verständigen. Letzteres („soweit dies möglich ist“) stellt  
auf den Fall ab, dass dem öffentlichen Auftraggeber der Kreis 
der verbliebenen Unternehmer bekannt ist (zB nach Ab- 
schluss der Auswahl im zweistufigen Verfahren). Ist die  
Verständigung aller im Vergabeverfahren verbliebenen  
Unternehmer nicht möglich (zB im Fall des Widerrufes vor 
Ablauf der Angebotsfrist im offenen Verfahren), so hat der 
öffentliche Auftraggeber die Widerrufserklärung bekannt  
zu machen.
Die getroffene Regelung ändert zwar nichts daran, dass die 
Widerrufsentscheidung grundsätzlich eine gesondert an- 
fechtbare Entscheidung ist, allerdings werden die Fälle, in 
denen eine solche Widerrufsentscheidung getroffen werden  
muss, eingeschränkt. Wenn der öffentliche Auftraggeber ohne 
vorherige Widerrufsentscheidung unmittelbar den Widerruf 
des Vergabeverfahrens erklärt, dann kommt ein Nachprü-
fungsverfahren per se nicht mehr in Frage, da sich das Ver-
fahren damit in der Phase nach Erklärung des Widerrufs be- 
findet. Für den öffentlichen Auftraggeber bedeutet dies,  
dass er seine Absicht (nämlich entweder eine anfechtba-
re Widerrufsentscheidung zu erlassen oder den Widerruf zu 
erklären) hinreichend klar zum Ausdruck bringen muss. Wenn 
sich der öffentliche Auftraggeber für die Erlassung einer 
Widerrufsentscheidung entscheidet, dann richtet sich der 
Rechtsschutz nach den entsprechenden Regelungen (des  
4. Teiles des BVergG 2018 bzw. den entsprechenden  
landesgesetzlichen Regelungen). Die für das Verfahren  
der Nachprüfung einer Widerrufsentscheidung maßgeb- 
lichen Regelungen bleiben somit unberührt.
Die Widerrufserklärung ist gewissermaßen das Gegenstück 
zur Zuschlagserteilung; es ist die Erklärung, mit der das Ver-
gabeverfahren beendet wird und die Bieter aus ihrer Bindung 
entlassen werden.
Durch Abs. 9 soll die Situation, dass der öffentliche Auftrag-
geber ein Verfahren zur Vergabe eines Auftrages weder 
durch Zuschlag noch durch Widerruf beendet, sondern ein-
fach keine Akte mehr setzt, einer vergaberechtlichen Sank-
tion unterworfen werden. Da es bei einem derartigen „Aus-
sitzen“ keine außenwirksame Entscheidung des öffentlichen 
Auftraggebers gibt, an die angeknüpft werden könnte, ist 
eine besondere Feststellungskompetenz der Vergabekon- 
trollbehörden vorgesehen. Voraussetzung für eine derartige 
Feststellung ist zum einen, dass eine erhebliche Überschrei-
tung der Zuschlagsfrist vorliegt. Bei der Beurteilung, ob eine 
„erhebliche“ Überschreitung der Zuschlagsfrist vorliegt, hat 
die Vergabekontrollbehörde auf die konkreten Umstände 
des Einzelfalles Bedacht zu nehmen, insbesondere daher 
auf die Anzahl der vom öffentlichen Auftraggeber zu prüfen-
den Angebote, die Komplexität der vom öffentlichen Auftrag- 
geber vorzunehmenden Angebotsprüfungen usw. Weiters  
ist Voraussetzung, dass der Bieter (der den Feststellungs- 
antrag stellt) den öffentlichen Auftraggeber förmlich um Fort-
führung des Verfahrens ersucht hat und der öffentliche Auf-
traggeber diesem Ersuchen nicht entsprochen hat. Schließ-
lich ist zu prüfen, ob der öffentliche Auftraggeber das Ver- 
fahren nach Ablauf der Zuschlagsfrist in angemessener  
Weise fortgeführt hat. Wenn der öffentliche Auftraggeber 
bei einer großen Anzahl von Bietern bereits viele Bieter 
ausgeschieden oder die verbliebenen Bieter wiederum um 
eine Erstreckung der Bindungswirkung gemäß § 131 Abs. 2 
ersucht haben, so sind das Indizien dafür, dass der öffent- 
liche Auftraggeber das Verfahren auch nach Ablauf der 
Zuschlagsfrist in angemessener Weise fortführt.
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Bei Vorliegen eines (rechtskräftigen) Feststellungsbe- 
scheides ist ex lege von einer Widerrufserklärung auszu- 
gehen; der Antragsteller kann daher Schadenersatzan- 
sprüche geltend machen. Eine Aufhebbarkeit ist nicht denk-
bar, da keine „Entscheidung“ des öffentlichen Auftraggebers 
vorliegt, die aufgehoben werden könnte. (Siehe dazu auch 
die entsprechende Sonderregelung im Rechtsschutzteil in  
§ 353 Abs. 2.)

Zum 1. Abschnitt des 4. Hauptstückes  
(Besondere Dienstleistungsaufträge und Dienst- 
leistungsaufträge über öffentliche Personenverkehrs-
dienste auf der Schiene oder per Untergrundbahn):
In diesem Abschnitt werden zwei Regelungskomplexe  
behandelt: einerseits die Vergabe von „besonderen 
Dienstleistungsaufträgen“ (vgl. dazu Art. 75 und 76 der  
RL 2014/24/EU) und andererseits die Vergabe von Dienst-
leistungsaufträgen über öffentliche Personenverkehrs- 
dienste auf der Schiene oder per Untergrundbahn gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Per- 
sonenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur  
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und  
(EWG) Nr. 1107/70, ABl. Nr. L 315 vom 03.12.2007 S. 1 idF 
der Verordnung 2016/2338, ABl Nr. L 354 vom 23.12.2016  
S. 22 („PSO-VO“).
Wie bereits in den Erläuterungen 327 BlgNR XXIV. GP 
mehrfach darauf hingewiesen wurde, erfasst der Begriff 
des „öffentlichen Dienstleistungsauftrages“ gemäß der Defi-
nition des Art. 2 lit. i der PSO-VO nicht nur Konzessionen 
und Dienstleistungsaufträge im Sinne des BVergG bzw. des 
BVergGKonz sondern auch „Vergaben“ in Form eines Ge- 
setzes oder eines Bescheides. Die zuletzt genannten „Ver- 
gabeformen“ unterliegen (ebenso wie Konzessionen, 
vgl. dazu jedoch das BVergGKonz) jedoch nicht dem An- 
wendungsbereich des BVergG, das (wie auch die Ver- 
gabeRL) auf den Abschluss eines „Vertrages“ abstellt (vgl. 
dazu schon die Ausführungen zu § 1). Demzufolge unter- 
liegen auch andere Erscheinungsformen von staatlichen 
Interventionen im Personenverkehr (wie insbesondere die 
häufig vorkommenden Zuschussverträge ohne einklag- 
bare Leistungsverpflichtung des Verkehrsunternehmers) 
nicht dem BVergG.
Das unionsrechtliche Regime der Vergabe von Leistun-
gen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs differen-
ziert darüber hinaus wie folgt (vgl. dazu auch Erwägungs- 
grund 27 der RL 2014/24/EU und Erwägungsgrund 35 der 
RL 2014/25/EU):
1.	 Soweit es sich um die Vergabe von Dienstleistungsauf-

trägen gemäß den Definitionen der VergabeRL handelt, 
ist das Regime dieser RL anwendbar. Die VergabeRL 
selbst beziehen Dienstleistungsaufträge über öffent- 
liche Personenverkehrsdienste im Straßenbereich  
(Busseund Straßenbahn) in ihren Anwendungsbereich  
einschließen hingegen öffentliche Personenverkehrs-
dienste auf der Schiene und per Untergrundbahn von 
ihrem Anwendungsbereich aus (vgl. Art. 10 lit. i der  
RL 2014/14/EU und Art. 21 lit. g der RL 2014/25/EU). 
Für die zuletzt genannten Vergaben gilt somit primär das 
Regime der PSO-VO.

2.	 Soweit es sich um die Vergabe von Dienstleistungs- 
konzessionen über Personenverkehrsdienste auf der 
Schiene und auf der Straße handelt, unterliegen diese 
Verfahren ebenfalls primär dem Regime der PSO-VO.

Die unmittelbar anwendbare aber in zentralen Bereichen 
strengere Regelungen ermöglichende PSO-VO sieht als 
Grundsatz die Durchführung eines „wettbewerblichen Ver-
fahrens“ für die Vergabe von Personenverkehrsdiensten vor 

(vgl. Art. 5 Abs. 3 PSO-VO), eröffnet aber auch weitgehen-
de Möglichkeiten von unmittelbaren Vergaben (Direktver-
gabe, Vergaben an „interne Betreiber“, Zusatzaufträge vgl. 
dazu Art. 5 PSO-VO). Ferner werden die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, ein den Vergaberechtsmittelrichtlinien vergleich-
bares Rechtsmittelregime für Vergabeverfahren vorzusehen, 
die nach dem Regime der PSO-VO abgewickelt werden (vgl. 
dazu Art. 5 Abs. 7 PSO-VO iVm Erwägungsgrund 21 der  
VO 1370/2007).
Um der zuletzt genannten Verpflichtung nachzukommen, ins-
besondere um rasche und effektive Nachprüfungsverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten zu ermöglichen, werden die 
dem Regime der PSO-VO unterliegenden Dienstleistungs-
aufträge (im vergaberechtlichen Sinn) in den Regelungs- 
bereich des BVergG einbezogen und damit unter einem 
dem vergaberechtlichen Rechtsmittelregime unterworfen (im 
Bereich der „Schiene“ tritt für Dienstleistungsaufträge somit 
keine Änderung gegenüber der bisherigen Rechtslage ein; im 
Bereich der Konzessionen treten an Stelle der ordentlichen 
Gerichte – vgl. dazu etwa § 11 BVergG 2006 – nunmehr die 
Verwaltungsgerichte). Darüber hinaus werden in materieller 
Hinsicht alle Sonderverfahren der PSO-VO weiterhin unein-
geschränkt zur Verfügung gestellt.

Zu § 151 (Verfahren):
Mit § 151 werden Art. 75 und 76 der RL 2014/24/EU umge-
setzt und die der PSO-VO unterliegenden Dienstleistungs-
aufträge (im engeren Sinn gemäß der Definition des BVergG) 
geregelt.
Die besonderen Dienstleistungen (vgl. dazu Art. 74 bis 77 der 
Richtlinie 2014/24/EU zu sozialen und anderen besonderen 
Dienstleistungen) ersetzen die bisher im BVergG 2006 be- 
stehende Unterscheidung zwischen prioritären und nicht 
prioritären Dienstleistungen. Alle Dienstleistungen, die nicht 
unter die in Anhang XVI genannten CPV-Codes fallen, unter-
liegen dem „Vollregime“ für Dienstleistungen gemäß den 
sonstigen Regelungen des BVergG 2018, während auf die 
Vergabe von besonderen Dienstleistungsaufträgen nur die  
in Abs. 1 und 3 bis 9 genannten Bestimmungen und der vor-
liegende Abschnitt anwendbar sind. Die Richtlinie regelt in 
diesem Bereich kein bestimmtes Verfahren, sondern sieht nur 
rudimentäre Regeln vor; insbesondere die primärrechtlichen 
Vorgaben der Transparenz und der Gleichbehandlung  
sollen aber jedenfalls Beachtung finden. Um diese von der 
Richtlinie eingeräumte Freiheit in der Verfahrensgestaltung 
so weit wie möglich auch innerstaatlich zur Geltung kom-
men zu lassen, beschränken sich die Regelungen zu den 
besonderen Dienstleistungsaufträgen auf die jedenfalls 
notwendigen Regelungen, die insbesondere im Hinblick  
auf den Rechtsschutz von Bedeutung sind. Dazu kann  
auf EG 114 der Richtlinie 2014/24/EU verwiesen werden, in  
welchem ausgeführt wird, dass bestimmte Dienstleistungs- 
kategorien aufgrund ihrer Natur lediglich eine begrenzte  
grenzüberschreitende Dimension hätten. Nach dem Er- 
wägungsgrund gelte dies insbesondere für die sogenann-
ten personenbezogenen Dienstleistungen. Solche Dienst-
leistungen mit einem unter dem unionsrechtlich fixierten 
Schwellenwert liegenden Auftragswert wären „in der Regel“ 
für Dienstleister aus anderen Mitgliedstaaten nicht von  
Interesse, sofern nicht konkrete Anhaltspunkte vorlägen,  
die das Gegenteil vermuten ließen, wie etwa eine Finan-
zierung grenzüberschreitender Projekte durch die Union. 
Zu betonen ist jedoch, dass die Frage, ob ein „eindeutiges 
grenzüberschreitendes Interesse“ vorliegt oder nicht, in 
jedem Einzelfall an Hand der vom EuGH entwickelten Kri-
terien zu beurteilen ist (vgl. dazu etwa EuGH Rs C-507/03, 
Kommission gegen Irland, C-412/04, Kommission gegen 
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Italien, C-147/06, SECAP, C-388/12, Commune di Ancona, 
verb. Rs C-25/14 und C-26/14, UNIS, C-278/14, SC Enter-
prise Focused Solutions, verb. Rs C-458/14 und C-67/15, 
Promoimpresa, C-318/15, Tecnoedi Costruzioni Srl, und  
C 298/15, UAB „Borta“).
Für die Wahl bzw. eigenständige Gestaltung des Vergabe-
verfahrens wird somit eine Einzelfallbetrachtung notwendig  
sein. In diesem Zusammenhang kann auf die insofern  
weiterhin einschlägige Judikatur des EuGH zu nicht priori-
tären Dienstleistungen verwiesen werden (vgl. etwa EuGH  
Rs C 507/03, Kommission gegen Irland, C 226/09, Kommis- 
sion gegen Irland, und C 95/10, Strong Segurança).
Hingewiesen wird darauf, dass der Katalog der Dienstleistun-
gen in Anhang XVI sehr heterogen ist: es sind verschiedenste  
Dienstleistungen erfasst, die nicht alle ohne weiteres als  
„soziale“ Dienstleistungen bezeichnet werden können. Es  
werden neben rein personenbezogenen Dienstleistungen 
wie etwa der Gruppe der Dienstleistungen des Gesund- 
heits- und Sozialwesens auch nicht rein personenbe- 
zogene Dienstleistungen erfasst (vgl. dazu etwa die CPV  
Codes 92122000-2 Verleih von Filmen, 92130000-1 Film-
vorführungen, 92512100-4 Archivzerstörung, 92700000-8  
Dienstleistungen von Internet-Cafés, 79954000-6 Organi-
sation von Parties, 79955000-3 Organisation von Moden-
schauen, 79956000-0 Organisation von Messen und Aus-
stellungen, 55250000-7 Vermietung von möblierten Unter-
künften für Kurzaufenthalte, 55523100-3 Auslieferung von 
Schulmahlzeiten, 75211300-1 Militärhilfe an das Ausland, 
79723000-8 Abfallanalyse, 50116510-9 Reifenrunderneue-
rung, 71550000-8 Schmiedearbeiten usw.). Bei der Vergabe 
der besonderen Dienstleistungsaufträge kann der öffentliche 
Auftraggeber jedenfalls personenbezogene Qualitätskrite-
rien in das Vergabeverfahren einfließen lassen, insbeson- 
dere bei der Festlegung des Leistungsgegenstandes, bei  
den Eignungskriterien, den Zuschlagskriterien und im  
Rahmen der Ausführungsbedingungen.
Die Verweise in Abs. 1 erfassen die notwendigen Bestim-
mungen. Zu den Verweisen auf die §§ 100 und 111 wird 
angemerkt, dass die Sonderbestimmungen des Art. 4 der  
Zahlungsverzugsrichtlinie undifferenziert für alle „Geschäfts-
vorgänge mit einer öffentlichen Stelle als Schuldner“ gelten 
(vgl. dazu auch Art. 2 Z 2 der RL 2011/7/EU: „jede[r] öffent- 
liche […] Auftraggeber … unabhängig vom Gegenstand oder 
Wert des Auftrags“), sodass sie auch für die Vergabe von 
besonderen Dienstleistungsaufträgen umzusetzen sind.
Abs. 2 regelt die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen 
über öffentliche Personenverkehrsdienste, die der PSO-VO 
unterliegen (im konkreten Kontext die Vergabe von Dienst-
leistungsaufträgen auf der Schiene und per Untergrund-
bahn). Besonders hervorzuheben ist, dass neben den in 
Abs. 2 genannten Regelungen die PSO-VO weitere materi-
elle Regelungen enthält, die ebenfalls bei der Durchführung 
dieser Vergabeverfahren unmittelbar zu beachten sind (vgl. 
dazu insbesondere Art. 4 der PSO-VO). Im Zusammenhang 
mit den in der PSO-VO vorgesehenen Bekanntmachungen 
bzw. Bekanntgaben führt dies dazu, dass die Verpflichtung 
zur Veröffentlichung und die Inhalte der Veröffentlichung 
sich aus der PSO-VO, die Modalitäten der Veröffentlichung  
sich aber durch Verweis auf die einschlägigen Bestimmun-
gen des BVergG ergeben (vgl. dazu auch die einschlägigen 
EU-Standardformulare).
Darüber hinaus gestaltet sich das Vergaberegime dieser 
Dienstleistungsaufträge wie folgt:
Führt der Auftraggeber ein wettbewerbliches Verfahren durch 
(vgl. Art. 5 Abs. 3 PSO-VO), so sind dabei die im ersten  
Satz des Abs. 2 für anwendbar erklärten Regelungen des 
BVergG zu beachten. Ferner ist klarzustellen, dass der 

Verweis auf die Strafbestimmung des § 376 im 6. Teil nicht 
bedeutet, dass (im Wege eines „Kettenverweises“) die im 
ersten Satz des Abs. 2 taxativ aufgezählten anwendbaren 
Bestimmungen erweitert werden; die Strafbestimmung gilt im 
Zusammenhang mit wettbewerblich vergebenen Dienstleis-
tungsaufträgen über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
der Schiene oder per U-Bahn nur in Bezug auf die in Abs. 2 
erster Satz für anwendbar erklärten Verpflichtungen.
Führt hingegen der Auftraggeber ein Sonderverfahren 
gemäß Art. 5 Abs. 2, 3a, 4, 4a, 4b, 5 und 6 der PSO-VO durch 
(Direktvergaben, Vergabe an „internen Betreiber“, Zusatzauf-
träge) so gelten neben allenfalls einschlägigen Regelungen 
der PSO-VO (vgl. dazu etwa Art. 7 leg.cit.) ausschließlich 
die im zweiten Satz des Abs. 2 genannten Bestimmungen; 
die Regelungen der Abs. 3 bis 9 gelten somit in diesem Fall 
ebenfalls nicht. Die verwiesenen Bestimmungen des Art. 5 
der PSO-VO enthalten verschiedene Voraussetzungen für 
die Möglichkeit einer unmittelbaren Auftragsvergabe; es 
besteht jedoch keine Verpflichtung zur Durchführung eines 
Sonderverfahrens. Es steht dem Auftraggeber somit frei, bei 
Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen ein Sonderver-
fahren oder ein wettbewerbliches Verfahren durchzuführen. 
Inwieweit die aus der Rechtsprechung des EuGH stammen-
de Regelung des § 365 auch im Zusammenhang mit der- 
artigen unmittelbaren Vergaben im PSO-Bereich anwendbar 
ist, wird von der Rechtsprechung zu klären sein. Die Anfüh-
rung der Regelung über Bekanntgaben auf Unionsebene 
stellt die erforderliche Begleitregelung zu Art. 7 Abs. 3 der 
PSO-VO dar (zusätzliche Publikationen auf innerstaatlicher 
Ebene sind jedenfalls möglich); die Bekanntmachungs- 
inhalte ergeben sich aus Art. 7 Abs. 3 und dem einschlägi-
gen EU-Standardformular. Ein Parallelverweis für Bekannt- 
machungen erübrigt sich, da Art. 7 Abs. 2 der PSO-VO 
sowohl Bekanntmachungsinhalte wie auch das Publikations-
organ (Amtsblatt der EU) festlegt.
Abs. 3 erster Satz hebt den Grundsatz hervor, dass der 
öffentliche Auftraggeber bei der Gestaltung des Vergabever-
fahrens zur Vergabe von besonderen Dienstleistungsaufträ-
gen und Dienstleistungsaufträgen über öffentliche Personen-
verkehrsdienste auf der Schiene oder per U-Bahn grundsätz-
lich frei ist. Für die Wahl bzw. eigenständige Gestaltung des 
Vergabeverfahrens wird somit eine Einzelfallbetrachtung not-
wendig sein. In diesem Zusammenhang kann auf die insofern 
weiterhin einschlägige Judikatur des EuGH zu nicht prioritä-
ren Dienstleistungen verwiesen werden (vgl. etwa EuGH Rs 
C 507/03, Kommission gegen Irland, C 226/09, Kommission 
gegen Irland und C 95/10, Strong Segurança).
Dem öffentlichen Auftraggeber steht es daher auch frei, einen 
im BVergG vorgesehenen Verfahrenstypus zu wählen; dies 
hat dann zur Folge, dass die entsprechenden Regelungen 
für diesen Verfahrenstypus, insbesondere daher auch die 
gesondert anfechtbaren Entscheidungen (vgl. dazu auch  
§ 2 Z 15 lit. a sublit. ii), zur Anwendung gelangen. Umgekehrt 
folgt aus diesem Konzept aber auch, dass es nicht erforder-
lich ist, die Anwendbarkeit der sonst im BVergG vorgesehe-
nen Verfahrenstypen in Abs. 1 bzw. 2 explizit anzuordnen.
Abs. 3 zweiter und dritter Satz betont die Möglichkeit des 
öffentlichen Auftraggebers, bei der Vergabe von besonde-
ren Dienstleistungsaufträgen besondere Aspekte im Ver- 
fahren berücksichtigen zu können (vgl. dazu auch § 91  
Abs. 6 Z 1). Art. 76 Abs. 2 der RL 2014/24/EU sieht unter  
anderem vor, dass die öffentlichen Auftraggeber die „Voll-
ständigkeit der Dienstleistungen sicherstellen“; die englische 
Sprachfassung dieser Bestimmung spricht in diesem Zu- 
sammenhang – abgesehen davon, dass die angeführten 
Aspekte Optionen des öffentlichen Auftraggebers sein sollen 
(arg. „may take into account“) – von „comprehensiveness of 
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the services“, was im Sinne eines umfassenden Angebotes 
zu verstehen ist, weshalb in Abs. 3 die Formulierung „Umfang 
des Leistungsangebotes“ gewählt wird.
Dem Verweis in Abs. 4 im Kontext der Vergabe von beson-
deren Dienstleistungsaufträgen auf § 37 Abs. 1 (Tatbe- 
stände betreffend die zulässige Wahl des Verhandlungs-
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung bei Dienstleis-
tungsaufträgen) kommt sowohl im Hinblick auf die Bekannt-
machung als auch auf die Zahl der zu beteiligenden Unter-
nehmer Bedeutung zu, wobei hinsichtlich der Zahl der zu 
beteiligenden Unternehmer jene Tatbestände des § 37 
Abs. 1 zu beachten sind, bei welchen nur ein Unternehmer 
die betreffende Dienstleistung erbringen kann. Eine Betei-
ligung mehrerer Unternehmer ist aber nach dem Wortlaut 
die Grundregel für die Vergabe von besonderen Dienstleis-
tungsaufträgen und Dienstleistungsaufträgen über öffentliche  
Personenverkehrsdienste auf der Schiene oder per U-Bahn 
im Oberschwellenbereich. Zu betonen ist in diesem Zu- 
sammenhang nochmals, dass bei der Vergabe von Dienst-
leistungsaufträgen über öffentliche Personenverkehrs- 
dienste auf der Schiene oder per U-Bahn die Anwendbarkeit 
der unmittelbaren Vergabemöglichkeiten gemäß Art. 5 der 
PSO-VO uneingeschränkt möglich ist (siehe oben die Aus-
führungen zu Abs. 2 zweiter Satz) und Abs. 4 bei derartigen 
Vergaben keine Anwendung findet.
Die Festlegung in Abs. 5, wonach im Unterschwellenbe-
reich besondere Dienstleistungsaufträge und Dienstleis-
tungsaufträge über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
der Schiene oder per U-Bahn „grundsätzlich“ in einem Ver- 
fahren mit vorheriger Bekanntmachung mit mehreren Unter-
nehmern zu vergeben sind, gebietet eine Einzelfallbetrach-
tung (arg. „grundsätzlich“) ob einerseits eine vorherige 
Bekanntmachung geboten ist und andererseits ob ein ein-
ziger oder mehrere Unternehmer in das Vergabeverfahren 
einzubeziehen sind. Im Rahmen dieser Betrachtung ist nicht 
nur der Leistungsgegenstand von Relevanz (insbesonde-
re welcher „Markt“ wird angesprochen, welcher potentielle 
Bieterkreis existiert), sondern es kann etwa auch berück-
sichtigt werden, ob die Transaktionskosten im Verhältnis 
zum konkreten Beschaffungswert verhältnismäßig wären. 
Sofern die Kosten für die Durchführung eines Verfahrens 
mit mehreren Unternehmern im Verhältnis zum geschätz-
ten Beschaffungswert wirtschaftlich nicht vertretbar wären, 
käme etwa die Durchführung eines Verfahrens mit nur einem 
Unternehmer in Betracht. Hinsichtlich einer allfälligen erfor-
derlichen Transparenz verweist Abs. 5 insbesondere auf den 
unionsrechtlich zu beachtenden Beurteilungsmaßstab. Von 
einer Bekanntmachung kann abgesehen werden, sofern im 
Hinblick auf die spezifischen Merkmale des Dienstleistungs-
auftrages kein eindeutiges grenzüberschreitendes Interesse 
besteht. Zu den Kriterien für die Beurteilung eines „eindeu-
tigen grenzüberschreitenden Interesses“ vgl. die ständige 
Rechtsprechung des EuGH (siehe dazu schon oben die Hin-
weise und § 64 Abs. 5): danach kann dieses ua. angesichts 
eines gewissen Volumens des Auftrages in Verbindung mit 
dessen technischen Merkmalen oder dem Leistungsort vor-
liegen. Es ist auch das Interesse von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen Unternehmern an der Teilnahme am 
Verfahren zur Vergabe dieses Auftrages zu berücksichtigen, 
sofern sich erweist, dass dieses Interesse real und nicht fik-
tiv ist. Ferner kann eine vorherige Bekanntmachung unter- 
bleiben, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen des § 37  
Abs. 1 vorliegen. Als Ausnahme vom Grundsätzlichen sind  
die Voraussetzungen jedoch restriktiv auszulegen. Zu be- 
tonen ist in diesem Zusammenhang nochmals, dass bei 
der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf der Schiene oder per U-Bahn 

die Anwendbarkeit der unmittelbaren Vergabemöglichkeiten  
gemäß Art. 5 der PSO-VO uneingeschränkt möglich ist  
(siehe oben die Ausführungen zu Abs. 2 zweiter Satz) und 
Abs. 5 bei derartigen Vergaben keine Anwendung findet.
Aufgrund der im Bereich der besonderen Dienstleistungs-
aufträge bestehenden höheren Wertschwelle (derzeit  
750 000 Euro, vgl. § 12 Abs. 1 Z 2) soll die Anwendbarkeit 
des Verfahrens der Direktvergabe und der Direktvergabe  
mit vorheriger Bekanntmachung bis zu höheren geschätz-
ten Auftragswerten (100 000 Euro respektive 150 000 Euro) 
grundsätzlich (unter Beachtung der primärrechtlichen Vor- 
gaben) gemäß Abs. 6 zulässig sein. Darüber hinaus ist  
klarzustellen, dass im Falle der Durchführung einer Direkt- 
vergabe gemäß den verwiesenen §§ 46 bzw. 47 ausschließ-
lich das Regime gemäß diesen Bestimmungen Anwendung 
findet (und daher etwa die Abs. 7 bis 9 nicht mehr einschlägig 
sind).
Abs. 7 bis 9 enthalten vereinfachte Regelungen betreffend 
die Mitteilung der Zuschlagsentscheidung, die Stillhaltefrist 
und den Widerruf eines Verfahrens.
Abschließend wird noch darauf hingewiesen, dass die Orga-
nisation der Erbringung von besonderen Dienstleistungen 
auch in Formen erfolgen kann, die nicht dem BVergG 2018 
unterliegen (vgl. dazu die Ausführungen zu § 1).

Zu § 152 (Partizipatorischen Organisationen  
vorbehaltene Dienstleistungsaufträge):
§ 152 soll Art. 77 der RL 2014/24/EU umsetzen.
Die Dienstleistungen, die partizipatorischen Organisationen 
vorbehalten werden können und in Anhang XVII angeführt 
sind, bilden eine Untergruppe der besonderen Dienstleistun-
gen in Anhang XVI; auch aus diesem Grund gelten für die 
Dienstleistungen in Anhang XVII die Verfahrensregeln des  
§ 151.
Eine Besonderheit der besonderen Dienstleistungen ergibt 
sich aus der Möglichkeit, bestimmte Dienstleistungen den 
eben genannten partizipatorischen Organisationen vorbe- 
halten zu können. Diese sind Rechtsträger, deren Ziel die Erfül-
lung einer Gemeinwohlaufgabe ist, die ihre Gewinne für diese  
Ziele reinvestieren, Gewinnausschüttungen unter partizi-
patorischen Überlegungen ausschütten und die partizipa-
torisch organisiert sind. Das Konzept der partizipatorischen 
Organisation stammt (wie oben dargelegt) aus dem Unions-
recht und ist daher auch nach diesem auszulegen.
Bei der Interpretation des Begriffes der Gemeinwohlauf- 
gabe kann auf den Bedeutungsgehalt von „im Allgemein- 
interesse liegende Aufgaben“ gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 lit. a Rück- 
griff genommen werden.
Die Laufzeit solcher vorbehaltenen Aufträge darf drei Jahre  
nicht überschreiten. Unmittelbar (nach einer „gedank- 
lichen Sekunde“) aneinander anschließende dreijährige Vert- 
räge über die gleiche Dienstleistung mit dem gleichen Auf- 
tragnehmer sind nach Abs. 4 zulässig; spätestens zum Zeit-
punkt des Beginns der Leistungserbringung aufgrund des 
nachfolgenden Vertrages muss die Drei-Jahres-Frist ver- 
strichen sein. Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungs-
unterlagen eindeutig klarzustellen, welcher Zeitpunkt für die 
Beurteilung des Verstreichens der Drei-Jahres-Frist relevant 
ist.
Die Einschränkung gemäß Abs. 4 erstreckt sich darüber 
hinaus nur auf Aufträge, die nach dem vorliegenden Para- 
graphen vergeben wurden; sofern also ein Auftrag- 
nehmer einen Auftrag im Rahmen eines Vergabeverfahrens, in  
welchem keine Reservierung zugunsten partizipatorischer 
Organisationen stattgefunden hat, erhalten hat, ist er von 
einem nachfolgenden Verfahren innerhalb der Frist von drei 
Jahren nicht auszuschließen.
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Das Verbot der Vergabe eines Auftrages über die gleiche 
Dienstleistung an die selbe partizipatorische Organisation  
als Auftragnehmer für einen Zeitraum von drei Jahren gilt 
auch für territorial gestaffelte Lose; es empfiehlt sich in  
derartigen Fällen daher unter Umständen, die Lose für  
mehrere bzw. alle betroffenen Gebiete gleichzeitig zu ver-
geben, um bereits zum Zug gekommene partizipatorische 
Organisationen nicht von den Verfahren bezüglich der  
anderen Gebiete von vornherein auszuschließen.

Zu den §§ 153 bis 155 (Bestimmungen für den 
Abschluss von Rahmenvereinbarungen und die Vergabe 
von Aufträgen aufgrund von Rahmenvereinbarungen):
Die Regeln über Rahmenvereinbarungen setzen Art. 33,  
Art. 55 Abs. 2 lit. c und Abs. 3 sowie Art. 35 Abs. 2 und  
Art. 36 Abs. 4 und 5 der RL 2014/24/EU um.
Die Rahmenvereinbarung wurde durch das BVergG 2002 
als neues Instrument der Beschaffung eingeführt. Dadurch  
sollte zB ermöglicht werden, dass der öffentliche Auftrag-
geber in der Lage ist, Leistungen von sich schnell ent- 
wickelnden bzw. verändernden Märkten zu den besten  
jeweils aktuellen Bedingungen zu beziehen. EG 59 der RL 
2014/24/EU stellt zur Verwendung von Rahmenvereinba-
rungen fest: „Unionsweit zeichnet sich auf den öffentlichen 
Beschaffungsmärkten ein starker Trend zur Zusammen- 
führung der Nachfrage der öffentlichen Beschaffer ab, 
wobei das Ziel darin besteht, Größenvorteile, unter ande-
rem eine Senkung der Preise und der Transaktions- 
kosten, zu erzielen und das Beschaffungsmanagement 
zu verbessern und zu professionalisieren. Dies kann 
erreicht werden durch Sammelbeschaffungen einer grö-
ßeren Zahl öffentlicher Auftraggeber oder durch Sammel- 
beschaffungen, bei denen über einen längeren Zeitraum 
hinweg ein bestimmtes Auftragsvolumen oder ein bestimm-
ter Auftragswert erreicht wird. Die Zusammenführung und 
Zentralisierung von Beschaffungen sollte jedoch sorg- 
fältig überwacht werden, um eine übermäßige Konzentra- 
tion der Kaufkraft und geheime Absprachen zu verhindern 
und Transparenz und Wettbewerb sowie die Möglichkeiten 
des Marktzugangs für KMU aufrechtzuerhalten.“ In diesem 
Sinn ist grundsätzlich zu betonen, dass in der Rahmenver-
einbarung aus Gründen der Transparenz die Bedingungen 
für die Abrufe aus dieser Rahmenvereinbarung hinreichend 
genau festgelegt werden müssen. Diese Verpflichtung be- 
zieht sich insbesondere auch auf die Größenordnung  
der Einzelabrufe aus der Rahmenvereinbarung. Letzt- 
genannte Information ist nicht zuletzt auch deswegen aus-
schlaggebend, weil sich der Kreis der Interessenten für den 
Abschluss der Rahmenvereinbarung signifikant durch die 
Abrufmodalitäten (Menge, Zeit, Ort usw.) ändern kann.
Zur Definition der Rahmenvereinbarung siehe § 31 Abs. 7; 
zur Beurteilung, wann zulässigerweise auf eine Rahmenver-
einbarung zurückgegriffen werden kann, siehe § 39.
Hinzuweisen ist jedoch darauf, dass die Bezeichnung 
des Verfahrens als Rahmenvereinbarung im „klassischen 
Bereich“ und im Sektorenbereich zwar ident ist, dass für  
dieses Instrument jedoch unterschiedliche Regeln für den 
jeweiligen Bereich bestehen, auch wenn die Definitionen 
nunmehr übereinstimmend sind (vgl. § 31 Abs. 7 und § 203 
Abs. 7).
Gemäß Art. 33 Abs. 1 der RL 2014/24/EU können öffentliche 
Auftraggeber „Rahmenvereinbarungen abschließen, sofern 
sie die in dieser Richtlinie genannten Verfahren anwenden“. 
Sofern daher die einschlägigen Voraussetzungen erfüllt sind, 
ist nach der Richtlinie auch der Abschluss von Rahmen- 
vereinbarungen in einem Verhandlungsverfahren ohne vor- 
herige Bekanntmachung zulässig. Daher richtet sich die 

Zulässigkeit der Verfahren zum Abschluss von Rahmen- 
vereinbarungen nach den allgemeinen Vorschriften des 
Gesetzes, dh. somit nach den §§ 34 bis 37 bzw. nach § 44 
Abs. 1.
Die Bestimmung der Partei bzw. der Parteien der Rahmen-
vereinbarung erfolgt nach Durchführung eines „regulären“, 
allerdings fiktiven Vergabeverfahrens gemäß den allge- 
meinen Bestimmungen des Gesetzes für die Durchführung 
eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens 
mit vorheriger Bekanntmachung oder eines Verhandlungs- 
verfahrens (mit oder ohne vorherige Bekanntmachung). Die 
Zulässigkeit der Wahl des jeweiligen Verfahrens zum Abschluss 
einer Rahmenvereinbarung richtet sich nach den allgemei-
nen Bestimmungen zur Zulässigkeit der Wahl bestimmter 
Verfahrensarten im Ober- bzw. Unterschwellenbereich. Das 
Vergabeverfahren ist insofern fiktiv, als kein Zuschlag erfolgt, 
sondern die Rahmenvereinbarung abgeschlossen wird; 
eine Vergabe eines Auftrages erfolgt erst in weiterer Folge.  
Zu betonen ist, dass die Rahmenvereinbarung den öffent- 
lichen Auftraggeber nicht bindet, die von der Rahmenverein-
barung erfassten Leistungen oder Leistungsgruppen jeden-
falls von den Parteien der Rahmenvereinbarung für die Dauer 
derselben zu beziehen (arg. „ohne Abnahmeverpflichtung“ in  
§ 31 Abs. 7).
Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen aufgrund von 
Rahmenvereinbarungen kann der öffentliche Auftraggeber 
den Auftrag ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb, nach er- 
neutem Aufruf zum Wettbewerb und teilweise ohne und teil-
weise mit erneutem Aufruf zum Wettbewerb vergeben, wobei 
die Wahl von den Festlegungen der Bedingungen für die Ver-
gabe des Auftrages abhängig ist. Die Vergabe kann auch 
unter Verwendung von elektronischen Katalogen erfolgen.
Wie bereits erwähnt, erfolgt die Bestimmung der Partei bzw. 
der Parteien nach Durchführung eines „regulären“, aller-
dings fiktiven Vergabeverfahrens gemäß den allgemeinen 
Bestimmungen des Gesetzes für die Durchführung eines 
offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens mit vor-
heriger Bekanntmachung oder eines Verhandlungsver- 
fahrens. Der Abschluss der Rahmenvereinbarung erfolgt 
gemäß den Festlegungen des öffentlichen Auftraggebers  
mit jenem Unternehmer, der das am besten bewertete  
Angebot gelegt hat (bzw. mit jenen Unternehmern, die die 
am besten bewerteten Angebote gelegt haben). Durch die 
in § 154 Abs. 2 bewusst offen gehaltene Wortwahl („am  
besten bewertete Angebot“) wird weder das Zuschlags- 
prinzip „technisch und wirtschaftlich günstigstes Angebot“ 
noch das Prinzip „Angebot mit dem niedrigsten Preis“ (vgl.  
§ 91 Abs. 4) festgelegt. Die Wahl des Zuschlagsprinzips 
obliegt – im Rahmen des § 91 Abs. 4 bis 7 – allein dem öffent-
lichen Auftraggeber. Zur Klarstellung ist darauf hinzuweisen, 
dass das vor dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
durchgeführte fiktive Vergabeverfahren (ohne Zuschlags- 
erteilung) von einer – im Sektorenbereich gängigen – Prä- 
qualifikation anhand von Eignungs- oder Auswahlkriterien zu 
unterscheiden ist. Bei einer Rahmenvereinbarung werden 
nur jene Bieter Partei der Rahmenvereinbarung, die anhand 
des Zuschlagskriteriums bzw. der Zuschlagskriterien die  
vorläufig am besten bewerteten Angebote gelegt haben.
Die (standardmäßige) Laufzeit von Rahmenvereinbarungen 
darf, sofern dies ausnahmsweise nicht sachlich gerecht- 
fertigt werden kann, vier Jahre nicht überschreiten. Das 
Erfordernis der Sachlichkeit (vgl. auch § 20 Abs. 1) wird bei-
spielsweise dann beeinträchtigt bzw. verletzt, wenn ohne 
entsprechende Rechtfertigung die Laufzeit einer Rahmen-
vereinbarung unverhältnismäßig lang festgesetzt wird. Eine 
vier Jahre übersteigende Laufzeit wäre etwa dann sachlich 
gerechtfertigt, wenn nur aufgrund der längeren Laufzeit ein 
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effektiver Wettbewerb garantiert werden könnte (zB wenn 
die Ausführung der auf der Rahmenvereinbarung basie-
renden Aufträge Vorleistungen und Investitionen der Unter- 
nehmer erfordert, deren Amortisation länger als vier Jah-
re benötigt). Zu beachten ist jedenfalls, dass der Abschluss 
einer Rahmenvereinbarung mit einer vier Jahre über- 
steigenden Laufzeit einen Ausnahmefall darstellt, dessen 
Inanspruchnahme restriktiv zu handhaben ist. Jedenfalls 
unzulässig ist der Abschluss einer unbefristeten Rahmen- 
vereinbarung, da eine solche nicht gerechtfertigt ist und 
darüber hinaus bereits aus dem Gesetzeswortlaut klar ist,  
dass eine „längere Laufzeit“ als vier Jahre dennoch eine 
bestimmte, im Einzelfall sachlich zu rechtfertigende Laufzeit 
sein muss.
In EG 62 der RL 2014/24/EU wird zur Laufzeit im Zu- 
sammenhang mit einer Rahmenvereinbarung ausgeführt: 
„Ebenso sollte klargestellt werden, dass zwar auf einer  
Rahmenvereinbarung beruhende Aufträge vor Ablauf der 
Laufzeit der Rahmenvereinbarung selbst zu vergeben sind,  
die Laufzeit der einzelnen auf einer Rahmenvereinba-
rung beruhenden Aufträge jedoch nicht der Laufzeit jener  
Rahmenvereinbarung entsprechen muss, sondern gegebe-
nenfalls kürzer oder länger sein kann. Insbesondere sollte 
es zulässig sein, bei der Festlegung der Länge einzelner  
auf einer Rahmenvereinbarung beruhender Aufträge  
Faktoren zu berücksichtigen wie beispielsweise die für 
ihre Durchführung erforderliche Zeit, eine vorgesehene 
Wartung von Ausrüstung mit einer erwarteten Nutzungs- 
dauer von mehr als vier Jahren oder eine für die Auftrags-
ausführung erforderliche umfassende Mitarbeiterschu-
lung. Es sollte ferner klargestellt werden, dass in Ausnah-
mefällen auch bei Rahmenvereinbarungen selbst eine 
Laufzeit von mehr als vier Jahren zulässig sein sollte.  
Solche Fälle, die – insbesondere mit dem Gegenstand der 
Rahmenvereinbarung – hinreichend zu begründen sind,  
können beispielsweise auftreten, wenn Wirtschaftsteil- 
nehmer Ausrüstung benötigen, deren Amortisierungszeit- 
raum mehr als vier Jahre beträgt und die während der 
gesamten Laufzeit der Rahmenvereinbarung jederzeit ver-
fügbar sein muss.“
Zum Begriffsinhalt von der Wortfolge „keine wesentlichen 
Änderungen“ in § 155 Abs. 1 ist darauf hinzuweisen, dass 
damit nicht die „unwesentliche Änderung“ im Sinn des  
§ 365 gemeint ist. Der Maßstab für die Beurteilung der (un)
zulässigen Änderung ergibt sich vielmehr aus der Rahmen-
vereinbarung selbst und ist konkret in Bezug auf diese zu 
beurteilen. Zu achten ist vor allem auf die Gleichbehand-
lung der Unternehmer und die Transparenz (vgl. dazu auch 
§ 20 Abs. 1). Da eine Rahmenvereinbarung ein Instrument 
der Auftragsvergabe darstellt, in dem die Bedingungen für 
die konkrete Leistungserbringung erst nachträglich fixiert 
oder nachträglich modifiziert werden können, kommt § 155  
Abs. 1 als spezieller Ausformulierung des Diskriminierungs-
verbotes für diesen Bereich besondere Bedeutung zu. 
„Wesentliche“ Änderungen der Bedingungen einer Rahmen-
vereinbarung wären etwa Änderungen des Leistungsgegen-
standes, die wesentlich andere Angebote (für den Abschluss 
der Rahmenvereinbarung) oder einen stark veränder- 
ten Bewerber- oder Bieterkreis (für den Abschluss der Rah-
menvereinbarung) zur Folge gehabt hätten. Keine wesent- 
lichen Änderungen sind etwa „Technologiesprünge“ (zB  
Abruf der neuesten Computergeneration). Hinzuweisen ist 
in diesem Kontext auch auf das Erkenntnis des VwGH vom  
18. März 2015, 2012/04/0070: Darin stellte der Verwal-
tungsgerichtshof fest, dass ein unzulässiger Abruf aus  
einer Rahmenvereinbarung vorlag, da wesentlich von den 
in Aussicht genommenen Abrufmengen abgewichen wurde, 

welche als Kalkulationsgrundlagen bekannt gegeben worden  
waren; auch erlaube eine jährliche Lieferung für eine be- 
stimmte Standortkategorie eine langfristige Planung im 
Gegensatz zur in den Rahmenvereinbarungsbedingungen 
verlangten flexiblen Belieferung einer Vielzahl von Standorten. 
Diese unterschiedlichen Anforderungen würden „einen zu- 
mindest stark veränderten Bieterkreis im Vergleich zur  
Rahmenvereinbarung“ ergeben, weshalb von einer wesent- 
lichen Änderung auszugehen sei.
Aus § 155 Abs. 2 zweiter Satz folgt, dass, sofern eine  
Rahmenvereinbarung für mehrere öffentliche Auftraggeber 
abgeschlossen werden soll, alle aus der Rahmenverein- 
barung abrufberechtigten öffentlichen Auftraggeber fest-
zulegen sind. Nach Ansicht der Kommission bildet die  
Rahmenvereinbarung ein sowohl auf Auftraggeber- wie 
auch auf Auftragnehmerseite „geschlossenes System“. Aus- 
schließlich jene öffentlichen Auftraggeber und jene Unter-
nehmer, die von Beginn an Parteien der Rahmenverein- 
barung waren, können daraus Leistungen abrufen. Neu 
ist die Möglichkeit, die abrufberechtigten öffentlichen Auf-
traggeber generisch zu bestimmen, EG 60 der Richtlinie  
2014/24/EU führt dazu aus: „Das Instrument der Rahmen-
vereinbarungen findet breite Anwendung und wird euro-
paweit als eine effiziente Beschaffungsmethode ange- 
sehen. Daher sollte daran weitgehend festgehalten werden. 
Bestimmte Aspekte bedürfen jedoch der Präzisierung, ins-
besondere, dass Rahmenvereinbarungen nicht durch öffent-
liche Auftraggeber in Anspruch genommen werden sollten, 
die in diesen nicht genannt sind. Zu diesem Zweck sollten 
die öffentlichen Auftraggeber, die von Anfang an Partei einer 
bestimmten Rahmenvereinbarung sind, eindeutig ange- 
geben werden, entweder namentlich oder durch andere  
Mittel, wie beispielsweise eine Bezugnahme auf eine 
bestimmte Kategorie von öffentlichen Auftraggebern inner-
halb eines klar abgegrenzten geografischen Gebiets, so dass 
die betreffenden öffentlichen Auftraggeber ohne Weiteres 
und eindeutig identifiziert werden können. Außerdem sollten  
nach dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung keine neu-
en Wirtschaftsteilnehmer aufgenommen werden können. 
Dies bedeutet beispielsweise, dass eine zentrale Beschaf-
fungsstelle, die ein Gesamtverzeichnis öffentlicher Auftrag- 
geber oder ihrer Kategorien – wie lokaler Gebietskörper- 
schaften in einem bestimmten geografischen Gebiet – ver-
wendet, die auf Rahmenvereinbarungen zurückgreifen  
können, die die zentrale Beschaffungsstelle geschlossen 
hat, dabei dafür sorgen sollte, dass nicht nur die Identität  
des betreffenden öffentlichen Auftraggebers nachprüfbar 
ist, sondern auch der Zeitpunkt, ab dem dieser öffentliche  
Auftraggeber die von der zentralen Beschaffungsstelle 
geschlossene Rahmenvereinbarung nutzen kann, da durch 
diesen Zeitpunkt bestimmt wird, welche konkreten Rahmen-
vereinbarungen dieser öffentliche Auftraggeber nutzen darf.“ 
Die Möglichkeit die Abrufberechtigten in eindeutig identi- 
fizierbarer Weise (und nicht namentlich) anzugeben, ent- 
bindet den Auftraggeber (bzw. die für ihn handelnde zent-
rale Beschaffungsstelle) aber nicht, ein nachvollziehbares  
Mengengerüst für die Berechnung des geschätzten Auftrags-
wertes zu erstellen.
§ 155 Abs. 3 regelt die Vergabe von Aufträgen bei Rahmen- 
vereinbarungen mit einem einzigen Unternehmer. Sofern in der 
Rahmenvereinbarung selbst alle erforderlichen Bedingungen 
für die Auftragsvergabe festgelegt wurden, kann der öffent- 
liche Auftraggeber unmittelbar aus der Rahmenvereinbarung 
die konkret benötigte Leistung abrufen und den Zuschlag 
erteilen. In diesem Fall erfolgt der Zuschlag auf jenes Ange-
bot, das der Unternehmer für den Abschluss der Rahmen- 
vereinbarung gelegt hat. Es besteht hierbei keine Möglich-
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keit, das Angebot durch den Unternehmer modifizieren 
zu lassen. Der unmittelbare Abruf seitens des öffentlichen  
Auftraggebers ist grundsätzlich jedoch nur in einem ange-
messenen, sachlich gerechtfertigten zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Abschluss der Rahmenvereinbarung zu- 
lässig. Dies folgt insbesondere aus dem Grundsatz des frei-
en und lauteren Wettbewerbes (vgl. § 20 Abs. 1) und dem  
Verbot der künstlichen Einschränkung des Wettbewerbes 
(vgl. § 20 Abs. 9), die – bei sich ändernden Rahmenbedin- 
gungen – es dem öffentlichen Auftraggeber verwehren,  
während der (gesamten) Laufzeit der Rahmenvereinba-
rung die Leistungen stets auf der Basis der ursprünglichen,  
zum Abschluss der Rahmenvereinbarung führenden  
Angebote abzurufen. Hinzuweisen ist in diesem Zusam-
menhang auf die Möglichkeit, eine „missbräuchliche“ Ver- 
wendung der Rahmenvereinbarung dadurch zu vermeiden, 
dass in der Rahmenvereinbarung eine Preisanpassungs- 
klausel (mit Bindung an objektive Indices) aufgenommen 
wird. Der „angemessene zeitliche Zusammenhang“ ergibt 
sich aus einer Gesamtbetrachtung aller Umstände des 
Einzelfalles und hängt nicht zuletzt auch vom Auftrags- 
gegenstand ab. Bei Leistungen mit einer ständigen Preis-
fluktuation (vgl. Rohölprodukte) wird dieser Zeitraum kürzer 
anzusetzen sein, als bei Leistungen mit stabileren Preisen.
Zu betonen ist, dass der öffentliche Auftraggeber – obwohl 
die Bedingungen für einen unmittelbaren Abruf aus der  
Rahmenvereinbarung gemäß § 155 Abs. 3 Z 1 vorliegen  
würden – auch die Möglichkeit hat, den Unternehmer ge- 
mäß § 155 Abs. 3 Z 2 aufzufordern, sein ursprüngliches 
Angebot „zu verbessern, zu vervollständigen oder ab- 
zuändern“.
Zu den Bedingungen für die Vergabe eines Auftrages, die 
nach § 155 Abs. 5 festgelegt sein müssen, zählen auch die 
Zuschlagskriterien.
Die „Konsultation“ im Sinne des § 155 Abs. 7 Z 1 ist vom 
öffentlichen Auftraggeber zu dokumentieren (wesentlicher 
Vorgang im Sinne des § 49 Abs. 1). Gegebenenfalls – ins-
besondere bei einer größeren Zahl von Parteien – ist die 
Konsultation als formalisierter Prozess zu gestalten, um dem 
Transparenzgrundsatz zu entsprechen.
Nicht alle Parteien einer Rahmenvereinbarung müssen An- 
gebote in Form von elektronischen Katalogen gemäß § 155 
Abs. 8 abgegeben haben; das bedeutet, dass ein Misch- 
system mit „normalen“ Angeboten einerseits und solchen 
in Form von elektronischen Katalogen andererseits zu- 
lässig ist (arg. „dieser Parteien“). Der öffentliche Auftrag- 
geber kann aber die ausschließliche Verwendung von elek-
tronischen Katalogen vorschreiben; tut er dies nicht und 
kommt es zu dem genannten Mischsystem, läuft der erneute 
Aufruf zum Wettbewerb teilweise nach Abs. 6 und 7 (hinsicht-
lich der „normalen“ Angebote) und teilweise gemäß Abs. 8 
und 9 (hinsichtlich der Angebote in Form von elektronischen 
Katalogen) ab. Hat der öffentliche Auftraggeber zur Verwen-
dung von elektronischen Katalogen in der Ausschreibung 
keine Aussage getroffen, so ist die Verwendung von elek- 
tronischen Katalogen unzulässig (vgl. § 102 und die dies- 
bezüglichen Ausführungen).
Der öffentliche Auftraggeber hat bei Bemessung der Frist 
gemäß dem zweiten Satz von § 155 Abs. 9 zu berücksich-
tigen, dass er einen angemessenen Zeitraum zwischen der 
Mitteilung gemäß dem ersten Satz und dem Zeitpunkt der 
tatsächlichen Erhebung der Informationen aus den elektroni-
schen Katalogen der Parteien einräumen muss, der es den 
Parteien auch tatsächlich erlaubt, ihren elektronischen Kata-
log zu aktualisieren.
Eine stillschweigende Zustimmung des in Aussicht genom-
menen Zuschlagsempfängers gemäß § 155 Abs. 9 ist nicht 

möglich; wird die Zustimmung von diesem nicht erteilt, so 
liegt kein Angebot vor, da keine entsprechende Willens- 
erklärung des in Aussicht genommenen Zuschlags- 
empfängers vorliegt (vgl. dazu die Definition des Angebotes 
in § 2 Z 3).

Zu den §§ 156 bis 159 (Bestimmungen betreffend  
die Durchführung von elektronischen Auktionen):
Die vorliegenden Bestimmungen setzen Art. 35 und An- 
hang VI der RL 2014/24/EU um.
Die Beschaffung im Wege einer elektronischen Auktion  
eignet sich vor allem bei atomistisch strukturierten Märk-
ten und hat den Vorteil, dass der öffentliche Auftraggeber in  
kürzester Zeit ohne großen Aufwand eine Vielzahl von Unter-
nehmern im wirtschaftlichen Wettbewerb gegeneinander 
antreten lassen kann.
Bei der elektronischen Auktion handelt es sich nicht um einen 
vollständigen Verfahrenstypus, sondern um einen Teil des 
Vergabeverfahrens (Ermittlung des Bestangebotes). Daher 
ist auch nicht zu regeln, welche Bestimmungen für eine  
elektronische Auktion anwendbar sind. Dies richtet sich  
nämlich danach, welches Verfahren vor einer elektronischen 
Auktion durchgeführt wurde. Die vorliegenden Bestimmun-
gen zur elektronischen Auktion beinhalten daher nur mehr 
die für diese maßgeblichen Sonderbestimmungen.
Aus dem Regelungsmodell für elektronische Auktionen 
ergibt sich auch, dass für eine elektronische Auktion keine 
eigene Bekanntmachung vorzunehmen ist, vielmehr ist in 
der Bekanntmachung über das der elektronischen Auktion 
zugrunde liegende Verfahren gemäß § 50 Abs. 4 ein Hinweis 
darauf aufzunehmen, dass der Auftrag im Wege einer elek- 
tronischen Auktion vergeben werden soll.
Zum Anwendungsbereich von elektronischen Auktionen 
wird in EG 67 der RL 2014/24/EU ausgeführt: „Es sollte klar- 
gestellt werden, dass elektronische Auktionen typischer- 
weise nicht geeignet sind für bestimmte öffentliche Bau- 
aufträge und bestimmte öffentliche Dienstleistungsaufträ-
ge, die geistige Leistungen wie beispielsweise die Planung 
von Bauleistungen zum Gegenstand haben, denn nur die  
Elemente, die sich für die automatische Bewertung auf elek-
tronischem Wege – ohne jegliche Intervention oder Begut-
achtung durch den öffentlichen Auftraggeber – eignen, 
namentlich quantifizierbare Elemente, die sich in Zahlen  
oder Prozentsätzen ausdrücken lassen, können Gegen-
stand elektronischer Auktionen sein. Es sollte darüber hinaus 
jedoch verdeutlicht werden, dass elektronische Auktionen in 
einem Vergabeverfahren für den Kauf eines Rechts an einem 
bestimmten geistigen Eigentum genutzt werden können. Es 
sollte außerdem daran erinnert werden, dass es öffentlichen 
Auftraggebern zwar freigestellt bleibt, die Zahl der Bewerber 
oder Bieter zu reduzieren, solange die Auktion noch nicht 
begonnen hat, es jedoch nicht zulässig ist, die Zahl der an 
einer elektronischen Auktion teilnehmenden Bieter weiter zu 
reduzieren, nachdem die Auktion begonnen hat.“
Der festgelegte Inhalt der Auktionsordnung (§ 156 Abs. 3)  
ist ein Mindestinhalt, dh. der öffentliche Auftraggeber kann 
darüber hinausgehende Festlegungen treffen. Zu dem in § 156 
Abs. 3 Z 4 verwendeten Begriff der „Obergrenzen“ ist auszu- 
führen, dass auch die Angabe einer maximalen Marge, inner-
halb der die der Auktion unterliegenden Angebotsteile wäh-
rend der Auktion in zulässiger Weise verändert werden dürfen,  
denkbar ist. Den vielfältigen Verständigungspflichten (zB 
gemäß § 157 Abs. 1, 4 und 7) könnte der öffentliche Auf-
traggeber zB dadurch nachkommen, dass er direkt die von  
den Entscheidungen betroffenen Unternehmer elektronisch 
verständigt, oder die Entscheidungen auf einer bekannt ge- 
geben Internetseite – anonymisiert (vgl. § 157 Abs. 2) – 
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bekannt macht. Aus der Stellung der elektronischen Auktion 
im Vergabeverfahren ergibt sich, dass die im vorangehenden 
Vergabeverfahren eingereichten Angebote vor der Durch- 
führung der Auktion einer ersten Angebotsbewertung zu 
unterziehen sind (§ 156 Abs. 4).
Zum Ausscheiden von Angeboten (§ 156 Abs. 5) vgl. 
§ 141 und Art. 35 Abs. 5 zweiter bis vierter UAbs. der  
RL 2014/24/EU: „Ein Angebot gilt als zulässig, wenn es von 
einem Bieter eingereicht wurde, der nicht nach Artikel 57 aus-
geschlossen wurde und der die Eignungskriterien erfüllt, und 
dessen Angebot in Übereinstimmung mit den technischen 
Spezifikationen eingereicht wurde, ohne nicht ordnungs-
gemäß oder unannehmbar zu sein. Insbesondere Ange- 
bote, die nicht den Auftragsunterlagen entsprechen, die 
nicht fristgerecht eingegangen sind, die nachweislich auf ge- 
heimen Absprachen oder Korruption beruhen oder die nach 
Einschätzung des öffentlichen Auftraggebers ungewöhnlich 
niedrig sind, werden als unregelmäßig angesehen. Insbe- 
sondere Angebote von Bietern, die nicht über die erforder-
lichen Qualifikationen verfügen, und Angebote, deren Preis 
das vor Einleitung des Vergabeverfahrens festgelegte und 
schriftlich dokumentierte Budget des öffentlichen Auftrag-
gebers übersteigt, werden als inakzeptabel angesehen. Ein 
Angebot gilt als ungeeignet, wenn es irrelevant für den Auf-
trag ist, das heißt ohne wesentliche Abänderung den in den 
Auftragsunterlagen genannten Bedürfnissen und Anforde- 
rungen des öffentlichen Auftraggebers offensichtlich nicht 
entsprechen kann. Ein Teilnahmeantrag gilt als unge- 
eignet, wenn der Wirtschaftsteilnehmer gemäß Artikel 57 
ausgeschlossen wird oder ausgeschlossen werden kann, 
oder wenn er die vom öffentlichen Auftraggeber gemäß Arti-
kel 58 genannten Eignungskriterien nicht erfüllt.“
§ 157 beinhaltet die konkreten Vorgaben für die Durch- 
führung einer elektronischen Auktion. Unter einer Auktions-
phase gemäß § 157 Abs. 3 Z 3 ist etwa eine Runde zur  
Abgabe von Angeboten zu verstehen. Zum Abbruch der  
Auktion aus sachlichen Gründen (§ 157 Abs. 4 Z 4 sowie  
Abs. 7) wird auf die Erläuterungen zu den allgemeinen 
Bestimmungen über die Gründe für den Widerruf verwie-
sen. Um den nicht erfolgreichen Bietern die Entscheidung  
darüber zu ermöglichen, ob die Bekanntgabe des erfolgreichen  
Bieters – die als Zuschlagsentscheidung gilt – bekämpft  
werden soll, sind auch die Gründe für die Ablehnung ihres 
jeweiligen Angebotes mitzuteilen.
Es ist auch klarzustellen, dass die in § 157 Abs. 3 Z 1 bis 3 
genannten Beendigungsgründe nicht exklusiv sind, sondern 
vom öffentlichen Auftraggeber auch in Kombination einge-
setzt werden können.
§ 158 und § 159 enthalten die Regelungen über die zwei 
Grundtypen der Auktion. Zu den §§ 158 Abs. 2 und § 159 
Abs. 2 ist hinzuzufügen, dass durch diese Bestimmungen 
klargestellt wird, dass zB neben dem Preis auch die Preis- 
entwicklung (etwa als Grafik) bekannt gegeben werden  
könnte.
Im Zusammenhang mit der sonstigen elektronischen  
Auktion (§ 159) ist auf folgenden Aspekt besonders hinzu- 
weisen: Bei dieser Auktionsform werden neben dem Preis  
auch andere Elemente des Angebotes der Auktion unter- 
worfen. Damit dies (im Wege der Auktionssoftware) möglich 
ist, ist es unabdingbare Voraussetzung, dass die nicht preis-
lichen Elemente, die der Auktion unterzogen werden sollen, 
kategorisierbar sein müssen, dh. sie müssen einer Messung 
und einer Zuordnung von (numerischen) Werten bzw. einer 
Monetarisierung zugänglich sein. Daher ist im Gesetz vor- 
gesehen, dass jene mathematische Formel, die für die  
Reihung der Angebote maßgeblich ist, anzugeben ist. 
Dadurch wird erreicht, dass die Angebotsbewertung automa-

tisch (durch die Auktionssoftware) erfolgt. Ein Eingreifen des 
öffentlichen Auftraggebers in diesen Prozess darf somit nicht 
möglich sein.

Zu den §§ 160 bis 162 (Bestimmungen über das  
Einrichten und den Betrieb eines und die Vergabe  
von Aufträgen aufgrund eines dynamischen  
Beschaffungssystems):
Mit dem vorliegenden Abschnitt werden die Art. 34 und Art. 36 
Abs. 6 der RL 2014/24/EU umgesetzt.
Wie sich bereits der Definition des § 31 Abs. 8 entnehmen 
lässt, handelt es sich beim dynamischen Beschaffungssys-
tem um ein vollelektronisches Vergabeverfahren. Es darf 
daher nur auf elektronischem Weg eingerichtet und be- 
trieben werden; sämtliche Verständigungen haben auf elek- 
tronischem Weg zu erfolgen. Zulässig ist die Einrichtung eines 
dynamischen Beschaffungssystems nur für die Beschaffung 
von Leistungen, bei denen die allgemein auf dem Markt  
verfügbaren Merkmale den Anforderungen des öffentlichen 
Auftraggebers genügen (sog. „off-the-shelf-Produkte“).
Die (potentiell unbeschränkte) Laufzeit eines dynamischen 
Beschaffungssystems stellt im Vergleich zur Rahmenver-
einbarung ein geringeres wettbewerbspolitisches Problem 
dar, da das dynamische Beschaffungssystem im Gegensatz 
zur Rahmenvereinbarung während seiner gesamten Lauf-
zeit für alle Unternehmer offen steht. Es steht einem Unter- 
nehmer jederzeit frei, um eine Teilnahme anzusuchen. Wenn 
ein geeigneter Unternehmer einen Teilnahmeantrag gestellt 
hat und vom öffentlichen Auftraggeber für geeignet befunden 
wird, ist er vom öffentlichen Auftraggeber zuzulassen.
Der Abschluss eines dynamischen Beschaffungssystems 
folgt den allgemeinen Regelungen des BVergG 2018 über 
die Durchführung eines nicht offenen Verfahrens mit vor- 
heriger Bekanntmachung. Wie soeben ausgeführt, sind wäh-
rend der Laufzeit des dynamischen Beschaffungssystems 
alle als geeignet qualifizierten Unternehmer zur Teilnahme 
am System zuzulassen. Zur Teilnahme vgl. auch § 123. Zur 
Umstellung von einer Vorschaltung des nicht offenen anstel-
le des offenen Verfahrens führt EG 63 der RL 2014/24/
EU Folgendes aus: „Im Lichte der bisherigen Erfahrun-
gen gilt es ferner, die Vorschriften für dynamische Beschaf-
fungssysteme anzupassen, um es den öffentlichen Auftrag- 
gebern zu erlauben, die Möglichkeiten, die dieses Instru-
ment bietet, in vollem Umfang zu nutzen. Die betreffenden  
Systeme müssen vereinfacht werden, indem sie insbesonde-
re in Form eines nichtoffenen Verfahrens betrieben werden; 
die Notwendigkeit der Einreichung unverbindlicher Angebote, 
die sich als eine der größten Belastungen bei dynamischen 
Beschaffungssystemen erwiesen hat, würde damit entfallen. 
So sollte jeder Wirtschaftsteilnehmer, der einen Teilnahme- 
antrag stellt und die Eignungskriterien erfüllt, zur Teilnahme  
an Vergabeverfahren zugelassen werden, die mittels des 
dynamischen Beschaffungssystems durchgeführt werden, 
befristet auf die Gültigkeitsdauer des Systems. Diese Be- 
schaffungsmethode ermöglicht es dem öffentlichen Auftrag- 
geber, eine besonders breite Palette von Angeboten einzu-
holen und damit sicherzustellen, dass die öffentlichen Gelder 
im Rahmen eines breiten Wettbewerbs in Bezug auf markt- 
übliche oder gebrauchsfertige Waren, Bauleistungen oder 
Dienstleistungen, die allgemein auf dem Markt verfügbar sind, 
optimal eingesetzt werden.“
Ein neuer Aspekt ist die Möglichkeit der Unterteilung des  
dynamischen Beschaffungssystems in Kategorien von  
Leistungen (vgl. § 161 Abs. 2 Z 3 und § 162 Abs. 3). Art. 34  
Abs. 1 der RL 2014/24/EU führt zu diesen Kategorien wei-
ter aus: „Diese Merkmale können eine Bezugnahme auf den 
höchstzulässigen Umfang späterer konkreter Aufträge oder 
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auf ein spezifisches geografisches Gebiet, in dem später kon-
krete Aufträge auszuführen sind, enthalten.“ Wie EG 66 der  
RL 2014/24/EU zu entnehmen ist, soll mit der Unterteilung 
in Kategorien die Beteiligung von KMUs an dynamischen 
Beschaffungssystemen gefördert werden: „Um die Möglich-
keiten für KMU zur Teilnahme an einem großen dynamischen 
Beschaffungssystem zu fördern, beispielsweise an einem 
System, das von einer zentralen Beschaffungsstelle betrie-
ben wird, sollte der betreffende öffentliche Auftraggeber für  
das System objektiv definierte Kategorien von Waren, Bau-
leistungen oder Dienstleistungen formulieren können.  
Solche Kategorien sollten unter Bezugnahme auf objek-
tive Faktoren definiert werden, wie beispielsweise den 
höchstens zulässigen Umfang konkreter Aufträge, die 
innerhalb der betreffenden Kategorie vergeben werden 
sollen, oder ein spezifisches geografisches Gebiet, in 
dem konkrete Aufträge auszuführen sind. Wird ein dyna-
misches Beschaffungssystem in Kategorien unterteilt, so 
sollte der öffentliche Auftraggeber Eignungskriterien an- 
wenden, die im Verhältnis zu den wesentlichen Merkmalen 
der betreffenden Kategorie stehen.“
Der elektronische Katalog, der dem Teilnahmeantrag gemäß 
§ 161 Abs. 2 Z 5 beizufügen ist, ist ein sogenannter „lee-
rer“ Katalog ohne Inhalte (vgl. dazu auch die Ausführungen  
zu § 102); die Befüllung erfolgt erst in der nachfolgenden  
Angebotsphase.
Die in § 70 vorgeschriebene Teilnahmeantragsfrist von  
30 Tagen (auch) für das dynamische Beschaffungssystem 
gilt nur für Teilnahmeanträge bei der erstmaligen Einrichtung  
des dynamischen Beschaffungssystems (im Zuge dessen 
ja auch bereits Aufträge gemäß § 162 vergeben werden  
können, vgl. § 161 Abs. 1). Sobald das dynamische Be- 
schaffungssystem eingerichtet wurde, gilt diese Frist gemäß 
§ 161 Abs. 3 nicht mehr.
§ 161 Abs. 4 gilt sowohl bei der erstmaligen Einrichtung des 
dynamischen Beschaffungssystems – als lex specialis zu  
§ 123 Abs. 6 ist beim dynamischen Beschaffungssystem  
keine Beschränkung der Teilnehmerzahl zulässig – als auch 
während des Betriebes des dynamischen Beschaffungs- 
systems.
Da grundsätzlich die weiteren Bestimmungen des BVergG 
2018 auch beim dynamischen Beschaffungssystem – soweit 
anwendbar – auch hier gelten, sind hinsichtlich der Eig-
nung im Zusammenhang auch die §§ 80 Abs. 1 und 4 bis 
7 während der gesamten Gültigkeitsdauer des dynamischen 
Beschaffungssystems anwendbar (§ 80 Abs. 3 betrifft die 
Vergabe von Aufträgen und ist somit im Kontext von § 162 
einschlägig).
Wie bereits in den Erläuterungen zu § 64 ausgeführt, ist ein 
Widerruf eines dynamischen Beschaffungssystems, mit dem 
das Verfahren zur Einrichtung eines dynamischen Beschaf-
fungssystems beendet wird, von der Einstellung bzw. Been-
digung eines bereits eingerichteten dynamischen Beschaf-
fungssystems zu unterscheiden.
Bei der Vergabe von Aufträgen aufgrund eines dynamischen 
Beschaffungssystems ist § 162 zu beachten. Die Vergabe 
eines Einzelauftrages erfolgt aufgrund einer gesonderten 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, der wiederum eine ver-
einfachte Bekanntmachung voranzugehen hat. Die Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe ergeht nur mehr an die im System 
zugelassenen Teilnehmer am dynamischen Beschaffungs-
system (uU eingeschränkt auf jene Teilnehmer, die für eine 
bestimmte Kategorie zugelassen sind).
Die Aufforderung an die zugelassenen Teilnehmer gemäß  
§ 162 Abs. 3 hat selbstverständlich elektronisch zu er- 
folgen (vgl. § 160 Abs. 2). Im Zusammenhang mit dieser 
Bestimmung ist auch klarzustellen, dass eine Verkürzung  

der Angebotsfrist gemäß § 73 hier nicht zulässig ist, da 
gemäß § 73 Z 2 nur eine maximale Verkürzung auf zehn 
Tage zulässig ist. Eine explizite Umsetzung von Art. 28 Abs. 3  
der RL 2014/24/EU (vgl. den Verweis in Art. 34 Abs. 2 lit. b 
dritter Satz leg. cit.) erübrigt sich somit.
Die Aufforderung zur Angebotsabgabe gemäß § 162 Abs. 5 
kann auch in der Aufforderung bestehen, einen (zuvor ein-
gereichten) elektronischen Katalog zu „befüllen“ oder diesen 
zu aktualisieren. Ebenso kann in diesem Verfahrensstadium 
eine elektronische Auktion gemäß den §§ 156 bis 159 durch-
geführt werden.

Zu den §§ 163 bis 165 (Bestimmungen über Wettbewerbe):
Mit dem vorliegenden Abschnitt werden die Art. 80 bis 82 der 
RL 2014/24/EU umgesetzt.
Die Definition der verschiedenen Wettbewerbsarten findet 
sich in § 32, während im vorliegenden Abschnitt die Regeln 
zur Durchführung von Wettbewerben festgelegt werden. 
Dabei sollen nur die in § 163 festgelegten wesentlichen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten sowie die 
Bestimmungen des vorliegenden Abschnittes. Die Teilnah-
me am Wettbewerb und die Durchführung von Wettbewer-
ben orientieren sich an den Grundsätzen der Transparenz  
und der Gleichbehandlung. Wird im Anschluss an einen  
Realisierungswettbewerb ein Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung zur Vergabe eines Dienst- 
leistungsauftrages gemäß § 37 Abs. 1 Z 7 durchgeführt, dann 
richtet sich ein solches Verfahren nach den dafür maßgeb- 
lichen Bestimmungen und nicht nach diesem Abschnitt.
Bei einer Verständigung der Unternehmer gemäß § 164  
Abs. 5 auf elektronischem Wege durch den öffentlichen Auf-
traggeber ist sowohl eine Übermittlung als auch eine Bereit-
stellung denkbar (vgl. § 48 Abs. 4).
Als Grundlage für die Ausarbeitung einer Wettbewerbsord-
nung gemäß § 165 Abs. 3 könnte zB für Architekturwettbe-
werbe die Wettbewerbsordnung Architektur, für Ingenieurs-
leistungen die Wettbewerbsordnung für das Ingenieurswesen 
dienen. Klarzustellen ist, dass § 165 Abs. 6 lediglich statuiert, 
dass die Wettbewerbsarbeiten anonym vorgelegt werden 
müssen. Erachtet das Preisgericht eine Aufklärung für not-
wendig, endet notwendigerweise das Gebot der Anonymität 
(so auch die explizite Anordnung im siebten Satz des § 165 
Abs. 6).
Die Bestimmung des § 165 Abs. 5, wonach nicht nur (wie 
bisher) das Preisgericht, sondern nunmehr auch der öffent- 
liche Auftraggeber erst nach Ablauf der Frist für deren Vor- 
lage vom Inhalt der Wettbewerbsarbeiten (das sind insbe- 
sondere Pläne oder Entwürfe) Kenntnis erhalten dürfen, 
ergibt sich aus der Vorgabe des Anhanges IV lit. b der  
RL 2014/24/EU (arg. „niemand“); eine abweichende Behand-
lung von elektronischen und Papierverfahren wäre im vor- 
liegenden Kontext auch nicht sachgerecht.
Bei elektronischer Dokumentation der Rangfolge gemäß  
§ 165 Abs. 6 ist § 49 Abs. 2 zu beachten. Die internen Be- 
ratungen des Preisgerichtes zur Auswahl wie auch die  
Kommunikation zwischen öffentlichem Auftraggeber und 
Preisgericht sind als „interne“ Kommunikation anzusehen, 
die nicht den Regeln des § 48 hinsichtlich der elektronischen 
Kommunikation im Vergabeverfahren unterliegen; nur soweit 
eine Kommunikation mit einem Unternehmer stattfindet, ist  
§ 48 anwendbar (zB Mitteilung der Ergebnisse der Auswahl).

Zu den §§ 166 bis 169 (Persönlicher Geltungsbereich):
§ 166 erklärt für Vergabeverfahren von Sektorenauftrag-
gebern die – im Vergleich zum so genannten klassischen 
Regime des 2. Teiles des Gesetzes – vereinfachten Rege- 
lungen des 3. Teiles des Gesetzes für anwendbar.
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Die §§ 167 bis 169 regeln den persönlichen Anwendungs-
bereich im Sektorenbereich. Das Gesetz erfasst in Um- 
setzung der RL 2014/25/EU öffentliche Auftraggeber, öffent- 
liche Unternehmen und private Auftraggeber sofern diese 
eine Sektorentätigkeit (vgl. dazu die §§ 170 bis 175) aus- 
üben. Private Sektorenauftraggeber unterliegen überdies 
nur dann dem Gesetz, wenn sie die Sektorentätigkeit auf der 
Grundlage von besonderen oder ausschließlichen Rechten 
ausüben (letztere werden in § 169 Abs. 2 definiert; Rechte, 
die in einem in Anhang XVIII genannten Verfahren erteilt  
werden, stellen keine besonderen oder ausschließlichen 
Rechte dar).
§ 167 setzt Art. 3 der RL 2014/25/EU um. Zum Verständnis 
des öffentlichen Sektorenauftraggebers (§ 167) wird auf die 
Ausführungen zu § 4 Abs. 1 verwiesen.
§ 168 setzt Art. 4 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 der RL 2014/25/EU  
um. § 168 Abs. 2 enthält die Definition des öffentlichen Unter-
nehmens.
§ 169 setzt Art. 4 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 der RL 2014/25/EU  
um. Da Rechtsträger, bei denen es sich weder um öffent- 
liche Sektorenauftraggeber noch um öffentliche Unter- 
nehmen handelt, dem BVergG nur insoweit unterliegen, als 
sie eine oder mehrere Sektorentätigkeiten aufgrund beson-
derer oder ausschließlicher Rechte ausüben, kommt der 
Definition dieser Rechte in Abs. 2 besondere Bedeutung zu 
(vgl. dazu schon Rs C-302/94, British Telecommunications). 
Ausschließliche Rechte vermitteln einem bestimmten Unter-
nehmen das Recht, eine Sektorentätigkeit in einem bestimm-
ten Gebiet auszuüben, besondere Rechte hingegen räumen 
eine derartige Berechtigung mehreren Unternehmen ein. 
Besondere oder ausschließliche Rechte müssen von der 
(innerstaatlich) dafür zuständigen Behörde im Wege von 
„Rechts- oder Verwaltungsvorschriften“ gewährt werden. In 
diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die deutsche 
Sprachfassung der Richtlinie 2014/25/EU sprachlich verengt 
ist: Wie ein Vergleich mit anderen Sprachfassungen belegt 
(vgl. englisch: „rights granted … by way of any legislative, 
regulatory or administrative provision“; französisch: „des 
droits accordés … au moyen de toute disposition législative, 
réglementaire ou administrative“; italienisch: „diritti concessi 
… mediante qualsiasi disposizione legislativa, regolamentare 
o amministrativa“) kann die Gewährung derartiger Rechte 
auch mittels jeglicher sonstiger Verwaltungsmaßnahme, dh. 
auch durch Bescheid, erfolgen. Hingegen sind Rechte, die 
aufgrund objektiver Kriterien in einem angemessen transpa-
renten Verfahren gewährt wurden, keine „besonderen oder 
ausschließlichen Rechte“ im Sinne des Abs. 2 (zB Erteilung 
von Bewilligungen in einem Zulassungsverfahren). Hinsicht-
lich der „Angemessenheit“ der dabei zu beachtenden Trans-
parenz ist auf die einschlägige Rechtsprechung des EuGH 
zu verweisen. Der in Abs. 2 verwiesene Anhang XVIII listet 
jene Verfahren auf, die den Kriterien des letzten Satzes ent-
sprechen.

Zu den §§ 170 bis 176 (Sektorentätigkeiten) allgemein:
Die §§ 170 bis 175 enthalten die Umschreibung der Sekto-
rentätigkeiten. Die Regelungen des Sektorenbereiches sind 
leges specialis im Verhältnis zum sogenannten klassischen 
Bereich; ein öffentlicher Auftraggeber, der eine Sektoren- 
tätigkeit ausübt, unterliegt hinsichtlich der Beschaffungen für 
diese Sektorentätigkeiten grundsätzlich (zur Ausnahme vgl. 
§ 3 Abs. 5 bis 7) nur den Regelungen des 3. Teiles dieses 
Bundesgesetzes.
§ 176 regelt, welche Vorschriften Anwendung finden, wenn ein 
Vergabeverfahren der Durchführung mehrerer Sektorentätig-
keiten dient. Letzteres ist insbesondere dann von Relevanz, 
wenn eine der dabei involvierten Sektorentätigkeiten nicht 
mehr dem Gesetz unterliegt (vgl. dazu § 178 bzw. § 184).

Der EuGH hat zum Geltungsbereich der Sektorenricht- 
linie wie folgt Stellung genommen: „[D]ie Anwendbarkeit der 
Richtlinie 93/38 [hängt] von der Tätigkeit, die der betreffen-
de Auftraggeber ausübt, und von den Beziehungen zwischen 
dieser Tätigkeit und dem Auftrag, den er plant, [ab]. Wenn 
der Auftraggeber eine der Tätigkeiten […] der Richtlinie 
93/38 ausübt und […] in Ausübung einer solchen Tätigkeit 
die Vergabe eines Dienstleistungs-, Bau- oder Lieferauftrags 
oder die Durchführung eines Wettbewerbs beabsichtigt, sind 
die Bestimmungen dieser Richtlinie auf diesen Auftrag oder 
Wettbewerb anwendbar.“ (EuGH verb. Rs C 462/03 und  
C 463/03, Strabag AG und Kostmann GmbH gegen ÖBB,  
Rz 37). Diese Aussagen gelten gleichermaßen für die Richt-
linie 2014/25/EU. Überdies unterliegen dem Sektorenregime 
ausschließlich jene Aufträge von Sektorenauftraggebern 
die im Zusammenhang mit und zum Zweck der Durchfüh-
rung von Sektorentätigkeiten vergeben werden; die im Zuge 
des Urteiles C 44/96, Mannesmann, entwickelte „Infektions- 
theorie“ kommt im Sektorenbereich nicht zur Anwendung  
(so auch EuGH Rs C-393/06, Aigner).

Zu § 170 (Gas, Wärme und Elektrizität):
Mit der vorliegenden Bestimmung werden die Art. 7 bis 9 der 
RL 2014/25/EU mit umgesetzt.
§ 170 regelt die Sektorentätigkeiten im Bereich von Gas, 
Wärme und Elektrizität. Die Abs. 2 und 4 enthalten Ausnah-
men für Nebentätigkeiten von Eigenerzeugern. Diese Aus-
nahmen gelten nicht für öffentliche Auftraggeber als Sek- 
torenauftraggeber (§ 164). Für öffentliche Auftraggeber, die 
Tätigkeiten im Sinne der Abs. 2 oder 4 ausüben, gelten daher 
weiter die vereinfachten Regelungen des 3. Teiles – und nicht 
die strengeren Bestimmungen des „klassischen“ 2. Teiles – 
des Gesetzes. Öffentliche Unternehmen (§ 165) und private 
Auftraggeber (§ 166), die die Voraussetzungen des Abs. 2 
oder 4 erfüllen, unterliegen hingegen gar nicht dem Anwen-
dungsbereich des Bundesvergabegesetzes.
Die Erzeugung von Gas im Wege der Förderung von Gas 
fällt unter § 174.
Der Begriff der „Einspeisung“ wird in Abs. 5 für die Zwecke 
des § 10 näher definiert. EG 23 der RL 2014/25/EU hält 
dazu fest: „Ohne den Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
in irgendeiner Weise zu erweitern, sollte klargestellt werden, 
dass der in dieser Richtlinie verwendete Begriff ‚Einspeisung 
von Elektrizität‘ die Erzeugung von Elektrizität und den Groß- 
und Einzelhandel damit umfasst.“

Zu § 171 (Wasser):
Mit dem vorliegenden Paragraphen werden die Art. 7 und 10 
der RL 2014/25/EU umgesetzt.
Diese Bestimmung regelt die Sektorentätigkeiten im Bereich 
Wasser. Zu Abs. 2 und 4 vgl. die Erläuterungen zu § 170  
Abs. 2 und 5. Abs. 3 dehnt den Anwendungsbereich  
des Gesetzes über die eigentliche Sektorentätigkeit hinaus 
aus.

Zu § 172 (Verkehrsleistungen):
Mit § 172 wird Art. 11 der RL 2014/25/EU umgesetzt.
§ 172 regelt die Sektorentätigkeiten im Bereich des Ver-
kehrs. Zu den ausgenommenen Dienstleistungsaufträgen 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf der Schiene 
oder per Untergrundbahn vgl. § 178 Abs. 1 Z 18 (s. auch § 9  
Abs. 1 Z 18 ) und die dazugehörigen Erläuterungen. Eine 
Untergrundbahn (U Bahn) kann eine Eisenbahn oder ein 
automatisches System sein; eine Eisenbahn ist als Verkehrs-
dienst auf der Schiene anzusehen.
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Zu § 173 (Postdienste):
Mit dieser Bestimmung wird Art. 13 der RL 2014/25/EU 
umgesetzt.
Sektorentätigkeiten sind nach dieser Bestimmung die Bereit-
stellung von Postdiensten (Abs. 2) und von sonstigen Diens-
ten (Abs. 3). Postdienste umfassen sowohl Dienstleistun-
gen, die gemäß der RL 97/67/EG Universaldienstleistungen  
darstellen, als auch Dienstleistungen, die keine solchen  
Universaldienstleistungen darstellen. Eine „Postsendung“ im 
Sinne des Abs. 2 ist eine adressierte Sendung in der end-
gültigen Form, in der sie befördert wird, ungeachtet ihres 
Gewichtes. Neben Briefsendungen handelt es sich dabei  
zB um Bücher, Kataloge, Zeitungen und Zeitschriften sowie 
um Postpakete, die Waren mit oder ohne Handelswert  
enthalten. Die sonstigen Dienste gemäß Abs. 3 sind nur 
als Sektorentätigkeit erfasst, wenn sie von einer Einrich-
tung erbracht werden, die auch Postdienste im Sinne des  
Abs. 2 erbringt, und die Erbringung dieser Postdienste  
nicht auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wett- 
bewerb ausgesetzt ist.
Wie Art. 13 Abs. 2 lit. c sublit. i der RL 2014/25/EU entnom-
men werden kann, gehört zu den Managementdiensten für 
Postversandstellen gemäß Abs. 3 Z 1 beispielsweise das 
„Mailroom Management“.

Zu § 174 (Förderung von Erdöl und Gas und  
Exploration oder Förderung von Kohle oder  
anderen festen Brennstoffen):
§ 174 setzt Art. 14 der RL 2014/25/EU um.
Der Begriff der „Exploration“ ist gleichbedeutend mit dem bis- 
her verwendeten Begriff des „Aufsuchens“; es handelt 
sich nur um eine andere Übersetzung (vgl. auch Art. 7 der  
RL 2004/17/EG und Art. 14 der RL 2014/25/EU jeweils in  
der englischen Sprachfassung, die beide von „exploring“ 
sprechen).
Zur Änderung des Anwendungsbereiches vgl. EG 25 der  
RL 2014/25/EU: „Es ist angezeigt, Beschaffungen zum  
Zwecke der Exploration von Erdöl- und Erdgasvorkommen 
auszuschließen, da dieser Sektor nach allgemeiner Ein- 
schätzung einem so starken Wettbewerbsdruck ausgesetzt 
ist, dass die durch die einschlägigen Unionsvergabevor- 
schriften bewirkte Beschaffungsdisziplin nicht mehr erforder-
lich ist. Da die Gewinnung von Erdöl und Erdgas weiterhin 
in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, könnte es 
erforderlich sein, zwischen Exploration und Gewinnung zu 
unterscheiden. Dabei sollte der Begriff „Exploration“ die Tätig- 
keiten umfassen, die durchgeführt werden, um festzustellen, 
ob Erdöl und Erdgas in einem bestimmten Gebiet vorhanden 
ist, und wenn dies der Fall ist, ob es gewerblich nutzbar ist, 
während der Begriff „Gewinnung“ die „Erzeugung“ von Erdöl 
und Erdgas abdecken sollte. Gemäß der etablierten Praxis 
in Fusionsfällen sollte der Begriff „Erzeugung“ so verstanden 
werden, dass er auch die „Entwicklung“ umfasst, d. h. die 
Errichtung einer angemessenen Infrastruktur für die künftige 
Erzeugung (Ölplattformen, Rohrleitungen, Terminalanlagen 
usw.).“

Zu § 175 (Häfen und Flughäfen):
§ 175 setzt Art. 12 der RL 2014/25/EU um.
Die Bestimmung definiert die Sektorentätigkeiten im Bereich 
Häfen und Flughäfen. Der Bau und der Betrieb eines Hotels 
an einem Flughafen ist zB keine Tätigkeit zum Zweck  
des Betriebes eines Flughafens und somit kein Sektoren- 
auftrag.

Zu § 176 (Vergabeverfahren, die mehrere  
Sektorentätigkeiten betreffen):
Durch § 176 wird Art. 6 Abs. 1 und 2 der RL 2014/25/EU 
umgesetzt.
Diese Bestimmung enthält Abgrenzungsregelungen bei 
einem Zusammentreffen mehrerer Sektorentätigkeiten; zur 
Abgrenzung bei einem Zusammentreffen mit Beschaffungen, 
die anderen Regelungen (wie etwa dem 2. Teil des BVergG 
2018) unterliegen und zur Auslegung des Begriffes „Haupt- 
gegenstand“ in Z 2 vgl. § 3 und die Erläuterungen dazu.
Art. 6 Abs. 2 der RL 2014/25/EU unterscheidet sich in  
der deutschen Sprachfassung von der Formulierung im 
inhaltlich entsprechenden Art. 9 Abs. 1 erster UAbs. der  
RL 2004/17/EG. Da die englische Sprachfassung jedoch 
keine Abweichungen aufweist, wurde der bisherige Wortlaut 
beibehalten. („A contract which is intended to cover several 
activities shall be subject to the rules applicable to the activity 
for which it is principally intended.”)
In diesem Zusammenhang wird auf das allgemeine Um- 
gehungsverbot des § 193 Abs. 9 verwiesen, welches auch 
beinhaltet, dass die Wahl zwischen der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens oder der Durchführung getrennter Ver- 
gabeverfahren nicht in der Absicht erfolgen darf, den Ver-
trag oder die Verträge vom Anwendungsbereich dieses  
Bundesgesetzes auszunehmen (vgl. dazu auch Art. 6  
Abs. 1 dritter UAbs. der RL 2014/25/EU).

Zu § 177 (Auftragsarten):
Durch § 177 werden Art. 1 Abs. 2, Art. 2 Z 2, 4 und 5 sowie 
Art. 5 Abs. 1 und 2 der RL 2014/25/EU umgesetzt.
Es wird auf die Erläuterungen zu den §§ 5 bis 8 verwiesen.

Zu den §§ 178 bis 184 (Ausnahmen und  
Freistellungen vom Geltungsbereich):
Die §§ 178, 179, 181 und 183 enthalten Ausnahmen vom 
sachlichen Geltungsbereich des Gesetzes. Diese Ausnah-
mebestimmungen sind gemäß der ständigen Judikatur des 
EuGH (vgl. etwa Rs C-318/94, Kommission gegen Bundes-
republik Deutschland, Rs C-26/03, Stadt Halle, Rs C-275/08, 
Kommission gegen Deutschland, Rs C-615/10, Insinööritoi-
misto InsTiimi Oy, Rs C-15/13, Datenlotsen Informations-
systeme, Rs C-553/15, Undis Servizi) jedenfalls eng und 
im Einklang mit dem Unionsrecht auszulegen; die Beweis-
last dafür, dass die außergewöhnlichen Umstände, die die 
Inanspruchnahme der Ausnahmebestimmung rechtfertigen, 
tatsächlich vorliegen, obliegt demjenigen, der sich auf die 
Bestimmung berufen will. Ausnahmetatbestände, welche die 
Anwendung des Unionsrechts ausschließen, sind insbeson-
dere vor dem Hintergrund der dadurch bewirkten Einschrän-
kung der Grundfreiheiten eng auszulegen. Der Ausschluss 
unionsrechtlicher Verpflichtungen muss daher durch zwin-
gende Erfordernisse gerechtfertigt und geeignet sein, das 
gewünschte Ergebnis herbeizuführen, sowie die gelindes-
te Maßnahme im Hinblick auf die Zielerreichung darstellen. 
Die Ausnahmetatbestände sind taxativ (sie können daher  
auch – ausgenommen durch die Judikatur des EuGH – 
nicht ergänzt werden; vgl. dazu etwa Rs C-107/98, Teckal, 
C-412/04, Kommission gegen Italien) und nicht analogiefähig 
(vgl. etwa Rs C-340/04, Carbotermo).

Zu § 178 (Ausgenommene Vergabeverfahren):
§ 178 enthält den Katalog der vom BVergG ausgenomme-
nen Vergabeverfahren und setzt Art. 1 Abs. 6, 18 bis 24, 27, 
32, 55 Abs. 1 und 2 sowie 57 Abs. 4 der RL 2014/25/EU um.  
§ 178 Abs. 1 Z 27 bis 29 enthalten die Ausnahmerege- 
lungen betreffend die derzeit für Österreich geltenden Frei- 
stellungsakte der Kommission: zu Z 27 vgl. die Frei- 
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stellungsentscheidung der Kommission 2008/585/EG, zu  
Z 28 vgl. den Freistellungsbeschluss 2010/142/EU und den 
Durchführungsbeschluss 2014/184/EU idF des Durchfüh-
rungsbeschlusses 2017/131/EU (zu letzterem siehe ferner  
Rs T-463/14, Österreichische Post AG gegen Kommission), 
zu Z 29 vgl. den Durchführungsbeschluss (EU) 2017/132.
Zu den in Abs. 1 Z 1 bis 19, 21 und 30 angeführten Aus- 
nahmetatbeständen wird auf die entsprechenden Aus- 
führungen zu § 9 Abs. 1 Z 1 bis 19, 21 und 26 verwiesen.  
Zu Z 14 (Ausnahme von Finanzdienstleistungen) ist hinzuzu- 
fügen, dass anders als im klassischen Bereich im Sektoren-
bereich die Dienstleistungen der Zentralbanken nicht unter 
die Ausnahmebestimmung fallen da diese im Sektoren- 
bereich nicht relevant sein können (und demzufolge auch  
in der RL nicht erwähnt werden). Zu Z 19 (Ausnahme für 
Ausstrahlungszeit und Sendungen) ist klarzustellen, dass 
im Gegensatz zum klassischen Bereich Dienstleistungsauf- 
träge über den Erwerb, die Entwicklung, Produktion oder 
Koproduktion von Sendematerial von der Ausnahme nicht 
erfasst sind.
Zu Z 20: Die Regelung ergeht in Umsetzung des Art. 55  
Abs. 2 erster UAbs. der RL 2014/25/EU. Sie nimmt die 
Beschaffungen von Liefer- oder Dienstleistungen von einer 
zentralen Beschaffungsstelle im Wege des sog. Großhänd-
lermodells“ (vgl. § 2 Z 48 lit. a) vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes aus. Zur Definition der „zentralen Beschaffungs-
stelle“ vgl. § 2 Z 47. Im Sektorenbereich ist darauf hinzu- 
weisen, dass die zentrale Beschaffungsstelle sowohl ein 
öffentlicher Auftraggeber wie auch ein Sektorenauftragge-
ber sein kann (arg. „Auftraggeber“), der zentrale Beschaf-
fungstätigkeiten entfaltet. Es ist daher möglich und zuläs-
sig, dass Sektorenauftraggeber gemäß den §§ 168 und 169 
neben ihren Sektorentätigkeiten auch zentrale Beschaffungs- 
funktionen wahrnehmen. Ob die zentrale Beschaffungsstel-
le bei der Entfaltung ihrer zentralen Beschaffungstätigkeit für  
die Sektorenauftraggeber die Regelungen des „klassischen“  
Bereiches oder die Regelungen für den Sektorenbereich 
befolgt hat, ist im Kontext der Z 20 irrelevant. Dies folgt aus 
dem unionsrechtlichen Konzept, dass für die Inanspruch- 
nahme der Ausnahme es nicht entscheidend ist, ob ein  
„strengeres Regime“ (dh. jenes für den klassischen Bereich) 
beachtet wurde. Der Wortlaut stellt klar, dass die Beschaf-
fung von Liefer- oder Dienstleistungen von einer zentralen 
Beschaffungsstelle nur dann vom BVergG ausgenommen 
ist, wenn diese Waren oder Dienstleistungen von der zen-
tralen Beschaffungsstelle spezifisch zum Zweck des „Wei-
terverkaufs“ an andere Sektorenauftraggeber beschafft  
wurden (und damit eine zentrale Beschaffungstätigkeit ent- 
faltet wurde). Wie schon bisher ist unter den gleichen Be- 
dingungen auch der Erwerb von Liefer- oder Dienstleistun-
gen von „ausländischen“ (EU/EWR) zentralen Beschaffungs- 
stellen im Sinne der RL 2014/25/EU von der Ausnahme erfasst 
(vgl. dazu auch die weiteren Regelungen in § 180 Abs. 2). In  
diesem Fall müssen sich die Sektorenauftraggeber ledig-
lich vergewissern, dass es sich tatsächlich um eine zentrale 
Beschaffungsstelle handelt.
Zu Z 22: Z 22 setzt die Regelung des Art. 55 Abs. 4 der  
RL 2014/25/EU um. Es handelt sich um das Pendant zur 
Regelung der Z 20 für den Fall des Vollmachts- bzw. Ver-
mittlermodells (vgl. dazu § 2 Z 48 lit. b), nämlich um die  
Freistellung der Beauftragung einer zentralen Beschaffungs-
stelle mit dem Dienstleistungsauftrag, zentrale Beschaf-
fungstätigkeiten – gegebenenfalls gekoppelt mit Nebenbe-
schaffungstätigkeiten – für den beauftragenden Sektorenauf-
traggeber zu entfalten. Wie auch bei der Ausnahme gemäß  
Z 20 ist hervorzuheben, dass die zentrale Beschaffungsstelle  
ein Auftraggeber sein muss, dh. sowohl ein öffentlicher Auf-

traggeber wie auch ein Sektorenauftraggeber sein kann. 
Die Beauftragung allein mit der Erbringung von Nebenbe-
schaffungstätigkeiten fällt hingegen nicht unter die Ausnah-
me der Z 22. EG 79 der RL 2014/25/EU führt in diesem Zu- 
sammenhang aus: „Auftraggebern sollte es gestattet sein, 
einen Dienstleistungsauftrag über die Ausübung zentralisier-
ter Beschaffungstätigkeiten an eine zentrale Beschaffungs-
stelle ohne Anwendung der in dieser Richtlinie vorgesehe-
nen Verfahren zu vergeben. Ferner sollte es gestattet sein, 
dass derartige Dienstleistungsaufträge auch die Ausübung 
von Nebenbeschaffungstätigkeiten umfassen. Solche Dienst- 
leistungsaufträge für die Ausübung von Nebenbeschaf-
fungstätigkeiten sollten, wenn sie nicht durch eine zentrale 
Beschaffungsstelle im Zusammenhang mit deren Ausübung 
zentraler Beschaffungstätigkeiten für den betreffenden Auf-
traggeber ausgeführt werden, im Einklang mit dieser Richt-
linie vergeben werden. Es sei ebenfalls daran erinnert, dass 
diese Richtlinie nicht gelten sollte, wenn zentrale Beschaf-
fungstätigkeiten oder Nebenbeschaffungstätigkeiten auf 
andere Weise als durch einen entgeltlichen Vertrag ausge-
führt werden, der eine Beschaffung im Sinne dieser Richt- 
linie darstellt.“ Wie schon bisher ist unter den gleichen Bedin-
gungen sowohl die Beauftragung „inländischer“ wie auch 
„ausländischer“ (EU/EWR) zentraler Beschaffungsstellen mit 
den oben genannten Dienstleistungen von der Ausnahme 
erfasst.
Zu Z 23: Diese Regelung setzt Art. 2 Z 12 zweiter UAbs. letz-
ter Satz und Art. 18 der RL 2014/25/EU um und enthält den 
bereits bisher existierenden Ausnahmetatbestand hinsicht-
lich der Vergabe von Aufträgen zum Zweck der Weiterver- 
äußerung oder der Vermietung an Dritte. Hinzuweisen ist 
darauf, dass diese Ausnahmeregelung nicht bloß auf Waren- 
lieferungen sondern auch auf Dienstleistungs- und Bau- 
aufträge anwendbar ist. Dies folgt aus der systematischen 
Einordnung des Art. 18 in Abschnitt 2 von Kapitel III der  
Richtlinie („Sachlicher Anwendungsbereich“ – „Ausge- 
schlossene Aufträge und Wettbewerbe“) und der breiten, nicht 
weiter differenzierenden Konzeption des Art. 18 Abs. 2 (arg. 
„Waren und Tätigkeiten“). Im Zusammenhang mit zentralen 
Beschaffungsstellen ist darauf hinzuweisen, dass diese Z 23 
nur dann nützen könnten, wenn sie selbst Sektorenauftrag-
geber sind (und somit selbst eine Sektorentätigkeit entfalten).  
Da die Durchführung einer zentralen Beschaffungstätigkeit 
für Sektorenauftraggeber eine Sektorentätigkeit darstellt  
(vgl. Art. 2 Z 12 der RL 2014/25/EU), erklärt der letzte Teil der 
Z 23 die Ausnahme im Kontext der zentralen Beschaffung  
für nicht anwendbar. Auf die Pflicht zur Bekanntgabe der 
unter die Ausnahme fallenden Kategorien von Leistungen 
gemäß Abs. 2 wird hingewiesen.
Zu Z 24: Z 24 setzt Art. 19 der RL 2014/25/EU um und ent-
hält zwei Ausnahmetatbestände. Einerseits gelten gemäß 
Z 24 die Sektorenregelungen nicht für die Beschaffung von 
Leistungen, die nicht der Durchführung einer Sektorentätig-
keit dienen. Da jedoch öffentliche Auftraggeber außerhalb 
der Sektorentätigkeiten die Bestimmungen des klassischen 
Teiles zu beachten haben, schränkt Z 24 diese Ausnahme 
auf Sektorenauftraggeber gemäß den §§ 168 oder 169 ein. 
Andererseits enthält Z 24 die unveränderte Ausnahme hin-
sichtlich der Entfaltung von Sektorentätigkeiten in Ländern, 
die nicht Vertragspartei des EWR-Abkommens sind; dieser 
Ausnahmetatbestand kann von allen Sektorenauftraggebern 
in Anspruch genommen werden. Auf die Pflicht zur Bekannt-
gabe der unter die Ausnahme fallenden Tätigkeiten gemäß 
Abs. 2 wird hingewiesen.
Zu Z 25 und 26: Durch diese Ziffern wird Art. 23 der  
RL 2014/25/EU umgesetzt. Die Ausnahmen betreffen einer-
seits Lieferaufträge betreffend Wasser für Sektorenauftrag-
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geber, die Trinkwassernetze bereitstellen bzw. betreiben 
oder Trinkwasser in diese Netze einspeisen und andererseits 
Energie- oder Brennstofflieferungen für Sektorenauftrag- 
geber im Bereich Gas, Wärme und Elektrizität oder für  
Sektorenauftraggeber im Bereich der Förderung von Erdöl 
oder Gas bzw. der Exploration oder Förderung von Kohle 
oder anderen festen Brennstoffen.

Zu § 179 (Ausgenommene  
öffentlich-öffentliche Verhältnisse):
§ 179 setzt Art. 28 der RL 2014/25/EU um, auf die entspre-
chenden Ausführungen zu § 10 wird verwiesen.

Zu § 180 (Gemeinsame grenzüberschreitende  
Auftragsvergabe mehrerer Sektorenauftraggeber):
§ 180 setzt Art. 57 der RL 2014/25/EU um, auf die entspre-
chenden Ausführungen zu § 11 wird verwiesen.

Zu § 181 (Aufträge an verbundene  
bzw. gemeinsame Unternehmen):
§ 181 setzt Art. 29 bis 31 der RL 2014/25/EU um (vgl. dazu 
auch EG 39 bis 41 der RL). Zur Definition des „verbun- 
denen Unternehmens“ siehe § 2 Z 40 und die diesbezüg- 
lichen Ausführungen.
Hintergrund der Ausnahme ist, dass Sektorenauftrag- 
geber oft als eine Wirtschaftsgruppe („Konzern“) organisiert 
sind, wobei die Konzernmitglieder oft spezialisierte Auf- 
gaben im Konzern wahrnehmen sollen. Sofern die Ver- 
bindung zwischen diesen Rechtsträgern eine bestimmte 
Qualität aufweist („verbundenes“ bzw. „gemeinsames“ Unter-
nehmen) und weiters gewährleistet ist, dass die Leistungen 
primär nicht am Markt angeboten sondern für den eigenen 
Konzern erbracht werden, sollen Leistungsvergaben nicht 
den Sektorenregelungen unterworfen sein.
Die Ausnahme gilt für jedwede Art von Aufträgen.
Abs. 1 nimmt Auftragsvergaben eines Sektorenauftragge-
bers an ein mit ihm verbundenes Unternehmen und Auftrags- 
vergaben eines gemeinsamen Unternehmens mehrerer  
Sektorenauftraggeber an ein mit einer seiner Muttergesell-
schaften verbundenes Unternehmen vom Anwendungsbe-
reich des Gesetzes aus. Aufgrund der nicht weiter differen-
zierenden Formulierung des Gesetzes werden von der Aus- 
nahme auch jene Fälle erfasst, in denen die zu beauftragen-
den Unternehmen ihren Sitz nicht im Inland haben.
Abs. 2 enthält die zwingenden Mindestumsätze, die in den 
letzten drei Jahren erzielt worden sein müssen, damit die 
Ausnahmeregelung zum Tragen kommen kann. Anders als 
bisher sind für die Berechnung der Umsatzgrenzen „alle“ für 
den Sektorenauftraggeber oder andere mit ihm verbundene 
Unternehmer erbrachten Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen 
und nicht mehr bloß die einschlägigen, für den Sektorenauf-
traggeber oder andere mit ihm verbundene Unternehmer 
erbrachten Bau-, Liefer- bzw. Dienstleistungen heranzu- 
ziehen sind (vgl. dazu die diversen Sprachfassungen von 
Art. 29 Abs. 4 der RL 2014/25/EU). Abs. 3 enthält eine Rege-
lung betreffend sog. „Newcomer“, das sind Unternehmen, die 
noch nicht die von Abs. 2 vorgesehene Zeit von drei Jahren 
existieren.
Abs. 4 enthält eine Ausnahme für Vergaben an ein gemein-
sames Unternehmen, das mehrere Sektorenauftragge-
ber ausschließlich zur Durchführung von Sektorentätig- 
keiten gebildet haben (Vergabe von den Muttergesell- 
schaften an die Tochtergesellschaft), sowie für Vergaben 
von einem solchen gemeinsamen Unternehmen an einen 
Sektorenauftraggeber, der an diesem Unternehmen be- 
teiligt ist (Vergabe von der Tochtergesellschaft an die  
Muttergesellschaften). Für die Ausnahme gemäß Abs. 4 ist 

die Erreichung bestimmter Umsatzziele nicht erforderlich. 
Durch diese Bestimmung sollen Vergaben innerhalb eines 
Joint Venture vom Vergaberegime ausgenommen werden. 
Auch im Kontext des Abs. 4 ist darauf hinzuweisen, dass  
aufgrund des nicht differenzierenden Wortlautes der Rege-
lungen die Ausnahmen auch jene Fälle erfassen, in denen 
die zu beauftragenden Rechtsträger (im Fall der Z 1 ein  
Sektorenauftraggeber, im Fall der Z 2 ein gemeinsames 
Unternehmen) ihren Sitz nicht im Inland haben.
Abs. 5 enthält Berichtspflichten betreffend die Anwendung 
dieser Ausnahmebestimmung.

Zu § 182 (Kauf von Straßenfahrzeugen durch Betreiber 
von öffentlichen Personenverkehrsdiensten):
§ 182 setzt Art. 3 lit. b der RL 2009/33/EG (sog. „clean car“ – 
Richtlinie) um, auf die entsprechenden Ausführungen zu § 4 
Abs. 4 wird hingewiesen.

Zu § 183 (Verpflichtungen für Sektorenauftraggeber im 
Bereich der Förderung von Erdöl oder Gas):
§ 183 setzt die für Österreich einschlägigen Bestimmungen 
von Art. 33 der RL 2014/25/EU um.
Hintergrund dieser Sonderbestimmung ist die Freistel-
lungsentscheidung 2002/205/EG mit der die Nutzung geo- 
graphisch abgegrenzter Gebiete zum Zweck der Suche nach 
oder der Förderung von Erdöl oder Gas in Österreich von 
der Anwendung der Sektorenregelungen freigestellt wurde.  
Sektorenauftraggeber, die die Sektorentätigkeit „Nutzung 
eines geographisch abgegrenzten Gebietes zum Zweck der 
Förderung von Erdöl oder Gas“ (vgl. § 174 erster Fall) in 
Österreich ausüben, sind nunmehr ex lege von der Anwen-
dung der Sektorenregelungen entbunden. Unabhängig von 
der erwähnten Freistellungsentscheidung blieben die (freige-
stellten) Sektorenauftraggeber verpflichtet, die allgemeinen 
vergaberechtlichen Grundsätze bei der Vergabe von Auf- 
trägen zu wahren. Abs. 1 schreibt diese Verpflichtung zur  
Einhaltung der unionsrechtlichen Grundsätze im Rahmen 
des BVergG fort, Abs. 2 enthält eine Spezialregelung hin-
sichtlich der Bekanntgabe der (freigestellten) Aufträge.

Zu § 184 (Freistellung vom Anwendungsbereich):
§ 184 setzt Art. 34 und 35 der RL 2014/24/EU um (vgl. 
dazu auch die EG 43 bis 50 der RL) und regelt das neue 
Freistellungsverfahren. Hinsichtlich der Durchführungs- 
modalitäten betreffend das Freistellungsverfahren wird  
ferner auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1804  
der Kommission verwiesen. Klarzustellen ist ferner, dass 
alle zum Inkrafttretenszeitpunkt des Gesetzes (vgl. § 376  
Abs. 1) bestehenden Freistellungsakte der Kommission  
gemäß den Freistellungsregimen der RL 2004/17/EG  
bzw. 93/38/EWG weiterhin gültig sind (vgl. dazu auch EG 43 
der RL 2014/25/EU).
Abs. 1 enthält kumulativ jene Voraussetzungen die erfüllt sein 
müssen, damit bestimmte Vergabeverfahren im Sektoren- 
bereich von der Anwendung der Sektorenregelungen aus- 
genommen („freigestellt“) sind. Z 1 setzt dafür voraus, dass 
eine Sektorentätigkeit (als solche oder ein Teilbereich der 
derselben) in Österreich (im gesamten Bundesgebiet oder in 
einem geografisch abgegrenzten Teil desselben) auf einem 
Markt mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb aus-
gesetzt ist (Wettbewerbssituation „de jure und de facto“).  
Der Text der Z 1 lehnt sich an den bisherigen Wortlaut  
des BVergG 2006 (vgl. dessen § 179) an, da der englische 
Originaltext der diesbezüglichen unionsrechtlichen Grund- 
lagen (vgl. Art. 30 RL 2004/17/EG bzw. Art. 34 der  
RL 2014/25/EU) unverändert geblieben ist. Wie Art. 34 der  
RL 2014/25/EU explizit betont, ist die gemäß dem Frei- 
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stellungsverfahren erfolgende (wettbewerbliche) Bewertung 
unvorgreiflich einer allfälligen Anwendung des unionsrecht-
lichen Wettbewerbsrechts (vgl. Art. 101ff AEUV). Es handelt 
sich um getrennte Verfahren nach unterschiedlichen (teil-
weise überschneidenden) Kriterien (zum Erfordernis einer 
getrennten Beurteilung eines Sachverhaltes nach wett- 
bewerbsrechtlichen und vergaberechtlichen Gesichtspunk-
ten vgl. schon EuGH Rs C-271/08, Kommission gegen 
Deutschland). Die vergaberechtliche Bewertung erfolgt unter 
Berücksichtigung des Marktes für die fraglichen Tätigkeiten 
und des geographisch abgegrenzten Bezugsmarktes im Sin-
ne des Abs. 3.
Z 2 stellt klar, dass das Freistellungsverfahren ein antrags-
bedürftiges Verfahren ist (zu den Anträgen vgl. Abs. 4 und 
5). Der Antrag begrenzt somit das äußerst mögliche Aus- 
maß einer Freistellung. Er hat daher insbesondere jene  
Sektorentätigkeiten und jenes geographische Gebiet zu 
bezeichnen, hinsichtlich der die Freistellung begehrt wird.
Nach Z 3 ist Voraussetzung für die Freistellung entweder 
eine fristgerechte Erlassung eines Durchführungsrechts- 
aktes durch die Kommission mit dem eine Sektorentätigkeit 
freigestellt wird oder der Fristablauf für die Erlassung eines 
solchen Durchführungsrechtsaktes. Zu den von der Kommis-
sion im Verfahren einzuhaltenden Fristen für die Erlassung  
eines Durchführungsrechtsaktes ist auf Anhang IV der  
RL 2014/25/EU zu verweisen. Danach hat die Kommission 
den Durchführungsrechtsakt innerhalb von 90 Arbeitstagen 
zu erlassen, wenn der freie Zugang zu einem bestimm-
ten Markt gemäß § 184 Abs. 2 Z 1 als gegeben angesehen  
wird. In allen anderen Fällen beträgt die Frist zur Erlassung 
des Durchführungsrechtsaktes 130 Arbeitstage. Die genann-
ten Fristen verlängern sich um 15 Arbeitstage, falls dem 
Freistellungsantrag keine mit Gründen und Belegen verse-
hene Stellungnahme einer für die betreffende Sektorentä-
tigkeit zuständigen unabhängigen Behörde (zB eines Regu- 
lators) beigefügt ist, in der die Bedingungen für die mögliche 
Anwendbarkeit von Art. 34 Abs. 1 der Richtlinie 2014/25/EU 
auf die betreffende Tätigkeit gemäß den Maßstäben von § 184  
Abs. 2 und 3 gründlich geprüft worden ist. Die Fristen be- 
ginnen am ersten Arbeitstag nach dem Tag des Einganges  
des Freistellungsantrages (vgl. Abs. 4 oder 5) bei der  
Kommission oder, bei Unvollständigkeit der mit dem Antrag 
übermittelten Informationen, am Arbeitstag nach Ein-
gang der vollständigen Informationen. Die Fristen (90 bzw.  
130 Arbeitstage) können von der Kommission mit Zu- 
stimmung des antragstellenden Mitgliedstaates oder des 
antragstellenden Sektorenauftraggebers verlängert werden.  
Die Kommission kann verlangen, dass der betreffende 
Mitgliedstaat, der betreffende Sektorenauftraggeber, die 
unabhängige nationale Behörde oder eine andere zustän-
dige nationale Behörde innerhalb einer angemessenen  
Frist alle erforderlichen Informationen bereitstellt oder über-
mittelte Informationen ergänzt oder erläutert. Im Fall ver- 
späteter oder unvollständiger Antworten werden die die  
Kommission betreffenden Fristen unterbrochen (für die  
Dauer vom Ende der im Informationsverlangen festgesetzten 
Frist bis zum Eingang der vollständigen und korrekten Infor-
mationen bei der Kommission). Falls die genannten Fristen 
für die Erlassung eines Durchführungsrechtsaktes seitens 
der Kommission nicht eingehalten werden, hat die Kom- 
mission eine entsprechende Bekanntmachung darüber zu 
publizieren; in diesem Fall gilt ex lege die Sektorentätig-
keit gemäß den Angaben im Freistellungsantrag als freige-
stellt (vgl. dazu auch Art. 35 Abs. 3 zweiter UAbs. lit. b der  
RL 2014/25/EU).
Abs. 2 regelt, wann der Zugang zu einem Markt als frei ange-
sehen wird, das heißt, dass keine Zugangsbeschränkun-

gen in Bezug auf die im Antrag bezeichnete Sektorentätig-
keit bestehen. Abs. 2 Z1 enthält die gesetzliche Vermutung 
eines freien Marktzuganges, wenn die in Anhang XIX ge- 
nannten Liberalisierungsrechtsakte der Union in Öster-
reich korrekt umgesetzt wurden und auch tatsächlich ange- 
wendet werden. Abs. 2 Z 2 enthält den Auffangtatbestand  
zu Abs. 2 Z 1: falls die Liberalisierungsrechtsakte nicht  
umgesetzt oder nicht angewendet werden (zB auch weil 
keine derartigen Rechtsakte der Union existieren), ist mit 
geeigneten Unterlagen der Nachweis zu erbringen, dass 
der (Markt-)Zugang rechtlich und faktisch frei ist. Dabei  
wird von der Kommission insbesondere berücksichtigt, ob 
zB der Anwendungsbereich von unionsrechtlichen Libera- 
lisierungsvorschriften innerstaatlich auf Situationen erstreckt 
wurde, die nicht in den Anwendungsbereich eines der- 
artigen Rechtsaktes fallen (zB indem die RL 94/22/EG auf 
den Kohlesektor oder die RL 2012/34/EU auf Fahrgast- 
dienste auf nationaler Ebene angewendet wird).
Abs. 3 enthält die Beurteilungskriterien hinsichtlich des  
zweiten Kriteriums für die Freistellung, die Frage, ob eine 
Tätigkeit unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist. Die 
Bewertung, ob ein bestimmter Sektor oder Teile davon un- 
mittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist, erfolgt hinsichtlich 
des relevanten geografischen Marktes, dh. des spezifischen 
örtlichen Bereiches, in dem die Tätigkeit oder die betreffenden 
Teile davon von den jeweiligen Unternehmern durchgeführt 
werden. Da der Begriff des relevanten geografischen Markts 
entscheidend für die Bewertung ist, ist er auf der Grund- 
lage der im Unionsrecht bestehenden Begriffe definiert. Es ist 
darauf hinzuweisen, dass der relevante geografische Markt 
nicht notwendigerweise mit dem Bundesgebiet überein-
stimmt. Deshalb können die Durchführungsrechtsakte eine 
Freistellung auf Teile des Bundesgebietes beschränken.
Abs. 4 regelt die Antragstellung durch den Mitgliedstaat  
(im Falle Österreichs hat die Antragstellung durch den Bun-
desminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
zu erfolgen). Hat die für die betreffende Sektorentätigkeit  
zuständige unabhängige Behörde (das heißt, die jeweils 
zuständige Regulierungsbehörde) eine begründete Stellung-
nahme (vorzugsweise: jüngeren Datums) abgegeben, ob 
die Tätigkeit auf einem Markt mit freiem Zugang unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt ist, so ist diese Stellungnah-
me dem Antrag beizufügen. Ein Freistellungsantrag hat die 
in Anhang I des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/1804 
genannten Angaben zu enthalten; er ist an ein zu diesem 
Zweck eingerichtetes elektronisches Postfach der Kommis- 
sion zu übermitteln („GROW-ART-34@ec.europa.eu“). Aus-
nahmsweise können diese Anträge gemäß Art. 1 Abs. 4 des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/1804 auch brieflich  
übermittelt werden (Adresse: Europäische Kommission, Gene-
raldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und  
KMU, Direktion G: Binnenmarkt der öffentlichen Ver- 
waltungen, B-1049 Brüssel). Diese (und allenfalls aktuali- 
sierte) Informationen sind auch unter der Webadresse „http://
ec.europa.eu/growth/single-market/public-procurement/
rules-implementation/exempt-markets_en“ verfügbar.
Abs. 5 regelt die Antragstellung durch einen die betreffen-
de Sektorentätigkeit ausübenden Sektorenauftraggeber. 
Wenn ein Sektorenauftraggeber daher der Ansicht ist, dass 
eine (von ihm ausgeübte) Sektorentätigkeit ganz oder teil-
weise auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wett-
bewerb ausgesetzt ist, so kann er – unabhängig von einer 
Antragstellung durch den Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort – eine entsprechende Freistellung 
bei der Kommission beantragen. Auch ein derartiger Frei-
stellungsantrag hat die in Anhang I des Durchführungsbe-
schlusses (EU) 2016/1804 genannten Angaben zu enthalten; 
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er ist an das zu diesem Zweck eingerichtete elektronische 
Postfach der Kommission zu übermitteln („GROW-ART-34@
ec.europa.eu“; siehe dazu schon oben die Ausführungen 
zu Abs. 4). Ausnahmsweise können diese Anträge gemäß  
Art. 1 Abs. 4 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/1804 
auch brieflich übermittelt werden (Adresse: Europäische 
 Kommission, Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unter-
nehmertum und KMU, Direktion G: Binnenmarkt der öffent- 
lichen Verwaltungen, B-1049 Brüssel). Diese (und allen-
falls aktualisierte) Informationen sind auch unter der Web- 
adresse „http://ec.europa.eu/growth/single-market/public-
procurement/rules-implementation/exempt-markets_en“ ver-
fügbar. Falls etwaige Unterlagen dem Antrag nicht beigefügt 
sind, hat der Bundesminister alle sachdienlichen Informa- 
tionen und insbesondere auch eine begründete Stellung- 
nahme der jeweils zuständigen Regulierungsbehörde (vor-
zugsweise: jüngeren Datums) über den Marktzugang und die 
Wettbewerbssituation hinsichtlich der im Antrag genannten 
Sektorentätigkeit zur Verfügung zu stellen.
Abs. 6 erster Satz enthält die Möglichkeit, Freistellungs- 
anträge im laufenden Verfahren auch hinsichtlich wesent- 
licher Punkte abzuändern. In diesem Fall fängt die für die  
Annahme des Durchführungsrechtsaktes in Anhang IV Z 1  
der RL 2014/25/EU festgelegte Frist – vgl. dazu die Aus- 
führungen zu Abs. 1 Z 3 – neu zu laufen an, es sei denn, 
zwischen der Kommission und dem Antragsteller gemäß  
Abs. 4 oder 5 wird eine kürzere Frist vereinbart. Abs. 6  
zweiter Satz regelt die Vorgangsweise hinsichtlich Nach-
folgeanträge betreffend dieselbe Sektorentätigkeit die 
vor Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 Z 3 bei der Kommis. 
sion einlangen: diese Anträge gelten nicht als Neuanträge 
und sind von der Kommission im Rahmen des ursprüng-
lichen Antrages zu bearbeiten. Daraus folgt, dass keine  
Verlängerung der Frist gemäß Abs. 1 Z 3 betreffend den 
Erstantrag erfolgt. Da sich Abs. 6 zweiter Satz (eben-
so wie Art. 35 Abs. 5 der RL 2014/25/EU) ausdrücklich 
nur auf Nachfolgeanträge betreffend „dieselbe Tätig-
keit“ bezieht, gilt die Regelung auch für Nachfolgeanträge  
betreffend dieselbe Tätigkeit aber hinsichtlich eines anderen 
geographischen Gebietes.
Gemäß Abs. 7 hat der Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort einen Durchführungsrechtsakt oder 
die Bekanntmachung über die nicht fristgerechte Erlassung  
desselben unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Zu den §§ 185 bis 192 (Schwellenwerte,  
Berechnung des geschätzten Leistungswertes):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 4. Abschnitt des 1. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 12 bis 19). Mit den §§ 185 bis 191 
werden die Art. 15 und 16 der RL 2014/25/EU umgesetzt.  
Der Schwellenwert für besondere Dienstleistungsaufträge 
(vgl. § 312 iVm Anhang XVI) liegt im Sektorenbereich bei  
1 Million Euro.

Zu den §§ 193 bis 202 (Grundsätze des  
Vergabeverfahrens und allgemeine Bestimmungen):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 5. Abschnitt des 1. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 20 bis 30). Mit § 193 werden  
Art. 6 Abs. 1 dritter UAbs, 36 Abs. 1, 43, 51 Abs. 2  
dritter UAbs. und 97 Abs. 2 lit. a der RL 2014/25/EU um- 
gesetzt. § 194 setzt Art. 37 und Art. 97 Abs. 2 lit. b dieser  
Richtlinie mit um. § 195 setzt Art. 56 der Richtlinie mit um, 
während § 196 eine Umsetzung von Art. 38 und § 197 eine 
Umsetzung von Art. 58 darstellt. Mit § 198 wird Art. 59 der 
Richtlinie umgesetzt. § 199 setzt Art. 42 der Richtlinie um. 
Art. 39 der Richtlinie wird mit § 200 Abs. 2 und 3 entsprochen,  
während Art. 65 mit § 201 umgesetzt wird. Schließlich stellt  

§ 202 die Umsetzung von Art. 41 Abs. 1 der Richtlinie 
2014/25/EU dar.

Zu den §§ 203 und 204 (Arten der Vergabeverfahren):
Vgl. dazu die Erläuterungen zu den §§ 31 und 32.
Sämtliche Verfahrensarten des „klassischen“ Vergabe- 
rechtes für öffentliche Auftraggeber (somit auch der wett- 
bewerbliche Dialog und die Innovationspartnerschaft) stehen 
nunmehr auch für Sektorenauftraggeber zur Verfügung.
Wie im 2. Teil des Gesetzes lassen sich die für eine be- 
stimmte Verfahrensart jeweils besonders zu beachtenden 
Bestimmungen in drei Kategorien unterteilen: Die §§ 203  
und 204 beinhalten die jeweilige grundsätzliche Definition, in 
den §§ 205 bis 216 finden sich die Voraussetzungen, unter 
denen auf einen bestimmten Verfahrenstypus zurückge- 
griffen werden kann, und die §§ 279 bis 291 enthalten  
nähere Bestimmungen zum Ablauf und zu den Teilnehmern 
der einzelnen Verfahrensarten; die Regelungen über die 
Rahmenvereinbarung, die elektronische Auktion, das dyna-
mische Beschaffungssystem und die Wettbewerbe finden  
sich schließlich in den §§ 314ff. Die Direktvergabe und  
die Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung sol-
len weiterhin zentral an einer Stelle mit einer Verweisbe- 
stimmung geregelt werden.

Zu § 205 (Wahl des offenen Verfahrens, des nicht  
offenen Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung, 
des Verhandlungsverfahrens mit vorheriger  
Bekanntmachung und des wettbewerblichen Dialoges):
Wie bisher können Sektorenauftraggeber im Oberschwel-
lenbereich frei zwischen dem offenen Verfahren, dem nicht  
offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung und 
dem Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekannt- 
machung wählen. Darüber hinaus steht nunmehr auch der 
wettbewerbliche Dialog als Standardverfahren zur Verfügung  
(vgl. Art. 48 der RL 2014/25/EU, der diesbezüglich keine  
Einschränkung des Anwendungsbereiches vorsieht; anders 
bei der Innovationspartnerschaft, für deren Inanspruch- 
nahme die Beschaffung einer nicht am Markt verfügbaren 
innovativen Leistung inhärente Voraussetzung ist). Zur noch 
größeren Wahlfreiheit im Unterschwellenbereich siehe § 212.

Zu § 206 (Wahl des Verhandlungsverfahrens  
ohne vorherige Bekanntmachung):
Mit dieser Bestimmung wird Art. 50 der RL 2014/25/EU 
umgesetzt. In den in dieser Bestimmung taxativ aufgezähl-
ten Fällen kann der Sektorenauftraggeber ein Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung im Oberschwel-
lenbereich durchführen. Vgl. dazu die Erläuterungen zu den  
§§ 35 bis 37.
Ergänzend ist zu Abs. 1 Z 1 darauf hinzuweisen, dass  
Art. 50 lit. a der RL 2014/25/EU lediglich von Verhandlungs-
verfahren (mit vorheriger Bekanntmachung) spricht. Da es 
sich hierbei aber offenbar um einen Übersetzungsfehler  
handelt (vgl. die englische Fassung: „a procedure with a prior 
call for competition“) und im Übrigen auch keine sachliche 
Rechtfertigung für eine derartige – im Vergleich zum klas-
sischen Bereich engere – Einschränkung besteht, soll der  
Tatbestand der Z 1 für alle Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung gelten.
Abs. 1 Z 6 (zusätzliche Lieferungen) enthält abweichend  
von § 36 Abs. 1 Z 8 keine 3-Jahres-Grenze. Ebenso sieht 
Abs. 1 Z 7 (Wiederholung gleichartiger Bau- oder Dienst-
leistungen) – anders als die §§ 35 Abs. 1 Z 5 lit. f und 37  
Abs. 1 Z 6 lit. f – keine 3-Jahresfrist für die Vergabe des  
neuen Auftrages vor.
Der Tatbestand des Abs. 1 Z 9 regelt den Fall des Kaufes  
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zu einem besonders günstigen Preis aufgrund außer- 
ordentlicher Umstände („bargain purchase“, „Sonder- 
angebot“, „Schnäppchen“). Aufgrund der restriktiven For-
mulierung der Tatbestandsvoraussetzungen („besonders  
günstige Gelegenheit“, „sehr kurzer Zeitraum“, „erheblich 
unter den marktüblichen Preisen“) ist klargestellt, dass ein 
wirtschaftlicher Parallelwettbewerb unter diesen Voraus- 
setzungen nicht stattfinden kann und deshalb die Durchfüh-
rung eines Verhandlungsverfahrens mit nur einem Unter- 
nehmer zulässig ist.

Zu § 207 (Wahl der elektronischen Auktion):
Vgl. dazu die Erläuterungen zu § 38. Mit der vorliegenden 
Bestimmung wird Art. 53 Abs. 1 und 2 der RL 2014/25/EU mit 
umgesetzt. Aufgrund der Neuregelung der Rahmenverein- 
barung im Sektorenbereich (vgl. dazu die §§ 314 bis 316) 
ist eine elektronische Auktion nunmehr auch bei der Ver- 
gabe eines Auftrages aufgrund einer Rahmenvereinbarung 
zulässig.

Zu § 208 (Abschluss von Rahmenvereinbarungen  
und Vergabe von Aufträgen aufgrund einer  
Rahmenvereinbarung):
Vgl. dazu die Erläuterungen zu § 39. Anders als bisher regelt 
die Bestimmung des § 208 nun wie im klassischen Bereich nur 
die Voraussetzungen für die Wahl der Rahmenvereinbarung 
(im Oberschwellenbereich); für den Unterschwellenbereich 
siehe § 215. Das Verfahren zum Abschluss einer Rahmen-
vereinbarung ist in § 315 näher geregelt, die Vergabe eines 
Auftrages aufgrund einer Rahmenvereinbarung in § 316.

Zu § 209 (Einrichtung eines dynamischen Beschaffungs- 
systems und Vergabe von Aufträgen auf Grund eines 
dynamischen Beschaffungssystems):
Die Verfahrensart des dynamischen Beschaffungssystems 
ist in den §§ 321 bis 323 näher geregelt. Zulässig ist die  
Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems im 
Oberschwellenbereich nur nach Durchführung eines nicht 
offenen Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung ohne 
Zuschlagserteilung.

Zu § 210 (Wahl der Innovationspartnerschaft):
Das Verfahren der Innovationspartnerschaft ist für jene Fälle  
vorgesehen, in denen ein Bedarf nach einer innovativen  
Leistung besteht, der nicht durch den Erwerb von bereits auf 
dem Markt verfügbaren Waren, Bau- oder Dienstleistungen 
befriedigt werden kann. Zum Verfahrensablauf sowie zu den 
Teilnehmern bei Innovationspartnerschaften siehe die §§ 285 
bis 288 sowie 290.

Zu § 211 (Wahl des Wettbewerbes):
Diese Regelung normiert die freie Wahl des Sektorenauftrag-
gebers zwischen dem offenen und dem nicht offenen Wett-
bewerb (im Oberschwellenbereich; für den Unterschwellen-
bereich siehe § 216).

Zu den §§ 212 bis 216 (Wahl der  
Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich):
Der Unterschwellenbereich enthält abweichend vom 3. Ab- 
schnitt des 2. Hauptstückes des 2. Teiles in § 212 eine all-
gemeine Grundregel für die Wahl der Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich. Er normiert die freie Wahl zwischen 
den in § 203 vorgesehenen Vergabeverfahrenstypen für  
Auftragsvergaben im Unterschwellenbereich (mit Aus- 
nahme der Direktvergabe und der Direktvergabe mit 
vorheriger Bekanntmachung, die nur unter den in den  
§§ 213 und 214 genannten Voraussetzungen gewählt wer-

den dürfen). Freie Wahl des Verfahrens bedeutet, dass die 
Bestimmungen, die die Wahl eines Verfahrens im Ober-
schwellenbereich an bestimmte Voraussetzungen knüpfen,  
nicht anwendbar sind. Freie Wahl zwischen den vorgese-
henen Verfahrensarten bedeutet aber nicht, dass völlige  
Formfreiheit besteht; der Sektorenauftraggeber kann eine 
Auftragsvergabe daher nicht völlig losgelöst von formalen  
Vorgaben vergeben, er hat sich vielmehr für eines der 
in § 203 vorgesehenen Verfahren zu entscheiden und 
dieses Verfahren dann nach den dafür vorgesehenen 
Bestimmungen für den Sektorenbereich durchzuführen.  
Aus der Anordnung des ersten Satzes ergibt sich auch die 
Zulässigkeit des dynamischen Beschaffungssystems, des 
wettbewerblichen Dialoges sowie der Innovationspartner-
schaft, da diese Verfahren in § 203 als Verfahren zur Vergabe 
von Aufträgen genannt sind.
Eine Einschränkung der freien Wahl ergibt sich aus der 
Grundsatzbestimmung des zweiten Satzes, wonach ein 
angemessener Grad von Öffentlichkeit sicherzustellen ist, 
soweit dies aufgrund des Wertes und des Gegenstandes 
des Auftrages erforderlich erscheint. Die Formulierung des 
zweiten Satzes, durch das dem primärrechtlich gebotenen 
Transparenzgebot entsprochen werden soll, lehnt sich an 
das Urteil des EuGH in der Rs C 324/98, Telaustria, Rz 62 
an (vgl. dazu ferner EuGH Rs C 231/03, CONAME, sowie 
die diesbezüglichen Erläuterungen zu § 46). Zur Klarstellung 
legt der dritte Satz fest, dass insbesondere bei Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Durchführung eines Verhandlungs-
verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im Oberschwel-
lenbereich (vgl. dazu die Tatbestände in § 206) von einer 
Bekanntmachung Abstand genommen werden kann. Durch 
den Ausdruck „insbesondere“ wird ferner verdeutlicht, dass 
von einer Bekanntmachung auch in anderen Fällen abge- 
sehen werden kann. Die Gründe für die Wahl eines Ver- 
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung sind gemäß  
§ 218 Abs. 1 zu dokumentieren. Hinzuweisen ist in diesem 
Zusammenhang auf die Regelung des § 356 Abs. 3.
Zu den §§ 213 und 214 vgl. die Erläuterungen zu den §§ 46 
und 47. Die Regelungen der Direktvergabe und der Direkt-
vergabe mit vorheriger Bekanntmachung entsprechen jenen 
des klassischen Bereiches; um der Besonderheit des Sek-
torenbereiches Rechnung zu tragen, wurden die Schwellen-
werte im Vergleich zum klassischen Bereich jedoch höher 
angesetzt.
Gemäß § 215 hat der Sektorenauftraggeber im Unterschwel-
lenbereich neben den auch im Oberschwellenbereich zu- 
lässigen Verfahrensarten die zusätzliche Möglichkeit, eine 
Rahmenvereinbarung im nicht offenen Verfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung und (ohne Bindung an spezifische 
im Gesetz gelistete Tatbestände) im Verhandlungsverfahren 
ohne vorherige Bekanntmachung abzuschließen. Die zu- 
lässige Nutzung dieser zusätzlichen Möglichkeiten steht 
lediglich unter dem unionsrechtlichen Transparenzvor- 
behalt: sofern im Hinblick auf die spezifischen Merkmale der 
Rahmenvereinbarung ein eindeutiges grenzüberschreiten-
des Interesse besteht, ist zum Abschluss der Rahmenver- 
einbarung ein Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung 
zwingend erforderlich. Die Beurteilung des „eindeutigen 
grenzüberschreitenden Interesses“ hat im Einzelfall anhand 
der vom EuGH entwickelten Kriterien zu erfolgen (vgl. 
dazu etwa EuGH Rs C-507/03, Kommission gegen Irland, 
C-412/04, Kommission gegen Italien, C-147/06, SECAP, 
C-388/12, Commune di Ancona, verb. Rs C-25/14 und 
C-26/14, UNIS, C-278/14, SC Enterprise Focused Solutions, 
verb. Rs C-458/14 und C-67/15, Promoimpresa, C-318/15, 
Tecnoedi Costruzioni Srl, und C 298/15, UAB „Borta“):  
heranzuziehen sind insbesondere der Wertumfang der  
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Rahmenvereinbarung, technische Merkmale der  
Leistung(en), die Gegenstand der Rahmenvereinbarung 
ist/sind, Leistungsort und (reales) Interesse von in anderen  
Mitgliedstaaten ansässigen Unternehmern an der Teilnah-
me am Verfahren. Die Gründe für die Durchführung eines  
Verfahrens ohne vorherige Bekanntmachung sind gemäß  
§ 218 Abs. 1 zu dokumentieren. Für den Abschluss einer  
Rahmenvereinbarung und die Vergabe eines Auftrages  
aufgrund einer Rahmenvereinbarung gelten – auch im  
Unterschwellenbereich – die §§ 315 und 316.
§ 216 sieht für den Unterschwellenbereich – ebenso wie  
§ 45 für den klassischen Bereich – zusätzlich zum offenen und 
nicht offenen Wettbewerb auch den geladenen Wettbewerb 
vor.

Zu den §§ 217 und 218 (Wege der  
Informationsübermittlung, Dokumentation):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 1. Abschnitt des 3. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 48 und 49). Mit § 217 werden  
Art. 40, Art. 54 Abs. 2 und Abs. 3 lit. b, Art. 55 Abs. 3 und  
Art. 106 Abs. 2 der RL 2014/25/EU und mit § 218 wird  
Art. 100 Abs. 2 dieser Richtlinie umgesetzt.

Zu den §§ 219 bis 237 (Bekanntmachungen):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 2. Abschnitt des 3. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 50 bis 66). Den Regeln über die 
Vorinformation in den genannten Paragraphen entsprechen 
die Bestimmungen über die regelmäßige nichtverbindliche 
Bekanntmachung. Ebenso wird auf die Abweichung in den  
§§ 231 Abs. 5, 232 Abs. 4 und 237 Abs. 4 hingewiesen, 
wonach bei Dienstleistungsaufträgen auf dem Gebiet der For-
schung und Entwicklung die Angaben zu Art und Menge der 
Dienstleistungen auf näher genannte Angaben beschränkt 
werden können.
Zusätzlich besteht für Sektorenauftraggeber weiterhin die 
Möglichkeit, eine Bekanntmachung im Wege einer Bekannt-
machung über das Bestehen eines Prüfsystems vorzuneh-
men (zum Prüfsystem vgl. § 256).
Es wird darauf hingewiesen, dass eine gebündelte Bekannt-
gabe auf Unionsebene gemäß § 231 Abs. 2 bei einer Auf-
tragsvergabe im Rahmen eines Prüfsystems nicht zulässig 
ist, da es dazu in der RL 2014/25/EU keine Regelung gibt.
§ 219 soll die Art. 52 Abs. 4 und 8, 53 Abs. 4,  
54 Abs. 3, 55 Abs. 1, 68 Abs. 2, 69, 80 Abs. 2 und  
96 Abs. 1 der RL 2014/25/EU mit umsetzen. § 220 setzt die 
Art. 71 Abs. 6 und 96 Abs. 3 dieser RL mit um. § 225 stellt 
eine Umsetzung der Art. 44 Abs. 4 lit. c, 68 Abs. 1 sowie  
71 Abs. 1, 2 und 5 der RL dar. Mit § 226 werden 
 Art. 44 Abs. 4 lit. a, 67 und 72 Abs. 3 der RL umgesetzt.  
§ 228 Abs. 1 setzt Art. 68 Abs. 1 der RL um. § 229 Abs. 6  
setzt Art. 72 Abs. 1 und 2 der RL um. Mit § 231 werden  
die Art. 52 Abs. 8, 68 Abs. 2, 70, 92 Abs. 2 sowie 96 Abs. 1 
und 2 der RL mit umgesetzt.

Zu den §§ 238 bis 247 (Fristen):
Wie bisher ist der 3. Abschnitt des 3. Hauptstückes des  
3. Teiles in drei Unterabschnitte unterteilt: der 1. Unter- 
abschnitt enthält die allgemeinen Bestimmungen, die für 
Ober- und Unterschwellenbereich gleichermaßen gelten; der 
2. Unterabschnitt enthält die Regelungen der RL 2014/25/EU 
betreffend die Mindestfristen sowie deren Verlängerung bzw. 
Verkürzung im Oberschwellenbereich; der 3. Unterabschnitt 
enthält eine besondere Regelung für den Unterschwellen- 
bereich.
Zu den §§ 238 bis 240 vgl. die Erläuterungen zu den §§ 67,  
68 und 69 Abs. 2. Zur Verlängerung von Fristen im Fall eines 
Serverausfalles vgl. § 217 Abs. 8. Mit § 239 wird Art. 66  

Abs. 1, mit § 240 wird Art. 76 Abs. 4 der RL 2014/25/EU 
umgesetzt.
Die Regelung des § 241 setzt Art. 73 Abs. 2 der RL 2014/25/EU  
um und gilt – anders als im klassischen Bereich, vgl. dort  
§ 69 Abs. 1 – nur im Oberschwellenbereich. Vgl. im Übri-
gen die Erläuterungen zu § 69 Abs. 1. Abweichend von § 69  
Abs. 1 sieht die Regelung des § 241 eine Fristverkürzung 
auf vier Tage nur für das beschleunigte offene Verfahren vor, 
da im Sektorenbereich kein beschleunigtes Verhandlungs- 
verfahren vorgesehen ist.
Die in § 242 geregelte Teilnahmeantragsfrist von 15 Tagen 
im Oberschwellenbereich ergibt sich aus den Art. 46 Abs. 1  
zweiter UAbs., 47 Abs. 1 zweiter UAbs., 48 Abs. 1 
zweiter UAbs., 49 Abs. 1 vierter UAbs. und 52 Abs. 2  
zweiter UAbs. lit. a der RL 2014/25/EU. Nach dem Wortlaut 
der RL 2014/25/EU darf die Frist „grundsätzlich […] nicht 
weniger als 30 Tage […] und auf keinen Fall weniger als  
15 Tage“ betragen, allerdings ohne nähere Anhaltspunkte, 
wann welche dieser Fristen gelten soll. Im Lichte des ohne-
hin geltenden Grundsatzes der Angemessenheit von Fristen 
wird als Mindestfrist daher hier die kürzere Frist von 15 Tagen 
umgesetzt. Da gemäß § 287 Abs. 1 bei der Innovations- 
partnerschaft ein Verhandlungsverfahren durchzuführen 
ist, gilt die hier normierte 15-Tagesfrist auch für die Innova- 
tionspartnerschaft. Beim dynamischen Beschaffungssystem 
gilt die 15-Tagesfrist nur für Teilnahmeanträge iZm der erst- 
maligen Einrichtung des dynamischen Beschaffungs- 
systems; sobald das System eingerichtet wurde, gilt diese 
Frist nicht mehr (vgl. Art. 52 Abs. 2 zweiter UAbs. lit. a letzter 
Satz der RL 2014/25/EU sowie § 322 Abs. 3).
§ 243 enthält die in der RL 2014/25/EU enthaltenen Ange-
botsfristen für den Oberschwellenbereich. Die Abs. 1 und 5 
setzen Art. 45 Abs. 1 zweiter UAbs. und 4 um, Abs. 2 setzt 
die Art. 46 Abs. 2 zweiter und dritter UAbs. und 47 Abs. 2  
zweiter und dritter UAbs. um, Abs. 3 setzt Art. 52 Abs. 2  
zweiter UAbs. lit. b um, Abs. 4 setzt Art. 73 Abs. 1 dritter  
und vierter UAbs. mit um und Abs. 6 setzt Art. 66 Abs. 2 um. 
Abs. 1 regelt die Angebotsfrist im offenen Verfahren, wobei 
hier das System – ebenso wie im klassischen Bereich – 
insofern umgekehrt ist, als in Österreich als Grundsatz die 
(nach der RL) verkürzte Angebotsfrist gilt, die bei nicht elek- 
tronisch durchgeführten Vergabeverfahren gemäß § 243  
Abs. 5 um fünf Tage zu verlängern ist (anders Art. 45 Abs. 1 
zweiter UAbs. der RL 2014/25/EU, der als Grundsatz eine 
Frist von 35 Tagen vorsieht, die bei Akzeptanz von elek- 
tronischen Angeboten gemäß Art. 45 Abs. 4 um fünf Tage 
verkürzt werden kann). Abs. 2 sieht wie bisher vor, dass 
die Angebotsfrist im nicht offenen Verfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung und im Verhandlungsverfahren mit vor- 
heriger Bekanntmachung einvernehmlich zwischen dem  
Sektorenauftraggeber und den ausgewählten Bewerbern  
festgelegt werden kann. Kommt eine einvernehmliche Fest-
legung nicht zustande, hat der Sektorenauftraggeber eine 
zumindest zehntägige Angebotsfrist vorzusehen. Hinzu- 
weisen ist darauf, dass eine einvernehmlich festgeleg-
te Angebotsfrist auch kürzer als zehn Tage sein kann. Zu  
Abs. 4 ist darauf hinzuweisen, dass § 246 nur für das offe-
ne Verfahren gilt, da nur dort eine Fristverkürzung wegen 
Dringlichkeit vorgesehen ist; die 10-Tages-Frist im Falle der  
nicht einvernehmlichen Festlegung im nicht offenen Verfah-
ren mit vorheriger Bekanntmachung und im Verhandlungs-
verfahren mit vorheriger Bekanntmachung muss daher 
jedenfalls verlängert werden, wenn die Ausschreibungs- 
unterlagen nicht elektronisch zu Verfügung gestellt werden. 
Vgl. im Übrigen die Erläuterungen zu § 71.
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Mit § 244 wird Art. 66 Abs. 3 der RL 2014/25/EU umgesetzt. 
Vgl. die Erläuterungen zu § 72.
Mit den §§ 245 und 246 wird Art. 45 Abs. 2 und 3 der  
RL 2014/25/EU umgesetzt. § 245 regelt die Verkürzung der 
Angebotsfrist im offenen Verfahren bei Vorliegen einer regel-
mäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung. Um die Frist-
verkürzung in Anspruch nehmen zu können, muss die regel-
mäßige nichtverbindliche Bekanntmachung die angeführten 
Vorgaben zeitlicher und inhaltlicher Art erfüllen. § 246 regelt 
die Verkürzung der Angebotsfrist im offenen Verfahren bei 
Dringlichkeit. Vgl. hierzu auch die Erläuterungen zu § 74.
Um den Gestaltungsspielraum des Sektorenauftraggebers im 
Unterschwellenbereich beizubehalten, werden in § 247 keine 
spezifischen Fristen festgelegt, sondern nur die allgemeinen 
Bestimmungen der §§ 238 bis 240 für maßgeblich erklärt.

Zu den §§ 248 bis 258 (Eignung der Unternehmer):
Die Bestimmungen des 3. Teiles über die Eignung bzw. die 
Eignungsprüfung sehen für Sektorenauftraggeber Verein- 
fachungen gegenüber den für öffentliche Auftraggeber im  
Sinne des 2. Teiles maßgeblichen Vorschriften vor; 
im Wesentlichen wird aber auf die Erläuterungen zum  
4. Abschnitt des 3. Hauptstückes des 2. Teiles verwiesen.
Zu § 248 wird festgehalten, dass für die Sektorenauftrag-
geber – auch öffentliche Sektorenauftraggeber – keine Ein-
schränkung hinsichtlich der Nachweise besteht, die poten-
tiell zum Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leis-
tungsfähigkeit (Eignung) vom Unternehmer verlangt werden  
können.
Gemäß § 248 Abs. 1 gilt grundsätzlich, dass Sektorenauf-
traggeber objektive Eignungskriterien festzulegen haben.  
§ 248 Abs. 2 legt die Verpflichtung des Sektorenauftrag- 
gebers fest, nicht geeignete Unternehmer vom Vergabe- 
verfahren auszuschließen.
Hingewiesen wird hinsichtlich der Ausschlussgründe dar-
auf, dass strafrechtliche Verurteilungen des Unternehmers 
bzw. der in § 249 Abs. 1 genannten Personen von allen  
Sektorenauftraggebern zu berücksichtigen sind, der be- 
troffene Unternehmer somit auszuschließen ist. Bei den 
übrigen Ausschlussgründen sind nur öffentliche Sektoren-
auftraggeber zum Ausschluss des Unternehmers verpflich-
tet, sofern ein solcher Ausschlussgrund vorliegt; Sektoren- 
auftraggeber gemäß den §§ 168 und 169 können die ent-
sprechenden Ausschlussgründe in der Ausschreibung fest- 
legen. Wenn der private Sektorenauftraggeber oder das 
öffentliche Unternehmen daher die Anwendung eines  
solchen Ausschlussgrundes festlegt, hat er auch die damit  
in Zusammenhang stehenden Regeln zu beachten.
Die Möglichkeit, ein Prüfsystem einzurichten und somit ein 
„Präqualifikationsverfahren“ vorzusehen, ist eine weitere  
Erleichterung für Sektorenauftraggeber gegenüber den 
Regelungen des für öffentliche Auftraggeber geltenden  
2. Teiles. Der Vorteil der Einrichtung eines Prüfsystems liegt 
darin, dass der Sektorenauftraggeber das Prüfsystem für 
eine Bekanntmachung nützen kann. In diesem Fall ist bei 
nicht offenen und Verhandlungsverfahren die erste Phase, 
das sog. „short-listing“, insofern einfacher gestaltet, als der 
Sektorenauftraggeber die Auswahl der Teilnehmer an der- 
artigen Verfahren (ohne erneute Bekanntmachung) nur unter 
den sich im Rahmen des Prüfsystems qualifizierten Unter-
nehmern vornehmen kann. Erfolgt die Bekanntmachung 
im Wege einer Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems, erfolgt die Prüfung und Auswahl der Unter- 
nehmer gemäß § 256.
Zum Begriff der „Funktionsweise“ des Prüfsystems gemäß 
§ 256 Abs. 2 wird auf Art. 77 Abs. 2 zweiter UAbs. der  
RL 2014/25/EU verwiesen, welcher beispielhaft „die Auf- 

nahme in das System, die regelmäßige Aktualisierung etwa-
iger Qualifizierungen und die Dauer der Aufrechterhaltung 
des Systems“ aufzählt.
§ 248 Abs. 1 stellt eine Umsetzung von Art. 78 Abs. 1 der  
RL 2014/25/EU dar. Mit § 249 wird Art. 80 Abs. 1 der 
RL umgesetzt. § 251 setzt die Art. 37 Abs. 2 sowie 80  
Abs. 2 und 3 der RL um. Art. 80 Abs. 2 und 3 der RL werden 
auch durch die §§ 252 Abs. 1, 253 und 256 mit umgesetzt.  
§ 256 setzt die Art. 75 Abs. 4 bis 6, 78 Abs. 2, 77, 79 Abs. 1  
sowie 80 Abs. 1 und 3 der RL um. Mit § 258 wird Art. 81  
Abs. 1 und 2 der RL umgesetzt.
Zu § 253 Abs. 1 und 2 ist hinzuzufügen, dass die Festlegung 
von Nachweisen bezüglich des Nichtvorliegens von Aus-
schlussgründen bei öffentlichen Unternehmen bzw. priva-
ten Sektorenauftraggebern nur insoweit erforderlich ist, als 
Ausschlussgründe anwendbar sind (zwingend § 249 Abs. 1)  
bzw. als anwendbar festgelegt wurden (alle übrigen Aus-
schlussgründe). Öffentliche Sektorenauftraggeber haben 
hingegen die entsprechenden Nachweise für alle im Gesetz 
genannten Ausschlussgründe festzulegen. Ferner ist zu 
beachten, dass gemäß den allgemeinen Grundsätzen (vgl. 
§ 193 Abs. 1) die Vergabe nur an „geeignete“ Unternehmer 
erfolgen darf. Um die Eignung zu prüfen, haben die Sek- 
torenauftraggeber jedenfalls entsprechende Nachweise fest-
zulegen.

Zu den §§ 259 bis 278 (Die Ausschreibung):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 5. Abschnitt des 3. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 88 bis 111).
Zu § 269 wird darauf hingewiesen, dass dies die dem  
§ 100 entsprechende Regelung für den Sektorenbereich ist.  
Art. 4 der RL 2011/7/EU erfasst lediglich öffentliche Auftrag-
geber als Sektorenauftraggeber (vgl. Art. 2 Z 2 der Richtlinie), 
öffentliche Unternehmen und private Sektorenauftraggeber 
fallen hingegen unter den allgemeinen Art. 3 der genannten  
Richtlinie. Aufgrund von Sachlichkeitserwägungen sollen 
die Regelungen im Sektorenteil jedoch für alle Sektoren-
auftraggeber gelten. Insbesondere führt die Aufnahme auch 
der öffentlichen Unternehmen (die eine Sektorentätigkeit 
ausüben) und der privaten Sektorenauftraggeber in den  
§ 269 dazu, dass ein Verstoß gegen die Bestimmungen des  
§ 269 durch diese Auftraggeber – ebenso wie bei öffent- 
lichen (Sektoren)Auftraggebern – der Präklusion unterliegt. 
Der unterschiedlichen Behandlung von öffentlichen Sekto-
renauftraggebern einerseits und öffentlichen Unternehmen 
und privaten Sektorenauftraggebern andererseits durch die  
RL 2011/7/EU wird weiters mit den Abs. 2 Z 2 und 3 Rech-
nung getragen, wonach öffentliche Unternehmen als Sek- 
torenauftraggeber gemäß § 168 und private Sektorenauf- 
traggeber gemäß § 169 jedenfalls und ohne weitere Begrün-
dung eine Zahlungsfrist bis zu 60 Tage festlegen können.  
Differenziert wird auch bei der zulässigen Höhe des Verzugs-
zinssatzes. Während für öffentliche Sektorenauftraggeber 
die Sonderregelung des Abs. 5 gilt, wonach der gesetzliche 
Zinssatz durch Vereinbarung nicht unterschritten werden darf 
(vgl. Art. 4 Abs. 1 iVm Art. 2 Z 5 und 6 der RL 2011/7/EU), 
gilt für öffentliche Unternehmen und private Sektorenauf- 
traggeber die allgemeine (mit dem UGB gleichlautende) 
Regel des Abs. 1, wonach vom gesetzlichen Zinssatz abge-
wichen werden darf, solange dies nicht grob nachteilig für den 
Unternehmer ist. Ein gänzlicher Ausschluss von Verzugs- 
zinsen ist jedoch auch für Sektorenauftraggeber gemäß  
den §§ 168 und 169 jedenfalls unzulässig (vgl. § 459 Abs. 4 
UGB).
Abweichend zum 2. Teil ist auch, dass die Bestimmungen 
zur Barrierefreiheit gemäß § 275 und die Vorgaben für Güte- 
zeichen gemäß § 276 Abs. 1 Z 1 bis 5 nur für den Ober- 



399

E
R

L
Ä

U
T

E
R

U
N

G
E

N

Erläuterungen	 BUNDESVERGABEGESETZ 2018

schwellenbereich gelten. Für Gütezeichen bedeutet dies, 
dass ein Gütezeichen im Unterschwellenbereich verlangt wer-
den kann, auch wenn es nicht alle Voraussetzungen gemäß 
§ 276 Abs. 1 Z 1 bis 5 erfüllt; auch in diesem Kontext ist  
jedoch eine mittelbare oder unmittelbare Diskriminierung von 
Unternehmern (vgl. § 193 Abs. 1 und 9) unzulässig.
Mit § 260 wird Art. 73 Abs. 1 der RL 2014/25/EU umgesetzt. 
§ 262 setzt die Art. 37 Abs. 2, 48 Abs. 1 dritter UAbs., 49  
Abs. 1 vierter UAbs., 60 Abs. 1, 82 und 87 der Richtlinie um.  
§ 263 setzt Art. 83 und Anhang XV der Richtlinie mit um  
(siehe auch § 265). Art. 36 Abs. 2 und Anhang XIV der  
Richtlinie werden mit § 264 umgesetzt. § 266 ist eine 
Umsetzung von Art. 64 der Richtlinie. § 268 setzt Teile von 
 Art. 79 und Art. 88 Abs. 2 der Richtlinie um. Art. 54 der Richt-
linie wird teilweise durch § 271 umgesetzt. § 274 setzt Art. 60  
Abs. 2 bis 6 der Richtlinie um. Die Umsetzung von Art. 60 
Abs. 1 vierter und fünfter UAbs. der Richtlinie findet sich in  
§ 275, während Art. 61 und 62 ihre Umsetzung in den  
§§ 276 und 277 finden.

Zu den §§ 279 bis 291 (Ablauf einzelner Vergabe- 
verfahren und Teilnehmer in diesen Vergabeverfahren):
Die Gliederung dieses Abschnittes entspricht jener des  
6. Abschnittes des 3. Hauptstückes des 2. Teiles (vgl. die 
Erläuterungen zu den §§ 112 bis 124). Da nach dem Sys-
tem der RL 2014/25/EU alle im Bereich des „klassischen Ver- 
gaberechts“ zur Verfügung stehenden Vergabeverfahren 
nunmehr auch für Sektorenauftraggeber zur Verfügung  
stehen, enthalten die §§ 279 bis 291 nunmehr auch Be- 
stimmungen über den Ablauf des wettbewerblichen Dialoges 
sowie der Innovationspartnerschaft.
Zu den §§ 279 und 280 vgl. die Erläuterungen zu den §§ 112 
und 113. Mit § 279 Abs. 2 wird Art. 76 Abs. 7 erster UAbs. der 
RL 2014/25/EU umgesetzt.
Hinzuweisen ist darauf, dass die Bestimmungen zum Ablauf 
des Verhandlungsverfahrens in § 281 weitgehend an die 
Regelungen des klassischen Teiles angeglichen wurden, um 
Unklarheiten sowie Diskrepanzen zwischen dem Verhand-
lungsverfahren im klassischen Bereich und dem Sektoren- 
bereich einerseits sowie zwischen dem Verhandlungs- 
verfahren und der Innovationspartnerschaft (vgl. hierzu 
die detaillierten Regelungen des Art. 49 der RL 2014/25/
EU) innerhalb des Sektorenbereiches andererseits zu ver- 
meiden. Im Übrigen ergeben sich die Anforderungen an das 
Verhandlungsverfahren aus der Rechtsprechung des EuGH 
zu den Grundsätzen des AEUV (vgl. dazu etwa Rs C-298/15, 
Borta, Rz 62 bis 72). Abweichungen zum klassischen Teil  
finden sich in § 281 Abs. 6 letzter Satz (Möglichkeit des  
Sektorenauftraggebers, in der Schlussphase des Verhand-
lungsverfahrens ohne weitere Einschränkung auch nur mit 
einem Bieter zu verhandeln, da die RL 2014/25/EU kein  
Pendant zu Art. 66 der RL 2014/24/EU enthält) und Abs. 9 
(Zulässigkeit von Kaskadenverhandlungen auch im Ober-
schwellenbereich). Vgl. im Übrigen die Erläuterungen zu  
§ 114.
Zu den §§ 282 bis 284 vgl. die Erläuterungen zu den  
§§ 115 bis 117. Die Regelungen zum Ablauf des wettbewerb- 
lichen Dialoges setzen Art. 48 der RL 2014/25/EU um. Sie ent- 
sprechen den Bestimmungen der §§ 115 bis 117 mit einer 
Abweichung in § 283 Abs. 5 zweiter Satz. Letzterer ent- 
hält die Möglichkeit des Sektorenauftraggebers, in der 
Schlussphase den Dialog ohne weitere Einschränkung auf 
einen Teilnehmer (und somit eine Lösung) zu reduzieren; 
unionsrechtlich ist dies zulässig, da die RL 2014/25/EU  
kein Pendant zu Art. 66 der RL 2014/24/EU enthält.
Zu den §§ 285 bis 288 vgl. die Erläuterungen zu den §§ 118 
bis 121. Die Regelungen zum Ablauf der Innovationspartner-

schaft setzen Art. 49 der RL 2014/25/EU um. Sie entsprechen 
großteils den Bestimmungen der §§ 118 bis 121. Abweichun-
gen ergeben sich in § 287 Abs. 2 aufgrund der (im Vergleich 
zum klassischen Teil) leicht unterschiedlichen Regelungen im 
verwiesenen § 281. So wird in § 287 Abs. 2 Z 2 die Mög-
lichkeit von Kaskadenverhandlungen im Oberschwellen- 
bereich ausgeschlossen (da diese Möglichkeit in Art. 49  
der RL 2014/25/EU nicht vorgesehen ist); umgekehrt fehlt 
eine § 120 Abs. 2 Z 2 entsprechende Regelung, da es dem 
Sektorenauftraggeber gemäß § 281 Abs. 6 letzter Satz 
bereits freisteht, in der Schlussphase eines Verhandlungs-
verfahrens auch mit nur einem Bieter zu verhandeln.
§ 289 regelt Anzahl und Auswahl der Teilnehmer im nicht  
offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung und 
im Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntma-
chung. Bei der Mindestzahl von drei aufzufordernden Unter- 
nehmern in Abs. 3 handelt es sich lediglich um eine „Soll-
Bestimmung“; gibt es etwa keine hinreichende Anzahl  
geeigneter Unternehmen (zB bei engen Märkten), kann die 
Leistung nur von einem bestimmten Unternehmer erbracht 
werden oder liegen äußerst dringliche, zwingende Gründe  
vor, so gilt diese Mindestzahl nicht. Dass die festgelegte  
Anzahl einen echten Wettbewerb gewährleisten muss, ergibt 
sich aus Art. 78 Abs. 2 letzter Satz der RL 2014/25/EU.  
Es ist darauf hinzuweisen, dass Unternehmer nur in jener 
Form (als Einzelunternehmer oder Bietergemeinschaft) ein 
Angebot legen dürfen, in der sie vom Auftraggeber zur An- 
gebotsabgabe aufgefordert wurden (vgl. dazu die Regelung 
des § 302 Abs. 1 Z 6).
§ 290 regelt die Teilnahmebestimmungen für alle zweistu-
figen Vergabeverfahren. Die Abs. 1 und 2 entsprechen der 
Regelung des § 123 Abs. 1 und 2 für öffentliche Auftrag- 
geber; auf die diesbezüglichen Erläuterungen wird verwiesen.  
Abs. 3 dient insbesondere der Umsetzung von Art. 78  
Abs. 2 der RL 2014/25/EU und statuiert, dass die Auswahl 
der aufzufordernden Unternehmer anhand der Auswahl- 
kriterien zu erfolgen hat, wobei die Kriterien allen inter-
essierten Unternehmern zugänglich sein müssen. Art. 78  
Abs. 2 der RL 2014/25/EU spricht von einem angemessenem 
„Gleichgewicht“ bzw. von „an appropriate balance“ zwischen 
den Merkmalen des Vergabeverfahrens und den notwen- 
digen Ressourcen für die Durchführung des Vergabever- 
fahrens. Der unveränderte englische Begriff wurde in der  
Art. 54 Abs. 3 der RL 2004/17/EG zutreffender mit „ange-
messenes Verhältnis“ übersetzt; dieser Begriff soll daher in  
Abs. 3 zweiter Satz beibehalten werden. Zu den Auswahl-
kriterien vgl. auch § 2 Z 22 lit. a sowie die dazugehörigen 
Erläuterungen. So müssen Auswahlkriterien insbeson- 
dere nicht gewichtet, sondern lediglich in der Reihenfolg  
ihrer Bedeutung angegeben werden. Mit Abs. 4 wird  
Art. 76 Abs. 3 der RL 2014/25/EU umgesetzt. Die Abs. 3  
und 4 sind auch für die Auswahl der Teilnehmer aus dem 
Kreis derer, die sich im Rahmen eines Prüfsystems qualifi-
ziert haben, maßgeblich (vgl. § 256 Abs. 10 letzter Satz).
§ 290 Abs. 5 legt die Anzahl der aufzufordernden Unter-
nehmer mit mindestens drei fest; da es sich hierbei um 
eine „Soll-Bestimmung“ handelt, sind Abweichungen  
(dh. die Festlegung einer geringeren Anzahl von aufzu- 
fordernden Unternehmern) aus sachlichen Gründen mög-
lich. Die festgelegte Anzahl muss einen echten Wettbe-
werb gewährleisten (vgl. Art. 78 Abs. 2 der RL 2014/25/EU).  
Abs. 6 dient ua. der Umsetzung von Art. 75 Abs. 2 lit. a und 
3 der RL 2014/25/EU. Abs. 7 stellt klar, dass der Sektoren-
auftraggeber das Verfahren mit den geeigneten Bewerbern 
fortführen kann, auch wenn die Zahl der eingelangten Teil- 
nahmeanträge von geeigneten Bewerbern unter der gemäß 
Abs. 5 festgelegten Mindestzahl liegt. Geeignete Be- 
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werber gemäß dieser Bestimmung sind jene Unternehmer, 
die befugt, zuverlässig und leistungsfähig sind und recht- 
zeitig einen Teilnahmeantrag gestellt haben. Eine Einbe- 
ziehung zusätzlicher (geeigneter) Unternehmer, die nicht 
rechtzeitig einen Teilnahmeantrag gestellt haben, ist nur im 
Unterschwellenbereich zulässig. Im Oberschwellenbereich 
ist eine Einbeziehung zusätzlicher Unternehmer im Lichte 
von Art. 46 Abs. 2 erster UAbs. erster Satz, Art. 47 Abs. 2  
erster UAbs. erster Satz, Art. 48 Abs. 1 dritter UAbs.  
erster Satz und Art. 49 Abs. 1 vierter UAbs. zweiter 
Satz der RL 2014/25/EU nicht zulässig. Abs. 8 dient der 
Umsetzung von Art. 74 Abs. 1 erster UAbs. und Abs. 2 der  
RL 2014/25/EU. Die in die Aufforderung des Sektoren- 
auftraggebers zur Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme 
am Dialog aufzunehmenden Angaben sind in Anhang XV  
Z 2 angeführt (vgl. Art. 74 Abs. 2 iVm Anhang XIII der  
RL 2014/25/EU). Es ist darauf hinzuweisen, dass Unter- 
nehmer nur in jener Form (als Einzelunternehmer oder  
Bietergemeinschaft) ein Angebot legen dürfen, in der  
sie vom Sektorenauftraggeber zur Angebotsabgabe aufge- 
fordert wurden (vgl. dazu die Regelung des § 302  
Abs. 1 Z 6).
§ 291 dient der Umsetzung der Art. 44 Abs. 4 zweiter UAbs. 
und 74 Abs. 1 erster UAbs. und Abs. 2 der RL 2014/25/EU  
und regelt die Aufforderung zur Interessensbestätigung 
für den Fall, dass die Bekanntmachung der beabsichtigten 
Vergabe eines Auftrages mittels einer regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung erfolgt. Vgl. dazu auch die 
Erläuterungen zu § 124.

Zu den §§ 292 bis 297 (Das Angebot):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 7. Abschnitt des 3. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 125 bis 131).
Die Vorgaben für den Inhalt eines Angebotes bei einer funk- 
tionalen Leistungsbeschreibung in § 295 sind gegen- 
über den analogen Bestimmungen in § 128 erheblich  
reduziert.
Die Regelungen über die Zuschlagsfrist in § 297 entsprechen 
im Wesentlichen denjenigen des klassischen Bereiches in  
§ 131 mit Ausnahme der Länge der Zuschlagsfrist, falls  
keine Festlegung in der Ausschreibung erfolgt. In diesem  
Fall wird die Länge der Zuschlagsfrist mit zwei Monaten  
festgesetzt.
Mit § 294 Abs. 1 Z 2 wird Art. 88 Abs. 2 und 4 der  
RL 2014/25/EU mit umgesetzt.

Zu den §§ 298 bis 303 (Öffnung und Prüfung  
der Angebote, Ausscheiden von Angeboten):
Art. 84 der RL 2014/25/EU wird mit den §§ 300 und 301 um- 
gesetzt (vgl. dazu grundsätzlich auch die Ausführungen 
zu den §§ 137 und 138 wobei zu beachten ist, dass ins- 
besondere die Regelungen des § 300 weniger detailliert sind 
als jene des § 137). § 303 setzt Art. 85 der Richtlinie um.
Anders als bei einem Vergabeverfahren eines öffentlichen 
Auftraggebers – siehe die Vorgaben des § 133 – ist bei 
einem Vergabeverfahren durch einen Sektorenauftragge-
ber keine formalisierte Angebotsöffnung erforderlich (siehe  
§ 298 Abs. 5). Auch darüber hinaus ist die Regelung die-
ses Abschnittes weniger formal als jene im 2. Teil dieses  
Bundesgesetzes; so fehlen hier die Bestimmungen der  
§§ 139 und 140 zu Aufklärungen und Erörterungen bzw. zur 
Dokumentation der Angebotsprüfung.
§ 302 Abs. 1 entspricht im Wesentlichen der Bestimmung  
des § 141 Abs. 1 für öffentliche Auftraggeber; nicht über- 
nommen wurden aus § 141 Abs. 1 die Z 4, 5 und 8, da der  
3. Teil für Sektorenauftraggeber keine entsprechenden  
Regelungen enthält. Hinzuweisen ist allerdings auf  

§ 302 Abs. 2, wonach dem Sektorenauftraggeber die  
Möglichkeit eingeräumt wird („kann“), Unternehmer, die ver-
langte Aufklärungen nicht erbracht haben, auszuscheiden. 
Darüber hinaus steht es dem Sektorenauftraggeber frei,  
weitere Ausscheidungsgründe in den Ausschreibungs- 
unterlagen zu normieren, bei Vorliegen eines solchen  
Ausscheidungsgrundes kann mit einer Ausscheidung ge- 
mäß § 302 Abs. 1 Z 5 (den Ausschreibungsbestimmungen 
widersprechende Angebote) vorgegangen werden.
Zu § 302 Abs. 1 Z 1 wird hinsichtlich der Sektorenauftrag- 
geber gemäß den §§ 168 und 169 angemerkt, dass ein  
Ausschluss voraussetzt, dass diese Sektorenauftraggeber 
die Ausschlussgründe gemäß § 249 Abs. 2 für anwendbar 
erklärt haben.
Zu § 303 ist darauf hinzuweisen, dass Abs. 4 im Gegen-
satz zu Abs. 3 eine Verpflichtung zum Ausscheiden enthält.  
Abs. 4 berührt nicht den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
bestehenden Liberalisierungsgrad gegenüber Drittländern 
aufgrund des GPA.

Zu den §§ 304 bis 307 (Der Zuschlag):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 3. Unterabschnitt des  
8. Abschnittes des 3. Hauptstückes des 2. Teiles (§§ 142 bis 
145). Mit § 305 Abs. 1 wird Art. 75 Abs. 2 lit. c und Abs. 3  
der RL 2014/25/EU mit umgesetzt.

Zu den §§ 308 bis 311 (Beendigung  
des Vergabeverfahrens):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 9. Abschnitt des 3. Haupt-
stückes des 2. Teiles (§§ 146 bis 150).
Die Dokumentationspflichten für Sektorenauftraggeber in 
§ 309 sind gegenüber den Dokumentationspflichten für 
öffentliche Auftraggeber (siehe § 147) erheblich reduziert.  
§ 309 dient der Umsetzung des Art. 100 Abs. 1 und 3 der  
RL 2014/25/EU. Der in § 309 Abs. 1 Z 1 enthaltene Begriff 
„Prüfung“ erstreckt sich auch auf die Prüfung im Rahmen 
eines Prüfsystems.
Zu § 310: Anders als in den Regelungen der §§ 148 und 
149 für öffentliche Auftraggeber wird für Sektorenauftragge-
ber lediglich bestimmt, dass diese eine Ausschreibung aus  
sachlichen Gründen widerrufen können. Zur Beurteilung, 
wann ein derartiger sachlicher Grund vorliegt, wird auf die 
Tatbestände der §§ 148 und 149 und die Erläuterungen dazu 
verwiesen.
Die Regelung des § 311 lehnt sich an die analoge Be- 
stimmung für öffentliche Auftraggeber in § 150 an. Da für 
Sektorenauftraggeber keine detaillierte Auflistung der Tat- 
bestände, die einen Widerruf ermöglichen, besteht, sind auch 
die Bekanntgabeverpflichtungen hinsichtlich der Widerrufs-
entscheidung einfacher geregelt.

Zu den §§ 312 bis 326 (Bestimmungen über  
besondere Aufträge und für besondere Verfahren):
Vgl. dazu die Erläuterungen zum 4. Hauptstück des 2. Teiles 
(§§ 151 bis 165).
Abweichend von den Bestimmungen im 2. Teil ist die Rege-
lung über den Abschluss von Rahmenvereinbarungen 
und die Vergabe von Aufträgen aufgrund von Rahmen- 
vereinbarungen (vgl. die §§ 314 bis 316). Wie bisher soll die 
Regelung nur die notwendigen gesetzlichen Vorgaben er- 
fassen. Auch im Sektorenbereich ist der erneute Aufruf zum 
Wettbewerb möglich, dieser ist jedoch nicht so detailliert ge- 
regelt wie im klassischen Teil (und dort von der Richtlinie 
2014/24/EU vorgegeben, vgl. Art. 33 dieser Richtlinie). Hin-
zuweisen ist darauf, dass die Regelungen der §§ 314 bis 316 
auch für den Unterschwellenbereich gelten.
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Mit den §§ 312 und 313 werden die Art. 90 bis 94 der  
RL 2014/25/EU mit umgesetzt. § 312 enthält über-
dies die Regelungen für PSO-Vergaben im Sektoren-
bereich. Die §§ 314 bis 316 sollen die Art. 51 sowie  
54 Abs. 4 und 5 der RL umsetzen. Die §§ 317 bis 320  
stellen eine Mitumsetzung von Art. 53 und Anhang VII der 
RL dar. Mit den §§ 321 bis 323 werden die Art. 52 und 54 
Abs. 6 der RL umgesetzt. Die §§ 324 bis 326 setzen die  
Art. 97 und 98 der RL um.

Zum 4. Teil (Rechtsschutz vor  
dem Bundesverwaltungsgericht):
Der 4. Teil enthält die insbesondere für die Umsetzung der 
unionsrechtlichen Anforderungen zentralen gesetzlichen 
Regelungen eines Rechtsschutzverfahrens in Vergabean- 
gelegenheiten. Die Abfolge der Gliederungsebenen ent-
spricht der Systematik des BVergG 2006.
Der Rechtsschutzteil übernimmt im Kern das mit dem 
BVergG 2002 eingeführte und durch das BVergG 2006  
fortgeführte System. Insbesondere wird die Unterscheidung 
in gesondert und bloß „verbunden“ (nicht-gesondert) an- 
fechtbare Entscheidungen (diese Regelung erfolgt im  
materiellen Teil in § 2 Z 15) aufrechterhalten und werden 
Fristen für die Anfechtung festgelegt und wird die Geltend-
machung von Schadenersatzansprüchen von der vor- 
herigen Erlangung einer Feststellung abhängig gemacht.  
Die Änderungen ergeben sich aus der Notwendigkeit  
der Anpassung an die Vorgaben der neuen Vergaberichtlini-
en (Die Rechtsmittelrichtlinie 89/665/EWG [RMRL] bzw. die  
Richtlinie 92/13/EWG [Sektoren-RMRL] wurden nicht ge- 
ändert: Art. 46 und 47 der RL 2014/23/EU enthalten lediglich 
eine Erstreckung des Geltungsbereiches auf Konzessions-
vergaben und Zitatanpassungen.) und an verschiedene Ent-
wicklungen in der Rechtsprechung des EuGH. Es wird sohin 
weitgehend das bisher geltende Rechtsschutzsystem im  
Vergaberecht fortgeführt.
Neu sind Regelungen zur Verfahrenshilfe, die die erforder- 
lichen Abweichungen vom Verwaltungsgerichtsverfahrens- 
gesetz – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013, normieren.
Eine wesentliche Änderung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage ergibt sich durch die Vereinheitlichung der  
Fristen im Nachprüfungsverfahren auf zehn Tage im Ober-
schwellen- wie auch im Unterschwellenbereich. Weiters kommt 
es aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben zu Änderungen 
der Passivlegitimation im Rechtsschutzverfahren. Wenn im  
4. Teil vom „Auftraggeber“ die Rede ist, meint dies im Falle 
der gemeinsamen Auftragsvergabe gemäß § 22 bzw. § 195  
den bzw. die in der gemeinsamen Ausschreibung ange- 
führten Auftraggeber, da diese Parteien im Rechtsschutzver-
fahren sein sollen; im Feststellungsverfahren sind es alle an 
der Auftragsvergabe beteiligten Auftraggeber.
Weiters werden in Folge der Entscheidung des EuGH vom 
26. November 2015, Rs C 166/14, MedEval, die Fristen im 
Feststellungsverfahren angepasst.
Die verfassungsrechtlich gebotene Erstreckung des verga-
bespezifischen Rechtsschutzes auf den Unterschwellenbe- 
reich (vgl. VfSlg. 16.027/2000) hat zur Folge, dass auch im 
Unterschwellenbereich die Beschreitung des Zivilrechts- 
weges wie bisher unzulässig ist. Daher kann vor Zuschlags-
erteilung eine rechtswidrige Vergabeentscheidung auch 
im Unterschwellenbereich nur durch Antrag auf Nichtiger- 
klärung und auf einstweilige Verfügung an das BVwG, nicht 
jedoch durch Klage vor dem Zivilgericht verhindert werden. 
Ebenso gilt im Unterschwellenbereich das vergaberecht- 
liche Sonderschadenersatzrecht. Schadenersatzklagen be- 
dürfen daher auch im Unterschwellenbereich der vorherigen 

Feststellung der Rechtswidrigkeit der Vergabeentscheidung 
durch das BVwG.

Zu § 327 (Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes):
Mit dieser Bestimmung soll für den Bereich der Bundes- 
vollziehung weiterhin von der Ermächtigung des Art. 130 
Abs. 2 Z 2 B-VG Gebrauch gemacht werden, wonach durch 
Bundes- oder Landesgesetz sonstige Zuständigkeiten der 
Verwaltungsgerichte zur Entscheidung über Beschwerden 
wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines Auftrag- 
gebers in den Angelegenheiten des öffentlichen Auftrags-
wesens vorgesehen werden können. Die Zuständigkeit  
des BVwG besteht nur hinsichtlich jener Auftraggeber, die  
in den Vollziehungsbereich des Bundes fallen (Art. 14b  
Abs. 2 Z 1 B-VG).
Gegen die Entscheidung des BVwG kann (ordentliche oder 
außerordentliche) Revision beim VwGH erhoben werden 
(Art. 133 Abs. 1 Z 1 B-VG). Eine solche Revision bewirkt  
im Allgemeinen keine Verzögerung des zugrunde liegenden 
Vergabeverfahrens, da ihr grundsätzlich keine aufschie- 
bende Wirkung zukommt (§ 30 Abs. 1 des Verwaltungs- 
gerichtshofgesetzes 1985 – VwGG, BGBl. Nr. 10/1985).

Zu § 328 (Senatszuständigkeit und -zusammensetzung):
Das BVwG soll in den Angelegenheiten des öffentlichen  
Auftragswesens grundsätzlich durch Senate entschei-
den. Abs. 1 enthält eine Aufzählung von Angelegenheiten,  
in denen abweichend von diesem Grundsatz die Ent- 
scheidung durch einen Einzelrichter erfolgen kann. Die gemäß  
§ 9 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes – BVwGG, 
BGBl. I Nr. 10/2013, dem Vorsitzenden obliegenden  
Aufgaben bleiben von der vorliegenden Bestimmung  
unberührt.
Hinsichtlich der Anträge auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung ist darauf hinzuweisen, dass Entscheidungen  
über diese Anträge nicht die Rechtssache an sich er- 
ledigen und deshalb in Form eines Beschlusses erfolgen  
sollen (vgl. § 31 Abs. 1 VwGVG). Abs. 2 regelt die Senats- 
zusammensetzung. Wie bisher soll der Senat aus  
einem Berufsrichter und zwei fachkundigen Laienrichtern 
bestehen.

Zu § 329 (Fachkundige Laienrichter):
Die Bestimmung entspricht dem geltenden § 293 BVergG 
2006. Zur Bestellung der Laienrichter siehe auch § 12  
Abs. 3 BVwGG.

Zu § 330 (Aufgabe des Vorsitzenden):
Die Regelung entspricht – von terminologischen An- 
passungen abgesehen – dem bisherigen § 294 BVergG 2006.  
Die gemäß § 9 BVwGG dem Vorsitzenden obliegenden  
Aufgaben bleiben von der vorliegenden Bestimmung un- 
berührt. Grundsätzlich sind den fachkundigen Laienrichtern  
alle entscheidungsrelevanten Dokumente zu übermitteln.  
Aufgrund des Umfanges gewisser Dokumente bzw. des 
Umfanges der Unterlagen eines Nachprüfungs- bzw. Fest-
stellungsverfahrens an sich kann es jedoch in gewissen 
Fällen untunlich sein, alle entscheidungsrelevanten Doku-
mente zu übermitteln, da dies zu einem unverhältnis- 
mäßigen verwaltungstechnischen Aufwand beim BVwG 
führen würde (Einscannen und Übermittlung von umfang-
reichen Ordnern oder postalische Übermittlung von Ord-
nerkopien, da eine Übermittlung per E-Mail aufgrund  
technischer Vorkehrungen wie zB einer Postfachbeschrän-
kung nicht möglich ist). In diesen Fällen müssen die ent-
scheidungsrelevanten Dokumente für die fachkundigen 
Laienrichter lediglich bereitgehalten werden (dh. Bereit- 
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haltung zur Einsichtnahme beim BVwG oder durch Bereit-
stellung eines Zuganges zum elektronischen Akt des BVwG  
[derzeit eVA+]). Der Bereithaltung ist auch dann der Vorzug 
zu geben, wenn im Rahmen der Durchführung eines Ver- 
fahrens beim BVwG hochsensible (zB klassifizierte) Infor- 
mationen den fachkundigen Laienrichtern zur Kenntnis 
gebracht werden müssen. Die Tatsache, dass alle Ver- 
fahrensunterlagen von den fachkundigen Laienrichtern  
grundsätzlich vertraulich zu behandeln sind (wegen 
Geschäfts- oder Berufsgeheimnissen, Informationen über  
Kalkulationen, Preise usw.) rechtfertigt für sich aber  
noch keine Ausnahme vom oben genannten Grundsatz der 
Übermittlung.

Zu § 331 (Unvereinbarkeit):
§ 331 enthält die Unvereinbarkeitsregelungen hinsicht- 
lich der fachkundigen Laienrichter und entspricht dem  
geltenden § 295 BVergG 2006. Die Regelungen be- 
treffend die Unvereinbarkeiten der Mitglieder des BVwG  
finden sich bereits in Art. 134 Abs. 5 B-VG.

Zu § 332 (Ausschluss fachkundiger  
Laienrichter und Ablehnung durch die Parteien):
Die fachkundigen Laienrichter sollen in jenen Verfahren  
ex lege von der Mitwirkung an einer Entscheidung aus-
geschlossen sein, in welchen eine Auftragsvergabe jener  
Institution überprüft wird, die sie entsendet hat oder auf 
deren Vorschlag die Bestellung zum fachkundigen Laien-
richter erfolgt ist. Auch das Ablehnungsrecht des Abs. 2  
entspricht dem geltenden Recht und ergänzt insoweit die  
Befangenheitsregelung des § 6 VwGVG.

Zu § 333 (Anzuwendendes Verfahrensrecht):
Gemäß § 17 VwGVG sind nur auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG das AVG und 
andere verfahrensrechtliche Bestimmungen im Verfahren 
vor dem Verwaltungsgericht anzuwenden. Insofern ist es er- 
forderlich, eine analoge Regelung betreffend die subsi- 
diäre Anwendung der genannten Bestimmungen des AVG 
auch für das Verfahren vor dem BVwG in den Angelegen-
heiten des öffentlichen Auftragswesens vorzusehen. Dabei 
ist hinsichtlich des Fristenlaufes klarzustellen, dass nach  
den Regelungen des AVG der Tag des fristauslösenden 
Ereignisses nicht zur Frist zählt. Dieses Verständnis setzen 
die Fristen des Rechtsschutzteiles voraus. Auch nach der 
Verordnung (EWG, EURATOM) Nr. 1182/71 gilt diese Regel 
(vgl. die §§ 67 und 238).

Zu § 334 (Zuständigkeit):
Die Zuständigkeiten des BVwG werden beibehalten. Termi-
nologisch wird weiterhin zwischen dem Nachprüfungsver- 
fahren (vor der Zuschlagserteilung) und dem Feststel-
lungsverfahren (nach Beendigung des Vergabeverfahrens) 
unterschieden. Die Aufzählung der Sonderzuständigkei-
ten des BVwG ist abschließend. Unberührt bleiben die aus 
dem VwGVG erfließenden Kompetenzen, etwa verfahrens-
rechtliche Entscheidungen zu treffen, zB über eine Wieder- 
aufnahme des Verfahrens oder über einen Kostenersatz  
zu entscheiden. Ebenso ist das BVwG dazu zuständig, mit  
den in § 335 verfügten Abweichungen nach Maßgabe der 
Bestimmungen des VwGVG über Verfahrenshilfeanträge 
betreffend Feststellungsanträge zu entscheiden. Im zweiten 
Satz des Abs. 1 wird ausdrücklich angeordnet, dass sämt- 
liche Anträge unmittelbar beim BVwG einzubringen sind, da 
die Regelungen der §§ 12 und 20 VwGVG für Verfahren in 
den Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens nicht 
einschlägig sind.

Nach der Rechtsprechung des EuGH muss die Möglichkeit 
der Erlassung einer einstweiligen Verfügung auch schon vor 
(und daher unabhängig von) der Stellung eines Antrages auf 
Nichtigerklärung einer Auftraggeberentscheidung bestehen 
(vgl. EuGH vom 19. September 1996, Rs C 236/95, Kom-
mission/Griechenland, und vom 15. Mai 2003, Rs C 214/00, 
Kommission/Spanien). Die Regelung für die Erlassung einst-
weiliger Verfügungen ist daher wie schon bisher von jener für 
das Nachprüfungsverfahren getrennt.
Die in Abs. 2 geregelte Befassung zur Nachprüfung ist nur 
bis zum Zeitpunkt des erfolgten Zuschlages bzw. Widerrufes 
zulässig und entspricht den unionsrechtlichen Vorgaben auf-
grund der RMRL und der Sektoren-RMRL.
Das BVergG 2018 hält an der durch das BVergG 2002  
eingeführten und durch das BVergG 2006 fortgeführten 
Unterscheidung zwischen gesondert und nicht gesondert 
anfechtbaren Entscheidungen fest. Nach diesem Konzept 
können nur die gesondert anfechtbaren Entscheidungen  
mit einem eigenständigen Nachprüfungsantrag ange- 
fochten und für nichtig erklärt werden; die Rechtswidrig-
keit der jeweils vorangehenden nicht gesondert anfecht- 
baren Entscheidungen ist im Wege der Anfechtung der 
jeweils nächstfolgenden gesondert anfechtbaren Entschei-
dung geltend zu machen und hat allenfalls zur Nichtig- 
erklärung der gesondert anfechtbaren Entscheidung zu  
führen. Eine zusätzliche ausdrückliche Anfechtung oder 
Nichtigerklärung der nicht gesondert anfechtbaren Ent- 
scheidungen ist in diesem System nicht zulässig.
Beschwerden an die Verwaltungsgerichte müssen Be- 
schwerdepunkte grundsätzlich nicht enthalten (vgl. zB  
VwGH vom 17. Dezember 2014, Ro 2014/03/0066). Vielmehr  
hat sich das Verwaltungsgericht nach dem Konzept des 
VwGVG sowohl mit den Beschwerdegründen als auch mit 
dem Begehren auseinanderzusetzen. Demgegenüber soll 
jedoch die Prüfungsbefugnis des BVwG im Vergabever- 
fahren auf die jeweils geltend gemachte Verletzung in 
bestimmten Rechten (Beschwerdepunkte) beschränkt sein 
(siehe dazu Abs. 2 Z 2). Der Antragsteller ist nach § 344 
Abs. 1 Z 5 daher verpflichtet zu präzisieren, in welchen 
Rechten er sich als verletzt erachtet. Andere als die gel-
tend gemachten Rechtswidrigkeiten kann das BVwG somit  
nicht aufgreifen. Dies berührt jedoch nicht die Frage  
der amtswegigen Ermittlung des entscheidungsrelevanten 
Sachverhaltes.
Die Feststellungskompetenzen des BVwG nach Zuschlags-
erteilung werden in Abs. 3 abschließend angeführt und  
entsprechen jenen des § 312 Abs. 3 BVergG 2006. Sie  
setzen die Vorgaben der RMRL und Sektoren-RMRL um:
Nach Abs. 3 Z 1 hat das BVwG im Rahmen der geltend 
gemachten Beschwerdepunkte festzustellen, ob wegen 
eines Verstoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu 
ergangenen Verordnungen oder unmittelbar anwendba-
res Unionsrecht der Zuschlag nicht gemäß den Angaben in  
der Ausschreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis 
oder dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt wurde.
Auf Antrag des Auftraggebers kann das BVwG gemäß  
Abs. 3 Z 2 weiters feststellen, ob auch bei Einhaltung der ent- 
sprechenden Bestimmungen der Antragsteller keine echte 
Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte. Einer 
derartigen Feststellung kommt besondere Bedeutung für 
einen allfälligen Schadenersatzprozess zu. Sie dient ins- 
besondere auch der Entlastung der ordentlichen Gerichte in 
Vergabeangelegenheiten.
Das Vorliegen einer „echten Chance“ wird vom BVwG danach 
zu beurteilen sein, ob der Antragsteller in den engeren  
Auswahlkreis hinsichtlich der Auftragsvergabe gekommen 
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wäre. Aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalles 
wird zu entscheiden sein, ob eine echte Chance, dh. eine 
konkrete Möglichkeit der Zuschlagserteilung vorgelegen  
ist. In der Praxis hat es sich erwiesen, dass eine neg- 
ative Feststellung (zB ob jemand den Zuschlag keinesfalls  
erhalten hätte) einfacher zu treffen ist als eine positive  
Feststellung, die oft aufwendige Sachverständigengut-
achten erfordert. Im Interesse der Effektivität des Rechts- 
schutzes soll daher das BVwG auf Antrag zur Feststellung 
zuständig sein, ob der Antragsteller keine echte Chance  
auf Erteilung des Zuschlages hatte. Der Terminus „echte 
Chance“ entstammt der Terminologie der Sektoren-RMRL.
Aus Gründen der Einfachheit soll in Abs. 3 Z 2 und Abs. 4  
Z 2 lediglich von den „entsprechenden Bestimmungen“ 
gesprochen werden; darunter sind die Bestimmungen  
dieses Bundesgesetzes, der hierzu ergangenen Verordnun-
gen oder des unmittelbar anwendbaren Unionsrechts zu ver-
stehen, hinsichtlich derer ein Verstoß behauptet wird und 
Gegenstand eines Verfahrens gemäß Abs. 3 Z 1 bzw. Abs. 4  
Z 1 ist.
Die Abs. 3 Z 3 bis 5 enthalten die gemäß Art. 2d Abs. 1 lit. a  
bis c der RMRL und der Sektoren-RMRL vorzusehenden  
Kompetenzen der Vergabekontrollbehörde. Gemäß die-
sen unionsrechtlichen Vorgaben müssen folgende Fälle  
grundsätzlich eine Unwirksamkeit des Vertrages nach sich 
ziehen:
1. 	 Unzulässige Durchführung eines Vergabeverfahrens 

ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung: 
Dies wird durch Abs. 3 Z 3 umgesetzt. Durch den Wort-
laut wird ua. auch die Fallkonstellation eines offen- 
kundig unzulässigen Zuschlages direkt an einen Unter-
nehmer erfasst, ohne dass andere Unternehmer an  
diesem Vergabeverfahren beteiligt waren. Im Rahmen  
der Z 3 ist festzustellen, ob „ein Vergabeverfahren“  
rechtswidrigerweise ohne vorherige Bekanntmachung  
durchgeführt wurde. Wenn daher statt des ge- 
wählten Verfahrens (zB Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung) ein anderes Verfahren 
ohne Bekanntmachung (zB ein nicht offenes Verfah-
ren ohne Bekanntmachung) zulässig gewesen wäre,  
so wurde nicht im Sinne der Z 3 ein Vergabeverfahren 
rechtswidrigerweise ohne vorherige Bekanntmachung 
durchgeführt.

2. 	 Verstoß gegen Art. 2a Abs. 2 der RMRL und der  
Sektoren-RMRL: Die genannten Bestimmungen sehen 
vor, dass der Auftraggeber im Anschluss an die Mi- 
teilung der Zuschlagsentscheidung eine Stillhaltefrist ein-
zuhalten hat, in der der Zuschlag nicht erteilt werden darf. 
Aus Gründen der Klarheit werden in den RL die mate-
riell darin zum Ausdruck kommenden Verstöße (Unter-
bleiben der Mitteilung der Zuschlagsentscheidung, 
wodurch überhaupt keine Stillhaltefrist ausgelöst wird, 
sowie Missachtung der Stillhaltefrist) getrennt ausge-
wiesen. Die Unwirksamkeit als Folge des erstgenannten 
Verstoßes (Unterbleiben der Mitteilung der Zuschlags- 
entscheidung) wird durch Abs. 3 Z 4 umgesetzt. Zur  
Frage, wann von einer Zuschlagserteilung ohne Mit- 
teilung einer Zuschlagsentscheidung auszugehen ist, ist 
auf die Definition des § 2 Z 49 zu verweisen, wonach 
es sich bei der Zuschlagsentscheidung um die an  
Bieter übermittelte bzw. für diese bereitgestellte nicht 
verbindliche Absichtserklärung handelt, welchem Bieter  
der Zuschlag erteilt werden soll. Wenn daher die in  
§ 143 Abs. 1 zweiter Satz bzw. § 305 Abs. 1 zweiter 
Satz enthaltenen Vorgaben in der Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung nicht (oder nicht ausreichend)  
enthalten sind, kann dies zur Anfechtbarkeit der (rechts-

widrigen) Zuschlagsentscheidung führen, begründet 
aber keinen Anwendungsfall des Abs. 3 Z 4.

	 Die Missachtung der Stillhaltefrist hat wie bisher  
ex lege die absolute Nichtigkeit zur Folge (vgl. die  
§§ 144 Abs. 1, 151 Abs. 7, 154 Abs. 4, 306 Abs. 1, 
312 Abs. 7 und 315 Abs. 2); eine entsprechende Fest- 
stellungskompetenz der Vergabekontrollbehörde muss 
daher nicht vorgesehen werden.

3. 	 Verstoß gegen Art. 2 Abs. 3 der RMRL und der  
Sektoren-RMRL: Die genannten Bestimmungen sehen 
vor, dass der Auftraggeber nach einem Antrag auf  
Nachprüfung der Zuschlagsentscheidung den Vertrag 
so lange nicht abschließen darf, bis die Nachprüfungs- 
stelle ihre Entscheidung (in der Hauptsache oder über 
eine vorläufige Maßnahme) getroffen hat. Da die Miss-
achtung des Suspensiveffektes (eines Antrages auf 
einstweilige Verfügung, mit dem die Untersagung der 
Erteilung des Zuschlages begehrt wird) wie bisher die 
Nichtigkeit zur Folge hat (vgl. § 351 Abs. 2), muss eine 
entsprechende Feststellungskompetenz der Vergabe-
kontrollbehörde nicht vorgesehen werden.

4. 	 Wird der Zuschlag aufgrund einer Rahmenvereinbarung 
oder eines dynamischen Beschaffungssystems unter 
Verletzung der jeweils einschlägigen Bestimmungen für 
den Abruf aus einer Rahmenvereinbarung bzw. eines 
dynamischen Beschaffungssystems erteilt, so kann die 
Rechtswidrigkeit des Zuschlages festgestellt werden 
(Abs. 3 Z 5).

Zu den Z 6 und 7: Nach den Bestimmungen der RMRL und 
der Sektoren-RMRL muss nicht nur über die Unwirksamkeit 
selbst, sondern auch über den Zeitpunkt ihres Eintretens 
abgesprochen werden. Weiters besteht nach der RMRL  
und der Sektoren-RMRL die Möglichkeit – trotz des Vorlie-
gens eines (im Regelfall) die Unwirksamkeit des Vertrages 
nach sich ziehenden Verstoßes – von der Unwirksamkeit 
abzusehen und stattdessen sogenannte „alternative Sank- 
tionen“ zu verhängen. Aus diesem Grund soll das BVwG  
wie bisher Verträge unter bestimmten Voraussetzungen 
für nichtig erklären können sowie – wenn von der Nichtig- 
erklärung abgesehen wird – Sanktionen verhängen.
Abs. 3 Z 6 und 7 enthalten Kompetenzen, die nicht selbstän-
dig, sondern nur in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 
ausgeübt werden können. Die näheren Regelungen hinsicht-
lich der Ausübung dieser Kompetenzen finden sich in § 356 
Abs. 2 bis 10.
Analog zur Kompetenz des BVwG, Verträge bei Vorliegen 
bestimmter Verstöße ex tunc für nichtig zu erklären, soll es 
gemäß Abs. 4 Z 4 gleichermaßen die Kompetenz haben, 
einen Widerruf für unwirksam zu erklären; dies dann, wenn 
es festgestellt hat, dass der Widerruf wegen eines Ver- 
stoßes gegen dieses Bundesgesetz, die hierzu ergangenen 
Verordnungen oder unmittelbar anwendbares Unionsrecht 
rechtswidrig war, oder wenn es festgestellt hat, dass der 
Widerruf rechtswidrigerweise ohne Mitteilung oder Bekannt-
machung der Widerrufsentscheidung erklärt worden ist.
Abs. 5 enthält wie schon bisher eine Feststellungs- 
kompetenz des BVwG für jene Fälle, in denen der Auftrag-
geber ein Vergabeverfahren nicht ordnungsgemäß beendet, 
sondern „offen“ lässt.

Zu § 335 (Verfahrenshilfe):
Die Regelungen zur Verfahrenshilfe sind aufgrund der Ein-
führung des § 8a VwGVG in Folge der Rechtsprechung  
des VfGH (VfSlg. 19.989/2015) erforderlich. Ein Antrag auf 
Bewilligung der Verfahrenshilfe soll nur für die Einbringung 
eines Feststellungsantrages zulässig sein. Dies deshalb, da 
die Gewährung von Verfahrenshilfe für die Einbringung eines 
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Nachprüfungsantrages (sowie eines Antrages auf Erlassung 
einer einstweiligen Verfügung) denkunmöglich erscheint: 
Nur wirtschaftlich leistungsfähige Unternehmen sollen an 
einem Vergabeverfahren teilnehmen. Unternehmen, denen 
diese Bonität fehlt, sind entweder gemäß den §§ 78 Abs. 1 
bzw. 249 Abs. 2 zwingend vom Vergabeverfahren auszu- 
schließen bzw. ist ihr Angebot auszuscheiden (§ 141 Abs. 1  
Z 2 bzw. § 302 Abs. 1 Z 2). Der EuGH hat diese Sicht- 
weise in mehreren Urteilen bestätigt (vgl. zB EuGH  
Rs C-61/14, Orizzonte Salute, Rz 64). Es wäre daher ein 
Widerspruch, einem mittellosen Unternehmen Verfahrens- 
hilfe zu gewähren, obwohl dieses aufgrund des Mangels  
an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit nicht in die Situation 
kommen kann, den Auftrag (auch nur theoretisch) zu be- 
kommen. Der Antragsteller würde mit dem Nachweis  
seiner Mittellosigkeit geradezu belegen, dass er im Ver-
gabeverfahren auszuschließen bzw. sein Angebot auszu-
scheiden ist. In einem Feststellungsverfahren kann sich  
die Situation denkmöglich hingegen anders gestalten: In 
diesem Fall könnte der Antragsteller während des Vergabe- 
verfahrens noch leistungsfähig gewesen sein und in  
weiterer Folge aber diese Leistungsfähigkeit zu einem  
späteren Zeitpunkt – zu dem die Einleitung eines Fest- 
stellungsverfahrens noch möglich war – verloren haben.  
Für diese äußerst selten zu erwartenden Fälle ist es erfor-
derlich, entsprechende Abweichungen vom sonst gelten-
den § 8a VwGVG, und zwar hinsichtlich dessen Abs. 1, 3, 4, 
6 und 7 zu treffen.

Zu § 336 (Auskunftspflicht):
Die Auskunftspflicht entspricht im Wesentlichen jener des 
geltenden § 313 BVergG 2006. Die Verpflichtung zur Aus-
kunft gilt ungeachtet aller Verpflichtungen der Auftrag- 
geber oder der vergebenden Stellen zur Wahrung der Ver-
traulichkeit oder Geheimhaltung (vgl. dazu auch EuGH  
Rs C-450/06, Varec, Rz 53). Unterlagen sind in geordneter 
Weise vorzulegen: dies bedeutet, dass insbesondere bei 
Vorlage von umfangreichen Akten die einzelnen Unterlagen 
(zB chronologisch) geordnet vorzulegen, nachvollziehbar zu 
benennen und in einem Inhaltsverzeichnis (zum Zweck der 
Übersichtlichkeit und schnellen Eruierung der Vollständigkeit) 
aufzulisten sind.
Die Bestimmung erfasst auch die Auskunft bzw. Vorlage im 
Hinblick auf einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrens-
hilfe, vgl. § 8a Abs. 6 erster Satz VwGVG. Hinzuweisen ist 
darauf, dass eine Verletzung der Auskunftspflicht eine Ver- 
waltungsübertretung gemäß § 375 begründet.

Zu § 337 (Akteneinsicht):
Da die Regelung des § 21 VwGVG im Zusammenhang mit 
Rechtsschutzverfahren im Bereich des öffentlichen Auf-
tragswesens unzureichend ist (so wird etwa der Situation 
von schutzwürdigen Interessen von beteiligten Unterneh-
mern nicht Rechnung getragen), wird eine entsprechende 
Bestimmung für die Akteneinsicht geschaffen. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere auch auf den Bereich 
der Rechtsschutzverfahren gemäß BVergGVS 2012 hinzu- 
weisen. Wie der EuGH in der Rs C-450/06, Varec, betonte, 
würde die praktische Wirksamkeit der Richtlinienbestimmun-
gen betreffend den Schutz von vertraulichen Informationen 
ernsthaft gefährdet werden, „wenn im Rahmen der Klage 
gegen eine Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers 
über ein Verfahren zur Vergabe eines öffentlichen Auftrags 
alle dieses Vergabeverfahren betreffenden Angaben dem 
Kläger, ja sogar anderen Personen, wie etwa Streithelfern, 
uneingeschränkt zur Verfügung gestellt werden müssten. In 
einem solchen Fall würde schon durch die Erhebung einer 

Klage der Zugang zu Informationen eröffnet, die dazu ver-
wendet werden könnten, den Wettbewerb zu verfälschen 
oder den legitimen geschäftlichen Interessen von Wirt-
schaftsteilnehmern zu schaden, die sich an der betreffen-
den Ausschreibung beteiligt haben. Eine solche Möglichkeit 
könnte Wirtschaftsteilnehmer sogar dazu verleiten, Klagen 
allein mit dem Ziel zu erheben, Zugang zu den Geschäfts-
geheimnissen ihrer Wettbewerber zu erhalten“ (Rz 39/40). 
Vor diesem Hintergrund hob der Gerichtshof hervor, dass „die 
Nachprüfungsinstanz über sämtliche Informationen verfügen 
können [muss], die erforderlich sind, um in voller Kenntnis der 
Umstände entscheiden zu können, also auch über vertrau- 
liche Informationen und Geschäftsgeheimnisse“ (Rz 53). 
Der EuGH betonte, dass „die Nachprüfungsinstanz im Rah-
men einer Klage im Bereich des öffentlichen Auftragswesens 
entscheiden können [muss], dass die in der ein Vergabever- 
fahren betreffenden Akte enthaltenen Angaben nicht an die 
Parteien und deren Anwälte weitergegeben werden, wenn 
dies erforderlich ist, um den vom Gemeinschaftsrecht vorge-
schriebenen Schutz des lauteren Wettbewerbs und der legi-
timen Interessen der Wirtschaftsteilnehmer sicherzustellen“ 
(Rz 43).
Das BVwG muss im Ergebnis abwägen, ob es die Unter- 
lagen tatsächlich von der Akteneinsicht ausnimmt, vgl.  
VfSlg. 19.996/2015.
§ 337 lehnt sich an den bisherigen § 314 BVergG 2006  
an, wird jedoch geringfügig neu formuliert und verdeutlicht, 
welche der Parteien bzw. Beteiligten welche Interessens- 
lagen geltend machen können. So soll sich nur der Auftrag-
geber auf zwingende Gründe des Allgemeininteresses be- 
rufen können, nicht jedoch sonstige Parteien und Beteiligte.
Bei einer elektronischen Vorlage von Unterlagen an das 
BVwG ist seitens der vorlegenden Parteien und Beteiligten 
zu gewährleisten, dass eine allfällige elektronische Markie-
rung von Unterlagen oder Bestandteilen von Unterlagen, die 
von der Akteneinsicht ausgenommen werden sollen, vom 
BVwG ohne weiteres erkennbar ist.

Zu § 338 (Zustellungen):
Gegenüber dem geltenden § 315 BVergG 2006 entfällt die 
Zustellung per Faxgerät. Unter elektronischer Adresse ist 
auch die Übermittlung mittels elektronischen Rechtsverkehrs 
zu verstehen.
§ 338 enthält folgende Abweichungen vom Zustellge- 
setz – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982: Zum einen wird ein Vor-
rang der elektronischen Zustellung unmittelbar von der Ver-
gabekontrollbehörde an die Partei vorgesehen, wenn das 
BVwG Kenntnis von einer elektronischen Zustelladresse der 
Partei hat oder sie dem BVwG von einer Partei zu diesem 
Zweck (Zustellung im Rechtsschutzverfahren) bekannt ge- 
geben wurde. Dieser Vorrang ist erforderlich, da im Bereich 
des öffentlichen Auftragswesens zum einen sehr kurze  
Entscheidungsfristen für die Vergabekontrollbehörde beste-
hen und daher eine rasche Zustellung geboten ist. Zum 
anderen knüpft § 350 Abs. 5 an die Übermittlung eines An- 
trages auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung an 
den Auftraggeber bestimmte Rechtsfolgen (zB Verbot  
der Zuschlagserteilung bei sonstiger absoluter Nichtig- 
keit), was ebenfalls eine rasche Übermittlung erforderlich 
macht. Abweichend von der Definition der elektronischen 
Zustelladresse in § 2 Z 5 ZustG kommt es dabei nicht dar-
auf an, dass diese Adresse der Vergabekontrollbehörde  
vom Empfänger im anhängigen Verfahren bekannt gegeben 
worden ist, sondern geht es um die Bekanntgabe an das 
BVwG. Allerdings muss es sich dabei um die im Zuge des 
konkreten Vergabeverfahrens bekannt gegebene elektroni-
sche Adresse handeln.
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Die abweichende Festlegung hinsichtlich der Bekanntga-
be der elektronischen Zustelladresse ändert nichts daran, 
dass es sich um eine Zustellung nach § 37 ZustG handelt.  
Wann ein Dokument als zugestellt gilt, richtet sich somit 
nach § 37 Abs. 1 zweiter und dritter Satz ZustG. Hat das  
BVwG keine Kenntnis von einer elektronischen Adresse 
einer Partei oder kann an die bekannt gegebene elektro- 
nische Adresse faktisch nicht zugestellt werden (zB Störung 
des Servers), ist mangels einer diesbezüglich abweichen-
den Regelung nach dem 2. Abschnitt des Zustellgesetzes  
(physische Zustellung) zuzustellen.

Zu § 339 (Mündliche Verhandlung vor  
dem Bundesverwaltungsgericht):
Die Regelung über die Pflicht zur Durchführung einer öffent-
lichen mündlichen Verhandlung entspricht jener des § 316 
BVergG 2006. Die Regelung, dass die mündliche Ver- 
handlung bei Erlassung einer einstweiligen Verfügung ent- 
fallen kann, wurde in Abs. 1 Z 2 aufgenommen und damit  
die Regelung des bisherigen § 330 Abs. 1 BVergG 2006 an 
die systematisch richtige Stelle verschoben.
Die gegenüber § 24 VwGVG Abs. 3 kürzere Frist von einer 
Woche zur Stellung eines Antrages auf Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung durch den Auftraggeber bzw. etwa-
ige Antragsgegner rechtfertigt sich aus dem Erfordernis einer 
möglichst raschen Entscheidung in den Angelegenheiten 
des öffentlichen Auftragswesens. Im Übrigen ist auf die Be- 
stimmungen des § 24 Abs. 4 und 5 VwGVG hinzuweisen, die 
weitere Regelungen betreffend die mündliche Verhandlung 
enthalten.
Das BVwG ist auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
Abs. 1 oder bei Fehlen eines Parteiantrages nicht gehin-
dert, eine Verhandlung durchzuführen; bei Ausübung des 
dem BVwG damit eingeräumten Ermessens ist aber auf die 
Anforderungen des Art. 6 EMRK Bedacht zu nehmen. Darü-
ber hinaus sind bei der Ausübung dieses Ermessens selbst-
verständlich auch die unionsrechtlichen Anforderungen zu 
berücksichtigen, insbesondere Art. 47 der Grundrechtecharta.
Durch den Einleitungssatz des Abs. 1 ist klargestellt, dass 
auch im Falle der Zurückweisung eines Antrages die Ver-
handlung nur entfallen darf, wenn dem Art. 6 EMRK nicht  
entgegensteht.
Eine Verhandlung ist nicht nur in Nachprüfungs-, sondern 
auch in Feststellungsverfahren durchzuführen.
In Abs. 1 Z 3 wird der Entfall der Verhandlung auch dann 
vorgesehen, wenn aufgrund der Aktenlage ersichtlich ist, 
dass der Nachprüfungs- oder Feststellungsantrag abzuwei-
sen ist. Dies ist auf die Rechtsprechung des EGMR zurück- 
zuführen, wonach Art. 6 EMRK eine öffentliche Verhand-
lung vor dem Tribunal erster und letzter Instanz dann nicht  
zwingend fordert, wenn keine Ermittlungen durchgeführt 
werden müssen und es sich nur um Rechtsfragen geringer 
Schwierigkeit handelt (EGMR vom 1. Juni 2004, Valova, 
Slezak und Slezak, Appl. 44.925/98).
Das Recht, eine Verhandlung zu beantragen, kommt den 
jeweiligen Parteien des Verfahrens zu (Abs. 2); „Antrag- 
steller“ ist derjenige, der den verfahrenseinleitenden Nach-
prüfungs- oder Feststellungsantrag gestellt hat. „Antrags- 
gegner“ sind der Auftraggeber und jene Unternehmer 
(Bewerber oder Bieter), die durch die beantragte Ent- 
scheidung in ihren rechtlichen Interessen negativ betroffen 
wären. Den Parteien – einschließlich des Antragstellers – 
steht es frei, eine Verhandlung zu beantragen oder einen 
solchen Antrag zu unterlassen. Der erste Satz des Abs. 2  
ist daher nicht dahin zu verstehen, dass der Antrag- 
steller jedenfalls eine Verhandlung beantragen muss, son-
dern bedeutet nur, dass – wenn ein solcher Antrag gestellt 

wird – er schon im Nachprüfungs- oder Feststellungsantrag 
enthalten sein muss und daher später nicht mehr gesondert 
gestellt werden kann.

Zu § 340 (Gebühren):
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 318 BVergG 2006. 
Zur unionsrechtlichen Zulässigkeit eines Gebührensystems 
vgl. etwa EuGH Rs C-61/14, Orizzonte Salute.
Bei der Gebühr nach § 340 handelt es sich um eine be- 
sondere Eingabegebühr ähnlich den Eingabegebühren 
in Verfahren vor dem VwGH und VfGH; es ist eine aus- 
schließliche Bundesabgabe nach § 8 Z 2 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016.
Die Gebühr nach § 340 ist auch dann zu entrichten, wenn 
sich der – auf eine der genannten Bestimmungen ge- 
stützte – Antrag in weiterer Folge als unzulässig erweist  
oder wenn er in weiterer Folge zurückgezogen wird; es  
handelt sich um eine Pauschalgebühr, die den durchschnitt-
lichen Aufwand der Geschäftsbehandlung abdecken soll, 
sodass es sachlich gerechtfertigt ist, auch in diesen Fällen –  
in denen der Aufwand vielleicht etwas geringer ist – eine 
Gebührenpflicht vorzusehen.
Nach dem Wortlaut des Abs. 1 Z 1 sollen die Gebühren 
nicht die beim BVwG entstehenden Kosten zur Gänze abde-
cken, sondern die Gebühren sind so festzusetzen, dass ein  
ausgewogenes Verhältnis des durch den Antrag bewirk-
ten Verfahrensaufwandes mit dem für den Antragsteller zu  
erzielenden Nutzen erzielt wird.
Die durch Verordnung der Bundesregierung festzusetzen-
den Gebührensätze sind nach objektiven Merkmalen zu  
staffeln. Einzelne mögliche Merkmale, die für eine Ab- 
stufung herangezogen werden können, werden im Gesetz 
demonstrativ genannt: Auftragsgegenstand, Verfahrensart, 
Art der gesondert anfechtbaren Entscheidung, Verfahren 
im Oberschwellenbereich oder im Unterschwellenbereich. 
Zu diesen Merkmalen ist anzumerken, dass Anträge im 
Zusammenhang mit Bauaufträgen zumindest im Regelfall 
einen komplexeren Verfahrensgegenstand nach sich ziehen 
als dies bei Lieferungen oder Dienstleistungen der Fall ist, 
wobei geistige Dienstleistungen wiederum als komplexer an- 
zusehen sind als „sonstige“ Dienstleistungen. Weiters kann 
man bei einer Durchschnittsbetrachtung davon ausge-
hen, dass sogenannte beschränkte Verfahren mit weniger 
Teilnehmern und daher weniger umfangreichen Unterla-
gen einen geringeren Verfahrensaufwand mit sich bringen 
als offene Verfahren. Schließlich ist zu beachten, dass der  
Nutzen eines Rechtsschutzverfahrens bei einem Verfahren 
im Oberschwellenbereich (aufgrund der regelmäßig höhe-
ren Gewinne bzw. Deckungsbeiträge) für den Antragsteller  
größer ist als bei einem Vergabeverfahren im Unter- 
schwellenbereich. Die Ermächtigung zur Festsetzung der 
Gebührensätze beinhaltet auch eine Ermächtigung zur  
Abänderung der Gebührensätze, wenn eine Änderung  
objektiver Merkmale dies geboten erscheinen lässt (vgl. 
etwa VfSlg. 19.914/2014 mwN, wonach eine Differenzierung 
zulässig ist).
Neben einer Änderung der Gebührensätze aufgrund einer 
Änderung der zugrundeliegenden Parameter ist eine jähr- 
liche Änderung der Gebührensätze aufgrund der Änderung 
der Indexzahl des Verbraucherpreisindex 2015 vorgese-
hen, die vom Bundesminister für Verfassung, Reformen, De- 
regulierung und Justiz im Bundesgesetzblatt zu verlautbaren 
ist (Z 2).
Abs. 1 Z 3 enthält die zulässigen Zahlungsformen.
In Abs. 1 finden sich weiters Sonderregelungen zur Gebüh-
renhöhe für einen Antrag auf einstweilige Verfügung (Z 4),  
für eine wiederholte Antragstellung (Z 5), für die Vergabe  
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eines Loses im Unterschwellenbereich (Z 6) und für die 
Antragszurückziehung vor Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung (Z 7).
Abs. 1 Z 7 sieht eine Reduktion der Gebührenschuld bei 
Antragsrückziehung in Bezug auf die „festgesetzte Gebühr“ 
oder die „gemäß Z 5 reduzierte Gebühr“ vor. Durch die  
Einbeziehung der Z 5 wird die Reduktion bei Antragszu-
rückziehung auch auf die Fälle der wiederholten Antrag- 
stellung (und der dadurch gemäß Z 5 reduzierten Ge- 
bührensätze) erstreckt. Die Zurückziehung eines Antrages 
erfolgt „vor Durchführung einer mündlichen Verhandlung“, 
wenn die Zurückziehung vor dem tatsächlichen Beginn  
der mündlichen Verhandlung beim BVwG eingelangt ist.

Zu § 341 (Gebührenersatz):
Die Regelung über den Gebührenersatz übernimmt grund-
sätzlich die Inhalte des § 319 BVergG 2006 und wird um  
eine Klarstellung ergänzt. § 341 überträgt wie bisher dem 
BVwG die Kompetenz, über den Ersatz der Gebühren 
zu entscheiden. Es wird ausdrücklich geregelt, dass ein  
Gebührenersatz auch dann zu erfolgen hat, wenn der Antrag-
steller während eines anhängigen Verfahrens klaglos ge- 
stellt wird. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn  
der Auftraggeber die bekämpfte Entscheidung beseitigt.
Im Falle der erfolgreichen Gegenantragstellung des Auf-
traggebers im Rahmen eines Feststellungsverfahrens iSd 
§ 334 Abs. 3 Z 2 bzw. Abs. 4 Z 2 ist der Antragsteller nicht 
als obsiegend im Sinne des Abs. 1 anzusehen. In diesen  
Fällen hat das BVwG den Feststellungsantrag abzuweisen. 
Ein Gebührenersatz an den Antragsteller kommt daher in  
dieser Konstellation nicht in Betracht.
Unbeschadet der bestehenden Möglichkeit, eine einstweilige 
Verfügung eigenständig (unabhängig von der Stellung eines 
Nachprüfungsantrages) zu beantragen, ist in Abs. 2 gere-
gelt, dass ein Ersatz der Gebühr nur dann zu erfolgen hat, 
wenn dem Hauptantrag stattgegeben oder wenn der Antrag- 
steller während des Verfahrens klaglos gestellt wird (vgl. 
VwGH vom 17. September 2014, 2013/04/0082) und die 
einstweilige Verfügung entweder gewährt wurde bzw. im  
Falle der Klaglosstellung vor Entscheidung über den Antrag 
auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung zu gewähren  
gewesen wäre oder bloß aufgrund einer Interessen- 
abwägung abgewiesen wurde bzw. im Falle der Klaglos- 
stellung vor Entscheidung über den Antrag auf Erlassung 
einer einstweiligen Verfügung abzuweisen gewesen wäre. 
Der Antragsgegner soll nicht gezwungen sein, die Kosten  
zu tragen, wenn sich nachträglich herausstellt, dass der 
behauptete Sicherungsanspruch des Antragstellers nicht 
berechtigt war. Mit dieser Klarstellung in Abs. 2 wird der 
Rechtsprechung des VwGH Rechnung getragen (vgl. VwGH 
vom 21. Dezember 2016, Ra 2016/04/0045).

Zu § 342 (Einleitung des Verfahrens):
Die Antragsvoraussetzungen entsprechen der bisherigen 
Rechtslage. Das Nachprüfungsverfahren dient – wie bis-
her – der Durchsetzung subjektiver Rechte der Bewerber 
und Bieter im Vergabeverfahren, nicht der Kontrolle der 
objektiven Rechtmäßigkeit des Vergabeverfahrens. Dies 
wird daraus deutlich, dass das Nachprüfungsverfahren nur 
auf Antrag eines Unternehmers eingeleitet werden kann 
und die Prüfungsbefugnis sich darauf beschränkt, ob die in 
den Beschwerdepunkten geltend gemachte Verletzung von 
Rechten des Unternehmers vorliegt.
Das – in Übereinstimmung mit der RMRL und der Sekto-
ren-RMRL – als Voraussetzung der Antragslegitimation  
geforderte Interesse am Vertragsabschluss setzt in der  
Regel die Beteiligung am Vergabeverfahren (durch Ab- 

gabe eines Teilnahmeantrages bzw. Angebotes, Vorlage 
einer Lösung, Vorlage von Wettbewerbsarbeiten, Antrag  
auf Aufnahme in das Prüfsystem etc.) voraus. Dies gilt  
aber nicht ausnahmslos: so setzt nach Auffassung des EuGH  
die Anfechtung diskriminierender Bedingungen in einer  
Ausschreibung durch einen Unternehmer, der diese Bedin-
gungen nicht erfüllt, nicht voraus, dass dieser Unterneh-
mer vorher ein (aussichtsloses) Angebot gelegt hat (EuGH  
Rs C 230/02, Grossmann Air Service). Gleiches muss 
auch gelten, wenn ein Unternehmer, der dem Verfahren 
nicht beigezogen wurde, die Wahl eines nicht offenen Ver- 
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung oder eines Ver-
handlungsverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
anfechten will. Die Antragslegitmation ist daher nicht auf  
„Bieter“ oder „Bewerber“ im technischen Sinn beschränkt. 
Wie sich außerdem aus § 21 Abs. 2 bzw. § 194 Abs. 2 ergibt, 
sind Arbeitsgemeinschaften und Bietergemeinschaften als 
solche parteifähig zur Geltendmachung der ihnen durch  
dieses Bundesgesetz eingeräumten Rechte und daher  
auch im Nachprüfungsverfahren antragslegitimiert.
Nach der Rechtsprechung des EuGH in den Rs C-100/12, 
Fastweb, und C-689/13, PFE, kommt auch einem aus- 
zuscheidenden (aber noch nicht ausgeschiedenen) Bie-
ter Antragslegitimation zu, wenn er das Ausscheiden eines  
Mitkonkurrenten im selben Vergabeverfahren geltend macht. 
Dieser Grundsatz ist nach dem Urteil des EuGH in der  
Rs C-355/15, Caverion, aber nicht auf Fälle anzuwenden,  
in denen der Antragsteller bereits rechtskräftig vom Auf-
traggeber ausgeschieden worden ist und in einem weiteren 
Rechtszug auch das Ausscheiden der verbliebenen Kon- 
kurrenten durchsetzen möchte.
Der Begriff „Vergabeverfahren“ ist in einem weiten Sinn zu 
verstehen und umfasst insbesondere auch Wettbewerbe, 
Rahmenvereinbarungen und Prüfsysteme (vgl. dazu § 1 und 
die dazugehörigen Erläuterungen). Werden daher in einem 
Verfahren etwa keine Angebote abgegeben (wie etwa im 
Zusammenhang mit der Einrichtung eines Prüfsystems), so 
reicht es für die Antragslegitimation aus, dass der betreffen-
de Unternehmer sein Interesse durch Beteiligung am betref-
fenden Verfahrensabschnitt kundgetan hat oder – soweit das 
nicht möglich ist – in anderer Weise plausibel macht.
Gegenstand des Nachprüfungsverfahrens muss jedoch 
immer eine gesondert anfechtbare Entscheidung des Auf-
traggebers sein (vgl. dazu § 2 Z 15 und die dazugehörigen 
Erläuterungen). Nicht dem Rechtsschutz zugänglich sind 
daher Handlungen, die sich vor Einleitung des Vergabever- 
fahrens bzw. ausschließlich im Rahmen der internen 
Überlegungen des Auftraggebers zutragen (vgl. dazu 
EuGH Rs C 26/03, Stadt Halle, Rz 35, Rs C-391/15,  
Marina del Mediterráneo, Rz 29; vgl. ferner § 2 Z 15 „nach 
außen in Erscheinung tretende Entscheidungen“).
Zur Vermeidung von Rechtsschutzlücken räumt Abs. 2 auch 
einem ausgeschiedenen Bieter die Möglichkeit ein, die Zu- 
schlagsentscheidung bzw. die Widerrufsentscheidung an- 
zufechten, wenn die Bekanntgabe der Zuschlagsent- 
scheidung bzw. der Widerrufsentscheidung vor Ablauf der 
für die Anfechtung des Ausscheidens vorgesehenen Frist  
erfolgt. Der ausgeschiedene Bieter kann diesfalls das Aus-
scheiden seines Angebotes in einem – nur einmal zu ver- 
gebührenden – Antrag mit der Zuschlagsentscheidung  
bzw. der Widerrufsentscheidung anfechten. Der Fristen-
lauf beginnt mit der Übermittlung bzw. Bereitstellung der 
Zuschlags- bzw. Widerrufsentscheidung (bei letzterer in 
gewissen Fällen auch mit dem Zeitpunkt der Verfügbarkeit 
der Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung).
Hinsichtlich der aufschiebenden Wirkung von Anträgen im 
Bereich der Nachprüfung ist § 22 VwGVG nicht einschlägig.  
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§ 342 Abs. 3 normiert daher ausdrücklich, dass Nach- 
prüfungsanträgen keine aufschiebende Wirkung zukommt. 
Hingegen kommt einem Antrag auf Erlassung einer einst-
weiligen Verfügung in bestimmten Fällen eine aufschiebende 
Wirkung zu (vgl. dazu § 350 Abs. 5).
Das Rechtsschutzsystem des BVergG 2018 schließt es – 
wie schon bisher – nicht aus, dass mehrere Unternehmer 
dieselbe gesondert anfechtbare Entscheidung des Auftrag- 
gebers anfechten (auch wenn es sich um die Zuschlags- 
entscheidung handelt). In diesem Fall ist allerdings das 
BVwG zumindest grundsätzlich verpflichtet, die Verfahren  
zu verbinden (Abs. 4). Diese Regelung lehnt sich an § 39 
Abs. 2a AVG an. Damit wird eine der Vereinfachung dienende 
verfahrensökonomische Lösung getroffen.

Zu § 343 (Fristen für Nachprüfungsanträge):
Das System der Präklusionsfristen wird beibehalten. Die 
bisherigen – zwischen dem Unter- und Oberschwellen- 
bereich differenzierenden – Fristen werden aufgegeben 
und es werden stattdessen einheitliche Anfechtungsfristen  
normiert. Bei den Antragsfristen handelt es sich um ver- 
fahrensrechtliche Fristen, deren Berechnung nach den  
§§ 32 f. AVG (iVm § 333) zu erfolgen hat.
Die Notwendigkeit der Vereinheitlichung der Fristen im 
Ober- und Unterschwellenbereich wurde insbesonde-
re vor dem Hintergrund einer Entscheidung des UVS Tirol 
vom 14. März 2013 (UVS 2012/K4/2499-12) notwendig:  
Die Entscheidung betraf einen Fall, in dem unzulässiger  
Weise ein Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich 
durchgeführt wurde (Direktvergabe), obwohl offensicht- 
lich ein Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich durch-
zuführen gewesen wäre. Dennoch galten nach Auffassung 
der Nachprüfungsinstanz die (verkürzten) Fristen für ein 
Verfahren im Unterschwellenbereich, da sich nach Auf- 
fassung des UVS die Fristen alleine danach richten würden, 
welches Verfahren tatsächlich gewählt wurde. Da dies nach 
Auffassung der Kommission jedoch einen Verstoß gegen  
die RMRL bedeutet (Verstoß gegen Art. 2c der RMRL, der 
eine Mindestfrist von 10 Tagen vorsieht), wurden die Fris-
ten für die Einbringung eines Nachprüfungsantrages verein- 
heitlicht (und folglich auch die Stillhaltefristen im materiellen 
Teil angepasst).
Um den unionsrechtlichen und verfassungsrechtlichen An- 
forderungen an einen effektiven Rechtsschutz ausrei-
chend Rechnung zu tragen, wird im Regelfall eine Frist von  
10 Tagen vorgesehen. Nur wenn die angefochtene Ent- 
scheidung weder auf elektronischem Weg übermittelt  
bzw. bereitgestellt worden ist, verlängert sich die Frist auf  
15 Tage.
Die Nachprüfungsfrist bei Durchführung einer Direkt- 
vergabe gemäß den §§ 46 bzw. 213 beginnt gemäß  
Abs. 2 mit dem Zeitpunkt, zu dem der Antragsteller von 
der gesondert anfechtbaren Entscheidung (das ist die 
Wahl des Verfahrens) Kenntnis erlangt hat oder erlangen 
hätte können. Die Direktvergabe mit vorheriger Bekannt- 
machung fällt unter das Regime gemäß Abs. 1.
Eine Sonderregelung enthält Abs. 3 für Nachprüfungs- 
anträge betreffend die Ausschreibung (zur Definition der  
Ausschreibung vgl. § 2 Z 7), da hier ein Abstellen auf den 
Zeitpunkt der Bekanntmachung bzw. Übermittlung/Be- 
reitstellung in der Praxis häufig dazu führen würde, dass 
bei der (üblicherweise erst gegen Ende der Angebots- 
frist stattfindenden) Angebotserstellung entdeckte Proble-
me im Zusammenhang mit den Ausschreibungs- und Wett-
bewerbsunterlagen von den Unternehmern wegen der  
zwischenzeitig eingetretenen Präklusion nicht mehr re- 
leviert werden könnten. Daher wird in § 343 Abs. 3 keine 

Frist, die ab einem bestimmten Zeitpunkt zu laufen beginnt,  
normiert, sondern ein Endzeitpunkt, bis zu dem eine be- 
stimmte Handlung spätestens gesetzt werden muss. Vorge- 
sehen wird daher, dass ein Antrag auf Nachprüfung der Aus-
schreibung bis spätestens sieben Tage vor Ablauf der An- 
gebotsfrist bzw. der Frist zur Vorlage der Wettbewerbs- 
arbeiten in einem einstufigen Verfahren, der Teilnahmean-
tragsfrist oder der Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbei-
ten in einem zweistufigen Verfahren eingebracht werden 
kann. Da die Mindestfrist von 10 Tagen nicht unterschritten 
werden darf, kommt diese Ausweitung erst dann in Betracht, 
sofern „diese Frist“ – gemeint sind damit die im ersten Halb-
satz angeführten Fristen, nämlich die Angebotsfrist, die  
Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten bzw. die Teil-
nahmeantragsfrist – zumindest 18 Tage beträgt. Beträgt  
die Regelantragsfrist aufgrund einer Übermittlung auf  
nicht-elektronischem Weg (etwa brieflichem Weg) 15 Tage, 
kommt eine Ausweitung erst bei einer Angebotsfrist bzw. 
einer Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten bzw. einer 
Teilnahmeantragsfrist von zumindest 23 Tagen in Betracht. 
Wenn die in Abs. 3 normierten Bedingungen nicht erfüllt  
werden (also etwa die Angebotsfrist nur 17 Tage oder  
weniger beträgt), dann kommt es zu keiner Fristverlänge-
rung; maßgeblich sind dann allein die Antragsfristen gemäß 
Abs. 1. Festzuhalten ist, dass die Ausschreibung (bzw.  
ihre Bestandteile) grundsätzlich auch in einem zweistufigen 
Verfahren bereits zu Beginn des Verfahrens vorliegen und 
zur Verfügung zu stellen sind (vgl. dazu die §§ 89 bzw. 260). 
Die Frist zur Anfechtung der Ausschreibung endet in zwei- 
stufigen Verfahren daher nunmehr bereits 7 Tage vor Ablauf 
der Teilnahmeantragsfrist und beginnt nicht noch einmal  
neu mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe zu laufen.
Bei einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung 
ist nur die Bekanntmachung gesondert anfechtbar. Die ge- 
nauere Kenntnis der von Abs. 3 umfassten Ausschreibungs- 
bzw. Wettbewerbsunterlagen ist dafür nicht notwendig (bzw. 
sind solche nicht vorhanden), sodass Abs. 3 auf Direktver-
gaben mit vorheriger Bekanntmachung nicht anwendbar ist.
Die Regelung des Abs. 3 (anders als dessen Abs. 1) normiert 
keine Frist im Sinne des AVG, sondern legt lediglich einen  
Endzeitpunkt fest, bis zu dem eine bestimmte Verfahrens- 
handlung spätestens gesetzt werden muss (vgl. die dies- 
bezügliche Diskussion in der Lehre bei Hengstschläger/ 
Leeb, AVG I (2. Ausgabe 2014) § 32 Rz 1). Damit sind  
insbesondere die Regelungen des § 33 AVG auf diese  
Bestimmung nicht anzuwenden. Grundsätzlich gilt daher, 
dass das BVwG gemäß § 13 Abs. 5 AVG nur während der  
Amtsstunden verpflichtet ist, schriftliche Anbringen entgegen- 
zunehmen oder Empfangsgeräte empfangsbereit zu hal-
ten. Für elektronische Anbringen gelten jedoch Sonderre-
gelungen: Elektronische Anbringen außerhalb der Amts-
stunden gelten nach der Judikatur des VwGH nur dann erst 
als am nächsten Tag eingebracht, wenn diese Wirkung im 
Internet bekanntgemacht wurde (vgl. § 13 Abs. 2 AVG; zB 
auf der Homepage des BVwG). Stehen hingegen em- 
pfangsbereite Geräte zur Verfügung und erfolgte keine ent-
sprechende Bekanntmachung, gelten elektronische An- 
bringen als am Tag der tatsächlichen Übermittlung eingebracht 
(vgl. zB VwGH vom 14. Oktober 2015, Ra 2015/17/0039).
Die Versäumung der Frist führt zur endgültigen Präklusion, 
die betreffende gesondert anfechtbare Entscheidung (und die 
ihr vorangehenden nicht gesondert anfechtbaren Entschei-
dungen) können in weiterer Folge nicht mehr angefochten 
werden; sie werden gewissermaßen „bestandskräftig“. Es 
ist dem BVwG auch verwehrt, die Rechtswidrigkeit derart 
bestandskräftiger Entscheidungen im Zuge der Anfechtung 
späterer Entscheidungen inzident in Prüfung zu ziehen.
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Solche Präklusionsfristen sind auch aus unionsrechtlicher 
Sicht zulässig (vgl. insb. EuGH Rs C-470/99, Universale  
Bau, Rs C-538/13, eVigilo Ltd, Rs C-391/15, Marina del  
Mediterráneo). Im Falle einer allfälligen Versäumung einer 
Frist – zB wegen irreführenden Verhaltens eines Auftrag- 
gebers gegenüber dem potentiellen Antragsteller (vgl. 
den der Entscheidung des EuGH Rs C 327/00, Santex, zu  
Grunde liegenden Sachverhalt) – besteht die Möglichkeit 
einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.
Die Antragsfrist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Antrag-
steller von der gesondert anfechtbaren Entscheidung tat- 
sächlich Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis erlangen hätte 
können; dabei ist davon auszugehen, dass in jenen Fällen, 
in denen die Entscheidung bekannt zu machen ist, der 
Unternehmer jedenfalls die Möglichkeit der Kenntnisnahme  
hat und die Antragsfrist daher mit der Bekanntmachung  
zu laufen beginnt. Solange die Möglichkeit einer Kenntnis-
nahme nicht besteht – insbesondere weil eine Entschei-
dung nicht bekannt gegeben wird – beginnt die Frist nicht zu  
laufen.
In diesem Zusammenhang ist auf die Rechtsprechung des 
EuGH (vgl. dazu Rs C 406/08, Uniplex, Rs C-538/13, eVigilo 
Ltd) hinzuweisen, wonach es für die Auslösung des Fristen-
laufes nicht genügt, dass ein Bewerber oder Bieter erfährt, 
dass seine Bewerbung oder sein Angebot zurückgewiesen 
worden ist. Solche Informationen genügen für einen Be- 
werber oder Bieter nicht, um gegebenenfalls einen anfecht-
baren Rechtsverstoß erkennen zu können. Ein betroffe-
ner Bewerber oder Bieter kann sich erst dann darüber klar  
werden, ob etwa ein Verstoß gegen die anwendbaren Vor-
schriften vorliegt und die Einleitung eines Nachprüfungs-
verfahrens angebracht ist, nachdem er von den Gründen in 
Kenntnis gesetzt worden ist, aus denen seine Bewerbung 
oder sein Angebot in dem Verfahren zur Vergabe eines öffent- 
lichen Auftrages abgelehnt wurde (Rz 30 f. des Urteiles  
Rs C-406/08, Uniplex).
Hingegen muss es etwa bei der Anfechtung der Wahl des 
Vergabeverfahrens genügen, wenn der Antragsteller von der 
Wahl der entsprechenden Verfahrensart Kenntnis erlangt 
hat. Es bedarf hier nicht der Kenntnis genauerer „Gründe“, 
wie dies bei einer Ausscheidensentscheidung der Fall ist. 
Für die Bekämpfung des Ausscheidens eines Angebotes  
ist eine Begründung nämlich Voraussetzung dafür, dass 
das Gegenteil (etwa die Erfüllung aller Eignungskriterien)  
bewiesen werden kann. Eine Verfahrensart wählt der Auf- 
traggeber hingegen deshalb, weil er der Meinung ist, dass  
die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen; dies 
braucht er nicht (näher) zu begründen. Der Maßstab, der an 
das „Kennenkönnen“ gesetzt wird, ist also je nach Art der 
gesondert anfechtbaren Entscheidung ein anderer.

Zu § 344 (Inhalt und Zulässigkeit  
des Nachprüfungsantrages):
Die Regelung entspricht im Wesentlichen – mit Ausnahme 
des Abs. 3 – dem bisherigen § 322 BVergG 2006.
Zu Abs. 1:
Z 1: Wie bisher ist das betreffende Vergabeverfahren so 
genau wie möglich zu bezeichnen und die gesondert anfecht-
bare Entscheidung zu nennen. Bei der Bezeichnung der 
gesondert anfechtbaren Entscheidung soll jedoch kein über-
trieben strenger Maßstab angelegt werden (so schon VwGH 
vom 30. Juni 2004, 2004/04/0028). Die Formulierung der Z 1 
trägt dieser Auffassung Rechnung.
Z 2: Die Bezeichnung des Auftraggebers und des Antrag-
stellers wird um die Bezeichnung der vergebenden Stelle  
ergänzt, soweit eine solche tätig wurde und diese dem An- 
tragsteller bekannt ist.

Die Verwendung des Singular im Zusammenhang mit dem 
Begriff „Auftraggeber“ steht im Falle der gemeinsamen  
Vergabe gemäß den §§ 11, 22, 180 bzw. § 195 pars pro toto 
für den bzw. die in der gemeinsamen Ausschreibung an- 
geführten Auftraggeber, da diese Parteien im Rechtsschutz-
verfahren sind. Der Nachprüfungsantrag hat daher den  
Angaben in der Ausschreibung entsprechend den bzw. die  
Auftraggeber anzuführen, mangels Angaben in der Aus-
schreibung jedoch alle an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten Auftraggeber. Falls bei einer gemeinsamen 
Beschaffung aufgrund der dem Antragsteller zur Verfü-
gung stehenden Informationen nicht alle Auftraggeber im 
Antrag angeführt worden sind, wäre der Antrag nicht zurück- 
zuweisen, sondern es wäre ein Verbesserungsauftrag  
zu erteilen.
Z 3: Die Pflicht, bei Bekämpfung der Zuschlagsentscheidung 
den für den Zuschlag in Aussicht genommenen Bieter zu 
bezeichnen, resultiert daraus, dass dieser Bieter jedenfalls 
persönlich von der Verfahrenseinleitung zu verständigen ist  
(§ 345 Abs. 4); damit soll vermieden werden, dass das BVwG 
schon zur Verständigung dieses Bieters Ermittlungen an- 
stellen muss. Da dieser Bieter in der Zuschlagsentschei- 
dung zu bezeichnen ist, ist es für den Antragsteller kein  
Aufwand, ihn im Nachprüfungsantrag zu benennen. Für 
den Fall, dass der Zuschlag an mehrere Bieter erteilt  
werden soll (vgl. dazu die Regelungen zur Innovations- 
partnerschaft) wären alle in Aussicht genommenen Bieter  
im Antrag zu bezeichnen.
Z 5: Es sind weiterhin die Rechte, in denen der Antrag- 
steller verletzt zu sein behauptet (Beschwerdepunkte) zu 
bezeichnen, sowie die Gründe anzugeben, auf die sich 
die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt. Eine termino- 
logische Anpassung erfolgte nach dem Vorbild des  
§ 28 VwGG.
Durch das Wort „jedenfalls“ im einleitenden Satz des  
Abs. 2 wird klargestellt, dass die nachfolgende Auf- 
zählung der Gründe für die Unzulässigkeit des Nach- 
prüfungsantrages nicht abschließend ist. Unzulässig ist  
ein Nachprüfungsantrag insbesondere auch bei Fehlen  
der in § 342 Abs. 1 umschriebenen Antragsvoraussetzungen 
oder wenn einem Verbesserungsauftrag nach § 13 Abs. 3 
AVG nicht nachgekommen wurde.
Ein zulässiger Nachprüfungsantrag kann sich ausschließ- 
lich gegen eine gesondert anfechtbare Entscheidung rich-
ten und nur deren Nichtigerklärung beantragt werden; die  
Nichtigerklärung nicht gesondert anfechtbarer Entschei-
dungen kann nicht beantragt werden, und zwar auch nicht 
gemeinsam mit einem Antrag auf Nichtigerklärung einer 
gesondert anfechtbaren Entscheidung. Dies galt schon 
aufgrund der bisherigen Rechtslage und wird dadurch ver-
deutlicht, dass Abs. 1 Z 1 und Z 6 ausdrücklich so formu- 
liert sind, dass im Nachprüfungsantrag (nur) die angefoch- 
tene gesondert anfechtbare Entscheidung zu bezeichnen 
ist. Soll im Wege der Anfechtung einer gesondert anfecht- 
baren Entscheidung die Rechtswidrigkeit einer vorangehen-
den nicht gesondert anfechtbaren Entscheidung geltend 
gemacht werden, hat dies im Rahmen der Beschwerde- 
punkte zu erfolgen.
Abs. 3 enthält eine neue Regelung: Wird ein Nach- 
prüfungsantrag nach Zuschlagserteilung oder nach dem 
Widerruf des Vergabeverfahrens gestellt, dann ist dieser  
in einen Feststellungsantrag umzudeuten, wenn der Antrag-
steller von der Zuschlagserteilung bzw. vom Widerruf  
nicht wissen konnte und der Antrag innerhalb der Frist für 
die Stellung eines Feststellungsantrages (§ 354 Abs. 2) ein-
gebracht wurde. Damit soll es etwa in Fällen, in denen ein  
Antragsteller zwar von (der Wahl) einer Direktvergabe er- 
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fahren hat, diesem jedoch nicht bekannt ist, dass der Zuschlag 
bereits erteilt wurde, nicht notwendig sein, einen erneuten 
Antrag beim BVwG zu stellen. Das Bundesverwaltungs- 
gericht kann den Antragsteller dazu aufzufordern, ein Fest- 
stellungsbegehren gemäß § 353 Abs. 1 binnen angemesse-
ner Frist nachzureichen. Versäumt der Antragsteller diese 
Frist, ist der Antrag zurückzuweisen. Allenfalls erforderliche  
Angaben (die möglicherweise schon im Nachprüfungs- 
antrag gefehlt haben) hat das BVwG mittels Verbesserungs-
auftrag einzuholen.
§ 91 Abs. 1 und § 262 Abs. 1 sehen vor, dass in der Aus-
schreibung anzugeben ist, welche Vergabekontrollbe- 
hörde für die Kontrolle des Vergabeverfahrens zuständig ist. 
Eine unrichtige Angabe ist allerdings nicht zuständigkeitsbe-
gründend: wird seitens eines Auftraggebers aus dem Voll-
ziehungsbereich des Bundes etwa ein LVwG als zuständige 
Vergabekontrollbehörde angegeben, so ändert das nichts 
daran, dass das BVwG zuständige Vergabekontrollbe- 
hörde ist. Allerdings kann eine unrichtige Angabe dazu  
führen, dass ein Antrag bei einer unzuständigen Ver- 
gabekontrollbehörde eingebracht wird und erst – auf Gefahr 
des Antragstellers – an das zuständige Verwaltungsge-
richt weitergeleitet werden muss, was in weiterer Folge zu 
einer Fristversäumung führen kann. Für den Fall, dass 
(rechtswidrigerweise) keine Angabe über die zuständige  
Vergabekontrollbehörde in der Ausschreibung enthalten  
ist, soll die zulässige Einbringung des Antrages bei  
einer offenkundig nicht unzuständigen Vergabekontroll-
behörde die Gefahr der Fristversäumung hintanhalten. 
„Offenkundig nicht unzuständig“ ist eine Vergabekontrollbe- 
hörde etwa dann, wenn aufgrund der Unterlagen oder des 
Verlaufes des Vergabeverfahrens die Zuständigkeit einer 
bestimmten Vergabekontrollbehörde plausibel scheint. Aus 
diesem Grund sehen die §§ 344 Abs. 4 und 354 Abs. 3 vor, 
dass die Fristen für Nachprüfungs- bzw. Feststellungsan- 
träge auch dann gewahrt sind, wenn ein Antrag bei einer – 
allerdings unzuständigen – Behörde eingebracht wird. Die 
Regelung lehnt sich an § 61 Abs. 4 AVG an.

Zu § 345 (Bekanntmachung der  
Verfahrenseinleitung und einer Verhandlung):
Um allfälligen anderen Unternehmern, denen Parteistellung 
im Nachprüfungsverfahren zukommen könnte, die Erhebung 
von Einwendungen – und damit die Beibehaltung ihrer Par-
teistellung – zu ermöglichen, wird das BVwG zu bestimm-
ten Verständigungen verpflichtet: Im Falle der Bekämpfung  
der Zuschlagsentscheidung muss jedenfalls der für den 
Zuschlag in Aussicht genommene Bieter Parteistellung 
haben. Dieser ist dem BVwG auch schon aus den An- 
gaben im Nachprüfungsantrag bekannt. Dieser Bieter ist 
daher jedenfalls persönlich von der Einleitung des Ver- 
fahrens zu verständigen (Abs. 4). Ebenso ist auch der im 
Nachprüfungsantrag bezeichnete Auftraggeber (bei einer 
gemeinsamen Auftragsvergabe sind das alle in der Aus-
schreibung genannten Auftraggeber) und gegebenenfalls  
die vergebende Stelle vom Nachprüfungsantrag persönlich 
zu verständigen (Abs. 3).
Daneben kommen – insbesondere wenn andere Entschei-
dungen als die Zuschlagsentscheidung angefochten wer-
den – allerdings auch andere Unternehmer als Parteien in 
Betracht. Da diese dem BVwG nicht bekannt sein müssen 
und deren Ermittlung zeitlich nicht vertretbare Nachfor- 
schungen erfordern würden, enthält § 345 Abs. 1 wie bisher  
schon § 323 BVergG 2006 eine Verpflichtung zur unver- 
züglichen Bekanntmachung des Einganges eines Nach- 
prüfungsantrages im Internet. Zweckmäßigerweise sollte  
diese Bekanntmachung auf der Homepage des BVwG  

erfolgen. Die Bekanntmachung hat „unverzüglich“ zu er- 
folgen, dh. das BVwG hat dafür Vorsorge zu treffen, etwa 
durch Einrichtung eines entsprechenden elektronischen  
Publikationssystems (vgl. dazu https://www.bvwg.gv.at/amts-
tafel/einleitungen_von_nachpruefungsverfahren.html).
Um zeitaufwändige Erhebungen vor Einleitung weiterer Ver-
fahrensschritte zu vermeiden, reicht es aus, in der Bekannt-
machung die Bezeichnung des Vergabeverfahrens, des 
Auftraggebers, gegebenenfalls der vergebenden Stelle und 
der angefochtenen Entscheidung aus dem Nachprüfungs- 
antrag zu übernehmen. Sofern infolge mangelhafter Be- 
zeichnung ein anderer Unternehmer nicht in der Lage ist, recht-
zeitig Einwendungen zu erheben, um seine Parteistellung  
zu wahren, kann er unter Umständen einen Antrag auf  
„Quasi-Wiedereinsetzung“ stellen (vgl. die Erläuterungen zu 
§ 346 am Ende).
Die Bekanntmachung löst die Frist für die Erhebung von  
Einwendungen durch andere Verfahrensparteien nach  
§ 346 Abs. 3 aus. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist festzuhalten, 
dass diese Regelungen nur für Unternehmer gelten, die sich 
an einem Vergabeverfahren in Österreich beteiligen (wollen). 
Solchen Unternehmern ist es zumutbar, sich regelmäßig  
über solche Bekanntmachungen zu informieren. Für den in 
Aussicht genommenen Zuschlagsempfänger beginnt die 
Eiwendungsfrist hingegen mit der Zustellung der persön- 
lichen Verständigung von der Verfahrenseinleitung.
Abs. 5 sieht außerdem für Nachprüfungsverfahren auch 
die Bekanntmachung der Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung im Internet vor. Diese Bekannt- 
machung sollte zweckmäßiger Weise auf der Homepage des 
BVwG erfolgen (vgl. dazu https://www.bvwg.gv.at/amtstafel/
anberaumung_muendlicher_verhandlungen.html). Die Kund- 
machung im Internet hat insbesondere den Sinn, aus- 
ländischen Unternehmern, die Parteistellung im Nach- 
prüfungsverfahren haben, Kenntnis von der Verhandlung  
zu verschaffen, soweit sie nicht persönlich zu verständigen 
sind. Die in § 41 Abs. 1 AVG vorgesehenen Formen der 
Bekanntmachung (mit Ausnahme der Bekanntmachung im 
elektronischen Amtsblatt) sind ausländischen Unternehmern 
nur schwer zugänglich.
Im Falle der Bekämpfung einer Zuschlagsentscheidung  
ist der für den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter  
jedenfalls auch von der Verhandlung persönlich zu ver- 
ständigen (Abs. 6). Dies ist unproblematisch, weil er durch 
die Bezeichnung im Nachprüfungsantrag dem BVwG be- 
kannt ist. Abweichend von § 41 AVG ist eine persönliche  
Verständigung weiterer „bekannter Beteiligter“ von der Ver-
handlung nicht vorgesehen, um Verzögerungen des Nach- 
prüfungsverfahrens infolge sonst erforderlicher Nachfor-
schungen zu vermeiden.

Zu § 346 (Parteien des Nachprüfungsverfahrens):
Die Parteistellung in Nachprüfungsverfahren wird teilweise 
neu geregelt.
Die Parteistellung des Antragstellers bleibt unverändert.  
Neu im System ist hingegen die Regelung der Parteistellung 
des Auftraggebers, einerseits in den Fällen einer gemein- 
samen Auftragsvergabe gemäß den §§ 11, 22, 180 oder 
§ 195, andererseits in den Fällen, in denen eine zentrale 
Beschaffungsstelle ein Vergabeverfahren als vergebende 
Stelle (also nicht im eigenen Namen) durchführt.
Wird eine zentrale Beschaffungsstelle als vergebende Stelle  
tätig, so handelt sie im Namen und auf Rechnung des  
bzw. der (dahinterstehenden) Auftraggeber. Art. 37 Abs. 2 
zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU wie auch Art. 55 Abs. 2 
zweiter UAbs. der RL 2014/25/EU verlangen von den Mit- 
gliedstaaten vorzusehen, dass der Auftraggeber seinen  
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Verpflichtungen nach dieser Richtlinie nachkommt, sofern  
er – vereinfacht ausgedrückt – im Wege einer zentralen 
Beschaffungsstelle als vergebende Stelle Vergabeverfahren 
durchführt. Art. 37 Abs. 2 dritter UAbs. der RL 2014/24/EU 
sowie Art. 55 Abs. 2 dritter UAbs. der RL 2014/25/EU nehmen 
davon nur jene Fälle aus, in denen der Auftraggeber Teile 
des Vergabeverfahrens selbst durchführt. Für diese Teile des 
Verfahrens soll der Auftraggeber selbst verantwortlich sein. 
EG 69 der RL 2014/24/EU führt diesbezüglich aus. „Obliegt 
die Durchführung der Vergabeverfahren allein der zentralen 
Beschaffungsstelle, so sollte diese auch die alleinige und 
unmittelbare Verantwortung für die Rechtmäßigkeit der Ver-
fahren tragen.“
Die Umsetzung der genannten Bestimmungen erfolgt 
im Rechtsschutzteil wie folgt: In den Fällen des Art. 37  
Abs. 2 zweiter UAbs. der RL 2014/24/EU (bzw. Art. 55 Abs. 2  
zweiter UAbs. der RL 2014/25/EU), in denen eine zen- 
trale Beschaffungsstelle in fremdem Namen und auf  
fremde Rechnung tätig wird (somit nicht beim „Groß- 
händlermodell“ – denn dort tritt die zentrale Beschaffungs-
stelle selbst als Auftraggeber auf), ist diese – soweit sie  
das Vergabeverfahren durchführt – Partei des Nachprü- 
fungsverfahrens anstelle des Auftraggebers. Die Parteistel-
lung erlangt die zentrale Beschaffungsstelle anstelle des  
Auftraggebers jedoch nur insoweit, als sie tatsächlich  
(faktisch) Teile des Vergabeverfahrens durchgeführt hat. 
In diesem Fall kann der Auftraggeber dem Verfahren als 
Nebenintervenient beitreten. Für jene Teile, die der Auftrag-
geber selbst durchgeführt hat (Art. 37 Abs. 2 dritter UAbs.  
der RL 2014/24/EU, Art. 55 Abs. 2 dritter UAbs. der  
RL 2014/25/EU) behält er die Parteistellung. Ausschlag- 
gebend für die Parteistellung ist daher immer die jeweils 
gesondert anfechtbare Entscheidung: Derjenige, der die 
bekämpfte gesondert anfechtbare Entscheidung gesetzt 
hat ist Partei und muss die davor gesetzten nicht ge- 
sondert anfechtbaren Entscheidungen mitverantworten. Für 
die Nebenintervention gelten §§ 17 Abs. 1, 18 Abs. 1 und 
19 Abs. 1 ZPO sinngemäß. Der Auftraggeber kann dem Ver- 
fahren daher bis zur rechtskräftigen Entscheidung als  
Nebenintervenient beitreten, indem er die zentrale Be- 
schaffungsstelle und den Antragsgegner entsprechend ver-
ständigt. Die sonstigen Parteien müssen vom Auftraggeber 
nicht gesondert verständigt werden, da ihm diese möglicher-
weise nicht bekannt sind.
Wird ein Vergabeverfahren von mehreren Auftraggebern 
gemeinsam durchgeführt, so sind immer jene Auftraggeber 
Parteien des Nachprüfungsverfahrens, die in der Ausschrei-
bung genannt sind; sie bilden eine Streitgenossenschaft. 
Sind in der Ausschreibung keine allein verantwortlichen  
Auftraggeber genannt, so sind alle Auftraggeber Parteien 
des Nachprüfungsverfahrens (vgl. auch die Erläuterungen zu  
§ 22 und § 195). Gemäß §§ 14 f ZPO bilden die Auftrag-
geber eine einheitliche Streitpartei, das heißt jeder Auf-
traggeber kann auch alleine wirksam Handlungen für alle  
Streitgenossen setzen. Diese Regelung des Abs. 1 ist auf  
Art. 38 RL 2014/24/EU bzw. Art. 56 RL 2014/25/EU zurück-
zuführen, die vorsehen, dass alle Auftraggeber der gemein-
samen Auftragsvergabe gemeinsam verantwortlich sind  
(vgl. dazu etwa auch EG 71 dritter UAbs. der RL 2014/24/EU). 
Gleiches gilt im Fall einer grenzüberschreitenden Auftrags- 
vergabe bei der die Anwendung österreichischen Rechts  
vereinbart wurde und alle Partner der gemeinsamen Vergabe 
gemeinsam das Vergabeverfahren durchführen.
Ferner wird in Abs. 2 ausdrücklich die Parteistellung anderer 
durch die begehrte Entscheidung betroffener Unternehmer 
geregelt; zwar kommt diesen Unternehmern schon aufgrund 
des § 8 AVG Parteistellung zu, eine ausdrückliche Rege-

lung soll im vorliegenden Kontext jedoch für mehr Klarheit  
sorgen. Parteistellung wird nur solchen Unternehmern ein- 
geräumt, die durch die begehrte Entscheidung in ihren recht- 
lichen Interessen nachteilig betroffen sein können. Bei der 
Beurteilung des Vorliegens rechtlich geschützter Interessen 
sind sinngemäß die in § 342 Abs. 1 umschriebenen Antrags- 
voraussetzungen heranzuziehen, dh. es kommt darauf an,  
ob der betreffende Unternehmer ein Interesse am Vertrags- 
abschluss haben kann und durch die beantragte Ent- 
scheidung einen Schaden erleiden könnte (vgl. schon die  
Erläuterungen zu § 342). Damit sind jene Fälle gemeint, in 
denen sich ein Nachprüfungsantrag gegen die (angeblich) 
rechtswidrige Behandlung eines anderen Unternehmers  
richtet. Ausdrücklich klargestellt wird insbesondere die Par-
teistellung des für den Zuschlag in Aussicht genommenen  
Bieters, wenn ein Konkurrent die Nichtigerklärung der 
Zuschlagsentscheidung begehrt. Beantragt ein Unter- 
nehmer das Ausscheiden eines Konkurrenten, hat auch 
dieser Parteistellung; umgekehrt haben in jenen Fällen, in 
denen ein Bieter sein Ausscheiden anficht, auch die Mitbieter  
Parteistellung, weil sie durch die Nichtigerklärung des Aus-
scheidens einen Nachteil erleiden können. Weitere Fälle sind 
zB jene Unternehmer, deren Chance auf Teilnahme an Ver- 
gabeverfahren oder deren reelle Chance auf Zuschlags. 
erteilung unmittelbar beeinträchtigt wird.
Die Parteistellung nach Abs. 2 wird ferner nur dann zu be- 
jahen sein, wenn der betreffende Unternehmer sein Inte-
resse am Vertragsabschluss bereits durch entsprechen-
de Handlungen (Beteiligung am Vergabeverfahren) mani- 
festiert hat. Solange eine solche Manifestation nicht vorliegt, 
sind die Beziehungen zum betreffenden Vergabeverfahren  
zu vage und weitläufig, um eine Parteistellung zu be- 
gründen. Wird daher zB eine angeblich diskriminierende  
Ausschreibung angefochten, sind dadurch begünstigte  
Unternehmer, die sich noch nicht am Vergabeverfahren 
beteiligt haben, nicht Parteien dieses Verfahrens.
Aus Gründen der Verfahrensökonomie und im Hinblick 
auf das unionsrechtliche Gebot rascher Nachprüfungs- 
verfahren (vgl. insb. Art. 1 Abs. 1 der RMRL) sieht Abs. 3  
ferner eine besondere Präklusionsregelung vor: Die be- 
troffenen Unternehmer müssen begründete Einwendun-
gen erheben, ansonsten verlieren sie ihre Parteistellung. 
Die Regelung ist dem § 42 AVG nachgebildet und soll eine  
Straffung des Verfahrens ermöglichen.
Die Einwendungsfrist beträgt zehn Tage: Für den für den 
Zuschlag in Aussicht genommenen Bieter beginnt diese 
Frist mit der Zustellung der persönlichen Verständigung,  
für alle anderen „Gegenparteien“ mit der Bekanntmachung 
der Verfahrenseinleitung nach § 345. Wenn die mündli-
che Verhandlung schon vor Ablauf dieser Frist durchgeführt  
wird, müssen die Einwendungen allerdings schon in der  
Verhandlung erhoben werden. § 345 Abs. 4 und 5 sehen  
deshalb auch eine gesonderte Bekanntmachung der Ver-
handlung im Internet bzw. eine Verständigung des poten- 
tiellen Zuschlagsempfängers vor.
Werden begründete Einwendungen nicht rechtzeitig er- 
hoben, geht die Parteistellung verloren. Dieser Verlust setzt 
eine ordnungsgemäße Bekanntmachung der Verfahrens- 
einleitung bzw. der Verhandlung voraus, im Falle des poten-
tiellen Zuschlagsempfängers auch eine ordnungsgemä-
ße persönliche Verständigung. Kommt das BVwG seinen  
Mitteilungspflichten nicht nach, geht die Parteistellung der 
Unternehmer gemäß Abs. 2 nicht verloren.
Für den Fall des Verlustes der Parteistellung durch Unter-
lassung von Einwendungen trotz ordnungsgemäßer Ver- 
ständigung wird § 42 Abs. 3 AVG über die „Quasi-Wieder- 
einsetzung“ für anwendbar erklärt.
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Sukzessive Anträge mehrerer Unternehmer gegen die- 
selbe gesondert anfechtbare Entscheidung des Auftragge-
bers sind bei allen Entscheidungen zulässig, auch bei der 
Zuschlagsentscheidung. Abs. 4 sieht vor, dass den Antrag-
stellern in allen diesen Verfahren Parteistellung zukommt; 
dies korrespondiert mit der grundsätzlichen Verpflichtung, 
diese Verfahren gemeinsam durchzuführen (§ 342 Abs. 4), 
gilt aber auch dann, wenn diese Verfahren ausnahmsweise 
getrennt geführt werden. Damit werden allfällige Bindungs-
probleme der in den Nachprüfungsverfahren ergehenden 
Entscheidungen vermieden. Ein Verlust dieser Parteistellung 
ist – anders als in Abs. 3 – nicht vorgesehen.

Zu § 347 (Nichtigerklärung von  
Entscheidungen des Auftraggebers):
Durch die Formulierung des § 347 wird ausdrücklich klar- 
gestellt, dass nur gesondert anfechtbare Entscheidungen 
für nichtig erklärt werden können, nicht aber nicht gesondert 
anfechtbare Entscheidungen.
Abs. 1 Z 1 stellt klar, dass die angefochtene Entscheidung 
nur dann für nichtig zu erklären ist, wenn die gesondert 
anfechtbare Entscheidung im Rahmen der geltend gemach-
ten Beschwerdepunkte rechtswidrig ist. Beibehalten wird 
auch die de-minimis Regelung des Abs. 1 Z 2, wonach eine 
gesondert anfechtbare Entscheidung nur dann für nichtig zu 
erklären ist, wenn die festgestellte Rechtswidrigkeit wesent- 
lichen Einfluss auf den Verfahrensausgang haben kann.
Festzuhalten ist ferner, dass die in § 347 vorgesehene Ent-
scheidungsbefugnis – entgegen vereinzelter Bedenken in 
der Literatur – auch dem Unionsrecht ausreichend Rechnung 
trägt: Wird eine gesondert anfechtbare Entscheidung eines 
Auftraggebers für nichtig erklärt, und trifft dieser neue Ent-
scheidungen, können diese weiteren gesondert anfechtbaren 
Entscheidungen neuerlich angefochten werden. Die Notwen-
digkeit weitergehender Rechtswirkungen (zB Vollstreckbar-
keit) ist auch aus unionsrechtlicher Sicht nicht gegeben, weil 
auch die RMRL und die Sektoren-RMRL nur die Nichtigerklä-
rung von Auftraggeberentscheidungen fordern.
In Abs. 3 wird nunmehr normiert, dass der Auftraggeber 
verpflichtet ist, in dem betreffenden Vergabeverfahren mit 
dem ihm zu Gebote stehenden Mitteln unverzüglich den 
der Rechtsanschauung des BVwG entsprechenden Rechts- 
zustand herzustellen, wenn das BVwG eine gesondert 
anfechtbare Entscheidung für nichtig erklärt. Diese Regelung 
ist an § 28 Abs. 6 VwGVG angelehnt.

Zu § 348 (Entscheidungsfrist):
Da sich die zu lösenden Sach- und Rechtsfragen im Ober-
schwellen- und Unterschwellenbereich kaum unterscheiden, 
wird die maximale Entscheidungsfrist einheitlich mit sechs 
Wochen festgesetzt. Diese Entscheidungsfrist gilt nur für  
die Erledigung des verfahrenseinleitenden Antrages auf 
Nichtigerklärung einer Entscheidung des Auftraggebers; sie 
bezieht sich daher nicht auf die Erledigung verfahrensrecht-
licher Anträge. Der zuständige Senat ist verpflichtet, unver-
züglich über einen Nachprüfungsantrag zu entscheiden;  
er darf daher nicht automatisch bis zum Ablauf der Ent- 
scheidungsfrist zuwarten, sondern hat so rasch wie möglich 
zu entscheiden.

Zu § 349 (Mutwillensstrafen):
Die Regelung entspricht jener des § 327 BVergG 2006. 
Die Regeln des VStG über die Strafbemessung werden für 
anwendbar erklärt; damit wird verschiedentlich in der Lehre 
geäußerten Bedenken Rechnung getragen, wonach es im 
Hinblick auf Art. 18 B-VG problematisch sei, wenn es keine 
Regelungen über die Bemessung der Mutwillensstrafen gäbe.

Zu den §§ 350 bis 352 (3. Abschnitt:  
Einstweilige Verfügungen):
Nach der Rechtsprechung des EuGH muss die Möglichkeit 
der Erlassung einstweiliger Verfügungen unabhängig von 
der Erhebung eines Nachprüfungsantrages bestehen (vgl. 
insb. EuGH Rs C 236/95, Kommission/Griechenland, und  
Rs C 214/00, Kommission/Spanien). Die Regelungen über 
einstweilige Verfügungen werden daher wie bisher in einem 
eigenen Unterabschnitt geregelt.
§ 350 Abs. 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen  
§ 328 Abs. 1 BVergG 2006. Die Antragslegitimation kann 
nur einem Unternehmer zukommen, der auch einen Nach-
prüfungsantrag stellen kann: Auch wenn es zulässig ist, 
eine einstweilige Verfügung schon vor einem Nachprüfungs- 
antrag zu beantragen, soll sie verhindern, dass der Zweck 
des Nachprüfungsverfahrens durch zwischenzeitige Hand-
lungen des Auftraggebers unterlaufen wird. Aus syste- 
matischen Gründen können mit einer einstweiligen Ver- 
fügung nur solche Maßnahmen angeordnet werden, mit denen 
die behauptete Rechtswidrigkeit einer gesondert anfecht- 
baren Entscheidung verhindert oder beseitigt werden kann. 
Um im Hinblick auf die Dringlichkeit einstweiliger Ver- 
fügungen umfangreiche Erhebungen zu vermeiden, soll 
vor Erlassung einer einstweiligen Verfügung allerdings nur 
eine Grobprüfung der Antragsvoraussetzungen nach § 342  
Abs. 1 stattfinden. Stellt sich nach Erlassung einer einst- 
weiligen Verfügung im Hauptverfahren heraus, dass der 
betreffende Unternehmer zu einem Nachprüfungsantrag 
nicht legitimiert ist, tritt die einstweilige Verfügung mit der 
Zurückweisung des Nachprüfungsantrages nach § 351  
Abs. 4 außer Kraft.
§ 350 Abs. 2 entspricht – ergänzt um die Bezeichnung der 
vergebenden Stelle in Z 1 – dem bisherigen § 328 Abs. 2 
BVergG 2006.
§ 350 Abs. 2 Z 1 stellt ausdrücklich klar, dass sich Anträge 
auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ausschließ-
lich auf gesondert anfechtbare Entscheidungen beziehen 
können. Nach dem System des Gesetzes kann die geltend 
gemachte Rechtswidrigkeit auch aus der Rechtswidrigkeit 
einer nicht gesondert anfechtbaren Entscheidung resultieren 
und vom Antragsteller daher auch geltend gemacht werden. 
Gleichfalls können im Zusammenhang mit der Darlegung  
der Schäden gemäß § 350 Abs. 2 Z 4 auch Schäden ge- 
nannt werden, die aus einer zeitlich vorgelagerten nicht 
gesondert anfechtbaren Entscheidung resultieren. Mangels 
Zeitgemäßheit ist die Faxnummer nicht mehr anzugeben 
sondern nur mehr die elektronische Adresse.
§ 350 Abs. 3 und 4 tragen dem Umstand Rechnung, dass 
die einstweilige Verfügung schon vor Einbringung des Nach-
prüfungsantrages beantragt werden kann. Sobald ein Nach-
prüfungsantrag eingebracht wurde, kann eine einstweilige 
Verfügung jederzeit – bis zur Entscheidung über den Nach-
prüfungsantrag – gestellt werden. Allerdings kann eine einst-
weilige Verfügung nur den Sinn haben, Schäden zu ver- 
hindern, die während eines Nachprüfungsverfahrens ein-
treten könnten. Vor Einleitung des Nachprüfungsverfahrens 
kann ein Antrag auf einstweilige Verfügung daher nur gestellt 
werden, solange ein Nachprüfungsverfahren zur Bekämp-
fung der betreffenden Rechtswidrigkeit noch möglich ist. 
Aus diesem Grund sind daher die in § 343 normierten Prä- 
klusionsfristen auch für die Stellung eines Antrages auf 
einstweilige Verfügung maßgeblich: Ist bereits Präklusion 
bezüglich einer bestimmten Rechtswidrigkeit eingetreten, 
kann auch eine einstweilige Verfügung nicht mehr bean-
tragt werden. Wenn eine einstweilige Verfügung zwar recht- 
zeitig beantragt, in weiterer Folge aber kein Nachprüfungs-
antrag gestellt wird oder ein solcher wieder zurückgezogen, 
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ist das Verfahren zur Erlassung der einstweiligen Verfü-
gung einzustellen, oder sie tritt – wenn sie schon erlassen  
wurde – wieder außer Kraft. Die Verständigung über das  
Einstellen des Verfahrens zur Erlassung der einstweiligen 
Verfügung ist eine bloße Mitteilung und kein Beschluss  
oder Erkenntnis („formlos“). Es handelt sich daher um eine 
Abweichung von § 28 Abs. 1 iVm. § 31 Abs. 1 VwGVG.
§ 350 Abs. 5 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen  
§ 328 Abs. 5 BVergG 2006. Die Nichteinhaltung der gesetz-
lichen Gebote nach Z 1 und 2 ist ex lege sanktionsbewehrt 
(vgl. § 351 Abs. 2).
In § 350 Abs. 7 wird – analog der Regelung bei Nach- 
prüfungsanträgen – die Unzulässigkeit eines Antrages auf 
einstweilige Verfügung normiert, wenn er trotz Aufforderung 
nicht ordnungsgemäß vergebührt wird.
§ 351 entspricht dem bisherigen § 329 BVergG 2006. Durch 
die Neuformulierung in Abs. 1 wird klargestellt, dass bei  
Fehlen der Voraussetzungen für die einstweilige Verfügung 
der diesbezügliche Antrag abzuweisen ist.
Mit einer einstweiligen Verfügung können unterschied- 
lichste Maßnahmen angeordnet werden: neben den Haupt-
fällen der Untersagung der Vornahme bestimmter Hand-
lungen des Auftraggebers oder der Aussetzung bestimmter 
Verfahrensschritte können aber auch alle sonstigen ziel- 
führenden Maßnahmen (zB Handlungsaufträge an den Auf-
traggeber) gemäß § 351 Abs. 3 angeordnet werden.
In der einstweiligen Verfügung ist ihre Dauer festzulegen. 
Unverhältnismäßige Nachteile für den Auftraggeber werden 
dadurch vermieden, dass die einstweilige Verfügung mit  
der Entscheidung im „Hauptverfahren“ außer Kraft tritt und 
schon vorher von Amts wegen oder auf Antrag aufgeho-
ben werden kann, wenn die Voraussetzungen für sie nicht  
mehr vorliegen. Wenn sich die Geltungsdauer als zu kurz 
erweist, kann sie auf Antrag oder von Amts wegen verlängert 
werden. In beiden Fällen bewirkt eine Antragstellung keine 
Gebührenpflicht, da nur Anträge nach den §§ 342 Abs. 1,  
350 Abs. 1 und 353 Abs. 1 zu vergebühren sind.
In § 352 werden die verfahrensrechtlichen Sonderbestim-
mungen für das Verfahren über einstweilige Verfügungen 
zusammengefasst. Zu Abs. 1 vgl. die Ausführungen zu  
§ 346 Abs. 1, zu Abs. 3 vgl. die Erläuterungen zu § 349. 
Zur Durchführung einer mündlichen Verhandlung vgl. § 339  
Abs. 1 Z 2 (e contrario kann aus dieser Bestimmung ge- 
schlossen werden, dass – sofern dies ausnahmsweise 
doch für erforderlich erachtet werden sollte und sofern dies 
die unverzügliche Entscheidung über den Antrag gemäß  
§ 352 Abs. 2 nicht verhindert – eine mündliche Verhandlung 
stattfinden kann). Abgesehen von den in § 352 normierten  
Sonderregelungen gelten die allgemeinen Bestimmungen 
des VwGVG bzw. des AVG. So folgt zB aus § 13 Abs. 2 AVG 
in Verbindung mit § 350 Abs. 3, dass Anträge auf Erlassung 
einstweiliger Verfügungen schriftlich zu stellen sind.
Um dem unionsrechtlichen Gebot eines möglichst raschen 
einstweiligen Rechtsschutzes Genüge zu tun, wird in  
§ 352 Abs. 2 grundsätzlich an der kurzen Entscheidungsfrist 
festgehalten. Allerdings soll dem Umstand Rechnung ge- 
tragen werden, dass das AVG keine „Werktage“ kennt. Es soll 
daher nunmehr anstelle von sieben Werktagen auf 10 Tage 
abgestellt werden. Da es im Falle einer Zurückstellung des 
Antrages zur Verbesserung (vgl. § 13 Abs. 3 und 4 AVG sowie 
§ 350 Abs. 7) zu Verzögerungen kommen kann, die eine  
Einhaltung dieser sehr kurzen Frist unmöglich machen kann, 
wird die Frist für den Fall einer erforderlichen Zurückstellung 
zur Verbesserung auf 15 Tage verlängert. Der Senatsvor- 
sitzende wird bei der Bemessung der Verbesserungsfrist  
darauf zu achten haben, dass er seine Entscheidung noch 
innerhalb dieser Frist treffen kann.

Abweichend von der allgemeinen Regelung des AVG wird 
zudem bestimmt, dass es zur Einhaltung der Entscheidungs-
frist ausreicht, wenn die Entscheidung vor ihrem Ablauf 
nachweislich abgesendet wurde. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass sich selbst bei zügigem Vorge-
hen des Senatsvorsitzenden die Zustellung der einstweiligen 
Verfügung aus Gründen verzögern kann, die nicht in sei-
ner Sphäre liegen (zB bei traditioneller postalischer Zustel-
lung an einen im Ausland ansässigen Antragsteller), sodass 
die Erledigung dem Adressaten erst nach Ablauf der – sehr  
kurz bemessenen – Entscheidungsfrist zugeht. Diese Pro- 
blematik stellt sich bei den üblichen Entscheidungsfristen 
nicht in gleicher Weise wie der hier vorgesehenen zehn- 
tägigen bzw. fünfzehntägigen Entscheidungsfrist, sodass  
es gerechtfertigt und notwendig ist, in diesem Punkt eine 
Sonderregelung zu treffen.
Die Entscheidungsfrist gilt auch dann, wenn der Antrag auf 
einstweilige Verfügung zurückzuweisen ist. Auch Zeiten, die 
für die Klärung der Zulässigkeit eines solchen Antrages erfor-
derlich sind, sind in die Frist einzurechnen. Die kurze Ent-
scheidungsfrist gilt nur für die Entscheidung über die einst-
weilige Verfügung, nicht für die Erledigung verfahrensrecht-
licher Anträge.
Da aufgrund des § 1 Abs. 1 Z 3 des Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetzes 1991 – VVG in der Fassung des Ver-
waltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetzes 2013 den 
Bezirksverwaltungsbehörden die Vollstreckung der von den 
Verwaltungsgerichten mit Ausnahme des Bundesfinanz- 
gerichtes erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt, 
bedarf es für die Vollstreckung einstweiliger Verfügungen 
nicht der ausdrücklichen Anordnung der Geltung des VVG.

Zu § 353 (Einleitung des Verfahrens):
§ 353 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 331 
BVergG 2006.
Die in Abs. 1 aufgezählten Möglichkeiten von Feststellungs-
anträgen entsprechen der Aufzählung der Zuständigkeiten 
des BVwG in § 334 Abs. 3 und 4.
Durch den zweiten Satz des § 353 Abs. 1 soll wie bisher 
klargestellt werden, dass im Fall einer „Antragskumulie-
rung“ ein Antrag gestellt werden kann, in dem mehrere Fest- 
stellungen begehrt werden, für den aber – da es sich eben 
nur um einen Antrag handelt – auch nur eine Gebühr zu ent-
richten ist. Aus systematischen Erwägungen ist es zweck- 
mäßig, auch die in § 334 Abs. 3 Z 2 grundgelegte Möglich-
keit der Antragstellung durch den Auftraggeber (Antrag auf 
Feststellung, dass der Antragsteller auch bei Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen keine echte Chance auf Er- 
teilung des Zuschlags gehabt hätte) in diese Bestimmung 
aufzunehmen (vgl. dazu den dritten Satz). Diese Möglich-
keit des „Gegenantrages“ soll auch in dem in Abs. 1 Z 5 vor- 
gesehen Fall (rechtswidrige Erklärung des Widerrufes)  
bestehen. Da das Absehen von der Nichtigerklärung –  
grundsätzlich – von einem „Gegenantrag“ des Auftrag- 
gebers abhängig ist, soll auch diese Antragsmöglichkeit des 
Auftraggebers ausdrücklich in § 353 Abs. 1 verankert werden.
Auch für Anträge gemäß § 353 Abs. 2 soll der (drohende) 
Schaden weiterhin Prozessvoraussetzung sein.
Aus verfahrensökonomischen Gründen wird vorgesehen, 
dass das BVwG bei Vorliegen mehrerer Feststellungsan- 
träge in Bezug auf dasselbe Vergabeverfahren diese Verfah-
ren nach Möglichkeit gemeinsam durchzuführen hat (Abs. 3).
Gemäß Abs. 4 kann ein Antragsteller in einem laufenden 
Nachprüfungsverfahren, wenn der Zuschlag erteilt oder die 
Ausschreibung widerrufen wurde, den Antrag stellen, das 
Verfahren als Feststellungsverfahren weiterzuführen (vgl. 
zum Zuschlag oder Widerruf bereits vor Stellung des Nach- 
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prüfungsantrags § 344 Abs. 3). Dasselbe gilt im Falle der 
Bewilligung oder Verfügung einer Wiederaufnahme bzw. 
Wiedereinsetzung: ein zwischenzeitig durch Zuschlag oder 
Widerruf abgeschlossenes Vergabeverfahren soll nicht  
mehr wiedereröffnet werden, sondern das Nachprüfungs-
verfahren als Feststellungsverfahren fortgeführt werden. 
Genauso verhält es sich, wenn der VfGH oder der VwGH eine  
Entscheidung des BVwG über den Antrag auf Nichtig- 
erklärung aufgehoben hat und vor der Entscheidung des 
VfGH oder VwGH der Zuschlag erteilt oder das Vergabe- 
verfahren widerrufen wurde.
Durch Abs. 4 ist jedenfalls klargestellt, dass ein Nach- 
prüfungsverfahren nicht automatisch in ein Feststellungs-
verfahren umgewandelt wird, wenn während des Nach- 
prüfungsverfahrens das Vergabeverfahren durch Zuschlag 
oder Widerruf beendet wird. Auch in diesem Fall muss ein 
förmlicher Feststellungsantrag gestellt werden. Für ihn  
gelten – mit Ausnahme der Fristen – dieselben Anforde-
rungen wie für sonstige Feststellungsanträge (dies gilt ins- 
besondere für den Inhalt solcher Anträge sowie die Wir- 
kungen einer diesbezüglichen Entscheidung, nicht jedoch  
für die Gebührenpflicht – siehe dazu schon die Regelung  
des § 340 Abs. 1). Die Frist für die Einbringung beträgt  
wie bisher sechs Wochen ab Kenntnis vom Zuschlag oder 
Widerruf, längstens jedoch sechs Monate gerechnet ab 
dem Zuschlag oder dem Widerruf. Solange ein solcher Fest- 
stellungsantrag nicht gestellt wurde, ruht das – noch immer 
anhängige – Nachprüfungsverfahren. Wird der Feststel-
lungsantrag bis zum Ablauf der dafür maßgeblichen Frist 
nicht gestellt, ist das Nachprüfungsverfahren ohne Erlassung  
eines Beschlusses oder Erkenntnisses formlos einzustellen 
(dabei handelt es sich um eine Abweichung von § 28 Abs. 1  
iVm § 31 Abs. 1 VwGVG). Damit werden die Regelungen  
über die Entscheidungspflicht modifiziert; während dieser 
Schwebezeit kann daher auch kein Fristsetzungsantrag beim 
VwGH gestellt werden.
Durch diese Regelung wird außerdem klargestellt, dass 
ein Unternehmer sein Rechtsschutzbedürfnis hinsichtlich 
der Bekämpfung einer Entscheidung über einen Antrag auf 
Nachprüfung beim VwGH oder VfGH nicht dadurch verliert, 
dass nachträglich das Vergabeverfahren beendet wird; die 
vom VwGH zu einer landesrechtlichen Regelung vertretene  
anders lautende Auffassung (VwGH vom 24. März 2004, 
2001/04/0088) kann auf die Regelung nicht übertragen  
werden: Wegen der Subsidiarität des Feststellungsver-
fahrens gegenüber dem Nachprüfungsverfahren (§ 354  
Abs. 4) verliert der betroffene Unternehmer sein Rechtsschutz- 
interesse auf Überprüfung einer Entscheidung über einen 
Nachprüfungsantrag nicht dadurch, dass das Vergabever- 
fahren mittlerweile beendet worden ist.
Die Anwendbarkeit des § 356 Abs. 2 bis 6 (entsprechend der 
Anordnung des § 356 Abs. 7) wird grundsätzlich immer dann 
gegeben sein, wenn ein Antrag gemäß § 353 Abs. 4 erstens 
rechtzeitig gestellt wird, da sich die Sechsmonatsfrist des  
§ 353 Abs. 4 mit jener des § 356 Abs. 7 deckt und wenn  
er zweitens ein Feststellungsbegehren gemäß § 353 Abs. 1  
Z 2 bis 4 enthält. Wurde ein Antrag gemäß § 353 Abs. 4  
hingegen nach Ablauf von sechs Monaten ab Zu- 
schlag eingebracht oder enthält dieser lediglich Fest- 
stellungsbegehren gemäß § 353 Abs. 1 Z 1 oder 5, so ist  
der Antrag unzulässig bzw. kommt eine Nichtigerklärung 
durch das BVwG nicht in Betracht.

Zu § 354 (Inhalt und Zulässigkeit  
des Feststellungsantrages):
Die Anforderungen an den Inhalt des Feststellungs- 
antrages in Abs. 1 entsprechen großteils jenen des § 332 
Abs. 1 BVergG 2006.
Abs. 1 Z 2 wird weiter gefasst. So soll es für den Antragsteller 
möglich sein, jene Akteure zu bezeichnen, die ihm bekannt 
sind; eine genaue Bezeichnung wird gelegentlich nicht  
möglich sein, weshalb die bisherige diesbezügliche Voraus- 
setzung („genau“) entfällt. Bei einer Vergabe etwa durch  
eine zentrale Beschaffungsstelle ist nicht zwingend der 
Auftraggeber und die vergebende Stelle anzuführen, wenn 
Informationen fehlen, ob die zentrale Beschaffungsstelle  
im eigenen oder fremden (und gegebenenfalls wessen) 
Namen beschafft hat. Im Falle einer Auftraggeberge- 
meinschaft sind alle in der Ausschreibung genannten Auftrag-
geber im Antrag zu nennen (vgl. dazu etwa auch die Erläute-
rungen zu § 22 und § 195). Mangelt es an einer Ausschrei-
bung ist der bekannte Auftraggeber im Antrag anzuführen. 
Die Angabe der Faxnummer ist nicht mehr erforderlich.
Der Antrag hat insbesondere – soweit zumutbar – auch den 
Zuschlagsempfänger zu bezeichnen (Z 3). Nicht zumutbar 
ist diese Bezeichnung insbesondere dann, wenn der Antrag-
steller bei Direktvergaben oder Vergaben ohne Bekannt- 
machung keine Kenntnis von der Zuschlagsentscheidung 
erlangen kann.
Für die „Gegenanträge“ des Auftraggebers werden keine 
besonderen Regelungen über Inhalt und Antragsfrist ge- 
troffen; der Inhalt solcher Anträge ergibt sich aus § 334  
Abs. 3 Z 2 und Abs. 4 Z 2 leg. cit., sie können erst nach 
einem Feststellungsantrag eines Unternehmers während des 
betreffenden Feststellungsverfahrens gestellt werden.
Neu ist die einheitliche Regelung der Frist in Abs. 2. Bisher 
sah § 332 Abs. 3 BVergG 2006 vor, dass gewisse Arten von 
Feststellungsanträgen binnen sechs Monaten ab dem auf 
die Zuschlagserteilung folgenden Tag einzubringen sind. 
Das bedeutete aber, dass nach diesen sechs Monaten  
ein Feststellungsantrag auch nicht mehr zum Zwecke der 
späteren Geltendmachung von Schadenersatz beantragt  
werden konnte. Im Urteil vom 26. November 2015,  
Rs C-166/14, MedEval, hat der EuGH dazu festgehal-
ten, dass es gegen den Grundsatz der Effektivität versto-
ße, wenn die Geltendmachung von Schadenersatz im Er- 
gebnis mit einer absoluten Sechsmonatsfrist begrenzt 
ist, die auch dann zu laufen beginnt, wenn der Betroffene  
keine Kenntnis von Schaden und Schädiger haben konnte.  
Aufgrund des Anwendungsvorranges des Unionsrechts 
reduzierte der VwGH (zB Entscheidung vom 16. März 
2016, 2015/04/0004) die Bestimmung des § 332 Abs. 3  
BVergG 2006 um die absolute sechsmonatige Ausschluss- 
frist, sodass Feststellungsanträge ab diesem Zeitpunkt un- 
befristet eingebracht werden konnten. Allerdings sei § 334 
BVergG 2006 dahingehend anzuwenden, dass von einer 
Nichtigerklärung des Vertrages nach Ablauf der Sechs- 
monatsfrist auf Antrag abzusehen sei, da die unionsrecht- 
lich anerkannte Rechtssicherheit einen zwingenden 
Grund des Allgemeininteresses im Sinne des § 334 Abs. 2  
darstelle.
Nunmehr wird in § 354 Abs. 2 vorgesehen, dass Anträge  
binnen sechs Monaten ab dem Zeitpunkt einzubringen 
sind, in dem der Antragsteller vom Zuschlag oder Widerruf  
Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis erlangen hätte können.  
Dies gilt für alle Arten von Feststellungsverfahren gemäß  
§ 353 Abs. 1, da eine Ungleichbehandlung von Z 1 und 5  
auf der einen Seite und Z 2 bis 4 auf der anderen Seite sach-
lich nicht zu rechtfertigen wäre.



414

§ 354 Abs. 2 iVm § 356 setzt die Grundregel des Art. 2f  
Abs. 1 lit. b der RMRL und der Sektoren-RMRL um, wonach 
ein auf die Nichtigkeit des Vertrages gerichteter Antrag  
binnen sechs Monaten, „gerechnet ab dem Tag, der auf den 
Tag folgt, an dem der Vertrag geschlossen wurde“, einzu- 
bringen ist.
Durch die neue Frist des § 354 Abs. 2 wird nunmehr eine 
sechsmonatige Frist ab Kenntnis bzw. Kennenkönnen 
des Zuschlages oder des Widerrufes normiert. Diese Frist  
entspricht auch dem unionsrechtlichen Grundsatz der  
Äquivalenz (vgl. die Schlussanträge der Generalanwältin 
Kokott zu C 166/14, MedEval Rz 49).
Diese Frist ist vor allem für die Einbringung eines Feststel-
lungsantrages im Hinblick auf die spätere Erlangung von 
Schadenersatz von Bedeutung. Hinsichtlich der Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung des Vertrages schränkt § 356  
Abs. 7 und 8 den Zeitraum der möglichen Antragstellung für 
eine solche Nichtigerklärung oder Aufhebung des Vertrages 
entsprechend den Vorgaben der RMRL und der Sektoren-
RMRL ein (vgl. die Erläuterungen zu § 356).
Die Antragsfrist des Abs. 2 wird als materiell-rechtliche Frist 
gestaltet, deren Versäumung zum Erlöschen des Fest- 
stellungsanspruches führt; ihre Berechnung richtet sich  
nach den entsprechenden Bestimmungen des materiellen 
Teiles. Eine Wiedereinsetzung wegen Versäumung dieser 
Frist ist damit nicht möglich. Die Frist läuft ab dem Zeit- 
punkt, in dem der Unternehmer vom Zuschlag bzw. vom 
Widerruf tatsächlich Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis  
hätte erlangen können; dabei ist davon auszugehen, dass  
er jedenfalls durch eine Bekanntmachung dieser Ent- 
scheidungen von ihnen Kenntnis erlangen kann.
Zu Abs. 3 vgl. die Erläuterungen zu § 344 Abs. 4.
Durch Abs. 4 wird das bisherige System beibehalten, wonach 
Feststellungsanträge nur zulässig sind, soweit die be- 
treffende Rechtswidrigkeit nicht in einem Nachprüfungs-
verfahren geltend gemacht werden konnte. Abs. 4 ist Aus-
druck des auch im Unionsrecht anerkannten Grundsatzes 
der Schadensminderungspflicht (vgl. dazu etwa EuGH  
Rs C-46/93 und C-48/93, Brasserie du pecheur/Factortame III,  
Rz 85, Rs C-429/09, Günter Fuß, Rz 75). Der sekun- 
däre Rechtsschutz durch Feststellungs- und Schadenersatz- 
verfahren bleibt daher weiter subsidiär gegenüber dem  
primären Rechtsschutz durch Nachprüfungsverfahren. Ob 
ein Verstoß gegen Vergabevorschriften im Nachprüfungs-
verfahren hätte geltend gemacht werden können, richtet  
sich nach den Umständen des jeweiligen Verfahrens. Zur 
Zulässigkeit der Verhinderung von Missbrauch durch den 
Gesetzgeber vgl. auch EuGH Rs C-137/14, Kommission/
Deutschland, Rz 81.
In Abs. 5 wird ferner – wie im Nachprüfungsverfahren – aus-
drücklich vorgesehen, dass Feststellungsanträge gemäß  
§ 353 Abs. 1 und 2 unzulässig sind, wenn sie trotz Auf- 
forderung nicht ordnungsgemäß vergebührt werden.
Zum bisherigen § 332 Abs. 7 BVergG 2006 vgl. die Erläute-
rungen zu § 356 Abs. 8.

Zu § 355 (Verfahrensrechtliche Bestimmungen):
Die Regelung über die Parteistellung in Feststellungsver-
fahren wird neu gefasst. Parteistellung wird ausdrücklich 
nur dem Antragsteller, dem Auftraggeber und einem all- 
fälligen Zuschlagsempfänger eingeräumt. Wenn aufgrund 
einer Feststellungsentscheidung des BVwG gemäß § 334 
Abs. 5 das Verfahren ex lege als widerrufen gilt, entfaltet  
diese Entscheidung Wirkungen gegenüber allen Teil- 
nehmern an einem Verfahren; daher soll in diesem Fall 
auch allen im Verfahren verbliebenen Bietern (das sind jene  
Bieter, die ihre Teilnahme noch nicht selbst beendet  

haben oder deren Teilnahme am Verfahren noch nicht rechts-
kräftig beendet worden ist) im Feststellungsverfahren Partei-
stellung eingeräumt werden.
Wenn eine zentrale Beschaffungsstelle Teile oder das ge- 
samte Vergabeverfahren tatsächlich durchgeführt hat, so  
bildet sie zusammen mit dem Auftraggeber eine Streit- 
genossenschaft. Die Bestimmungen der §§ 14 f ZPO sind 
sinngemäß anzuwenden. Das bedeutet, dass die zentrale  
Beschaffungsstelle und der Auftraggeber eine einheit- 
liche Streitpartei bilden. Der Auftraggeber soll aber weiterhin  
alleine berechtigt bleiben, Anträge iSd § 356 Abs. 2, 5 und 
6 zu stellen, da es dabei um die Vernichtung seines Ver- 
trages geht. Auch bei der gemeinsamen Auftragsvergabe, 
bilden alle am Verfahren beteiligten Auftraggeber eine Streit- 
genossenschaft bzw. einheitliche Streitpartei. Im Unterschied 
zum Nachprüfungsverfahren sollen hier alle an der gemein-
samen Auftragsvergabe beteiligten Auftraggeber Parteien 
des Feststellungsverfahrens sein und nicht nur jene, die in 
der Ausschreibung genannt sind. Anträge gemäß § 356 kann 
hier jeder der beteiligten Auftraggeber stellen. Regelungen im 
Innenverhältnis (dass etwa nur ein Auftraggeber die Partei-
stellung wahrnimmt) sind zulässig. §§ 14 f ZPO sind sinn- 
gemäß auch auf die gemeinsame Auftragsvergabe anzu-
wenden. Durch Abs. 1 wird den Anforderungen von Art. 37  
und 38 der RL 2014/24/EU und Art. 55 und 56 der  
RL 2014/25/EU Rechnung getragen (vgl. dazu schon die 
Erläuterungen zu § 346).
Da im materiell-rechtlichen Teil des BVergG an Feststellun-
gen aufgrund von Anträgen bestimmte Wirkungen anknüpfen,  
ist es zweckmäßig, für derartige Entscheidungen – in An- 
lehnung an die Regelung des § 348 für Anträge auf Nichtig- 
erklärung – eine Entscheidungsfrist von längstens sechs 
Wochen vorzusehen.

Zu § 356 (Feststellung von Rechtsverstößen,  
Nichtigerklärung und Verhängung von Sanktionen):
Wie bisher § 334 Abs. 1 BVergG 2006 stellt § 356 Abs. 1  
klar, dass – ebenso wie im Nachprüfungsverfahren – eine 
Entscheidung des BVwG nur dann getroffen werden kann, 
wenn die geltend gemachte Rechtswidrigkeit für den  
Ausgang des Vergabeverfahrens von wesentlichem Einfluss 
war.
Die folgenden Absätze enthalten Regelungen betreffend  
die Nichtigerklärung von Verträgen bzw. den Umfang der  
Aufhebung des Vertrages, das Absehen von der Nichtiger- 
klärung und die Verhängung von Geldbußen. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit werden die Grundsatzregelungen be- 
treffend die Nichtigkeit von Verträgen für den Oberschwellen- 
und den Unterschwellenbereich getrennt geregelt (Abs. 2  
und 3). Abs. 7 enthält Fristenregelungen im Zusammenhang 
mit der Nichtigerklärung bzw. Aufhebung von Verträgen;  
er ist ua. auf die Rechtsprechung des EuGH in der  
Rs C-166/14, MedEval zurückzuführen (vgl. dazu die Er- 
läuterungen zu § 354). Abs. 8 enthält eine Regelung im 
Zusammenhang mit der Rechtsprechung des EuGH in  
der Rs C-19/13, Fastweb SpA. Die Regelungen betreffend 
die Geldbuße finden sich (für Ober- und Unterschwellen- 
bereich) in den Abs. 9 und 10.
Für den Oberschwellenbereich wird folgendes Regelungs-
regime vorgesehen: Aus dem ersten Satz des Abs. 2 ergibt 
sich, dass im Oberschwellenbereich eine Feststellung 
gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5 grundsätzlich zur Nichtig- 
erklärung des Vertrages durch das BVwG führt, wobei der 
Vertrag für absolut nichtig – somit ex tunc nichtig – zu er- 
klären ist. Eines besonderen Antrages auf Nichtigerklärung 
durch den Antragsteller im Feststellungsverfahren bedarf  
es hierzu nicht.
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Durch den zweiten und dritten Satz des Abs. 2 wird Art. 2d 
Abs. 3 der RMRL und der Sektoren-RMRL umgesetzt. So- 
weit zwingende Gründe eines Allgemeininteresses es recht-
fertigen, den Vertrag aufrechtzuerhalten, ist von der Nichtig- 
erklärung abzusehen. Dies soll nach dem zweiten Satz 
sowohl für die ex tunc Nichtigerklärung des gesamten Ver- 
trages gemäß Abs. 2 als auch für die nur teilweise Auf- 
hebung des Vertrages wegen mangelnder Rückstellbar-
keit gemäß Abs. 4 gelten. Dafür wird zusätzlich auch ein 
diesbezüglicher Antrag des Auftraggebers verlangt. Art. 2d  
Abs. 3 sowie Art. 2e Abs. 1 der RMRL und der Sektoren-
RMRL sehen in diesem Zusammenhang vor, dass trotz  
Vorliegens eines die Unwirksamkeit nach sich ziehenden  
Verstoßes die vertraglichen Wirkungen bei zwingenden 
Gründen eines Allgemeininteresses aufrechterhalten werden 
können, in diesem Fall sind allerdings so genannte „alter- 
native Sanktionen“ zu verhängen. Da ein Antragsteller in 
einem Verfahren nach § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5 regelmäßig  
ein Interesse an der Nichtigerklärung des Vertrages haben 
wird (da die Folge eine Neuausschreibung sein kann, an 
welcher sich der Antragsteller beteiligen kann), es aber 
Konstellationen geben kann, in denen auch ein Auftrag- 
geber eher die ex tunc Nichtigerklärung des Vertrages in Kauf 
nehmen wird als die Verhängung von Sanktionen, soll eine 
Verhängung von Sanktionen (im Fall des Abs. 2) bzw. eine 
Verhängung von Sanktionen für mehr als die nicht-rückab- 
wickelbaren Teile des Vertrages (im Fall des Abs. 4) nur 
dann in Betracht kommen, wenn der Auftraggeber gemäß  
Abs. 2 beantragt, von einer Nichtigerklärung abzusehen. 
Dabei kann der Auftraggeber auch primär beantragen, von 
der ex tunc Nichtigerklärung bzw. von der teilweisen Ver-
tragsaufhebung gänzlich abzusehen, und subsidiär be 
antragen, den Vertrag erst zu einem späteren Zeitpunkt auf-
zuheben (vgl. dazu Abs. 5). Das BVwG ist an diesen Antrag 
nicht gebunden; es hat somit auch bei Vorliegen eines  
entsprechenden Antrages (aber bei Fehlen der zwingenden 
Gründe eines Allgemeininteresses bzw. bei Überwiegen  
der Antragstellerinteressen) den Vertrag ex tunc für nichtig 
erklären bzw. den Vertrag gemäß Abs. 4 teilweise aufzu- 
heben. Umgekehrt kann das BVwG aber – eine Feststellung 
gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5 vorausgesetzt – ohne einen  
entsprechenden Antrag gemäß Abs. 2 nicht von der Nichti-
gerklärung (gemäß Abs. 2 erster Satz) oder teilweisen Auf- 
hebung gemäß (Abs. 4) absehen. Durch diese Antrags- 
bedürftigkeit wird letztlich vermieden, dass das BVwG auch  
dann prüfen muss, ob von der Nichtigkeit abgesehen  
werden soll, wenn keine der Parteien dies begehrt (anders 
hingegen muss das BVwG von Amts wegen prüfen, ob die 
Voraussetzungen des § 356 Abs. 4 vorliegen und eine teil-
weise Aufhebung geboten ist). Es obliegt somit dem Auf- 
traggeber, dafür zu sorgen, dass Interessen an der Aufrecht-
erhaltung des Vertrages in die Entscheidung des BVwG  
einfließen können. Der Entfall der (bisher fälschlichen)  
Nennung des Abs. 5 im vorgeschlagenen Abs. 2 sowie im 
vorgeschlagenen Abs. 6 erklärt sich daraus, dass für die 
Anwendbarkeit des Abs. 5 ein Antrag des Auftraggebers not-
wendig ist, gleichzeitig aber auch für das Absehen von der 
Aufhebung des Vertrages gemäß Abs. 2 oder 6 ein solcher 
Antrag erforderlich ist. Einem Antrag des Auftraggebers auf 
Absehen von der Aufhebung des Vertrages gemäß Abs. 
5 (ehemaliger § 334 Abs. 2 BVergG 2006) müsste somit  
ein Antrag auf Aufhebung zu einem späteren Zeitpunkt 
(Antrag gemäß § 356 Abs. 5, ehemals § 334 Abs. 5 BVergG 
2006) vorangehen, damit das Bundesverwaltungsge-
richt überhaupt von einer Aufhebung gemäß Abs. 5 abse-
hen könnte. Statt dieser Konstruktion hat der Auftraggeber 
nunmehr zu beantragen, von der Nichtigerklärung gemäß 

Abs. 2 zweiter Satz erster Fall abzusehen in eventu den 
Vertrag zu einem späteren Zeitpunkt (Abs. 5) oder nur teil- 
weise aufzuheben. Gemäß § 355 Abs. 1 dritter Satz ist nur 
der Auftraggeber, nicht jedoch die zentrale Beschaffungs- 
stelle antragslegitimiert, denn es handelt es sich um den 
Vertrag des Auftraggebers. Die zentrale Beschaffungsstelle  
soll nicht darauf hinwirken können, dass der Vertrag auf-
gehoben wird, damit über sie kein Bußgeld verhängt wird  
(vgl. dazu Abs. 9). Bei der gemeinsamen Auftragsvergabe 
kann jeder der beteiligten Auftraggeber ein Interesse an der 
Aufrechterhaltung des Vertrages haben, weshalb jeder von 
ihnen antragsberechtigt ist.
In § 356 Abs. 2 dritter Satz wird vorgesehen, dass wirtschaft-
liche Interessen an der Wirksamkeit des Vertrages nur dann 
als zwingende Gründe gemäß Abs. 2 anzusehen sind, wenn 
die Unwirksamkeit in Ausnahmesituationen unverhältnis- 
mäßige Folgen hätte. Wirtschaftliche Interessen in unmittel-
barem Zusammenhang mit dem betreffenden Vertrag dürfen 
jedoch keinesfalls als zwingende Gründe eines Allgemein- 
interesses qualifiziert werden. Als derartige wirtschaftliche 
Interessen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Ver-
trag werden in Art. 2d Abs. 3 dritter UAbs. der RMRL und der  
Sektoren-RMRL unter anderem die durch die Verzögerung  
bei der Ausführung des Vertrages verursachten Kosten 
genannt, die durch die Einleitung eines neuen Vergabeverfah-
rens verursachten Kosten, die durch den Wechsel des Wirt-
schaftsteilnehmers, der den Vertrag ausführt, verursachten 
Kosten sowie die Kosten, die durch rechtliche Verpflichtungen 
aufgrund der Unwirksamkeit verursacht werden. Derartige  
Kosten können es somit unter keinen Umständen recht- 
fertigen, von der Unwirksamkeit des Vertrages abzusehen. 
§ 356 Abs. 2 zweiter und dritter Satz regelt somit die Kon-
sequenzen einer Feststellung, dass rechtswidrigerweise ein 
Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung bzw.  
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb durchgeführt oder 
der Zuschlag rechtswidrigerweise ohne Mitteilung der Zu- 
schlagsentscheidung erteilt worden ist oder eine Leistungs-
vergabe aufgrund einer Rahmenvereinbarung oder eines 
dynamischen Beschaffungssystems mit einem materiell-
rechtlichen Verstoß verbunden war, in gleicher Weise.
Für den Unterschwellenbereich wird folgendes grundsätz- 
liches Regelungsregime vorgesehen: Eingangs ist festzu- 
halten, dass der VfGH in seiner Judikatur zum vergabe-
rechtlichen Rechtsschutz im Unterschwellenbereich (zuletzt  
VfSlg. 17.867/2006) ausführt, dass keine verfassungsrecht- 
lichen Bedenken gegen Regelungen bestünden, die bei Ver-
fahren unterhalb bestimmter Wertgrenzen Verfahrensver-
einfachungen und Verfahrensbeschleunigungen vorsehen 
oder denkbare Rechtszüge beschränken. Vor diesem Hin-
tergrund soll das Konzept der Nichtigkeit von Verträgen als  
Folge bestimmter Verstöße zwischen Ober- und Unter-
schwellenbereich differenziert ausgestaltet werden.
Abs. 3 sieht daher für den Unterschwellenbereich als Grund-
regel vor, dass eine Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 
bis 5 nur dann zur ex tunc Nichtigerklärung des Vertrages 
durch das BVwG führt, wenn die festgestellte Vorgangs- 
weise des Auftraggebers aufgrund des Gesetzes „offenkun-
dig unzulässig“ war. Abs. 3 beschränkt daher das Nichtig- 
keitsregime des Unterschwellenbereiches auf die gravie- 
rendsten Verstöße gegen das BVergG 2018 (und das  
Unionsrecht), wobei zusätzlich diese Verstöße als „offen-
kundig“ zu qualifizieren sind. War hingegen die Vorgangs-
weise des Auftraggebers nicht offenkundig unzulässig,  
so kommt das gesamte Regime der Abs. 3 bis 6 (und in  
weiterer Folge auch die Abs. 8 und 9) im Unterschwellen- 
bereich von vornherein nicht zur Anwendung. Das Verhalten 
der zentralen Beschaffungsstelle als vergebende Stelle wird 
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als Vorgehensweise des Auftraggebers gewertet; sie handelt 
in seinem Namen.
Zum Konzept der Offenkundigkeit wird auf die einschlä- 
gige Rechtsprechung verwiesen: Der Begriff „offenkundig“ ist  
im Sinne der Judikatur des EuGH zur Staatshaftung (vgl. 
EuGH Rs C-224/01, Köbler gegen Österreich: „Bei der Ent-
scheidung darüber, ob der Verstoß hinreichend qualifiziert ist, 
muss das zuständige nationale Gericht […] prüfen, ob die-
ser Verstoß offenkundig ist.“) und der Judikatur des VwGH  
auszulegen (vgl. VwGH vom 27. April 1993, 90/04/0265: 
„Offenkundig […] ist eine Tatsache dann, wenn sie entweder  
allgemein bekannt (notorisch) oder der Behörde im Zuge  
ihrer Amtstätigkeit bekannt und dadurch „bei der Behörde  
notorisch“ („amtsbekannt“) geworden ist.“; mit Hinweis auf 
das Erkenntnis des VwGH vom 23. Jänner 1986, 85/02/0210). 
Offenkundig bedeutet somit, dass der Rechtsverstoß evident 
(gleichsam „ins Auge springend“) ist (ebenso auch schon  
BVA 5.8.2008, F/0003-BVA/10/2008-42) und nicht erst auf-
grund von umfangreichen Erhebungen, komplexen recht- 
lichen Abwägungen bzw. Beurteilungen, Sachverständigen-
gutachten usw. feststeht. Als Beispiel für derartige offen- 
kundige Rechtsverstöße ist die Direktvergabe hoch stan- 
dardisierter Leistungen oberhalb der entsprechenden 
Schwellenwerte zu nennen. Kein „offenkundiger“ Rechts-
verstoß liegt daher dann vor, wenn der Auftraggeber über 
das Vorliegen eines Tatbestandes, der die Durchführung 
eines Verhandlungsverfahrens mit nur einem Bieter recht-
fertigt, einem entschuldbaren Irrtum unterlegen ist (etwa  
hinsichtlich des Vorliegens von Ausschließlichkeitsrechten  
oder im Zusammenhang mit der Beurteilung der Frage der 
technischen Kompatibilität/Inkompatibilität).
Abs. 4 regelt (für den Ober- wie auch den Unterschwellen-
bereich) den Fall, dass der Vertrag bereits in Vollzug gesetzt 
wurde. Hier sind verschiedene Konstellationen denkbar: 
Ist die Leistung zur Gänze noch vorhanden und in natura  
rückstellbar (zB die gelieferten Computer befinden sich 
noch in der Originalverpackung in einem Lager des Auftrag- 
gebers), so hat das BVwG gemäß der Grundregel des  
Abs. 2 erster Satz bzw. Abs. 3 den Vertrag (bei Vorliegen 
einer Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5) ex tunc  
für nichtig zu erklären. Kann die Leistung zur Gänze oder  
(bei teilbaren Leistungen) ein Leistungsteil nicht mehr rück-
gestellt werden (etwa weil die Leistung bereits ganz oder  
teilweise konsumiert oder gebraucht wurde) oder kann die 
Leistung oder ein Leistungsteil nur mehr wertvermindert  
rückgestellt werden (weil die Leistung/der Leistungsteil „nicht 
mehr neu ist“; zB die gelieferten Computer wurden ausge- 
packt und Software installiert) so hat das BVwG – bei Vor-
liegen einer Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5 – 
den Vertrag nur teilweise und zwar hinsichtlich des noch 
ausständigen oder des noch (ohne Wertminderung) rück-
stellbaren Leistungsteiles aufzuheben. Der Vertrag bleibt 
somit hinsichtlich des bereits konsumierten oder nicht rück-
stellbaren Leistungsteiles bestehen (samt den diesbezüg-
lichen vertraglichen Rechten). Die nur teilweise Aufhebung 
des Vertrags be-darf keines Antrages des Auftraggebers. 
Das BVwG hat dies von Amts wegen zu prüfen (vgl. schon 
VwGH vom 18. März 2015, 2012/04/0070). Aus der Formu-
lierung des Gesetzes („auszusprechen, dass der Vertrag nur 
soweit aufgehoben wird“) folgt, dass hinsichtlich des auf- 
gehobenen Vertragsteiles ein Rückabwicklungsanspruch  
entsteht. Die Regelung des Abs. 4 (ex nunc Aufhebung  
hinsichtlich des noch ausständigen oder des noch ohne Wert-
minderung rückstellbaren Leistungsteiles) ist nur dann ein-
schlägig, wenn Abs. 5 nicht zur Anwendung kommt – wenn 
also der Auftraggeber nicht den Antrag stellt, dass der Ver- 
trag erst mit dem Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung 

oder einem späteren Zeitpunkt aufgehoben werden soll und 
das BVwG die Aufhebung nicht erst zu einem bestimmten 
Zeitpunkt verfügt. Außerdem sieht Abs. 2 die Möglichkeit  
für den Auftraggeber vor, auch in einem Fall, der nur eine 
teilweise Aufhebung des Vertrages gemäß Abs. 4 erfor-
dern würde, einen Antrag auf (gänzliches) Absehen von der  
Aufhebung zu stellen (vgl. schon die Erläuterungen zu  
Abs. 2), was dann aber auch eine betragsmäßig höhere 
Sanktion bei Stattgabe des Antrages zur Folge hätte, als 
dies nur für ein teilweises Bestehenbleiben des Vertrages der 
Fall wäre (vgl. zur Festsetzung der Höhe der Geldbuße die  
Abs. 9 und 10).
Abs. 5 sieht (für den Ober- wie auch den Unterschwellen- 
bereich) vor, dass – abweichend von der Grundregel des  
Abs. 2 bzw. 3, demzufolge der Vertrag für absolut nichtig 
(somit ex tunc nichtig) zu erklären ist – das BVwG auf dies-
bezüglichen Antrag des Auftraggebers aussprechen kann, 
dass der Vertrag erst mit einem späteren Zeitpunkt auf- 
gehoben wird (frühestens mit dem Zeitpunkt der Entschei-
dung des BVwG). Die Determinanten für das damit einge-
räumte Ermessen (Nichtigerklärung des Vertrages ex tunc 
trotz Antrag des Auftraggebers oder Aufhebung des Ver- 
trages zu einem anderen Zeitpunkt) werden im letzten Satz 
normiert. Als sachliche Gründe, die für eine spätere Auf-
hebung des Vertrages (Abs. 5) sprechen, können etwa die 
Unzumutbarkeit der (sofortigen) ex nunc Aufhebung von Hei-
zungs- oder Stromlieferverträgen (zB kurz vor oder während 
einer Heizperiode) genannt werden, wenn die Versorgung 
von Amtsgebäuden, Schulen usw. nicht mehr gewährleistet 
wäre und der Auftraggeber eine gewisse Zeit für die Durch-
führung eines korrekten Vergabeverfahrens benötigt.
Abs. 6 sieht im Sinne der zulässigen differenzierten Aus-
gestaltung des Rechtsschutzes zwischen Ober- und Unter-
schwellenbereich eine Sonderregelung allein für den Unter-
schwellenbereich vor. Gemäß Abs. 6 hat das BVwG bei 
Vorliegen einer Feststellung gemäß § 334 Abs. 3 Z 3 bis 5 –  
selbst wenn die Vorgangsweise offenkundig unzulässig war –  
die vertraglichen Wirkungen aufrechtzuerhalten, wenn 
der Auftraggeber dies beantragt hat und eine Interessen- 
abwägung (zwischen den Interessen des Auftraggebers an 
der Aufrechterhaltung des Vertrages und den Interessen 
des Antragstellers an der Beendigung des Vertrages) zu sei-
nen Gunsten ausfällt. Bei dieser Interessenabwägung sind 
auch allfällige von der Vertragsbeendigung betroffene öffent- 
liche Interessen zwingend zu berücksichtigen. Abs. 6 erfasst 
somit jedenfalls alle Konstellationen gemäß Abs. 2 („zwin-
gende Gründe eines Allgemeininteresses“) enthält aber eine  
darüberhinausgehende Berücksichtigungsregel.
Da nach § 354 Abs. 2 für die Einbringung eines Fest- 
stellungsantrages nur mehr eine subjektive Frist vorgesehen 
ist, soll die Möglichkeit der Nichtigerklärung in § 356 weiter-
hin grundsätzlich auf eine maximale objektive Frist von sechs  
Monaten ab dem Tag des Zuschlages begrenzt werden (vgl. 
dazu einerseits die Erläuterungen zu § 354 und andererseits 
Art. 2f Abs. 1 lit. b der RMRL und der Sektoren-RMRL). Damit 
ist es auch bei einem erst nach Jahren eingebrachten Fest-
stellungsantrag nicht möglich, den Vertrag oder Teile davon 
für nichtig zu erklären. Dies entspricht den Vorgaben der 
RMRL und der Sektoren-RMRL und dient der Rechtssicher-
heit. Voraussetzung für die Nichtigerklärung bzw. teilweise 
Aufhebung des Vertrages ist nach Abs. 7 daher grundsätz-
lich, dass der Feststellungsantrag binnen sechs Monaten  
ab dem auf die Zuschlagserteilung folgenden Tag einge-
bracht wurde. Die Sechsmonatsfrist ist eine Ausschlussfrist 
(vgl. VwGH vom 16. März 2016, 2015/04/0004).
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Davon abweichend enthält der zweite Satz des Abs. 7 zwei 
Fristverkürzungen. Diese entstammen dem ehemaligen  
§ 332 Abs. 3 BVergG 2006 und mussten aufgrund der 
Rechtsprechung des EuGH in der Rs C-166/2014, MedEval  
(vgl. dazu schon die Erläuterungen zu § 354) in § 356 auf-
genommen werden. Die genannten Bestimmungen ent- 
hielten nämlich (kurze) objektive Fristen, die nicht nur für die 
Nichtigerklärung, sondern auch für die Geltendmachung von 
Schadenersatz (aufgrund der Notwendigkeit eines Feststel-
lungsantrages) galten (§ 332 Abs. 3 BVergG 2006). Dies ist 
im Hinblick auf das genannte Urteil des EuGH nicht mehr 
zulässig, da der Gerichtshof darin verlangt, dass es für die 
Erlangung von Schadenersatz möglich sein muss, Kenntnis 
von Schaden und Schädiger zu haben. Es ist daher auch in 
den Fällen des Abs. 7 zulässig, einen Feststellungsantrag 
(im Hinblick auf die Erlangung von Schadenersatz) innerhalb 
der Fristen des § 354 Abs. 2 zu stellen; die Nichtigerklärung 
bzw. Aufhebung von Teilen des Vertrages ist jedoch nur – ent- 
sprechend der Vorgaben der RMRL und Sektoren-RMRL – 
zulässig, wenn die Voraussetzungen des Abs. 7 erfüllt sind.
Abs. 7 Z 1 enthält folgende Fristverkürzung auf 30 Tage 
(wie dies aufgrund des Art. 2f Abs. 1 lit. a der RMRL und der 
Sektoren-RMRL unionsrechtlich zulässig ist): Wenn es sich 
beim Antragsteller um einen im Vergabeverfahren verbliebe-
nen Bieter handelt, dann kommt es zu einer Fristverkürzung, 
wenn der Auftraggeber diesem gemäß § 144 Abs. 2 oder  
§ 306 Abs. 2 mitgeteilt hat, welchem Bieter der Zuschlag 
erteilt wurde.
Wenn es sich um einen Antrag gemäß § 353 Abs. 1 Z 2 
(Rechtswidrigkeit der Durchführung eines Vergabever- 
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung) handelt und kein 
Bieter im Vergabeverfahren verblieben ist, ist für eine Frist-
verkürzung zwischen der Rechtslage vor und nach dem  
18. Oktober 2018 zu unterscheiden (vgl. Z 2):
Da auf österreichischer Ebene erst mit dem 18. Oktober 2018 
eine Bekanntgabe mittels Kerndaten erfolgen soll, soll es  
bis zu diesem Zeitpunkt nur – aber dies auch im Unterschwel-
lenbereich – erforderlich sein, eine Bekanntmachung auf  
Unionsebene (freiwillig) zu schalten, um von der Verkürzung 
auf 30 Tage profitieren zu können.
Ab dem 18. Oktober 2018 muss bei Vergaben im Ober-
schwellenbereich sowohl eine Bekanntgabe auf Unions- 
ebene als auch auf österreichischer Ebene erfolgen (vgl.  
Artikel 2 Z 17). Es muss daher eine Bekanntgabe gemäß  
den §§ 61 Abs. 1 oder 2 und (!) 62 Abs. 1 oder 2 bzw. den 
§§ 231 Abs. 1 oder 2 und (!) 232 Abs. 1 oder 2 bzw. im  
Unterschwellenbereich gemäß § 66 Abs. 1 oder 2 bzw.  
§ 237 Abs. 1 stattfinden, um die Fristverkürzung in Anspruch  
nehmen zu können.
Wenn der Auftraggeber im Fall der Durchführung eines Ver-
gabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung sicher- 
gehen will, dass es zu einer Verkürzung der grundsätz- 
lich sechsmonatigen Frist auf 30 Tage kommt, dann muss 
er jedenfalls eine Bekanntgabe vornehmen und zusätz- 
lich den im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern (sofern 
es solche gibt) mitteilen, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
worden ist. Eine Verpflichtung zur nachträglichen Bekannt- 
gabe derart vergebener Aufträge wird dadurch nicht nor-
miert. Wenn der Auftraggeber von der eingeräumten  
Möglichkeit keinen Gebrauch macht, kann eine Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung des Vertrages stattfinden, wenn 
der Feststellungsantrag binnen der sechsmonatigen Frist  
des ersten Satzes des Abs. 7 eingebracht wurde.
Eine ex-post Bekanntmachung iSd Abs. 7 Z 2 hat jeden-
falls die wesentlichsten Elemente des vergebenen Auf- 
trages wie Auftraggeber (vergebende Stelle), erfolgreicher 
Bieter, Auftragsgegenstand und Auftragswert zu enthalten, 

die einem Unternehmer die Einschätzung ermöglichen, ob 
er ein Interesse am Abschluss dieses Vertrages haben hätte  
können bzw. ob die Durchführung eines Vergabeverfahrens 
ohne vorherige Bekanntmachung rechtmäßig gewesen sein 
konnte. Der Maßstab, der an die Begründung der ex-post 
Bekanntmachung zu legen ist, hat jenem Sorgfaltsmaß-
stab zu entsprechen, der vom EuGH in seinem Urteil in der  
Rs C-19/13, Fastweb SpA, niedergelegt wurde (vgl. die Er- 
läuterungen zu Abs. 8). Dies gilt auch für Verfahren ohne vor-
herige Bekanntmachung; die entsprechenden Ausführungen  
sind daher in das Standardformular der Kommission auf-
zunehmen (vgl. dazu das entsprechende, frei befüllbare Feld 
in Anhang D1, Pkt. 2 iVm Pkt. 3 des Standardformulars 3,  
http://simap.ted.europa.eu/documents/10184/99158/DE_
F03.pdf sowie Anhang VI Teil D Z 7 des BVergG 2018; für 
den Sektorenbereich vgl. Anhang D2 Punkt 2 iVm Punkt 3 
des Standardformulars 6, http://simap.ted.europa.eu/docu-
ments/10184/99158/DE_F06.pdf). Anderenfalls beginnt die 
30 Tagesfrist nicht zu laufen und es gilt die Sechsmonatsfrist 
gemäß dem ersten Satz des Abs. 7.
Durch § 356 Abs. 8 wird Art. 2d Abs. 4 der RMRL und der 
Sektoren-RMRL umgesetzt: Der EuGH hat in seinem Urteil  
in der Rs C-19/13, Fastweb SpA, festgehalten, dass im 
Zusammenhang mit der freiwilligen ex ante Bekanntmachung 
der Zuschlagsentscheidung (vgl. dazu jeweils Art. 2d Abs. 4 
der RMRL bzw. der Sektoren-RMRL und die Erläuterungen 
zur RV 327 BlgNR XXIV. GP 15/16) zu beachten ist, dass 
die im Unionsrecht vorgesehene Konsequenz (Gültigkeit 
des Vertrages) nur dann eintritt, wenn alle in der genann-
ten Bestimmung der RMRL (bzw. der Sektoren-RMRL) fest- 
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. Ein Auftraggeber 
muss daher bei der Entscheidung, ein Vergabeverfahren 
ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung 
durchzuführen, sorgfältig handeln und hat zu prüfen, ob er zu 
Recht davon ausgehen darf („der Ansicht sein kann“), dass 
die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Aus- 
nahmeverfahrens vorliegen. In diesem Zusammenhang 
kommt der Begründung des Auftraggebers im Rahmen der 
ex ante Veröffentlichung besondere Bedeutung zu. Diese 
Begründung hat in klarer und eindeutiger Weise darzulegen, 
warum der Auftraggeber rechtmäßiger Weise der Ansicht sein 
kann, dass die – restriktiv auszulegenden – Voraussetzungen  
für ein Verfahren ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung erfüllt sind. Im Oberschwellenbereich sind 
daher die entsprechenden Ausführungen in das Standard- 
formular der Kommission aufzunehmen (vgl. dazu das ent- 
sprechende, frei befüllbare Feld in den Anhängen D1 und 
D2 des Standardformulars 15), im Unterschwellenbereich in  
die jeweilige innerstaatliche Bekanntmachung. Da nach der  
ständigen Rechtsprechung des EuGH die Beweislast für  
das tatsächliche Vorliegen der die Ausnahme rechtferti- 
genden Umstände zur Inanspruchnahme einer Ausnah-
mevorschrift (hier: der Anwendbarkeit eines Verfahrens 
ohne vorherige Bekanntmachung) denjenigen trifft, der die-
se Ausnahmevorschrift in Anspruch nehmen möchte (vgl. 
etwa EuGH Rs C-275/08, Kommission/Deutschland, Rz 56 
mwN der Judikatur), hat der Auftraggeber dies sorgfältig zu  
prüfen und zu begründen. Die Begründung muss es all- 
fälligen interessierten Unternehmen ermöglichen, die Über- 
legungen des Auftraggebers nachvollziehen und die Rechts-
konformität der Vorgangsweise beurteilen zu können. So 
genügt etwa eine bloß formelhafte Begründung (zB durch 
Wiedergabe der verba legalia) diesem Maßstab nicht. 
Auftraggeber müssen daher (die ihnen zumutbaren) Er- 
hebungen in sorgfältiger Weise für die Beurteilung der 
Zulässigkeit der Inanspruchnahme des Ausnahmetatbe-
standes durchführen, auf dieser Bewertungsgrundlage 
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den nachvollziehbaren Schluss ziehen können, ein Ver- 
gabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung durch- 
führen zu dürfen und diese Überlegungen in der Bekannt- 
machung offenlegen. Hat der Auftraggeber diesen subjek- 
tiven, jedoch besonderen Sorgfalts- und Begründungsmaß-
stab eingehalten, unterlag er dabei jedoch einem entschuld-
baren Rechtsirrtum, so schadet dies im Kontext der frei- 
willigen ex ante Bekanntmachung nicht: sofern auch die wei-
tere Voraussetzung (Beachtung der Zehn-Tages-Frist ab 
Veröffentlichung der Bekanntmachung) eingehalten wird, 
kann der Vertrag nicht für „unwirksam“ im Sinne der RMRL 
(bzw. der Sektoren-RMRL) erklärt werden (hingegen ist die 
Erlangung von Schadenersatz denkbar). Hat hingegen der 
Auftraggeber diese Vorgaben nicht beachtet oder ist er auf-
fallend sorglos, grob fahrlässig oder gar willkürlich vorge- 
gangen, so wäre trotz Veröffentlichung einer Bekannt-
machung und Einhaltung der Stillhaltefrist der Vertrag für 
„unwirksam“ zu erklären, wenn der Antrag entsprechend der 
Frist des Abs. 7 eingebracht wurde.
Durch die Formulierung „sofern ein öffentlicher Auftraggeber 
[bzw. Sektorenauftraggeber] der Ansicht ist, dass …. zuläs-
sig ist“ in den Bestimmungen auf die § 356 Abs. 8 verweist, 
soll im Sinne des zitierten Judikates und in Übereinstimmung 
mit dem Wortlaut der Richtlinien einerseits zum Ausdruck 
gebracht werden, dass kein objektiver, sondern ein sub- 
jektiver Maßstab heranzuziehen ist (arg. „der Ansicht ist“), 
und dass andererseits nur bei Einhaltung des oben be- 
schriebenen Sorgfaltsmaßstabes bei der Prüfung der Zuläs-
sigkeit der Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherige Bekanntmachung eine ex ante Bekanntmachung 
überhaupt zulässig ist. Flankierend dazu sieht Abs. 8 vor, 
dass nur derartige – zulässige – Bekanntmachungen auch 
dazu führen, dass – bei einem Zuschlag nach Ablauf einer 
Frist von zehn Tagen – der Vertrag nicht für „unwirksam“  
iSd RMRL und der Sektoren-RMRL erklärt werden kann.  
Darüber hinaus stellt Abs. 8 als weitere Voraussetzung 
für die Unzulässigkeit der Nichtigerklärung oder Aufhebung 
des Vertrages darauf ab, dass die publizierte Entscheidung 
„entsprechend begründet“ war. Diese Wortfolge greift die  
im Urteil des EuGH hervorgehobene Voraussetzung auf, 
wonach nur klare, eindeutige und nachvollziehbare Begrün-
dungen des Auftraggebers in der ex ante Bekanntmachung 
die Voraussetzung der RMRL bzw. der Sektoren-RMRL  
erfüllen, dass eine Bekanntmachung vorliegt, „wie sie in 
Art. 3a der vorliegenden Richtlinie beschrieben ist“ (vgl. 
dazu jeweils Art. 3a lit. c der zitierten Richtlinien und Rz 48 
des Urteiles: „Was diesen letzten Punkt betrifft, muss diese 
Begründung klar und unmissverständlich die Gründe erken-
nen lassen, die den öffentlichen Auftraggeber zu der Auf-
fassung veranlasst haben, den Auftrag ohne vorherige Ver-
öffentlichung einer Bekanntmachung vergeben zu können, 
damit die Beteiligten in voller Sachkenntnis entscheiden 
können, ob sie es für nützlich erachten, die für das Nach- 
prüfungsverfahren zuständige Stelle anzurufen, und damit 
diese eine wirksame Kontrolle vornehmen kann.“ Nur 
soweit beide (kumulativen) Voraussetzungen erfüllt werden, 
zieht die Einhaltung der zehntägigen Stillhaltefrist gemäß  
Abs. 8 auch die Unzulässigkeit der Nichtigerklärung oder  
Aufhebung des Vertrages nach sich.
Zur Bekanntmachung an sich wird auf die entsprechenden 
Vorschriften des materiellen Teiles verwiesen. Die Inhalte  
der Bekanntmachung müssen bei einer österreichischen 
Bekanntmachung für mindestens zehn Tage verfügbar sein, 
da der Auftraggeber in dieser Zeit auch mit der Zuschlags-
erteilung zuwarten muss. Die Verfügbarkeit der Bekannt- 
machung im ABl. der Europäischen Union kann durch das 
nationale Recht nicht geregelt werden.

Dass eine freiwillige ex-ante-Bekanntmachung nach den Vor-
gaben des materiellen Teiles stattgefunden hat, muss vom 
Auftraggeber entsprechend seiner Verpflichtung gemäß § 49 
bzw. § 218 dokumentiert und nachgewiesen werden. Dieser 
hat mit entsprechenden Mitteln (Speicherung über Server, 
Screenshots, etc.) nachzuweisen, dass, wann und wie lange 
eine entsprechende Bekanntmachung auf österreichischer 
Ebene stattgefunden hat, damit das BVwG dies gegebenen-
falls nachprüfen kann.
Ab 18. Oktober 2018, erhalten die verwiesenen Bestim-
mungen im Abs. 8 aufgrund des Außerkrafttretens anderer 
Bestimmungen eine andere Bezeichnung (vgl. Artikel 2 Z 18). 
Inhaltlich bleibt Abs. 8 jedoch unverändert.
Gemäß Art. 2d Abs. 2 der RMRL und der Sektoren-RMRL 
richten sich die Folgen der Unwirksamkeit des Vertrages 
nach einzelstaatlichem Recht. Es kann somit vorgesehen 
werden, dass alle vertraglichen Verpflichtungen rückwirkend 
aufgehoben werden oder dass die Wirkung der Aufhebung 
auf die Verpflichtungen beschränkt ist, die noch zu erfüllen 
sind. Wenn die Nichtigkeit aber nicht rückwirkend (ex tunc) 
eintritt, dann sind sogenannte „alternative Sanktionen“ im 
Sinne des Art. 2e Abs. 2 der RMRL und der Sektoren-RMRL 
zu verhängen.
Art. 2e Abs. 2 der RMRL und der Sektoren-RMRL nennt die 
Verkürzung der Laufzeit des Vertrages als eine mögliche 
alternative Sanktion. Dies ist jedoch, wie auch die Kommis- 
sion bestätigte, insofern verfehlt, als die Verkürzung der Lauf-
zeit ohnehin nur in Betracht kommt, wenn der Vertrag nicht 
ex tunc vernichtet wird. Als alleinige „Sanktion“ kommt so- 
mit – auch im Einklang mit der Auffassung der Kommission – 
die Laufzeitverkürzung nicht in Betracht.
Vor diesem Hintergrund sieht Abs. 9 Geldbußen (als „Sank-
tionen“) für alle Fälle vor, in denen das BVwG den Vertrag 
nicht für absolut nichtig erklärt oder von einer Aufhebung 
des Vertrages abgesehen hat (vgl. Abs. 2, 3 und 6) und für 
jene Fälle, in denen der Vertrag nur teilweise, mit dem Zeit-
punkt seiner Entscheidung oder zu einem späteren Zeitpunkt  
aufgehoben wird. Während in Bezug auf den Ober- 
schwellenbereich sich die Regelung des Abs. 9 vor dem 
Hintergrund der unionsrechtlichen Rechtslage als notwen-
dig erweist, ergibt sich ein, durch die Anwendungsvoraus- 
setzungen des Abs. 3 ohnehin auf die gravierendsten  
Verstöße eingeschränktes, Regelungsbedürfnis im Unter-
schwellenbereich durch das Sachlichkeitsgebot. So ist es 
sachlich nicht zu rechtfertigen, dass in den Fällen, in denen 
Vergabeverfahren offenkundig rechtswidrigerweise ohne 
vorherige Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Aufruf 
zum Wettbewerb durchgeführt wurden, der Zuschlag offen- 
kundig rechtswidrigerweise ohne Mitteilung der Zuschlags-
entscheidung erteilt wurde oder die Vergabe einer Leistung 
aufgrund einer Rahmenvereinbarung oder eines dynami-
schen Beschaffungssystems offenkundig rechtswidrig war 
und in denen darüber hinaus die Leistung nicht mehr voll-
ständig oder ohne Wertverminderung rückgestellt werden 
kann, ein Auftraggeber lediglich damit „sanktioniert“ wird, 
dass der Vertrag nur teilweise weiterbesteht.
In der Entscheidung des VwGH vom 18. März 2015, 
2012/04/0070 (Pkt. 4.5.1.) hatte der VwGH eine Lücke in  
§ 334 Abs. 7 BVergG 2006 erkannt. Dieser sei um den Ver-
weis auf Abs. 4 zu ergänzen. Die teilweise Aufhebung eines 
Vertrags dürfe nicht anders behandelt werden als eine  
gänzliche Nichtigerklärung, da die Richtlinie auch für jene 
Teile des Vertrages, die nicht aufgehoben werden, eine 
alternative Sanktion verlange. Da dies aber nicht nur auf  
Abs. 4 zutrifft, sind in Abs. 9 (ehemals § 334 Abs. 7 BVergG 
2006) nunmehr alle Fälle des Absehens von der Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung des Vertrages erfasst wie auch 
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alle Fälle einer teilweisen oder späteren Vertragsaufhebung 
gemäß Abs. 4 und 5. Eine spätere Vertragsaufhebung gemäß 
Abs. 5 ist dabei nicht anders zu werten als ein nicht rück- 
abwickelbarer Teil des Vertrages gemäß Abs. 4; auch ge- 
mäß Abs. 5 wird nämlich ein Teil des Vertrages (der erst in 
der Zukunft liegt) nicht aufgehoben. Dieser Teil des Vertrages 
ist aber trotzdem zu missbilligen und daher nach der RMRL 
auf andere („alternative“) Weise zu sanktionieren. Sinn- 
gemäßes gilt für den Unterschwellenbereich: Auch hier wäre 
es sachlich nicht zu rechtfertigen keine alternative Sanktion 
vorzusehen.Die Geldbuße gemäß Abs. 9 kann auch bei Fest-
stellung der Rechtswidrigkeit aufgrund eines Antrages, der 
nach Ablauf der in Abs. 7 jeweils genannten Fristen gestellt 
wurde (insb. 6-Monats-Frist), verhängt werden, da es die 
zu wahrende Rechtssicherheit zwar erfordert, nach diesen  
Zeiträumen von einer Nichtigerklärung oder Aufhebung  
des Vertrages abzusehen, jedoch nicht auch von der Ver-
hängung einer Geldbuße, die letztlich die einzige Mög-
lichkeit darstellt, das rechtswidrige Verhalten des Auftrag- 
gebers zu sanktionieren (vgl. VwGH 23. Oktober 2017,  
Ra 2017/04/0005).
Im Falle einer gemeinsamen Auftragsvergabe ist die Geld- 
buße über alle beteiligten Auftraggeber zu verhängen. 
Die interne Aufteilung der Geldbuße bzw. der Regress ist  
zwischen den beteiligten Auftraggebern zu regeln. Hat eine 
zentrale Beschaffungsstelle ein Vergabeverfahren oder Tei-
le eines Vergabeverfahrens als vergebende Stelle durchge- 
führt, ist die Geldbuße abweichend von Abs. 9 erster Satz 
über sie zu verhängen, wenn die von ihr gesetzten Hand-
lungen für die Feststellung der Rechtsverstöße von wesent- 
lichem Einfluss waren. Dies setzt die Vorgaben des Art. 
37 und 38 der RL 2014/24/EU und Art. 55 und 56 der RL 
2014/25/EU im Feststellungsverfahren um. Die zentra-
le Beschaffungsstelle muss demnach die Verantwortung  
für die von ihr faktisch durchgeführten Handlungen über- 
nehmen („Der Auftraggeber kommt seinen Verpflichtungen 
nach […]“).
Bei der Verhängung einer Geldbuße („alternative Sanktion“) 
handelt es sich gemäß Abs. 9 nicht um eine Verwaltungs- 
strafe und stellt das diesbezügliche Verfahren somit kein 
Verfahren wegen einer Verwaltungsübertretung dar (vgl.  
die Erläuterungen zur BVergG-Novelle 2010 RV 327  
BlgNR XXIV. GP sowie etwa VfGH vom 8. Oktober 2015,  
G 154/2015 ua).
In bestimmten Fällen ist die Verhängung der Geldbuße 
antragsbedürftig; das BVwG kann gemäß Abs. 2 zweiter Satz, 
5 und 6 überhaupt nur dann eine solche Sanktion verhängen, 
wenn der Auftraggeber beantragt, von der Nichtigerklärung 
des Vertrages zur Gänze (Abs. 2 zweiter Satz erster Fall), 
von der teilweisen Aufhebung (Abs. 2 zweiter Satz zweiter 
Fall) oder von der sofortigen Aufhebung (Abs. 5) abzuse-
hen. Die Regelungen weisen somit Züge einer Wahlmöglich-
keit desjenigen auf, über den die Sanktion verhängt werden  
soll. Anderes gilt freilich bei einem Antrag auf Feststellung, 
der nach den in Abs. 7 normierten Fristen gestellt wurde. 
Eine Nichtigerklärung oder Aufhebung des Vertrages kommt  
in diesen Fällen nicht in Betracht; eine Verhängung einer 
Geldbuße hingegen schon (vgl. Abs. 7 und das oz. Erkennt-
nis des VwGH).
Allgemein wird festgehalten, dass der grundsätzliche Maß-
stab für die Höhe der Geldbuße die in Abs. 9 genannten  
Kriterien (wirksam, verhältnismäßig und abschreckend) sind. 
Diese Vorgaben sind insbesondere bei der Bemessung  
der Höhe einer Geldbuße zu beachten. Dabei handelt es  
sich um eine Ermessensentscheidung, bei der neben den 
gesetzlichen Bemessungsfaktoren auch die Umstände des 
Einzelfalles und der Kontext der Zuwiderhandlung zu berück-

sichtigen sind (vgl. etwa VwGH 18. März 2015, 2012/04/0070). 
Hinsichtlich der Begrenzung der Höchstsumme der Geldbu-
ße in Abs. 10 ist folgendes auszuführen: Da das System der 
Geldbuße der Wiederherstellung des – durch einen Verstoß 
gegen Unionsrecht gestörten – Wettbewerbes dient, ist es 
sachgerecht die Höhe der Geldbuße an der Auftragssum-
me zu orientieren. Aus unionsrechtlicher Sicht ist eine Be- 
grenzung der Höchstsumme (orientiert an der Auftragssum-
me) (auch nach Auffassung der Kommission) zulässig, wobei 
im Anwendungsbereich der RMRL und der Sektoren-RMRL 
seitens der Kommission eine Höchstgrenze von weniger  
als 20% der Auftragssumme nicht mehr als abschreckend 
angesehen würde. Im Unterschwellenbereich soll – im Sin-
ne der oben erwähnten zulässigen verfassungsrechtlichen  
Differenzierung zwischen Ober- und Unterschwellenbereich –  
die Höchstgrenze reduziert und mit 10% der Auftragssumme  
gedeckelt werden. Zum Begriff der Auftragssumme wird 
auf die Definition des § 2 Z 26 lit. a verwiesen, wonach der  
Angebotspreis (Auftragssumme) die Summe aus Gesamt-
preis und Umsatzsteuer ist.
Es wäre nicht sachgerecht, bei einer nur teilweisen oder in 
der Zukunft liegenden Aufhebung des Vertrages die Geld- 
buße jedenfalls von der gesamten Auftragssumme zu 
berechnen. Wird ein Vertrag trotz festgestellter Rechtswid-
rigkeit nur teilweise, mit dem Zeitpunkt der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichtes oder zu einem späteren 
Zeitpunkt aufgehoben, sieht Abs. 10 vor, dass die Höchst-
grenze der Geldbuße von jenem Teil der Auftragssumme des  
Vertrages zu berechnen ist, der dem Teil des Vertrages  
entspricht, der nicht aufgehoben wurde. Ist also etwa ein 
öffentlicher Auftrag im Oberschwellenbereich in der Höhe  
von 400 000 Euro nur mehr zur Hälfte rückabwickelbar, so  
beträgt die Höchstgrenze für die Geldbuße 40 000 Euro  
(20% von 200 000 Euro). Gemäß Abs. 10 hat das  
BVwG weiters für die Verhängung einer Sanktion die  
Schwere des Verstoßes bzw. die Vorgangsweise des Auf- 
traggebers zu berücksichtigen. Die verhängte Sanktion  
muss daher entsprechend schärfer ausfallen, wenn ein  
qualifizierter Verstoß des Auftraggebers vorliegt bzw.  
seine Vorgangsweise offenkundig unzulässig war. Der 
ebenfalls bezogene § 5 des Verbandsverantwortlichkeits- 
gesetzes – VbVG, BGBl. I Nr. 151/2005, nennt in seinem  
Abs. 2 als Erschwerungsgründe das Ausmaß der Schädi-
gung bzw. der Gefährdung, das Ausmaß des erlangten Vor-
teiles sowie das Ausmaß, in dem gesetzwidriges Verhalten 
der Mitarbeiter geduldet wurde. In Betracht zu ziehende 
Milderungsgründe gemäß § 5 Abs. 3 VbVG sind zB bereits 
vor der Tat gesetzte Vorkehrungen zur Verhinderung solcher 
Taten (Z 1) oder Schritte zur zukünftigen Verhinderung ähn-
licher Taten (Z 5).
Gemäß EG 19 der RL 2007/66/EG dürfen Geldbußen nicht 
an den sanktionierten Auftraggeber selbst entrichtet wer-
den. Aus diesem Grund wird der Fonds zur Förderung der  
wissenschaftlichen Forschung als Empfänger der Geldbußen 
festgelegt (vgl. § 2 FTFG, BGBl. Nr. 434/1982). Das BVwG  
hat bei der Verhängung von Geldbußen in der diesbe- 
züglichen Entscheidung gleichzeitig eine Frist zur Zahlung 
der Geldbuße festzulegen. Die Geldbußen sind in einem  
ersten Schritt an das BVwG zu zahlen und von diesem an 
den Fonds weiterzuleiten.

Zu § 357 (Unwirksamerklärung des Widerrufes):
§ 357 enthält die Kompetenz des BVwG, den Widerruf bei 
Vorliegen eines bestimmten Verstoßes für unwirksam zu 
erklären. Voraussetzung dafür ist, dass der Antragsteller  
dies beantragt hat und dass im Rahmen einer Interessenab-
wägung das BVwG zum Schluss kommt, dass das Interesse 
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der Bieter an der Fortführung des Verfahrens das Interesse 
des Auftraggebers an der Beendigung des Verfahrens über-
wiegt.

Zum 5. Teil (Außerstaatliche Kontrolle, IMI,  
Statistik, Verpflichtungen nach Zuschlagserteilung  
und zivilrechtliche Bestimmungen):

Zu § 358 (Korrekturmechanismus und Verfahren  
der Republik Österreich mit der Kommission):
Die Regelung dient zur Umsetzung des in Art. 3 der RMRL 
und in Art. 8 der Sektoren RMRL vorgesehenen Korrektur-
mechanismus und stellt eine spezifische Ausformulierung 
des Grundsatzes des Art. 4 Abs. 3 EUV („Pflicht zur Gemein-
schaftstreue“) dar. Gemäß dieser Bestimmung trifft die  
Mitgliedstaaten eine Unterstützungspflicht wie auch die 
Pflicht, alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder beson-
derer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus  
den Verträgen oder den Handlungen der Organe der Union 
ergeben, zu setzen.
Abs. 2 enthält die bei Auskunftsersuchen sowie bei Pilot-  
oder Vertragsverletzungsverfahren einzuhaltende Vorgangs-
weise. Österreichische Stellungnahmen in Pilot- oder Ver-
tragsverletzungsverfahren werden vom Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zentral 
koordiniert und vorbereitet, die Übermittlung an die Kom-
mission erfolgt durch den Bundeskanzler im Wege der ein- 
schlägigen Datenbanken. Abs. 3 beinhaltet die Verpflich-
tung der Auftraggeber, der vergebenden Stellen und allfäl-
lig betroffener Unternehmer, entsprechende Unterlagen für  
die Erstellung der Stellungnahme der Republik Österreich  
zur Verfügung zu stellen. Betroffene Unternehmer sind auch 
jene Unternehmer, deren Verhalten im Zusammenhang mit 
dem Beschwerde- und Auskunftsersuchen sowie dem Pilot- 
oder Vertragsverletzungsverfahren stehen kann (wer dies 
sein kann, ergibt sich etwa aus dem Schreiben der Kommis-
sion). Die gemäß Z 1 vorzulegenden Unterlagen sind daher 
auch in einem sehr weiten Sinn zu verstehen.

Zu § 359 (Grenzüberschreitende Zusammenarbeit  
von Auftraggebern und Behörden):
Mit diesem Paragraphen wird Art. 86 der RL 2014/24/EU 
bzw. Art. 102 der RL 2014/25/EU Rechnung getragen, der 
die Pflicht zur Verwaltungszusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen (insbesondere im Zusammenhang mit Nach- 
weisen) vorsieht. Zu diesem Zweck kann das Internal Market 
Information System (IMI) genutzt werden.
Die Hilfeleistung gegenüber Auftraggebern in der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft ist nach Abs. 1 erstem Satz ge- 
boten; hingewiesen wird jedoch darauf, dass eine solche  
nicht über IMI stattfinden kann, da die Schweizerische Eid- 
genossenschaft derzeit (Stand: Jänner 2018) noch nicht  
über einen Zugang zu IMI verfügt.
Zu den in Abs. 1 genannten Landeskammern ist klarzu- 
stellen, dass diese ausschließlich zu Hilfeleistungen im Kon-
text des Abs. 3 Z 3 verpflichtet sind.
Aus der Bezugnahme auf die genannten Bestimmungen 
der RL 2014/24/EU und 2014/25/EU in Abs. 1 ergibt sich, 
dass IMI im Zusammenhang mit Vergabeverfahren, die vom 
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ausgenommen 
sind (vgl. etwa die §§ 9 oder 178), nicht in Anspruch genom-
men werden kann bzw. keine Verpflichtung zur Hilfeleistung 
besteht. Darüber hinaus ist daraus zu schließen, dass nur  
der Oberschwellenbereich von IMI bzw. von der Hilfe-
leistungspflicht betroffen ist, da die genannten Artikel der  
RL 2014/24/EU und 2014/25/EU, wie auch die genannten 
Richtlinien allgemein, nur für den Oberschwellenbereich  

gelten. Eine freiwillige Hilfeleistung bzw. Nutzung von IMI ist 
natürlich dennoch zulässig.
Stellt der Auftraggeber eines anderen Mitgliedstaates der  
EU oder einer sonstigen Vertragspartei des EWR Ab- 
kommens eine Anfrage im Wege von IMI, sollte die Ant-
wort im Idealfall auch über IMI erfolgen, um zu vermeiden, 
dass die über IMI erfolgte Anfrage in technischer Sicht uner- 
ledigt bleibt. Sollte die inhaltliche Antwort dennoch auf  
anderem Weg erfolgen, ist in IMI aber zumindest auf die 
Beantwortung der Anfrage außerhalb des IMI hinzuweisen, 
damit die IMI-Anfrage in technischer Hinsicht geschlossen 
werden kann.
In Zusammenhang mit einem Datenaustausch ohne Ver-
wendung von IMI wird auf Art. 32 der Datenschutz-Grund-
verordnung hingewiesen, welcher das Ergreifen geeigneter 
technischer und organisatorischer Maßnahmen zum Schutz 
personenbezogener Daten vorsieht.
Anfragen gemäß Abs. 2 haben die Voraussetzungen des 
Abs. 1 zu erfüllen, sind also insbesondere solche Anfra-
gen, die im Zusammenhang mit den in Abs. 1 genannten 
Richtlinienbestimmungen (bzw. der entsprechenden inner-
staatlichen Bestimmungen) stehen. Da die Schweizerische  
Eidgenossenschaft, wie bereits zu Abs. 1 ausgeführt, keinen  
Zugang zu IMI hat, ist Abs. 2 diesbezüglich derzeit ohne 
Anwendungsbereich; bei einer zukünftigen Anbindung 
kann hier jedoch der Anwendungsbereich eröffnet werden, 
was mit dem Hinweis auch auf die Schweizerische Eidge- 
nossenschaft berücksichtigt werden soll.
Die Aufzählung der Informationen, die ausgetauscht wer-
den können, erfolgt in Abs. 3 demonstrativ (arg. „insbeson- 
dere“). Art. 59 der RL 2014/24/EU kommt zumindest der-
zeit im Rahmen von IMI kein Anwendungsbereich zu und  
Anfragen zu Art. 64 der RL 2014/24/EU können von ande-
ren Staaten an österreichische Behörden nicht gerichtet  
werden, da dieser Artikel – es handelt sich dabei um eine 
fakultative Bestimmung – in Österreich nicht umgesetzt  
wurde. Es kann allerdings eine Anfrage von einem österrei-
chischen Auftraggeber an eine ausländische Behörde er- 
folgen, sofern ein ausländischer Unternehmer einen Nach-
weis nach Art. 64 der RL 2014/24/EU aus seinem Sitzstaat 
vorlegt.
Von einer bloß sinngemäßen Anwendung der genannten 
Bestimmungen des Dienstleistungsgesetzes – DLG ist des-
halb auszugehen, da im vorliegenden Paragraphen Auftrag-
geber Anfragen stellen und dementsprechend nicht immer 
„Behörden“ handeln, wie dies im DLG geregelt ist. § 15  
Abs. 5 und 6 DLG sind hingegen unmittelbar anwendbar. § 15  
Abs. 6 DLG erklärt dabei die Verbindungsstelle zum Auftrags-
verarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 der Datenschutz-Grund-
verordnung.
Da Anfragen aus dem Ausland in den meisten Fällen von 
Bundesministerien zu beantworten sein werden, kann die 
Einrichtung einer oder gegebenenfalls mehrerer Post- 
eingangsstellen beim Bund in Erwägung gezogen werden (zB 
Strafregisterbescheinigung – Bundesministerium für Inneres, 
Registerauskunft für Verbände gemäß § 89 GOG sowie In- 
solvenzdatei und Firmenbuchauszug – Bundesministeri-
um für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, 
Auskunft aus dem Gewerbeinformationssystem Austria  
(GISA) – Bundesministerium für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort, Rückstandsbescheinigung – Bundes- 
ministerium für Finanzen).

Zu § 360 (Statistische Verpflichtungen):
Hiermit sollen Art. 83 Abs. 3 und Art. 85 Abs. 2 der  
RL 2014/24/EU sowie Art. 99 Abs. 3 und Art. 101 Abs. 2 der 
RL 2014/25/EU mit umgesetzt werden.
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Verfahren in den Angelegenheiten des öffentlichen Auf-
tragswesens („dieses Bundesgesetzes“) gemäß Abs. 3 sind  
Nachprüfungsverfahren, Feststellungsverfahren und Ver- 
fahren zur Erlassung von einstweiligen Verfügungen.
Zu Abs. 3 Z 1 ist klarzustellen, dass die Meldung nicht 
auf einer detaillierten Analyse der bei den Gerichten ent- 
schiedenen Rechtssachen beruhen muss, sondern eine  
summarische Aussage über die für das Berichtsjahr rele- 
vanten Entscheidungen treffen kann (zB Hinweis auf 
bestimmte Paragraphen des BVergG). Im Fall des Abs. 3  
Z 2 sind – analog zu Z 1 – die Informationen nur dann zur  
Verfügung zu stellen, wenn sie bei den entschiedenen 
Rechtssachen im Berichtszeitraum konkret entscheidungs- 
relevant waren (s. insbesondere § 78 Abs. 1 Z 1 und 7 sowie 
§ 249 Abs. 1 und 2 Z 6).
Zu Abs. 5 Z 1 ist klarstellend auszuführen, dass die statis-
tische Aufstellung die Teilnahmequote von Unternehmen 
auszuweisen hat, die entweder ein Kleinstunternehmen, 
ein kleines Unternehmen oder ein mittleres Unternehmen 
im Sinne der genannten Empfehlung sind (vgl. dazu Art. 2 
des Anhanges der Empfehlung). Es handelt sich somit um 
Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten, die ent-
weder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro 
erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens  
43 Mio. Euro beläuft.
Die Verordnungsermächtigung gemäß Abs. 5 kann sich etwa 
darauf beziehen, dass Arbeits- und Bietergemeinschaften  
als ein Unternehmer zu zählen sind, dass die Teilnahme 
eines KMU in einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft dazu 
führt, dass die gesamte Arbeits- oder Bietergemeinschaft  
als KMU gezählt wird.

Zu § 361 (Übermittlung von zusätzlichen  
statistischen Informationen zu Bekanntmachungen):
Mit dieser Bestimmung sollen Art. 85 Abs. 1 der RL 2014/24/EU  
und Art. 101 Abs. 1 der RL 2014/25EU umgesetzt werden. 
Die Richtlinienbestimmungen sprechen zwar von einem Man-
gel der Qualität der Information, aber anderseits aber von  
„fehlenden statistischen Informationen“ – es ist davon aus- 
zugehen, dass die Informationen, die abgefragt werden  
dürfen, sich im Rahmen des jeweiligen als unvollständig 
erachteten Standardformulars bewegen. Die Abfrage kann 
Bekanntmachungen und Bekanntgaben betreffen.

Zu § 362 (Übermittlung von sonstigen Unterlagen):
Durch diesen Paragraphen wird festgehalten, dass der 
Verkehr sowohl mit der Kommission als auch mit EWR-
Organen über den Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz zu erfolgen hat. Die an- 
gesprochenen Mitteilungen und Berichte betreffen haupt-
sächlich die statistischen Ergebnisse der Anwendung der 
Richtlinien.

Zu den §§ 363 bis 374 (Verpflichtungen nach  
Zuschlagserteilung und zivilrechtliche Bestimmungen):
Zu § 363 (Bekanntgabepflichten im Zusammenhang  
mit Subunternehmern):
§ 363 setzt Art. 71 Abs. 5 der RL 2014/24/EU und Art. 88  
Abs. 5 der RL 2014/25/EU um. Er enthält die Bestimmun-
gen über die Bekanntgabe neuer Subunternehmer nach 
Zuschlagserteilung. Auf die Regelungen betreffend die Offen-
legungspflichten in der Angebotsphase (vgl. die §§ 98, 127, 
268 und 294) wird hingewiesen. Ziel des § 363 ist die Ver- 
ankerung einer Kontrollmöglichkeit des Auftraggebers im 
Kontext der Subvergabe und die Erhöhung der Transparenz 
im Rahmen der Auftragsausführung.

Das System des § 363 geht von einem grundsätzlichen 
Verbot des Einsatzes von „neuen“ Subunternehmern nach 
Zuschlagserteilung aus (zur unionsrechtlichen Zulässigkeit 
einer derartigen Beschränkung vgl. EuGH Rs C-314/01, 
Siemens AG). Neue Subunternehmer sind jene Subunter-
nehmer, die nicht bereits im Angebot genannt wurden und 
deswegen vom Auftraggeber im Rahmen der Angebots- 
prüfung geprüft werden konnten. Dieses grundsätzliche 
Verbot betrifft den Unternehmerwechsel (Austausch eines 
im Angebot oder vor Einsatz bei der Leistungserbringung 
bekannt gegebenen Subunternehmers) bzw. das Hinzu-
ziehen („Nachschieben“) eines im Angebot nicht bekannt 
gegebenen Unternehmers zur Auftragsausführung. Die-
ses Verbot gilt allerdings nicht uneingeschränkt: Sofern der  
Einsatz eines bisher nicht vom Auftraggeber geprüften  
Unternehmers in Aussicht genommen wird, ist dies einer-
seits dem Auftraggeber durch den Auftragnehmer bekannt  
zu geben und es darf (kumulativ und in jedem Glied der 
Kette) dieser Unternehmer nur nach vorheriger expliziter 
Zustimmung durch den Auftraggeber an der Ausführung 
des Auftrages (bzw. des ihm zugedachten Leistungsteiles)  
mitwirken. Eine generelle vorherige Zustimmungserklärung 
des Auftraggebers zur konkreten Weitergabe ist unzulässig 
(arg. „jeden beabsichtigten Wechsel […] oder jede beab-
sichtigte Hinzuziehung“). Der Auftraggeber kann seine Zu- 
stimmung zum Einsatz neuer Unternehmen allerdings nicht 
willkürlich, sondern nur aus sachlichen Gründen verweigern. 
Als derartige (sachliche) Gründe sind etwa zu nennen: man-
gelnde Eignung des Unternehmers, bereits im Leistungs- 
vertrag festgelegte (sachliche) Gründe oder Gründe, die den 
Auftraggeber zum Rücktritt vom Vertrag berechtigen würden. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass der Maßstab hinsichtlich  
der sachlichen Rechtfertigung für die Ablehnung eines Sub- 
unternehmers nicht mit dem Maßstab hinsichtlich der Eig-
nungsprüfung ident ist. Ein Subunternehmer kann daher 
auch aus anderen als den in § 78 bzw. § 249 für die Eig-
nungsprüfung taxativ aufgezählten Ausschlussgründen ab- 
gelehnt werden. Die Ablehnung eines Subunternehmers muss 
jedoch jedenfalls sachlich gerechtfertigt werden können,  
dh. die Ablehnung hat aus (objektiv) nachvollziehbaren 
Gründen zu erfolgen (etwa wenn berechtigte Anhaltspunk-
te bestehen, dass es sich um ein Scheinunternehmen  
handelt, oder wenn es sich nicht um eine „schwere“ Ver- 
fehlung handelt, die bereits einen Ausschluss rechtfertigen 
würde). Die Zustimmung zu einem neuen Subunternehmer 
oder dessen allfällige Ablehnung hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer „unverzüglich“ mitzuteilen; „unverzüglich“ be- 
deutet ohne schuldhafte Verzögerung.
Die Bekanntgabe eines bisher nicht bekannten Subunter-
nehmers sowie die Einholung der Zustimmung des Auftrag-
gebers hat immer durch den Auftragnehmer zu erfolgen, 
unabhängig davon, in welchem Glied der Subunternehmer-
kette der Subunternehmerwechsel stattfindet bzw. der bisher  
nicht bekannte Subunternehmer herangezogen werden 
soll. Die Subunternehmer haben daher eine entsprechende  
Bekanntgabepflicht gegenüber dem Auftragnehmer (sowie  
gegenüber den anderen ihnen in der Subunternehmer- 
kette übergeordneten Subunternehmern), welcher die Infor-
mation dann an den Auftraggeber weiterleitet und die ent-
sprechende Zustimmungserklärung des Auftraggebers  
einholt.
Das Zustimmungserfordernis des Abs. 1 gilt auch für den Fall, 
dass der Auftraggeber nur die Bekanntgabe aller wesent- 
lichen Subunternehmer festgelegt hatte und demzufolge im 
Angebot auch nur diese angeführt wurden. Auch das Hin- 
zuziehen eines – gemäß den Angaben in der Ausschreibung 
im Angebot nicht bekannt gegebenen Subunternehmers  
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für einen nicht wesentlichen Teil des Auftrages bedarf nach 
Abs. 1 der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers. Über-
dies bedarf auch der Wechsel eines derartigen Subunter- 
nehmers der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers. 
Somit ist in der Ausführungsphase auch im Sonderfall der  
§§ 98 Abs. 2 letzter Satz bzw. 268 Abs. 2 letzter Satz die  
vollständige Transparenz und Kontrollmöglichkeit des Auf-
traggebers gewährleistet.
Das explizite Zustimmungserfordernis des Auftraggebers 
wird durch eine Zustimmungsfiktion ergänzt, wonach die 
Zustimmung als erteilt gilt, sofern der Auftraggeber den in 
Aussicht genommenen Subunternehmer nicht binnen drei 
Wochen nach Einlangen der Mitteilung durch den Auftrag-
nehmer (Bekanntgabe gemäß dem ersten Satz) abgelehnt 
hat. Die Frist von drei Wochen ist nicht verlängerbar.
Der Auftraggeber kann überdies die Einhaltung des Zu- 
stimmungserfordernisses gemäß Abs. 1 etwa im Wege einer 
Vertragsstrafe (Pönale) und/oder einer Vertragsauflösungs-
klausel zusätzlich absichern bzw. sanktionieren. Im Übri-
gen können Verstöße gegen Abs. 1 als „schwere berufliche 
Verfehlung“ qualifiziert werden, die bei künftigen Vergabe- 
verfahren zum Ausschluss führen könnte (vgl. § 78 Abs. 1 Z 5 
bzw. § 249 Abs. 2 Z 4).
Falls der Meldung des Auftragnehmers nicht alle für die  
Prüfung des bekannt gegebenen neuen Subunternehmers 
erforderlichen Unterlagen beigeschlossen wurden, hat der 
Auftraggeber diesen Mangel unverzüglich dem Auftrag- 
nehmer mitzuteilen und die Vorlage der ausständigen Unter-
lagen einzufordern. Zur Vorlage dieser Unterlagen hat der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer eine angemessene Frist 
zu setzen. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, in  
welchem Glied der Ausführungskette der neue Subunter- 
nehmer eingesetzt werden soll. Bis zur vollständigen Vor- 
lage aller eingeforderten Unterlagen wird der Fortlauf der 
Frist gemäß dem sechsten Satz gehemmt. 
Abs. 2 verpflichtet den Auftragnehmer bestimmte Daten 
betreffend die von ihm eingesetzten Subunternehmer 
bekannt zu geben bzw. diese Daten unverzüglich zu aktu-
alisieren.

Zu § 364 (Aufbewahrungspflichten):
§ 364 bildet eine flankierende Regelung zu den Dokumen-
tationspflichten (vgl. dazu etwa die §§ 49, 147, 218 und 
309 sowie ferner etwa EG 126 der RL 2014/24/EU). Er soll 
sicherstellen, dass während der Laufzeit eines Vertrages  
dieser jedenfalls verfügbar ist. § 364 beinhaltet nur eine 
Verpflichtung zur Aufbewahrung; allfällige Einschränkun-
gen hinsichtlich des Zuganges zu einem konkreten Vertrag  
können sich aus anderen, insbesondere gesetzlichen 
Regelungen ergeben (Datenschutz, Schutz von Geschäfts- 
geheimnissen etc.). Hinzuweisen ist ferner darauf, dass 
es neben dem BVergG auch andere relevante (insbeson-
dere gesetzliche) Aufbewahrungspflichten bzw. Zeiträume 
gibt, hinsichtlich der Vertragsurkunden aufbewahrt werden  
müssen bzw. werden sollten: So beträgt gemäß § 132  
Abs. 1 BAO, BGBl. Nr. 194/1961 idgF, die steuerrecht- 
liche Aufbewahrungsfrist für alle Bücher und Aufzeichnun-
gen samt dazugehörigen Belegen und Unterlagen sieben 
Jahre. Für den Bereich der öffentlichen Stellen des Bundes  
existiert ferner eine Sonderregelung betreffend die Auf-
bewahrungspflicht von Akten. Auf der Grundlage des  
§ 12 BMG 1986, BGBl. Nr. 76/1986 idgF, wurde die „Büro-
ordnung 2004“ erlassen. Gemäß der Büroordnung endet 
die Aufbewahrungsfrist in der Regel mit Ablauf des zehn-
ten Jahres nach dem letzten Bearbeitungsvorgang, ein  
längerer Aufbewahrungszeitraum kann vorgesehen wer-
den. Als weiterer relevanter Aufbewahrungszeitraum kann 

beispielhaft die einschlägige Gewährleistungsfrist ange-
führt werden. Diese Fristen werden durch die Regelung des  
§ 364 nicht berührt.
Der Aufbewahrungspflicht unterliegen nicht bloß die Ver-
tragsurkunden über die Vergabe von Einzelaufträgen (in- 
klusive des Abschlusses einer Rahmenvereinbarung) son-
dern auch die Verträge betreffend die Einzelabrufe aus  
Rahmenvereinbarungen und dynamischen Beschaffungs- 
systemen.

Zu § 365 (Änderungen von Verträgen  
während ihrer Laufzeit):
§ 365 setzt Art. 72 der RL 2014/24/EU und Art. 89 der  
RL 2014/25/EU um (vgl. dazu ferner die EG 107 bis 111 der 
RL 2014/24/EU und EG 113 bis 117 der RL 2014/25/EU). Die 
Bestimmung basiert auf der Rechtsprechung des EuGH zur 
(Un-)Zulässigkeit von Änderungen bereits abgeschlosse-
ner Verträge (vgl. insbesondere Rs C-337/98, Kommission 
gegen Frankreich, C 454/06, pressetext, C 160/08, Kommis-
sion gegen Deutschland, C 91/08, Wall AG, C 549/14, Finn 
Frogne A/S), sie ist daher im Sinn dieser (auch zukünftigen) 
Rechtsprechung auszulegen.
§ 365 weist – ohne inhaltliche Abweichung – zur besseren 
Lesbarkeit und Verständlichkeit einen anderen systemati-
schen Aufbau als die RL auf: Abs. 1 enthält die Grundsatz- 
regelung, dass „wesentliche Änderungen“ von abgeschlos-
senen Verträgen und Rahmenvereinbarungen unzulässig 
bzw. nur nach neuerlicher Durchführung eines Vergabever-
fahrens zulässig sind, Abs. 2 führt demonstrativ jene Fälle an, 
die jedenfalls als wesentliche Änderungen anzusehen sind,  
Abs. 3 taxativ die Fälle, die unwesentliche (und somit zu- 
lässige) Änderungen sind, Abs. 4 regelt die unionsrechtlich 
vorgesehene Pflicht zur Bekanntgabe bestimmter Vertrags-
änderungen und Abs. 5 enthält eine Berechnungsregelung im 
Zusammenhang mit Indexierungsklauseln.
Abs. 1 stellt den Grundsatz auf, dass „wesentliche Ände- 
rungen“ von abgeschlossenen Verträgen und Rahmenverein-
barungen während ihrer Laufzeit unzulässig sind, außer der 
Auftraggeber führt hinsichtlich der in Aussicht genommenen 
Änderung ein neues Vergabeverfahren gemäß dem BVergG 
durch. Die sehr allgemein gehaltene Definition der wesent- 
lichen Änderung stammt aus der Rechtsprechung des EuGH 
und wird durch die in Abs. 2 demonstrativ aufgeführten 
Fallkonstellationen näher erläutert. Der zukünftigen Recht- 
sprechung des EuGH kommt für die Auslegung dieses 
Grundsatzes daher ausschlaggebende Bedeutung zu.  
Abs. 1 kommt als Generalklausel – insbesondere im Verhält-
nis zu Abs. 2 – Bedeutung zu: selbst wenn nicht eine der in 
Abs. 2 genannten Konstellation einer „wesentlichen Vertrags-
änderung“ vorliegt, ist doch nach Abs. 1 zu prüfen, ob eine 
relevante erhebliche Änderung im Vergleich zum ursprüng- 
lichen Vertrag bzw. der ursprünglichen Rahmenverein- 
barung vorliegt. Der Grundgedanke der Regelung ist, dass 
ein neues Vergabeverfahren immer dann durchgeführt  
werden muss, wenn die Änderungen des ursprünglichen  
Vertrages (bzw. der ursprünglichen Rahmenvereinbarung)  
die Absicht der Vertragsparteien zum Ausdruck bringen, 
wesentliche Bedingungen des betreffenden Vertrages bzw. 
der Rahmenvereinbarung neu zu verhandeln was insbe- 
sondere dann der Fall ist, wenn die geänderten Bedin- 
gungen, hätten sie bereits für das ursprüngliche Ver- 
fahren gegolten, dessen Ergebnis beeinflusst hätten. Der-
artige Änderungen können etwa den Leistungsgegenstand, 
das Vergabevolumen oder die inhaltliche Ausgestaltung der 
gegenseitigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
(wie etwa die Zuweisung der Rechte des geistigen Eigen-
tums) betreffen. Ferner wäre auch die nachträgliche Be- 
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seitigung des Ausschlusses einer Subvergabe bzw. substan-
tielle Änderungen hinsichtlich der Beschränkung des Rück-
griffes auf Subunternehmer (vgl. dazu etwa § 98 Abs. 4 und 
§ 268 Abs. 4) eine „wesentliche Änderung“ im Sinne des  
Abs. 1, da dadurch eine essentielle Bedingung der ursprüng-
lichen Wettbewerbsbedingungen verändert wird. Da es sich 
um ein unionsrechtliches Konzept handelt, sind auch alle 
vertraglichen Klauseln (zB vereinbarte Mengenänderungs-
rechte) am Maßstab des § 365 (und insbesondere dessen 
Abs. 1) zu messen. Nach der Rechtsprechung des EuGH 
ist die Beurteilung, ob eine wesentliche Änderung vorliegt, 
nach objektiven Gesichtspunkten vorzunehmen (siehe  
Rs C 549/14, Finn Frogne A/S). Da unwesentliche Vertrags-
änderungen vom Anwendungsbereich des BVergG aus- 
genommen sind (vgl. dazu § 9 Abs. 1 Z 27 und § 178  
Abs. 1 Z 31) kann auch über die Abgrenzung zwischen 
wesentlichen und unwesentlichen Änderungen nicht ver-
fügt werden; etwaige diesbezügliche Festlegungen von Auf-
traggebern sind nicht präklusionsfähig. Dies folgt aus der  
ständigen Rechtsprechung des VwGH (vgl. dazu ins- 
besondere die Erkenntnisse vom 17. April 2012, 
2008/04/0112, vom 08. November 2012, 2010/04/0128,  
vom 17. September 2014, 2013/04/0149, und vom  
14. Oktober 2015, 2013/04/0097) wonach die Frage der 
Anwendbarkeit des BVergG an sich sowie die Regelung der 
Zuständigkeiten der Vergabekontrollbehörden einer gestal-
tenden Festlegung durch den Auftraggeber entzogen sind. 
Sind daher Änderungen eines laufenden Vertrages bzw. 
einer Rahmenvereinbarung als „wesentliche Änderungen“  
im Sinne des Abs. 1 zu qualifizieren, so folgt daraus, dass  
der Auftraggeber notwendiger Weise diese Vertrags- 
änderungen gemäß den Bestimmungen des BVergG zu  
vergeben hat.
Abs. 2 listet demonstrativ jene Fallkonstellationen auf, die 
jedenfalls als wesentliche Änderungen im Sinne des Abs. 1  
anzusehen sind. Abs. 2 Z 1 betrifft den Fall, dass die be- 
absichtigten Änderungen Anlass zu Zweifeln dahin geben, 
dass, wenn diese Änderungen in den Unterlagen des ur- 
sprünglichen Vergabeverfahrens enthalten gewesen wären, 
entweder ein anderes Angebot den Zuschlag erhalten hätte 
(„Bietersturz“) oder andere Bewerber zuzulassen gewesen 
wären. Ferner wäre alternativ gemäß Z 1 zu untersuchen,  
ob durch die beabsichtigten Änderungen ein anderer poten-
tieller Interessentenkreis angesprochen hätte sein kön-
nen. Abs. 2 Z 2 betrifft Änderungen zugunsten des Auftrag- 
nehmers (zB längere Leistungsfristen, höhere Entlohnung, 
sonstige vergünstigende Konditionen); Änderungen zu- 
gunsten des Auftraggebers (zB Verringerung der Auftrags- 
summe, Rabattierungen, Verkürzung der Vertragslauf- 
zeit) fallen hingegen nicht unter Z 2. Abs. 2 Z 3 erfasst den 
Fall der erheblichen Auftragserweiterung bzw. Auftrags- 
reduktion (der zuletzt genannte Fall ergibt sich nicht aus 
den RL, sondern aus dem Judikat des EuGH Rs C 549/14, 
Finn Frogne A/S, Rz 28/29). In beiden Fällen führt die Ände-
rung dazu, dass die Vertragsabwicklung für einen anderen 
Bieterkreis (Großunternehmen oder KMU) interessant bzw. 
durchführbar wird und sich überdies die Eignungsanforderun-
gen wesentlich verändern. Weder das BVergG noch die RL  
quantifizieren den Begriff „erheblich“; er ist, wie sich der 
Rechtsprechung entnehmen lässt, im Kontext des Einzelfalles  
(also in Bezug auf die ursprüngliche Auftragssumme) zu  
beurteilen (vgl. Rs C 160/08, Kommission gegen Deutsch- 
land). Ferner ist die Änderung des „Umfanges“ eines Ver- 
trages oder einer Rahmenvereinbarung nicht bloß in quanti-
tativer Hinsicht sondern auch in qualitativer Hinsicht relevant 
(vgl. zu beiden Situationen den Sachverhalt in der Rs C 549/14, 
Finn Frogne A/S). Gemäß Abs. 2 Z 4 ist ein Wechsel des 

Auftragnehmers (zB weil aufgrund von Mängeln bei der Auf-
tragsausführung der Vertrag aufgelöst wurde) grundsätzlich  
stets als „wesentliche Änderung“ anzusehen. Lediglich jene  
Situationen, die im verwiesenen Abs. 3 Z 3 abschließend 
angeführt werden, fallen als „unwesentliche Änderungen“ 
nicht unter die Grundsatzregel. Klarzustellen ist, dass ein 
Wechsel von Subunternehmen und Fälle des „Auftrag- 
geberwechsels“ von Abs. 2 Z 4 nicht erfasst werden; der- 
artige Situationen sind nach dem Gesamtsystem des § 365 
zu beurteilen. Hinsichtlich des Subunternehmerwechsels ist 
festzuhalten, dass dieser im Regelfall (zur Ausnahme vgl. 
die Sachverhaltskonstellation in der Rs C 91/08, Wall) keine 
wesentliche Änderung darstellt.
Klarzustellen ist, dass ein Wechsel von Subunternehmen  
und Fälle des „Auftraggeberwechsels“ von Abs. 2 Z 4 
nicht erfasst werden; derartige Situationen sind nach dem 
Gesamtsystem des § 365 zu beurteilen. Hinsichtlich des 
Subunternehmerwechsels ist festzuhalten, dass dieser im 
Regelfall keine wesentliche Änderung darstellt: Ausnahmen 
von diesem Regelfall wären etwa der Ausfall eines „notwen- 
digen“ Subunternehmers und der Auftragnehmer findet  
keinen gleich qualifizierten Ersatz sowie der Wegfall eines 
„auswahl- oder zuschlagsrelevanten“ Subunternehmers ohne  
den der Auftragnehmer von vornherein nicht zur Angebots-
abgabe eingeladen worden wäre bzw. den Zuschlag er- 
halten hätte (vgl. dazu etwa die Sachverhaltskonstellation  
in der Rs C 91/08, Wall). Analoges gilt bei Änderungen von 
angebotenem Schlüsselpersonal.
Abs. 3 enthält abschließend jene Änderungen, die als „unwe-
sentliche Änderungen“ von Verträgen oder Rahmenverein- 
barungen auch ohne Durchführung eines neuerlichen Ver-
gabeverfahrens zulässig sind.
Abs. 3 Z 1 enthält abschließend die sogenannte „safe  
haven“ bzw. „de minimis“ oder „Bagatell“– Klausel: Wert- 
mäßige Änderungen innerhalb der Wertgrenzen der Z 1  
sind jedenfalls zulässig. Zu beachten ist, dass die absolute 
Wertgrenze der Z 1 anhand der kumulativen Einzelgrenzen 
der lit. a und b zu ermitteln ist. Der Begriff „betreffend“ in  
lit. a bezieht sich auf die Qualifikation des ursprünglichen  
Vertrages als Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag und 
die sich jeweils daraus ergebenden relevanten Schwel-
lenwerte im klassischen Bereich bzw. im Sektorenbereich.  
Dieser Schwellenwert bildet die äußerste Grenze einer  
wertmäßigen Änderung gemäß Abs. 3 Z 1. Bei mehreren 
sukzessiven Änderungen ist der kumulierte Wert aller Ände-
rungen für die Beurteilung gemäß Abs. 3 Z 1 heranzuziehen. 
Handelt es sich somit um einen regulären Dienstleistungs-
auftrag eines Bundesministeriums im klassischen Bereich 
mit einem ursprünglichen Auftragswert von 5 Millionen Euro 
so darf die maximale zulässige wertmäßige Änderung den  
in § 12 Abs. 1 Z 1 genannten Wert nicht übersteigen (für 
die Periode 2018/2019: 144 000 Euro): 10% der ursprüng- 
lichen Auftragssumme (Abs. 3 Z 1 lit. b) wären zwar  
500 000 Euro, da aber gemäß Abs. 3 Z 1 lit. a überdies als 
weitere Bedingung der „betreffende“ Schwellenwert des § 12 
Abs. 1 auch nicht überstiegen werden darf, bildet in diesem 
Beispiel der zuletzt genannte Schwellenwert die ausschlag-
gebende maximale Wertgrenze für zulässige Änderungen 
des Vertrages. Abschließend ist weiter darauf hinzuweisen, 
dass durch die Änderung(en) der Gesamtcharakter des  
Vertrages nicht verändert werden darf. Dies bedeutet insbe-
sondere, dass bei einer Gesamtbetrachtung des ursprüng-
lichen Vertrages zusammen mit der Änderung (bzw. den 
Änderungen) der ursprüngliche Auftragstypus (Bau-, Liefer-  
oder Dienstleistungsauftrag) erhalten bleiben muss (zB darf 
ein Lieferauftrag durch Hinzufügen von Dienstleistungen  
nicht zu einem Dienstleistungsauftrag mutieren), dass 
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die zu beschaffende Leistung nicht durch eine anders- 
artige Leistung ersetzt wird oder dass sich die Art der Be- 
schaffung grundlegend ändert (zB darf ein Kaufvertrag 
nicht zu einem Leasingvertrag umgestaltet oder – weil billi-
ger – ein Reparaturauftrag nicht in eine Neulieferung umge- 
wandelt werden). Daraus folgt, dass selbst wenn die Ände-
rungen der Auftragssumme die Bagatellgrenzen nicht über-
steigen aber insgesamt den Gesamtcharakter des Ver- 
trages bzw. der Rahmenvereinbarung ändern, dies  
unzulässig ist. Nicht zuletzt ist auch zu betonen, dass die 
gemäß Abs. 3 Z 1 zulässigen wertmäßigen Änderungen 
den Auftraggeber nicht davon entbinden, den geschätzten  
Auftragswert des ursprünglichen Auftrages (bzw. den Wert- 
umfang der Rahmenvereinbarung) gemäß dem BVergG  
korrekt zu ermitteln (vgl. dazu die Ausführungen zu den  
§§ 13 bis 18 und 186 bis 191). Die wertmäßigen Baga-
tellgrenzen des Abs. 3 Z 1 gelten auch für Änderungen 
von Verträgen und Rahmenvereinbarungen, die (rechts- 
konform) gemäß dem Regime des Unterschwellen- 
bereiches abgeschlossen worden sind. In diesem Zusam-
menhang ist aber auch zu beachten, dass wertmäßige 
Änderungen im Unterschwellenbereich über den Bagatell- 
grenzen als unwesentliche Änderungen gemäß Abs. 3 Z 4 
qualifiziert werden können; unabdingbare Voraussetzung 
dafür ist jedoch, dass der kumulierte Nettowert solcher 
Änderungen nicht dazu führt, dass der (neue) Gesamtwert 
die in § 12 Abs. 1 bzw. § 185 Abs. 1 genannten Schwellen-
werte erreicht oder übersteigt (ein „Unterschwellenauftrag“ 
durch nachträgliche Änderungen sohin zum „Oberschwellen-
auftrag“ mutiert).
Abs. 3 Z 2 gestattet Änderungen aufgrund klar, präzise und 
eindeutig formulierter „Vertragsänderungsklauseln“. Die  
RL verwendet diesbezüglich die Begriffe „Überprüfungs-
klauseln oder Optionen“. Die Option ist ein vertraglich  
eingeräumtes Gestaltungsrecht, das einer Partei, dem 
Optionsberechtigten, das Recht einräumt, durch einseitige  
Erklärung ein inhaltlich vorausbestimmtes Schuldver-
hältnis in Geltung zu setzen (vgl. dazu etwa VwGH vom  
24. Juni 2010, 2010/16/0053); sie ist daher ebenso wie die 
„Überprüfungsklausel“ (siehe dazu die englische Fassung 
„contract review clause“) nach österreichischer Termino- 
logie eine Vertragsänderungsklausel weshalb im BVergG 
(ohne inhaltliche Abweichung zur RL) dieser Begriff ver-
wendet wird. Vertragsänderungsklauseln ermöglichen, ein 
Schuldverhältnis in bestimmter Art und Weise zu modi-
fizieren (vgl. dazu etwa Preisüberprüfungsklauseln oder 
Preisindexklauseln). Diese durch Z 2 angesprochenen Ver-
tragsänderungsklauseln können auch wesentliche Punkte  
des ursprünglichen Vertrages betreffen. Im Fall des Abs. 3 
Z 2 ist stets zu beachten, dass jede derartige Vertrags- 
änderungsklausel bereits im ursprünglichen Vertrag ent-
halten sein muss. Sofern diese Vorgaben eingehalten 
werden und im ursprünglichen Vertrag auch die Um- 
stände und Modalitäten festlegt sind, unter denen von  
diesen Änderungsklauseln Gebrauch gemacht werden  
kann, wird gewährleistet, dass sämtliche am Vergabever- 
fahren interessierte Unternehmer von potentiellen Ände- 
rungen des Vertrages von Anfang an Kenntnis haben und 
daher bei der Abfassung ihres ursprünglichen Angebo-
tes gleichgestellt sind. Zwingender Inhalt der Änderungs- 
klauseln sind somit präzise Angaben zu Umfang (Volumen) 
und Art der möglichen Änderung sowie die ebenfalls prä- 
zise festgelegten Anwendungsvoraussetzungen unter denen 
die Klausel zum Tragen kommen soll. Beispiele wären etwa 
die Realisierung eines Vorhabens in mehreren Phasen  
wobei die Freigabe zur Realisierung definierter Projekt- 
teile erst nach Erreichen definierter (Forschungs- und Ent-

wicklungs-)Ziele erfolgt, die Verpflichtung, dass techni-
sche Geräte, die während eines längeren Zeitraumes zu 
liefern sind, die jeweils geltenden aktuellen technischen 
Anforderungen erfüllen müssen (zB maximal zulässige 
Strahlenwerte bei Röntgengeräten), Festlegungen betref-
fend Wartungsmaßnahmen (zB dass sie nicht nur übliche  
Serviceleistungen sondern auch außerordentliche Maß-
nahmen zur Gewährleistung der kontinuierlichen Er- 
bringung einer Leistung umfassen) oder Optionen auf zu- 
sätzliche (vertragsgegenständliche) Leistungen. Auch im 
Fall des Abs. 3 Z 2 gilt, dass bei einer Gesamtbetrachtung 
des ursprünglichen Vertrages zusammen mit den in Aus- 
sicht genommenen Änderungen der Gesamtcharakter des 
Vertrages nicht verändert werden darf (siehe dazu schon 
oben zu Abs. 3 Z 1).
Abs. 3 Z 3 regelt taxativ jene Fälle des Auftragnehmer- 
wechsels, die als „unwesentliche Änderungen“ keine Neu-
ausschreibung erfordern (vgl. zur Grundregel Abs. 2 Z 4). 
Abs. 3 Z 3 lit. a stellt die analoge Regelung zu Abs. 3 Z 2  
für den Fall des Wechsels des Auftragnehmers dar. Hin-
sichtlich der Anforderungen an die Vertragsänderungsklau-
sel wird auf die Ausführungen zu Abs. 3 Z 2 verwiesen. 
Zu betonen ist jedoch, dass der Vertragspartnerwechsel  
aufgrund einer Vertragsänderungsklausel gewissen zu- 
sätzlichen (nicht in Z 3 festgelegten, aber aus dem Sys-
tem der Abs. 1 und 2 folgenden) Restriktionen unterliegt.  
Dazu gehört, dass der neu in das Vertragsverhältnis eintre-
tende Unternehmer jedenfalls zumindest die gleiche Eig-
nung wie der ursprüngliche Auftragnehmer aufweisen muss.  
Ferner lässt sich der Judikatur (Rs C-91/08, Wall AG) ent-
nehmen, dass falls besondere Merkmale des Angebotes  
des ursprünglichen Auftragnehmers ein ausschlaggebendes 
Element für den Abschluss des Vertrages waren („zuschlags-
relevante Charakteristika“ wie etwa besondere Qualifika-
tionen des Schlüsselpersonals), der neue Vertragspartner 
zumindest gleichwertigen Ersatz bieten muss. Abs. 3 Z 3  
lit. b lässt gewisse strukturelle Veränderungen des Auftrag-
nehmers während der Laufzeit des Vertrages zu. Erfasst 
werden alle Arten von Unternehmensumstrukturierungen 
(arg. „einschließlich“, „including“, „notamment“ in Art. 72  
Abs. 1 lit. d sublit. ii RL 2014/24/EU bzw. Art. 89 Abs. 1 lit. d  
sublit. ii RL 2014/25/EU) wie etwa rein interne Umstruktu- 
rierungen, die „Weitergabe“ des Auftrages im „in-house“- 
Konzern (Ausgliederung, vgl. dazu etwa Rs C-454/06,  
pressetext), die Übernahme des Auftragnehmers, der 
Zusammenschluss des Auftragnehmers mit anderen Unter-
nehmen, der Erwerb des Auftragnehmers (oder Teilen des-
selben) durch Kauf oder ein Erwerb des Auftragnehmers aus 
der Masse im Insolvenzfall. Erfasst sind sowohl Fälle der 
Gesamtrechtsnachfolge wie auch der Teilrechtsnachfolge  
(zB Erwerb eines Betriebsteiles aus der Masse). Anders als 
noch nach dem Urteil in der Rs C-454/06, pressetext, Rz 47, 
führt nunmehr daher auch der Erwerb von Gesellschafts- 
anteilen nicht zwangsweise zu einer unzulässigen Ände- 
rung des Vertrages. Ebenfalls durch Abs. 3 Z 3 lit. b erfasst 
ist der Fall, dass ein Mitglied einer Arbeitsgemeinschaft  
während der Auftragsausführung ausscheidet und die ver-
bleibenden Mitglieder dessen Auftragsteil übernehmen. Die 
durch derartige Änderungen erforderlichen weiteren Ände-
rungen des Vertrages sind ebenfalls gemäß Abs. 3 Z 3 lit. b 
zulässig, dürfen jedoch ihrerseits nicht auf eine „wesentliche 
Änderung“ des Vertrages (siehe dazu Abs. 1 und 2) hinaus-
laufen. Überdies muss der Unternehmer, der ganz oder teil-
weise den bisherigen Auftragnehmer ersetzen soll, die ent-
sprechende Eignung gemäß den Festlegungen im ursprüng-
lichen Vergabeverfahren aufweisen, und der gesamte Vor- 
gang darf keine Umgehungskonstruktion darstellen. Abs. 3 
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Z 3 lit. c regelt den Sonderfall, dass – aus welchen Gründen 
immer – der Auftraggeber ganz oder teilweise die Position 
seines Auftragnehmers übernimmt und in dessen Vertrags-
verhältnis mit den Subunternehmern eintritt.
Abs. 3 Z 4 stellt eine Auffangregelung dar: alle Änderungen, 
die keine wesentliche Änderungen sind, sind – ungeachtet 
ihres Wertes – ebenfalls als „unwesentliche Änderungen“ 
ohne Neuausschreibung zulässig. Hinzuweisen ist jedoch 
darauf, dass eine wertmäßige Änderung gemäß Abs. 2 Z 3 
ihrerseits relevant für die Qualifikation als „wesentlich“ oder 
„unwesentlich“ ist.
Abs. 3 Z 5 qualifiziert bestimmte erforderliche Zusatzl- 
eistungen zu einem bereits erteilten Auftrag als „unwesent-
liche Änderungen“ und stellt dafür kumulative Bedingungen 
auf. So können mit dem bisherigen Auftragnehmer Zusatz-
leistungen abgewickelt werden, wenn einerseits ein Wechsel 
des Auftragnehmers aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen wie aufgrund von Anforderungen an die Austausch-
barkeit oder Kompatibilität mit im Rahmen des ursprüng- 
lichen Vergabeverfahrens beschafften Leistungen (wie Aus-
rüstungsgegenständen, Software oder Anlagen) nicht er- 
folgen kann und überdies mit erheblichen Schwierigkeiten 
oder beträchtlichen Zusatzkosten für den Auftraggeber ver-
bunden wäre. Hinzuweisen ist, dass diese Bestimmung sich 
teilweise mit § 36 Abs. 1 Z 6 bzw. § 206 Abs. 1 Z 6 (Verhand-
lungsverfahren für Lieferaufträge ohne vorherige Bekannt-
machung) überschneidet und ein Spannungsverhältnis zwi-
schen dem Wortlaut der lit. a und b aufweist: wenn bereits 
aufgrund der lit. a ein Auftragnehmerwechsel „nicht erfol-
gen kann“ stellt sich die Frage, welche Bedeutung der lit. b 
zukommen soll. Bei einer Gesamtbetrachtung beider literae 
dürfte es sich um Fälle der wirtschaftlichen bzw. technischen 
„Unmöglichkeit“ eines Auftragnehmerwechsels handeln. Hier 
wird der zukünftigen Rechtsprechung des EuGH besonde-
re Bedeutung zukommen. Hervorzuheben ist ferner, dass 
die zusätzlichen Leistungen „erforderlich“ geworden sein 
müssen: anders als bei Z 6 handelt es sich nicht um „nicht 
vorhersehbare“ erforderliche Änderungen (zu „äußerst dring-
lichen nicht vorhersehbaren Leistungen“ vgl. hingegen die  
§§ 35 Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 Z 4, 37 Abs. 1 Z 4 und 206  
Abs. 1 Z 5). Erfasst sind damit jedenfalls zur Erbringung  
der Leistung unbedingt notwendige aber wohl auch zweck-
mäßige zusätzliche Leistungen, die in der Ausschreibungs-
unterlage nicht vorgesehen waren. Die „Erforderlichkeit“ ist 
nach einem objektiven Maßstab zu beurteilen. Hinsichtlich 
der im Gesetz bezogenen „ursprünglichen“ Ausschreibungs-
unterlagen ist nach Verfahrenstypus zu differenzieren: so ist 
dies etwa bei offenen oder nicht offenen Verfahren jene Aus-
schreibungsunterlage (inklusive deren allfällige Berichtigun-
gen), die den Unternehmen gemäß § 89 bzw. § 260 zur Ver-
fügung gestellt wurde und die die Grundlage für die Erstel-
lung der Angebote bildete; beim Verhandlungsverfahren ist 
es hingegen jene Fassung der Ausschreibungsunterlage, die 
die Grundlage für die Abgabe des endgültigen Angebotes 
bildete. Im Kontext des Abs. 3 Z 5 ferner relevant ist, dass 
jeder von mehreren zulässigen Zusatzaufträgen für sich ge- 
nommen nicht über 50% des Wertes des ursprünglichen Ver-
trages aufweisen darf (die Einzelwerte der Zusatzaufträge 
werden jedoch nicht zusammengerechnet, dh. das Kumu-
lationsprinzip gilt nicht). Im Kontext einer Rahmenvereinba-
rung ist dabei auf eine Abänderung eines konkreten Abru-
fes aus der Rahmenvereinbarung abzustellen. Da derartige  
Kettenänderungen zur Umgehung der Vorschriften des Ver-
gaberechts genutzt werden können, wird das Umgehungs-
verbot in diesem Kontext im BVergG nochmals besonders 
hervorgehoben. Überdies ist zu betonen, dass im Rahmen 
des Abs. 3 Z 5 das Verbot der Veränderung des „Gesamt-

charakters des Vertrages“ im Hinblick auf die nachfolgenden 
Vertragsänderungen nicht besteht.
Abs. 3 Z 6 trägt dem Umstand Rechnung, dass sich insbe-
sondere bei langfristigen Vertragsverhältnissen Änderungen 
der externen Umstände erfolgen können, die Auswirkungen 
auf die Ausführung des Vertrages haben. Für diese Fälle  
gewährleistet Abs. 3 Z 6 ein gewisses Maß an Flexibili- 
tät, um den Vertrag an diese Gegebenheiten anpassen zu 
können, ohne ein neues Vergabeverfahren einleiten zu  
müssen. Abs. 3 Z 6 enthält dabei kumulativ zu erfüllende  
Bedingungen. Einerseits muss es sich um erforderliche  
Änderungen handeln, die ein sorgfältig vorgehender Auftrag-
geber nicht vorhersehen konnte. Zum Begriff der „Erforder-
lichkeit“ vgl. die Ausführungen zu Z 5. Die in Z 6 angespro- 
chenen „unvorhersehbaren Umstände“ sind Umstände, 
die auch bei einer nach vernünftigem Ermessen sorgfälti-
gen Vorbereitung der ursprünglichen Zuschlagserteilung 
durch den Auftraggeber unter Berücksichtigung der die-
sem zur Verfügung stehenden Mittel, der Art und Merkmale 
des spezifischen Vorhabens, der üblichen (und bewährten) 
Praxis im betreffenden Bereich und der Notwendigkeit, ein 
angemessenes Verhältnis zwischen den bei der Vorberei-
tung der Zuschlagserteilung eingesetzten Ressourcen und  
dem absehbaren Nutzen zu gewährleisten, nicht hätten 
vorausgesagt werden können (vgl. dazu etwa EG 109 der 
RL 2014/24/EU). Ferner darf sich durch die Änderung der 
Gesamtcharakter des Auftrages nicht verändern (vgl. dazu 
schon die Ausführungen zu Abs. 3 Z 1); in der Konstella- 
tion einer Rahmenvereinbarung bezieht sich Z 6 lit. b auf 
den jeweiligen Abruf aus der Rahmenvereinbarung (Ände-
rungen im Kontext der Abrufe, die sich auf den Charak-
ter der den Abrufen zu Grunde liegenden Rahmenverein- 
barung auswirken, sind im Rahmen der Abs. 1 und 2 zu  
beurteilen). Aus dem Verbot gemäß Z 6 lit. b folgt überdies, 
dass selbst unvorhersehbare Änderungen, die den Gesamt-
charakter des Auftrages ändern, unzulässig und als wesent-
liche Änderungen zu qualifizieren sind. Auch im Fall des  
Abs. 3 Z 6 ist es möglich, dass mehrere Änderungen auf-
grund der unvorhersehbaren Umstände erforderlich sind. 
Jede von diesen Änderungen darf für sich genommen nicht 
über 50% des Wertes des ursprünglichen Vertrages auf- 
weisen (die Einzelwerte der Änderungsaufträge wer-
den jedoch nicht zusammengerechnet). Im Kontext einer  
Rahmenvereinbarung ist dabei auf eine Abänderung eines 
konkreten Abrufes aus der Rahmenvereinbarung abzu- 
stellen. Da derartige Kettenänderungen zur Umgehung der 
Vorschriften des Vergaberechts genutzt werden können, wird 
das Umgehungsverbot in diesem Kontext im BVergG noch-
mals besonders hervorgehoben.
Aus dem System der Abs. 1 bis 3 ergibt sich folgendes Prüf-
schema hinsichtlich der Frage, ob eine wesentliche bzw. 
unwesentliche Änderung vorliegt: Sofern eine Änderung 
eines Vertrages bzw. einer Rahmenvereinbarung nicht in 
einer in den Ausschreibungsunterlagen klar, präzise und  
eindeutig formulierten Änderungsklausel Deckung findet  
(vgl. dazu Abs. 3 Z 2) ist zu prüfen, ob sie nicht einem der 
Tatbestände des Abs. 3 Z 1, 3, 5 oder 6 zugeordnet werden 
kann. Ist dies nicht möglich, ist in einem weiteren Schritt 
zu prüfen, ob einer der Tatbestände des Abs. 2 vorliegt. Ist 
auch dies nicht der Fall, so ist gemäß der Generalklausel des 
Abs. 1 zu untersuchen, ob die Änderung trotzdem als eine 
„erhebliche Änderung“ des ursprünglichen Vertrages bzw. 
der ursprünglichen Rahmenvereinbarung zu qualifizieren ist. 
Erst im Fall, dass auch diese Frage zu verneinen ist, kann 
von einer zulässigen, weil unwesentlichen Änderung gemäß 
Abs. 3 Z 4 ausgegangen werden.
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Abs. 2 und 3 enthalten keine ausdrückliche Regelung in 
Bezug auf Vertragsverlängerungen; diese sind daher an 
Hand der Grundregel des Abs. 1 in Verbindung mit den Kri-
terien gemäß Abs. 2 und 3 zu beurteilen (zur „Wesentlich-
keit“ einer regelmäßigen nachträglichen Vereinbarung eines  
Kündigungsverzichtes bei unbefristeten Verträgen vgl. schon 
Rs C 454/06, pressetext, Rz 79). So stellt daher die Um- 
wandlung eines befristeten Rechtsverhältnisses in ein unbe-
fristetes jedenfalls eine wesentliche Vertragsänderung dar, 
weil dadurch der Gesamtcharakter des Vertragsverhältnisses 
grundlegend geändert wird. 
Abs. 4 enthält die Verpflichtung, bestimmte Änderun-
gen eines Vertrages oder einer Rahmenvereinbarung im 
Oberschwellenbereich bekannt zu geben. Zum Inhalt der  
Bekanntgabe wird auf das Standardformular 20 und  
Anhang VI Teil G bzw. Anhang XX Kapitel H verwiesen. Im 
Unterschwellenbereich besteht keine Pflicht zur Bekannt- 
gabe gemäß Abs. 4.
Abs. 5 enthält eine Berechnungsregel für die durch Änderun-
gen des Vertrages bewirkten geänderten Auftragssummen 
bzw. Werte falls der ursprüngliche Vertrag eine Indexierungs-
klausel aufweist.

Zu § 366 (Verpflichtung zur Beendigung von Verträgen):
§ 366 setzt Art. 73 lit. b und c der RL 2014/24/EU sowie  
Art. 90 lit. b und c der RL 2014/25/EU um (vgl. dazu auch  
EG 112 RL 2014/24/EU und EG 118 der RL 2014/25/EU). 
Beide Bestimmungen implementieren die vom EuGH be- 
stätigte grundsätzliche Verpflichtung zur Beendigung ver- 
gaberechtswidriger Verträge (vgl. Rs C-503/04, Kommission 
gegen Deutschland, Rz 26ff).
§ 366 normiert eine Vertragsbeendigungspflicht des Auftrag-
gebers bei besonders schwerwiegenden Verstößen gegen 
das Vergaberecht: einerseits die strafgerichtliche Verur- 
teilung des Auftragnehmers (der den Auftrag niemals er- 
halten hätte sollen) und andererseits eine Verurteilung der 
Republik Österreich in einem Vertragsverletzungsverfahren. 
Im letzteren Fall ist eine Kündigung auch deshalb unbedingt 
erforderlich, um allfällige Bußgeldzahlungen der Republik  
Österreich gemäß Art. 260 AEUV zu vermeiden. Dieser 
Pflicht hat der Auftraggeber unverzüglich nachzukommen, 
wobei im Fall der Z 1 diese Verpflichtung ab Kenntnis oder 
möglicher Kenntnis der strafgerichtlichen Verurteilung und  
im Fall der Z 2 ab dem Zeitpunkt der Zustellung des Urtei-
les des EuGH im Verfahren gemäß Art. 258 AEUV besteht. 
Ein Verstoß gegen die Verpflichtung kann eine Sanktion nach  
§ 375 nach sich ziehen.
§ 366 verlangt die unverzügliche Beendigung des abge-
schlossenen Vertrages. Aus dem gewählten Wortlaut („Been-
digung“; vgl. demgegenüber etwa den Wortlaut des § 356) 
folgt, dass eine rückwirkende Auflösung des Vertrages  
(ex tunc) ebenso wenig gefordert ist wie eine Rückabwick-
lung bereits erbrachter Leistungen (ausgenommen davon ist 
die Rückabwicklung erbrachter Vorleistungen des Auftrag- 
gebers); das Gesetz beinhaltet somit eine Vertragsbe- 
endigungspflicht ex nunc (womit dem Auftraggeber im- 
plizit auch ein Vertragsbeendigungsrecht einräumt wird). Aus 
dem Wortlaut (arg. „hat … zu beenden“) folgt ferner, dass es 
sich nicht um eine dispositive Regelung handelt. Aus diesem 
zwingenden Charakter folgt insbesondere, dass zwischen 
dem Auftraggeber und Auftragnehmer im Vertrag allfällig 
vereinbarte Fristen und Termine (zB für die Kündigung eines 
Vertrages) oder sonstige der unverzüglichen Vertragsbe- 
endigung entgegenstehende Vertragsklauseln (zB taxative 
Auflösungsgründe) unbeachtlich sind. Die Pflicht zur Ver-
tragsbeendigung umfasst im konkreten Kontext sowohl die 
Pflicht zur unverzüglichen Auflösung des Vertrages selbst 

(durch Kündigung oder Rücktritt) wie auch die Pflicht zur 
unverzüglichen Einstellung (Beendigung) der Vertrags- 
abwicklung.
§ 366 verlangt eine „unverzügliche“ Beendigung des Ver- 
trages. Aus der Systematik und dem Ziel der Regelung 
folgt, dass die Vertragsbeendigung möglichst nahe zu dem  
gemäß Z 1 bzw. 2 relevanten Zeitpunkt vorzunehmen ist 
und das Ziel der Regelung nicht torpedieren darf (vgl. dazu  
auch die Rechtsprechung des EuGH zB Rs C-503/04,  
Kommission gegen Deutschland). So wäre es unzulässig, 
den Beendigungszeitpunkt so festzusetzen, dass dieser 
erst nach vollständiger Erfüllung eines Zielschuldverhält-
nisses liegt, obwohl der unverzügliche Rücktritt unmittelbar 
nach Vertragsabschluss erfolgte und die Herstellung eines 
rechtskonformen Zustandes ohne weiteres möglich ge- 
wesen wäre. Im Fall der Z 1 entsteht die Pflicht zur Ver-
tragsbeendigung gleichzeitig mit dem Vertragsabschluss, da  
aufgrund der Anwendungsvoraussetzungen der Z 1 dem 
Auftraggeber schon zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
bekannt war, dass der Unternehmer vom Vergabeverfahren 
auszuschließen gewesen wäre. Im Fall der Z 2 ergibt sich 
aus dem Ziel der Regelung, dass die Vertragsbeendigung 
jedenfalls vor Ablauf jener Frist stattfinden muss, die in der 
mit Gründen versehenen Stellungnahme der Kommission im 
Verfahren gemäß Art. 260 AEUV festgelegt worden ist.
Aus der Formulierung der Z 1 („Auftragnehmer … auszu-
schließen gewesen wäre“) folgt, dass in jenen Fällen in 
denen der Auftraggeber den (nunmehrigen) Auftragnehmer 
trotz Kenntnis der strafgerichtlichen Verurteilung zulässiger 
Weise nicht vom Vergabeverfahren ausschloss (vgl. dazu  
die §§ 78 Abs. 5 oder 249 Abs. 6 bzw. eine erfolgreiche 
„Selbstreinigung“ gemäß den §§ 83 oder 254), die Ver-
pflichtung zur unverzüglichen Beendigung des Vertrages 
nicht besteht. Da Z 1 darauf abstellt, dass der Auftragge-
ber zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses Kenntnis von 
einer rechtskräftigen Verurteilung gemäß einem der in § 78  
Abs. 1 Z 1 bzw. § 249 Abs. 1 aufgelisteten Straftat- 
bestände hatte (vgl. dazu den Wortlaut der verwiesenen  
Regelungen) erfasst Z 1 nicht jene Fälle in denen ein Auf-
traggeber erst nach Vertragsabschluss Kenntnis von ein- 
schlägigen Verurteilungen erlangte. In diesen Fällen  
könnte aber eine Vertragsbeendigung nach anderen Rechts-
vorschriften in Betracht kommen (vgl. § 372).

Zu § 367 (Meldepflichten bei Bauaufträgen):
§ 367 beinhaltet eine neue Meldepflicht im Zusammen- 
hang mit vergebenen Bauaufträgen. Sofern die Auftrags- 
summe (vgl. dazu § 2 Z 26 lit. a, das ist die Summe aus 
Gesamtpreis und Umsatzsteuer) eines vergebenen Bauauf-
trages bzw. eines vergebenen Loses eines Bauauftrages 
100 000 Euro übersteigt, sind bestimmte Daten an die Bau-
stellendatenbank zu melden. Dies bedeutet im Kontext des 
BVergG, dass nach Abschluss von Einzelverträgen, nach 
Abruf aus einer Rahmenvereinbarung oder aus einem dyna-
mischen Beschaffungssystem (der Abschluss einer Rah-
menvereinbarung bzw. die Einrichtung eines dynamischen 
Beschaffungssystems ist nicht als Vergabe eines Bauauf- 
trages zu qualifizieren) und nach Abschluss eines Rahmen-
vertrages die neue Meldepflicht schlagend wird. Im Kontext 
von Rahmenverträgen ist überdies festzuhalten, dass die 
Abrufe aus derartigen Verträgen nicht als „Zuschlagser- 
teilungen“ anzusehen sind. Die für Auftraggeber vorge- 
sehene Übermittlungspflicht ist in Zusammenhang mit  
§ 31a Abs. 1a des Bauarbeiter Urlaubs- und Abfertigungsge- 
setzes, BUAG, BGBl. Nr. 414/1972 idF BGBl. I Nr. 113/2015, 
zu sehen. Nach dieser Bestimmung ist die BUAK (Urlaubs- 
und Abfertigungskasse) ermächtigt, alle nach dem BVergG 
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2006 (nunmehr BVergG 2018) zu erfassenden Daten zu  
verarbeiten. Die Übermittlungspflicht des Auftraggebers er- 
schöpft sich in der Übermittlung der in Abs. 1 und 2 genann-
ten (teilweise personenbezogenen) Daten an die Baustellen-
datenbank, weshalb es zusätzlicher gesetzlicher Regelungen 
über die Zulässigkeit der Verwendung der Daten bedarf. Die 
Eigenschaft als Verantwortlicher hinsichtlich der an die Bau-
stellendatenbank übermittelten Daten richtet sich in der Folge 
nach den Bestimmungen des BUAG.
Klarstellend wird festgehalten, dass zuerst eine Meldung 
nach Abs. 1 zu erfolgen hat, die die in Z 1 bis 3 genannten 
Daten enthält. Zu Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 2 Z 1 und 2 
„Kurzbeschreibung des Auftragsgegenstandes“ ist klar- 
stellend hinzuzufügen, dass eine aussagekräftige schlag-
wortartige Beschreibung der auszuführenden Leistung aus- 
reichend ist. In weiterer Folge sind Meldungen nach Abs. 2 
einzubringen, sofern im Angebot mehrere Subunternehmer 
für einen Leistungsteil genannt wurden (Z 1), ein Subunter-
nehmer gewechselt wird oder ein neuer Subunternehmer 
herangezogen werden soll (Z 2) bzw. Berichtigungen oder Er- 
gänzungen notwendig werden (Z 3). In allen Fällen des  
Abs. 2 sind die Daten nach Abs. 1 (insbesondere daher die 
Daten gemäß Z 1 und 2) nicht mehr zu melden; die Ver- 
knüpfung zum gegenständlichen Auftrag ergibt sich über die 
Kennzahl des Auftrages, die dem Auftraggeber nach einer 
Meldung gemäß Abs. 1 von der BUAK bekannt gegeben wird 
(und somit naturgemäß bei der Meldung nach Abs. 1 noch 
nicht gemeldet werden kann, da sie dem Auftraggeber zu  
diesem Zeitpunkt noch nicht zur Verfügung steht).
Die Daten, die gemäß Abs. 1 Z 3 sowie Abs. 2 Z 1 und 2 
zu melden sind, sind solche, die sich auf den jeweiligen  
Auftragsteil des betreffenden Subunternehmers beziehen; 
der Zusammenhang dieser Daten mit den Daten des Abs. 1  
Z 1 und 2 ergibt sich einerseits aus der Kennzahl des Auftra-
ges bzw. im Falle des Abs. 1 Z 3 aus der gleichzeitigen Ein- 
meldung. Das bedeutet konkret, dass die Kurzbeschreibung 
des Auftragsgegenstandes jeweils des vom Subunternehmer 
zu erbringenden Leistungsteiles anzugeben sind, und nicht 
die Beschreibung des vergebenen Auftrages an sich.
Zu Abs. 2 Z 3 wird angemerkt, dass damit allgemein Be- 
richtigungen bzw. Ergänzungen erfasst sind. Darunter fällt 
die Löschung von Daten über Subunternehmer, die vom  
Auftragnehmer in weiterer Folge nicht für die Ausführung  
des jeweiligen Leistungsteiles herangezogen werden (weil 
etwa der Auftragnehmer diesen Leistungsteil selbst ausführt). 
Ebenso erfasst sind zB etwaige Adressänderungen der  
Subunternehmer, aber auch des Auftragnehmers selbst 
(somit Änderungsmeldungen zu Abs. 1 Z 1).
Auf die Inkrafttretensbestimmung des § 376 Abs. 2 wird hin-
gewiesen.

Zu § 368 (Empfang und Verarbeitung  
elektronischer Rechnungen):
§ 368 setzt Art. 7 der RL 2014/55/EU und den Durchfüh-
rungsbeschluss (EU) 2017/1870 um. Er verpflichtet die Auf- 
traggeber, bei Verfahren im Oberschwellenbereich alle 
Vorkehrungen zu treffen, damit e-Rechnungen, die der 
EN 16931-1:2017 und einer in der CEN/TS 16931-2:2017 
genannten Syntaxen (das sind UN/CEFACT CII [Cross 
Industry Invoice] und UBL 2.1) entsprechen, entgegen- 
genommen und automatisch elektronisch verarbeitet wer-
den können (vgl. dazu auch die Definition der e-Rechnung in  
§ 2 Z 14). Die Verpflichtung zur (technischen) Entgegen- 
nahme („Empfang“) von e-Rechnungen impliziert nicht, dass 
der Auftraggeber damit auch gleichzeitig die e-Rechnung 
inhaltlich akzeptiert. § 368 enthält im Übrigen keine Ver- 
pflichtung der Unternehmer e-Rechnungen verwenden zu 

müssen (siehe dazu auch EG 35 der RL 2014/55/EU). In  
diesem Zusammenhang ist auf die den § 368 ergänzende 
Regelung des § 5 IKT-Konsolidierungsgesetz – IKTKonG, 
BGBl. I Nr. 35/2012, zu verweisen: gemäß dieser Be- 
stimmung sind im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit 
Bundesdienststellen (somit auch im Bereich der öffentlichen 
Auftragsvergabe) grundsätzlich alle Vertragspartner von 
Bundesdienststellen oder deren sonstige Berechtigte zur 
Ausstellung und Übermittlung von e-Rechnungen verpflichtet 
(vgl. dazu ferner die e-RechnungsVO, BGBl. II Nr. 505/2012). 
Auf die besondere Inkrafttretensbestimmung des § 376  
Abs. 3 wird hingewiesen.
§ 368 hat zur Konsequenz, dass im Zusammenhang mit 
Auftragsvergaben im Bereich der Bundesvollziehung 
e-Rechnungen gemäß § 5 e-RechnungsVO über USP/ 
PEPPOL Transport-Infrastruktur einzubringen sind. Das  
Unternehmensserviceportal (USP, www.usp.gv.at) ist das 
zentrale Internetportal für in Österreich ansässige Unter- 
nehmen bzw. sonstige Vertragspartner von öffentlichen  
Stellen bzw. Auftraggebern. Es bietet eine Authentifizierung 
und einen direkten Zugang zu zahlreichen E Government-
Anwendungen sowie unternehmensrelevanten Informa- 
tionen. Von der Internetseite des USP erfolgt eine Weiter- 
leitung zur „e-Rechnung“-Internetseite der jeweiligen öffent- 
lichen Auftraggeber. Eine von der Europäischen Union be- 
reitgestellte Einrichtung zur Abwicklung elektronischer 
Beschaffungsvorgänge innerhalb der EU ist zB die Pan-
European Public Procurement OnLine (PEPPOL)-Transport- 
Infrastruktur. Hinzuweisen ist auch darauf, dass Auftrag- 
nehmer die Möglichkeit haben, ihre Rechnungen durch  
Nutzung der Dienste eines Dritten RL-konform gestalten zu 
lassen (vgl. dazu auch EG 35 der RL 2014/55/EG). Umge-
kehrt steht es Auftraggebern auch offen, sich der Dienste 
eines Dritten zu bedienen, um der Verpflichtung des § 368 
nachzukommen.

Zu § 369 (Schadenersatzansprüche):
Bei schuldhafter Verletzung des vorliegenden Gesetzes soll 
ein zu Unrecht übergangener Bieter einen gerichtlich gel-
tend zu machenden Anspruch auf Ersatz der Kosten der An- 
gebotsstellung und der Kosten der Teilnahme am Vergabe-
verfahren besitzen.
Der EuGH hat in der Rs C-314/09, Strabag, festgehal-
ten, dass die Richtlinie 89/665/EWG (und folglich auch die  
Parallelregelungen der RL 92/13/EWG und 2009/81/EG) 
dahin auszulegen ist, „dass sie einer nationalen Regelung, 
die den Schadensersatzanspruch wegen Verstoßes eines 
öffentlichen Auftraggebers gegen Vergaberecht von der 
Schuldhaftigkeit des Verstoßes abhängig macht, auch dann 
entgegensteht, wenn bei der Anwendung dieser Regelung 
ein Verschulden des öffentlichen Auftraggebers vermutet 
wird und er sich nicht auf das Fehlen individueller Fähig- 
keiten und damit auf mangelnde subjektive Vorwerfbarkeit 
des behaupteten Verstoßes berufen kann.“ Vor diesem Hin-
tergrund wird in Abs. 1 die Wortfolge „hinreichend qualifiziert“ 
und nicht „schuldhaft“ verwendet. Zum Verständnis des Be- 
griffes „hinreichend qualifiziert“ wird auf die Judikatur des 
EuGH zur Staatshaftung (vgl. u.a. Rs C-46/93 und C-48/93,  
Brasserie du Pécheur) verwiesen: „[…] besteht […] das ent-
scheidende Kriterium für die Beurteilung der Frage, ob ein 
Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht als hinreichend  
qualifiziert anzusehen ist, darin, dass ein Mitgliedstaat oder 
ein Gemeinschaftsorgan die Grenzen, die seinem Ermessen 
gesetzt sind, offenkundig und erheblich überschritten hat. 
Insoweit gehören zu den Gesichtspunkten, die das zustän- 
dige Gericht gegebenenfalls zu berücksichtigen hat, das  
Maß an Klarheit und Genauigkeit der verletzten Vorschrift, 
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der Umfang des Ermessensspielraums, den die verletzte  
Vorschrift den nationalen oder Gemeinschaftsbehörden 
belässt, die Frage, ob der Verstoß vorsätzlich oder nicht 
vorsätzlich begangen oder der Schaden vorsätzlich oder 
nicht vorsätzlich zugefügt wurde, die Entschuldbarkeit oder 
Unentschuldbarkeit eines etwaigen Rechtsirrtums und der 
Umstand, dass die Verhaltensweisen eines Gemeinschafts-
organs möglicherweise dazu beigetragen haben, dass  
nationale Maßnahmen oder Praktiken in gemeinschafts-
rechtswidriger Weise unterlassen, eingeführt oder aufrecht- 
erhalten wurden. Jedenfalls ist ein Verstoß gegen das 
Gemeinschaftsrecht offenkundig qualifiziert, wenn er trotz 
des Erlasses eines Urteils, in dem der zur Last gelegte 
Verstoß festgestellt wird, oder eines Urteils im Vorabent- 
scheidungsverfahren oder aber einer gefestigten ein- 
schlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofes, aus denen 
sich die Pflichtwidrigkeit des fraglichen Verhaltens ergibt, 
fortbestanden hat.“ (Rz 55 bis 57 des Urteiles in der Rs 
C-46/93 und C-48/93; vgl. dazu etwa auch Rs C 337/15 P,  
Europäischer Bürgerbeauftragter gegen Staelen).
Der EuGH hielt ferner fest, dass die (bisherige) Recht-
sprechung des Gerichtshofs für Rechtsbehelfe im Bereich 
des öffentlichen Auftragswesens keine genaueren Krite- 
rien benannt hat, auf deren Grundlage der Schaden festzu-
stellen und zu bemessen ist (so EuGH in der Rs C-568/08, 
Combinatie Spijker). Da die Rechtsmittelrichtlinien nicht  
auf eine vollständige Harmonisierung der einschlägigen  
nationalen Rechtsvorschriften gerichtet sind (vgl. EuGH 
C-570/08, Symvoulio Apochetefseon Lefkosias) und in 
Ermangelung einschlägiger Unionsvorschriften ist es daher 
Sache jedes Mitgliedstaates, unter Beachtung des Äqui-
valenz- und des Effektivitätsgrundsatzes in seiner inter-
nen Rechtsordnung die Kriterien zu bestimmen, auf deren 
Grundlage der Schaden aufgrund eines Verstoßes gegen 
das Unionsrecht im Bereich des öffentlichen Auftragswesens 
festzustellen und zu bemessen ist. Ein Schadenersatzan-
spruch besteht sohin dann, wenn die vergaberechtliche Be- 
stimmung, gegen die verstoßen worden ist, die Verleihung 
von Rechten an Be-werber oder Bieter bezweckt, der Ver-
stoß gegen diese Norm hinreichend qualifiziert ist und  
zwischen diesem Verstoß und dem entstandenen Schaden 
ein unmittelbarer Kausalzusammenhang besteht. Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, so bemisst sich die Art bzw. Höhe 
des Schadenersatzes nach den allgemeinen schadenersatz-
rechtlichen Regeln des österreichischen Rechts.
Wie schon bisher haben übergangene Bewerber und Bieter  
Anspruch auf den Ersatz der Beteiligungskosten, allerdings 
nur dann, wenn die Vergabekontrollbehörde nicht festgestellt 
hat, dass sie bei Einhaltung der vergaberechtlichen Bestim-
mungen keine echte Chance auf Zuschlagserteilung gehabt 
hätten (vgl. dazu Abs. 1 und 2 und ferner auch den Wortlaut 
von Art. 2 Abs. 7 der RL 92/13/EWG).
Alternativ dazu hat – ebenso wie bisher – der Bieter, auf  
dessen Angebot der Zuschlag hätte erteilt werden müssen 
(dh. der Best- bzw. Billigstbieter) Anspruch auf Ersatz des 
Erfüllungsinteresses (vgl. Abs. 3). Voraussetzung für die  
Geltendmachung bei den ordentlichen Gerichten ist auch 
hier, dass das Bundesverwaltungsgericht oder die jeweils zu- 
ständige Vergabekontrollbehörde nicht festgestellt hat, 
dass der Bieter auch bei Einhaltung der vergaberechtlichen  
Bestimmungen keine echte Chance auf Zuschlagserteilung 
gehabt hätte. Eine echte Chance auf Zuschlagserteilung  
ist jedoch für die Zuerkennung des Erfüllungsinteresses 
nicht ausreichend, vielmehr muss der Geschädigte im  
weiteren Verfahren vor den ordentlichen Gerichten nach- 
weisen, dass er tatsächlich den Zuschlag hätte erhalten  
müssen (vgl. dazu etwa auch OGH 24.1.2006, 10 Ob 9/05d 

mwN der Judikatur und den Wortlaut des Abs. 3 der den 
Ersatz des Erfüllungsinteresses davon abhängig macht,  
dass dem Angebot des übergangenen Bieters „der Zuschlag 
hätte erteilt werden müssen“). Die Feststellung durch die  
Vergabekontrollbehörde dient daher im Falle des Abs. 4  
insbesondere dazu, jene Bieter, die keinesfalls Anspruch  
auf Ersatz des Erfüllungsinteresses haben können (etwa  
weil sie ganz weit hinten gereiht waren), bereits im Fest- 
stellungsverfahren vom Schadenersatzanspruch auszu-
schließen, um damit von vornherein zwecklose, kosteninten-
sive Schadenersatzprozesse vor den ordentlichen Gerichten 
zu vermeiden.
Schadenersatz steht im Übrigen wie bisher nicht zu, wenn 
der Geschädigte den Schaden durch Beantragung einer 
einstweiligen Verfügung sowie durch Stellen eines Nach-
prüfungsantrages hätte abwenden können. Damit wird dem 
allgemeinen Rechtsgrundsatz der Schadensminderungs-
pflicht im Vergaberecht Rechnung getragen. Nach diesem 
Grundsatz muss sich ein Geschädigte in angemessener 
Form um die Begrenzung des Schadensumfangs bemühen 
und insbesondere rechtzeitig von allen ihm zur Verfügung 
stehenden Rechtsschutzmöglichkeiten Gebrauch machen, 
wenn er nicht Gefahr laufen will, den Schaden selbst  
tragen zu müssen (vgl. dazu aus unionsrechtlicher Sicht 
etwa EuGH Rs C 445/06, Danske Slagterier, und C 429/09, 
Fuß, mit Hinweisen auf weitere Rechtsprechung; siehe zu  
diesem Grundsatz aus österreichischer Sicht etwa OGH  
vom 31. August 2016, 2 Ob 148/15a).

Zu § 370 (Rückgriff gegen den begünstigten Bieter):
Es handelt sich hierbei um eine § 369 ergänzende Haftungs- 
bzw. Regressregelung: der Auftraggeber kann im Falle  
einer Schadenersatzleistung gemäß § 369 auf den be- 
günstigen Bieter zurückgreifen um den ihm entstandenen 
Schaden auszugleichen. Der letzte Satz stellt klar, dass  
die darin angeordnete Solidarhaftung mit dem Organ  
des Auftraggebers nur insoweit besteht, als das Organ dem 
Auftraggeber nach dem Dienstnehmerhaftpflichtgesetz  
(vgl. § 4 Abs. 2) haftet; die darin vorgesehene Haftungs- 
milderung für Dienstnehmer des Auftraggebers bleibt davon 
unberührt.

Zu § 371 (Beendigungsrecht des Auftraggebers):
Die Regelung enthält ein besonderes Vertragsbeendi- 
gungsrecht des Auftraggebers und setzt Art. 73 lit. a der  
RL 2014/24/EU und Art. 90 lit. a der RL 2014/25/EU um  
(vgl. dazu auch EG 112 der RL 2014/24/EU und EG 118 der 
RL 2014/25/EU). Die Frage, ob eine relevante „wesentliche 
Änderung“ vorliegt, ist nach § 365 zu beurteilen.
§ 371 räumt dem Auftraggeber ein außerordentliches gesetz-
liches Beendigungsrecht in Bezug auf Auftragsvergaben ein, 
das neben andere gesetzlich oder vertraglich vorgesehene 
Vertragsauflösungsrechte tritt (vgl. dazu etwa auch § 372). 
Diese Beendigung (Kündigung oder Rücktritt) kann sich – da 
das Gesetz und die RL diesbezüglich nicht differenzieren –  
auch nur auf einen Teil des Vertrages beziehen (vgl. den 
Fall: Beendigung des „neuen“ Vertragsteiles, der eine unzu- 
lässige wesentliche Änderung des ursprünglichen Vertrages 
beinhaltete).
Durch die Regelung des § 371 unberührt bleiben allfällige 
durch die Vertragsauflösung entstehende Schadenersatzan-
sprüche.
Angesichts der Regelung des § 371 ist es zu empfehlen, in 
den Vertrag bereits entsprechende Beendigungsklauseln auf-
zunehmen.
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Zu § 372 (Verhältnis zu sonstigen Rechtsvorschriften):
Soweit die §§ 366 und 369 bis 371 keine besonderen Vor-
schriften enthalten, gelten die allgemeinen Vorschriften des 
Zivilrechtes.

Zu § 373 (Zuständigkeit und Verfahren):
Wie bisher werden Schadenersatzklagen in Vergabesachen 
bei den Gerichtshöfen erster Instanz konzentriert, wobei  
Abs. 1 besondere Regelungen über die örtliche Zuständigkeit 
enthält. Anknüpfungspunkt ist der Sitz des Auftraggebers.  
Für Auftraggeber ohne Sitz im Inland ist das Landesgericht 
für Zivilrechtssachen Wien zuständig.
Eine Schadenersatzklage ist nur dann zulässig, wenn eine 
Feststellung der zuständigen Vergabekontrollbehörde erfolgt 
ist, dass ein Verstoß gegen das Vergaberecht erfolgt ist.  
Die möglichen Feststellungen der Vergabekontrollbehörden 
entsprechen dem Rechtsschutzteil und sind ziffernmäßig 
aufgegliedert. Grundsätzlich wird die zwingende Durch- 
führung eines Feststellungsverfahrens vor der Vergabe- 
kontrollbehörde als Voraussetzung für die Zulässigkeit einer 
Schadenersatzklage beibehalten. Dies soll einer über- 
mäßigen Arbeitsbelastung der Gerichte vorbeugen. Zu den 
Fristen für die Einbringung eines Feststellungsantrages vgl. 
die Erläuterungen zu § 354.
Abs. 3 sieht für eine Konstellation eine Ausnahme von dem 
soeben erwähnten Grundsatz vor. Wenn der Auftraggeber  
die Ausschreibung widerrufen hat, der Widerruf gemäß  
den Vorgaben des BVergG rechtmäßig, aber durch den Auf-
traggeber durch einen hinreichend qualifizierten Verstoß zu 
vertreten ist (zB: der Auftraggeber hat ein rechtswidriges 
Zuschlagskriterium festgelegt, die Ausschreibung wurde 
erfolgreich bekämpft und der Auftraggeber muss daher wider-
rufen), dann soll es zulässig sein, eine Schadenersatzklage  
zu erheben, ohne zuvor eine entsprechende Feststellung 
durch die Vergabekontrollbehörde zu beantragen. Grund  
für diese Ausnahmebestimmung ist, dass die Vergabe- 
kontrollbehörden nur über Verstöße gegen das BVergG  
sowie die dazu ergangenen Verordnungen absprechen, nicht 
aber gegen andere hinreichende Verstöße gegen andere  
Bestimmungen. Diese Entscheidung obliegt somit den 
ordentlichen Gerichten. Im Lichte des Urteiles des EuGH  
Rs C 314/09, Strabag, ist eine Schadenersatzklage bereits 
bei hinreichend qualifiziertem Verstoß gegen andere  
(als die die Zulässigkeit des Widerrufs regelnden) Bestim- 
mungen des BVergG, die hierzu ergangenen Verordnungen 
oder gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht zulässig. 
Vgl. dazu auch die Erläuterungen zum Verständnis der Wort-
folge „hinreichend qualifiziert“ in § 369.
Durch den 2. Satz des Abs. 3 wird gewährleistet, dass eine 
Schadenersatzklage aufgrund einer Verursachung des 
Widerrufs durch den Auftraggeber dann nicht möglich ist, 
wenn die Verursachung in einer rechtswidrigen Entscheidung 
des Auftraggebers bestand, die in einem Nachprüfungs- 
verfahren hätte geltend gemacht werden können.
Verletzungen des Vergaberechts verpflichten nicht nur zum 
Schadenersatz, sie können auch einen Verstoß gegen  
§ 1 UWG 1984 begründen (Vorsprung durch Rechtsbruch;  
vgl. etwa 4 Ob 260/04w; 4 Ob 86/05h). Voraussetzung dafür 
ist, dass die öffentliche Hand eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübt. Es können nämlich zwei Fallgruppen des privat-
wirtschaftlichen Handelns der öffentlichen Hand unterschie-
den werden: jenes mit unternehmerischem Charakter (bei 
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit) und jenes ohne 
unternehmerischen Charakter, das nicht als Teilnahme am 
wirtschaftlichen Verkehr qualifiziert werden kann. Es ist im 
Einzelfall zu prüfen, ob die Beschaffung öffentlicher Leis-
tungen nach dem BVergG eine wirtschaftliche Tätigkeit dar- 

stellt oder nicht. So wird die Besorgung typischer der öffent- 
lichen Hand zufallenden Aufgaben der Daseinsvorsorge 
oder der Schaffung von Infrastruktur keine unternehmerische 
Tätigkeit iSd Lauterkeitsrechts darstellen (vgl. OGH vom  
30. Mai 2017, 4 Ob 267/16t). Aus der Rechtsprechung 
des OGH zum Wettbewerbsrecht ergibt sich, dass bei  
der Beschaffung öffentlicher Leistungen gegen den Auftrag-
geber ein Unterlassungs- oder Schadenersatzanspruch in 
der Regel nicht besteht, dass aber ein Anspruch gegen den 
Mitbewerber bestehen kann (vgl. OGH vom 11. August 2015, 
4 Ob 247/14y: „Zwar setzt eine lauterkeitsrechtlich relevante 
Förderung fremden Wettbewerbs grundsätzlich nur die objek-
tive Eignung des Verhaltens voraus, diese Wirkung zu entfal-
ten, aber auch bei Zutreffen dieser Voraussetzung greift das 
Lauterkeitsrecht nicht ein, wenn bei objektiver Betrachtung 
eine andere Zielsetzung eindeutig überwiegt. Das trifft bei 
Erfüllung typischer Aufgaben der öffentlichen Hand zu, etwa 
im Bereich der Daseinsvorsorge oder der Schaffung von  
Infrastruktur. Es ist zwar nicht ausgeschlossen, dass einzel-
ne Unternehmen aus solchen Maßnahmen (mittelbar) einen 
Vorteil ziehen, dennoch wird meist das öffentliche Interesse 
so eindeutig im Vordergrund stehen, dass eine lauterkeits-
rechtlich relevante Förderung fremden Wettbewerbs auszu-
schließen ist (4 Ob 40/11b – Murpark).“).
Die Zivilgerichte haben als Vorfrage zu prüfen, ob gegen Ver-
gaberecht verstoßen wurde. Das begründet die Gefahr ein-
ander widersprechender Entscheidungen, da Unterlassungs-
ansprüche nach § 1 UWG 1984 oft parallel zu den vor den 
Vergabekontrollbehörden ergriffenen Rechtsbehelfen gel- 
tend gemacht wurden. Im Interesse der Rechtssicherheit  
wird daher das System des BVergG auch grundsätzlich 
auf Unterlassungsklagen wegen unlauteren Wettbewerbs 
erstreckt (vgl. bisher § 341 Abs. 2 zweiter Satz BVergG 
2006). Eine Klage auf Unterlassung vergaberechtswidri-
gen und zugleich auch wettbewerbswidrigen Verhaltens ist  
daher grundsätzlich nur zulässig, wenn die jeweils zu- 
ständige Vergabekontrollbehörde einen Verstoß gegen das 
BVergG festgestellt hat. Abs. 4 enthält – der Rechtsprechung 
des OGH folgend – eine Ausnahme davon, wenn der Kläger 
zur Einleitung eines Feststellungsverfahrens gemäß § 331 
Abs. 1 nicht berechtigt ist oder war. Der OGH nahm bisher 
eine teleologische Reduktion der Beschränkung des (ehema-
ligen) § 341 Abs. 2 vor (vgl. insb. OGH vom 11. August 2015, 
4 Ob 247/14y mwN). Die Wortfolge „ist … nicht berechtigt“ 
betrifft alle in § 14 Abs. 1 UWG genannten Personen, denen 
in einem Vergabeverfahren von vorneherein keine Antrags-
legitimation zukommt, wie etwa den dort genannten Ver- 
einigungen zur Förderung wirtschaftlicher Interessen von 
Unternehmern. Die Wortfolge „war … nicht berechtigt“ betrifft 
hingegen das konkrete Vergabeverfahren, und dort etwa 
einen ausgeschlossenen Bieter, dem keine Antragslegiti- 
mation in einem Feststellungsverfahren zukam. Hingegen 
ist klarzustellen, dass diese Bestimmung nicht von der Er- 
hebung eines Nachprüfungs- oder Feststellungsantrags dis-
pensiert. Versäumt ein Antragsteller die Frist für die Stellung 
eines Feststellungsantrages, so war er zwar nicht (mehr) 
zur Stellung eines Feststellungsantrages berechtigt; dies ist 
jedoch Folge seines eigenen Verschuldens und kann nicht zu 
einer rechtmäßigen Berufung auf Abs. 4 führen.
Abs. 5 ist der Regelung des § 11 des Amtshaftungsgesetzes 
nachgebildet.

Zu § 374 (Bestimmungen über  
die Schiedsgerichtsbarkeit):
Wie schon bislang sind die entsprechenden Regelungen der 
ZPO zu vereinbaren, Abweichungen – nicht jedoch Ergän-
zungen – zu den Vorschriften der ZPO sind untersagt. 
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Die Bestimmungen über eine Schiedsgerichtsbarkeit ent- 
sprechen einem Wunsch der Praxis. Die Bestimmungen der 
ZPO (vgl. die §§ 577 bis 618 und die Ausführungen dazu in  
1158 BlgNR XXII. GP) stellen zwingendes Recht für die For- 
mulierung der Ausschreibung dar. Dies verhindert aller- 
dings nicht, dass die Beteiligten später (beim Abschluss des 
Leistungsvertrages) anderslautende Vereinbarungen über 
das Schiedsgericht treffen können. Um ausufernde Honorar-
regelungen zu verhindern, wird eine Kompetenz der Bundes-
regierung zur Regelung einer Honorarordnung vorgesehen.

Zu § 375 (Strafbestimmungen):
Wie die bisherige Praxis gezeigt hat, kommt der Einhaltung 
der Bekanntmachungs-, Bekanntgabe-, Mitteilungs- und  
Auskunftspflichten sowie der Einhaltung der Vorlagepflichten  
in Vertragsverletzungsverfahren besonders große Bedeu-
tung zu.
Abs. 1 erfasst zwei unterschiedliche Personenkreise, für 
die jeweils unterschiedliche in Abs. 1 aufgezählte Rege-
lungen relevant sind: Während für Auftraggeber, dessen 
Organe nicht gemäß Art. 20 B VG weisungsgebunden sind,  
die nachfolgenden in Abs. 1 genannten Bestimmungen ein-
schlägig sind, ist für von einem Verfahren zwischen der 
Republik Österreich mit der Kommission betroffene Auf- 
traggeber, vergebende Stellen oder Unternehmer nur § 358 
relevant. Im Rahmen des § 358 werden des öfteren Aus- 
künfte und Vorlagen von Unterlagen benötigt (zB von  
Architekten, zentralen Beschaffungsstellen ua). Oft sind 
bestimmte Informationen oder Unterlagen, etwa über den 
aktuellen Stand des Vergabeverfahrens, nur von diesen  
direkt zu erfahren und nicht von dem dahinter stehenden 
Auftraggeber. Wegen der relativ kurzen Fristen, die von 
der Kommission im Rahmen eines Auskunftsersuchens, 
eines Beschwerde-, Pilot- oder Vertragsverletzungsver-
fahrens gesetzt werden, würde die Möglichkeit, Auskünfte  
erst nach Intervention beim letztverantwortlichen Auftrag- 
geber zu erhalten, zu unzumutbaren Verzögerungen führen. 
Aus diesem Grund differenziert Abs. 1 im Kontext des § 358 
nicht, ob die Organe des Auftraggebers oder die vergeben-
de Stelle in einem Weisungsverhältnis nach Art. 20 B VG  
stehen oder nicht. Eine Strafbestimmung im Zusammenhang 
mit der Verletzung der Auskunftspflicht in Rechtsschutz- 
verfahren gemäß § 336 ist entbehrlich (vgl. demgegenüber 
§ 344 BVergG 2006), da die wesentlichen Unterlagen im  
Allgemeinen ohnehin dem Auftraggeber als entscheidungs-
wesentliche Grundlagen vorliegen und somit von diesem 
vorgelegt werden können; den Auftraggeber trifft bei Nicht-
vorlage der Unterlagen ohnehin die Säumnisfolge des § 336 
Abs. 2.
Abs. 2 fasst alle Strafbestimmungen im Zusammenhang mit  
der Kündigungs- bzw. Beendigungspflicht von Verträgen 
zusammen.
Im Hinblick auf die mit Vertragsverletzungsverfahren mög-
licherweise verbundenen finanziellen Implikationen für die 
Republik Österreich und die Notwendigkeit der Sicherstellung 
einer effektiven Prozessvertretung sowie aus generalpräven-
tiven Gründen wird der Maximalbetrag für eine Geldstrafe 
gemäß Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 mit 50 000 Euro festgesetzt. Im 
Fall der Verletzung der Kündigungs- und Beendigungspflicht 
nach einer Verurteilung des EuGH wird im Hinblick auf die 
äußerste Dringlichkeit und die dann unmittelbar drohenden 
hohen Strafzahlungen der Republik Österreich dieser Straf-
rahmen gemäß Abs. 2 Z 2 aus generalpräventiven Gründen  
erhöht (zum finanziellen Ausmaß der möglichen Sanktionen  
vgl. Art. 260 AEUV und die diesbezüglichen Rundschreiben  
des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst GZ BKA 
670.746/0019 V/7/2010 und BKA 672.612/0002-V/7/2016  

sowie zuletzt die Mitteilung der Kommission – Aktualisie-
rung der Daten zur Berechnung der Pauschalbeträge und 
Zwangsgelder, die die Kommission dem Gerichtshof bei  
Vertragsverletzungsverfahren vorschlägt, ABl. Nr. C 290 vom 
10.08.2016 S. 3).

Zu den §§ 376 bis 378 (Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- 
und Übergangsvorschriften, Erlassung und Inkrafttreten 
von Verordnungen, Anwendbarkeit der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes):
§ 376 beinhaltet die Inkrafttretens-Bestimmungen, die  
Außerkrafttretens-Bestimmungen sowie die Übergangs- 
bestimmungen. Zum Begriff der Einleitung des Vergabe- 
verfahrens vgl. die Erläuterungen zu § 13. Aus den Regelun-
gen der Abs. 1 und 4 ergibt sich Folgendes: Wenn ein Ver-
gabeverfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits ein-
geleitet war, ist es nach den materiellrechtlichen Vorschriften 
des BVergG 2006 zu Ende zu führen; wenn im Zusammen-
hang mit einem solchen Vergabeverfahren nach dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes ein Rechtsschutzverfahren 
anhängig gemacht wird, dann sind für das Rechtsschutz-
verfahren die Regelungen des 4. Teiles dieses Bundes- 
gesetzes anzuwenden. (Prüfungsmaßstab für die Be- 
urteilung, ob eine Rechtswidrigkeit vorliegt oder nicht,  
bleiben allerdings die Bestimmungen des BVergG 2006.) 
Ist ein Rechtsschutzverfahren hingegen zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits anhängig, 
ist dieses Rechtsschutzverfahren gemäß Abs. 4 nach den 
Bestimmungen des BVergG 2006 fortzuführen.
Zu § 376 Abs. 4 wird angemerkt, dass Abrufe aus einer 
bereits bestehenden Rahmenvereinbarung nach der  
neuen Rechtslage zu behandeln sind, während ein vor 
Inkrafttreten eingerichtetes dynamisches Beschaffungs- 
system nach der alten Rechtslage fortzuführen ist.
Die §§ 377 und 378 regeln die Erlassung von Verordnungen 
und Kundmachungen und die Verweise anderer Bundes- 
gesetze auf das BVergG 2002 oder das BVergG 2006.

Zu § 379 (Übereinkommen über das  
öffentliche Beschaffungswesen):
Betreffend die vorliegende Bestimmung ist im gegebenen 
Zusammenhang auf Folgendes hinzuweisen: Die deutsche 
Übersetzung des Abkommens über das öffentliche Be- 
schaffungsabkommen im Rahmen der WTO (GPA) wurde, 
ebenso wie das Protokoll zur Änderung des Übereinkommens 
über das öffentliche Beschaffungswesen im ABl. publiziert  
(vgl. ABl. Nr. C 256 vom 3. September 1996, S 1, und  
ABl. Nr. L 68 vom 7. März 2014, S 2). Es handelt sich bei 
diesen Publikationen aber nur um eine unionsinterne Über-
setzung des Abkommens in alle Amtssprachen der Gemein-
schaft. Verbindlich und authentisch sind lediglich die eng- 
lische, französische und spanische Sprachversion des 
Abkommens, sodass im Gesetz selbst auf die englische  
Publikation im Amtsblatt, die anlässlich der Genehmigung 
des Abkommens durch den Rat publiziert wurde, zu ver- 
weisen ist.
Zur Verbesserung der Transparenz wird auf den Text des 
GPA, andererseits aber auch auf alle Anhänge, aus denen 
sich der Anwendungsbereich des Abkommens ergibt (Ver-
pflichtungslisten der Vertragsparteien, General Notes and 
Derogations usw.) verwiesen. Der Text des Abkommens und 
die Anhänge sind in ihrer aktuellen Fassung auch im Inter-
net unter der Adresse https://www.wto.org/english/tratop_e/
gproc_e/gp_gpa_e.htm zugänglich.
EG 17 und 18 der RL 2014/24/EU führen zum GPA aus: „Mit 
dem Beschluss 94/800/EG des Rates wurde insbesondere 
das Übereinkommen der Welthandelsorganisation über das 
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öffentliche Beschaffungswesen („Agreement on Govern-
ment Procurement“, im Folgenden „GPA“) genehmigt. Ziel 
des GPA ist es, einen multilateralen Rahmen ausgewoge-
ner Rechte und Pflichten in Bezug auf öffentliche Aufträge 
zu schaffen, um den Welthandel zu liberalisieren und aus-
zuweiten. Bei Aufträgen, die unter die Anhänge 1, 2, 4 und 5  
sowie die Allgemeinen Anmerkungen zur Anlage I der 
Europäischen Union zum GPA sowie andere einschlägige,  
für die Union bindende internationale Übereinkommen  
fallen, sollten die öffentlichen Auftraggeber die Verpflich- 
tungen aus den betreffenden Übereinkommen erfüllen, 
indem sie diese Richtlinie auf Wirtschaftsteilnehmer von 
Drittländern anwenden, die Unterzeichner der Überein- 
kommen sind.
Das GPA findet Anwendung auf Aufträge oberhalb bestimmter  
Schwellenwerte, die in dem GPA festgelegt und in  
Sonderziehungsrechten angegeben sind. Die in dieser Richt-
linie festgelegten Schwellenwerte sollten angepasst werden, 
um zu gewährleisten, dass sie den Euro-Äquivalenten der  
in dem GPA genannten Schwellenwerte entsprechen. Es 
sollten eine regelmäßige Überprüfung der in Euro ausge-
drückten Schwellenwerte und ihre Anpassung – im Wege 
eines rein mathematischen Verfahrens – an mögliche Kurs-
schwankungen des Euro gegenüber dem Sonderziehungs-
recht vorgesehen werden. Abgesehen von diesen regel- 
mäßigen mathematischen Anpassungen sollte während der 
nächsten Verhandlungsrunde eine Erhöhung der in dem GPA 
festgelegten Schwellenwerte geprüft werden.“

Zu den §§ 380 bis 382 (Vollziehung, Verweisungen,  
personenbezogene Bezeichnungen, Bezugnahme  
auf Rechtsakte der Union):
§ 380 enthält die Vollziehungsklausel, § 381 die Ver- 
weisungsbestimmung und die Bestimmung zum Gendern 
und § 382 die Bezugnahme auf die durch das Bundes- 
vergabegesetz umgesetzten bzw. berücksichtigten Rechts-
akte der Europäischen Union.
§ 380 regelt die Zuständigkeiten für die Vollziehung dieses 
Gesetzes im Wirkungsbereich des Bundes. Der Vollzie-
hungsbereich der Länder wird im Einleitungsteil von § 380  
Abs. 1 ausdrücklich ausgenommen. In weiterer Folge erfol-
gen verschiedene Zuständigkeitszuordnungen; relevant 
für die Zuordnung bei der Kostentragung vor dem Verwal-
tungsgerichtshof sind jedoch nur § 380 Abs. 1 Z 9 und 10, 
da sich die anderen Ziffern auf hier nicht einschlägige Re- 
gelungsgegenstände wie etwa Verordnungsermächtigun-
gen, Zuständigkeiten der ordentlichen Gerichte, Melde-
pflichten an die Europäische Kommission usw. beziehen.  
§ 380 Abs. 1 Z 9 sieht vor, dass mit der Vollziehung „der  
übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, soweit nur 
der Wirkungsbereich eines Bundesministers betroffen ist, 
dieser Bundesminister“ betraut ist. Nur im Fall, dass weder 
§ 380 Abs. 1 Z 1 bis 8 noch Z 9 anwendbar sind (arg. „im 
Übrigen“), ist die Bundesregierung gemäß § 380 Abs. 1  
Z 10 mit der Vollziehung des BVergG 2018 betraut. Für die  
Kostentragung bedeutet dies, dass bei einem Verfahren 
vor dem Verwaltungsgerichtshof aufgrund einer Verga-
be gemäß dem 2. oder 3. Teil des BVergG 2018, die dem 
Wirkungsbereich eines Bundesministers zuzurechnen ist,  
dieser gemäß § 349 Abs. 1 Z 9 für den etwaigen Kosten- 
ersatz aufzukommen hat, sofern das vorangehende 
gerichtliche Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-
richt geführt wurde (vgl. dazu das Erkenntnis des VwGH 
vom 27. Oktober 2014, Ra 2014/04/0022; vgl. zur Anga-
be des haushaltsleitenden Organs beim Kostenzuspruch 
gemäß § 88 VfGG nach einer funktionalen Betrachtung, 
zB VfGH vom 19. Februar 2016, E 1719/2015, mit Ver-

weis auf VfSlg. 16.739/2002; zur Bedeutung von Voll-
ziehungsklauseln im Allgemeinen, vgl. zB VwGH vom  
22. April 1999, 97/15/0202). Das gilt sowohl für öffentliche 
Auftraggeber gemäß § 4 wie auch für öffentliche Sekto-
renauftraggeber und öffentliche Unternehmen gemäß den  
§§ 167 und 168. Private Sektorenauftraggeber sind dem  
Wirkungsbereich jenes Bundesministers zuzurechnen,  
welchem die „zuständige Behörde“ im Sinne des § 169  
Abs. 2 zuzurechnen ist.
Sofern mehrere Auftraggeber, die dem Vollziehungsbereich 
des Bundes zuzuordnen sind, gemeinsam eine Auftrags-
vergabe durchführen (etwa um eine Rahmenvereinbarung 
abzuschließen), wird eine Aufteilung der Kosten unter die-
sen Auftraggebern gemäß § 349 Abs. 1 Z 9 vorzunehmen 
sein. Sofern dabei eine Zuordnung der „Anteile“ am Vergabe- 
verfahren (insbesondere wertmäßig) ermittelbar ist, hat eine 
Aufteilung unter Berücksichtigung dieser Zuordnung zu er- 
folgen. Ist eine derartige Zuordnung jedoch nicht möglich, 
sind die Kosten von den jeweiligen Bundesministern zu  
gleichen Teilen zu tragen.
Sofern Auftraggeber des Bundes und der Länder gemeinsam 
Auftragsvergaben durchführen und diese vor dem Bundes-
verwaltungsgericht und in weiterer Folge dem Verwaltungs-
gerichtshof angefochten werden, ist auf das Erkenntnis 
des VwGH vom 16. Dezember 2015, Ra 2014/04/0045, zu 
verweisen. Daraus folgt, dass der Bund in einer Konstella- 
tion, in der diesem an sich Kostenersatz zustünde (hier: als 
einer der erfolgreichen Revisionswerber), keinen Kostener- 
satz erhält, da Identität der Rechtsträger vorliegt, die Länder 
(hier als weitere erfolgreiche Revisionswerber) jedoch durch-
aus Anspruch auf Kostenersatz gegenüber dem Bund haben. 
Umgekehrt hätte bei Abweisung (nur) der Bund Kosten- 
ersatz zu leisten (nach den oben ausgeführten Zuordnungs- 
regeln).
Betreffend den Umsetzungshinweis in § 382 Z 10 auf die 
Richtlinie 2009/52/EG über Mindeststandards für Sank- 
tionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaats- 
angehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen,  
ABl. Nr. L 168 vom 30.06.2009 S. 24, in der Fassung der Be- 
richtigung ABl. Nr. L 208 vom 03.08.2012 S. 22, ist Folgen-
des auszuführen: Art. 7 Abs. 1 lit. b der RL 2009/52/EG sieht  
den Ausschluss von Vergabeverfahren gemäß der  
RL 2004/18/EG (welcher als Verweis auf die RL 2014/24/
EU zu lesen ist, vgl. Art. 91 zweiter UAbs.) in jenen Fällen 
vor, in denen Arbeitgeber, die als Bewerber oder Bieter in 
einem Vergabeverfahren auftreten, ihre Verpflichtungen nach  
der RL 2009/52/EG verletzt haben (dh. illegal Drittstaats- 
angehörige beschäftigt haben). Eine gesonderte Umsetzung 
der Bestimmung ist im BVergG 2018 nicht erforderlich, da  
der geltende Wortlaut des § 78 Abs. 1 Z 5 bereits eine ent-
sprechende Sanktion ermöglicht. Unabhängig davon ist 
jedoch ein Umsetzungshinweis (vgl. Art. 17 Abs. 1 der  
RL 2009/52/EG) erforderlich.
Mit dem Hinweis auf die RL 2014/24/EU in § 382 Z 17 wird 
der Vorgabe von Art. 90 Abs. 6 dieser Richtlinie entsprochen.

Zu Anhang V (Anforderungen an die Instrumente und 
Vorrichtungen für die elektronische Entgegennahme 
von Angeboten, Teilnahmeanträge, Prüfanträgen sowie 
Plänen und Entwürfen für Wettbewerbe):
Zu Z 7 ist festzuhalten, dass ein „Verstoß“ gegen Zu- 
gangsverbote oder -bedingungen nur bewusste Manipula- 
tionen und daher nicht versehentliche Anmeldungen mit  
falschem Usernamen, Passwörtern oder „Passwortver- 
tipper“ umfasst.
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Zu Anhang VIII (Kerndaten):
Der Kerndatensatz gemäß Z 1 des 1. Abschnittes kann 
zur Fristverkürzung oder als Bekanntmachung verwendet  
werden; es ist aber auch die bloße Nutzung als Vorinfor- 
mation oder regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung 
zur Information von interessierten Unternehmern möglich 
(dies ist bei der Bekanntmachung über das Bestehen eines 
Prüfsystems nicht einschlägig).
Zu Z 1 lit. e des 1. Abschnittes wird darauf hingewiesen, dass 
mit dem Klammerausdruck, wonach die vorliegende Anga-
be als Aufforderung zur Mitteilung des Interesses gilt, den  
Vorgaben der §§ 60 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3, 65 Abs. 2  
Z 3 und Abs. 3 Z 3, 230 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3 sowie 235 
Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3 entspricht.
Wenn in Z 1 lit. q (ebenso Z 2 lit. p) des 1. Abschnittes der 
Endzeitpunkt des dynamischen Beschaffungssystems auf 
ein früheres Datum vorverlegt wird, ist damit schon ausrei-
chend die Einstellung des dynamischen Beschaffungssys-
tems bekannt gemacht. Soll das dynamische Beschaffungs- 
system auf unbestimmte Zeit eingerichtet werden, ist als 
Datum „31/12/9999“ anzugeben.
Bei der Angabe des geplanten Ausführungsbeginns (Z 1 lit. r  
bzw. Z 2 lit. q des 1. Abschnittes) ist bei Rahmenverein- 
barungen oder bei dynamischen Beschaffungssystemen der 
erste mögliche Abrufzeitpunkt anzugeben.
Die erfolgreiche Einrichtung eines dynamischen Beschaf-
fungssystems muss nicht im Wege der Veröffentlichung von 
Kerndaten bekannt gemacht werden (vgl. die §§ 62 und 
66 bzw. 232 und 237). Die Einstellung eines bereits einge- 
richteten dynamischen Beschaffungssystems ergibt sich, 
wie bereits ausgeführt, bereits aus der Änderung des Kern- 
datensatzes für die Bekanntmachung gemäß dem  
1. Abschnitt, indem der Endzeitpunkt vorverlegt wird. Einzel-
ne aufgrund des eingerichteten dynamischen Beschaffungs-
systems vergebene Aufträge sind als normale vergebene 
Aufträge gesondert bekannt zu geben.

Zu Anhang X (Nachweis der finanziellen  
und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit):
Mit dem vorliegenden Anhang sollen Art. 58 Abs. 3 sowie  
Art. 60 Abs. 3 und Anhang XII Teil I der RL 2014/24/EU und 
Art. 80 Abs. 2 der RL 2014/25/EU mit umgesetzt werden.
Unter Bankerklärung gemäß Abs. 1 Z 1 ist die üblicher- 
weise als „Bankauskunft“ bezeichnete Bonitätsauskunft zu 
verstehen. Auch Auskünfte von Kreditschutzverbänden oder 
Auskunfteien kämen hier in Frage. Wesentlich erscheint 
die Kenntnis über das haftende Eigenkapital, ob dieses in  
Relation zur Größe des Auftrages steht und ob allenfalls eine 
Überschuldung vorliegt.
In Abs. 1 Z 3 wird im Vergleich zu Anhang XII Teil I lit. b der  
RL 2014/24/EU der zutreffendere Begriff der „Offenlegung“ 
der Jahresabschlüsse verwendet (in der RL: „Veröffent- 
lichung“). Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht ver- 
bunden.
Der Nachweis gemäß Abs. 1 Z 4 ist zwar nicht unter den 
gemäß der RL 2014/24/EU genannten Nachweisen an- 
geführt, aber nach Art. 63 Abs. 1 dritter UAbs. dieser RL  
zulässig (vgl. auch § 98).
Der Nachweis der Bonität gemäß Abs. 1 Z 6 gemäß einem 
anerkannten Ratingsystem wurde in das Verzeichnis  
der Nachweise aufgenommen, da dieser Nachweis in der 
Praxis – insbesondere im Baubereich – als besonders ge- 
eignetes Mittel angesehen wird, um sich der wirtschaft- 
lichen und finanziellen Leistungsfähigkeit des Unternehmers 
zu versichern. Ein Rating gibt ein Bonitätsurteil in Bezug auf  
ein Unternehmen ab, das anhand eines festgelegten und 
definierten Einstufungsverfahrens für Ratingkategorien ab- 

gegeben wird (so die Definition in Art. 3 Abs. 1 lit. a der 
Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 über Ratingagenturen,  
ABl. Nr. L 302 vom 17.11.2009 S. 1). Falls der Auftraggeber 
einen derartigen Nachweis verlangt, so hätte er auch ein 
entsprechendes Mindestrating („Ratingkategorie XY oder 
besser“; vgl. dazu die Definition in Art. 3 Abs. 1 lit. h der  
VO 1060/2009) festzulegen. Dass dieses Mindestrating 
sachlich gerechtfertigt und verhältnismäßig sein muss ergibt 
sich schon aus den Grundregeln des § 80 Abs. 1 und des  
§ 251 Abs. 1 (vgl. zur Verwendung eines Ratings schon 
VwGH vom 17. Juni 2014, 2013/04/0033). Aus der Formu-
lierung „anerkanntes Ratingsystem“ folgt, dass es sich um  
ein allgemein am Markt gebräuchliches Bonitätsbewertungs-
system handeln muss.
Zu Abs. 1 Z 7 ist klarstellend anzumerken, dass der Nach-
weis eines Mindestgesamtjahresumsatzes und jener eines 
Mindestjahresumsatzes für den Tätigkeitsbereich, in den 
die gegenständliche Vergabe fällt, auch kumulativ verlangt 
werden können. Die in Abs. 2 in diesem Zusammenhang 
genannten hinreichend begründeten Fällen, die mit den spe-
ziellen Risiken zusammenhängen, die die Wesensart der 
Leistung betreffen, sind etwa jene Fallkonstellationen, bei 
denen ein Auftragnehmer (zB bei los- oder gewerksweisen 
Vergaben) eine besonders hohe wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit aufweisen muss, da im Falle seines Leistungs- 
verzuges dem Auftraggeber ein hoher Schaden, zB auf-
grund der Bauzeitverzögerung, droht (zB Spezialgewerke  
im Rahmen eines großen Bau- oder Dienstleistungsauf- 
trages).
Zu Abs. 3 ist zu beachten, dass für Einzellose das regu- 
läre Regime wie für Aufträge gilt; lediglich bei gleichzeitig  
auszuführenden Losen durch denselben Bieter kommt die  
vorliegende Regelung zur Anwendung.
Wenn in Abs. 4 Z 1 vom „größten“ aufgrund der Rahmen- 
vereinbarung zu vergebenden Auftrag die Rede ist, ist der 
wertmäßig größte Auftrag gemeint.

Zu Anhang XI (Nachweis  
der technischen Leistungsfähigkeit):
Dieser Anhang soll Art. 58 Abs. 4, Art. 60 Abs. 4 und Anhang 
XII Teil II der RL 2014/24/EU sowie Art. 80 Abs. 2 der  
RL 2014/25/EU mit umsetzen.
Hinzuweisen ist auf die Zulässigkeit des Erfordernisses der 
„spezifischen Erfahrung“ als Eignungskriterium: Das Kriteri-
um der für die Erbringung der entsprechenden Leistungen 
erforderlichen beruflichen Fachkunde, Effizienz und Erfah-
rung ist im Hinblick auf die Prüfung der fachlichen Eignung 
der Unternehmer ein zulässiges Kriterium für die Bewertung 
der technischen Leistungsfähigkeit. Ist ein solches Kriteri-
um in einer Rechtsvorschrift vorgesehen, auf die die Aus- 
schreibung in klarer und eindeutiger Weise verweist, so ist 
es nicht zwingend in den Ausschreibungsunterlagen dieses 
Kriterium nochmals explizit anzuführen (vgl. dazu EuGH  
Rs 31/87, Beentjes, Rs C 27/15, Pippo Pizzo); gleichwohl ist 
es dennoch empfehlenswert.
Zu Abs. 1 Z 1, Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 Z 1 ist festzuhalten, dass 
sich diese Liste von Referenzen auf Referenzen bezieht, 
die im Zeitraum der letzten drei bzw. fünf Jahre erlangt  
wurden (dh. Referenzen von bis zu – maximal – drei bzw. fünf 
vorhergehende Jahre) bzw. erlangt werden konnten, sofern 
das Unternehmen erst seit kürzerer Zeit bestehen sollte. Die 
bisher für den Unterschwellenbereich eingeräumte Möglich-
keit der Verlängerung der Referenzfrist auf zehn Jahre ist 
aufgrund der nunmehr gegebenen allgemeinen Möglichkeit 
der Festlegung eines längeren Zeitraumes, „soweit dies zur 
Sicherstellung eines ausreichenden Wettbewerbes erforder-
lich ist“ nicht weiter erforderlich. Insbesondere bei Planungs-
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leistungen kann der Auftraggeber den Referenzzeitraum 
im Einzelfall (zB aufgrund der langen Projektdauer der Re- 
ferenzprojekte) zur Sicherung eines ausreichenden Wett- 
bewerbes ausdehnen.
In Abs. 2 Z 4 und Abs. 3 Z 5 wird der allgemeinere Ausdruck 
„Ausbildungsnachweise“ anstelle der Diktion des Anhan-
ges XII Teil II lit. f der RL 2014/24/EU („Studiennachweise“)  
verwendet. Im Zusammenhang mit diesen Bestimmungen ist 
darüber hinaus zu beachten, dass dasselbe Kriterium nicht 
wieder als Zuschlagskriterium bewertet werden darf, wenn  
es bereits im Rahmen der Eignung angewendet wurde  
(„Doppelverwertungsverbot“; vgl. die Ausführungen zu § 2  
Z 22).
Da eine Kontrolle nach Abs. 1 Z 6 bzw. Abs. 3 Z 4 natür-
lich nicht gegen den Willen der amtlichen Stelle durch- 
geführt werden kann, bzw. das Gesetz eine derartige Stel-
le auch nicht zur Kontrolle verpflichten kann, ist ein Hin-
weis darauf, dass sich die betreffende Stelle dazu bereit  
erklären muss (vgl. den Wortlaut von Anhang XII Teil II lit. e  
der RL 2014/24/EU), entbehrlich.

Zu Anhang XIV (Anforderungen  
an die Energieeffizienz gemäß § 95):
Lit. a enthält die derzeit geltenden gemäß der Richtlinie 
2010/30/EU über die Angabe des Verbrauchs an Energie 
und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante 
Produkte mittels einheitlicher Etiketten und Produktinforma- 
tionen („Labelling Richtlinie“), ABl. Nr. L 153 vom 19.06.2010, 
S. 1, erlassenen delegierten Rechtsakte.

Lit. b enthält die derzeit geltenden und nach Inkrafttreten der  
Energieeffizienzrichtlinie 2012/27/EU am 4. Dezember 2012 
angenommenen Durchführungsmaßnahmen gemäß der 
Richtlinie 2009/125/EG zur Schaffung eines Rahmens für 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte 
Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte („Öko- 
designrichtlinie“), ABl. Nr. L 285 vom 21.10.2009, S. 10.
Gemäß lit. c sind nur Bürogeräte zu beschaffen, die zu- 
mindest so effizient sind wie Geräte mit Energy Star Label. 
Die angeführten Beschlüsse beziehen sich auf das Ab- 
kommen zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Europäischen Union über die Koordi-
nierung von Kennzeichnungsprogrammen für Strom sparen-
de Bürogeräte („Energy Star Abkommen“), ABl. Nr. L 63 vom 
06.03.2013, S. 7. In Bezug auf Displays sind die in dem unter 
sublit. aa angeführten Beschluss enthaltenen Spezifikationen 
bereits obsolet und wurden durch die in dem unter sublit. cc 
angeführten Beschluss enthaltenen Spezifikationen ersetzt. 
Zum Energy Star Label sowie zu den aktuell geltenden Spe-
zifikationen vgl. auch www.eu-energystar.org.
Die Verpflichtung der lit. d gilt nicht für Reifen, die gemäß  
Art. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 vom Anwendungs-
bereich dieser Verordnung ausgenommen sind.
Zu den Energieeffizienzanforderungen vgl. auch http://
ec.europa.eu/energy/en/topics/energy-efficiency/energy-
efficient-products.





435

	 KONTAKT

KONTAKT

MANFRED ESSLETZBICHLER
Partner

WOLF THEISS
Schubertring 6 

A - 1010 Wien
T. +43 1 51510 5350
manfred.essletzbichler@wolftheiss.com

SILVIA FESSL  
Partner

WOLF THEISS
Schubertring 6 

A - 1010 Wien
T. +43 1 51510 5351
silvia.fessl@wolftheiss.com

SEBASTIAN OBERZAUCHER  
Partner

WOLF THEISS
Schubertring 6 

A - 1010 Wien
T. +43 1 51510 5352
sebastian.oberzaucher@wolftheiss.com

Disclaimer:

Die Informationen in dieser Publikation werden nur zu allgemeinen Informationszwecken zur Verfügung 
gestellt und dienen nicht der rechtlichen oder sonstigen Beratung. Der veröffentlichte Text ist sorgfältig 
auf seine Richtigkeit überprüft; Druckfehler können dennoch nicht ganz ausgeschlossen werden.







ÜBER WOLF THEISS
Durch die Kombination von lokalem Wissen mit internationaler  
Kompetenz und wirtschaftlichem Know-how hat sich WOLF THEISS  
seit der Gründung vor etwa 60 Jahren in Wien zu einer der größten  
Kanzleien in Mittel-, Ost- und Südosteuropa (CEE/SEE) entwickelt.  
Heute beschäftigen wir über 340 Juristen aus den unterschiedlichsten  
Rechtsbereichen in 13 Ländern. Während dieser Zeit haben wir  
in zahlreichen Fällen juristisches Neuland betreten und erfolg- 
versprechende Wege geebnet, von denen unsere Klienten heute  
profitieren.

ÜBER DIE WOLF THEISS VERGABERECHTSPRAXIS
Das Wolf Theiss Vergaberechtsteam gehört zu den größten in Österreich.  
Seit Inkrafttreten der Stammfassung des Bundesvergabegesetzes 1993 unterstützen 
wir erfolgreich sowohl die Auftraggeber- als auch die Auftragnehmerseite  
auf allen Gebieten des nationalen und europäischen Vergaberechts.  
Wir beraten und vertreten Auftraggeber bei der Vorbereitung und Durchführung  
von Vergabeverfahren und Bieter/Auftragnehmer bei der Evaluierung  
von Stolpersteinen in Ausschreibungen und bei der Abgabe fehlerfreier und  
zuschlagsfähiger Angebote. Im Fall des Falles vertreten wir Mandanten natürlich 
auch in Rechtsstreitigkeiten vor nationalen und europäischen Gerichten/Behörden. 
Durch die reibungslose Zusammenarbeit mit den Juristen anderer Teams  
wie IT/IP, Umweltrecht oder Baurecht erhalten unsere Mandanten umfassende 
Beratung aus einer Hand. Darüber hinaus profitieren unsere Mandanten  
vom exzellenten Kanzlei-Netzwerk an Kontakten und weiteren Services wie  
Veranstaltungen, Newsletters und Legal Alerts, die sie stets über aktuelle Trends 
und Entwicklungen auf dem Laufenden halten

www.wolftheiss.com


	Inhalt
	Vorwort 
	1. Teil Regelungsgegenstand  und Begriffsbestimmungen
	2. Teil  Vergabeverfahren für öffentliche Auftraggeber
	1. Hauptstück  Geltungsbereich, Grundsätze
	1. Abschnitt  Persönlicher Geltungsbereich
	2. Abschnitt  Auftragsarten 
	3. Abschnitt  Ausnahmen vom Geltungsbereich, gemeinsame Auftragsvergabe
	4. Abschnitt  Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes

	2. Hauptstück  Arten und Wahl der Vergabe
verfahren
	1. Abschnitt  Arten der Vergabeverfahren
	2. Abschnitt  Wahl der Vergabeverfahren im Ober- und im Unter
schwellenbereich
	3. Abschnitt  Nur im Unterschwellenbereich zugelassene Vergabeverfahren 

	3. Hauptstück  Bestimmungen für die Durchführung von Vergabeverfahren
	1. Abschnitt  Wege der Informationsübermittlung, Dokumentation
	2. Abschnitt  Bekanntmachungen
	1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen  über Bekanntmachungen
	2. Unterabschnitt  Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den Oberschwellenbereich
	3. Unterabschnitt  Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den Unterschwellenbereich

	3. Abschnitt  Fristen 
	1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen über Fristen
	2. Unterabschnitt  Fristen für Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich
	3. Unterabschnitt  Fristen für Vergabeverfahren im  Unterschwellenbereich

	4. Abschnitt  Eignung der Unternehmer
	1. Unterabschnitt  Von der Teilnahme am Vergabeverfahren auszuschließende Unternehmer

	5. Abschnitt  Die Ausschreibung
	1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen
	2. Unterabschnitt  Die Leistungsbeschreibung
	3. Unterabschnitt  Bestimmungen über den Leistungsvertrag 

	6. Abschnitt  Ablauf einzelner Vergabeverfahren und Teilnehmer im Vergabeverfahren
	1. Unterabschnitt  Ablauf des offenen Verfahrens, des nicht offenen Verfahrens und des Verhandlung
	2. Unterabschnitt  Ablauf des wettbewerblichen Dialoges
	3. Unterabschnitt  Ablauf der Innovationspartnerschaft
	4. Unterabschnitt  Teilnehmer im Vergabeverfahren

	7. Abschnitt  Das Angebot
	8. Abschnitt  Das Zuschlagsverfahren
	1. Unterabschnitt  Entgegennahme und Öffnung von Angeboten
	2. Unterabschnitt Prüfung der Angebote und Ausscheiden von Angeboten
	3. Unterabschnitt  Der Zuschlag

	9. Abschnitt  Beendigung des Vergabeverfahrens

	4. Hauptstück  Bestimmungen für besondere Aufträge und für besondere Verfahren
	1. Abschnitt  Vergabe von besonderen Dienstleistungsaufträgen
	2. Abschnitt  Bestimmungen für den Abschluss von Rahmenvereinbarungen und  die Vergabe von Aufträge
	3. Abschnitt  Bestimmungen betreffend die  Durchführung von elektronischen Auktionen
	5. Abschnitt  Bestimmungen über Wettbewerbe


	3. Teil  Vergabeverfahren für Sektorenauftraggeber
	1. Hauptstück  Geltungsbereich, Grundsätze
	1. Abschnitt  Persönlicher Geltungsbereich
	2. Abschnitt  Sektorentätigkeiten
	3. Abschnitt  Auftragsarten
	4. Abschnitt  Ausnahmen und Freistellungen vom Geltungsbereich, gemeinsame Auftragsvergabe
	5. Abschnitt  Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes
	6. Abschnitt  Grundsätze des Vergabeverfahrens und allgemeine Bestimmungen

	2. Hauptstück  Arten und Wahl der Vergabeverfahren
	1. Abschnitt  Arten der Vergabeverfahren
	2. Abschnitt  Wahl der Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich
	3. Abschnitt  Wahl der Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich

	3. Hauptstück  Bestimmungen für die Durchführung von Vergabeverfahren
	1. Abschnitt  Wege der Informationsübermittlung, Dokumentation
	2. Abschnitt  Bekanntmachungen
	1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen
	2. Unterabschnitt  Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den Ober-schwellenbereich
	3. Unterabschnitt  Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den  Unterschwellenbereich

	3. Abschnitt  Fristen
	4. Abschnitt  Eignung der Unternehmer
	5. Abschnitt  Die Ausschreibung
	1. Unterabschnitt  Allgemeine Bestimmungen

	6. Abschnitt  Ablauf einzelner Vergabeverfahren und Teilnehmer im Vergabeverfahren 
	1. Unterabschnitt  Ablauf des offenen Verfahrens, des nicht offenen Verfahrens und  des Verhandlung
	2. Unterabschnitt  Ablauf des wettbewerblichen Dialoges
	3. Unterabschnitt  Ablauf der Innovationspartnerschaft
	4. Unterabschnitt  Teilnehmer im Vergabeverfahren

	7. Abschnitt  Das Angebot
	8. Abschnitt  Das Zuschlagsverfahren
	1. Unterabschnitt  Öffnung und Prüfung der Angebote, Ausscheiden von Angeboten


	4. Hauptstück  Bestimmungen für besondere Aufträge und für besondere Verfahren
	1. Abschnitt  Vergabe von besonderen Dienstleistungsaufträgen
	2. Abschnitt  Bestimmungen für den Abschluss von Rahmenvereinbarungen und die Vergabe von Aufträgen
	3. Abschnitt  Bestimmungen betreffend  die Durchführung von elektronischen Auktionen
	4. Abschnitt  Bestimmungen über das Einrichten und den Betrieb eines und die Vergabe von Aufträgen
	5. Abschnitt  Bestimmungen über Wettbewerbe


	4. Teil  Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht
	1. Hauptstück  Zuständigkeit, fachkundige Laien-richter, Ausschluss und Ablehnung
	2. Hauptstück  Besondere Bestimmungen über das Verfahren des Bundesverwaltungsgerichtes in den Angele
	1. Abschnitt  Allgemeine Bestimmungen
	2. Abschnitt  Nachprüfungsverfahren
	3. Abschnitt  Einstweilige Verfügungen
	4. Abschnitt  Feststellungsverfahren


	5. Teil  Außerstaatl. Kontrolle, IMI, Statistik, Verpflichtungen n. Zuschlagserteilung und zivilrechtliche Bestimmungen
	1. Hauptstück  Außerstaatliche Kontrolle, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, statistische Verpflichtungen
	2. Hauptstück  Verpflichtungen nach Zuschlagserteilung und zivilrechtliche Bestimmungen

	6. Teil  Straf-, Schluss- und Übergangsbestimmungen
	Anhang 
	Anhang II  Bauaufträge nach § 4 Abs. 2 und 3
	Anhang III  Liste der zentralen öffentlichen Auftraggeber
	Anhang IV  Verzeichnis der in § 12 Abs. 1 Z 1  genannten Waren im Bereich der Verteidigung
	Anhang V  Anforderungen an die Instrumente und Vorrichtungen für die elektronische Entgegennahme von Angeboten, Teilnehmeanträgen, Püfanträgen sowie Plänen und Entwürfen für Wettbewerbe
	Anhang VI  In die Bekanntmachung gemäß § 56 und  in die Bekanntgabe gemäß § 61 aufzunehmende Angaben
	Anhang VIII  Kerndaten
	Anhang IX Liste der einschlägigen Berufs- oder Handelsregister, Bescheinigungen oder Erklärungen
	Anhang X Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
	Anhang XI Nachweis der technischen Leistungsfähigkeit
	Anhang XII Unionsrechtlich vorgeschriebene Modelle der Lebenszykluskostenrechnung gemäß § 92 Abs. 4 und §263 Abs. 4
	Anhang XIII Daten zur Berechnung bestimmter über die gesamte Lebensdauer anfallenden externen Kosten
	Anhang XIV Anforderungen an die Energieeffizienz gemäß § 95 
	Anhang XV Inhalt der Aufforderung zur Angebotsabgabe,  zur Teilnahme am Dialog oder zur Interessensbestätigung
	Anhang XVIII  Verzeichnis der Verfahren, in welchen keine besonderen oder ausschließlichen Rechte gemäß § 169 Abs. 2 zuerkannt werden

	Anhang XIX Liste der Unionsvorschriften gemäß § 184 Abs. 2 Z 1
	Anhang XX In die Bekanntmachung gemäß § 225  und in die Bekanntgabe gemäß § 231 aufzunehmende Angabe

	Besonderer Teil 
	A. Allgemeiner Teil
	Kontakt 



